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Berlin, 1875. | 
Drud und Verlag von Georg Reimer, | 


Die mit lateiniſchen Schriftzeihen geſetzten Ueberfchriften unb 
Rechtsſätze beziehen fih auf das dur bie Straf-Prozeß-Orbnung vom 
25. Juni 1867 geregelte Verfahren. 
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1873. 


1. Ort der That. - Feitftellung. 
2. Zenge. - Bereidung. - Dolmetider. 


1. Die Feftftellung des Ortes der unter Anflage 
geftellten That ift nicht unerläßlich, wenn in Betreff 
deſſelben und der Anmenpbarkeit des inlänpifchen 
Strafgefeßes ein Zweifel nicht obmaltete. 

StGB. $ 3 [n. 18]. 


2. Es begründet Feine Nichtigkeit, wenn ein der 
deutfhen Sprache nicht mächtiger Zeuge in ber 
Hauptverhandlung die Richtigkeit feiner Ausfage auf 
den in der Vorunterſuchung geleifteten Eid nimmt, 
follte bei der zulegt erwähnten Bernehmung auch 
nur ein Dolmetfcher mitgewirkt haben und die Auf- 
nahme eines Nebenprotofolle in der Sprache des 
Zeugen unterblieben fein. 

Bon. v. 3. Ian. 1849 8 55 [n. 39]; 43 [n. 5]; Gef. v. 3. Mai 1852 
Art. 27 [n. 1. 3]; Rrim.-Orbn. SS 59 ff. 329. — Bol. RrOXr. 1. 
8.118; 6. S. 316; 7. S. 254. 

Erf. (3.1) v. A. Ian, 1875 c. Basla (62 I. Cr.) 

[1.] Prinzipiell ift es allerdings richtig, daß der Ort 
ber That feftgeftellt werden muß, weil ſich danach bie Frage, 
ob eine Strafe eintreten Tann, oder ausgefchloffen werden 
muß, ebenfalls zu erjtreden hat. Allein in folhen Fällen, 
wie der vorliegende, bei denen es nach allen in der Sache 
ftattgehabten Verhandlungen außer jedem Zweifel ift, daß 
die ftrafbare Handlung im Inlande begangen worden, Tann 
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aus dem Mangel einer entſprechenden Feftftellung bie Nich- 
tigfeit des Verfahrens nicht hergeleitet werben. 

Sodann wird ausgeführt, daß in der ganzen Verhandlung in der 
gedachten Beziehung ein Zweifel nie obgewaltet habe. — Zu 

[2.] verweifen die Gründe auf ZBI. v. 30. April 1866 (ROT. 
7. Seite 254). 

Antr. d. GStA.: gleichl. [20.—8.] 


Verſuch. - Real-Konkurrenz. - Einfasftrafe. - Zuchthaus. 

Konkurrirt der Verſuch eines Verbrechens reell 
mit Vergehen, ſo iſt die Strafe des erſteren — als 
Einſatzſtrafe — nach $ 44 Abſ. 4 des StGB.'s zu 
bemeſſen, diefe alfo in Gefängnißftrafe zu verwandeln, 
wenn die an ſich für vermwirkt erachtete Zuchthaus- 
firafe ein Jahr nicht erreicht. Dies gilt felbft dann, 
wenn mit Rüdfiht auf die konkurrirenden Bergehen 
als Gefammtftrafe eine ein Jahr erreihende Zucht⸗ 
bausftrafe ale angemefjen befunden würde, 

StEB. 8 44 [n. 3a.) 

Erf. (81.) v. 4. Yan. 1875 e. Gefterling. (75 I. Cr.) 

Das AG., weldhes den ©. dreier einfacher Diebfähle und bes 
Verſuchs eines jchweren Diebſtahls (in realer Konkurrenz) fchuldig 
fand, erachtete zlir den ſchweren Diebftahl mit Rückſicht auf $ 44 Abſ. 4 
als Einſatzſtrafe eine eilfmonatlihe Zuchthausfirafe und für bie brei 
einfachen Diebnähle dreimonatliches Gefängniß fir angemeffen, und 
verhängte ale Geſammiſtrafe einjähriges Zuchthaus, indem es erwog: 
zwar fei da, mo als Verfuchsflrafe Zuchthans unter Einem Jahre ver- 
wirkt fei, diefe in Gefängniß zu verwandeln; die betr. Borfchrift bleibe 
aber da außer Anwendung, wo mit ber verfuchten That andere kon⸗ 
furrirten, weil dann dem Richter bie Aufgabe geftellt fei: eine Geſammt⸗ 
ftrafe für alle Lonkurrirenden Fälle zu finden; er fei benn bei Be- 
meffung ber zunächſt zu beſtimmenden Einfatfirafe an den gefeßlichen 
Mindeftbetrag nicht gebunden, ba dieſer eben nur für Die wirflich zu 
erkennende Strafe, nicht aber auch fir die nur vorläufig zu beſtimmende 
Einfagftrafe vorgefchrieben fei; bie durch bie drei einfachen Diebſtähle 
verwirkte dreimonatliche Gefängnißftrafe würbe eventuell in zweimogat- 
liches Zuchthaus zu verwandeln fein, weshalb fih als Geſammtſtraſe 
einjähriges Zuchthans ale angemeſſen barftelle. 
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* Auf die RB. des OſtaA.'s hat das OTr. diefes Erlenntniß ver- 
nihter und den Angellagten zu einer achtzehnmonatlcheun Gefängniß- 
firafe verurtheilt. Gründe: 

Die in den 5 44 hineingetragene, dem $ 74 entnommene, 
Unterfcheidung zwifchen der befinitiv zu erfennenden unb 
‚der nur vorläufig zu beftimmenven Strafe des mit Zucht« 
hans zu belegenden Verſuchs befteht nicht. Die Einſatz⸗ 
ftrafe des 8 74 ift feine blos vorläufige außerhalb ber Ge- 
fammtftrafe liegende Strafe, fondern fie ift ein Beſtandtheil 
und ein wefentlicher Beftandtheil der Gefammtitrafe, welcher 
überall in dem Erkenntniſſe al8 folcher erfichtlich gemacht 
werben muß, wenn gleich fie durch die Zuſatzſtrafen eine 
Erhöhung erleidet und mit diefer Erhöhung fich als Geſammt⸗ 
firafe darftelt. Ein Rückſchluß aus dem 8 74 auf ben 
Sinn des 8 44 erfcheint hiernach ſchon von dieſer Seite 
ans unberechtigt. Der $ 44 aber orbnet bie ftrafrechtlichen 
Folgen bes an ſich mit Zuchthausftrafe unter einem Jahre 
zu belegenden Verſuchs nach jeder Rüdficht, nicht blos für 
den Fall, wo nur auf diefe Strafe zu erfennen ift, fonbern 
auch, wo viefelbe in reale Konkurrenz mit anderen Strafen 
tritt und unter ben Vorausſetzungen des 8 74 in ber Ge- 
fammtftrafe als Einfatftrafe einbegriffen iſt. Es ift daſelbſt 
generell ausgefprochen, dag wenn das Strafprinzip, daß 
zum Minteften ein Viertheil der für das vollendete Ver- 
brechen angedrohten Strafe den Verſuch treffen joll, nicht 
zur Anwendung kommen Tann, weil der S 14 entgegeniteht, 
der die Erkennung einer Zuchthausftrafe von geringerer 
Daner als einem Jahre verbietet, anjtatt der an ſich für 
angemefjen erachteten unter einem Jahre verbleibenden 
Zuchthausſtrafe auf Gefängniß erfannt und die Dauer ber 
Gefängnißitrafe nach dem in $ 21 für beide Strafgattungen 
anfgeftellten Vergleichungsmaßſtabe ermittelt werden foll. 
Die wirflih die That treffende Strafe ift Gefängniß und 
für deren Dauer bildet die ohne das Hinberniß aus 8 14 
zu erfennende Zuchthausſtrafe nur einen Faltor ber Bes 
rechnung. 
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Nah der Auffaffung des angefochtenen Erfenntnifjes 
würde die Wahl der Strafgattung in einem Falle der vor» 
liegenden Art davon abhängen, ob bie für Die weniger ftraf- 
baren Delikte zu erfennende Erhöhung die in Zuchthaus 
von weniger als einem Jahre verwirkte Kinfagitrafe bis 
zur Dauer eines Jahres ergänzte oder nicht. In dieſem - 
Falle wäre Gefangniß, in jenem Zuchthaus die zuläffige 
Strafart. Allein e8 wiverfpricht dieſes der chronologifchen 
Neihenfolge, in welcher die zur Ermittlung der Gefanmt- 
ftrafe führenden Operationen nad 8 74 ſich zu vollziehen 
haben. Hiernach erfolgt zunächft die Feftfegung ſämmtlicher 
Einzelſtrafen, wie jie an fich ven konkreten Fällen entfprechen 
würden, fobann die Ermittlung der unter biefen ihrer 
Gattung nach fehwerjten als Cinfagftrafe und endlich bie 
Erhöhung der letzteren an Stelle der gelinderen Einzel- 
ftrafen. Es muß alfo, wie dieſes auch ber Natur der Sache 
entfpricht, da fi von Erhöhung einer noch nicht ermittelten 
Einfagftrafe nicht reden läßt, bevor die Erhöhung zu erörtern 
ift, die Höhe der Einfagftrafe und deshalb auch deren 
Gattung bereits feftftehen und kann die Wahl ver Legtern 
nicht umgefehrt von dem Einfluffe abhängig gemacht werden, 
welchen die übrigen Einzelftrafen auf die Erhöhung einer 
Zuchthausftrafe ausüben, welche feine Einſatzſtrafe ift und 
fein foll. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [68.—8.] 





Strafantrag. - Borgefetter, welder? - Friſt. 

Das Recht, die Strafverfolgung wegen einer 
einem Beamten ꝛc. in ıc. Ausübung feines Berufs 
zugefügten Beleidigung ꝛc. zu beantragen, fteht jedem 
Vorgeſetzten des Berlegten felbfifländig zu. Die 
Friſt beginnt für Jeden mit der ihm gemordenen 
Kenntnig von That und Thäter. Dadurd, dag ein 
Vorgefepter den von ihm geftellten Antrag zurüd- 
genommen bat, wird der höhere Vorgefegte nicht 
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behindert, feiner Seits — rechtzeitig — einen neuen 
Antrag zu flellen. 
StGsB. $ 196 [n. 17a]. 232. 64. 
Ertl. (®. 1.) v. 4. Jan. 1875 co. Meyer (51 I. Cr.) 

Wegen einer dem Nachtwächter K. im Dienfte zugefügten Körper- 
veriegung hatte die vorgelegte Polizei-Direltion den Strafverfolgungs- 
autrag geftellt, demnachſt aber wieder zuriidgenommen. Noch vor Ablauf 
ber Autragsfrift beantragte ſodann aber bie der Pol.Direktion vorgeſetzte 
Landdroſtei bie Strafverfolgung. — Beide Inflanzgerichte erachteten 
biefe für unguläffig und flellten die angehobene Unterfuhung ein, weil 
das durch die 88 196 und 232 dem Staate eingeräumte Antrags⸗Recht 
nar ein einheitliche® fei: auch wenn daſſelbe Durch verſchiedene Beamte 
ausgelibt werben könne, werde es doch im Ganzen erſchöpft, fobald 
es von einem berfelben ausgelibt, und durch demnächſtige Zurücknahme 
erlebigt worben ſei. 

Bernihtung. Gründe: 

Während das Pr. StGB. die Verfolgung einer, als 
Bergehen wider die öffentliche Ordnung behandelten, Be: 
feidigung eines öffentlichen Beamten in Dienftausübung 
(8 102) ſowenig, als der vorfäglichen Körperverlegung eines 
folden ($ 192) durch einen Strafantrag bebingte, ftellt das 
R.StGB. den legteren in beiden Richtungen als Voraus⸗ 
fegung der Berfolgbarkeit auf und befeitigt hierdurch auch 
die dem StA. in der StPO v. 1867 $ 488 Abi. 2 am 
Schluſſe eingeräumte Befugniß. Indeſſen find in den 
bervorgehobenen Fällen durch das R⸗StGB. SS 196, 232 
Abf. 2: „außer den unmittelbar Betheiligten auch beren 
amtliche Vorgefegte”, — abweichend von ber ſonſtigen Regel, 
zur Stellung des Strafantrags ermächtigt erklärt. Hervor⸗ 
gegangen find diefe Beftimmungen aus dem Vorfchlage der 
Reichstags⸗Commiſſion, neben dem beleibigten, beziehungs⸗ 
weife verlegten Beamten felbft auch den bienftlichen Vor—⸗ 
gefeßten vbefjelben zur Wahrung der Ehre des Amts und 
beziehungdweife der “Integrität des Beamten, das Antrags- 
recht zuzugeſtehn. Der Staat will ed nicht lediglich dem 
Belieben des verlegten Beamten anheimgeben, aus Gleich« 
gültigleit oder wegen fonftiger, in ihrem Werthe zweifel: 
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bafter Nüdfichten die ihm im Amte wiberfahrene Unbill 
ungeahndet zu laffen, das erhebliche Intereſſe des Gemein- 
weſens an Herbeiführung verbienter Beftrafung in ſolchen 
Faͤllen vielmehr durch Gewährung bed Antragsrechts auch 
an die amtlichen Vorgefegten thunlichft fichern. Aus dieſer 
Mehrheit neben einander antragsberechtigter Berfonen und 
dem Grunde der gefetlich angeordneten Konkurrenz ſowohl, 
als aus dem burch die pofitive Beftimmung des R⸗StGB.'s 
5 62 anerkannten Prinzipe der Selbftftändigfeit der ein» 
zelnen Antragsberechtigungen — vgl. Motive des II. Entw. 
©. 75; StPO. v. 1867 $ 496 — folgt einmal, baß bie 
verlegten Untergebenen und die Borgefegten berjelben bie 
Geltendmachung der Beiden eingeräumten Befugniß inner- 
halb der Jedem von dem Tage feiner Kenntnißnahme 
laufenden Frift — StGB. 8 61 — nicht ausfchließen Können, 
weiter aber auch, daß nach dem gejebgeberifchen Gedanken 
im Einklange mit der Wortfaffung des StGB. 8 196 bie 


bezeichnete Ermächtigung nicht auf den unmittelbaren Vor⸗ 
geſetzten bes verlegten Beamten eingefchränft, fondern auch 
den Oberen höherer Ordnung eingeräumt ift. 


Beim Mangel näherer Regelung durch das StGB, 


and die StPO. v. 1867 muß ſodann die Qualität ber 


amtlichen Vorgefetten und das Grenzgebiet ter Berechtigung 
berfelben im Verhältniß zu einander nach allgemeinen Grund⸗ 
fägen und ben Normen über Organifation und Zuftändig- 
feit der einzelnen öffentlichen Behörden beftimmt werben. 
Danach find, foweit partifularrechtliche Sondervorfchriften 


r nicht hindern, die Borgefegten höherer Kategorie mindeftens 


infoweit zur wirkfamen Geltendmachung ihres Antrags- 
rechts berufen, daß ein von ihmen geftellter Antrag von 
den Strafiuftizbebörden zu vefpeftiren ift, gleichgültig 


—ob der unmittelbar vorgefegte Beamte jeinerfeitd einen 
Strafantrag unterlaffen oder einen früher von ihm 


gefteliten Strafantrag zurüdgenommen hat. Wenn es 


‚ daher im gewiffen Sinne aud richtig ift, daß, wie das an⸗ 
gefochtene Erfenntniß hervorhebt, die mehren Vorgeſetzten 
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nur das eine Antragsrecht bes Staats ausüben, fo ift doch 
daraus die Unzuläffigleit und Unwirkſamkeit des in der 
vorliegenden Sache von ber Königlichen Landdroſtei zu H. 
anf Grund des StGB.'s SS 196, 232 unterm 18./20. Juli 
1874 gejtellten Antrages auf ftrafrechtliche Verfolgung bes 
Angellagten wegen der tem Nachtwächter Sin. in der Nacht 
vom 30.—31. Mai 1874 vorjäglich zugefügten leichten 
Körperverlegung keineswegs herzuleiten. Mag nämlich auch 
bie Antragsberechtigung der ftädtifchen Bolizei- Direktion 
und ber Königlichen Landdroſtei zu H. auf die gemeinfame 
Duelle einer an fih tem Staate zuftehenden Befugniß 
zurädzuführen fein, fo entjcheivet doch immer der Staat 
felbft, durcch welches feiner Organe und unter welchen Mo— 
Palitäten die mehren feiner Behörden zugeftandenen Funktionen 
auszuüben find. Aus der Natur der Sache folgt nicht, 
daß die unmittelbar vorgejegte Stelle das zufammentveffenbe 
Recht der höheren Behörde augjchliegen kann, um fo weniger, 
als gerade unterftellt werben muß, daß der Vorgeſetzte 
höherer Ordnung zu einer umfaffenderen Prüfung befähigt 
it. Die zeitliche Priorität durch einftweiliges alleiniges 
Anftreten der ftädtifchen Polizei Direktion ift bedeutungslos, 
weil diefelbe nur ihren Strafantrag zurüdziehen, wirkſam 
aber nicht hindern Tann, daß ein daneben beftehendes An- 
tragsrecht der vorgefegten Behörde friftgemäß zur Geltung 
gelangt. Durch die erfolgte Zurücknahme des Strafantrages 
der Polizei⸗Direktion wurde wohl die Erneuerung beffelben 
Seitens diefer Behörde gehinvert, Teineswegs aber die vor» 
geſetzte Kgl. Landdroſtei gebunden, eben weil bie erftere 
Stelle nicht ausschließliche Dispofition Über ein Antrags⸗ 
recht bes Staats hat, das letztere baher nicht durch ihre 
Willenserflärung verbraucht wird. Die Königliche Land» 
droftei hat auch nicht etwa die auf Jurüdziehung des Straf- 
antrags gerichtete Verfügung der Polizei-Direktion als folche 
aufgehoben, jondern nur von ihrem eigenen echte durch 
fpätere direfte Stellung eines Strafantrages Gebrauch ges 
macht, Die Qualität der Königlichen Landdroſtei zu D., 
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al8 mittelbar vorgefegte Behörde bes verlegten Nacht 
wächters und die Stellung ihres Antrags innerhalb der burch 
da8 StGB. 8 61 georbneten Frift ift vorliegend unbedenklich. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [69.—8.] 


Privalkläger. - Kostenhinterlegung. - Rechtsmittel. 


Der ein Rechtsmittel ergreifende Privatkläger 
muss die vorschriftsmässige Kostenhinterlegung 
innerhalb der für die Anmeldung und Rechtfer- 
tigung des Rechtsmittels bestimmten Fristen beim 
Gerichte erster Instanz bewirken. 

StPO. $ 492. 504. 372. Sie.: ROT. 11. &. 159. 169. 309; 
15. ©. 475. Bgl. früher: RdOTr. 10. ©. 61. 
Beſchl. d.) v. 4. Fan. 1875 Brüggemann c. Stooß (5B. 1. Cr.) 
erwog: 

daß die Annahme des Berufungs-Gerichts, wonach bie 
zufolge 8 492 der StPO. für Yauenburg v. 4. Dezbr. 1869 
[bezw. der StPO. v. 25. Yuni 1867] gebotene Hinter- 
legung der Koften des gegen ein Urtheil ergriffenen Rechte» 
mitteld innerhalb der für bie Anmeldung und Rechtfertigung 
laufenden Friften erfolgen müffe, einen Rechtsirrthum nicht 
erfennen Läßt, indem bieje Hinterlegung zufolge 8 504 baf. 
zu ben Formalien bes Rechtsmittels gehört, wegen deren 
Nichtbeobachtung nach 8 372 der Vorfigende bes Gerichts 
eriter Inſtanz die Zurückweiſung des NechtSmitteld verfügen 
fol; da aber bie hierdurch dem Vorſitzenden überwiefene 
Prüfung ſich gleichzeitig auf Wahrung der Formen und 
Friften zu erftreden und gemäß 8 396 nach Ablauf ber 
Frift die alsbaldige Mittheilung der Alten an die Staats» 
anwaltfchaft zu erfolgen bat, fich hieraus ergiebt, daß bie 
Wahrung jener Formoorſchrift nicht blos bei dem Gericht 
erfter Inſtanz, fondern auch innerhalb ber dort laufenpen 
Friften bewirkt werden muß, zumal das Gefeg nirgends auf 
eine Begünftigung in diefer Richtung über den Ablauf der 
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Friſt hinaus, wie folde der 8 367 in Anfehung ber 
Bollmachtsberichtigung geftattet, hinweift. 
Antrag des GSLA.: gleicht. [68.—6.] 


— —— m 


Rheiniſches Berfahren. - Rückfälliger Diebſtahl. - Mil 
derude Umſtünde. - Strafe. - Kaſſations-Rekurs. - 
Succumbenzſtrafe. 

1. Hat der Rh. App.-Gerichtshof einen des ein- 
fahen Diebſtahls ꝛc. im wiederholten Rüdfalle Ans 
geflagten, wegen „des Vorhandenſeins mildernder 
Umftände” vor das Zucht-Pol.-Gericht verwiefen, fo 
kann diefes, ſelbſt wenn es feinerfeits Die mildernden 
Umflände nicht als erwiefen betrachtet, doch nur auf die 
zuchtpolizeilihe Strafe (des F 244 Abf. 2 ꝛc.) er- 
kennen. 

2. Der Kaſſations-Rekurs des fo Verurtheilten 
iR unannehmbar, wenn die gefegliche Sucrumbenz- 
fieafe nicht hinterlegt worden ifl. 

Geſ. v. 4. Mai 1853; Einf.Geſ. 3. Br. SIEB. Art. XIV [n. 10); 
SGB. 8 244. 261; Rh. StPO. Art. 419. Bgl. RoOTr. 8. ©. 566; 
13. ©. 480. 

Ert. (3.11.) v. 5. Jan. 1875 e. Eichelberger (41 1. Cr.) 

E. war wegen eines im wiederholten Rüdfalle verübten einfachen 
Diebflahls unter Annahme milbernder Umftände vom AGHofe zu Cöln 
vor das ZPO. verwiefen und von biefem zu einjähriger Gefängniß- 
frafe vernrtheilt worden. Den von ihm — ohne Hinterlegung ber 
Sucecumbeniftrafe — ergriffenen Kaſſ.Relurs verw ar das OTr. „ale 
nuanniehmbar”, indem es erwog: 

dag in einem Falle [‚wie ber vorliegende,] die Sache 
nicht nur in dem für Vergeben vorgefchriebenen Verfahren 
erledigt werden muß, fondern auch ber Inſtanzrichter, felbit 
wenn er bie Annahme mildernder Umftänbe nicht für ge— 
rechtfertigt erachten würde, an das Verweiſungsurtheil Des 
Anklagefenats infofern gebunden bleibt, daß er eine criminelle 
Strafe wegen ber That nicht, vielmehr nur eine Gefängniß- 
jtrafe nach Maßgabe des Abi. 2 des 8 244 des StGB.'s 
verhängen Tann, die Sache alfo, obgleich ber einfache Dieb⸗ 
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ſtahl im wiederholten Rückfall an fich ein Verbrechen bildet, 
in Folge des Vermweifungsurtheils formell und materiell zu 
einer correctionellen Sache wird; 

daß, da mithin bie Verurtheilung des Befchulbigten zu 
der erwähnten Strafe in einer nicht criminellen Materie 
erfolgt ift, derfelbe aber vie für biefen Fall vorgefchriebenen 
Succumbenzgelder nicht Hinterlegt, noch auch feine Armuth 
befcheinigt hat, ber von ihm eingelegte Kaſſ.⸗Rekurs fich 
nah Art. 419 ter StPO. als unannehmbar varftellt. 

Antr. d. GStA.: gleichl. (27.—3.] 


— — — — — 


Holzdiebſtahl. - Rückfall. - Vollſtreckung. 

Bei Zuwiderhandlungen gegen das Pr. Holz» 
viebflahlsgefeg ift Die Verhängung der Rückfallsſtrafe 
nicht durch die flattgehabte Vollfiredung der früheren 
BVerurtheilungen bedingt. 

Br. HDGeſ. v 2. Juni 1852 88 8. 16. Vgl. ROT. 14. ©. 98. 

Erf. (3. 1.) v. 5. Jan. 1875 e. Gerling (49 II. Cr.). 

Der 8 2 Abi. 2 des Einf.-Gef.’s z. StGB. führt unter 

denjenigen Borfchriften, welche neben dem StGB. in Kraft 
bleiben follen, ausprüdtich auch bie befonderen VBorfchriften 
des Landesitrafrechts über den SHolzbiebftahl auf, und zu 
biefen befonderen Borfchriften find auch vie Beſtimmungen 
bes preußifchen Holzdiebſtahlsgeſetzes über den Rüdfall zu 
zählen. Es kann hierbei dahin geftellt bleiben, ob durch 
die Hinzufügung des Wortes „bejonderen” im $ 2 Abf. 2 
a. a. O. hat ausgedrückt werben follen, daß die allgemeinen 
Grundfäte des Bundes⸗ ober Landesftrafrechts über bie im 
Abf. 2 Hervorgehobenen ftrafbaren Handlungen nicht ferner 
.. Geltung behalten, vielmehr in Gemäßheit des Abf. 1 a. a. O. 
durch die in dem erften Theil des StGB.'s enthaltenen 
allgemeinen Grundſätze über bie Beftrafung ver Verbrechen, 
Dergehen und Uebertretungen, jo wie durch die einleitenden 
Beftimmungen (88 1—12) erfegt werben follen; denn unter 
die Kategorie der allgemeinen Grundfäte, welche durch das 


# 
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StGB. eine Regelung erfahren haben, fallen die Beftim- 
mungen über den Rückfall Teinenfalle. Das StGB. kennt 
nämlid — abweichend von anderen Gefeßgebungen — ben 
Rückfall nicht als allgemeinen Straffhärfungsgrund, ſondern 
droht nur bei einzelnen Verbrechen und Vergehen (88 244. 
250 Nr. 5, 261. 264) wegen Nüdfalls eine härtere Strafe. 
Reben dieſen im fpeziellen Theile enthaltenen Strafandro— 
bungen ftellen offenbar and) die Vorſchriften des Holzdieb⸗ 
ftahl&gefeges über ben Rückfall fih als befonvere, einen 
allgemeinen Grundſatz des StGB.’ nicht berlihrende Vor⸗ 
fchriften dar. Hierin vermag auch der Umftand nichts zu 
ändern, daß jene Vorfchriften ſich an die zur Zeit des Er- 
laſſes des Holzdiebftahlögefeges geltenden allgemeinen Be- 
ftimmungen bes Pr. StGB.'s über ven Rüdfalt im Wejent- 
lichen anfchloffen. Denn nachdem das StGB. einerfeits 
davon Abftand genommen hat, den Rüdfall als allgemeinen 
Straffehärfungsgrund aufzunehmen, andrerjeitd aber mit 
dem Intereſſe der Einbeitlichleit des Strafrechts es nicht 
für unvereinbar erachtet hat, vie befonderen Vorfchriften 
bes Landesftrafrechts über den Holzdiebftahl aufrecht zu er- 
halten, fann auch ein innerer, bie Einheit des Strafrechts 
verlegender, Widerſpruch nicht Darin gefunden werben, baß 
bezüglich des Rückfalls bei Holzdiebjtählen andere Grund: 
jäge gelten, als bei denjenigen fpeziellen Verbrechen und 
Bergehen, bei welchen das Reichs: Strafgefekbuch ansnahms⸗ 
weife dem NRüdfall die beſondere Bedeutung eines Straf- 
ihärfungsgrundes beilegt. Und zwar ift biefes um fo 
weniger der Tall, als auch ſchon zur Zeit der Geltung bed 
Br. StGB.'s in anderer Richtung, nämlich bezüglich des 
Zeitraums, innerhalb deſſen eine vorausgehende VBerurtheilung 
einen Rüdfall zu begründen vermag, bie Beftimmungen dee 
alfgemeinen Strafrechts ($ 60 des Pr. StGB.'s) von ben- 
jenigen des Holzdiebſtahlsgeſetzes (8 8 Abſ. 1) abweichen. 
Aus den gleichen Gründen bat denn auch das OTr. durch 
8. I. v. 30. Yan. 1873 e. Eisfeld (NpOTr. 14. ©. 93) 
bereits entfchieben, daß die Vorfchriften der SS 42. 46. 64, 
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des früheren Pr. Preßgeſetzes v. 12. Mai 1851, nach welchen 
bie Verhängung der NRüdfallsftrafe gleichfalls nicht durch 
bie Verbüßung ber früher erkannten Strafe bebingt war, 
durch das Neichsftrafgefegbuch nicht außer Kraft gejett 
worben feien. 

Antr. d. GStA.: gleichl. (44.—3.] 


Hehlerei. - Vortheil. 
Derjenige, welcher eine durch eine Mißthat er- 


langte Sade anfauft, handelt dabei auch dann 


„seines Vortheils wegen”, wenn er denjenigen ‘Preis 


zahlte ‚, für welchen er Sachen der fraglihen Art 
. . auch vedli erwerben Fonnte, fobald er durch den 


MWiederverfauf der Sache, den auf diefem Wege 
regelmäßig zu erzielenden Gewinn ſich verfchaffen 
wollte. 
| SIEB. 5 259 [n. 3]. 257 [n. 20]. 

Erf. (3.11) v. 5. Jan. 1875 e. Kruliczel (36 II. Cr.). 

Die NB. der wegen Berbehlung geftohlenen Hafers verurtheilten 


- Kr. rligte, daß ber App.-Richter ein „Handeln bes eigenen Vortheils 
wegen“ annehme, obgleich fie bie marktgängigen Preife für ben Hafer 
‘= bezahlt habe. 


Zurüdweifung. Gründe: 
Wie das OTr. bereitd in vielen Fällen ausgeführt 


> Kat, liefert der $ 259 StGB. feinen Anhaltepunft bafür, 
daß ber Ausdruck „Vortheil" Hier in einem engeren Sinne 
aAuszulegen fei, als in demjenigen des gewöhnlichen Lebens, 


‚in welchem er auch ben regelmäßigen Gewinn umfaßt, welcher 


‚im veblichen Handel durch den Wiederverfauf ber einge 
: tanften Waare erzielt zu werben pflegt. Der Zweck bes 
Beſetzes, zu verhüten, daß bie Diebe Abfag für die ge- 
> Röhlenen Sachen finden, fpricht entſchieden dafür, die Hehlere 
En nur dann mit Strafe zu bedrohen, wenn ber An- 


De pen Vortheil zu erzielen hoffen darf, fondern au dann, 





er denjenigen Preis bezahlt, für welchen er auch 
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reblich erworbene Sachen verjelben Art ankaufen konnte. 
Das von der Angellagten geltend gemachte Moment war 


daher rechtlich unerheblich. 
Ante. d. GEM.: gleicht. [82.—8.] 


Geſchworener. - Ausbleiben. - Strafverfügung. - 
Rechtsmittel. 


Die Befchmwerden gegen die wider einen aus- 
bleibenden Geſchworenen ergangenen Strafverfügungen 
find zunähft an das vorgefegte App.-Gericht zu 
richten. 

Bohn. dv. 3. Yan. 1849 $ 72 [n. 24] Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 13 
Belt. (11.) v. 5. Ian. 1875 ce, Mees (7B. II. Cr.) 

M. Hatte gegen eine Strafverfügung des Schw.GH.'s, durch 
welche er in eine Gelbfirafe genommen war, weil er ber Bernfung 
zum Geſchworenen ohne genügend befundene Entſchuldigung feine 
Folge geleiftet habe, — bie Beſchwerde an das AG. ergriffen, war 
aber von biefem zurückgewieſen worben, weil die betr. Vorſchrift bes 
$ 72 der Bon. v. 3. Ian. 1849 durch Art. 18 des Geſ.'s v. 3. Mai 
abgeändert, und eine foldhe VBeihwerbe nunmehr beim OTr. anzu⸗ 
bringen fei. — Auf fernere Befchwerde des M. bat das OTr. dieſe 
Berfägung aufgehoben und das A®. angewiefen fiber jene Beſchwerde 
zu befinden. Gründe: 

Die Beftimmung des $ 72 der Bon. v. 3. Yan. 1849 
a. E., nach welcher gegen Strafverfügungen, welche vom 
Schw.⸗GH. gegen Gefrhworene erlaffen werben, die ohne 
genügend befundene Entfehulpigung nicht erfcheinen oder fich 
entfernen, innerhalb einer zehntägigen präffufivifchen Friſt 
Beichwerbe bei dem Appellationsgerichte ftattfindet, hat Durch 
das Gef. v. 3. Mai 1862 keine Aenderung erfahren. Wenn 
der Art. 13 des lehteren, auf welchen das AG. Bezug 
nimmt, die Bejchwerbe an das OTr. mit der aus feinem 
erſten Satze fich ergebenden Beſchränkung auch in ben 
Sallen der 88 12. 13. 72. 78. 131. 154 der Von. für 
ftatthaft erklärt bat, fo ift hieraus boch in dem alle des 
8 72 fo wenig, als in benjenigen ber übrigen 88 herzuleiten, 
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daß fortan Tebiglich die direkte VBejchwerde beim OTr. zu- 
läffig fein folle, e® bat vielmehr nur gegen bie in folchen 
Faällen vom AG. erlafjenen Verfügungen noch das weitere 
Rechtsmittel der Beſchwerde, jomeit biejelben aus Rechts⸗ 
gründen angefochten werden, zugelafjen werben follen. Der 
8 72 insbeſondere bat durch das Geſ. v. 3. Mai 1852 
eine Mobififation alfo blos infofern erfahren, als nicht 
mehr, wie dies ber 8 72 vorgefchrieben hatte, gegen bie 
fragliden Strafverfügungen nur Befchwerde beim Appel: 
lationsgerichte ftattfinden fol. Diefer Gefeßesauslegung 
fteht auch der Art. 12 des Maigefeges nicht entgegen, indem 
abgefehen davon, ob die fraglichen Strafverfligungen gegen 
Gefhworene als zur Hauptverhanblung im Sinne des 
Art. 12 Abſ. 2 gehörig zur betrachten find, der Inſtanzenzug 
rückſichtlich dieſer Verfügungen jedenfall durch die Beſtim⸗ 
mung bes 8 72 reſp. Art, 13 cit. eine befondere Regulirung 
erfahren bat. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [82.—8.] 


Mit-Angellagter. - Zeuge. - Bereidung. 
War ein Angeflagter vorher in ver Vor⸗Unter⸗ 


| - n fuchung eidlich als Zeuge vernommen, fo begründet 


es keine Nichtigkeit, wenn ver Inflanzrichter bei Be- 
urtheilung der Schuld eines Mit-Angellagten, auf 
jene beeidete (als Angeklagter wiederholte Ausfage) 
Rückſicht nimmt. 
Bon. v. 8. Ian. 1849 $ 22 [n. 17]. 

Ecrt. (3.1) v. 5. Jan. 1875 0. Tegellamp (790 LI. Cr. v. 1874). 

In dem gegen T. wegen Nothzüchtigung feiner Stieftochter ber 
Ehefran H. eingeleiteten Skrutinialverfahren war bie letztere ala Zeugin 


eidlich vernommen worden. Da fih aber aus ihrer YAutjage ergab, 


baß fie in die Beiſchlafovollziehung eingewilligt Gabe, fo erfolgte gegen 
beide die Eröffnung der Unterfuhung wegen Blutfhanbe (8 178). In 


i dem Hauptverfahren wiederholte die 9. ihre frühere Autjage. Auf 


biefe, fowie anf bie im Vorverfahren flattgebabte Bereidigung ber- 
ſelben ſfiützten bie Inflanzrichter die Berurtheilung bes €. 
RB. — Zurädweifung Gründe: 
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Dem App.-Nichter ift nicht zum Vorwurfe zu machen, 
daß derjelbe in den Gründen feiner Entfcheidung Die That- 
ſache der in dem Borverfahren erfolgten eiblichen Ver⸗ 
nehmung ber Mitangellagten als ein Moment für bie 
Glaubwürdigkeit ihrer Ausfage in Anfchlag gebracht Hat, 
Ä indem erwogen worben ift, daß biefe Ausfage allen Glauben 
verdiene, weil diefelbe in dem früheren Scrutinialverfahren 
eiblih erhärtet und gegenwärtig von der Angellagten 
in genauer Webereinftimmung, — objchon biefelbe 
wie ihr befannt, zu ihrem eigenen Nachtheile gereichte, — 
wiederholt jei. 

Antrag d. GELA.: gleichl. 137.—3.] 


Berufung. - Gegenstand. - Sirafausmessung. 


Durch eine „die Strafausmessung* bemängelnde 
Berufung wird der Berufungsrichter mit dem ganzen 
den Berufenden benachtheiligenden Inhalte des 
angefochtenen Urtheils befasst. 

StPO. 5 374 Abs. 2. 

Ert. (3.1) v. 6. Yan. 1875 e. Breyhahn (4 I Cr.) 

Den „Inhalt“ des Straferfenntniffes im Sinne bes 
8 374 Abf. 2 der StPO. bilden die gegen den Angeflagten 
gerichteten materiellen Anordnungen, nicht bie faktifchen und 
rechtlichen Gründe, woranf diefe Anordnungen fich ftüßen, 
und wenn aber wie vorliegend gejchehen, Ungeflagter in 
kiner Berufung die Strafausmeffung bemängelt, fo bat er 
das ganze Erkenntniß angegriffen, deſſen Strafbeitimmung 
er für unrichtig erflärt und die Hinweifung auf ben Fehler 
‚ in der Strafansmeffung bezieht ſich nı anf die Begründung 
ber Beſchwerde, ift aber nicht der ausfchließliche Gegenſtaud 
der Bernfung. 

Antr. d. GStA.: gleicht. (68.—6.] 








Zeuge. - Bereidung. - Nichtigkeit. 
Richtigkeit tritt ein, wenn ein Zeuge nad feiner 


Bereidung noch eine nachträgliche ——— macht 
Reqhtſyr. d. 8.D.-Tr. ıc.. XVI. 
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ohne dieſe auf den früher geleifteten Eid zu nehmen. 
Das gilt auch dann, wenn derjenige Anklagepunkt, 
auf welchen fih jene Bekundung bezog, duch ein 
„Nicht⸗ſchuldig“ der Geſchworenen erledigt worden ift. 


Erim.-Orbn. 8 332; Don. v. 3. Jan. 1849 8 55 [n. 31) Bol. 
RdOCr. 1. ©. 61; 7. S. 44; 14. S. 449. 

Ertl. (8. 1.) v. 6. Jan. 1875 0. Fähndrich (16 I. Cr.) 
fprit den obigen Grundſatz aus, und erwägt in Betreff des Schluß⸗ 
ſatzes: 

„es entziehe ſich jeder Beurtheilung, ob und welchen Einfluß 
der unbeeidigt gebliebene Theil der Ausſage des betreffenden 
Zeugen nicht auf den Schulbigfpruch der Gefhworenen [in 
Betreff ber übrigen Anllagepunfte) geäußert babe. 

Antr. d. GStA.: gleicht. 146.-6.] 


Hausrecht. - Miether. - Ende der Miethe. - Streit. 


Im Geltungsbereihe des Pr. ALR.'s flieht es 
dem Vermiether nicht zu, nah dem vermeintliden 
Ablaufe der Miethzeit gegen ven Willen des Miethers 
in die betr. Räumlichfeit zu dringen ıc., wenn zur 
Zeit in Betreff der Beendigung oder Fortdauer der 
Miethe ein noch nicht entſchiedener Streit obwaltet. 


StGB. 8 123 [0.8]; Pr. ALR. I, 7 8 144. 145; Bgl. Erf. bes 
DAG. Dresven v. 29. Dezbr. 1873 (Stengl. Zeitihr. 4. S. 113). 
Ertl. (3.1) 0. 6. Jan. 1875 co. Gutſche (174 I.Cr.). 

Der Zimmermeifter J. hatte am 7. März 1871 von bem ac. ©. 
eine in defien Haufe belegene Stube für einen in monatliden Raten 
zu entrichtenben Mierhpreis auf ein Jahr (bis zum 7. März 1872) 
gemiethet, behauptete jenen Miethpreis nicht nur für dad ganze Jahr 
fonbern noch für einen ferneren Monat (bis zum 7. April 1872) theile 
durch Auweifung anf feinen Schuldner W. theile Haar gezahlt zu Haben, 
und machte geltend, daß dadurch die Miethe für ein ferneres Jahr 
(bis zum 7. März 1873) verlängert worden fei. Dagegen beftritt G. 
bie ftattgehabte Miethverlängerung, weil auf bie eriheilte Anweiſung 
von W. feine Zahlung geleiftet, der Miethpreis für das erfte Fahr 
alfo noch nicht vollfläindig entrichtet fei. Er klagte deshalb gegen I. 
anf Ermiſſion auf welche am 18. April 1873 eikaunt wurde. Noch 
ehe. aber dieſes Urtheil verkündet war, hatte fih ©. am 8. April zu 
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3.8 deſſen Stube begeben um two möglich biefe wieber in Beſitz zu 
achmen, Baarzahlung verlangt und der wiederholten Aufforberung bes 
J.: feine Stube zu verlaffen, nicht folge gegeben. An biefen Vorfall 
Mnäyite ſich dann eine Schlägerei zwifchen mehreren Berfonen. Im 
imem Berfahren des G. fauden die Inflanzrichter einen Hausfriedens⸗ 
berqh: menngleih J. am 13. April zur Räumung verurtbeilt und 
dederh anerlaunt worden fei, baß berfelbe ein Miethrecht (Über beu 
T. Mir, 1872 Hinaus) nicht gehabt habe, fo fei berjelbe doch beim 
bier fraglichen Borfalle noch als Miether im Befitze gewelen; ba bie 
Ftage, ob bie Mierbe verlängert worben, zur Zeit noch freitig ge- 
wein und erſt am 13. April zu Gunſten des ©. entichieben worden 
kei, fo habe derfelbe am 8. ej. nicht das Hecht gehabt, m das flreitige 
deſitzthum einzubringen 2. — Die NE. fand hierin eine Geſetzee⸗ 
verleznug. Die Exmiſſionsklage fei bereit? am 4. Novbr. 1871 anu⸗ 
geſtellt, mb der Einwand bes J., bis zum 7. April 1872 gemiethet 
an haben, durch den Eid des ©. widerlegt worden: das am 18. April 
1872 verlündete Exmifſionsurtheil ergebe, daß I. ſchon am 4. Novbr. 
1871 fein Recht zu fernerer Miethbenugung gehabt habe; ſonach fei 
G. nah 8 144 I, 7 ALR. am 8. April ej. berechtigt gewefen, ben 3. 
U bloßen Inhaber der Gewahrfam ans eigener Macht zu entfegen“. 
Imädmweifung. Gründe: 


Beer aus der Streitigfeit des J. ſchen Befig- refp. 
Miethrechts während ber Dauer des Exmiffionsprozefies, 
x aus dem Umstand, daß J. am 13. April 1872 zur 
Raͤumung ber Miethwohnung verurtheilt worden ift, läßt 
NS ohne Weiteres folgern, daß terfelbe ſchon am 8. April 
1872 zur miethweifen Benugung der Wohnung nicht mehr 
berechtigt geweſen fei. Wenn Implorant aus den Ermiſſions⸗ 
Alten den Nachweis geführt zu haben vermeint, daß J. 
don bei Anftellung ver Ermiffionsfiage fein Mietrecht 
mehr gehabt, und daß bafjelbe nach deſſen eigenem Zuge⸗ 


rdniſſe in ber Klagebeantwortung jedenfalls nur bis zum 


1, April 1872 gebauert. habe, — fo überfieht er, daß ber 
App.Kichter ben in der App.⸗Rechtfertigung hierüber be- 
antragten Beweis troß der am ꝛc. befchloffenen Einforverung 
md Vorlegung ber Ermiffions-Akten im Audienztermine am 
x. garnicht erhoben, und daß die Nichtberüdfichtigung dieſes 

trages nur mittelft einer ausdrücklichen prozeſſua⸗ 
liſchen Rüge Hätte angefochten werben können. = 

2 
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Auch die auf Verlegung des $ 123 StGB.'s geſtützte 
Rüge entbehrt der Begründung. Denn die thatjächliche 
Feſtſtellung der Suftanzrichter, welche unter der mit Erfolg 
nicht angegriffenen Annahme: daß das WMiethrecht rejp. 
ber Miethbefig des ıc. J. am 8. April 1872 noch ftreitig 
gewejen fei, einen Nechtsirrthum nicht erkennen läßt, ent- 
ſpricht allen Erforderniffen des zur Anwendung gebrachten 
Strafgefegeds. Der 8 144 I, 7 ALR. welcher das Ber- 
bältniß bes berechtigten Beliterd zu dem in befien Namen 
befigenden bloßen Inhaber dahin fetitellt: daß ber erftere 
ben letteren der Gewahrfam aus eigener Macht zu allen 
Zeiten entfegen könne, — fteht nicht entgegen. Derfelbe 
geht nämlich, wie aus $ 145 1. c. erhellt, von der Voraus⸗ 
fegung aus, daß die gegenfeitigen Rechte und Pflichten 
bereits Max geftelit find, und daß deshalb der Inhaber durch 
Anwendung der Privatgewalt in feinen anderweitigen Ge⸗ 
rechtſamen nicht beeinträchtigt wird. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [46.—6.] 


Kosten. - Adrokat. - Mangel der Vollmacht, 


Der Advokat [oder Dritte], welcher — ohne 
eine ordnungsmässige Vollmacht beizubringen — 
für eine Partei einen Antrag stellt, welchem wegen 
dieses Legitimationsmangels nicht entsprochen 
wird, hat die dadurch veranlassten Kosten zu 
tragen. 

StPO. $ 442. 219. 
Beſchl. (1.) v. 6. Ian. 1874 c. Wduolat P. (266B. I. Cr. v. 1874). 

Für den wegen Beleibigung verurtheilten 2c. Th. hatte der Advokat 
P. einen Straffifirunge-Antrag eingereicht. Da er aber eine orbuunge- 
mäßige Vollmacht bes Th. nicht vorgelegte, fo beſchloß die Straflammer, 
baß „auf jenen Antrag eine Entſcheidung nicht erfolgen lönne, berfelbe 
vielmehr als von einer britten nicht befugten Perſon geſtellt zurück⸗ 
gewiefen und ber Antragfteller P. in Gemäßheit des $ 442 der StPO. 
in die dadurch veranlaßten Koflen verurtheilt werde. — Die von P. 
gegen biefen Beſchluß ergriffene NB. warb vom OTr. „ale unbe- 
gründet zurfidgemwiefen, 
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„weil nad allgemeinen Grundfägen bie Gerichtslofen bem- 
jenigen zur Laft zu feßen feien, welcher bie entiprecdhenbe 
richterliche Thätigkeit angeregt habe”. 

Autr. d. GStA.: entgegen. [69.—6.) 


30. - Schiffs-Rapitän. - Paffagier. - Dellarationspflidt. 
Der Schiffskapitän ift zur Zoll-Deflaration in 
Betreff der von einem Schiffs-Paffagier mit geführten 
Gegenflände nicht verpflichtet. 
8308-8. v. 1. Juli 1869 8 136 a. c. 75a, 76. 13. Bol. RdOTr. 
12. S. 393. 
Er. 3.1) v. 6. Ian. 1875 0. Pidenpad (946 I. Cr. v. 1874). 

Auf einem durch ben Schiffokapitän PB. geführten Schiffe waren 
zoIpflichtige Waaren eingeführt worden, welche ein Schiffspaffagier mit 
ich geführt und verborgen gehalten hatte; fie waren demzufolge weber 
durch dieſen, noch durch den Kapitän bellarirt worben. Der lebtere 
wurde von Der gegen ihn erhobenen Anklage der Zoll-Hinterziehung 
freigefprodden, weil jene Waaren nit einen Theil der Ladnung (B.-Zoll- 
4. 5 758. 76) gebildet und ebenfowenig fi im natürlichen Befite (einem 
Jubaber-Berhättiniffe) des B. befunden hätten. RB. ber Zoll-Bebörbe. 

Zurädweifung. Gründe: 

Die Rechtsanficht, welche das angefochtene Erfenntniß 
vertritt, läßt fi) ale irrthümlich nicht bezeichnen, wenngleich 
auf das aus 8 13 hergeleitete Argument kein entfchiedenes 
Gewicht zu legen fein wird. Denn ber zur Zahlung bes 
Zolls verpflichtete natürliche Beſitzer des zollpflichtigen 
Gegenftandes fällt, zumal bei dem Schiffstransport, nicht 
nothwendig zufammen mit der Perfon des nad 8 23 de⸗ 
Harationspflichtigen Waarenführers, wie biefes z. B. ber 
Tall des 8 78 ergiebt, wonach der Schiffsführer die ‘Der 
ftaration der Effekten ver Schiffemannfchaft bewirken muß 
und wenn foldhe zolipflichtige Gegenjtände enthalten nad) 
8 136d bei unrichtiger Deflaration der Defranpationsftrafe 
verfällt, obfchon ber natürliche Beſitz fich nicht bei ihm, 
fondern bei dem Eigenthümer befindet. Aus dem Mangel 
des natürlichen Befiges läßt fich daher fein unbebingter 
Schluß auf das Michtbeftehen einer Deflarationspflicht ziehen, 
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wenngleich die regelmäßige Bedeutung biefes Moments nicht 
verfannt werben fol. Dagegen muß die Annahme Billigung 
finden, daß der Schiffeführer in einem folchen Falle nicht 
als Waarenführer ($ 23 Abf. 1), das demfelben nicht zum 
Transport Übergebene Gepäd der Reifenden nicht als Theil 
der Ladung (8 24 Abf. 1) ſich darftellt und veshalb bie 
gegen den Frachtführer wegen unterbliebener Deklaration 
zufolge 8 136d. gerichtete Präfumtion einer vollbrachten 
Zollvefraubation nicht Platz greift. 

Wenn, was die Dagegen gerichteten Ausführungen ber 
NB. anbelangt, in 8 23 die Pflicht zur Deklaration dem 
Waarenführer anferlegt, in dem folgenten 8 24 Abf. 1 bis 
4 die Form und Art jener Deklaration beſtimmt und in 
Abſ. 5 beigefügt wird, daß ridfichtlich der Deklaration ber 
Neifenden die Beltimmungen in $ 92 Anwendung finden, 
fo ift damit ſchon an fich dem Zuſammenhauge nach der 
Reifende als der Dellarationspflichtige, mithin bezüglich ber 
von ihm mitgeführten Waaren als der Waarenführer an⸗ 
erkannt. Dem Reifenden das Recht der Deklaration ein- 
zuräumen, dagegen für den Fall er davon feinen Gebrauch 
macht, die Pflicht beffelben fortwährend bei dem Schiffe- 
führer befaffen, heißt eine fakultative Vertretung des Schiffs- 
führers Hinfichtfich der Deflarationspflicht fchaffen, weiche 
die 88 23 und 27 des Gejeges nur dem Wanrenempfünger 
zugeftehen, als welcher der Reiſende rückſichtlich ver in feiner 
unmittelbaren Gewahrfam verbleibenden, wenn auch ver⸗ 
borgenen Effelten nicht gelten Tann. 

Die Dellarationspflicht des Sciffsführers neben dem 
bloßen Deflarationsredht des Neifenden würde zu den be- 
denklichen den Bebürfniffen des Lebens und Verkehrs fowie 
jeder gejunden NRechtsanfchauung wiberftrebenden Kons 
fequenzen führen, daß eines Theils der Schiffeführer behufs 
der Deflaration feiner Seits für den Fall, vaß der Reiſende 
von feinem Rechte feinen Gebrauch macht, von dieſem bie 
Manifeftation aller von ihm unverpadt bei fich geführten 
Objekte nebft den Kolli, ja felbft die Törperliche Unter⸗ 
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sdung als Sewähr für vie Richtigfeit der von dem Schiffe- 
fährer zu vertretenden Deflaration, müßte verlangen können, 
andererfeitö aber ber Reiſende fich in der Lage befände un- 
geachtet er mit jeinen Effelten das Schiff verläßt, bei von 
ſeiner Seite unterbleibender Deklaration bie Pflicht Hierzu 
amd die firafrechtliche Verantwortlichkeit dafür auf Seiten- 
bes Schiffeführers unverändert fortbeitehen zu laſſen. 

Die Ausführung, daß wenn die Reiſeeffekten nicht zur 
„Labuug” gehörten es unter Umſtänden ganz an einer 
Perfon mangeln wiürbe, welcher bie Deflarationspflicht 
iufiele, widerlegt ſich hiernach dahin, daß ber Reiſende 
ftet8 derjenige ift, welchem dieſe Pflicht obliegt und wenn 
weiter Darauf hingewiefen wird, daß ohne fortpauernde 
Deklarationspflicht des Schiffsführers dieſer fich bezüglich 
jebes von ihm nicht defferirten Gegenftandes auf bie Eigen- 
ſchaft deſſelben als PBaffagiergut berufen und dadurch einen 
Beweis gegen ſich nothwendig machen könnte, welcher 
regelmäßig nicht zu führen fei, fo vermag die Schwierigfeit 
bed Beweiſes gegen den Angeklagten im einzelnen alle 
überbaupt feinen Einfluß auf bie Nechtsfrage zu Üben, am 
wenigften aber bie Aufftellung eines lediglich formalen Haft- 
prinzips zu rechtfertigen, welches an bie Stelle des bei der 
Richtentrichtung des Zolls allein Yntereffirten und materiell 
Schuldigen eine andere Berfon fett, bie fich meiftens nicht 
einmal in ber phnfifchen Möglichkeit befindet, eine wahr» 
beitögeireue Deklaration abzugeben. 

Die Eventualität, daß der Dellarationspflichtige fich 
wicht zur Deklaration meldet, fondern die Wanren zurüd- 
läßt, ift indeſſen auch in 3 27 des Zollgefetges bereit vor⸗ 
geſehen und in 8 104 der Weg bezeichnet, welcher die Ent- 
richtung der Abgabe fichert. 

Im Weiteren wird von ber Steuerbehörde noch auf 
den Schlußſatz des 8 22, wonach vie näheren Beftimmungen 
über den Umfang der Deflarationspflicht in Abjchnitt VI 
bis VIIL enthalten find, während bajelbft der Reiſenden 
nicht gebacht werbe, fowie auf ben 8 92 verwiefen, welcher 
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ein bloßes Recht, nicht eine Pflicht des Neifenden zur Des 
klaration ftatuire. 

Allein in den Abfchnitten VI bis VIII werden Tebiglich 
bie Modalitäten der generellen und fpeciellen Dellaration 
georbnet, über die Perfon des Deklarationspflichtigen aber 
ift nicht bier, fondern in ben 88 23 und 24 des vorand- 
gehenden V. Abfchnitts Beftimmung getroffen und ber 
8 92 regelt nur in ber aus $ 24 fich ergebenden Unter: 
ftellung, daß der Neifende feine Effelten ſelbſt zu deklariren 
habe, die erleichterte Form, in welcher dieſes geſchehen müſſe, 
geht aber auf die Frage des Rechts oder ber Pflicht nicht 
weiter ein. 

Wenn endlich auf das gemäß 88 90 und 167 des Ge⸗ 
feße8 von dem Kgl. Finanz-Minifterio erlaffene Regulativ 
vd. 14. Juni 1872 über die zollamtliche Behandlung bes 
Waaren-Ein- und Ausgangs in den Häfen von Cranz und 
Buxtehude (Hannov. Amtsbl. von 1872 Nr. 29 Beil. 2) 
Beziehung genommen ift, fo ſchreibt bie Anleitung zur ges 
nerellen Dellaration Sag 9 daſelbſt vor, es fei das Gepäd 
der Reiſenden, foweit baffelbe nicht bereits bei der vor⸗ 
läufigen Revifion des Schiffs abgefertigt und von Legterem 
entfernt worden ift, als folche8 unter einer befonderen Ab⸗ 
tbeilung zu beflariven. Es kann dahin geftellt bleiben, wie 
fich dieſe Anordnung zu derjenigen des 8 80 des Zollgeſetzes 
verhält, wonad bie Webergabe ver generellen Deklaration 
des Schiffsführere der fpeciellen Reviſion des Paflagier- 
gepäds, auf deren Grund bie Abfertigung erfolgt, voraus⸗ 
gehen fol. Denn der Berufungsrichter Hat mit Recht 
darauf hingedentet, daß eine veränberte Auffaffung des 
Legalbegriffs der Defraude fich Daraus nicht würde herleiten 
laffen, auch wenn daraus Material für die Anficht ber 
Steuerbehörde zu gewinnen wäre. Es könnte vielmehr nur 
in Stage fommen, ob jene Anleitung zu den Vorfchriften 
des Regulativs gehört, deren Webertretung 8 83 beffelben 
mit einer Orbnungsftrafe bis zu 50 Thalern hebroht, eine 
Frage, welche vorliegend des Gegenſtandes ermangelt, weil 
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eine formelle Ordnungswidrigkeit in der Art der Della- 
ration weber Gegenftand der Anklage und ber Verhandlung 
gewefen, noch eine baranf bezügliche TFeftftellung in dem 
Erfenntniffe getroffen ift. 

Antr. d. GStA.: gleich. 168.—6.) 





1. Erſatzgeſchworene. Vereidung. 
2. Geſchwornenſpruch. - Borfteher. - Vorleſung der Frage. 


1. Die Nicht⸗Vereidung eines gezogenen Erfag- 
geſchworenen begründet Feine Nichtigkeit des Ver⸗ 
fabrens, wenn vderfelbe bei der demnächftigen Be⸗ 
rathung und Eutſcheidung nicht mitgewirkt hat. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art 71 [n. 5). 

2. Eine angebliche Ungenauigfeit deren fidh der 
Borfteher der Geſchworenen bei der Vorlefung der 
geftellten Frage und den darauf ertheilten Antworten, 
in Beziehung auf die erſtere, fchuldig gemacht 
haben foll, begründet Feine Nichtigkeit des Verfahrens. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 96 [n. 8c.!. 
Erf. (3. I.) v. 6. Jan. 1875 eo. Wabersti (1009 I. Cr. v. 1874) 
ſpricht ad 1 ben obigen Grundſatz aus. 

[2.] Der Angriff, daß der Vorfteher der Gefchworenen 
die vierte Frage des Fragebogens nicht genau fo vorgelejen 
habe, wie fie niebergefchrieben worden war, iſt zur Begrün- 
dung ber ND. nicht geeignet, da durch eine ungenaue Ver⸗ 
fefung der geftellten Fragen die Nechte des Angeklagten in 
feiner Weife beeinträchtigt werden, die vechtliche Entfcheipung 
vielmehr auf die fehriftlich bei den Alten befindlichen Fragen 
und Antworten ansfchlieflic zu gründen und bie forrelte 
Borlefung daher nicht als eine wefentliche Vorſchrift des 
Berfahrens anzujehen ift. 

Anır. d. EStA.: gleichl. 40.- 6. 


Widerſtand. -. Forſtbeamter. - Gewalt. - Ort. 


1. Des Thatbefland eines „mit Gewalt” ver- 
übten Widerfiandes gegen einen Forſtbeamten ıc. er» 
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fordert nicht eine Gewalt „an der Perfon” des 
Beamten. 

2. Hat ein folcher Widerſtand außerhalb des zu 
beauffichtigenden Waldes flattgefunden, fo findet 6 117 
des StGB.'s nur dann Anwendung, wenn der Be⸗ 
amte in unmittelbarem Zuſammenhange mit einer 
ſchon im Walde begonnenen Dienſtwirkſamkeit amtlich 
thätig war. 

St®B. $ 117 [n. 12. 10.). Bol. Erik. d. Kaff.Hofs z. Stuttgart v. 
18. Febr. und v. 29. April 1874 (Gtengl. Zeiticht. 4. ©. 18). 
Erk, (3. 8. 1.) v. 6. Ian. 1874 c. Weſtädt (979 1. Cr. v. 1814). 

W. won dem Forſibeamten H. bei einem Hofgbiebfiahle betroffen, 
hatte die verlangte Heransgabe des gebrauchten Meſſers verweigert 
und bafjelbe beim Berjuche der Wegnahme je krampfhait fefgehalten, 
daß der Beamte es ihm nur mit großer Kraftanftrengung entreißen 
fonnte. — Bei einem fpäteren Borfalle hatte derſelbe Forfibeamte 
bemerft, daß ein Knecht des WB. mit einer Fuhre Haideplaggen bes 
Holz verließ; er begab ſich deshalb behufs Konſtatirung eines etwaigen 
Diebſtahle unter Zuziehung des Beigeorbneten nach ber Wohnung beb 
W., fand anf bem Hofe defjelben die abgeladenen Plaggen und trat 
dann in das Haus, wo er Seitens des W. eine Bedrohung mit Ger 
walt erfuhr. — Wegen beider Borfälle firaften die Juſtanzrichter aus 
88 117 und 74 StGB.'s. Die, Geſetzesverletzung rügenbe, RB. des 
W. warb, was den erfien Borfall betrifft, zurüädgemwitefen, bagegen 
erfolgte in Betreff bes zweiten Antlagepunftes 

Bernihtung. Grüne: 

[3u 1.] Da der Forftbeamte durch das feiner Dienft- 
thätigfeit (vgl. Holzdiebft.-Gef. v. 2. Juni 18652 8 22) von 
dem Angeklagten entgegengejette aktive Verhalten zum einer 
erhöhten Kraftanftrengung bebufs Ueberwindung des Hinder⸗ 
nifjes genöthigt wurde, konnte das Berufungsgericht in ber 
Handlung des Angellagten ohne Rechtsirrthum eine Wider⸗ 
ftandsleiftung Durch Gewalt erfennen, da das durch StGB. 
$ 117 bedrohte Vergehen an fich keine Gewalt an ber 
Perſon begrifflich erfordert, durch eine folhe Form des 
Widerftandes vielmehr nur nach Abfag 2, welcher gegen 
ven Angellagten wicht zur Anwenbung gebracht ift, er⸗ 
ſchwert wird. 
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[an 2] Die, im Berhäftniffe zu 8 113 ftrengere, 
Strefnorm des 8 117 leidet, wie das Kal. OTr. bereits 
wiederholt ansgeführt hat, nur unter ber Vorausſetzung 
Anwendung, daß ber des Holzdiebitahle Berbächtige 
einer Dienftihätigleit des Forfibeamten Wideritand Ieiftet, 
welche im betreffenden Walde ihm gegenüber fich äußert, 
ober daß, fofern der Widerftand außerhalb bed bem Be- 
amten zur Beauffichtigung anvertrauten Forſtes erfolgte, 
der Yorftbeamte in unmittelbarem Zufammenhange mit einer 
ſchon im Walde begonnenen Dienftwirkfamleit amtlich thätig 
geworden war. Borliegend fehlt e8 an einem Ausfpruche, 
daß das eine oder andere diefer Erforberniffe zutreffe. Ins⸗ 
befondere erhellt nicht, ob der Revierförſter H. „im Holze“ 
— wollte man barunter auch das Nevier X. ohne Weiteres 
verftehen — überhaupt bezüglich der hier fraglichen Ent- 
wendung eingefchritten iſt, ſpeciell nicht, ob der Angeflagte 
dort felbft perfönlich anweſend war, betroffen und verfolgt 
wurde, ob alfo bie in der Behamfung des Imploranten 
jpäter beabfichtigten Maßnahmen und die hier ftattgefundene 
Bebrodung des Förfters mit Gewalt die Anwendung bed 
eit. 8 117 rechtfertigen. ‚Der Mangel einer folchen Be- 
gründung wird mm fo erheblicher, als Angeklagter in ber 
Berufungsfchrift ausdrücklich die vechtmäßige Amtsausitbung 
Seitens de ꝛc. H. in Rückſicht auf eit. $ 117 beitritten 
hatte. Das Urtheil der Straffammer nimmt zwar an: 
daß „die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung aus der DBe- 
fugniß bes ꝛc. H., ven Angellagten über ben vorliegenden 
Verdacht der Entwendung zu befragen, folge"; — allein 
dieſe Auffafjung würde Doch nur zur Erörterung ber Trage 
führen: ob etwa das burch 8 113 1. c. vorgefehene Wider- 
ſtandavergehen, welches ebenwohl rechtmäßige Ausübung des 
Amtes fordert, vorliege; nicht aber ohne Weiteres bie aus 
dem cit. $ 117 erfolgte Verurtheilung begründen. 

Anke. d. GStA.: entgegen. 169. —6.] 
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1. Mündlichkeit. - Schriftſtück, nicht verleſenes. 
2. Trud:Syftem. - Zahlung an den Glänbiger des 
Arbeiterd. 


1. Der App.-Richter verlegt nicht das Prinzip 
der Mündlichleit, wenn er ein zur Anfehtung der 
erfirichterlichen Feftftellung in Bezug genommenes 
Schriftſtück als unerheblich befeitigt, ohne dafſſelbe 
in der Sitzung verlefen zu laffen. 

Ge. v. 3. Mai 1852 Art. 25 10. 1]. 


2. Der Arbeitgeber, welcher den einem Arbeiter 
verfchuldeten Kohn nicht diefem, fondern im Einver⸗ 
flänpniffe mit ihm einem Gläubiger defjelben aus- 
zahlt, verwirkt nicht die Strafe der 

B.⸗Gew.Ordu. v. 21. Zuni 1869 88 134. 136. 146. 154. 

Er. (3. 1.) v. 7. Jan. 1875 ce. Fitinus (665 IL. Cr.) 

Auf ben durch F. verwalteten D -- [hen Gruben befand die Ein- 
tihtung, daß ben beichäftigten Arbeitern auf ihren Wunſch eine Au- 
weifung ausgeftellt wurde, auf Grund deren fie von bem Kaufmann 
W. die in der Anweiſung verzeichneten Quantitäten Brod und Mehl 
anf Krebit erhielten, der Preis aber von der Örubenverwaltung bei 
der nächſten Lobnzahlung inne behalten und an W. abgeführt wurde, 
dergeflalt, daß die Arbeiter fi dieſe Lohmabzäge nicht gefallen zu 
laſſen braudten nud bag die Srubenverwaltung für etwaige Ausfälle 
nit einſtand. — Hierin fanden die Inſtanzrichter nicht ben That⸗ 
befand des in S 146 der B. Gew. Ordn. vorgefehenen Bergehene- 
NB. dee OStA.'s. 

Zurückweiſung. Gründe: 

[2.] Die 88 134—139. 146. 154 der R.-Gew.-Orbn. 
verfolgen in ihrer Gefammtheit den Zwed, die baare Aus⸗ 
lohnung der Arbeiter (Fabrilarbeiter, Bergwerksarbeiter) zu 
fihern und die Ausbeutung der abhängigen Lage verfelben 
durch Krebitiren von Waaren zu verhindern. Zu biefem 
Behufe verordnet $ 134 in Verbindung mit $ 154 einmal: 
„daß die Arbeitgeber (Fabrifinhaber, Bergwerksbeſitzer) 
verpflichtet find, die Löhne der Arbeiter in baarem Gelbe 
auszuzablen”, — und ſodann, „baß die Arbeitgeber ben 
Arbeitern leine Waaren kreditiren bürfen”, — Beide Vor⸗ 
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ſchrifien finb dem Zwecke des Geſetzes entfprechenp aus⸗ 
fhtieffich beftummt, das Verhaͤltniß zwifchen ben Arbeit 
gebern uud den Arbeitern, bezw. das Verhalten der Erfteren 
ven Letzteren gegenüber zu regeln. Nach ber erftgebachten 
Berfchrift S 134 Abf. 1 dürfen alle Seitens der Arbeitgeber 
die von den Arbeitern vertienten Löhne, — von ben in 
8 134 Abf. 3 zugelafjenen Ausnahmen abgejehen, — durch 
keine anderen Mittel ber Befriedigung ausgeglichen werden, 
as durch Zahlung banren Geldes. Es dürfen die Lohn⸗ 
forderungen ber Arbeiter von den Arbeitgebern nicht durch 
Hingabe von Wertizeichen, welche nicht dem baaren Gelbe 
gleichſtehen, ober im Wege ber Ceffion oder Anweifung, 
oder durch Lieferung von Waaren u. f. f., welche die Ar- 
heiter erft wieder verwerthen ober zu Gelbe machen müßten, 
gebedtt werben. Nach der folgenden Borfchrift 8 134 Abi. 2 
wird, um bie Zwecke des Geſetzes ficherer zu erreichen, 
dee Kreditiren von Waaren am bie Arbeiter Seitens ber 
Arbeitgeber allgemein verboten. Die gebachten Vorjchriften 
Aud unbebingt maßgebend; die Strafbarkeit des Zuwider⸗ 
banbein8 gegen biefelben kann auch burch entgegengefehte 
BVißenserflärungen ber Arbeiter nicht befeitigt werben; 
Berträge, welche ben Vorſchriften des 5 134 zumwiderlaufen, 
ſind wichtig: 88 136. 137. Andererſeits aber berühren 
rieſe Beftimmungen in feiner Weiſe diejenigen Vertrags⸗ 
serhättuifie, in welche die Arbeiter in Beziehung auf bie 
ton ihnen verdienten Löhne anderweitig, und von den 
Arbeitgebern abgejegen, nach eigener Willensbeftimmung 
eintreten. In dieſer Richtung ift die Freiheit der Arbeiter 
und ihre Befugniß, über ihre Löhne zu disponiren, nicht be⸗ 
ſchraͤnkt. Es iſt ihnen alfo insbejondere nicht verfagt, ihre 
Bebürfniffe anderweitig auf Krebit zu entnehmen und ihre 
Gläubiger wegen der auf folche Weife entftehenden For⸗ 
berungen veriragsmäßig zu fichern, bezw. biefelben auf ihre 
vöhne zu ihrer Befriedigung anzumweifen. Bon dieſen Ge- 
nchtepuntten aus fällt nun unter Berüdfichtigung der that- 
ſoͤchtichen Zeftftellung der Juſtanzrichter dem Angeklagten 
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eine Zuwiderhandlung gegen die Borfchriften bed 8 134 
a. a. O. nicht zur Laſt. Es iſt fefigeftellt, daß bie Berg⸗ 
werlBarbeiter don dem Kaufmann W. aus deſſen Brob⸗ 
und Mehlniederlage Brod und Mehl auf Kredit entnommen 
haben und daß Die Forderımgen bes W. bemmädhft. im Ein- 
verftändniffe der Arbeiter von der Grubenverwaltung bei ver 
Yohnzahlung in Abzug gebracht und deren Beträge an W. 
abgeführt find, dergeſtalt jedoch, daß die Arbeiter fich biefe 
Lohnabzüge gefallen zu laffen, nicht verpflichtet waren. Da⸗ 
nach bat ver Angeltagte die ihm nad 8 134 a. a. O. ob⸗ 
liegende Werpflichtung, fei e8 durch baare Zahlung bes 
Lohnes an die Arbeiter, fei e8 baburch erfüllt, Daß er bie 
ihnen an baaren Gelbe zukommenden Beträge anftragämäßig 
für fie an ihren Stänbiger abführte. Sein Verfahren ftellt 
fih nicht al ein modus der Tilgung ber Lohn— 
forderungen ber Ürbeiter, welcher unter die Borjcheift 
des 8 134 a. a. O. fallen könnte, fondern vielmehr als ein 
modus ber Befriedigung des Glänbigers ber Arbeiter, weiche 
mit deren Einwilligung erfolgte, als eine Befreiung ber 
Arbeiter von der ihrerſeits kontrahirten Schuld bar, welche 
fich außerhalb der im $ 134 a. a. O. gegebenen VBorfchriften 
bewegt unb daher nicht ftrafbar ift. Diejenige engere Aus- 
legung des Geſetzes, welche der Auffaffung der NB. zu 
Grunde liegt, wonach der Arbeitgeber der Vorſchrift des 
8 134 gemäß verpflichtet fein fol, bie Arbeitslöhne unter 
allen Umftänden an bie Arbeiter ſelbſt baar zu zahlen, 
ift danach nicht gerechtfertigt. Diefetbe ift mit dem Wort- 
laut bes 8 134 a. a. D., welcher den Arbeitgeder nur ver- 
pflichtet, „bie Löhne der Arbeiter in baarem Gelde audzu⸗ 
zahlen”, mithin diefe Verpflichtung nur in objeltiver Richtung 
und in Beziehung auf das zur Befriedigung der Arbeiter 
zu wählende Mittel normirt, ebenfowenig vereinbar, als 
mit der Abficht und ben Zwecken bes Geſezes. Schon bie 
Vorſchrift des 8 213 Thl. II Tit. 16 ALrR., welche bie 
Grundlage für vie fpätere Geſetzgebung in Betreff ver 
Auslohnung der Bergwertsurcheiter hergegeben bat, verorbttete 
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nur, daß ben Bergleuten ihr Lohn in baarem Gelde, nicht 
in Srzen, Materialien und Lebensmitteln bei jeber 
Lohnung gezahlt werden ſolle. Ebenſowenig gewähren bie 
ſpaͤteren Geſetze, — vgl. die Von. v. 9. Febr. 1849 88 50 
u 55, Gef. v. 21. Mai 1860 88 10—15 m. v. 24. Yuni 
1865 85 86— 91 deren Borschriften ſodann, im Weſent⸗ 
lichen gleichlautend in die R⸗Gew.⸗Ordn. übergegangen find, 
einen Anhalt dafür, daß es beabfichtigt worden ſei, bie 
unmittelbare Zahlung der Arbeitslöhne in baarem Gelbe 
an bie Wrbeiter felbft den Arbeitgebern zur Pflicht zu 
machen und bamit erftere in ber Dispofition über ihren 
Arbeitölohn, jowie mittelbar in der Freibeit, ihre Bedürfuiſſe, 
wo fie wollen, auf Krebit zu entnehmen, zu befchränten. 
Inte. d. GStA.: gleichl. [87.—3.] 


Zuftellung. - Schreiber eines Rechtsanwalts. 


Die für einen Rechtsanwalt beflimmte Zuftellung 
kaun im Falle feiner Abweſenheit in feiner Wohnung 
wirkſam an feinen Schreiber bewirkt werben. 

Eeſ. v. 3. Mai 18652 Art. 33 In. 6); AD. E 7. 820. 21. Bol. 
HOLT. 14. ©. 166. 
Beil. (M.) v. 7. Jan. 1875 0. John (63 II. Cr... 

Das in Abweſenheit des J. ergangene verurtheilende Erfeuntniß 
des AG.'a war dem zu dieſem Ende bevolimäkchtigten RA. IR. K. in deflen 
MWeohzung zugefellt und da er ſelbſt nicht zu Haufe angetroffen wurde, 
feinem Schreiber M. behändigt worden. Die bagegen ergriffene NB. 
wies das KG. als verjpätet zuräd. Die Befchwerbe bes J. fuchte 
antzuführen, daß das KG. mit Unrecht die betr. Friſt von jener Be⸗ 
handigung an M. berechnet habe, da dieſer nicht zum „Befinde* (AGD. L, 
7.0. 21; Ge. v. 3. Mai 1852 Urt. 38) bes K. geböre, auch 
von diefem zur Empfangnahme von Zuftellungen nicht ermächtigt geweien 
fi. — Burüdweifung. Gründe: 

Nah Art. 33 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 find im 
Strafverfahren Hinfichtlich der Inſinuation von Erfenntnifien, 
die für das Verfahren in Eivilfachen beſteheuden Vorfchriften 
maßgebend. Es Tommen mithin die Beltimmungen ber 
58 20 fgg. I, 7. AGO. zur Anwenbung, welche verorbuen, 
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daß, wenn die betreffende Perſon in ihrer Wohnung be⸗ 
ziehungsweiſe ihrem Geſchaͤftslokal nicht angetroffen wird, 
bie Zuſtellung zunächft an ihre Angehörigen ober ihr Gefinde 
zu erfolgen bat. Es ſoll aljo die Behändigung an eine 
Perſon gejchehen, welche durch das verwanbtfchaftliche ober 
fontraftliche Verhältniß, in welchem fie zu dem Worefinten 
ſelbſt fteht, die nöthige Garantie dafür barbietet, daß fie 
das betreffende Altenftüd in die Hände besjenigen gelangen 
lafien wird, für welchen es beftimmt ift. Iſt diefes aber 
die unverlennbare Bedeutung der Vorſchriften in 8 201. c., 
fo kann es nicht gerechtfertigt erjcheinen, den in bemfelben 
gebrauchten Ausdruck „Gefinde“ auf diejenigen Perfonen zu 
befchränten, welche fich auf eine beftimmte Zeit zur Leiftung 
häuslicher oder wirtbfchaftlicher Dienfte verpflichtet haben, 
und weldhe ver $ 1, IL, 5 ALR. und $ 1 der Sefinde-Orb- 
nung dv. 8. Novbr. 1810 als Geſinde bezeichnet. Bei dieſen 
letztgedachten Begriffsbeftimmungen handelte es ſich darum, 
aus den in einem fontraktlichen Dienftverhältniß zu Andern 
ftehenden Berfonen biejenige Kategorie zu bezeichnen, auf 
welche die befondern, auf eine Hausgenoſſenſchaft fich 
gründenden Vorfehriften des Tit. 5 Thl. II des ALR. und 
der erwähnten Gefinde-Orbnung Anwendung finden follten, 
welche Vorſchriften fich lediglich auf die zwijchen dem Dienſt⸗ 
beren und den Dienenden beftehenden Rechte und Pflichten 
beziehen. Die erwähnte Beftimmung bed 8 20 Tit. 7 TEL I. 
ber AGO. beruht aber nicht auf einer folchen, den als 
Gefinde bezeichneten Perfonen gegen den Dienſtherrn auf- 
erlegten Pflicht, fie hat vielmehr ihren Grund in ber Be⸗ 
beutung, welche einem beftehenden kontraktlichen Dienjtver- 
hältniß in Bezug auf feine Wirkungen nach Außen bin bei- 
gelegt wird, in bem Sinne, daß bafjelbe für bie Behörde, 
von welcher die Zuftellung angeorbnet iſt, die vorftehend 
erwähnte Garantie in ausreichender Weife gewährt, Ob 
legteres der Fall ift, richtet fi) nach ver Natur uud dem 
Charalter des betreffenden Dienftverhältniffes. Iſt diefes 
aber die Bedeutung bes 8 20 Tit. 7 Thl. I der ASO., fo 
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kann ker bort gebrauchte Ausdruck „Gefinde” nicht auf bas 
„gemeine Gefinde" — cfr. Marginale zu $1 U, 5 ALM. 
und $ 1 der Gefinde-Orbnung v. 8. Novbr. 1810 — be- 
fhränft und eine Zuftellung on einen Schreiber eines 
Rechtsanwalts nicht and dem Grunde für unzuläffig erachtet 
werben, weil berfelbe nicht in die Kategorie des gemeinen 
Gefindes gehört. Dei einer entgegengefekten Auffaffung 
würde man zu dem, dem @eifte des Geſetzes unzweifelhaft 
nicht entjprechenben Refultate gelangen, daß eine für einen 
Rechtsanwalt beftimmte Zuftellung nicht an deffen Burean- 
vorſteher, wohl aber an deſſen Dienftmäbchen giltig erfolgen 
Tönnte, während doch gerate das in dem Bureau eines 
Rechtẽanwalts befchäftigte Perſonal zu demfelben in einem 
folhen Verhältniß fteht, welches fiir bie richtige und recht- 
zeitige Ablieferung zugefteliter gerichtlicher Urkunden, der 
Regel nach eine befondere Sicherheit gewährt; — val. auch 
Ürtbeil des Kgl. OTr.'s IV. Senat v. 11. Febr. 1862: 
Etr. Ich. 45 ©. 71. 

Anke. d. GSA.: gleicht. [38.—3.] 


Gewicht. - Unzuläffige Form. 


Der Befig eines inhaltlich richtigen und geeichten 
Gewichtſtückes, deffen Form aber nicht der Borfchrift 
der Eich.⸗/Ordn. v. 16. Juni 1869 $ 25 entipricht, 
iſt nicht firafbar aus 

StB. $ 369 Nr. 2 [n. 13]. 
Erf. (3. 1.) v. 7. Sau. 1875 e. Stolz (12 II. Cr.). 

Die von ber NRormal-Eihungs-Kommijfion erlaffene Eichunge⸗ 
Otdnung v. 16. Juni 1869 (BIBI. Beil. hinter ©. 602) trifft im 
825 Beſtimmungen über die Form der (zur Eichung zuzulaſſenden: 
5 22) Gewichtsſtücke und fchreibt im Abfah 2 vor: „Gewichteſtücke 
vom 10-Kilogr-Stüd bis zum '/, Pfund-Sılid inch. herab erhalten 
eine Eplinderform, beren Höhe den Durchmeſſer iberfteigen muß, mit 
Kuopf“. — Ein bei dem Mepger St. vorgefunbenes 2.Kilogramm-Gr- 
wichtsfück entſprach dieſer Vorſchrift nicht, indem der Durchmefjer die 
Höhe überſtieg; dagegen gab es das angegebene Gewicht richtig wieder, 
und war andy (ans Berjehen bes betr. Beamten) geeicht. Hierin fand 

Reqchtiprech. d. 8. D.-Tr. ꝛc. XVI. 3 
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die Eichungsbehörbe eine Uebertretung im Sinne bes $ 369 Nr. 2 des 
StGB.'s, welcher nicht allein den Beſitz eines ungeeichten Gewichts 
mit Strafe bebrohe, fondern auch jebe andere Verlegung der Borfchriften 
üiber die Maaß-⸗ und Gewiätspolizei; im vorliegenden alle fei das 
Gewichtſtück „unrihlig in der Form geweſen“. Der Bol. Richter 
ſprach frei, weil ber cit. $ 25 ber Ei.-Orbn. nur eine Anweifung für 
die Eih.-Beamten euthalte und weil für bie Verſehen eines der letzterem 
ber Beſitzer bes richtigen und geeihten Stücke nicht einzufichen habe. 
Kaff.⸗Rekurs des P.Anw.'s. 

Berwerfung. Das OTr. erwog: 

daß zunächſt ver $ 369 Nr. 2 StGB.'s nur inſoweit 
hier in Betracht kommen kann, als es ſich um eine andere 
Verletzung ber Vorſchriften über die Maaß⸗ ınd Gewichts⸗ 
polizei handelt, da bie in 8 369 Nr. 2 felbft hervorgehobenen 
Verletzungen derartiger Vorfchriften zweifellos bier nicht 
vorliegen; 

bag aber dem Cafj.-Verklagten eine Verletzung ber ge- 
dachten Vorſchriften überhaupt nicht Schuld gegeben werten 
fann; 

baß der Art. 10 Abf. 2 der Maaß⸗ und Gewichtsorb- 
nung nur den Gebrauch unrichtiger Maaße, Gewichte 
und Wangen unterfagt; 

daß aber unter einem unrichtigen Maaße, Gewicht oder 
Wange nur ein Maaß u. f. w. zu verftehen ift, welches 
dasjenige, was es feiner Bezeichnung nach angeben ſoll, 
nicht richtig angiebt, nicht aber auch ein Maaß u. ſ. w., 
welches zwar dem Inhalte nach richtig ift, aber nicht bie 
vorfchriftsmäßige Form beſitzt; 

bag biefe dem Wortfinn allein entſprechende Auslegung 
bes eriten Satzes Abf. 2 des 8 10 a. a. O. noch wefentlich 
baburch unterjtütt wird, daß der zweite Sat von ben näheren 
Beltimmungen über die äußerften Grenzen der im öffentlichen 
Verkehr noch zu duldenden Abweichungen von ber abfoluten 
Nichtigkeit handelt, mithin offenbar, wie auch die zu dem 
Ende erlaffenen Ausführungsbelanntmachungen des Bundes- 
rathe8 v. 6. Dezbr. 1869 (BGBl. S. 698) und des Neichs- 
kanzlers vom 16. Auguft 1871 (BGBL. ©. 328) beweifen, 
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die Nichtigkeit in ber eben angegebenen engeren Bebentung 
vor Augen Bat; 

daß daher auch von einem DVerfioße wider 8 10 Abf. 2 
0.0. D. Seitens bed Beſchuldigten nicht die Rede fein fann; 

daß ebenfowenig, wie ber Ober-PBrofurator vermeint, 
ber Abf. 1 des 8 10 a. a. O. verlegt worben iſt, da biefer 
Abfag nur von der gehörigen Stempelung fpricht, und 
ein mit ber vorjchriftsmäßigen Eichung verfehenes Gewichts- 
ftüd auch dann als gehörig geftempelt angejehen werben 
muß, wenn es die vorfchriftemäßige Form nicht befikt und 
daher nicht hätte gejtempelt werben follen; 

daß nun zwar ber $ 25 Abf. 3 der Eichordnung vom 
16. Juni 1869 die Vorſchrift enthält, daß bei dem 2 Kilo- 
ftüd die Höhe den Durchmeſſer nicht erreichen darf; 

daß aber die Handhabung der Vorfchriften ver Eich» 
ordnung zunäcft den KEichungsbehörben obliegt, und ein 
Gewerbetreibender ſich ber Verlegung diefer Vorfchriften 
nur infoweit jchuldig macht, als die Eichorbnung felbft Be- 
ſtimmungen enthält, für deren Beachtung (vgl. z. B. 88 89 
und 90) die Gewerbtreibenden verantwortlich gemacht werben; 

dag nun die bier In Rebe ſtehende Vorfchrift des 8 25 
Abſ. 3 lediglich eine in Ausführung der ver Normal-Eichungs- 
Kommifjion im Art. 18 a. a. O. ertbeilten Befugniß, die 
näheren Borfchriften über Material, Geftalt, Bezeichnung 
und fonftige Befchaffenheit der Maaße und Gewichte zu er- 
laſſen, getroffene Beftimmung ift, und die Eichorbnung 
feinerlei Anhaltspunkte für die Annahme gewährt, daß ein 
Gewerbtreibender, welcher ein ben Borfchriften des 8 25 
zuwider von dem Kichmeifter geeichtes Gewicht im öffent⸗ 
lihen Verkehr benutzt, feinerfeits eine Vor[chrift über bie 
Gewichtspolizei verleke; 

bag vielmehr, was auch der Natur der Sache entfpricht, 
das Berfahren des Beichuldigten durch die Handlung bes 
Eichmeiſters gedeckt wird. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [44.—3.)] 


3* 
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Zwangsvollftredung. - Vereitlung. - Dolus. 


Bei der Vereitlung einer drohenden Zmangs- 
vollſtreckung genügt als Dolus die Abfiht, die durch 
diefe nunmehr drohende Zwangsvollfiredung gefuchte 
Befriedigung zu vereiteln; diefelbe braucht alfo nicht 
auf die Bereitlung der Befriedigung des betr. Gläu- 
bigers überhaupt gerichtet zu fein. 

SB. $ 238 In. 8). Contra: 3.1. 25. Noobr. 1874 (RdOTr. 15. 
©. 809). 
Erf. (3.1) v. 8. Yan. 1875 o. Brandt (960 I. Cr. v. 1874) 

Das zum Thatbeſtande des 8 288 des StGB.'s er- 
forberliche Begriffs- Moment: „die Abficht die Befriedigung 
bes Gläubiger zu vereiteln” — ift von den Inſtanzrichtern 
feineswegs unrichtig aufgefaßt worden. Die Behauptung 
bes Imploranten: „es genüge nicht die Abficht, die durch bie 
drohende Exekution gefuchte Befriedigung zu vereiteln, 
vielmehr müſſe der Dolus auf Vereitlung ber Befriedigung 
überhaupt gerichtet fein — Tann als begrlinvet nicht an⸗ 
erfannt werden, da ım $ 288 des StGB.'s die Abficht 
ber Vereitelung ber Befriedigung mit der drohenden Zwangs⸗ 
voliftredung in unmittelbare Verbindung gebracht ift und 
hiernach nicht die Vereitelung der Befriedigung überhaupt, 
fondern nur die Entziehung der Befriedigung welche burch 
bie drobende Zwangevollſtreckung erlangt werden konnte, 
in’8 Auge gefaßt ift. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 


Disziplin. - Rechtsanwalt. - Regalifiren für beide Parteien. 

Ein Rechtsanwalt, welcher (fahrläffiger Weife) 
die Prozepfchriften zweier flreitenden Parteien lega- 
liſirt, fällt der Disziplin anheim. 

ASD. III, 7 8 26d.; AR. 1,13 8 22ff.; StB. 8 356 u. 41. 
Erf. (1, Civ.:Seu.) v. 8. Jan. 1875 e. Rechtsauw. 8. (9SD. I. 
von 1874). 

In einem Prozeffe Di. c. Br. hatte ber Rechtsauw. K. ſowohl 
bie App.-Rechtfertigung, als bie Beantwortung berfelben legalifirt. 
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Deshalb dis ziplinariſch Heftraft, führte er in ber Berufungs-Inflanz 
8: die Legalifirung eines Schriftfages fei nur zur Ergänzung ber 
Form befimmt umd habe nur zum Zmwed, bie Partei zu berechtigen, 
die Annahme tes Schriftjages beim Gerichte zu verlangen; fonad 
habe ſich der Tegalifirende Rechtsanwalt um bas materielle Interefie 
der Parteien nicht zu befümmern und fei nicht „beiden Parteien be- 
dient”, wenn er bie Schriftfäge beiber Tegalifire. — Das OTr. hat 
dieſe Auffaſſung als verfehlt befeitigt. Gründe: 

Zunächft ift e8 auch bei diefer Auffafjung unrichtig, 
daß der Anwalt der Bartei bei Legalifation eines Schrift« 
fabes nicht bedient fei, ihr nicht Dienfte leiſte. Eme nicht 
zum Richteramte qualifizirte Partei bedarf in der App. 
Inſtanz zur Wahrung ihrer Nechte mittelft eined Schrift» 
jages nothwenbig der Mitwirkung eines Rechtsanwalts; anch 
wenn ein folcher diefe Mitwirkung nur in Form einer Le— 
galifation des Schriftfakes gewährt, dient er doch immer 
ter Partei; denn er giebt dadurch dem Schriftfage die erite 
Bedingung für die Berückſichtigung Im gerichtlichen Ver⸗ 
fahren. Aber der Angeſchuldigte faßt die Pflichten, welche 
einem Anwalt bei der Legalifation obliegen, auch augen- 
fheinlih zu eng auf. Schon das Wort: „Legalifation” er- 
giebt dies. Die Eigenfchaft der Legalität fehlt dem Schrift: 
ſatze nihht nur, wenn berjelbe ungeziemende Aeußerungen 
gegen das Gericht und die Gegenpartei enthält (mad Ange: 
ſchuldigter als alleinigen Zwed der Fegalifation hinſtellt) 
jondern auch wenn er in ber Form oder in wefentlichen 
Leftandtheiten mangelhaft ift, 3.2. wenn ev unverftändlich 
it oder jever Angabe der Beſchwerdepunkte entbehrt. Der 
Angeichuldigte irrt auch, wenn er weint, daß es hierfür an 
zeſetzlichen Beftimmungen mangelt. Vielmehr macht fchen 
812 Tit. 12 der Proz⸗Ordn. den Yuftiz-Commiffarins, 
welcher eine Debuktion auch nur legafifirt, nicht allein ver- 
antwortlich für Die in folder Schrift etwa vorkommenden 
merlaubten Ausfälle gegen den Nichter, den Gegentheil ober 
einen Dritten, ſondern auch für die offenbaren Verprehungen 
ver bei der Inſtruktion ansgemittelten Thatſchen. Dem 
entfprechend bedroht ter 821 IH, 7 AGO. ganz generell 
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den Juſtizkommiſſarius, welcher etwas vornimmt und in- 
fonberheit bei Gerichten nachſucht oder anträgt, was ben 
Haven Borfchriften der Geſetze zumiber wäre, mit Geld- 
trafen, im Wiederholungsfalle mit Entlafjung; (vgl. auch 
$ 26 daſ.). Ganz ebenfo verhält es fich bei der durch bie 
Bon. dv. 21. Juli 1846 angeorbneten Legalifation. Der 
$ 33 biefer Verordnung beftimmt ausprüdlich, daß ber 
Juſtizkommiſſar, welcher eine Klage, Klagebeantwortung ober 
andere Progeßfchrift unterzeichnet, für den Inhalt berjelben 
ebenjo verantwortlich ift, als wenn er die Schrift felkit 
abgefaßt Hätte. Das Unterzeichnen umfaßt bier augen: 
ſcheinlich auch die Beifügung des unterzeichneten Legaliſations⸗ 
vermerks, wie dies aus ber parallelen Beftimmung der Nr. 29 
ber Inſtruktion v. 9, April 1839 hervorgeht, welche lautet: 
Dei ber Legalifiruug einer RB. muß ber Juſtizkommiſſarius 
ben Inhalt derſelben forgfältig prüfen. Er if daher ebenfo 
verantwortlich, ala wenn er bie Schrift ſelbſt abgefaßt hätte. 
Er darf nichts unterſchreiben, was er nicht gelefen und ge- 
prüft bat. 
Es ift auch nicht anzuerkennen, daß ber Rechtsanwalt in 
allen Fällen biefe Prüfung lediglich auf Grund bes ihm 
vorgelegten Schriftfages vorzunehmen hat; er Tann, wenn 
ihm in Bezug auf feine oben angegebenen Pflichten Bedenken 
aufftoßen, ſehr wohl verpflichtet fein, auch näher in die 
Prüfung der Sache einzugehen. Ebenfomwenig läßt fidh bie 
Anficht des Angefchuldigten ans dem Umftande, daß ber 
Gebührenfag für vie Legalifirung ein geringerer ift, als für 
eine ausgearbeitete Prozeßſchrift, begründen; dies ertlärt fich 
zur Genlige daraus, daß bie Iektere Mühwaltung immer 
eine größere fein wird, als die mit den oben angegebenen 
Pflichten verbundene Legalifation, ba fie namentlich auch bie 
Verpflichtung enthält, der Partei auch in ber Richtung 
beiräthig zu fein: ob gerade bie Vertheidigungsmittel, welche 
bie Partei gebrauchen will, die ihrem Intereſſe dienlichften 
find. Muß man die Pflichten, welche der Rechtsanwalt 
bei ber Legalifirung hat, aber in dieſer Weife auffaffen, fo 
ift es auch unbedenklich dabei die Beftimmung des 8 26d. 
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MI, 7 AGO. zur Anwendung zu bringen, wonach bie 
Fuflizkommiſſarien ſchuldig find, die Partei abzuweifen und 
fih mit den Angelegenheiten berfelben nicht zu befaffen, 
wenn ein Gefchäft zwifchen zwei Parteien abzuthun ift, 
welche babei ein gegen einander laufendes Intereſſe Haben; 
monach er ferner, wenn ber Gegentheil einer Partei, deren 
Sonfnlent oder Benollmächtigter er bereits ift, fi) an ihn 
wenbet, und bie Sache einen Prozeß betrifft, darin von 
dieſem Gegentheile Teinen Auftrag annehmen, noch demſelben 
mit feinem Rathe und Gutachten beiftehen darf; vgl. 8 22 ff. 
I, 13. ALR., StGB. 5 356. Da num der Angefchuldigte dieſe 
Pflicht, obwohl nur aus Fahrläffigfeit, verlegt hat, fo Hat 
er fih durch Bernacdhläffigung der ihm obliegenvden Auf- 
merffamfeit ($ 22. 40. 42. II, T AGD.) einer Verlegung 
feiner Amtspflichten ſchuldig und fomit nach der Von. v. 
30. Aprit 1847 disziplinarifch ſtrafbar gemacht. 

| [-9.] 


Beleidigung, wechfelfeitige. - Strafantrag. - Strafver: 
folgnug. 

Durch die vechtzeitige Stellung des Strafantrags 
wegen wechfelfeitiger Beleidigungen, wird der mit 
einer berfelben befaßte Strafrichter nicht auch mit 
der Verfolgung der anderen befaßt, fo lange es an 
den prozeſſualiſchen Borausfegungen diefer fehlt. 

StGB. 5 198 {n. 7]. 
Erl. (3.1)0. 8. Jan. 1875 e. Mate (990 I. Cr.) 

Auf Die vom StA. erhobene Auflage war DM. wegen Beleibigung 
be8 Dr. ©. verurtheilt worden. Seine NB. rügte, daß bie Richter 
feinen Antrag: ben Beleidigten Dr. ©. wegen einer ihm (bem M.) 
ugefügten Beleidigung zu firafen unbeachtet gelaffen hätten; dadurch 
ki 8198 StGB. verletzt, ba beide Beleidigungen als wechfelfeitige 
anzuſehen feien. 

Zurädweifung. Gründe: 

Der Angriff kann nur. ald eine prozeſſualiſche Nüge 
angefehen werden, Als folche iſt fie nicht begründet, Der 
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als verlegt bezeichnete $ 198 StGB. hat gar nicht bie Be- 
deutung einer bie prozeſſualiſchen VBorausfegungen ber Straf- 
verfolgung regelnden Beitimmung, er berechtigt insbefonbere 
nicht zu der Annahme, daß die Verfolgung einer Beleidigung 
im Wege bes Strafverfahrens beim Vorhandenfein wechſel⸗ 
feitiger Beleidigungen auch) das Strafverfahren gegen ben 
Beleidigten zur notbwenbigen, von dem Cinfchreiten der 
StA.-Ihaft unabhängigen Folge habe, vegelt vielmehr nur 
bie Dauer bes Antragsrecht3 abweichend von den fonft für 
biefelbe geltenden Beftimmungen. 

Antr. d. GSta.: gleichl. [40.—6.] 


Stempel. - Bollmadıt. 


Der Bevollmädhtigte, welcher zu feiner Legiti- 
mation eine nicht rechtzeitig geftempelte Vollmacht 
vorlegt, verwirkt die Stempelſtrafe. 

Stempel⸗Geſ. v. 7. März 1822 5 7; ARD. v. 24. Febr. 1830. Bat. 
ROT: 1. ©. 488; 2. ©. 400; 5. ©. 58. 307; 10. ©. 733; 
11. ©. 211; 13. ©. 433. 

Erf. (3.1) v. 8. Jan. 1875 e. Schwarz (859 I. Cr. v. 1874). 

Nah 8 22 des Stempelgeſ.'s v. 7. März 1822 foll 
die Nachbringung des Stempels und Entrichtung der orbent- 
lihen Stempelftrafe gegen jeden Inhaber oder Vorzeiger 
einer Verhandlung oder Urkunde verfolgt werben können, 
welche mit dem gefeglich dazu erforberlichen Stempel nicht 
oörfehen ift. Unter Inhaber oder Vorzeiger einer Urkunde 
in dieſem gefeßlichen Sinne wirb aber nach ber fonjtanten 
Rechtſprechung lediglich Derjenige verſtanden, befien In— 
tereffe ©egenftand der betr. Urkunde iſt, welche wegen 
dieſes Intereſſes ihm zur eignen Dispofition ausgehändigt 
worden if. Aus biefem Gefichtspunfte hat die AKO. v. 
24. Febr. 1830 in dem damaligen Falle ſich dahin aus» 
gefprochen: 

„daß Mandatarien, welche von ungeftempelten oder nicht 
mit dem vworgefchriebenen Stempel verjehenen Schriften, im 
Sutereffe ihrer Mandanten Gebrauch machen, infofern 
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fie nicht durch eigne Uebertretung der Stempelvorſchriften 
eine Stempelſtraſe verwitlt haben, in ihrer Eigenſchaft 
als Mandaterien nicht in Stempelfirafe genommen 
werden können, indem das Stempelgeje unter dem Bor» 
zeiger eines Dokuments nichts Anderes verfieht, ala was bie 
Prozeß - Ordnung ben Probuzenten einer Urkunde neunt, 
unter welcher Begeihnung fie jeberzeit bie Partei begreift, 
deren Iuterefie der Gegenſtand ber betreffenden Verhand⸗ 
Inng iR”. i 
Diefe Begründung fteht mit feiner anderweitigen gejeglichen 
Beftimmung im Widerfpruche, fchließt fich vielmehr ben be⸗ 
ſtehenden Geſetzen, namentlich dem 8 22 des Stempelgef.’s 
volffommen an, und ftimmt mit ber bisherigen Necht- 
fprechung überein, wie auch ans dem Z3VPl. v. 28. Novbr. 
1864 (OTr. 5. S. 307) erhellt, welches ausbrüdlich an- 
ertennt, daß die Strafbarkeit Desjenigen, welcher eine Voll- 
macht, Die vor mehr als 14 Tagen vor ihrer Einreichung 
ausgefertigt war, probueirt, unzweifelhaft eintritt, und ver- 
breitet ſfich nur darüber, daß der Ausſteller einer unges 
fiempelten Bollmacht zu feiner Vertretung in einer Unter» 
fuchung, die Stempiftrafe nicht verwirkt hat, wenn bie 
Vollmacht innerhalb 14 Tage nach der Ausſtellung 
dem Gerichte eingereicht und der Stempel innerhalb 
biefer Frift nicht nachgebradht wird. Die gedachte AKO. 
unterfcheidet ausprüdlich, ob der Mandatar eine nur feinen 
Mandanten allein intereffirende ungeftempelte Urkunde pro- 
duzirt, die feinen Bezug bat auf ihm feibjt, und Hinfichtlich 
derer ihm feine Webertretung bed Stempelgefeßes zur Laſt 
fällt, oder ob auch der Mandatar ſeinerſeits intereffirt it, 
und für die rechtzeitige Beibringung des gefetlichen Stempels 
verpflichtet geweien. Ein Mandatar aber, welcher zu feiner 
eigenen Legitimation die Vollmacht feines Machtgebers 
prodizirt, handelt damit zugleich in feinem eigenen In⸗ 
terefje wie von dem Kal. OTr. ftetd und namentlich in 
3. II. v. 4 Juli 1861 und in V. J. v. 16. Mai 1862 
(RdOTr. 1. ©. 488; 2. ©. 400) Hinfichtlic der Rechts⸗ 
anwalte und in dem V. I. v. 19. Juli 1872 (ibid. 13- 
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©. 433) allgemein entfchieden worden ift, fo baß es feinem 
Zweifel unterliegt, daß er vorkommenden Falls als Pro- 
bircent im Sinne des 3 22 a.a.D. anzufehen ijt. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [20.—6.] 


Real⸗Konknrrenz. - Einfasftrafe. 


Nichtigkeit tritt ein, wenn der Inſtanzrichter im 
Falle einer NReal-Konkurrenz bei Verhängung einer 
Gefammtftrafe es verabfäumt, zunächſt die Einſatz⸗ 
ftrafe genau zu beflimmen und diefe mit Rüdficht auf 
bie konkurrirenden Fälle angemefien zu erhöhen, 
SGB. 5 74 [n. 24). Bol. CH®. Manheim: Bad. Ann. 40. &. 19. 
Erk. (8.1.) v. 8. Jau. 1875 0. Zimmermann (907 I. Cr. v. 1874), 

Der App.⸗Richter hat der Vorſchrift des 8 74 bed 
StGB.'s in keiner Weife genügt. Nachdem er gegen ben 
Angeklagten eine Reihe von burch mehrere jelbftitänbige 
Handlungen verübten Vergehen feftgeftellt bat, hat er auf 
eine einheitliche Gefängnißftrafe gegen benfelben erkannt, 
ohne irgendwie erfichtlich zu machen, wie er zur biefer 
Strafe gelangt ft. Nach dem cit. $ war er verpflichtet, 
fich zunächft darüber anszufprechen, für welches ber von ihm 
feftgeftellten Vergehen er bie velativ fehwerfte Strafe an» 
gemeſſen erachte, und diefe Strafe demnächſt, fofern er auch 
hinſichtlich derjenigen feitgeftellten Vergehen, welche das 
Geſetz wahlweiſe mit Gefängniß oder Gelbftrafe bebroht, 
überall für Gefängniß ſich entſchied, angemefjen zu erhöhen, 
und hierdurch dem Richter der Nichtigkeits-Inſtanz möglich 
zu machen, nachzuprüfen, ob er bei Abmefjung der hiernach 
zu verhängenden Geſammtſtrafe bem Gefeke gemäß ver- 
fahren fe. - 

Antr. d. GStA.: gleichl. 133.— 6.) 


Richter. - Boweisaufnahme. - Feststellung. 


Hat in zweiter Instanz die Wiederaufnahme 
des Beweisverfahrens stattgefunden, so muss der 
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Berufungsrichter nach dem selbstständig gewür- 
digten Ergebnisse der vor ihm statigehabten Ver- 
handlung eine (eigene) Feststellung des That- 
bestandes treffen, und — wenn er der erstrichter- 
lichen Feststellung beitritt — in seinem Urtheil 
erkennbar machen, dass und auf welcher Grund- 
lage er eine mit jener übereinstimmende Ueber- 
zeugung gewonnen hat. 

StPO. $ 386. 353. Bgl. RrOXr. 9. ©. 296. 418; 10. ©. 191. 307; 
11. ©. 44. 470; 15. ©. 39. Bic.: V. (I, 22) v. 20. Jan. 1875. 
0. Hille, 

Ertl. (8.1) v. 13. Ian. 1875 e. Heinrid (41 I. Cr.) 

Ohne befondere Erwähnung der gegen bie erftinftanz- 
liche Feſtſtellung fich ergebenben Bedenken bat das DBe- 
rufungsgericht eine Wiederaufnahme bes Beweis⸗Verfahrens 
durch wiederholte Vernehmung der von der Straf⸗Kammer 
abgehörten Zengen bewirkt. Hierdurch wurbe die Bernfungs- 
Kammer, der, aus der Natur der Sache folgenden, wefent- 
lichen Borfhrift der StPO. $ 386. gemäß verpflichtet, eine 
eigene, allen Erforberniffen des 8 353 ibid. entfprechenbe 
veftftellung nach dem frei und felbftftändig gewürbigten Er⸗ 
gebniffe der vor ihr ftattgehabten Verhandlung zu treffen. 
Zwar kann es nicht unftatthaft gehalten werben, für ben 
Ausdruck der folchergeftalt gewonnenen Weberzeugung bie 
Form einer Beibehaltung ber erfchöpfenden und formge- 
rechten Fejtftellung erfter Inſtanz zu wählen, indeſſen muß 
doch ftets, auch in dem Falle, wo nur das Beweisverfahren 
wiederholt wird, aus dem Urtheil bes Berufungs-Gerichts 
dentlich bervorgehen, daß und auf welchen Grundlagen 
(cit, 8 353 Abf. 3) diefe übereinjtimmende Weberzeugung 
erzielt if. Das angefochtene Erfenntnig entfpricht dieſen 
Anforderungen nidt. 

Antı, d. GSiA.: gleicht. [69.—6.] 
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1. Angellagter. - Letztes Wort. 
2. Zenge. - Eid. - Dienſteid. 

1. Hat nah dem Schlußvortrage des Schwur=- 
gerichts = VBorfigenden noch eine nachträgliche Beweis- 
erhebung fattgefunden, fo tft der Angeklagte noch- 
mals zum Worte zu verflatten, vorausgefegt, Daß 
er es verlangt. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 79 In. 15); VBgl. RdOTr. 6. ©. 70. 

2. Ob ein Zeuge nad dem Inhalte feines Zeug- 
niffes zur dienſteidlichen Beftärfung deſſelben zu ver- 
flatten, oder mit dem gewöhnlichen Zeugeneide zu 
belegen fei, unterliegt der thatfächlihen Prüfung des 
Inſtanzgerichts, welche im Nichtigfeitsnerfahren nicht 
nachgeprüft werden Fann. 
Don. v. 3. Fan. 1849 8 55 [n. 37); Bol. RoOTr. 11. S. 29. 389; 

12. 6.56; 13. &. 438; 15. &. 711. 

Erf. (3. I.) v. 13. Jan. 1875 e. Patriot (93 1. Cr.). 

[46.- 6.] 


1. Berlefung. - Anordnung. - Nicht-Vollziehung. 
2. Bertheidiger. - Mehrheit der Angeklagten. - Kollifion. 

1. Die unterlaffene Ausführung eines die Ver— 
lefung eines Schriftſtücks anordnenden Befchluffes 
fann eine Nichtigkeit des Verfahrens nur infofern 
begründen, als der Implorant jene Maßnahme be- 
antragt hatte, und ihre Nicht- Vornahme fih als 
Beihränfung der ihm zuftebenden VBertheidigung 
charakteriſirt. 

Geſ. v. 3. Mat 1852 Art. 25 [n. 21b]. 


2. Ob eine Kolliſion der Intereſſen mehrer 
Angeklagten obwalte, und ob daher. der dem .einen 
zugeordnete Vertheiviger demnächſt als Dffizial-Ber- 
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theidiger des andern beftellt werben Fonnte, unterliegt 
nicht der Nachprüfung des Nichtigkeits⸗Richters. 
SG. v. 3. Mai 1852 Art. 21 (n. 4). Bel. RdOTr. 3. ©. 196; 
5. 6.277; 9. ©. 734. 


Ert. (3.1) v. 13, Ian. 1875 e. Schild (89 L. Cr.) 
| [40.—6.] 


Stempel. - Mehrheit der Defraudauten. - Haftung 
für alle. 


Die Haftbarkeit des Inhabers oder Vorzeigers 
einer flempelpflichtigen, nicht rechtzeitig geftempelten 
Urkunde für alle von den verfihiedenen Theilnehmern 
verwirkte Stempelftrafen tritt nicht von Geſetzeswegen, 
fondern nur dann ein, wenn der Strafrichter auf 
diefelbe erkannt hat. 

Es ift ftatthaft dieferhalb jenen Inhaber ꝛc. allein 
zu verfolgen; es muß dann gegen ihn die DVer- 
urtheilung zu der Gefammtheit der von allen Theil- 
nehmern verwirkten Stempelfttafen (vorbehaltlich des 
Regrefies gegen dieſe) erfolgen. 

Stempelgeſ. v. 7. März 1822 $ 22 Abf. 3 und 1. 
Ertl. (8.1) v. 13. Jan. 1875 e. Schubert (995 I. Cr. v. 1874). 

Sch. hatte dem Prozefrichter das Original einer zwifchen ihm und 
feiner Ehefrau einerfeits nnd bem ac. H. anbererfeits abgejchloffenen 
Ranf-Bunktation vorgelegt, zu welcher ber vorſchriſtsmäßige Stempel 
nicht rechtzeitig verwenbet war. Deshalb (allein) verfolgt, warb er in 
erſter Inflanz zu ber ihn treffenden Gelbftrafe von 54 Thlr. verurtheilt 
mb gleichgeitig ſchuldig erflärt, für die durch denfelben Alt vom Mit- 
tontrahenten H. verwirlte Stempelfirafe, mit Borbehalt feines Regreſſes 
gegen H., ſelbſtſchuldneriſch aufzulommen, foweit diefe Strafe gegen 
9. rehtsfräftig werbe fefgeftellt werben”. Diefen zweiten Theil der 
Entfheidung brachte das AG. in Wegfall, weil „es überflüſſig erfcheine, 
im Urtheile bie ſelbſtſchuldneriſche Haftbarfeit des Sch. für bie von 9. 
verwirtte Stempeiftrafe auszuſprechen, ba dieſe Daftbarleit eine rein 
adminiftrative Maßregel fei unb fobalb eine Strafe auch gegen H. 
feRgefegt werbe, ſich von felbft verſtehe“. — Bernihtung und Be 
Rätigung des erfen Urtheils. Gründe: 
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Nach Abſ. 3 bes 8 22 des Stemp.⸗Geſ.'s v. 7. März 
1822 find bei mehrjeitigen Verträgen, wie ber vorliegende, 
alle Theilnehmer als Kontravenienten anzufehen und ver- 
fällt jeder derfelben befonvers in tie ganze Stempelftrafe, 
und nach Abfat 1 ebenpafeldft kann die Entrichtung der 
orbentlichen Stempelftrafe gegen jeden Inhaber und Bor: 
zeiger einer Verhandlung oder Urkunde, welche mit bem 
dazu erforderlichen Stempel nicht verfeben ift, verfolgt 
werben, mit Vorbehalt feines Regreſſes gegen ben eigent- 
lichen Sontravenienten. Die lebtere Beftimmung, wonach 
der Inhaber oder Vorzeiger der Urkunde flir die von ben 
fämmtliden Theilnehmern an dem Vertrage verwirkte 
Stempelftrafe verhaftet ift, ift ebenſowohl eine Strafbeftim- 
mung, wie bie gefeglihen Beitimmungen über bie Ber- 
wirkung einer Stempelftrafe überhaupt, und über bie An- 
wendung berjelben Bat daher der Strafrichter in gleicher 
Art, wie liber die jeder anderen Strafbeftimmung zu er- 
fennen. Der App.⸗Richter hat ſonach die Bedeutung ber 
gebachten Beſtimmung vollftändig verfannt, wenn er in ber 
barin ausgefprochenen Verhaftung des Inhabers oder Bor- 
zeiger8 der Urkunde für die von den Übrigen Kontravenienten 
verwirkte Stempelftrafe eine rein abminiftratine Maßregel 
erblidt, und ebenfo unzutreffend tft feine Ausführung, daß, 
fobald eine Strafe gegen H. fetgefett fei, die Verhaftung 
des Angeflagten für biefelbe fich von felbft verftehe, ba über 
die Frage, ob dieſe Verhaftung Pla greife, nur der Straf- 
richter zu entfcheiden bat. Da nun im vorliegenden Falle 
nach der vom App.Richter beibehaltenen thatfächlichen Feſt⸗ 
ftellung bes erften Richters der Ungellagte ter Produzent 
oder Vorzeiger ber in Rebe ſtehenden Punktation war, fo 
hätte der erfte Nichter den legteren zur Erlegung ber von 
H. verwirkten Stempelftrafe von 54 Thlr. fofort, und ohne 
die desfallſige Verurtheilung, wie er gethan, erft von ber 
rechtöfräftigen Feftfegung der Strafe gegen H. abhängig zu 
machen‘, für fehuldig erklären müſſen. Der App.-Richter 
war wegen der eingetretenen relativen Rechtöfraft des eriten 


41 (13. Jan. 1876.) 


Urtheils allerdings nicht in der Lage, dieſe unbedingt Ver⸗ 
urtheilung anszufprechen. Seine Erfenntniß unterliegt jeboch 
weil ee auch bie bebingte Verurtheilung bes erften Richters 
aufgehoben bat, der Vernichtung und ift in der Sache felbft 
nach der obigen Ansführung ber Berufung bes Angellagten 
gegenüber das erſte Urtheil in Beziehung auf die hier in 
Rede ftehende Berfligung wieder herzuftellen. 

Autr. d. GERA. : gleigl. [83.—6.] 


Zeuge. - Slanbwiürbigleit. - Beamter. 


Der Inftanzrichter muß die Glaubwürdigkeit jedes 
Zeugen mit Rüdfiht auf die Belegenheit des Einzel⸗ 
falles prüfen. Nichtigkeit tritt ein, wenn er von 
ber (abfiraften) Annahme ausgeht, daß einem Be- 
amten ein höherer Glauben beizumefien fei, als an- 
deren Zeugen, weil er „öffentlichen Glauben verbiene”, 

Bon. v. 3. Fan. 1849 $ 22 [n. 70]. 
Ert. (8.1.) v. 13. Jau. 1875. e. Simbill (991 I. Cr. v. 1874). 

Die gerügte Verlegung des 8 22 der Von. v. 3. Yan. 
1849 durch Ablehnung des beantragten Entlaftungsbeweifes 
Tiegt in der That vor, da der App.-Richter an der erft- 
richterlicden Feftitellung gegenüber ben neuen Beweisanträgen 
lediglich and dem Grunde fefthalten zu wollen erflärt, weil 
diefelbe anf der Ausfage bes Exekutors K. nnd des Orts⸗ 
vorftanded B., „als Öffentlihen Glauben verbienender Be⸗ 
amten“ beruhe. Inſoweit in biefer Begründung den Aus⸗ 
fagen von Beamten im Verhältniß zu den Ausfagen anderer 
Zengen eine höhere Glaubwürbigfeit allgemein zugejprochen 
wird, widerfpricht diefe Ausführung dem 8 22 a.a.D., nach 
welchem nur im einzelnen Falle erwogen werden kann, 
welchen ber. Zeugen ber Nichter vorzugsweife Glauben 
ſchenke, ohne daß dabei die Beamtenqualität an und für fich 
einen Unterſchied begründet. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [40.—6.] 
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App.⸗Richter. - Nene Feſtſtellung. - Beweis. - Ber- 
nehmung de3 Angeklagten. 

1. Der App.-Richter, welcher nur in Betreff 
eines einzelnen der in der erftrichterlichen Schluß- 
fenftelung enthaltenen Punkte eine neue Beweisauf- 
nahme bewirkt hat, ift nicht befugt, in Betreff an- 
berer Punkte von jener Feſtſtellung abzuweichen. 
Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 101]. Vgl. ArCRr. 2. S. 256 
8. ©. 3438; 6. ©, 127; 8. ©. 50. 283; 11.©.50; 12. S. 346. 603 

2. Die Bernehmung des Angellagten ift nur 
dann als eine den App.-Richter zu einer Abweichung 
von der erfirichterlichen Feſtſtellung ermächtigende 
neue Beweisaufnahme anzufehen, wenn. erfennbar 
gemacht ift, daß die Bernehmung zu diefem Zwed 
und nicht blos als Vertheidigung gegen die Anklage 
ftattgefunden habe. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 77. 94). Bgl. RdOTa. 2, ©. 82; 
11. ©. 424; 12. ©. 154. 

Ertl. (8. 11) v. 14. Ian. 1875 e. Adams (50 IL. Cr.). 

Allerdings gilt im Allgemeinen der Grundfag, daß 
nach Art. 101 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 eine auch nur 
theilweife Wiederholung der Beweisaufnahme ben App. 
Richter zum Heren der Sache macht und ihm die Befugniß 
gewährt, nach feinem freien Ermefjen abweichende thatſäch⸗ 
liche Feftitellungen zu treffen, auch in Bezug auf Punkte, 
welche durch bie Beweisaufnahme nicht unmittelbar be 
rührt werben. Allein biefer Sat muß ber Natur ber 
Sache nah doch dann eine Mopifilation erleiden, wenn ber 
App.-Richter ausdrücklich erflärt, daß die von ihm verfügte 
Beweisaufnahme fih nur auf einen einzelnen ber bei der 
Schlußfeſtſtellung in Betracht fommenden Puntte beziehen 
folle; denn alsdann erkennt er felbft an, daß tie Beweis- 
anfnahme für die übrigen entfcheidenden Punkte feine Ber 
dentung habe, und daß er mithin rückſichtlich diefer in der 
nämlichen Lage fich befinde, als ob gar feine Beweisanf- 
nahme erfolgt wäre. 
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Hier ımterliegt e8 feinem Zweifel, baß der App.-Richter 
bei ber theilweifen Wiederholung des Beweisverfahrens nur 
einen befchränkten Zweck verfolgte und auch bei ber Abgabe 
bes Endurtheils ſich diejer Beichränfung völlig bewußt war. 
Wenn er trotzdem fich für befugt erachtete, ohne weitere 
Beweisaufnahme die thatfächliche Teftftellung des erſten 
Nichter® auch in anderen Punkten, auf welche fich feiner 
dentlichen Erflärung zufolge, die Beweisaufnahme nicht 
beziehen follte, abzuändern, fo Liegt hierin dem Obigen 
nah eine Verkennung des richtigen Sinnes bes Art. 101 
a. a. O. 

[2.] Unerheblich iſt dabei auch der Umſtand, bag nach 
dem Sitzungsprotokolle und den Entſcheidungsgründen des 
zweiten Urtheils einige der Angellagten in der Sitzung bes 
19.8 ihre Erflärung über bie zum Zwede bes Beweiſes 
verlefenen polizeitichen Verhandlungen abgegeben und über- 
haupt ihre Schuld beftritten haben, und zwar fchon deshalb, 
weit eine perfönliche Bernehmung des Angellagten über den 
Gegenftand der Anklage Seitens des App.-Richters nur dann 
als eine, tie Abweichung von der erftrichterlichen Feftftellung 
vechtfertigende, neue oder wiederholte Beweisaufnahme an⸗ 
geiehen werden lann, wenn ber App.⸗Richter deutlich zu er- 
tennen gegeben bat, daß er diefe Vernehmung nicht als 
bloße Vertheidigung gegen die Anklage, fondern als einen 
Alt der Beweisaufnahme anffaffe, was aber hier nicht ber 
Fall iſt. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [44.—3.] 


Zeugniß falſches. - Borslinterfuhung. - Aheinprovinz. 
Ein in der Vor-Unterfuhung abgelegtes falfches 
eidliches Zeugniß tft — auch im Geltungsbereiche des 
Rheiniſchen Strafverfahrens — flrafbar aus 
SGB. 5 154 [n. 6]. 
Erf. (3.11). 14. Ian. 1875 e. Blunt (67 IL. Or.) 


Berwerfung bes Kafl.-Hekurfeg der aus $ 154 StGB.'s verurtheilten 
Angellagten. Das OTr. erwog: 
Rechtſpr. d. 8. D.-Tr. x. XVI, 4 
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daß der $ 154 StGB.'s nicht dadurch verlegt worben 
it, daß der Affifenhof denſelben auf ein vor dem Unter- 
fuchungsrichter abgelegte® Zeugniß für anwendbar erflärt hat; 
taß nämlich der 8 154 ganz allgemein benjenigen mit 
Strafe bedroht, welcher vor einer zur Abnahme von Eiden 
zuftändigen Behörde wiſſentlich ein falfches Zeugniß mit 
einem Eide bekräftigt oder den vor feiner Vernehmung ge- 
leiſteten Eid wiſſentlich durch ein falſches Zeugniß verlegt, 
der Unterſuchungsrichter aber zweifellos zu den zur Abnahme 
von Eiden zuftändigen Behörden gehört, und nach allgemeinen 
Grundfägen unter einem falfhen Zeugniß auch eine vor 
dem Unterfuchungsrichter als Zenge gemachte faljche Aus- 
fage zu verftehen ift; 
baß auch die Gründe aus welchen in $ 126 des Pr. 
StGB.'s nach einer viel verbreiteten, au vom OTr. 
wiederholt für richtig anerkannten Anficht unter dem falfchen 
Zeugniffe in einer Strafjache nur das eigentliche Zeugnig 
vor dem erfennenden Richter zu begreifen ift, auf den 8 154 
cit, keinenfalls zutreffen, ba biefer fich nicht, wie ber $ 126 
a. a. O., an bie Urtt. 461ff. des Code penal anfchließt, 
fondern im Gegentheil, wie die Motive zu dem — ınit bem 
jegigen $ 154 völlig gleichlautenden — 8 152 tes zweiten 
Entwurfes ansprüdiich hervorheben, feinen Urſprung ver 
Tendenz verbanft, Die in $ 126 des Pr. StGB.'s enthaltenen 
Beſchränkungen, welde zudem in der Preußiſchen Necht- 
fprechung zu Zweifeln Anlaß gegeben Hätten, zu befeitigen, 
und die Strafbeftimmungen auf alle Fälle auszubehnen, in 
denen der Eid Überhaupt vor einer zur Abnahme von Eiden 
zuftändigen Behörde geleiftet worden jet. 
Antr. d. GSNA.: entgegen. [44.—3.] 


Ehrenrechte. - Aberlennung. - Real-Konkurrenz. 


Neben einer im Falle einer Real-Konfurrenz 
verhängten Gefängnißftrafe Fann auf den Verluſt 
der 10. Ehrenrechte nur dann erfannt werden, wenn 
die betr. Einzelfirafe drei Monate erreicht, alfo 
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dann nicht, wenn die Gefammiflrafe nur drei Mo- 
nate beträgt. 
SED. 5 32 [n. 4]. Bgl. RbOTr. 15. ©. 266. 


Erk. (B. U.) v. 14. Jan. 1875 ec. Kühne (40 IT. Cr.) 
[44.—8.] 


Ausfertigung. - Behändigung. - Eheleute. 

Cine an zwei gleichzeitig verfolgte Eheleute zu 
bewirfende Zuftelung (3. B. eines wider fie ergan- 
genen Erkenntniſſes) ift an Jeden derfelben zu be- 
wirken; die Empfangsbefcheinigungen beider find zu 
den Akten zu bringen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art 33 [n. 18]. 

Beſchl. ii.) v. 14. Jan. 1875 e. Legemann (90 II. Or.). 
verweiſt zur Rechtfertigung bes obigen Satzes auf bie in ben 
Entſch. 32. S. 292 und in Goltd. Ard. 8, ©. 677 und 5. ©. 410 


abgedruckten Vor⸗Entſcheidungen. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [28. --6.) 


Diebſtahl 2c. - Verwandter auffteigender zc. Linie. 


Der Oheim ift der Nichte gegenüber nicht ein 

„Verwandter auffleigender Linie” im Sinne des 
StB. $ 247 [n. 16]. 8 52. 

Erf. (8. 1.) v. 14. Ian. 1875 e. Solbach (617 II. Cr. v. 1874) 

©. war in erſter Inflanz wegen einer zum Nachtheil feiner Nichte 
and Mündel verübien Unterfhlagung aus $ 246 vernrtheilt worden. 
Das AG. firafte dagegen lediglich wegen Untrene aus $ 266 Ne.1, 
weil es an dem nach 8 247 erforberlien Strafantrage fehle: unter 
deu dort errähnten „Verwandten ber auffleigenden Linie” feien nämlich 
nah der im Römiſchen Rechte ausgebildeten techniſchen Bezeichnung 
(für welche auf Bölings Pandelten 1. 8 52 S. 203 Bezug genommen 
wurde) and die Seitenverwanbten [eines höheren Grades) einbegriffen, 
weil das Geſetz die Borfhrift nicht anf die anffleigende grade Linie 
beſchrãnte; das fei auch als dem Willen des Geſetzgebers entipredhent 
enzufehen, weil fonft ein von einem Verſchwägerten ber auffleigenben 
Linie (3. B. dem Stiefvater) verübter Diebflahl 2c. nachfichtiger he⸗ 
handelt werde, als der vom Oheim begangene. 

Bernihtung. Gründe: 

4* 
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Die allgemeine Rechtsſprache verfteht unter ben Ver⸗ 
wandten der auffteigenden und abfteigenden Linie, und im 
Gegenſatz zur Seitenlinie, nur bie durch unmittelbare Ab⸗ 
ftammung mit einander verbundenen Verwandten, alfo bie 
Afcendenten und Defcendenten. Diefe fehon im Römiſchen 
Rechte gegründete Terminologie (cf. L. 1. 2. L. 9. L. 10 
89D. 38, 10; L. 1.2. D. III. 6) findet fi im Nheinifchen 
Rechte (BGB. Art. 736) Pr. AH. (I, 1 8 40) wieber, 
jo daß darnach hier denn auch die Erbfolge unter den Ru⸗ 
briten ber abfteigenden, ber auffteigenden Linie, Der- 
wandten der Seitenlinie und andern Perjonen, geregelt iſt 
(ALR. U, 2 8 271g.) Entfpricht demnach die Ausdrucks⸗ 
weife, deren ſich das StGB. im 8 247 Abſ. 2 bedient hat, 
nur der bergebrachten Nechtöfprache; fo bebarf es auch einer 
weitern Ausführung darüber nicht, daß der App.«Nichter 
burch feine Annahme, daß unter den bafelbit bezeichneten 
Verwandten ber aufjteigenden und abfteigenden Yinie auch 
Onkel und Nichte begriffen feien, gegen den Haren Wortlaut 
der fraglichen Gefegesbejtimmung verftoßen hat. 

Antr. d. ES. : gleichl. [27.—3.] 


— — 





Queruliren. - Verbeſcheidung. 


Die Strafbarkeit des „muthwilligen Querulirens“ 
iſt Durch eine vorhergegangene, und demnächſt von 
ber wiberwilligen Partei nicht beachtete, zweckent⸗ 
fprechende [erfchöpfende] Befcheidung bedingt. 

Pr. AGO. IH, 1 8 30. 31. — Einf.-Gei. 5. StGB. $ 2 [n. 22]. 
Ert. (3. I.) v. 15. Jan. 1875 ec. Noad (17 I. Cr.). 

Daß vie Eingaben und Beſchwerden ber Parteien in 
ihren anbängigen Angelegenheiten von den Behörden ger 
prüft, und die Petenten gehörig und fachgemäß befchieden 
werben follen, beftimmt der 8 17 IIL, 1 AGD. ganz au 
brüdfich, und fteht mit dem mehrerwähnten 8 30 a. a. O. 
in genauefter Verbindung, indem bereit8 der Eingang des⸗ 
felben Hervorhebt, daß dort nur von benjenigen Parteien 
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bie Rede ift, welche fich der vorgefähriebenen Ordnung nicht 
mterwerfen. Nothwendige Boransbebingung zur Anwendung 
von Strafen für muthwilliges Queruliren, ift deshalb aller- 
dings eine vorhergegangene und demnächſt von ber wider⸗ 
willigen Partei nicht beachtete zweckentſprechende Beſcheidung. 


Autr. d. GStA.: gleicht. [20.—8.) 
Zenguißzwang. - Gewiffensbedenten. - Pfliht der De: 
unnciation. 


Die Pflicht, fih als Zeuge vernehmen zu laſſen, 
wird durch Gewiſſensbedenken des zu Vernehmenden 
und durch feine Pflichten gegen einen (geiftlichen) 
Oberen nicht ausgefchloffen. 

Bin. v. 3. Jan. 1849 $ 20 [n. 6]; Krim.-Orbn. $ 7. 312; Bgl. 
unten Beſchl. I. v. 12. Febr. 1875 co. 8. 
Beihl. (1.) v. 16. Ian. 1875 c. den Geiſtlichen R. (18B. I. Cr.). 

Die Behauptung daß die Ihnen vorzulegenden Fragen 
die imerſten DVerhältniffe der Katholifchen Kirche betreffen 
und Sie aus biefem Grunde nicht verbunden feien, ein 
Zeugniß Über diefelben abzulegen, welches ihr Gewiſſen be» 
ſchweren würbe, kann als ein gefeglicher Grund zur Ver—⸗ 
weigerung nicht angefehen werden. Als ein „innerftes Ver- 
Kltnig der Tatholifhen Kirche” Tann unmöglich eine 
Organifation der Hierarchie gelten, welche — wie vorliegend 
von bem Appellationsgericht angenommen wird — ben Ge⸗ 
ſetzen des Staates wiberfpricht. Inſoweit diefe Gefege bie 
Nitwirkung des Staates bei der Organifation ber kirchlichen 
Behörden und bei der Anftellung ber Geiftlichen anorbnen, 
find Fragen, welche Diefe Verhältniffe berühren, nicht Fragen 
über innere Verhältniſſe dev Kirche; am wenigften aber 
Innen firafbare Handlungen, welche durch Mißachtung der 
Geſetze des Staates begangen find, in die Kategorie ber 
inneren Verhältnifje der Kirche gebracht werten. Gewiffens- 
bedenlen aber find in foldher Allgemeinheit, wie Sie voraus: 
fegen, nicht al8 Grund zur Weigerung des Zeugnifjes ge- 
jeglich anerkannt, vielmehr tritt die Pflicht zum Zeugniffe 
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nach SS 7. 312 der Krim.⸗Ordn. überall da ein, wo nicht 
ein im $ 313 ibid. zugelaffener Ablehnungsgrund angezeigt 
und befcheinigt ijt. 

Allerdings behaupten Sie ferner, daß ver im 8 313 
Nr. 11. c. angegebene Grund Hier vorliege; dieſe Behaup⸗ 
tung ift inbeffen ebenfalls nicht begründet. Wenn das 
Geſetz die Geiftlihen von ber Pflicht entbindet, über Um- 
ftände, die ihnen unter dem Siegel der Beichte oder ber 
geiftlihen Amtsverfchwiegenbeit anvertraut worden find — — 
mit Ausnabıne gewifier Fälle — Zeugniß abzulegen, fo zeigt 
biefe Nebeneinanderjtellung ebenfo wie bie Faſſung ber 
88 80. 81 U, 11 AvR., daß es fich bei dieſer Ausdehnung 
des Beichtgeheimnifjes nur um den Schuß der feelforgerifchen 
Thätigfeit handelte, Strafbare Handlungen der geiftlichen 
Dberen aber ſtehen nicht unter dem Schuge des Amt: 


geheimnifjes. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—9.] 
Strafantrag.- Zurüdnahme. - Mehrheit der Theilnehmer. - 


Nothzucht. 


Die Zurücknahme des geſtellten Strafantrags iſt 
für alle Theilnehmer von dem Augenblicke an aus— 
gefhloffen, wo in Betreff eines derfelben ein dieſe 
Wirfung berbeiführendes Vorkommniß eingetreten 
if. — Das gilt auch in folhen Fällen, wo die 
Zurüdnahme nur bis zur Erhebung der förmlichen 
Anklage erfolgen kann. 

8:82. $ 64 [n. 7]; 176 [n. 24]. 177. 
Erf. (3. 1.) v. 20. Ian. 1875 e. Beder (431. Cr.) 

Auf den Antrag ber P. war gegen St. und R. als Thäter und 
gegen B. als Gehülfen die Befhuldigung eines begamgenen Fleiſches⸗ 
verbrechens ($ 176. 177) erhoben worden. Nachdem in Betreff des 
(Gehülfen) B., nicht aber auch in Betreff der angeblichen Thäter St. 
nnd 8. Die befinitive Berfegung in den Anllageſtand erfolgt war, 
nahm bie P. ihren Antrag zuräd; das Berfahren ward aber forigefekt, 
weil ber Schw.⸗GH. dieſe Zurädnahme für verfpätet erachtete ($ 176 
Schlußabſ.). Die NB. tes B. focht dieſes als rechtsirrthümlich an: 
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bie befinitive Berfegung in ben Anklageſtand fei nicht die „Erhebung 
ber förmlichen Anlage bei Gericht” im Sinne bes cit. 8 176; jeben- 
falle fi aber damals gegen bie beiden anderen Beſchuldigten ein ſolcher 
Anflogebefhlug moch nicht ergangen geweſen; bie im Betreff dieſer 
zehtzeitig erfolgten Zurfdnahme habe daher nad dem Grundſatze ber 
85 63. 64 auch ihm zu Starten kommen müffen. 

Zurüdweifung. Die Gründe verweilen zunächſt in Betreff 
de8 erfien Angriffs auf bie feſtſiehende Praris des OTr.'s, insbefondere 
auf die in der RDOTr. 12. ©. 337. 427 und 13. S. 130 abgebrudten 
Srlenntniffe und fahren dann fort: 

Wäre es richtig, wovon die NB. ausgeht, daß bie 
Zurüdnahme des Strafantrags in den Fällen der $8 64. 
176 und 177 gegen bie als Thäter, Theilnehmer oder Be: 
günftiger bei einer Strafthat, Betheiligten vor Verkündigung 
eines auf Strafe lautenden Erkenntniſſes bezw. vor Er- 
bebung der förmlichen Anklage bei Gericht gegen alle Be- 
theiligte zu Gunſten Derjenigen noch mit Rechtswirkfamfeit 
eriolgen könnte, bezüglich deren ein Erfenntniß ober eine Ans» 
age noch nicht vorliegt, jo würbe fich allerdings die Frage 
anfwerjen, ob gegenüber den bereit Verurtheilten ober 
Angellagten der Zurüdnahme Feine Bedeutung beizulegen 
und gegen dieſe das Verfahren bis zur vechtöfräftigen Ent- 
ſcheidung fortzufegen fei, ober ob vermöge ber zweifellos 
auch auf die Fälle der SS 176 uud 177 anwendbaren Vor» 
ihrift in $ 64 Abſ. 2, wonach die rechtzeitige Zurücknahme 
des Antrags gegen Einen der Betheiligten auch die Ein- 
ttellung des Verfahrens gegen die übrigen zur Folge haben 
fell, gegen Yegtere, alfo vorliegend gegen den Angeklagten 
das Verfahren eingeftellt werden müſſe. Allein dieſe Voraus» 
ſetzung erweift ſich als irrig, bezüglih des S$ 64 nicht 
weniger als bezüglich der SS 176 und 177, Das Prinzip, 
weiches das Gefek in $ 63 dahin präcifirt, daß der Antrag 
nicht getheilt werden könne, und deſſen Konfequenz es daran 
unmittelbar anknüpfend in der Vorſchrift zieht, daß auch 
ein nur gegen Einen Betheiligten gerichteter Strafantrag 
gegen fämmtliche Wirkfamfeit erlange, ift ein allgemeines 
bie ganze Antragslehre beherrſchendes. Es beruht, wie auch 
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bie Motive S. 76 ergeben, auf ber Rüdficht, daß wenn 
auch in beftimmten Fällen die Strafverfolgung von dem 
Willen des Verlegten abhängen foll, dieſer Wille doch nicht 
ſchrankenlos zur Geltung gebracht, namentlich nicht zu einer 
Berlegung eines höheren Grundgedankens der ftaatlichen 
Moral demjenigen ber Gleichheit vor dem Geſetze mißbraucht 
und biejelbe ftrafbare Handlung nicht für den Einen ber 
mehreren Betheiligten zum Gegenftanb der Strafverfolgung 
gemacht und für den Anderen berfelben entzogen werben 
bürfe. Das Geſetz will vielmehr, daß entweber Alle oder 
Steiner beftraft werbe, wie fich dieſes auch in Abſatz 2 des 
8 64 ausſpricht, wonach die rechtzeitige Zurücknahme des 
Antrags gegen Einen Betheiligten tie Einftellung auch zu 
Gunften der anderen bewirkt. Hiernach aber geftattet ver 
Abſatz 1 deſſelben 8, zufolge deſſen nach Verkündigung eines 
anf Strafe lautenden Erfenntniffes ber Antrag nicht mehr 
zurüdgenonmmen werden darf, in einem Falle der vorliegenden 
Art, nur die Möglichkeit, daß die Zurücknahme gegen einen 
noch nicht verurtheilten Betheiligten entweder zu Gunften 
alfer, auch ber bereits verurtbeilten, oder zu Gunften feines 
berfelben wirft. Die weitere Annahme, daß gegen Einen 
das Verfahren eingeftellt, gegen Andere fortgefett werbe, 
erfcheint ausgefchlofien. Zu Gunften der legten der beiden 
allein möglichen Alternativen, der Unzuläffigfeit und Un- 
wirffamfeit der Zurüdnahme aber ſpricht zunächft der Wort- 
laut des Gefetes, welcher überhaupt nur ein auf Strafe 
lautendes Erkenntniß verlangt und nicht unterfcheidet, ob 
von dieſem Erfenntniffe alfe bei der That DBetheiligte ober 
nur einer ober einzelne betroffen werben, zugleich aber auch 
die wohl begründete Rüdfichtnahme auf die Autorität ber 
Nichterfprüche, welche e8 verbietet, den Antragsberechtigten, 
nachdem er burch feinen Antrag es zu einer Verurtbeilung, 
aljo ber Feſtſtellung, daß eine ſtrafwürdige Handlung vor- 
liege, hat kommen laffen, nunmehr durch fein Eingreifen bie 
Wieberbefeitigung dieſes Urtheils zu ermöglichen und damit 
ba8 öffentliche Nechtsgefühl zu fchäbigen. In noch höherem 
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Maaße aber tritt die gleiche Abficht des Geſetzes bei den 
88 176 und 177 hervor. Die Vorſchrift, daß die Zurück⸗ 
nahme bis zur förmlichen Anklage bewirkt werben bürfe, 
bat, wie die Motive Seite 101 ergeben, einem vielfach ge- 
äußerten Derlangen nach einer befonderen Berüdfichtigung 
der Intereſſen der verlegten Perſon, welche öfters eine 
Geheimhaltung der That erfordere, genügen follen. Alſo 
zunächft nur die Rückſicht anf den weiteren und größeren 
Nachtheil, welcher der von ter That betroffenen Perfon 
durch das Bekanntwerden derfelben zugefügt werben könne, 
gab Beranlafjung ein fo ſchweres Verbrechen ver ferneren 
Berfolgbarkeit nach einmal geftelltem Antrage in einem be- 
Ihränften die Regel des S 64 nicht erreichenden Grabe zu 
entziehen. Die Wahrung dieſer Rüdficht aber bei Er: 
hebung der Anklage auch nur gegen Einen der Betheiligten 
it unmöglich geworden, das Geſetz der ihm zu Grunde 
legenden gefeßgeberifchen bee nach daher auch auf biefen 
Fall nicht zu beziehen, weil die Unterftellung, daß nach 
erbobener Anklage das öffentliche Kundwerben ber That 
und damit der zu vermeidende Nachtheil, fich nicht mehr 
aufhalten laſſe, im alle der Anklage gegen Einen nicht 
weniger zutrifft, als bei der Anklage gegen Alle. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [168. - 6.) 


Privaikläger. - Kostenvorschuss. - Berufungsinstanz. 


Die Kostensätze, welche das Ges. v. 30. Aug. 
1867 6 7 unter A. Nr. 1 und 2 bestimmt, be- 
ziehen sich auf jede Instanz ber beir. Sachen; 
sonach hat der Privatkläger, welcher gegen ein 
polizeigerichtliches Urtheil die Berufung etc. ein- 
legt, als Kostenvorschuss nur vier Thaler zu 
hinterlegen. - 

MPO. 8 492; Ges. v. 80. Aug. 1867 87 A.1.2 (86. ©. 1412). 
deſchl. 1) ©. 20. Ian. 1875 Pilz c, Beiſenherz (13B. I. Cr.) 


Mög zur Begründung des obigen Grundſatzes: 
„Laß es im andern Kalle an einem Sage für bie Berufungs⸗ 
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infanz bei dem AG. und bie Nichtigkeitsinftang in Privat» 
klageſachen gänzlich fehlen würde”. 
Antr. d. EStA.: gleicht. [68.—6.] 


Betrug. - Unterdrüden einer Thatſache. 


Das Berfchweigen eines Thatumftandes, zu deffen 
Kundgebung die Regeln eines redlichen Geſchäfts- 
verkehrs verpflichten, ftellt eine den Thatbeſtand des 
Betrugs erfüllende „Unterprüdung” der betr. That: 
ſache dar. 

StGB. 5 263 [n. 52]. Contra: OAG. Dresden 11. Auguſt 1873 
(Stengl. Zeitſchr. 3. ©. 353). 
Erf. (3.1) v. 20. Ian, 1875 c. Haslel (56 I. Cr). 
[20.—6.] 


Nöthigung. - Drohung. - Erüft. - Widerrechtlichkeit. 


1. Zum Zhatbeftande der Nöthigung durch Dro- 
bung bedarf es nicht der Ernſtlichkeit der Tegteren; 
es genügt, wenn der Bedrohte die Verwirklichung 
für möglich hielt. 

2. Durch die Nöthigung wird ein rechtswidriger 
Vermögensvortheil gefucht, wenn ein felbit nicht 
Verpflichteter veranlaßt werden foll, die Schuld eines 
Andern zu berichtigen. 

St®LB. $ 253 [n. 2. 5]. 

Ertl. (3.1) v. 20. Ian. 1875 ec. Körner (91 I Cr.) 

K. hatte den Vater feines Schuldners X. mit der Veröffentlichung 
eines Beide lompromittirenden Zeitungs-Inferats bedroht, um benfelben 
dadurch zu veranlafien, die Schuld feines Eohnes zu berichtigen. 
Deshalb wegen „Nöthigungsverſuchs“ ans 8 258 beftraft, rügte er im 
Wege der NE. Geſetzesverletzung, weil er aus „eigenem Antriebe 
jene angelündigte Beröffentlihung unterlaffen habe, dadurch alfo das 
Borhandenfein einer fubftantiirten Drohung weggefallen fei*, — 
fowie weil die geſnchte Berichtigung einer gefeglih begrüubeten Y%or- 
derung leiten „vechtswitrigen Vermögensvortheil“ gewähre, feld wenn 
biefe Berichtigung duch einen bazu nicht verpflichteten Water herbei» 
geführt werde, da biefer — wenn er gezahlt hätte, den beit. Betrag 
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ziht hätte zurückfordern bürfen, fomit eine moraliſche Verdindlichleit 
tefielfen vorgelegen hate. 

Zurüdweifnung. Gründe: 

[1.] Soll unter einer „fubftantiirten” Drohung eine 
beunächft auch zur Verwirklichung gelangte, ober eine 
ernftlich gemeinte verftanden fein, fo bebarf es deſſen für 
ven Thatbeſtand tes 8 253 nicht, fontern es genägt, wenn 
durch die Thatfache der Drohung für fih mit Rüdficht auf 
die von dem Bebrohten als möglich gedachte Verwirklichung 
ber Lettere zu einem Handeln, Dulden oder Unterlaffen 
beftimmt wird, zu welchem er im anderen Falle fich nicht 
berbeigelaffen haben würde, wie dieſes der App.-Richter 
angenommen bat. 

[2.] Cbenfowenig läßt es fich als rechtsirrthümlich be⸗ 
zeichnen, wenn das angegriffene Crfenntniß bei Annahme 
ver Rechtswibrigleit tes vom Angeklagten benbfichtigten 
Bertheild von ber Frage ausging, nicht wie Angellagter es 
auffaft, ob es vechtswibrig ſei, fih um Zahlung einer recht⸗ 
mäßigen Forderung zu bemühen, jondern ob dem Angeklagten 
gegen den bedrohten Bater feines Schuloners ein Rechts: 
anſpruch auf Bezahlung der Schulden feines Sohnes zu- 
fand, wie Angellagter daraus entnimmt, daß der Bater 
das Gezahlte nicht Hätte zurfdfordern vürfen, aljo eine 
moraliiche Verbindtichkeit deffelben vorgelegen habe. Das 
Borhandenfein einer jogenannten moralijchen Verbindlichkeit 
af Seiten des Bedrohten ift nicht feftgeitellt, und wenn 
auch der App.-Richter darin zu weit geht, wenn er fich 
lediglich deshalb, weil es, wie er fich ausdrückt, an einer 
„thatjächlichen Feſtſtellung“ d. h. nach der wirklichen Mei— 
mung an thatſächlichem Material für die Beurtheilung bes 
Srundes und ter Natur der in Frage ftehenden Schuld- 
verhältniffe fehle, einer Prüfung in diefer Richtung enthoben 
erachtet, er vielmehr im eintretenden Falle verpflichtet ge- 
weien wäre, die Unterfuchung von Amtöwegen und ohne 
eine Mitwirkung des Angellagten dabei voranszufegen, auch 
anf diefe Frage anszubehnen, fo würde doch auch eine be« 
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jabende Beantwortung ber Lebteren den Charakter ber 
Rechtswidrigkeit nicht zu befeitigen vermögen, da bad Recht, 
das ohne Verpflichtung Gezahlte zu behalten, was das 
Eigenthümliche der fogenannten moralifchen oder Natural- 
verbindlichfeit bildet, nichts weniger als identiſch ift mit 
dem Recht, die Zahlung felbjt zu verlangen, worauf es hier 
allein ankommt. 

Antrag bes GErA.: gleicht. [68.—6.] 


Gottesläfterung. - Heiliger Geift. 


Eine Läfterung des „heiligen Geiſtes“ iſt eine 

Gottesläſterung im Sinne des 
StGB. $ 166 [n. 2). 
Ertl. (3.1) v. 20. Ian. 1875 0. Lindau (57 I. Cr.). 

Nah der inſtanzrichterlichen Fenftellung hatte 2. im einem ver 
öffentlihten Preßerzeugniffe ein bireftes Schimpfwort in unmittelbarer 
Berbindung zu bem „heiligen Geiſte“ gebraudt, und war deshalb 
wegen „Gottesläſterung“ ans $ 166 StGB. verurtheilt worben, weil 
„ber heilige Geiſt“ nah dem chriffichen Glauben, zu welchem 2. fid 
ſelbſt bekenne, insbefonbere nach der Lehre von ber Dreieinigleit Gottes 
welche der ganzen Erzählung bes 2. grade zu Grunde liege, Golt 
jelbR fei, und bag daher Gott in beſchimpfenden Neußerungen geläßert 
worden. — Die NR. ſuchte auszuführen, daß 8 166 befchimpfende 
Aeußerungen wider bie Gottheit in abstracto, gegen einen feiner 


jpecifiichen Religion angehörigen Gott vorausfege und deshalb ben. 


heiligen Geiſt nach chriſtlicher Anſchannngeweiſe nicht treffe. 

Zurückweiſung. Gründe: 

Das D. StGB., in dieſer Richtung mit dem Preuß. 
StGB. 8 135 übereinſtimmend, begreift nach Wortlaut und 
Entſtehungsgeſchichte unter der Bezeichnung „Gott“ Tas 
höchſte Weſen nicht als Produkt einer metaphyſiſchen 
Spekulation, nicht als unbeſtimmbares Gebilde einer ſog. 
Vernunftreligion, vielmehr als den Urquell der Religiofität, 
welche in den Bekennern der im Staate anerkannten Kon⸗ 
feſſionen auf der Grundlage ihres poſitiven Rue 
lebendig iſt. 
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Die Gefebgebung übt den Beruf, diefes, zugleich für 
die Smterefien des ftantlihen Gemeinwefens wejentliche, 
religiöfe Geftihl gegen öffentliche frevelhafte Angriffe zu 
ſchützen. Bei ber fo motivirten Strafnorm Tann und will 
der Staat nicht von ber fundamentalen Anfchanung abfehen, 
welche in dem Organismus einer beftimmten anerlannten 
Religionsgenoffenfchaft, fpeziell der chriftlichen Kirche, durch 
Gemeinfchaft des Glaubens und des Belenntniffes ihrer 
Mitglieder ſich bildet und ausprägt. Die chriftliche Kirche 
aber faßt unleugbar das Weſen Gottes in dem Dogma ber 
Dreieinigfeit und verleiht durch biefe, über ben Begriff 
einer fog. Lehre Hinausreichende, Örundanfchauung den Er- 
ldſer Ehriftus und dem heiligen Geifte die Gottesnatur., 
Mithin Tann eine, den fonftigen Vorausſetzungen bes 
R.StGB.s $ 166 entfprechende Läfterung bes heiligen 
Geiftes im Sinne der chriftlichen Religion den Thatbeitand 
der im erften Sate des erwähnten 8 vorgeſehenen Gottes- 
läfterung erfüllen. 

Aatr. d. GStA.: gleicht. [69.—6.] 


Urkunde. - Kollektenlifte, 


Eine einem Beauftragten eingehändigte Kollekten⸗ 
Iifte, welche in objektiv erfennbarer Weife zu dem 
Zwede bergeftellt if, um die eingegangenen und 
jomit durch den Beauftragten abzuliefernden Beträge 
nachzuweiſen, ift eine Urkunde. 

StB. 8 267 [n. 109a.). 
Er. (3.1.) v. 20. Sau. 1875 e. Schug (60 I.Cr.). 

Sch. hatte eine ihm zum Eintragen von Beiträgen für Abgebrannte 
anvertrante Kolleltenlifte verfälicht, und war deshalb aus $ 267 ver- 
urteilt worben. Zur Rechtfertigung ber Annahme, daß die fragliche 
Life eine Privaturfunde fei, hatten bie Inftanzgerichte erwogen: ans 
derjelben gehe hervor, daß fie bie Herfiellung eines Bemeismittels bei 
Gehfelinug der eingegangenen Beträge bezwedt habe unb infofern für 
die Ermittlung der vom Angeflagten in Gemäßheit bes übernommenen 
Nandats zur Ausführung der Kollekte abzuliefernden Beträge als Ber 
reismittel von Erheblicgleit geweien fei. — NB. 

Znrüdweifung. Gründe: 
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[Die Annahme der Inſtanzrichter] geht von ber rich» 
tigen Begriffsauffaffung einer Privaturkunde aus, daß bie 
betr. Urkunde objeftiv für den Beweis eines Rechtsverhältniſſes, 
hier den Umfang ber durch das Mantat zur Erhebung und 
beffen Annahme für ven Manbatar erwachfenen Ablieferungs- 
verbinblichkeit, von Erheblichfeit fein müfje; fie entnimmt 
diefe Erheblichfeit aus dem gefammten Inhalte der Urkunde 
und legt babei nicht, wie die NB. unterſtellt, nur fchriftliche 
unbejchworene Zeugniffe, worunter wohl die Unterfchriften 
der Geber und die dabei befindlichen Zahlungswermerfe zu 
verftehen fint, mögen folche, was unerörtert bleibt, von ben 
Letzteren oder dem Angellagten felbjt herrühren, fondern 
dem Zufammenhange nach den Inhalt des Manbats bie 
unterzeichneten Beträge zu erheben in Verbindung mit jenen 
Unterfchriften zı Grunde, woraus fie folgert, daß die Summe 
der Ablieferung ter Summe der Zeichnungen, welche bie 
Sinnahmen vepäfentiren, babe entfprechen follen. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [68.—6.] 


1. 3. Diebftahl. - Berlester. - Mit-Eigenthümer. - 
Ehemann. 
2. Diebftahl, - Afcendent. - Zrrthum. 

1. Durch einen Diebflahl ift jeder Mit-Eigen- 
thümer der geftohlenen Sache verlegt. 

2. Der Diebftahl einer zum gütergemeinfchaft- 
lihen Vermögen des Stiefvaters und feiner zweiten 
(alfo nicht verſchwägerten) Frau gehörenden Sade 
Tann ohne Strafantrag des erfteren verfolgt werben, 
follte dieſem auch Das Berwaltungs- und Veräußerungs- 
Recht in Betreff jener Sache zuftehen. 

3. Der Diebftahl einer einem Fremden gehörenden 
Sache kann ohne Strafantrag verfolgt werden, felbft 
wenn der Thäter glaubte fie gehöre einem Afcen- 
denten. 

StGB. 8 247 [n. 10. 12]. 
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Eit. (8. 1.) v. 20. Jan. 1875 0. v. Twiftern (29 I. Cr.) 

v. Tw. haste ans der Wohnung feines GStiefnaters S. mehrere 
Soden geftohlen, welche theils zur Gütergemeinſchaft bes Iettern mit 
feiner zweiten (zum Angeklagten in keinem Verſchwägerungeverhältniſſe 
Renten) Fran, theils einem Dienfilnehte Sch. gehörten. Das Be- 
nfnuge-Gericht erachtete bie angehobene Strapverfolgung wegen bes 
Rengels eines von bem Stiefvater ausgegangenen Strafantrags fiir 
amfattgaft, indem es erwog: anf das Miteigenthum ber Frau S. an 
den gätergemeinfchaftlichen Sachen ſei fein Gewicht zu legen, weil unr 
der &hemann vermöge der ihm zuftehenden Verfügungs- und Vertretungs- 
gemalt als Antragsberechtigter in Betracht käme; ebenfowenig falle ed 
ind Gewicht, daß das mitgeflöplene Sparkaffenbuh dem Dienftlnechte 
Sch. gehört habe, ba daſſelbe fih in ber Aufbewahrung bes Stief⸗ 
Kine ©. befunden und der Angeklagte nicht den Sch. fondern nur 


den G. zu befiehlen Willens geweſen fei. 


| 


Bernidtung. Gründe: 

fi. 2.) Zunächſt erfcheint bei dem Diebftahl als einem 
mmittelbar gegen das Kigenthum gerichteten Delift jeven 
dalles der Eigenthümer oder Miteigentbümer ſtets als da⸗ 
durch Berlegter und um fo mehr dann, wenn er fich gleich- 
zeitig im Beſitz oder Mitbefit der geftohlenen Sachen be- 
findet. Warum in dem Falle eines durch das ebeliche 
Güterrecht begründeten Miteigentbums für den Antheil der 


Fran ein Anderes gelten follte, ift nicht abzufehen. Das 


Berwaltungs- und Veräußerungsrecht des Mannes kann 
feine Befugniß, insbejondere feine Antragsbefugniß auf den 


Ehemann übergehen lafjen, welche die Ehefrau felbft bereits 
beſaß, jener alfo auch durch Nichtftellung oder Zurücknahme 
des Antrages die Derfolgung eines Diebjtahle nicht hindern, 
welcher gegen das Eigenthum ober Miteigenthum feiner 


nit zu den Angehörigen des Diebes gehörigen Ehefrau 
fich richtete. 

[3.]) Ebenfowenig ift der Anficht beizutreten, daß ber 
Dolus des Angeflagten in Beziehung auf das Sparkafjen- 
buch des 2c. Sch. infofern nicht vorgelegen, als Angeflagter 
aur feinen Stiefvater und nicht den Sch. habe beſtehlen 
wollen. In diefer Richtung wird nach 8 242 StGB.'s 
mm Diebftahlsbegriff nur erfordert, daß die entwendete 
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Sache für den Thäter eine fremde und ihm biefe Eigenfchaft 
als fremde befannt ſei. Es muß biefed auch von ben im 
8 247 vorgefehenen Entwendungen gegen Angehörige zc. 
gelten. Denn daß derartige Diebftähle nur auf Antrag 
der Verletzten verfolgt werben, hebt den Xhatbeftand bes 
Diebſtahls nicht auf, fondern fchütt innerhalb beftimmter 
Grenzen nur gegen befien Verfolgung. Der Antrag bat 
bier nur formale Bedeutung für dad Vorgehen des Straf- 
richter8, verengt aber das Moment der fubjeltiven Ver⸗ 
ſchuldung nicht dahin, daß ber Wille fich eine frembe Sache 
zuzueignen, während er fonft ein unerlaubter fein würbe, 
vorliegend biefen Charakter verliert, weil er fich gegen eine 
Perſon richtet, von deren Ermeſſen es abhängt, ob bie 
gefeßliche Strafe dafür ausgefprochen werben foll oder nicht. 
Gegenſtand des Irrthums iſt nicht ein thatbeftandliches 
Moment, fondern nur die Perfon des Eigenthümers, alfo 
auch 8 59 des StGB.'s nicht hierher zu beziehen. 

Antrag d. EStA.: gleich!. 168.—6.] 


Schulverſäumniß. - Znftändigfeit. 


Die Schulverfäumniffe der Kinder gehören auch 
im Sprengel des Rh. App.-Ger.-Hofes, als Ueber- 
tretungen ber Eltern, zur Zuftändigfeit der Polizei- 
Gerichte. 

Einf.-Gef. 3. Pr. StGB. Art. XIII [n. 2]. XIV. | 
Erf. (8.1) v. 21. Jan. 1875 o. Binz (10 II. Cr.) 

Das (Rh.) PG., vor welches B. wegen ber Schulverfäumniß feiner 
Kinder geladen war, hatte fi unzuftändig erftärt, weil nah der AKO. 
v. 20. Zuni 1835 bie betr. Beftrafung durch bie Verwaltungsbehör den 
erfolgen folle und dieſe Vorfchrift durch Art. XIV des Einf.Geſ.'e 3. 
Pr. SO. nit aufgehoben fei. — Vernichtung nnb Berweifung 
der Sache vor ein anderes PO. Das OTr. erwog: 


daß fih aus dem Inhalt der Kab.Ordre v. 20. Juni 
1835 unzweifelhaft ergiebt, daß die in derfelben gegen Die 
Eltern wegen Schulverfäumniffe angedrobten Strafen feine 
Erekutivftrafen, durch welche ein Handeln, alfo das zur 
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Schuleſchicken der Kinder erzwungen werben foll, barftellen, 
daß diefelben vielmehr ſich als Strafen für die Unterlaffung 
ber Berpflichtung, die Kinder zur Schule zu ſchicken, charaf- 
terifiten; 

daß ed fich mithin um Webertretungen im jtrafrecht- 
lien Sinne, und deren Beitrafung handelt, über welche 
die Cognition durch die gedachte Kab.-Orbre unter Ab⸗ 
änderung des bisherigen Rechtszuftandes, den Verwaltungs⸗ 
behörden zugewiefen worden war; 

daß nun aber nach Art. XIV des Einf.Geſ.'s zum 
Pr. StGB. die Unterfuchung und Entfcheidung in Anjehung 
ber Vebertretungen im Bezirke des Rhein. App.-G.-Hofes 
durch die Polizeigerichte erfolgen foll, wie fie für den 
Geltungsbereich ber Veroron. v. 3. Yan. 1849 den Einzel- 
tihtern überwiefen ift; 

daß die Wirkung dieſer Beftimmungen nicht auf bie 
in tem StGB. vorgejehenen Webertretungen befchränft ift, 
was ſchon daraus hervorgeht, daß in dem Art. VIII des- 
jelben EinfGeſ.'s auch in denjenigen Materien, über welche 
188 SGB, keine Beſtimmungen enthält, bie mit einer 
Iteiheitsſtrafe bis zu ſechs Wochen oder einer Geldbuße bis 
1 50 Thalern bebrohten Handlungen für Uebertretungen 
erklärt werben, baß vielmehr die gedachten Art. XIII und 
XIV, wie auch ſchon die Ueberfchrift des II. Abſchnitts bes 
Einf.-Bef.’8 erfennen läßt, allgemeine, dad ganze Gebiet des 
Strafrechts beherrſchende Vorſchriften über die Zujtänbigfeit 
in Straffachen barftellen, durch welche die bis dahin be= 
fandenen KRompetenzbeftimmungen in Wegfall gekommen 
fund, ohne daß es einer befonderen Aufhebung derfelben 
bedurfte; 

daß auch der Unterlaffung, eine folche fpezielle Auf- 
Könng zum Ausdruck zu bringen, nicht, wie in dem ange: 
ſochtenen Urtheil gefchehen ift, aus bem Grunde eine be- 
iondere Bedeutung beigelegt werben Tann, weil in Art. II 
des Einf.Geſ.'s bezüglich des materiellen Strafrechtes die 


Aufſhebung der bisherigen Strafbeftimmungen Bee ver⸗ 
Redtipr. d. K.O.⸗Tr. ac. XVI. 
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orbnet ift, ba es fich im lebteren Falle darum handelte, 
ben Umfang ber beftehen Bleibenden, im Gegenfage zu dem 
außer Kraft Gefetten zu beftimmen, während burch Art. XTU 
und XIV nur ein neues Recht, ohne Aufrechterhaltung 
früherer Vorfchriften gejchaffen wurde, mithin eine folche 
Beranlaffung die Aufhebung derſelben auszufprechen, nicht 
borhanden war; 

dag alfo, da die Unterlaffung, die Kinder zur Schule 
zu ſchicken, eine Webertretung barftellt, die Unterfuchung 
und Entfcheidung derſelben nach Art. XIV des Einf.-Gef.’s 
nicht mehr zur Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden, 
fondern ter BPolizeigerihte gehört und das angefochtene 
Urtheil daher, indem es fich zur Entfcheidung für infompetent 
erflärt hat, den gebachten Artikel XIV verlegt. 

Antr. d. GSta.: gleichl. [38.—3.] 


u — —— — 


Für die Berechnung der Friſt zur Nachkaſſirung eines 
Stempels iſt das Datum der Urkunde nicht unbe- 
dingt maßgebend, wenn anderweitig dargethan wird, 
daß diefelbe an einem andern Tage „ausgefertigt” 
worden fei. 

Stempel⸗Geſ. v. 7. März 1820 8 12. Bol. RdOTr. 10. ©. 732; 
12. ©. 81; 13. S. 290. 
Erf. (3.1.) v. 21. Ian. 1875 e. Flügel (703 II. Cr. v. 1874). 

51. hatte als Direktor einer Altien-Gefelichaft am 19. Aug. 1873 
dreihundert vom 1. Januar 1873 datirte Aktien jener Geſellſchaſft zur 
Nachkaſſirung des Stempels eingereiht, und war von ber bieferhafb 
erhobenen Anklage der Stempel-Hinterziehung (durch Berabfäumung 
ber 14tägigen Nadlaffirungsfrift) in beiden Inſtanzen freigeiprochen 
worden, weil erwieien ſei, daß jene 300 Aktien von dem Borfigenden 
bes Anffichtsrathe, deſſen Unterfchrift zu ihrer Rechtsgültigkeit er- 
forberlih war, nicht vor dem 9. Auguft unterzeichnet worben feien. 
Die NB. des OStA.'s führte aus, dag nach fenftehenden Grunbjägen 
für die Stempefpflidtigleit einer Urkunde Tediglih ihr Inhalt maß- 
gebend ſei; ſonach milffe auch der Lanf ber Naclaffirungefrift nach 
bem in der Urkunde angegebenen Datum berechnet werben. 

Zurüdweifung. Gründe: 
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Da nach den Grundfägen der Stempelgefeßgebung, — 
jomeit e8 fich nicht um den Erbichaftsjtempel handelt — 
ber Stempel die Form einer Befteuerung fchriftlich ab- 
gefhloffener Geſchäfte ift und daher nicht ein bejtimmtes 
Rechtsgeſchäft als folches, fonvdern bie Urkunde, mittelft 
weicher dafjelbe befundet wird, der Stempelftener unterliegt, 
fo ift die Stempelpflichtigfeit einer Urkunde und bie 
Höhe tes zu verwenbenden Stempels nur nach dem äußerlich 
erkennbaren Inhalte der Schrift, wie fie vorliegt, nicht aber 
nah anderen außerhalb der letzteren Liegenten Momenten 
zu beurtheilen. Dies hat das Königliche Ober-Tribunal in 
jahlreihen Entſcheidungen ausgefprocen; vgl. V. L vom 
20. März 1868 (RrOTr. 9. ©. 212). 

Unabhängig hiervon, weil unberührt von ber Stempel- 
pflichtigfeit der Urkunde und dem Betrage des zu ver- 
wendenden Stempels, ift dagegen die Trage, ob bie Löſung 
6 legteren rechtzeitig nach Entftehung der Urkunde erfolgt 
ft. In diefer Beziehung beftimmt 8 12 des Stempelgef.’s 
v. 7, März 1820, daß die Nahbringung des gejeglichen 
Stempel, foweit die ftempelpflichtige Verhandlung nicht 
anf dad erforderliche Stempelpapier felbft gefchrieben ift, 
Binnen 14 Tagen vom Tage der Ausfertigung an 
erfolgen muß. Da num die Ausfertigung einer Verhandlung 
nothwendig deren Bollziehung durch die Ausfteller voraus⸗ 
legt, fo ergiebt fich, daß der Angeklagte fich feiner Stempel- 
finterziehung ſchuldig gemacht hat, falls von ihm — wie 
tie Inſtanzrichter thatfächlich feftftellen, — ver Stempel zu 
ben in Rebe ftehenden Alten innerhalb 14 Tage, nachdem 
dieſelben ftatntenmäßig von dem Angelfagten als Direktor 
der Altiengefellfchaft und dem Vorfigenden des Auffichts- 
raths vollzogen waren, vorfchriftsmäßig gelöft worden iſt. 
Daß die fraglichen Aftien zur Zeit der Vorlegung bei ber 
Stempelbehörde mit dem Datum „S. den 1. Jan. 1873" 
vriehen waren, während biefelben erft im Anguft ej. dem 
betreffenden Steueramt zur Stempelung vorgelegt find, fteht 
ber Wirkung jener Feitftellung nicht entgegen. Zwar ift 

5* 
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nicht zu bezweifeln, daß das Datum, welches fich auf einer 
Behufs Löfung des Stempel$ vorgelegten Urkunde befindet, 
einen beftimmten Anhalt für bie Beurtheilung, ob bie Bor- 
fegung rechtzeitig erfolgt ift, gewährt und daß baffelbe 
als das Datum der Ausfertigung wird gelten müffen, fo 
fange fein Beweis vorliegt, daß die Ausfertigung der Urkunde 
an einem fpäteren Tage erfolgt ift. Aber es ift Fein recht- 
licher Grund erfichtlih, aus welchem demjenigen, welchem 
die Stempelentrichtung obliegt, die Führung jenes Beweiſes 
abgefchnitten, oder aus welchem der Zeitpunft ber Aus 
fertigung Lediglich nach dem Datum ber Urkunde beftimmt 
werden müßte, wenn — wie im vorliegenden Falle, — ein 
iiberzengender Gegenbeweis für die fpätere Ausfertigung 
geführt worden ifl. Dem widerfpricht auch ber Inhalt des 
cit. 8 12, welcher die 14tägige Frift ber Stempelnad- 
beingung nit nah dem Datum der Urkunde, ſonden 
ausdrücklich nach dem Tage der Ausfertigung berfelben 
beftimmt und mithin die Führung eines felbjtitändigen Be: 
weijes für die Zeit ber erfolgten Ausfertigung nicht aus—⸗ 
fchließt. Die entgegengefegte, in der NB. vertretene, Anf- 
faffung würde dann, abgefehen davon, daß, mit dem Stempel: 
pflichtigen in beftimmten Fällen, wie der vorliegende, jeder Weg, 
fih der Verurtheilung wegen Stempeljteuer - Defraubation 
zu entziehen, ohne fein Verfchulden verfchränft würbe, auch 
die Wirkſamkeit des Stempelgefeges gefährden. Denn es 
würde, — fall8 das Datum ver Urkunde allein entfcheidend 
wäre, — den Stempelpflichtigen unbenommen fein, ſich durch 
unvichtige Datirung der Urkunde der Stempelabgabe wil® 
fürlich zu entziehen. Das 3. IL v. 9. Febr. 1871 (RdOTr. 
12. ©. 84) welches für die Ausführungen der NB. in 
Bezug genommen ift, hat die aufgeworfene Frage nicht 
allgemein und grundfäglich entſchieden. | 
Antr. d. GStA.: gleichl. [37.—3.] 
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Ansrduung, obrigkeitliche. - Verächtlichmachen. - That⸗ 
ſache. - Kritik. 

Der Unterfchied zwifchen einer [erlaubten] Kritif 
und der „Behauptung von Thatfachen” im Sinne 
des $ 131 StGB.'s beruht weſentlich darin, daß 
bei exfterer eine fubjektive Anficht als foldhe zum Aus- 
drud gebracht wird, während die letztere ſich als 
die Darftellung eines angeblich eriftent gewordenen 
Hergangs charakteriſirt. 

StGEB. 8 131 [n. 2]. 

Erl. (3.1) v. 21. Ian. 1875 e. Hauptmann (11 II. Cr.) 

Ipriht den obigen Grundſatz aus. (38. — 3.] 


— — — — 


Strafunmündiger. - Erziehungsanſtalt. -Real⸗-Konkurrenz. 


Das Inſtanzgericht, welches einen Strafunmün— 
digen von der Anklage einer vor Vollendung des 
18. Jahres begangenen Mißthat freiſpricht, weil er 
bei ihrer Begehung nicht die erforderliche Einſicht 
befeffen habe, muß nothwendig im Urtheil darüber 
Veftimmung treffen, ob er feiner Familie überwiefen 
oder in eine Erziehungsanſtalt gebracht werden foll. 
— Das gilt felbft dann, wenn Der Angeklagte gleich- 
jäig wegen einer vealiter konkurrirenden nach vollen- 
deten 18 Jahre begangenen Mißthat zu Freiheits- 
ſtafe verurtheilt wird, inſofern die Vollſtreckung 
dieſer nicht voraus ſichtlich über das 20. Jahr hinausreicht. 

StGB. 8 56 |n. 13]. 
Erl. (8. 1.) v. 21. Jau. 1875 e. H. (808 II. Cr. v. 1874). 


H. hatte theils vor theils nach zurücgelegtem 18. Fahre wieber- 
holt als Lehrer unzüchtige Handlungen mit minderjährigen Schülerinnen 
derübt; in Betreff der erfieren hatten die Gefchwornen angenommen’ 
deß er ohne die zur Erkenntniß der Gtrafbarkeit erforderliche Einficht 
handelt habe. Der Schw.⸗GH. ſprach deshalb von ben betr. -An- 
Hagen frei und verhängte wegen einer nach vollendetem 18. Jahre 
Kgangenen gleichen That eine Freiheitsſtrafe, indem er es in ben 
Gründen für „unzuläffig” erklärte, nach Abſ. 2 des 8 56 eine Beflim- 
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mung barüber zu treffen, ob H. feiner Familie überwieſen oder im eine 
Erziehungs- ꝛc. Anftalt gebracht werben folle, da er wegen ber nad 
feinem 18. Jahre verübten Mißthat mit Gefängnig belegt werbe. 

Auf die NB. des OStA.'s hat das OTr. im Betreff biefes 
letzteren Punktes das Erkenntniß vernichtet und bie Ueberweiſung 
des 9. an feine Familie ausgeſprochen. Gründe: 

Nach der Vorfchrift des 8 56 Abf. 2 1.c. hat ber 
Richter zwar nach feinem Ermefjen bie Auswahl darüber 
zu treffen, ob der Angefchulbigte feiner Familie zu über- 
weifen, oder in eine Erziehungs: oder Beljerungsanftalt 
gebracht werden foll; im Webrigen iſt aber die Vorſchrift 
des Geſetzes eine gebietende, von beren Beobadhtung ber 
Richter fich rechtsgrundſätzlich ohne Gefekesverlekung nicht 
entbinden fann. Der von dem Schw.-GH. für die Unzu⸗ 
läffigfeit, die dem Geſetz entfprechende Beitimmung in bem 
vorliegenden Fall zu treffen, angeführte und aus der gegen 
den Angeklagten wegen ber nach dem 18. “Fahre fortgejeßten 
ftrafbaren Handlungen erkannten Gefängnißftrafe entlehnte 
Grund, ift rechtlich nicht zutreffend. Handelte e8 fih bei 
ber in dem fraglichen 8 vorgefehenen Unterbringung in eine | 
‚Erziehungs: oder DBefferungsanftalt um eine eigentliche 
Strafe, fo würde die allgemeine Regel fordern, daß für 
jede ftrafbare Hantlung die im Geſetz dafür angebrohte 
Strafe verhängt werden muß, es müßte denn biefelbe Durch 
einen bejfonderen gefelichen Grund ausgefchloffen fein. Das 
Zufammentreffen mehrerer ftrafbaren Handlungen Tann 
allerdings einen folchen Grund abgeben, aber nur infoweit 
ald das im StGB. vorgefehene Abforptionsprinzip reicht. 
Bei der realen Konkurrenz; mehrerer ftrafbaren Handlungen 
— und nur von einer folchen Könnte nach dem feftgeftellten 
Sachverhältniß Hier die Rede fein, — hebt eine erfannte Ges 
füngnißftrafe bie einfache Haft felbjt nicht auf (S7TTLc) 
und daß neben der Haft fogar die Unterbringung in ein 
Arbeitshaus nicht unzuläffig ift, zeigt die Vorfchrift bes 
5 362 Abſ. 2 ibid. Vom Strafenfyften aus betrachtet, 
würde alfo daraus, daß ver Angellagte vorliegend mit einer 
Gefängnißftrafe von einem Jahre belegt worden ift, Die 
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Unzuläffigfeit der Anorbumg, daß der Angeklagte mit Rück⸗ 
ht auf Die vor feinem 18. Lebensjahre begangenen traf: 
baren Handlungen in ein Erziehungs- oder Befferungshaus- 
gebracht werden folle, nicht folgen. Alfein die im 8 56 
Ab. 2 1. c. vorgefehene Unterbringung in eine derartige 
Anftelt ift überhaupt feine Strafe. Sie ftellt ſich vielmehr 
am als eine im Intereſſe des Angefchuldigten wie ver 
bürgerlichen Gefellfehaft für zuläffig erachtete Präventiv- 
maaßregel var, auf welde das Strafenfuften des Straf- 
gejegbuches feine Anwendung findet, unb welche nur nad 
ven Dorausfegungen, unter denen fie gefeglich eintreten 
lann, ober foll, zur beurtbeilen ift. Die einzige Schrante, 
die das Geſetz in Bezug auf die VBerhängung der Maaßregel 
an die Hand giebt, befteht darin, daß fie über das 20. Jahr 
des Angefchuldigten hinaus nicht mehr zuläjfig if. Im 
Vebrigen erfcheint fie ihrem Zuläffigfeitsgrunde nach als 
eine mit der begangenen jtrafbaren Handlung verknüpfte 
Folge, und ihrem Zwede nach, wie bereits angeführt, als 
eine Präventivmanßregel, als ein Mittel, den Angefchuldigten 
ben natheiligen Einflüffen feiner Familie zu entziehen und 
buch Beſſerung auf fein zulünftiges Verhalten einzuwirfen. 
Der vom Geſetzgeber mit der Maaßregel beabfichtigte Zweck 
wird dadurch nicht ausgefchloffen, daß der Angeklagte gleich- 
zeitig wegen nach feinem 18. Jahr begangener jtrafbaren 
Handlungen zu einer in fein zwanzigfted Jahr nur hinein- 
reihenden Gefängnißitrafe verurtheilt wird, ebenfowenig als 
e8 der Fall fein würde, wenn gegen ihn bei der gleich- 
zeitigen Aburtbeilung dev von ihm vor und nach dem 
18. Fahr begangenen Strafthaten, kurz nach dem 18. Jahre 
eine Haftjtrafe von einem Tage verhängt worden wäre. 


Antr. d. OSIN.: gleichl. | [27.—3.)] 
Koften. - Rechtömittel. - Günftiger Erfolg für den 
Angellngten. 


Hat das Rechtsmittel des Staats-Anwalts eine 
Abänderung der Verurtheilung zu Gunften des An— 
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geflagten zur Folge, fo Eönnen dem letzteren bie 
Koften nicht zur Lafl gelegt werben, 
Bon. v. 3. Ian. 1849 8 179 [n. 1]. 
Erf. (V. 1.) v. 21. Jan. 1875 e. Sunth & Gen. (92 II. Cr.) 

Der Schw.-Ger.-Hof Hatte die Angeflagten wegen eines unter 
mildernden Umfländen begangenen Diebſtahls aus $ 244 zu einer 
zweijährigen Gefängnißftrafe veruriheilt, und gleichzeitig unter 
Bezugnahme auf 6 248 die Polizei-Aufficht für zuläffig erflärt. Anf 
die im SIntereffe der Angellogten vom StA. ergriffene NB. hat das 
OTr. unter theilweifer Vernichtung jenes Erkenutniſſes die Teßtere 
Strafe, weil nad dem cit. 8 248 nicht begründet, in Wegfall gebracht, 
bie Koften des Nichtigkeitsverfahrene aber außer Anſatz gelaffen, und 
in dieſer Beziehung eıwogen: 

In den SS 178 und 179 der Von. v. 3. Yan. 1849 
ift für einen Fall der vorliegenden Art feine Vorſehung 
getroffen. Nun kann aber nach der Natur der Sache die Ber: 
pflihtung eines Angeklagten zur Zragung der Koften eines 
Rechtsmittel8 dann nicht anerkannt werden, wenn baffelbe, wie 
hier, von Seiten ber Kgl. Stantsanwaltfchaft, — fei es blos im 
Intereſſe des Geſetzes, oder im Intereſſe des Angeklagten, 
— gegen ein Erfenntniß nur zu dem Zwed mit Erfolg 
eingelegt worden ift, um eine einzelne in dem Erfenntniffe 
enthaltene, dem Angeklagten nachtheilige, gefeglich unftatthafte, 
Verfügung zu befeitigen. Vielmehr kommt hierbei auch noch 
die im 8 3 des Geſ.'s v. 10. Mai 18561, betreffend ben 
Anfag und die Erhebung der Gerichtsfoften, den Juſtiz⸗ 
behörden ertheilte Ermächtigung in Betracht, wonach bie 
Koften, welche durch eine unrichtige Behandlung der Sache 
Seitens der Inſtanzgerichte, und ohne Verfehulden des An« 
geflagten entftanden find, niedergefchlagen werden können. 

Antr. d. GSLA.: gleich. [14.—3.] 


Feſtungs-⸗Rayon. - Hede. - Befeitigung. 
Derjenige, welcher eine im SFeflungsrayon vor- 
bandene, im Falle einer Armirung am Boden ab- 
gefehnittene Hede, wieder aufwachfen läßt, und ber 
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Anforderung diefelbe zu befeitigen Feine Folge Teiftet, 
macht ſich nicht firafbar aus 

Rayon⸗Regul. v. 10. Septbr. 1828, id. v. 21. Dezbr. 1871. 

Ert. (8.11) u. 21. Jan. 1875 ec. Kreutzer (111 II. Cr.) 

Bei ber im Jahre 1870 vorgenommenen Armirung ber Feſtung 
©, waren die im Rayon befindlichen Garten-Heden am Boden abge- 
ſchnitten worden, feitbem aber (ohne Zuthun der Eigenthümer) wieber 
ausgefchlagen und aufgewachſen. Der Aufforderung dieſe Heden „auf 
die vorfchriftsmäßige Höhe“ abzufchneiben, hatte K. keine Folge geleiftet, 
war aber von ber bieferhalb erhobenen Beihuldigung freigeſprochen 
worden, weil durch die citt. Rayongeſetze die Forterifienz ber früher 
bereits vorhandenen Anlagen der fraglichen Art gemährleiftet jet und 
fein See den Eigenthümern die Pflicht anferlege, das Aufwachen 
der Heden durch periobifches Kürzen 2c. anf ein beflimmtes Maaß zu 
befchränfen. Der gegen biejes Erkenntniß ergriffene Kaſſ.Rekurs 
zard vom OTr. aus bem zuletzt erwähnten Grunde zurüdgeriejen, 
im Uebrigen aber ausgeführt: 

daß die betr. (aus älterer Zeit herrühreuden) Heden nach 
8 5 des Ray.Gef.'s v. 10. Septbr. 1828 nur aus Billigleits- 
gründen eine Dulbung erfahren hätten, welche der Natur der 
Sache nad ihr befinitives Ende erreichte, ſobald mit ber bei 
ber Armirung nöthig gewordenen Wegräumung der Anlage 
das Motiv derſelben fortgefallen war, es fei baber bie 
Kommandantur jet nicht weiter verpflichtet, die durch den 
natürlihen Nachwuchs fih vollziehende Wiederherftellung bes 
früheren Zuflande® zu bulben. 

Antr. d. EStA.: Berwerfung bed Relurfes. [32.—3.] 


Körperverletzung. - Vorſätzlichkeit. - Mehrheit der Objekte. 

Eine Körperverlegung ift vorfäglih verübt, 
wenn fie Durch einen Schuß zugefügt ift, welcher auf 
eine Mehrheit von Perfonen mit dem Willen ab- 
gefenert wurde, eine derfelben zu treffen. 

StOB. 359 [n. 2). 223 [n. 21]. 

Erl. (3.1) v. 22. San. 1875 e. Roſinke (26 1. Cr). 

R. hatte auf eine Anzahl verfammelter Menfchen einen Schrot- 
ſchuß in der Abficht abgefeuert, fie nicht blos zu fehreden, fonbern einen 


vom ihnen zu treffen ; wirklich war einer der Berfammelten A., burd 
ven Schuß zu Boden geflredt worden. Berurtheilung wegen vorjüg- 
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licher Körperverlegung ($ 223), Die NB. rügte Berleung biefer 
Geſetzesſtelle: die dort erheifchte „Borfägzlichleit” fei nur dba anzunehmen, 
wo ſich die Handlung gegen basjenige Objekt richtete, welche® nach dem 
Willen des Handelnden bavon betroffen werden follte; bier ſtehe nicht 
fe, daß ber Wille bes R. grade dahin gerichtet gewefen fei, ben A. 
zu treffen. 

Zurüdweifung. Gründe: . 

Es fteht der Vorfäglichkeit der That nicht entgegen, 
wenn die Handlung gegen mehrere Objekte, 3. B. gegen einen 
Haufen von Menſchen gerichtet war, mit der Abficht, alle 
ober einen von ihnen zw treffen. Zum Borfage reicht es 
vielmehr fchon aus, daB der Thäter die äußere Handlung 
gewollt hat und daß er fich dabei bewußt gewefen ift, daß 
das oder die Objekte oder eines berfelben, gegen welche fie 
kollektiv oder alternativ gerichtet war, davon getroffen werben 
fonnten. Im vorliegenden Falle haben die VBorinftanzen 
über biefes Bewußtfein hinaus die Abficht des Angeklagten, 
einen ber verfammelten Menfchen, unter denen fih U. 
befand, durch den von ihm abgefeuerten Schuß zu treffen, 
feitgeftellt. Es Hat hiernach der eingetretene objektiv ftraf- 
bare Erfolg in feinem Willen gelegen, und unter biefer 
Boransfegung war feine That eine vorjägliche. 

Antr. d. GStA.: gleidl. [33.—-8.) 


Nicht.-Beſchwerde. - Zurüdweifung durd) das Kreisgericht. 
Zurüduahme. 

Hat das Gericht erfter Inſtanz eine Nicht.Be— 
ſchwerde wegen eines dabei vermeintlih vorgefom- 
menen formellen Verſtoßes durch eine dem Implo— 
vanten zugeftellte Verfügung zurüdgemiefen, fo fteht 
es ihm nicht mehr zu, diefe Verfügung als auf einer 
irrigen Annahme beruhend zurüdzuziehen. Diefelbe 
wird trog einer ſolchen Zurücknahme rechtskräftig, 
wenn fie nicht rechtzeitig Durch Befchwerde beim 
Db.-Zribunal angefochten wird. 


Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 112 |n. 8]; Bgl. RdOTr. 2. ©. 95; 
15. S. 851. 
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Erf. (3. H.) v. 26. Jan. 1875 e. Berudt (93 IL. Cr.) 

Das KG. hatte bie von B. zeit- und formgerecht ergriffene RB. 
wegen eines vermeintlichen formellen Verſtoßes durch eine am 8. De» 
jenber dem B. zugeftellte Berfügung zurüdgewiefen, biefe letztere aber 
denmächſt unter Anerkennung des ftattgehabten Verſehens zurückgezogen 
und nunmehr das Rechtsmittel infiruirt. Das OTr. hat gleihwohl 
mit Rückſicht anf jeme nicht angefochtene Berfülgung bie NB. zurüd- 
gewiefen. Gründe: 

Das Gericht war zur Aufhebung feiner eigenen Ver⸗ 
fügung, nachdem biefelbe dem Angellagten zugeftellt worden, 
nicht mehr befugt, weil dieſe Verfügung nach Art. 112 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 binnen 10 Tage nach der Zuſtel⸗ 
Img durch eine an das Ob.-Trib. zu richtende Befchwerbe 
angefochten werben mußte; es ijt jene Verfügung alfo, ba 
eine folche Anfechtung nicht Statt gefunden hat, rechtskräftig 
geworben und es kann bierin nichts ändern, daß ber An- 
geflagte innerhalb ber gebuchten Friſt eine Beſchwerde an 
das AG, gerichtet und dieſes zu feinen Gunften entjchieden hat, 
da das AG. zu einer jolchen Entſcheidung nicht befugt war. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [28.—8.]| 


Rheinifches Berfahren. - Offizial-Bertheidiger. - Verzicht. 
Nah Nheinifhen Verfahren hat der Angeklagte 
das Recht zu verlangen, daß feine Vertheidigung 
vor dem Schw.-GHofe Durch den ihm zugeoroneten 
Dffizial-Vertheidiger geführt werde. Er leiftet aber 
auf dieſes Recht durch die ausdrückliche oder ftill- 
ſchweigende Wahl eines andern Vertheidigers Verzicht. 
Rh StPO. Art. 294. 
Er. (3. 4.) 0.26. Sau. 1875 ec. Depree (294 IL. Cr.) 

Der vom Rh. Schw.GH. wegen mehrerer ſchwerer Diebftäple 
vernztheilte D. ſtützte feinen Kaſſationsrekurs darauf, Daß er nicht 
duch den ihm zugeordneten und durch wiederholte Befprechungen voll- 
Rändig informirten Offiziel-Bertheidiger T., fondern durch einen anderu 
Adrolaten R. vertpeibigt worben fei. 

Berwerfung. Das OT. erwog: 

daß zwar dem Ungellagten, welcher fich vorher einen 
Vertheidiger noch nicht erwählt hatte, bei feiner in Gemäßpeit 
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bes Art. 293 der StPO. durch den Aſſiſen⸗Präſidenten ıc. 
zu bewirfenden Vernehmung nach Art. 294 Abf. 1 ibid. ein 
Bertheidiger von Amtöwegen bei Strafe der Nichtigkeit des 
ganzen folgenden Verfahrens ernannt werben muß, und ber 
Angeklagte folgeweife dad Recht Hat, darauf zu beſtehen, 
daß feine PVertheidigung auch durch den von Amtöwegen 
ernannten ober bei eintretenber Verhinderung befjelben durch 
einen folchen PVertheidiger geführt werbe, ber ihm in 
gleicher Weife rechtzeitig ernannt worben; 

daß aber nach Art. 294 Abi. 2 die von Amtswegen 
erfolgte Beftellung eines Vertheidigers als nicht gefchehen 
gilt und eine Nichtigkeit nicht ausgefprocdhen werben foll, 
wenn der Angellagte fich einen andern Rechtsbeiftand wählt; 

daß mithin in der eigenen nachträglichen Wahl eines 
folden die Aufgabe des Rechts enthalten ift, durch ben von 


Amtswegen ernannten Bertheibiger vertheibigt zu werben. 
Sodann wird ausgeführt, dag D. den Advokat R. nicht allein 
ſtillſchweigend acceptirt, fondern auch dadurch auebrüdlich als feinen 
Bertheidiger auerkaunt babe, daß er biefem bei Bildung bes Schwur- 
gericht® das Relufationsredht übertrug. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [32.—8.) 


Fahrläſſigkeits-Vergehen. - Mitthäterfhaft. - Anftiftung. - 
Beihülfe. 

Bei Zahrläffigfeitsvergehen Tann von einer Mit- 
thäterfchaft, Anfliftung oder Theilnahme Feine Rede 
fein. Dagegen iſt da, wo die unglüdlihe Folge 
durch das zufammentreffende fahrläffige Verhalten 
Mehrerer verurfacht it, Jeder [als felbfiftändiger 
Thäter] firafbar. 

StSB. 859 [n. 22. 23]. Bgl. RrOLr. 15. ©. 458. 712. 
Erf. (3. 1.) v. 26. Ian. 1875 6. Karnebli (680 LL. Cr. v. 1874). 

Von der Annahme einer Mitthäterfchaft, ober 
einer gemeinfchaftlichen Ausführung ber fraglichen ftrafbaren 
Handlung Seitend beider Angellagten, von welcher nur bei 
einem gemeinjamen bolofen Handeln mehrerer Perfonen bie 
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Rede fein Tann, ift der App.-Richter keineswegs ausgegangen. 
Dielmehr ijt ein zufammentreffendes fahrläffiges 
Berbalten beider Angeklagten, welches in feinem Zuſammen⸗ 
wirfen den unglüdlichen Erfolg herbeigeführt hatte, ohne er- 
kennbaren Rechtsirrthum feitgeftellt. 

Unbegründet iſt danach auch die Behauptung der NB., 
daß der App.Richter unter rechtsirrthümlicher Anwendung 
der geſetzlichen Vorſchriften über die Theilnahme den Im— 
ploranten als Anſtifter, inſofern er den Mitangeklagten 
M. zur Umftellung der weſtlichen Weiche, fo wie als Theil- 
nehmer, nämlich durch Betheiligung an dem Verſuche, vie 
von M. fahrläffiger Weife ausgeführte Umlegung der Weichen 
zu bewirfen, für jtrafbar erachtet hat, obwohl bei Fahr: 
läffigfeitSvergehen weder eine Anftiftung noch eine Theil« 
nahme im Sinne des Gefekes denkbar erfcheine. Denn bie 
Gründe der Entſcheidung ergeben, daß der App.-Richter die 
Handlungsweife des Fmploranten weder unter ven gejeß- 
tihen Begriff ver Anftiftung oder Theilnahme gebracht, noch 
als einen ftrafbaren Verſuch im Sinne des 8 43 a. a. O. 
charalteriſirt, ſondern daß er ſowohl die dem Mitangeklagten 
M. gegebene Anregung zu der von beiden Angeklagten be— 
ſchloſſenen Dispoſition, als auch die aus jenem Beſchluſſe 
entſpringende eigene Thätigkeit des Imploranten als ſelbſt— 
ſtaͤndige fahrläffige Handlungen des letzteren gewürdigt hat, 
welde in Berbindung mit dem fahrläjfigen Handeln des 
Mitangellagten den Zufammenftoß der Züge herbeigeführt 
haben. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [37.—8.] 


Beleidigung. - Poftlarte. - Oeffentlichkeit. 

Eine, in einer offen zur Poft gegebenen, Poft- 
arte enthaltene Beleidigung iſi „öffentlich“ zugefügt. 
St®B. 8200 [n. 4). 186 [n. 23]. 

Ertl. (3. I.) v. 26. Yan. 1875 co. Klinge (80 IL. Cr.). 
Da die Beleidigung mittelft einer der Poft offen über- 
ebenen Gorrefponbenztarte verübt ift, fo fonnte von bem 
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Inhalte derjelben, bevor fie an den Adreſſaten gelangte, 
nicht nur das bei ber Expedition, Beförderung und Beftel- 
Inng thätige Boftperfonal, fondern außerdem auch noch an- 
dere Perjonen, namentlich die Hausgenoſſen bes Moreffaten 
und durch lettere weitere Kreife Kenntniß erlangen, ber 
Inhalt der Karte alfo öffentlich befannt werben. 

Antrag d. EStA.: gleichl. [32.—8.] 


sener-Berfiherungs-Police. - Aushändigung. 

Als „Feuer - Verfiherungs » Police”, melde nicht 
vor der Genehmigung durch die Polizeibehörde aus- 
gehändigt werden darf, ift jede Urkunde anzufehen, 
welche inhaltlih den Vorausſetzungen einer ſolchen 
entfpricht, follte fie auch anders, 3. B. als „In- 
terimsfchein“ bezeichnet fein. 

Geſ. v. 8. Mai 1837 88 14. 31. 

Erf. (3.1.) v. 26. Ian. 1875 e. Schmidt (73 II. Cr.). 

Zu dem Zwecke, um Weberverficherungen entgegen zu 
wirken, bat das gedachte Gejeß eine polizeiliche Controle 
über Berficherungen in zwiefacher Hinficht angeoronet. Zu: 
nächft ift der Polizeibehörbe die Befngniß beigelegt: bereits 
abgefchloffene Berficherungsverträge in dieſer Richtung einer 
Prüfung zu unterziehen und zu biefem Zwecke Einficht ber 
Bücher und namentlich der Police zu nehmen, damit nöthigen 
Falls eine Zurüdführung der VBerficherung auf das richtige 
Maaß veranlaßt werden kann: SA 1. c. Ferner ift nun 
aber, als Präventiv-Maßregel beftimmt, daß vor Abſchluß 
einer Verſicherung bie Genehmigung der Polizeibehörbe zu 
berfelben eingeholt werben fol. Zu biefem Ende muß ber 
Agent ein Duplifat des Verficherungsantrages und der De 
Haration bes Berficherten einreichen und es iſt die Aus- 
händigung einer. Police oder eines Prolongationsjcheing vor 
Ertheilung der polizeilichen Genehmigung mit Strafe gegen 
den Agenten bebroht: 8 14 1. c. Die Bebentung biefer 
legtern Vorſchrift ift mithin, zu verhindern daß eine Ver- 
ficherung in Wirkſamkeit trete, bevor die polizeiliche Ge⸗ 
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nehmigung ertbeilt if. Nach den Beftimmungen Des 
AM.S, welches in 88 2064 ff. IL, 8 die Thätigung eines 
befondern fchriftliden Verficherungsvertrage® vorausſetzt, 
ift mit Abfchluß dieſes Vertrages das Gefchäft zwischen 
ben Barteien perfekt, und bie Police (Verficherungsbrief) 
bildet das einfeitig von dem Verſicherer ausgeftellte Be- 
fenntniß zu dem Inhalt bes Vertrages, welches dem Ver- 
fiherten auszuhändigen if. Die Thätigung eines folchen 
befondern Bertrages ift aber nicht unbebingt vorgefchrieben, 
und wenn fie nicht erfolgt ift, fo bilden der von bem Ver— 
fiderungsnehmer unterjchriebene Verficherungsantrag, und 
die von dem Verſicherer vollzogene Police, in welcher er 
die Berfiherung übernimmt, zufammen den zur Gültigfeit 
des Geschäfts erforberlichen fchriftlichen Vertrag. In beiden 
Fällen ftellt die Bolice, wenn auch mit verfchiedenem recht- 
lichen Charakter das Beweispolument für Die eingetretene 
Wirkſamkeit des Vertrages dar, und die Aushändigung eines 
ſolchen Beweispofuments ohne vorherige Genehmigung ver 
Berfiherung, foll durch die Verbotsbeftimmung des $ 14 
l. c, verhindert werben. 

Wenn nun auch an der angeführten Stelle blos Policen 
ansbrüdlih genannt find, fo muß das Verbot auch Bei 
folhen Dokumenten zutreffen, welche, wenn ihnen auch ein 
anderer Name beigelegt ift, doch dieſelbe rechtliche Be- 
beutung haben. Daß dies bei dem hier in Nebe ſtehenden 
Juterimsſchein der Fall fei, hat das erftinftanzliche Er⸗ 
fenntniß unter Anführung des mörtlichen Inhalts viejes 
Schriftſtücks angenommen, und das angefochtene App.-Urtheil 
ift demfelben darin beigetreten. Ein wefentliches Erforberniß 
des DVerficherungsvertrages, welches darin fehle, ift in ber 
NB. nicht bezeichnet, und nach inhalt tes in Rede 
ſtehenden Schriftftücks nicht erfichtlicy. 

Antr. d. SA: gleichl. [38.—8.) 
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1. Beweis-Antrag. - App. Richter. - Prüfung. 
2. Nothwehr. - Irrthum in der Perfon. 

1. Ein in zweiter Inſtanz in veränderter Geftalt 
wiederholter und durch neue, unter Beweis geftellte 
Thatfachen unterftügter Einwand darf vom Appell. 
Richter nicht lediglich unter Hinweis auf die erft- 
inftanzlihen Verhandlungen abgelehnt werden. 

Gel. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 40). Bol. RdOTr. 9. ©. 558; 
11. ©. 377. 

2. Auch derjenige bleibt flraffrei, welcher beim 
Borhandenfein der Borausfegungen der Nothwehr, 
diefe nicht gegen den Angreifer fondern aus Irrthum 
gegen einen unbetheiligten Dritten übt. 

StGB. $ 53 [n. 10). 

Ert. (8.11) v. 26. Ian. 1875 e. Tſcherſich (26 11. Cr.) 

Tſch. der Mißhandlung des ꝛc. Chr. angeklagt, hatte in 1. Juſtanz 
behauptet und unter Beweis geftellt, daß er nur gegen einen von Chr. 
ansgegangenen Angriff Nothwehr geübt habe; dieſen Einwand hatte 
das KG. beſeitigt. In 2. Inſtanz flellte er num unter Beweis, daß 
er von ihm unbelannten Perfonen überfallen und zu Boden gefchlagen 
worten fei, hierbei Nothwehr geübt, und aus Irrthum bie Hinzu- 
gelommenen Chr. und R. für feine Angreifer gehalten habe. Diefen 
Bemeisantrag hatte das AG. abgelehnt, weil „durch dieſe Auführmngen 
die erfirichterlihe Feſtſtellung keine Aenderung erleide und die Be 
hauptung der Nothwehr bereits in 1. Iuftanz widerlegt ſei“; — fowie 
ferner deshalb, „weil von einer Nothwehr Leine Rebe fein könne, ba 
Tſch. zwar vorher gefchlagen fein wolle, aber nicht behaupten könne, 
daß dies von Chr. oder R. geſchehen ei”. 

Pernihtung. Gründe: 

[1.] Da es fih, — wie gedacht, — um thatfächliche 
Behauptungen, welche erft in zweiter Inſtanz vorgebradt 
find und zugleich um zum Theil neue Beweismittel handelte, 
fo ließen fich die fraglichen Beweisanträge nicht ohne 
Weiteres mit dem Hinweis auf die in erfter Inſtanz ftatt- 
gehabten Verhandlungen befeitigen; fie mußten vielmehr 
ihrer Erheblichleit nach geprüft werben. 

[2.] Wenngleich der angeblih auf den Angeklagten ge 
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machte rechtswidrige Angriff auch in der That nicht von 
ven Berlegten Chr. beziehungsweiſe deſſen Begleiter aus» 
gegangen ijt, fo Tonnte doch der von dem Angellagten bes 
hanptete thatjüchliche Irrthum über die Perfon feiner An- 
greifer, beziehungsweife der ivrige Glauben des Angeklagten, 
daß er fih im Zuftande berechtigter Nothwehr befinde, unter 
Doransfegung der fonftigen Erforverniffe des 8 53 a. a. O. 
immerhin geeignet erfcheinen, die Strafbarfeit des Anger 


liagten auszuſchließen. 
 .. datt. d. EStA.: entgegen. [37.—8.] 





„ww 
Ele. - Unfähigkeit - Mitwirkung in einer andern 
s: \ Instanz. 


ähig zur Mitwirkung als Richter ist jeder, 
er als solcher in einer andern Instanz an 
lung eines — wenn auch später ver- 
ten — Urtheils Theil genommen hat. 

StPO. $ 24 Nr. 5. 

tt. (8.1) v. 27. Ian. 1875 ec. Henfe (97 1. Cr.). 
[us gegen 9. und Gen. war zunächſt vor dem Amts- 


t 







und demnähft vor der Straflammer des OG.'s zu ©. ale 
gericht verhandelt worben. Bei biefer letzten Verhandlung 
s OGRath W. als Richter mitgewirkt. Anf die vom OAG. 
rochene Bernichtung beider Erkenntniffe (wegen Unzuftändigfeit) 
de jodann eine neue Berhandlung in erfter Inſtanz vor berfelben 
— und demnächſt in zweiter Inſtanz vor der Berufungs- 
des gedachten OG.'s. An diejer letzteren nahm OGRath W. 
als Theil. Den hiergegen ſofort aus 8 24 Nr. 5 der StPO. 
fen jowohl al® von den Angeflagten erhobenen Einwand be- 
Je das OG. durch die Erwägung, daß das Urtheil, an beffen 
g W. Theil genommen, „durch das OAG. vernichtet und fomit 
Pamalige Verfahren als eine andere Juſtanz in Bezug auf das 
e Verfahren nicht anzufehen fei”. 
Sernihtung. Gründe: 


| Die Vorfehrift der Strafprozeß-Orbnung 8 24 Nr. 5, 


ausweislich der Materialien das Ziel verfolgt, bie 
ter... d. Ir. x KV. 6 
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Gründe für Unfähigkeit des Richters in einer einzelnen 
Straffahg im Berhältniffe zu ben ſog. Rekufation®- 
gründen fehärfer zu prägifiren, ruht auf bem, der allge: 
meinen Beſtimmung des $ 24 unterliegenden, Grundgedanken, 
bie Unparteilichleit der mit Ausübung der Strafgerichte- 
barkeit betrauten Organe gegen Einflüffe zu fichern, welde 
die Unbefangenheit des mitwirlenden Richters zu gefährben 
geeignet find und auf der hieraus folgenden Tendenz, eisen 
von derartigen DVerhältniffen möglicher Weife beeinflußten 
Richter kraft des Geſetzes von ber Theilnabme an Ab- 
urtheilung der betreffenden Straffache anszufchliegen. In 
Nr. 5 des allegirten 8 24 Hat dieſes, in den Landes⸗ 
gefeßgebungen verſchieden aufgefaßte und behandelte, Motiv 
pofttiven Ausbrud dahin gefunden, daß die Unfähigfeit 
eined Richters alsdann eintritt, wenn berfelbe bereits 
Theil genommen Hat: 1) an ber Urtheilsfällung in 
derfelben Straffache und mar: 2) in einer andern 
Inſtanz. 

Der betreffende Richter wird von Ausübung des ſtraf⸗ 
richterlichen Amtes in einer beſtimmten Strafſache durch 
8 24 Nr. 5 Le. nicht deshalb ausgeſchloſſen, weil das 
frühere Urtheil bei dem er mitgewirkt, formell zu Recht 
beſteht, ſondern deshalb, weil er an dem früheren Er⸗ 
kenntniſſe überhaupt ſich betheiligt hat. Die Thatſache 
dieſer Betheiligung, welcher das Geſetz den Verdacht einer 
gefährdeten Unbefangenheit bei anderweitem Erlennen in 
derſelben Sache entlehnt, iſt der entſcheidende Punkt. 

Die frühere Theilnahme des W. iſt auch in einer 
andern Inſtanz erfolgt. Nach dem prozeſſualen Gange 
bed Verfahrens Hatte ſich das Kgl. Amtsgericht D. zur 
Entſcheidung in erfter Inſtanz berufen gehalten und das 
Königliche Obergericht, Straflammer zu ©., diefe Auffaffung 
theilend, in der Berufungsinftanz am 4. Novbr. 1873 ab» 
ändernd auf Freifprechung erkannt. Diefes Urtheil, wobei 
OGR. W. mitgewirkt, ift demnach in einer andern Inſtanz 
(Prozeßinftanz), al8 in derjenigen ergangen, welche durch 
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das tehte, unter gleichmäßiger Betheiligung deſſelben Richters 
anf Berufung wider ein neues erftinftanzliches Erkenntniß 
ber Straflammer v. 7. Mai 1874 erlafjene Urtheil der 
Berufung skammer v. 14. Oftbr. 1874 Erledigung ge- 
funden Bat. Die Straflammern und Berufungslammern 
ber Kgl. Obergerichte in ber Provinz Hannover find nad) 
Aufommenfegung und Zuftändigkeit als verſchiedene Straf: 
gerichte zu betrachten, von benen bie letern in ber hierar- 
chiſchen Stufenfolge an fich höher ftehen (vgl. Verordn. v. 
25. Yuni 1867 Art. XV 84; StPO. $ 15). VOR. W. 
hat ſohin in der Straffache fucceffive an zwei Urtheilen 
von Gerichten ungleichartiger Kategorien, alfo in zwei 
getrennt entfcheidenden Inſtanzen Theil genommen. Gleich⸗ 
gältig für Die vorliegende Frage ift, daß Nechtömittel wider 
das in zweiter Inſtanz von der Straflammer erteilte 
Urtheil v. 4. Novbr. 1873 nicht zur Kompetenz ber Be⸗ 
mfungsfammer, deren Erfenntniß v. 14. Oftbr. 1874 auf 
eine erftinftanzliche Entfcheivung der Straffammer erfolgt 
ift, gehören; denn bie Anwendbarkeit der Beftimmung des 
EAU N.5 der StPO. wird weder nach dem oben berührten 
gefeklichen Sinne noch nach dem Wortlaut durch die Voraus⸗ 
jegung bebingt, daß dasjenige Urtheil, woran fich der be- 
treffende Richter bereits früher betheiligt, in einer Inſtanz 
ergangen fei, welcher nach der Fuftizorganifatton im Einzel» 
falle das fpäter erfennende Gericht üÜbergeorpnet ift und 
daß die weitere Entjcheibung in höherer Stufenfolge gerade 
auf ein gegen das vorhergehende Erfenntniß ergriffene® 
Rechtsmittel erfolgt. Das Geſetz Inüpft die Ausfchließung 
ve Richters vielmehr nur an deſſen ftattgehabte Necht- 
ſprechung in einer andern Inftanz, fo daß auch das Mit- 
glied eines oberen Gerichts, wenn letzteres bereits ent- 
ſchieden hat, gehindert iſt, demnächſt in derſelben Sache in 
unterer Inſtanz richterliche Funktionen auszuüben und nichts 
darauf ankommt, ob das jetzt erkennende Gericht gerade 
dasjenige Urtheil feiner Prüfung im Inſtanzwege unter⸗ 
Beben muß, wobei fein Mitglied früher mitgewirkt hat, ob 
6* 
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das dermalige Erfenntnig zu dem vorausgegangenen im Ver⸗ 
hältniffe einer angefochtenen Entſcheidung fteht. 


Antr. d. GStA.: gleicht. [69.6] 
Schankwirthſchaft. -Geſellſchafter. - Anmeldung zur 
Beitenerung. 


1. Auch Derjenige, welder in ein bereits be- 
triebenes und verfteuertes (Schank-) Gewerbe ein- 
tritt, muß daffelbe der Kommunalbehörde anmelden. 
Gew.⸗Steuer⸗Geſ. v. 30. Diai 1820 5 19. Vgl. RdOTr. 15. ©. 843. 


2. Die Vorſchrift des $ 147 Abf. 2 der B.- 
Gew.⸗Ordn. v. 21. Zuni 1869 findet Anwendung, 
fobald mit einem Gewerbe - Polizei» Bergehen eine 
Zuwiderhandlung gegen eine fleuergefegliche Vorfchrift 
fonfurrirt, mag diefe fih als Eteuer-Hinterziehung 
oder als Stener-Rontravention (3. B. Mißachtung 
einer Kontrolvorfchrift) charakterifiven. 


Erf. (8.1) v. 27. Jan. 1875 e. Hoderny (71 I. Cr.) 

H. war als Gefelliafter in das von ber Wittwe X. feit längerer 
Zeit betriebene und verfieuerte Schaul-Gewerbe eingetreten, ohne für 
feine Perjon bie polizeiliche Genehmigung erlangt, und ohne den An- 
fang feines Gewerbebetriebs der Kommunalbehörde angezeigt zu haben. 
Er wurde beehalt ans ben 88 33 und 147 Nr. I der Gew -Orbnung 
v. 21. Inni 1869 wegen bes G@ewerbe-Polizei-Bergebens verurtheilt, 
Dagegen in briden Inſtanzen von der gleichzeitig erhobenen Anklage: 
„den Anfang eines Neuerpflichtigen Gewerbes nicht angezeigt zu baben” 
freigeiprodhen, weil $ 147 Abf. 2 der cit. Gew.Ordn. hier keine Aıt« 
wendung finde: berfelbe fpreche zwar allgemein von einer „Zuwider⸗ 
handlung gegen die Steuergejetze‘‘, die gleich darauf erwähnte „Stener- 
ſtrafe“ ergebe aber, daß bier eine Einſchränkung auf ſolche Fälle be⸗ 
abfichtigt fei, wo eine Stenerfirafe in Frage komme, d. b. alfo auf die 
Fälle einer eigentlichen Hinterziehbung der Gewerbeflener; eine folche 
Tiege hier nicht vor, da das Gewerbe, in welches H. eingetreten, bereits 
früher beflanden und verſtenert worden fei, und der Eintritt dee 9. 
nicht eine doppelte oder höhere Befleneruug habe herbeiführen können. 

Bernihtung. Gründe: 


[1.] Es ift eine vechtsirrthlimliche Auffaffung des 
App.⸗Richters, daß der Angeklagte nicht verpflichtet geweſen, 
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tem 8 19 des Gew.St.Geſ.'s v. 30. Mai 1820 gemäß ber 
betr. Lommunal-Behörde den Anfang feines Gewerbe- 
hetriebes anzuzeigen, weil er nur als Gejellfchafter in das 
ton der Wittwe X. längjt betriebene, und gehörig veriteuerte 
Schankgewerbe eingetreten ſei. Es ift vielmehr ein, in ber 
Rechtſprechung des Kgl. OTr.'s ftets feftgehaltener Grund⸗ 
ſatz, daß ter 8 19 a. a. O. Jedem, der ein Gewerbe zu 
betreiben anfängt, gleichviel, ob allein oder in Gemeinſchaft 
mit Antern, ob dabei die Gewerbefteuer entrichtet werben, 
ober nicht, die Pflicht auferlegt, die dort vorgefchriebene An 
zeige zu eritatten. 

[2.] Wenn nun in 8 177 der Pr. Gew.-Orbn. vom 
17. Zan. 1845 und in dem $ 147 ter 3. Gew.-Orbn v. 
21. Juni 1869 zunächſt der Ausdruck „Steuervergehen” 
und „Steuergejege”, im weitern Verlaufe derſelben bagegen 
die Bezeichnung „Steuerftrafe” gebraucht wird, fo ergiebt 
ter innere Sinn beider Gefege von felbjt, daß unter 
„Steuerftrafe” diejenige verftanden worben ift, welche ab- 
gejehen von ber, den Gewerbe-Orbnungen in den 88 177 
und 147 eigenthümlichen, auf die unterlaffene Nachjuchung 
ber polizeilichen Conceffion gefegten, in ben Steuer: 
gejegen für bie dort verpänten Zuwiberhandlungen ange- 
droht wird, gleichviel ob eine fogenannte Steuerhinterziehung 
oder eine Steuercontravention begangen worben ift. Eine 
jede von ihnen concurrirt nach der Abficht der Geſetze mit 
der ımterlaffenen Nachfuchung der polizeilichen Conceffton, in» 
fofern eine ſolche nach der Befchaffenheit des Gewerbes 
erforderlih if. In dieſem Sinne hat auch die Recht: 
iprehung des OTr.'s beftändig und bis in bie neuefte 
Zeit entfchieden, wie die Erkenntniffe: ®. II 2. Juli 1863, 
B. I 8. Nov. 1867, V. II 19. Nov. 1868, V. J 21. Sept. 
1870 und 3. II 4. Yuli 1872 (MroXr 3. ©. 537; 
8. ©. 686; 9. ©. 658; 11. ©. 471; 13. ©. 384) des 
Nihern ergeben. Es liegt hiernach der Ausführung bes 
App.» Richters gleichfalls ein Rechtsirrthum zum Grunde, 
nach welcher der im 8 147 Abſ. 2 der Gew.Ordnung ge: 
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brauchte Ausdruck „Steuerftrafe”, mit einer Hinterziehung 
der Gewerbefteuer gleichbedeutend fein ſoll. Es ift vielmehr 
nichts Anderes ausgebrüdt, als daß ber Geſetzgeber eine 
Concurrenz verfchiebener Vergeben ober Webertretungen 
hervorgehoben und dafür die bezügliche Strafe feitgefekt 
hat, ohne dabei auf die Beftimmungen des StGB.'s ein- 
zugeben. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 20.- 6.) 


Betrug. - Darlehen. 


Die durch Täuſchung herbeigeführte Erlangung 
eines Darlehens erfüllt ven Thatbeſtand des Betrugs. 
StGB. $ 263 [n. 2. 6). 

Ert. (3. 1) v. 27. Jan. 1875 ce. Meißner (23 I. Cr.) 

M., wegen „Betrugs“ ans 8 263 beftraft, rügte im Wege 
der NB. Gefeßesverlegung, weil die Inſtanzrichter in ber durch 
Täuſchung hberbeigeführten Erlangung eines Darlehens, mit Unrecht 
eine „in der Abficht, einen rehtswidrigen Vermögensvortheil zu 
verſchaffen berbeigeführte Vermögens beſchädigung“ gefunden hätten. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Es kann für den Deliktsbegriff des 8 263 nicht darauf 
ankommen, ob der beabfichtigte Vortheil ein objektiv rechts⸗ 
widriger, alſo ein folcher fei, welcher vermöge pofitiver 
Gefegesporfchriften überhaupt von Niemandem beabfichtigt 
werden dürfe, fondern es muß fehon die ſubjektive Rechts⸗ 
widrigfeit genügen, vermöge deren dem Täuſchenden gegen- 
über dem Getäufchten Fein Recht auf dasjenige zufteht, was 
er durch das Mittel der Erregung oder Unterhaltung eines 
Irrthums zu erlangen beabfichtigt. So lange alfo Jemandem 
Yein Recht erworben ift, .von einem Dritten die Eingehung 
eines Dertragsverhältniffes, wie im vorliegenden alle den 
Abſchluß eines Darlehnsvertrage, zu verlangen, handelt 
er unberechtigt, wenn er denſelben durch das Mittel der 
Täuſchung zu einem derartigen Vertrage veranlaßt, welchen 
er bei Kenntniß der wahren Sachlage nicht eingegangen 
fein würde. Ebenfowenig aber läßt fich beftreiten, daß ber 
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Bortheil, welcher durch Erlangung eines Darlehens erreicht 
werden foll, als ein vermögensrechtlicher fich barftelle, 
weil der Gegenftand des Darlehens in das Vermögen bes 
Empfängers übergehen, bafjelbe vermehren foll und dieje Ver⸗ 
mehrung auch dadurch nicht aufhört eine folche zu fein, daß 
ja emer fpäteren Zeit die Reftitution erfolgen, der Vortheil 
alſo ein nur zeitlich begrenzter fein fol. Endlich auch läßt 
ed fih nicht als rechtsirrthlimlich erkennen, wenn in bem 
Uebergange des dargelichenen Betragd aus dem Vermögen 
des Betrogenen in dasjenige des Angeflagten gegen ein un⸗ 
fihered und ungültiges Verſprechen der Nüdzahlung eine 
Bermögensbefhäbigung des Darleihers erkannt wurbe, wie 
dieſes nach den Entfcheidungsgründen II. Inſtanz der Fall iſt. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 


Beamter. - Gemeinde⸗Feldhüter. 


Sin Gemeinde - Felohüter ift felbft dann, wenn 
bei ihm die Borausfegungen der FVO. v. 1. Novbr. 
1847 6 51 nicht zutreffen, ein Beamter. 

SIEB. $ 359 ]n. 32); FPO. v. 1. Novb. 1847 8 51. 

Ertl. (3.1.) v. 27. Jan. 1875 o. Nidel (80 I. Cr.). 

Schon nad 568 II, 7 und 8 69 UI, 10 AER. find 
die Funktionen eines Gemeinde⸗Feldhüters polizeilicher Natur, 
und darans folgt, daß ein folcher als ein mittelbarer Staats⸗ 
beamter zu betrachten ift. Der 8 50 der FPO. v. 1. Nos 
vember 1847 hat den Gemeinden wiederholt das Recht ein- 
geräumt, für den ganzen Gemeindebezirk, oder für einzelne 
Theile veffelben, Feldhüter zu beftellen. Sind fie nach ber 
Nr.2 des 8 51 a. a. O. gerichtlich ein fir allemal vor- 
ihriftsmäßig vereidet, und treffen die bort enthaltenen 
übrigen Erforderniffe zu, fo haben ihre Ausfagen in Be: 
ziehung auf verübte Feldfrevel vollen Glauben. Die Er- 
mangelung dieſer gefeglichen Borausfegungen hat aber nicht 
de Folge, daß die Gemeinde⸗Feldhüter ihrer Qualität als 
Deantie ‚veriuftig gehen, ſondern eben nur die, daß fie ihre 
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Ausſagen beeidigen müſſen und ihre Glaubwürdigkeit, wie 
bie jedes anderen Zeugen, bem richterlichen Ermefjen unterliegt. 
Antr. d. ES. : gleichl. 120.6] 


Geschworner. — Zeuge. 


Derjenige, welcher in einer Untersuchungs- 
sache auf Anfrage eine amtliche Auskunft zu den 
Akten gegeben hat, ist nicht „in der Sache als 
Zeuge vernommen“ und sonach nicht unfähig in 
derselben später als Geschworner mitzuwirken. 

StPO. $ 295. 24 Nr. 4. 
Ertl. (3.1) v. 27. Jan. 1875. o. Otto (135 I. Cr.). 

In der gegen D. geführten Bor-Unterfuhung hatte der Bahnhofs⸗ 
Snipeltor B. auf Erfuchen bes Amtsrichters (in Holflein) eine fhrift- 
lihe Auskunft über deu Zeitpunkt, in weldem ein Eifenbahnzug an 
einem beflimmten Zage in R. eingetroffen fei, zu ben Alten gegeben. 
Später hatte berfelbe B. in der ſchwurgerichtlichen Verhandlung als 
Geſchworner mitgewirkt. Hierin fand die NB. eine Berlegung der 
55 295 und 24 Nr. 4 der N. StPO., weil 7. als ein „in der Sad 
veruommener Zeuge‘ anzufehen, alfo zur Funktion als Geſchworner 
unfähig geweien fe. — Zurüdmweifung. Gründe: 

Die [von V. ertheilte] Anskunft enthält felbitrebend 
feinen Rath und Fein Gutachten (cit. 8 24 Nr. 3), kann 
aber auch nicht als eine im Sinne ber Nr. 4 ibid. ftatige- 
habte Vernehmung eines Zeugen betrachtet werben, 
weil V. nicht, wie die angezogene Prozefvorfchrift ausdrücklich 
erfordert: „als Zeuge vernommen” ift, und die StPO. 
einer protolollarifchen Abhörung eines Zeugen nicht jede 
fchriftlich ertheilte Auskunft britter Perfon gleichftellt (vgl 
l.c. $ 245ff.) auch eine befondere, vorliegend die An’ 
wenbbarfeit des cit. 8 24 Nr. 4 rechtfertigende Beſtimmung 
mangelt. 

Antr. d. GStaA.: gleichl. (69. 6.) 


Bankerutt. — Buchführung. - Gefellichafter. 


Jedem perſönlich haftenden Theilhaber an einem 
Handelsgeſchäfte liegt die ſtrafrechtliche Verantwort⸗ 


— 
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Kihkeit für die vorfchriftsmäßige Buchführung (In— 
ventarifirung) ob. 
SIEB. 8 281 [n. 46]. 

Ett. (3. 1.) v. 27. Jan. 1875 e. Schmalfuß (95 1. Cr.) 
erwog, baß 

die Pflicht zur Führung von Handelsbüchern nach den 
Vorſchriften des D. HGB.'s jedem perfönlich haftenden 
Theilnehmer an einem Taufmännifchen Gefchäfte, ohne Nüd- 
fiht anf eine Hinfichtlich ver Buchführung unter den Gefell- 
ihaftern getroffene private Vereinbarung, obliegt (1. c. 
Art. 28ff.), indbefondere der vom Imploranten angezogene 
Art. 101, welcher nur über das durch Vereinbarung der 
Gejellſchafter Hinfichtlich ver Gefchäftsführung im Verhältniß 
zn einander geregelte Abkommen bejtimmt, für vie ftraf- 


rechtliche Berantwortlichleit der Theilnehmer bedeutunglos ift. 
Antr. d. GEA.: gleichl. [69.—6.] 


Geiftlider. - Friedensgefährdung. - Kirche. 

Ein Geiftliher, welcher in einer Kirde vor 
Mehreren Angelegenheiten des Staats in einer den 
Frieden gefährdenden Weife erörtert, verwirkt, auch 
wenn er nicht in Ausübung feines Berufs öffentlich 
vor einer Menjchenmenge handelte, die Strafe des 

SIEB. $ 130a. [n. 7]. 

Ertl, (Z. I.) v. 28. Jan. 1875 e. Krebs (6 1. Cr.). 

Die Faffung des $ 1302. StGB.’8 zeigt deutlich, daß 
der $ verfchietene Fälle in gleicher Weife unter Strafe ftellen 
wollte, und daß es, wenn der Geiftliche ꝛc. Angelegenheiten 
des Staats in der näher bezeichneten Weife in einer Kirche 
oder an einem anderen zu religiöfen VBerfammlungen” be- 
ftimmten Orte vor Mehreren zum Gegenftande ber Ber: 
indigung und Erörterung gemacht bat, weber der Felt: 
tellung bedarf, daß er jolches „in Ausübung feines Berufs 
oder aus Veranlaſſung ber Ausübung bdefjelben” gethan 
habe, noch es als zum Thatbeftande gehörig zur betrachten 





(28. San. 1876.) 90 


ift, daß foldhes „öffentlich vor einer Menſchenmenge“ ge 


ſchehen fei. 
Antr. d. EStA.: gleicht. [32.—3.] 


Banterutt. - Handlung. - Zeitpunft. 


Die Strafe des Bankerutts wird dadurd nicht 
ausgefchloffen, daß die in dem betr. $ vorgefehene 
Handlung vor der Zahlungs-Einftelung — iſt. 

E82. $ 281 [n. 90]. 
Ertl, (3.1) v. 28. Jan. 1875 e. Lübed (75 I. Cr.) 

Die Behauptung des Ymploranten, daß die in Nr. 1 
bis 4 des 8 281 R.StGB.'s bezeichneten Handlungen nur 
dann das Delilt des Bankerutts darftellten, wenn fie nach 
ber Zahlungseinftellung begangen feien, findet zumächft im 
dem Wortlaut der gefeglichen Vorſchrift Teine Unterftügung, 
benn die Wortfafjung „Saufleute, welche ihre Zahlungen 
eingeftellt haben, werden wegen Bankerutts bejtraft, wenn 
fie Vermögensftücde bei Seite gefchafft Haben”, bringt die 
Nothwendigkeit eines zeitlichen Aufeinanderfolgens in feiner 
Weife zum Ausprud, Dagegen fteht bie in der NB. zur 
Geltung gebrachte Auffaffung mit dem Begriffe des Ber- 
brechens des Bankerutts im Widerſpruch. Die Zahlunge- 
einftellung eines Saufmarmes, d. h. die Nichterfüllung feiner 
Berbinptlichleiten gegen feine Gläubiger wegen Mangels an 
bereiten Mitteln begründet an fih und allen nur civil⸗ 
rechtliche Folgen zwifchen Beiden. Diefelbe wird zum Ber- 
brechen gegen $ 281, wenn ber Kaufmann in ver Abficht 
feine Gläubiger zu benachtbeiligen, Handlungen vorgenommen 
bat, durch die der Beftand des Vermögens, aus welchem 
bie Gläubiger Befriedigung zu ſuchen berechtigt find, wirklich 
oder ſcheinbar verringert, ober bie Feftftellung bes wahren 
Beftandes vereitelt wird. Erforderlich ift, daß bie In biefer 
Abficht vorgenommenen Handlungen mit ber Zahlungsein- 
ſtellung in Verbindung ftehen, das heißt, daß biefes Handeln 
mit bewußter Beziehung auf die Nichtbefriebigung ber 
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Gläubiger erfolgte. Dagegen ift es irrelevant, ob zur Zeit 
diefe® Handelns die Nichterfüllung der Berpflichtungen 
bereit6 zu einer äußerlich erkennbaren Thatfache geworben 
war ober noch bevorftand, wenn nur dem Schulpner bewußt 
war, daß fie eintreten würbe, und fie demnächft auch ein- 
getreten ift. | 
Hatr. d. OSiA.: gleichl. [38.—3.] 


Zoll⸗Vergehen. - Transport im Grenzbezirt. 


1. Eine Kontrebande (Zolldefraude) ift als voll- 
bracht anzufeben nicht allein, wenn im Grenzbezirk 
eine auf dem Transport befindliche Waare ohne den 
vorſchriftsmäßigen Zoll-Ausweis „betroffen“, fon- 
dern überhaupt, wenn nachgewiefen wird, daß ein 
folder Transport ohne Zollausweis ftattgefunden habe. 

2. Ein folder Transport: bildet nicht felbft den 
Datbeſtand einer mit Strafe bedrohten Handlung, 
fonden begründet die vechtlihe DVermuthung, daß 
mit der betr. Sache [früher] eine Kontrebande oder 
Zolldefraude begangen fei. Diefe Vermuthung Fann 
mm durch den Nachweis, daß eine Kontrebande ꝛc. 
nicht verübt fein Fünne oder nicht beabfichtigt geweſen 
fi, nicht aber durch den Mangel des Nachweifes der 
Abfiht einer ſolchen widerlegt werden. 

B.-Zoligef. v. 1. Juli 1869 $ 136 Nr. 5d. 137 Abi. 2. 

Erl. (8.11) v. 28. San. 1875 e. Stripezyl (44 I. Cr.) 

Eine in Balizien geflohlene Kuh war am 9. Olibr. trog einer 
ageschneten Biebiperre Aber die Preußiſche Grenze in ben Stall des 
Oh. gebracht und von’ diefem am 20. Dftbr. durch einen Transport 
I Orenzbezirke nach N. gebracht und dort verlauft worden. Bon der 
Dieferhalb gegen ihn erhobenen Auflage: 

„am 9. Okibr. 1872 bei 3. eine Kuh, deren Einfuhr durch 
2c. verboten war, aus Defterreich eingeführt zn haben“ — 
ward Str. deshalb freigeſprochen, weil nicht erwiefen fei, daß er jene 
dandlung vorgenommen habe und 8 136 Nr. 5d. anf ihn feine An. 
“nung finde, da er nidt bein Transporte ber Ruh „betroffen“ 
worden ſei. Diefen letzteren Orund erarhtete das AG. für rechts⸗ 
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irrthümlich, erfannte aber Doch auf Beflätigung ber Freifprechung, weil 
dem Str. das Selbft-Einführen über die Grenze (am 9. Oftbr,) nidt 
nachgewieſen fei, ber ihm zur Laft fallende Transport ber Kuh im 
Grenzbezirk (am 20. Oftbr.) aber eine von jenem Bringen über bie 
Grenze ganz verfdiedene, nicht zum Gegenſtande der vorliegenden An- 
Hage gemachte Hanblung fei. 

Nernidtung. Gründe: 

[1.] Es iſt dem angefochtenen Erkenntniß darin beizu- 
pflichten, daß die Vorfchrift des $ 136 Nr. dd, des Vereine 
Zollgeſ.'s v. 1. Juli 1869 nicht auf den Fall zu befchränfen 
ift, wenn Jemand bei dem Transporte zollpflichtiger Gegen 
ftände ohne Zollausweis im Grenzbezirk von ver Zollbehörde 
betreten wird, daß vielmehr dieſe Beitimmung ebenfo 
dann Anwendung findet, wern nachgewiefen wird, daß ein 
folder Transport innerhalb dieſes Bezirks ohne vorfchrifte 
mäßige Legitimation ftattgefunden bat. 

[2.] Das Zransportiven im Grenzbezirk bildet zwar 
ein von dem Einführen über die Grenze verfchiedenes Han- 
deln, aber es ftellt feine Handlung dar, welche an fich, und 
für ſich als folde in dem vorliegenden Verfahren einer 
Beitrafung unterzogen werden fol. — Nah 8 136 Nr. 5d. 
wird eine Kontrebande, d. h. das Unternehmen, Gegenftände, 
deren Einfuhr verboten ift, einzuführen, ($ 134 ibid.), ale 
vollbracht angenommen, wenn jemand bei dem Trank 
port dieſer Gegenftände im Grenzbezirk ohne Zollausweis 
betroffen wird: 8 136 Nr. 5d. — Es ift alſo, abgefehen 
von ber hier zumächft nicht in Betracht kommenden Vorfchrift 
des $ 137 Abſ. 2 1. c. dieſes Transportiren im Grenzbezirt 
fein befonderes mit Strafe bebrohtes Vergehen, ſondern e6 
wird dadurch nur als eine gefegliche Folge eine vorher mit 
biefen Gegenftänden vollbrachte Kontrebande feftgeftellt. 
Wenn alfo gegen den Imploranten als erwiefen angenommen 
wurde, daß er die Viehftüde am 21. Oftbr. 1872 im Grenz 
bezirt ohne Zollausweis transportirt hatte, fo bildete dieſes 
Factum feine felbftjtändig zu beitrafende, von der ihm in 
der Anklage zur Laſt gelegten Einführung des Vieh über 
die Grenze, verfchiedene, Straftbat, fondern es wurde ba 
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durch nach ben befonderen Bejtimmungen des Vereinszoll⸗ 
geſetzes nur feitgeftellt, daß Angeklagter eben dieſe Viehſtücke 
vorher verbotswidrig über die Grenze gebracht, alſo eine 
Kontrebande begangen hatte. — Da alſo von einer ſelbſt— 
ftändig ftrafbaren in ber Anklage nicht enthaltenen Hand— 
Img nicht die Rebe fein kann, fo zerfällt auch die Aus— 
führung des angefochtenen Erkenntniſſes über bie Unftatt- 
haftigleit der Hereinziehung einer folchen, in ein ſchwebendes 
Strafverfahren. 


Durch den Nachweis eines Transports im Grenzbezirt 
wird nun als gefekliche Folge deſſelben die vollbrachte 
Kontrebande feftgeftellt, bis zum Nachweife, daß eine folche 
nicht begangen fein könne, ober nicht beabjichtigt fei. Diele 
Folge wirb alfo nur burch einen pofitiven Gegenbeweis in 
der angeführten Richtung ausgefchloffen, wogegen der Um- 
fand , daß bie verbotswidrige Einführung oder die Abficht 
einer folchen nicht erwiefen worden, irrelevant ift, da dann 
die Vorſchrift des 8 136 ihre Bebeutung verlieren würde. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [38,—3.] 


Riderfland. - Gewalt. - Transport. — Gegenfteinmen. 

Derjenige, welcher feine amtliche Abführung durch 
Gegenftiemmen der Füße auf den Boden zu ver- 
hindern fucht, leiftet dem betr. Beamten „mit Ge- 
walt Widerſtand“. 

StGEB. 8 113 [n. 30. 27). 
Erf. (3. N.) v. 28. Jan. 1875 e. Wehn (48 IT. Cr.). 

Als ber verhartete W. durch zwei Polizeibeamte von N. nad ©. 
abgeführt werben follte, ſſemmte er unterwegs wieberholt die Füße 
FR gegen ben Erdboden, indem er ben Oberkörper weit zurückbog, 
amd feste babei alle feine Kräfte der Thätigkeit der Beamten dergeflalt 
entgegen, daß ber Zrausport auf einer Entfernung von !/, Stunde 
Aue ganze Stunde dauerte. Hierin fanden bie Inſtanzrichter einen 
‚mit Gewalt geleifteten Widerſtand“. — RB. 

Snrüdweifung. Gründe: 

Der Angellagte hat der Activität der Körperkräfte ber 
Beamten die Activität feiner eigenen Körperkräfte entgegen- 
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gefegt. Es Iaun alfo weder von einem blos pafjiven Ber- 
halten, noch von einer nur indireft gegen die Beamten 
wirlenden Gewalt des Angeklagten die Rebe fein. Seine 
Gewaltanwenbung richtete fich vielmehr unmittelbar gegen 
die Lörperlichen Sraftanftvengungen ber Beamten, er feßte 
ihnen nicht blos die Laſt des eigenen Körpers, fondern die 
angefpannten und direkt gegen die Perfon der Beamten in 
Thätigleit gejetten Kräfte feines Körpers entgegen, umb 
nöthigte dadurch diefelben eine größere Gewalt zu gebrauchen, 
um den ihnen vom Angellagten in dieſer Weife geleifteten 
Widerſtand zu überwinden, 

Antr. d. GStA.: gleicht. [32.—3.] 


———— — —— 


Aheinifches Berfahren. - Vernichtung. - Hinverweiſung. 
Abändernng. 


Bedarf die in einem vernichtenden Erkenntniſſe 
enthaltene Hinverweifung der Sache vor ein anderes 
Gericht der Abänderung, fo Tann diefe im Wege 
des Rathskammerbeſchluſſes erfolgen, durch welche 
die Berichtigung fowohl in der Urſchrift als im 
der ertheilten Ausfertigung angeordnet wird. 

Rh. StPO. Art. 430. 
Beſchl. Ai.) v. 28. Jau. 1875 e. Welſch (748 II.Cr. v. 1874. 

Dur Ober⸗Tribunals⸗Erkenntniß v. 3. Dezbr. 1874 war ein 
Urtheil bes Poligeigerichte zu St. ©. vernichtet und bie Sache zur 
anderweitigen Verhandlung 2c. „vor das PO. zuß .* verwiefen worden. 
Da fi aber ergab, daß dieſes letztere Gericht dur AND. v. 29. Of- 
tober 1873 anfgehoben worben war, fo hat ba8 OTr. anf ben Antrag 
bes GStaA.'s im Wege des Rathslammerbeſchluſſes: 

„verorbnet, daß jenes Erkenntniß babin zum berichtigen fei, 
daß an Stelle des BE. zu B. — das BG. zu X. zu be 
fimmen, und daß biefe Berihtigung fowohl in der Urſchrift 
wie in der Ausfertigung jenes Urtheils aufzunehmen fei”. 
Zur Redtfertigung biefer Berfahrungsweiie nehmen bie Gründe auf 
Art. 430 der StPO. Bezug. 
Autrag bes GEA.: gleich. [(38.—3.] 
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Erprefiung. - Rechtawidriger Bermögensportbeil. 

Die Abfiht die Erfüllung einer begründeten 
fälligen Forderung vom Berpflichteten zu erlangen, 
iſt nicht auf Verfchaffung eines rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvortbeils gerichtet, genügt ſonach nit, um 
eine „Nöthigung” als „Erprefiung” zu charakterifiren. 

E82. 3 253 [n. 5]. 240. 263 [n. 6). 

Ert. (8. 1.) v. 29. Yan. 1875 e. vd. Bednarzewsfi (103 I. Cr.) 
Unter Reformirung des erfirichterfihen Erkenntniſſes batte Daß 
36. den B. wegen „Erpreffung“ ans $ 253 StGB.'s vernrtheift, 
weil er „um fi einen rechtswidrigen Bermögensvortheil zu verfchaffen, 
die Wirthſchafterin Sch. durch Drohung zur Zahlung eines Betrages 
von 20 Sgr. genöthigt habe”. Den Einwand bes B., daß bie For- 
derung ber 20 Sgr. eine wohlbegründete und fällige, ber geluchte 
Bortheil aljo kein rechtswidriger” gewejen fei, hatte das AG. durch 
die Erwägung befeitigt, daß berfelbe „gewußt habe, wie er feine For⸗ 
derung nur im Wege der lage werde zur Geltung bringen können: 
er habe ſich, in ber Abfiht, ſich bie Koften und Weiterungen eines 
Prozefies zu eriparen, durch Drohungen dasjenige fofort verfchafft, was 
er im beſten Falle erfi nah Wochen und Monaten erhalten haben 
wärbe; feinem. Anſpruche babe das Recht der Sch. entgegen geftanden, 
ihre Cinwenbungen zur Kenntniß des Richters zu bringen unb deſſen 
Urtheil abzuwarten; dieſes Hecht habe B. um feines Bortheils willen 

verlegt”, 

Berniftung Gründe: 

Diefe Ausführungen [des AG.'s], welche ſich dahin zit- 
jammenfaffen laſſen, daß bie Abſicht eine an ſich begründete 
aber beftrittene Forderung im Wege der Selbfthülfe zur 
Geltung zu bringen, als auf einen widerrechtlichen Ver⸗ 
moͤgensvortheil gerichtet fich darftelle, können als rechtäbe- 
gründet nicht anerfannt werden. Stand bem Angellagten, 
wie hier unterjtellt, eine fällige Forderung gegen die ꝛc. Sch. 
in Wirklichkeit zu, oder glaubte er wenigſtens, daß ihm biefe 
Forderung zuftehe, fo war die Abficht deren alsbaldige Ein- 
tichtung ohne vorherige Klageerhebung zu erlangen und bie 
dadurch entftehenven Koſten und Weiterungen zu umgeben, 
ficherlich feine widerrechtliche; denn es beftand für ihn kein 
rechtliches Hinderniß, feine außergerichtliche Befriedigung 
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auch alsdann zu betreiben, wenn er wegen behaupteter Ein: 
wendungen der Schulbnerin die Erfolglofigleit feines Ber 
mühens voran fah. Ebenfowenig läßt fi von einem 
formalen Recht des Schuldners reden, feine Einwendungen 
zur Beurtbeilung des Richters zu bringen, fo lange der 
Gläubiger nicht fein Recht zur prozefjualiichen Geltung 
gebracht wiffen will und gebracht hat. Wivderrechtlih in 
diefem Falle ift nicht die Mbficht der Befriedigung und bie 
Thatfache der Befriedigung, fondern das Mittel, wodurd 
diefer Erfolg erreicht wurde, ober erreicht werden follte, bie 
Eigenmacht, welche aber, wenn fie durch Drohungen bewert- 
ftelligt wurde, nad) 8 240 des StGB.'s dem Strafgefeke 
nur dann verfällt, wenn, vorausgeſetzt, daß der Strafantrag 
norliegt, Die Drohungen fich auf Verbrechen oder Vergeben 
bezogen, was nicht feftgeftellt ift. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [68.—8.] 


Preſſe. - Redakteur 2c. - Nadweis des Verfaflers. 


Die Strafbarkeit des Redakteurs ıc., welcher nicht 
rechtzeitig den Verfaſſer ꝛc. eines veröffentlichten firaf- 
baren Artikels nachweift, wird dadurch nicht ausge: 
ſchloſſen, daß jener Berfaffer ꝛc. anderweitig er- 
mittelt wird. 

R. Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 8 21 Abſ. 2. 
Er!. (3.1.) v. 29. Jan. 1875 o. Kofiolet (1004 I. Cr. v. 1874). 

Der Rebaltenr K., gerichtlich vernommen, hatte die Namhait⸗ 
machung des Berfaffers eines veröffentlichten, für ſtrafbar erachteten 
Zeitungsartilels verweigert. Demuähft aus $ 21 des Preßgei.’s be⸗ 
ftraft, wendete er ein, daß ihm Abf. 2 1. c. zur Seite ſtehe, ba ber 
geluchte Verfaſſer anderweitig durch Vernehmung eines Zeugen ermittelt 
worden fei. Diejer — thatſächlich begründete — Einwand warb von bem 
OTr. ebenfo wie von den Inſtauzgerichten als unbegründet befeitigt, weil 

„das Geſetz nicht den geringften Anhalt für eine ſolche Gleich⸗ 
ftellung biete”. 

Antr. d. EStaA.: gleicht. [40.—8.] 
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Rechtshülfe. - Verbotene Handlung. 

Der Requiſition des Gerichts eines andern 
Bundesſtaats, eine dort verfügte Vermögensbefchlag- 
nahme zu vollziehen, ift Folge zu geben, follte auch 
jme Bermögens-Befchlagnahme in einem Falle ver- 
fügt fein, für melden die Gefege des requirirten 
Gerichts eine folhe Maßnahme nicht geflatten. 

BRehtekülfegei. v. 21. Juni 1869 88 20. 87. 

Beſchl. (u.) v. 2. Febr. 1875 e. Müller (21B. II. Cr.). 

M. (Bürtemberger), welcher bei dem Würtembergifchen Gerichte 
za 9. wegen jchweren Diebſtahls verfolgt wurde, batte ſich diefem 
Serfahren durch die Flucht entzogen. Das befaßte Gericht hatte bes- 
balb auf Brund der Artt. 490 fgg. der Württemb. StPO. v. 17. April 
1868 beſchloſſen das Bermögen beffelben auf fo lange in Beſchlag 
zn nehmen, bis er ſich geftelle oder zur Hajt gebracht werde, und re- 
girirte ſodaun das Preußiſche Stabtgeriht zu Frankfurt, dieſe Ver⸗ 
fügung im Betreff verſchiedener dort befindlicher Vermögensſtücke bes 
BR. zu vollziehen. Demgemäß erfolgte die Beſchlagnahme von ſechs 
Faͤern Därme, welche M. in feiner Wohnung zu Branffurt zurück⸗ 
gelafien hatte. Hiergegen erhob ver Kaufmann Sch. zu Berlin Berufung 
indem er 1. geltend machte, daß er und nicht M. Eigenthilmer ber 
ze. Därme fei, und 2. die Stattbaftigleit jener Beſchlagnahme in 
Vreußen anf Grund bes $ 37 des B.⸗Rechtehülfegeſ.'s v. 21. Juni 1869 
deehalb heſtritt, weil keiner der Fälle vorliege, in welchen die Preu- 
Bilde Gefengebung eine Bermögensbeichlagnahme zulaſſe. Den zurück⸗ 
weiſenden Beſchluß des AG.'s hat berfelbe ſodann im Wege ber Nicht.⸗ 
Beſchwerde wegen Berletzung des cit. $ 37 angefochten. 

Zurüdweifung Das OTr. ermog: 

daß nach $ 20 des gegenwärtig für das ganze beutjche 
Reich geltenden Nechtshülfegef.’8 v. 21. Yuni 1869 die 
Gerichte eines Bunbesftants in Straffachen den Gerichten 
der anderen Bundesftanten auf Nequifition dieſelbe Rechts⸗ 
hülfe zu leiften haben, wie den Gerichten des eigenen 
Staats, ſoweit fich nicht aus den — anf ben vorliegenden 
Fall nicht zutreffenden — 88 21—33 ein Anderes ergiebt; 

daß zwar nah 8 37 a. a. O. eine Ausnahme alsdann 
eintritt, wenn eine Handlung des Gerichts beantragt wird, 
deren Vornahme nach dem für dieſes Gericht geltenden 
Rechte verboten iſt; 

Aechtſorech. d. K. D.-Tr. ıc. XVI. 7 
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daß aber die von den Würtembergifchen Gerichten be 
antragte Befchlagnahme bed Vermögens des Beſchuldigten 
nach dem zu Frankfurt a. M. geltenden Recht nicht zu den 
ben Strafrichter verbotenen Handlungen gehört, da dieſe 
Beichlagnahme für einzelne Fälle — vgl. StGB. 85 93. 
140; StPO. v. 25. Yuni 1867 $ 107; Von. v. 30. Aug 
1867 $ 20 (GS. ©. 1413) — daſelbſt fogar ausdrücklich 
zugelaffen und angeordnet worden ift, und ber Umſtand 
allein, daß bie Beſchlagnahme unter benjenigen Voraus— 
feßungen, unter welchen fie im vorliegenden Falle beantragt 
worden, von ven einheimifchen Gerichten felbftftändig nicht 
hätte verfügt werben fönnen, biefe Handlung nicht als eine 
verbotene im Sinne des 8 37 a. a. O. erfcheinen läßt; 

baß endlich die Anfprüche, welche ver Beſchwerdeführer 
aus feinem angeblichen Eigenthum an den befchlagnahmten 
Gegenständen herleiten zu können glaubt, in biefem Ber 
fahren nicht zu erörtern find. Ä 

Antr. d. GSta.: gleichl. [46 


Leibesfrucht, Abtreibung. - Dritter. - Verſchaffung des 
Mittels. | 
Ein Dritter, welcher einer Schwangeren gegen 
Entgelt die Mittel zur Abtreibung ihrer Frucht ver- 
Schafft, verwirft nur dann, wenn die Schwangere 
ihre Frucht wirklich abgetrieben ıc., — nicht dann 
wenn fie diefe That nur verfucht hat, — die Strafe 
des 5 219 StGB.'s. In dem legteren Falle greifen 
nur die VBorfchriften betr. die Beihülfe zum Der 
ſuche Platz. | 

SSL. 5 219 [n. 3]. Bol. RdoOTr. 15. &. 826. 

Ert. (8.1) v. 3. Gebr. 1875 e. Benöhanfen (186 I. Cr.) | 
verweift zur Begründung ber obigen Rechtsfäge auf das V. I. vom 
2. Dezbr. 1874 0. Kipers (MdOTr. 15. ©. 826). | 
Antr. d. EGStA.: gleichl. [8-6 
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Hanfiren. - Beſtellung. 


Eine den Thatbefland eines Haufirvergehens aus- 
ſchließende „Beftellung” ift nicht durch eine genaue, 
vorgängig fiattgehabte Vereinbarung — namentlid 
in Betreff der Menge der zu Hiefernden Waare 
bedingt. 

Hanf.-Regul. v. 28. Aprit 1824 8 2. Bgl. B. 9. Novbr. 1844 Behrende 

e. Kiekus (Präj. Nr. 16504); 3. I, 945 v. 7. Novbr. 1860 c. Erke 

(Geltb. Arch. 9. &. 66); ROTr. 1. &. 40 und ein Refer. d. Hanb.- 
u. d. $in.-Min. v. 7. April 1861. 

Ert. (3.1) v. 3. Febr. 1875 e. Dielmann (134 I. Cr.). 

Der Hefenhändler D. Hatte wiederholt, dem am einem andern 
Otte wohnenden Bäder A. Hefe zugebradht und verlanft, war aber 
von der Anllage bes Haufirvergebens freigefprochen worben, weil mit 
Aadficht anf ben zwifchen beiden Berfonen beſtehenden Geſchäftsverkehr 
annehmen fei, daß D. dem X. die angebotene und verlaufte Hefe 
„any Beſtellung“ zugebracht habe. Hierin fand die NB. der Kgl. 
Fiuanz⸗Direktion eine Gefeßesverlegung: zur Annahme einer Beſtellung 
wenige e9 nicht, wenn 9. fich vorher bereit erflärt babe, von D. wie 
früßer Hefe zum entnehmen, auch benfelben aufgefordert habe mit Hefe 
zu ihm zu kommen, — weil dadurch erſt die Ausficht anf Abflug 
eines Geichäfts begründet werbe; eine „Befellung” könne nur da au⸗ 
genommen werben, wo über bie Quantität der zu liefernden Waare eine 
borgängige Befinmmung getroffen worden fei. 

Zurüdweifung Gründe: 

Die Auslegung [der NB.] legt dem, nach dem ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauche zu verftehenden, Ausdruck „Be⸗ 
tellung” in $ 2 des Regulativs eine gefeglich nicht gerecht- 
fertigte Befchränfung bei, indem der Begriff einer Beftellung 
durch eine genaue, ein für alle Mal vorgängig ftattgehabte 
Vereinbarung’ auch über die Menge ber zu liefernden 
Waare nicht nothwendig bedingt ift. Unter den vorliegend 
für erwiefen angenommenen Beziehungen bes D. zu bem 
x. X. welcher feit längerer Zeit mit Erfterem in Gefchäfts- 
verbindung in Betreff der Hefenlieferung geftanden hatte, 
Ionnte das Berufungsgericht ohne Rechtsirrthum bie, 
weientfih von den concreten Umftänden mit abhängige 
tage, ob die nach Aufforderung des Abnehmerd und nad) 

1 
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Zufage des Kaufs in regelmäßigen Zwifchenräumen erfolgte 
Zuführung von Hefe einer beftimmten Art dem Gefihte- 
punkte einer Beftellung unterliege, um fo mehr bejahen, al® 
nicht nur die Waare an fih individuell, von anderen 
unterfeheibbar, bezeichnet, fondern auch für die Quantität 
eine annäherungsmweife Grenze durch dei dem Angeklagten 
befannten Bedarf des 2c. A. gezogen war, das Gefet aber 
ven Begriff ver Beftellung nicht an einen ſchon vorher 
perfekt gewordenen Kauf knüpft, vielmehr als Gegenſatz 
zu einem Auffucen, zu einem unaufgeforberten Zu 
tragen, nimmt. 

Atitr. d. GStA.: gleicht. [69.-6.) 


Beleidigung. — Anzeige bei einer Behörde. — Motiv. 

Wird die Strafbarkeit Desjenigen, welcher einen 
Andern wegen einer angeblichen Mißthat bei einer 
Behörde anzeigt, durch F 193 StGB.'s ausgeſchloſſen, 
wenn er nicht blos im öffentlichen Intereſſe, ſondern 
gleichzeitig aus perfünlichen Rachegefühl handelte? 

SIEB. $ 193 [n. 12. 14]. 

Erl. (3.1.) v. 3. Febr. 1875 e. Habermann (105 I. Cr.). 

9. war, weil er den ıc. &. wegen des Berfuchs der Anfiftung 
zu einem falfchen eidlichen Zeugniffe denuncirt und dadurch beleidigt 
babe, ans $ 186 StGB.'s verurtheilt worben. Seinen Einwand: 
8 193 fchließe feine Beſtrafung aus, befeitigte das AG. durch die Er⸗ 
wägung, 1. daß jeue Anzeige „nicht der reinen lautern Abficht ale 
Staatsbürger im öfjenttihen Intereſſe zu handeln, entſprungen, vielmehr 
auf den verwerflihen Trieb zurückzuführen fei, ein perſönliches Rachegefübl 
gegen G. zu erfüllen”. Gleichzeitig ftellte aber das AG. auch noch frfl, 
dag 2. aus den Umftänden ꝛc. „das Borhandenfein einer Beleidigung, 
bezw. die deöhalbige Abfſicht hervorgehe. Aus bem zuletzt erwähnten, 
für durchgreifend erachieten Grunde (2) bat das OTr. die, Geſetzet⸗ 
verfegung rügende RB. des 9. zurüdgewiefen, babei aber aukge⸗ 
fprochen, ba ber zu 1 erwähnte Grund 

„Bedenken unterliegen könne”. 
Antr. d. GSM. : gleigl. [69.— 6] 
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Fiskalbehörde. - Vorladung. - Urtheilszustellung. 


1. Hat eine Fiskalbehörde sich der Strafver- 
folgung angeschlossen, so ist das Hauptverfahren 
nichtig, wenn zu demselben der von jener be- 
stellte Vertreter, oder — wenn ein solcher nicht 
bestelll worden — sie selbst nicht vorgeladen 
worden ist. 

StPO. $ 479. 482. 

2. Der Lauf der Rechtsmittelfrist beginnt für 
die Fiskalbehörde erst mit der an sie selbst be- 
wirkten Urtheilszustellung; die Zustellung an den 
von ihr bestellten Vertreter genügt nicht. 

d. Nichtigkeit tritt ein, wenn in zweiter In- 
stanz verhandelt worden ist, ehe die Zustellung 
des Urtheils erster Instanz an die Fiskalbehörde 
bewirkt worden war. 

StPO. $ 480. 
et. (3. 1) v. 3. Wehr. 1875 ec. Küd ‚111 1. Cr.). 

11.) Die von dem Kgl. Hauptzollamt gegen das ange- 
griffene Erfenntniß erhobenen prozefjualifchen Rügen dahin: 
daß baffelbe ohne vorherige Zuftellung des Urtheils erfter 
Yaftanz und ohne Beiladung des Hauptzollamtes beziehungs- 
weile eines Vertreters befjelben zur Hauptverhantlung zweiter 
Inftanz ergangen”, — erwiefen fich beite als begründet. 

Zwar würbe, was vie leßtere Befchwerbe betrifft, die 
jur Berwaltung ber betreffenden Abgabe beftellte Behörde, 
welhe fih dem Verfahren angefchloffen, nach 88 482 und 
19 der StPO., die VBorladung ihres Vertreters nur haben 
verlangen können, wenn fie denſelben dem Gericht fo zeitig 
bezeichnete, daß deſſen Beiladung möglich) war und ift im 
vortiegenden Falle in dem bios thatfächlihen Erfcheinen 
des Ober⸗Grenzkontroleurs &. in dem VBerhandlungstermine 
erfter Snftanz ohne ausdrückliche Diittheilung der Behörde 
iter den Umfang feiner Befugniffe nicht ohne Weiteres 
und in ziwingender Weife auch deſſen Legitimation als Ver⸗ 
ieter für die Bernfungsinftanz zu erkennen. Dagegen liegt 











[3. Febr. 1875.) 102 


es ın der Natur bed der Behörde burch den Anfchluß er: 
worbenen Rechts, daß darauf für den einzelnen Termin 
ober eine einzelne Inſtanz verzichtet werben fann, (vergl 
StPO 8 479 Abf. 3), und ergiebt fich hieraus die Ver— 
pflichtung des Gerichts, fo lange ein Vertreter nicht beftellt 
ift, die Behörde unmittelbar von dem Verhandlungstermine 
in Kenntniß zu feßen, um ihr e8 zu ermöglichen, von bem 
Rechte der Vertretung Gebrauch zu machen. Dieſes ift in 
der Berufungsinftanz unterblieben. Auch unterliegt «6 
feinem Bebenfen, jenen Prozeßgrundfak als wefentlich an- 
zuerfennen, weil wenn das Gefeg der Apminiftratiobehörbe 
geftattete, bei vem Verfahren mitzuwirken und bie ihr geeignet 
erſcheinenden Gefichtspunfte und Anträge, welche vorwiegend 
der ihr beimohnenden befonderen Sachkenntniß über bie 
einfchlagenden Verhältniſſe entnommen fein werben, zur 
Geltung zu bringen, ein ohne diefe Mitwirkung und ohne 
ausdrücklichen oder thatfächlichen Verzicht der Behörde auf 
biefelbe ftattgehnbtes Verfahren eines Organs entbehrt, das 
als ein für die Herftellung des der richterlichen Würbigung 
zu unterziebenden thatfächlichen und rechtlichen Materials 
nicht zu ignorirendes anerkannt ift. 

[2.] Nicht weniger entzieht die unterbliebene Inftellung 
bes Erfenntniffes erfter Inſtanz dem in zweiter Inſtanz 
ergangenen Erfenntniffe die formale Grundlage. Die Rechts⸗ 
mittelfriften laufen nach 8 480 Abf. 2 1, c. der Behörbe 
und nicht dem Vertreter in der Hauptverhandlung. Es 
find deshalb auch nach dem Sinne berjelben Vorfchrift bie 
Erfenntniffe der Behörde zuzuftellen, felbft wenn dieſe bei 
der Dauptverbanblung vertreten geweſen fein follte. Iſt 
diefes, wie im gegenwärtigen Falle bezüglich bes erften Er- 
kenntniſſes unterblieben, fo erfcheint die Frift zur Berufungs- 
anmeldung für die Behörde noch nicht eröffnet. Die We- 
fentlichfeit auch diefes Mangels ergiebt fi) aus $ 480 Abf. 1 
in Verbindung mit $ 482 Abf. 2 1. c., indem biernach die 
fih anfchließende Behörde in der Lage fich befindet, neben 
dem SA. und über denfelben hinaus Rechtsmittel einzulegen 
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mb dadurch felbftftändige, von der Thätigkeit des StA.'s 
abhängige Prozekwirkungen herbeizuführen. 
Antrag d. GStA.: gleidl. 168.—6.] 


Privatkläger. - Polizeirichter. - Unzuständigkeit. 


Nichtigkeit tritt ein, wenn der durch Privat- 
klage befasste Polizeirichter deshalb, weil er 
dieselbe für unslatthaft erachtet, sich auf eine 
Verweisung der Sache vor den höhern Richter 
beschränkt, ohne die „Unzulässigkeit der Privat- 
klage“ (im Urtheils- Tenor) auszusprechen, — 
sowie nicht minder, wenn er es verabsäumt, die 
wesentlichen Merkmale der für vorliegend er- 
achteten, seine Zuständigkeit übersteigenden Miss- 
that unter Anführung der Beweise für erwiesen 
zu erklären. 

StPO, 5 507. 47. Bol. RoOTr. 11. ©. 112, 490; 13. ©. 317. 358, 


586; 15. S. 503. 
Erſ. (8. 1.) v. 3. Behr. 1875 Weiß oc. Ehmidt (39 1. Cr.). 
Antr. d. GSta.: gleichl. [69.- 6.) 


— 


Rheiniſches Verfahren. — Strohdach. - Niederlegung. 

Nach Rheiniſchem Verfahren, iſt der Strafrichter, 

welcher wegen verbotswidriger Anlage eines Stroh⸗ 

daches ſtraft, dazu berufen, auf den Antrag des 

öffentlichen Miniſteriums die Niederlegung jenes 

Strohdaches — als „Schadenserſatz“ — anzuordnen. 

Dieſer Grundſatz iſt nicht außer Kraft geſetzt durch das 
Einf.⸗Geſ. z. D. StGB. 86In. 13); Rh. StPO. Art. 161. 

Ert. (8. IL) v. d. Febr. 1875 e. Hand (85 IL. Cr.). 


Ein für die Rheinprovinz erlaffene ARD. v. 2. Juli 1836 (Lottn. 
Samml. 6. &. 413) geflattet das Auflegen von Stroh⸗ und Rohrbe- 
dahımgen nur unter gewiſſen Borausfegungen und verfügt, baß bie 
ohne vorgängige Erlaubnig bewirkte Auflegung ıc. eines neuen Stroh⸗ 
badyes 2c, „mit einer Geldbuße und mit Niederlegung bes Strohbaches 
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befiraft”" werben folle. — 9., der Zuwiderhandlung gegen diefe Ber- 
botsbefimmung beſchuldigt, warb deshalb zu einer Gelbfirafe verurtbeilt, 


dagegen Iehnte das (Rh.) Pol.-Bericht ben Antrag des PAS: „au 


die Nieberlegung des Strohdaches anzuordnen” unter Hinverweifung 


auf $ 6 des Einf.Geſ.'s 3. StOB. ab, weil diefe „Strafe“ nicht zu 
ben „im StGB. enthaltenen” gehöre. 
Bernidtung Das OTr. erwog: 


daß die frage, ob die in Nr. 4 der AO. v. 2. Inli | 
1836 vorgefchriebene Nieberlegung verbotswidrig aufgelegter 





Strohdächer als eine „Strafe” anzufehen, und ob, wenn 
folches der Fall, die Verhängung derjelben durch S 6 des 
Einf.Geſ.'s jegt ausgeſchloſſen ift, auf fich beruhen Tann, 


ta ganz abgefehen von der Vorſchrift der gedachten Kab.- 


Orbre und einem andern burch die erwähnte Beftimmung 
» des Einf.-Gef.'8 nicht berührten Grunde, die Ablehnung bed 
Antrages, die Niederlegung des Daches zu verorpnen, fh 


als eine vechtsirrthümliche darftellt; 

daß nach Art. 161 der Crim.Proz.⸗Ordn. der Polizei- 
richter gegen den für überführt erklärten Befchuldigten nicht 
blos die Strafe auszufprechen, ſondern auch über die Wieber- 
erftattung und ben Schadensderfag, welche verlangt werben, 
zu erfennen hat; 


daß die Kab.Ordre v. 2. Juli 1836 die Anlegung 


von Strohdächern wegen der Feuergefährlichkeit berjelben, 
alfo im öffentlichen Intereſſe verboten hat; 


baß die Niederlegung eines folchen verbotswidrig an⸗ 
gelegten Strobbaches eine Maßregel barftellt, welche bie 
Bejeitigung eined zum Nachtbeil des öffentlichen Intereſſes 
beroorgerufenen AZuftandes, mithin die Abwendung eined 


and der verübten Webertretung entfprungenen Schabend 


bezwedt und daher als ein im Sinne bed Art. 161 der 


Crim.⸗Proz. Ordn. zuzuſprechender Schadenerfag aufzufaffen 
iſt, daß alſo ein hierauf gerichteter Antrag der Polizei⸗ 
anwaltſchaft, welche zur Wahrnehmung des öffentlichen In⸗ 
tereſſes berufen iſt, auch abgeſehen von der Vorſchrift der 
Kab.⸗Ordre v. 2. Juli 1836 zuläſſig war; 

daß dieſe prozeſſualiſche Beſtimmung des Art, 161 1. c. 
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buch die Vorſchrift des 86 des Einf.Geſ.'s nicht be- 
rührt wird. 

Intr. d. ESiA.: gleich. [38.—3.] 


Fheiniſches Verfahren. - Kaſſations-Rekurs. — Stellung 
zur Haft. - Freilaſſung gegen Kantion. 

Nah Rheinischen Verfahren ift der Kaffations- 
Rekurs eines nicht verhafteten, zu einer Freiheitsftrafe 
verurtheilten Befchuldigten als unannehmbar zu ver- 
nerfen, wenn er fi nicht zur Haft geftellt und 
ebenfomenig Die Rautionsfumme hinterlegt hat, welde 
ju diefem Ende duch Rathskammerbeſchluß beflimmt 
war, follte er auch behaupten, dag durch diefen Raths⸗ 
tommerbefchluß gefeglihe Worfchriften verlegt feien. 
zn einem folchen Falle muß er zunächft den gedachten 
Rathskammerbeſchluß durch das zuläffige Rechte: 
mittel anfechten. 

Rh. SPO. Art. 421. 

er. (3. U.) v. 4. Febr. 1875 e. Henfen (314 U. Cr.\. 

Rakdem der (nicht verhaftete) H. gegen das ihm zu einer Ge⸗ 
Rugnißfirafe verurtheilende Erfenntnig der (Rh.) App.-Rammer den 
Laſſ. Rekurs ergriffen hatte, reichte er dem betr. Landgerichte ein 
lad um Bewilligung feiner Freilaſſung gegen Kautiondbefellung 
tin. Die Ratbslammer eutfprach diefem Geſuche und befimmte bie 
dehe der Kaution auf 113 Thlr. 10 Sgr. 9. hat diefe Summe 
aicht hinterlegt und ebenfowenig fi zur Haft geflellt, fondern in ber 
kin Kaffations- Mittel ausführenden Schrift nur geltend gemadt: in 
kum Raipelfammerbefchluffe fei mit Unrecht die Borfchrift des Art. 119 
er StPO. über die Höhe ber zu beflimmenden Kautionsfumme auch 
fir den bier vorliegenden, ganz verſchiedenen Fall des Art. 421 1. c. 
Ü6 maßgebend angefehen worden. 

Das OTr. Hat den Kaff.-Relurs als unannehmbar verworfen, 
and in den Gränden feines Erkenntniſſes ten oben hervorgehobenen 
Orundfap ausgefprochen. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [38.—-3.| 


Beleidigung. - Wiederholung. | 
‚ Die Wiederholung einer früher gemachten be- 
leidigenden Aeußerung flellt ein neues ſelbſtſtändiges 
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Bergehen dar. Daffelbe kann daher (auf neun 
Antrag) verfolgt werden, follte auch die Antrags- 
frift in Betreff der früheren Aeußerung unbenugt 
verftrichen fein. 

StGEs. $ 185 [n. 19). 


Erf. (3.1) v. 4. Febr. 1875 e. Hefle (2851. Cr). 
Antr. d. EGStA.: gleichl. [27.—3.] 


Schankwirthſchaft ꝛc. - Selbftfabrifant. - Stener. 


1. Auch der Gelbfifabrifant des Branntweins 
bedarf zum Kleinhandel mit demfelben der polizei- 
lichen Erlaubniß. 

B.Gew.⸗Ordu. v. 21. Juni 1869 8 33. Bgl. RdOTr. 15. ©. 146. 

2. Der Fonzeffiongpflichtige Kleinhandel mit 
geifligen Getränken (mit Ausnahme des Biers) ifl 
felbft dann, wenn er als Nebengewerbe neben einem 
andern Gewerbe (3. B. der Branntweinbrennerel) 
betrieben wird zu verfteuern nad) dem Mittelfage des 

Geſ. v. 19. Juli 1861 $ 12B. Bgl. RrOFr. 11. ©. 471. 

Ertl. (3.11) 0. A. Febr. 1875 e. Raffin (306 II. Cr.). 

Der Brennereibefiger R. war wegen Kleiuhandels mit dem (von 
ihm fabrizirten) Brauntwein ohne polizeiliche Genehmigung wegen 
Sewerbe-Bolizei- und damit konkurrirenden Gewerbe-Steuer-Bergehens 
verurtbeilt worben. Seine NB. rüügte Gefegesverlegung: bem Brenmnerei- 
befiger ſtehe es zu, fein Fabrikat zu veräußern ohne dazu einer polizei 
lihen Genehmigung zu bedürfen; and beim Abfate Kleiner Duantitäten 
treibe er feinen Klein⸗Handel, da zum Begriff dieſes (nach dem 
D. HB.) ein Kauf zum Wieberverfauf gehöre; ebenfowenig falle ein 
folder Abfa unter ben Begriff eines der befondern Befleuerung uuter- 
liegenden „Nebengewerbes“. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Der 8 33 der R.Gew.Ordn. v. 21. Yuni 1869, 
welcher den Betrieb der Gaftwirthichaft, Schankwirthſchaft 
und des Kleinhandels mit Branntwein und Spiritus von 
ber Erwirkung einer befonderen Erlaubnig abhängig gemacht 
hat, ift hierbei davon ausgegangen ; 
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„baß der Betrieb diefer Gewerbe, namentlich besjenigeu bes 
Meinhandels mit Branntwein, im Iutereffe ber öffentlichen 
Ordunng einer befondern Eontrole bedürfe“. 
Er verordnet deshalb, ohne die fonftige gewerbliche Stellung 
des die Erlaubniß Nachjuchenden in Betracht zu ziehen und 
ohne eine Unterfcheidung in diefer Hinficht zuzulaflen: 
daß „‚die Ertheilung ber Erlanbniß verfagt werben folle, wenn 
gegen ben Nacjuchenden Thatſachen vorliegen, welde die 
Annahme rechtfertigen, daß er das Gewerbe zur Förderung 
der Böllerei, des verbotenen Spiels, ber Hehlerei und ber 
Unfittlichleit mißbraucdhen werde, und wenn das zum Ge 
werbebetriebe beſtimmte Lofal wegen feiner‘ Bejchaffenbeit 
und Lage den polizeilihen Anforderungen nicht genügt‘. 
Der 8 33 cit. überläßt es fogar in feinem Schlußfage ber 
Landesgeſetzgebung, 
die Ertheilung der Erlaubnig zum Ausſchenklen von Brannt⸗ 
wein nnd ben Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus 
von bem Nachweiſe eines befonderen Bebfirfnifies abhängig 
zu wachen. 
dür die Beſtimmung des Begriffs des Kleinhandels mit 
Branntwein im Sinne des $ 33 kann es daher nicht ent- 
Iheidend fein, ob ein Anlauf und vdemnächftiger Wieder- 
verfauf des Branntweins ftattgefunden hat; feiner Beſtim⸗ 
mmg unterliegt vielmehr, da das Gejeg nicht unterfcheibet 
und ber ausgefprochene Zweck deſſelben jede Unterſcheidung 
in dieſer Richtung verbietet, auch der Produzent des Brannt⸗ 
weins, der Brennereibefiger rückſichtlich desjenigen Produkts 
ſeiner Brennerei, welches er durch Abſatz im Detail zu 
verwerthen beabfichtigt. 
(2.1) Die Faſſung des 8 15 Abf. 2 des Geſ.'s vom 
19, Juli 1861 läßt es nicht zweifelhaft, daß berfelbe den 
Kleinhandel mit geiftigen Getränken, mit Ausnahme des 
Biere, welcher auf Grund einer befonderen Conzeffion ale 
Rebengewerbe getrieben wird, unter allen Umftänden 
und namentlich ohne Rückſicht darauf treffen wollte, welcher 
Art das Gewerbe ift, neben welchem ber Kleinhandel mit 
Getränfen fich als Nebengewerbe barftellt; daß alfo ins- 
beſondere auch der Brennereibefiger davon getroffen wird, 
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ber feinen Branntwein im Kleinen abſetzen will. Syn Ueber: 
einftimmung biermit erwähnt daher auch die in Gemäßheit 
des 8 23 des Geſetzes von Flnanzminifter am 12. Auguft 
1861 erlaffene, durch die Amtsblätter des Staats ver- 
öffentlichte Anweifung, als der befonderen Beftimmung bes 
Kleinhandels mit Getränfen nicht unterliegend, unter Nr. 7 
in fine nur: 
Die Gaſt⸗ und Schankwirthe, welche deu beflehenben 
Borfchriften gemäß zum Kleinhandel mit Geträufen befugt 
find, ohne dazu einer beſonderen Conzeffion zu bebürfen und 
diejenigen &ewerbetreibenden, welche ben Geträutehandel 
nicht als Nebengewerbe, fondern auäſchließlich betreiben, 
welche mithin gleich anderen Hanteltreibenden lediglich nad 
Maßgabe des Geſchäftsumfanges für jedes beſondere Handels⸗ 
Total n.f. w. zu beſteuern find. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [32.—3.| 

Diebitahl. - Wild im Gehege. - Gewahrfam. 

Die Gewahrfam an dem in einem Gehege be- 
findlichen Wilde iſt nicht Durch eine vollftändige, jede 
Möglichkeit des Entkommens ausfchließende Um- 
zäunung bedingt; die theilweife Begrenzung burd 
einen Flug kann genügen. — Ebenfowenig wird die 
Gewahrfam durch ein gelegentlihes Dffenftehen ver 
in das Gehege führenden Thüren oder dadurch aus- 
gefchloffen, daß fih innerhalb des letzteren die Woh⸗ 
nungen fremder Menfchen finden. 

StGB. 5 242 [n. 9]. Vgl. RoOLr. 15. S. 885. 

Erl. (8.11) v. 9. Febr. 1875 ce. Gille (291 II. Cr.). 

®. hatte ſich Wild aus einem größeren, theils dem Preußiſchen 
tbeil8 dem Braunfchmweigihen Fiskus gehörenden, Durch ein zufammen- 
hängendes Wildgatter nmgebenen Forſte zugeeignet, war aber vom 
AB. nur wegen Jagbfrevels und nicht wegen Diebflahle verurtheilt 
worben, weil 1. bad Wildgatter an einer Stelle nur bis zum Bode⸗ 
ufer reiche, und ben Fluß felbft nicht Überziehe, mithin die Möglich- 
feit des Austritis des Wildes an biefer Stelle nicht ansgeichloffen, 
jedenfalls aber ein den fr. Raum durchweg einfchließendes Gehege 
nicht vorhanden geweſen fei, — 2. weil das vom Gatter eingeſchlofſene 
Zerrain von verjchiedenen Wegen durchſchnitten, und weil bie hier 
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olertings vorhandenen Thüren und Thorwege nicht immer geſchloſſen 
gehalten würden; — endlich 3. weil eine ganze Ortſchaft, das Dorf 
Treſeburg fih in dem eingeſchloſſenen Areale befinde, wo nicht bios 
Beamte der beiden Forfifisci ſondern auch fremde Berfonen wohnten 
und verkehrten, alſo auch im ber Lage feien, auf das dort vorhandene 
Bi einzuwirlen; — bie Korfifisct hätten fonach nicht bie — 
des frei umherlaufenden Wildes gehabt. 

Vernichtung. Gründe: 

Was den erſten Grund anbelangt ſo wird die Decupation 
des innerhalb eines umzäunten Terrains befindlichen Wildes 
nicht dadurch gehindert, daß daſſelbe die Möglichkeit be- 
fitt, an der einen oder anderen Stelle aus dem Gehege zu 
entlommen. Insbeſondere hebt, wie vom OTr. auch be- 
reits mehrfach erfannt worden ift (vgl. V. I. v. 31. Mai 
1867, ınd B. J. v. 4 März 1868: ROTr. 9. ©. 167 
und 168); — ber Umftand, daß die Umzäunung nicht über 
einen den Wald durchſchneidenden Fluß hinübergeht, und fo 
vem Wilde die Möglichleit gewährt wird durch denfelben 
zu entfliehen, den Begriff einer vollftändigen, die Occupation 
und Gewahrfam des Wildes bewirfenden Umzäunung nicht 
anf, und wenn daher der Appellationsrichter and der Mög: 
lichleit des Austrittes an derjenigen Stelle, wo das Gatter 
vom Herentanzplag hinabführe und zur Zeit des fraglichen 
Vergehens nur bis zum Bobeufer gereicht habe, fo wie au 
dem Nichtoorhandenfein eines den fraglichen Raum durch⸗ 
weg einſchließenden Geheges folgert, daß von einer Oceu⸗ 
pation durch vollftändige Umzäunung nicht die Rebe fein 
fönne, fo verlennt er das Wefen der Occupation und der 
Gewahrfam und wendet aus einem rechtöirrtbümlicher 
runde den $ 242 StGB.'s nicht an. 

Daſſelbe gilt von dem zweiten Grunde, auf welchen 
der App.-Nichter die Unanwenbbarkeit des 8 242 a. a. O. 
Hügt. Denn da die Decupation des Wildes durch eine 
Umzännung nicht die abſolute Unmöglichfeit des Entlommens 
tefjelben vorausfegt, fo wird, wie gleichfalls in der Recht⸗ 
ſprechung des OTr. feitftehbt (3. II. v. 17. Dezbr. 1857, 
3. L. v. 21. Ofttbr. 1868 und 3.1, v. 3. Dezbr. 1869; 
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Goltd. Arch. 6. S. 27; MOTr. 9. S. 573; 10, ©. 765), 
ber Begriff der Occupation nicht nothwendig durch das 
Borbandenfein unverfchloffener Thüren, welche in dad Ge 
hege führen, und durch ein gelegentliches Offenftehen dieſer 
Thüren aufgehoben ; vielmehr ift e8 Sache der thatfächlichen 
Feftitellung im einzelnen Falle, ob in Folge deſſen die Ge⸗ 
fahr der Entfernung des Wildes fo nahe Liegt, daß von 
einer Gewahrfam über daſſelbe nicht mehr geredet werben 
kann. Hiermit fteht aber die Auffafjung des App.- Richters, 
daß eine, den Begriff ver Occupation bedingende vollftänbige 
Abfperrung des Wildes durch das Gatter deshalb nicht 
Statt habe, weil die in den umzäumten Wald führenpen 
Thüren und Thorwege nicht immer gefchloffen gehalten, viel» 
mebr öfter offen gelaffen werben, in offenbarem Widerſpruch. 
Was fchließlich den dritten Grund anbetrifft, fo wird 
dadurch, daß innerhalb des Gatters Menfchen, und zwar 
foihe, welche nicht Beamte der beiden Forſtfisci find, 
wohnen und die Möglichkeit haben auf das Wild einzuwirken, 
bie Gewahrfam des Yagpberechtigten an bem Wilde eben 
fo wenig aufgehoben, wie dadurch, daß fremde Meunſchen, 
welche durch die in das Gehege führenden Thüre und Thor⸗ 
wege in daſſelbe gelangen, dieſe Möglichkeit befiken. ‘Denn 
die Decupation, welche durch die Umzäunung bewirkt wird, 
hat nicht ihre Bedeutung barin, daß Menſchen vom dem 
Betreten des Geheged und von dem Verkehr innerhalb 
deſſelben abgehalten werben, ſondern darin, daß das Wild 
an dem Entlommen aus dem Gehege gehindert wird, und 
bierfür ift der Umftand, daß fremde Menfchen innerhalb 
des Geheges wohnen, völlig gleichgültig. 
Autr. d. GStA.: gleich. [44.—8.] 


Körperverlegung, tödtlide. - Fremde mitwirkende Urſache. 

Hat zu dem tödtlichen Erfolge einer Körperver- 
legung ein fremder, vom Angeflagten nicht zu ver- 
tretender Umftand mitgewirkt, fo bleibt die Strafe 
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des 6 226 SGB.’ nur dann ausgefchloffen, wenn 
fefgeellt wird, daß ohne jenen mitwirfenden Um⸗ 
fland der Tod nicht eingetreten fein würde. 

Demzufolge erfchöpft ein Schuldſpruch der Ge- 
ſchworenen, welcher es für nicht erwiefen erklärt, daß 
der Tod Durch Die Mißhandlung allein verurfacht worden 
fei, die Anklage nicht und kann weder die Verur- 
tbeilung aus dem cit. $, noch eine Freifprechung 
von der betr. Anklage vehifertigen. 

StGB. 5 226. 224 [n. 11]. Bol. RvOXr. 15. ©. 708. 

Erf. (8.14) v. 9, Febr. 1875 e. Krliger (330 U. Cr.). 

Die Geſchwornen hatten bie Frage: „Iſt Kr. ſchuldig, dem ꝛc. Sch. 
förherlich mißhanbelt zu haben und zwar fo daß die Mißhandlung den 
Ted des Berletten zur Folge Hatte‘, — bejaht mit dem Zufate: „aber 
es if nicht erwielen, daß ber Tod durch bie Mißhandlung nur allein ein- 
getreten il”. Das bieranf ergangene von ber Anklage der tödtlichen 
Körperverlegung freiſprechende Erkenntniß des Schw.⸗GH.'s iſt vom 
DOEr. vernichtet und bie Sache an ben gedachten GH. zurlidver- 
wiegen worben. Gründe: 

Durch den Ausfpruch [der Gefhwornen] wurde nicht 
etwa der Cauſalzuſammenhang zwifchen der Mißhandlung 
und dem Tode ver Verletzten überhaupt verneint, vielmehr 
wurde in unzweibentiger Weife die thntjächliche Feftftellung 
zum Auedrud gebracht, daß der Tod des Vulneraten durch 
die Mißhandlung in Verbindung und im Zufammenwirfen 
mit andern nicht näher bezeichneten Umständen herbeigeführt 
fe. Ein folder Ausfpruch konnte aber ebenfowenig zur 
Grundlage der Anwendung der Strafdeftimmung des 8 226 
StGB.'s wie einer Freifprehung von der Anklage gemacht 
werden. Erfteres nicht, weil nicht feitgeftellt war, daß bie 
zur Herbeiführung des tödtlichen Erfolges mitwirfenden 
Umftände dem Angeklagten ftrafrechtlich zur Laft fielen, 
Letzteres nicht, weil das Vorbandenfein des Thatbeftandes 
des im cit. 8226 vorgefehenen Verbrechens nur bann 
ansgefchloffen war, wenn der Tod ohne das Mitwirken 
der anberweitigen Umftände nicht eingetreten fein würde, 
md der Angeklagte dieſe Umftände ftrafrechtlich nicht zu 
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vertreten hatte. In wiefern dies nach der einen ober ber 
andern Richtung hin der Fall war, mußte als eine lediglich 
thatfächliche Frage durch den Ausſpruch der Gefchworenen 
feftgeftellt werben. Dies ift nicht gefcheben und es wird 
alfo durch die Antwort derfelben die That- und Schuldfrage 
nicht erfchöpft und der Wahrfpruch konnte als unvollitänbig 
nicht zur Grundlage einer Entfcheidung des Schwurgerichte- 
hofe8 dienen. 

Antr. d. GStA.: gleicht. (38.—8.] 


App.⸗Richter. - Beweid-Antrag. - Prüfung. 
Durd die allgemeine Bemerkung: der in zweiter 
Inſtanz angetretene Beweis werde nicht zur Wider- 
legung der erftrichterlichen Feftftellung führen, — 
wird die Ablehnung der Beweiserhebung nicht im 
ausreichendem Maaße gerechtfertigt. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art 101 [n. 67]. Bgl. RdOTr. 10. S. 709. 
Ert. (8.1) v. 10. Febr. 1875 e. Backiſch (94 I. Or.). 
rund: weil „jene Bemerkung nicht erkennen lafje, ob bem Ab- 
lehnungsgrunde eine thatſächliche oder rechtliche Auffaffung der Sache 
nntergelegt fei, daher die Prüfung ausfdließe, ob die Ablehnung anf 
einem rechtsirrthümlichen Grunde beruhe“. 
Antr. d. EStA.: entgegen. [40.—6.] 


Beleidigung, einfache. - Strafverfolgung. - Staatsanwalt. 


Alle „Beleidigungen“ können jetzt vom Staats— 
anwalt verfolgt werden; die entgegenstehende, 
auf „einfache Beleidigungen“ bezügliche Vor- 
schrift des $ 488 Abs. 1 der StPO. v. 25. Juni 
1867 [sowie des Art XVI des Einf.-Ges.'s z. 
Pr. StGB.] ist durch das R.-StGB. aufgehoben. 
StPO. $ 488 Abs. 1; Einf.-@ef. 3. Br. StGB. v. 14. April 1851 

Art. XVI [n. 30]. Bgl. RdOTr. 15. ©. 867 

Erf, (V. 1.) v. 10. Febr. 1875 0. Gehrke (150 1. Cr.). 

/ Es iſt auf die gefchichtliche Entwidlung ber Vorſchrift 
der StPO, von 1867 8 488 einzugehen. Während vor 
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Erlak des Br. St GB.'s nach dem Preußifchen Gef. v. 11. März 
185085 (SS. ©. 174) in allen Fällen der Priyatbe- 
leidigung, welche der DBerlegte nur im Wege des Civilpro⸗ 
zeſſes verfolgen konnte, die StA.-fchaft unter Berüdfichtigung 
bes öffentlichen SSnterefjes ermächtigt war, die Beftrafung 
des Beleidigerd im Unterfuchungsverfahren zu verlangen, 
ordnete das Einf.-Gef. 3. Pr. StGB. im Schlußfate des 
Abi. 2 des Art. XVI für den Geltungsbereich der Preuß. 
Verordn. v. 3. Yan. 1849 an, daß die einfache Beleidigung 
(8 343) nur im Wege des Civilprozeſſes verfolgt werben 
könne. Durch diefen, aus den Commiffionsdanträgen des 
Landtags bervorgegangenen Art. XVI follte ausweislich der 
Materialien bis zu der damals in Ausficht ftehenden, neuen 
St.⸗Proz.⸗Ordn. das einfchlagente bisherige Pr. Prozeßrecht, 
namentlich, foweit bier in Betracht kommt, die Befugniß 
ver St.⸗A.⸗ſchaft, in den durch das Pr. StGB. $ 152 wegen 
nDerlegung der Ehre" vorgefehenen Vergehensfällen auf 
Antrag Pr. StGB. 8 160 — einzufchreiten, beibehalten, 
und daneben bie Befugniß bes beleidigten Privaten zur 
Privatflage offen gelaffen werden. Nur in Betreff ver 
von dem Pr. StGB. 8 343 „unter die Mebertretungen ver- 
wiefenen” Beleidigungen glaubte man dem Sinne des GB.'s 
zu entfprechen, wenn man beven Verfolgung lediglich im Wege 
bes Civilprozeſſes ftatthaft erklärte, weil bie „ſchwereren 
Bälle der Beleidigungen” in den bezeichneten 88 bed zweiten 
Theils des Pr. StGB.'s befonders unter höhere Strafe 
geitellt feien. Hiernach war die durch die Civilflage des 
Berlegten im Einführungsgeſetz Art. XVI bedingte Verfolg- 
barkeit der fogenannten einfachen, mittelft ausdrücklichen 
Allegats des Pr. StGB. $ 343 fpeziell charafterifirten 
Privatbeleidigung geradezu auf beren damalige Natur als 
Uebertretung und auf die geringer bemefjene Strafe dieſes 
Delifts geſtützt. 

Der 8 488 der, zugleih mit Einführung des Pr. 
SGB. in die neuen Landestheile ergangenen, StPO. v. 
25. Juni 1867, insbefontere die Eingangs erwähnte Vor- 

Redtfpr. d. K. O.⸗Tr. ꝛc.. XVI. 8 
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fchrift des Abſ. 1, welcher die Verfolgung ber einfachen, 
anch bier duch Verweiſung auf Pr. StGB. 8 343 in der 
Bedeutung dieſes GB.'s gelennzeichnete, Beleidigung an bie, 
ber altpreußifchen Civilklage in Injurienſachen, fubftituirte 
— ftrafrechtlide — Privatflage des Verletzten bank, ift 
angenfcheinlich dem Pr. cit, Art. XVI nachgebildet und ruht 
auf demfelben gefetgeberifchen Gedanken. Diefe Grundlage 
mit ihrer Sonfequenz ift jeboch durch das R.-StGB. als be- 
feitigt zu betrachten, weil dieſes bie im zweiten Theile Ab⸗ 
ſchnitt 14 $ 185 fg. bedrohten Beleidigungen, ohne die früher 
von den Ehrverleßungen abgezweigte einfache Privatbeleidigung 
des Pr. StGB.'s als folche zu kennen, generifch als Ver⸗ 
gehen auffaßt und allgemein das Marimum ver Strafe 
fchon für die nicht erfchwerten Beleidigungen des 5 185 
auf Gelpftrafe bis zu 200 Thlr. beziehungsweife auf Haft 
oder Gefängniß von einem Jahr ſetzt. 

Als Grund diefer Aenderung machen die Motive (zum 
I. Entw. ©. 153, zum II. Entw. ©. 102) den Erfahrungs- 
faß geltend, daß „die Ehre ber Privatperfonen durch das 
Br. GB. nicht wirkſam genug gefehlt fei und ed darum 
geratben erfcheine, dieſen Schuß zu erhöhen”. 

Speziell ift noch Folgendes zu erwägen: 

Der erfte Entwurf zum norbbeutfchen StGB. 8 170 
enthielt in Anfchluß an Pr. StGB. 8 343 noch in Abf. 3 
die Beftimmung, daß die einfache Beleivigung ($ 162 des 
Entwurfs, d. h. die nicht thätliche, nicht Öffentliche und nicht 
durch Verbreitung von Schriften begangene Beleidigung) 
nur mitteljt der Privatflage verfolgbar fei und in 6 Mo- 
naten verjähre. Dagegen fah der revibirte Entwurf 8 183g. 
von einer Unterfcheibung ber Privatbeleidigung im bisherigen 
Sinne von anderen Beleidigungen völlig ab, nahm folge- 
richtig die befonderen oben berührten Vorfchläge des erften 
Entwurfd 8 170 nicht wieder auf, machte vielmehr — 
wegen bed geringeren Intereſſes des Staats im Verbält- 
niffe zum Intereſſe des Verletzten — bie ftrafrechtliche 
Berfolgbarbeit der Beleidigungen überhaupt nur von bem 
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Antrage des Beleibigten abhängig und erweiterte die Friſt 
für Zuriidnahme bed Antrags. 

Darauf ruht im Wefentlicden das jett geltende Necht, 
insbeſondere R⸗StGB. 8 194 und bie Verjährbarfeit ber 
Strafverfolgung für Beleidigungen als Vergehen, mit Ein- 
(hluß der dem R.StGB. fremb gewordenen fogenannten 
einfachen Beleidigungen erft in 5 Jahren. Erfichtlicher Weiſe 
ift daher das oben bezeichnete, dem Br. Einf.-Gef. Art. XVI 
A. 2 am Schluffe unterliegende, Prinzip durch die R.- 
Strafgefeßgebung aufgehoben und umgeftaltet worden. Diefe 
lennt bie frühere einfache Beleidigung im Sinne bes Pr. 
StGB.'s 8 343, welche gleichmäßig dem Gattungebegriffe 
des Vergehens der Beleidigung eingereibt worben ift und 
ihre felbftftändige juriftifche Exiſtenz eingebüßt bat, nicht 
mehr. Durch diefe Aenderung im Shfteme der Strafgejeß- 
gebung ift das Objekt, welches durch ben eit. Art. XVI ge- 
troffen wurde, abfällig und die Beftimmung bes Abf. 2 
a. E. daſelbft, auch prozeffnaliſch, gegenſtandlos geworden, 
ſo daß jetzt, wie das Kgl. OTr. bereits ausgeſprochen hat, 
ROTr. 12. S. 291. 470], nach altpreußiſchem Prozeß⸗ 
recht die regelmäßige Befugniß der StA.-fchaft, amtsſeitig 
ſtrafbare Handlungen zu verfolgen, auch in Bezug auf die 
früher durch Br. StGB. 8 343 vorgefehenen einfachen 
Beleidigungen unter ber Vorausjegung des R.⸗StGB.'s 
$ 194 hergeftellt ift. 

Gleiches Nefnitat ergiebt ſich dem Obigen zufolge für 
den Geltungsbereich der StPO. von 1867, da Abſ. 1 des 
8488 diefelbe Genefis und Natur hat, wie die entfprechenbe 
Vorſchrift des Pr. Einf.-Gef.’s Art. XVI und deshalb nun⸗ 
mehr Abf. 2 des 8 488 der StPO. allgemein für alle Be- 
lidigungen Geltung gewinnt. 

Antrag des GStA.: gleichl. [69.—6.] 


Unterſuchungshaft, Aurechunug. - Ermeſſen. - Motivirung. 

Die Anrechnung der Unterfuchungshaft auf die 

erfannte Strafe unterliegt lediglich dem inflanzrichter- 
8* 
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lichen Ermeſſen; deshalb bedarf weder ihre Anwen⸗ 
dung noch die Ablehnung eines hierauf gerichteten 
Antrags einer Rechtfertigung durch Angabe von 


Gründen. 
StGB. 8 60 [n. 5]. 
Erf. (3. 1.) v. 10. Febr. 1875 c. Levin (90 I. Cr.). 
Antr. d. GSM. : gleichl. [20.—6.] 


Unzucht, widernatürliche. - Erfolg. 

Der Thatbeſtand der vollendeten widernatürlichen 
Unzucht ift nicht durch die Erreichung der angeftrebten 
vollſtändigen Gefchlechtsbefrienigung (3. B. eines 
Saamen-Erguffes) als Erfolg bedingt. 

StGB. $ 175 [n. 1). 


Erf. (3.1) v. 10, Febr. 1875 e. M. (101 I. Cr.). 
Autr. d. GEIN.: gleigl. [69.—6.] 


Diebftahl sc. - Lohn. - Berhältuiß. - Strafantrag. 

Die Verfolgung eines ein „Gehalt“ („Salair”) 
beziehenden Handlungs- oder Gewerbsgehülfen, wegen 
eines zum Nachtheil feines Prinzipals verübten Dieb- 
ſtahls sc. iſt nicht durch einen Strafantrag des Ver⸗ 
legten bedingt. 
St83. 8 247 [n. 8]. Bol. RrOXr. 15. ©. 233, Bie.: 3. (1, 99) v. 
12. Febr. 1875 0. Büttner: „$ 247 Abf. 1 fee ein eigentliches Dienſt⸗ 
boten-Verbältniß, ober eine dem Gefinde-Dienfte gleich zu achtenbe 

Berbinbung voraus”. 

Ertl. (8. 1.) v. 10. Febr. 1875 e. v. Plate (112 1. Cr.). ” 

Der ale „Bewerbsgehülfe* in Dienften bes Kaufmanns K. fiebenbe, 
von biefem ein „Gehalt“ beziehende Ingenieur PL. war mehrerer, zum 
Nachtheile feines Prinzipale verlibter Unterfchlagungen angellagt worden. 
Die Inftanzgerichte erachteten aber bie Strafverfolgung für unfatehaft, 
weil es an bem nad $ 247 bes StGB.'e erforberlihen Strafantrage 
dee Berlekten fehle. 

Vernichtung. Gründe: 


In dem, von beiden Inſtanzen angezogenen, bied ; 


feitigen V. I. v. 17, Aprit 1874. ROTr. 15. ©. 233] ijt 
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bereits ausgeführt, daß und weshalb das Erforberniß eines 
Antrags zur Verfolgung von Diebftählen oder Unter⸗ 
fhlagungen, wie ſolches in ber 4. Kategorie des Abf. 1 des 
8247 tes StGB.'s rüdfichtlich des Lohnverhältniſſes 
bes Angeklagten zum Verletzten qufgeftelit worden, nur auf 
den Geſindedienſt oder ein bemfelben nahekommendes 
Verhältniß bezogen werten kann. Dem angefochtenen Er» 
fenntniffe iſt es nicht gelungen, durch die eingehende Kritik 
jener früberen Gntfcheidung die derſelben unterliegenbe 
Grundauffafſung zu erfehüttern oder fonft die Annahme zu 
rechtfertigen, daß es im vorliegenden Falle eines, zeitig nicht 
gefteliten, Antrags des ꝛc. K. beburft habe. 

Da die hier fragliche Beſtimmung in den Negierungs> 
entwürfen fehlte und erft durch Beſchluß ber Reichstags⸗ 
fommiffion im Gefege Aufnahme fand, ohne daß das Wort 
„Lohn” näher erläutert oder in feiner Bedeutung durch bie 
Materialien ficher geſtellt ift, wird, wie anzuerkennen, ver- 
ihiedenen, auch in abweichenden Ausfprüchen ver höchften 
Dentihen Gerichtshöfe fi) ausprägenden, Anfchauungen 
Kaum gelaffen. Zur Erforfehung des, hiernach nicht unbe⸗ 
denklichen, Sinns jener Norm find daher die entfprechenden 
Grundſätze der juriftifchen Auslegung zur Anwendung zu 
bringen. 

Daß Kgl. OTr. hat num bereit$ früher erwogen, bag 
bei der Interpretation eines für das ganze Reich beftimmten 
StGB.'s die gewählten Ausprüde im allgemeinen in ihrer 
Iprachgebräuchlichen und rechtsüblichen Bedeutung aufzufaffen, 
daß die Satzungen bed StGB.'s als eines ſelbſtſtändigen, 
in ſich abgefchloffenen, Geſetzeswerks in ihrem gegenfeitigen 
inneren Zuſammenhange ohne entfcheidende Rückſicht auf 
frühere verwandte Vorfchriften einzelner Deutſcher Geſetz⸗ 
Bücher, mit Einſchluß des Preußiſchen, und der daran 
fd anlehnenden älteren Nechtiprehung zu wiürbigen 
find und daß dabei einer etwa zutreffenden ratio legis 
gebührender Einfluß einzuräumen ift”., Won diefem Stand—⸗ 
punkte aus mußte für Ermittlung des Sinns, ih dem 
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die Worte „in deren Lohn er ſich befindet” (StGV. 
8 147 Abf. 1) gebraucht worden, einmal dev Charakter ber 
vorausgehenden Kategorien erheblich erjcheinen, ba ber bier 
fragliche Paſſus mit dieſen Kategorien, von denen eine beftimmte 
Geftaltung in Abf. 2 wiederum auftritt, ohne jede Abtrennung 
ganz unmittelbar verbunden wird, Außerdem war bie 
Wahl des Ausdrucks „Lohn“ und die nach dem Shitem 
bes StGB.'s nur ausnahmsweise Aufftellung fogenannter 
Antragspelilte zu berückſichtigen. Diefe Momente recht- 
fertigen die, in Prinzip und Anwendung auch von anberen 
höchften Gerichtshöfen Deutfchlands getheilte, Motivirung 
des mehrgedachten Erlenntnifjes v. 17. April 1874 und des 
darauf gejtüsten Nefultats, daß 8 247 1. c. nicht auf Dieb: 
ftähle 2c. eines falarirten Handlungsgebülfen gegen feinen 
Prinzipal zu beziehen fei. Die Öegengründe bes angefochtenen 
Erkenntniſſes können nicht als ftichhaltig anerkannt werben. 

Es ift nämlich zumächft die Annahme unrichtig, daß 
bad Pr. StGB. in Uebereinftimmung mit faft allen früheren 
Deutſchen Strafgefeßbüchern die Hier fragliche Kategorie 
von Perfonen mit gleichlautenden Worten und mit gleicher 
Bedeutung aufgeführt habe. Das Pr. StGB. $ 217 Nr. 4 
betrachtete Diebftähle (nicht Unterfehlagungen) von einer 
für Lohn oder Koft dienenden Perfon gegen ihre Herrichaft 
verübt 2c. als erfchwerte Diebftähle und erweiterte bamit, 
über 8 1137 11, 20 ALH. Hinausgehend, in Anlehnung an 
code p6nal art. 386 Nr. 3 ven Begriff des fogenannten 
Hauspiebftahle. Auf diefer Bafis hatte das Kgl. OTr., 
obſchon über Grund der Erfchwerung in der Jurisprudenz 
verſchiedene Anfichten vertreten wurden, ſich dafür ausge- 
fprochen, daß der cit. $ 217 Nr. 4 nicht auf einen eigent- 
lihen Gefindedienft zu befchränten fei, vielmehr 3. B. 
auch auf Handlungsgehülfen Anwendung leide. Einmal 
aber ift hiernach der Wortlaut des cit. 8217 Nr. 4, könnte 
berfelbe überhaupt dem Obigen zufolge bier erheblich fein, 
feinegwegs mit dem R.StGB. 8 247 Abf. 1 überein- 
ftimnlend, Sodann beftand ebenfowenig Einklang an⸗ 
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derer Dentjcher Geſetzgebungen Hinfichtlich des fogenannten 
Hankdiebftahls unter fih oder mit dem Pr. SIEB. Wäh—⸗ 
venb das vömifche Recht eine accusatio publica in ber 
bier etwa zutreffenden Form des furtum domesticum nur 
bei bem furtum bed mercenarius gegen benjenigen cui 
operas suas locaverat (L. 1 $ 1 D. de furt. 48. 19) 
ansſchloß, fehlte den Beitimmungen ber verjchievenen Deut⸗ 
den Strafgefegbüücher über den fogenannten Hausbiebftaht, 
welcher nur vereinzelt als Antragsvergehen behandelt wurde, 
meiit als ausgezeichneter Diebftahl erfchien, jedes gemeinfame 
Prinzip, fo daß fie ſchon deshalb für Auslegung des R.- 
StGB.'s nicht verwendbar find. Weberbies ijt die gleiche 
ratio des Pr. und R.⸗StGB.'s nicht anzuerkennen, weil 
die Auffafjung bes erfteren, welches den fogenannten Haus⸗ 
diebſtahl als erfchwerten Diebjtahl betrachtet, von der An⸗ 
idaunngsweife des R.⸗StGB.'s, welches benfelben zum 
Theil den Antragsvergeben nnterftellt, verſchieden ift. 

Sobann bat ber Unterſchied zwifchen Lohn“ und 
„Gehalt“ keineswegs, wie das angefochtene Erfenntniß glaubt, 
mehr nur eine „fociale” Bedeutung, drückt vielmehr nad) 
modernem Sprachgebrauch im Leben und Gefeß einen rechtlich 
abweichenden Charakter ber für Dienjtleiftungen gewährten 
Bergütung aus. Gerade das D. HGB., auf welches das 
Berufungsgericht hinweift, geht von dieſem Gedanken aus, 
wenn darin gegenüber ven Anorbnungen von dem Gehalte 
der Hanblungsgehülfen (Artt. 57. 60. 63) bemerft wirb 
(Art. 65), daß es „hinſichtlich der Perfonen, welche bei 
bem Betriebe bes Handelögewerbes Geſindedienſte ver- 
rüsten, bei den für das Gefindedienftverhältniß gel- 
tenden Beitimmungen fein Bewenden hat", 

Daß einzelne, eine fpezielle Materie zum Gegenftand 
nehmende , Gefege mit dem Ansorude „Lohn“ einen wei- 
teren, aus ihnen felbft erfennbaren, Sinn verbinden 
koͤnnen, ift für die Interpretation des R⸗StGB.'s 8 247 
völlig gleichgültig, Die Argumentation des angefochtenen 
Erfenninifies endlich, daß bei ber Gunſt, welche der Reichs⸗ 
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tag fonft den fogenannten Antragsdelikten geſchenkt, als 
Tendenz die Erweiterung des $ 247 auch auf „Handlungs 
gehülfen und ähnliches Dienftperfonal höherer Ordnung‘ 
anzufehen fei, feheitert an ver auch vom Weichetage feftge: 
haltenen Ausnahmenatur derartiger Vergeben und an 
mangelnden pofitiven Anhaltspunften für eine über das 
gewöhnliche Verſtändniß des Wortes „Lohn“ mit Verleug: 
nung jeden Zufammenhangs zu ben übrigen Kategorien in 


Abf. 1 des 8 247 binausreichende Beftimmung. 
Autr. d. GSA.: gleichl. 169.—6.] 


Tabadsftener. - Angabe der Grundfläche. - Ierthum. 


Die Strafbarfeit Desjenigen, welder die Größe 
einer mit Zabad bepflanzten fteuerpflichtigen Grund— 
flähe der Steuerbehörde unrichtig angiebt, wird 
durch einen entfchulobaren Irrthum nicht befeitigt. 
B.Tab.-Steuer-Sef. v. 26. Mai 1868 88 1. 3. 10 Nr. 2. (XGBl. 

® &. 319). 

Ertl. (8.1) v. 10. Febr. 1875 e. Scharf (78 I. Cr.). 

Sch. war von ber Anlage bie Größe einer von ihm mit Tabad 
bepflanzten ſtenerpflichtigen Grundfläche ber Steuerbehörde unrichtig 
angegeben zu baben, beshalb freigefprochen worben, weil jene unrichtige 
Angabe ihren Grund lediglich in einem, durch Sch. nicht verſchuldeten 
Rechenjehler des von ihm beauftragten Landſcheiders gehabt babe. 

Bernidtung. Gründe: 

Der 8 3 bes gedachten Geſetzes verlangt von dem In⸗ 
haber einer mit Tabad bepflanzten fteuerpflichtigen Grund: 
fläche „die genaue und mahrhafte" Angabe der einzelnen 
Grundftücle nach Lage und Größe im Landesmaaße. Sowie 
hiernach der Geſetzgeber durch die fpezielle Hervorhebung 
ber Befchaffenheit der Angabe als einer genauen und wahren 
zu erfennen gegeben, daß er nicht auf die ſubjeltive Auf» 
faffung des Inhabers, fondern auf vie objektive Nichtigkeit 
des Inhalts feiner Erklärung das entjcheivende Gewicht 
lege, fo Bat er es auch unterlaffen, beftimmte Mittel und 
Wege vorzufchreiben, deren fich ber Angabepflichtige zu be= 
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dienen habe, um fich bie bezweckte Gewißheit zu verfchaffen. 
Beſizt Hiernach berfelbe in jener Richtung völlig freie Hand, 
jo muß ihm auch die volle Verantwortlichkeit für die Zu— 
rläffigfeit feiner Erkenntnißquellen zufallen und er vermag ' 
fih nit darauf zu berufen, daß er, fo fehr er Urfache 
batte darauf zu vertrauen, dennoch von benfelben getäufcht 
worben ſei. Der Unterfchied zwifchen der Entſchuldbarkeit 
und Unentſchuldbarkeit Des Irrthums, worauf eine unrich- 
tige Deklaration beruht, ift hiernach ſchon an fich unbe- 
rechtigt. Es Tann nur darauf anlommen, ob die Angabe, 
wie fie vorliegt, von dem Angabepflichtigen gewollt war 
und nicht das größere ober geringere Maaß von Fleiß in 
Ausübung der Erfundigungspflicht und von Sorgfalt jener 
ausübenden Organe, fondern nur ein unabwendbarer Zufall, 
welcher feine Angabe als eine eigene von ihm gewollte 
überhanpt nicht erfcheinen ließe, vermöchte auf die ftrafrecht- 
liche Zurechnung derſelben einen Einfluß zu üben. Es be: 
findet ſich diefe Annahme im Einklang nicht blos mit der 
ganz analogen Beurtheilung des Dolus bei anderen Straf- 
vorfriften auf tem Gebiete ver Zoll» und Steuergefeg- 
gebung, namentlich auch mit dec faſt vollitändig forrefpon- 
tırenden Pr, AKO. v. 29. März 1828 in Verbindung mit 
derjenigen vom 30. Juli 1842, die Steuer von Inlänbifchem 
Zabad betreffend, fondern auch mit 8 10 Nr. 2 des vor- 
liegenden Geſetzes felbft, indem eines Theils der Gefeßgeber 
dort die Möglichkeit eines Irrthums bei der Angabe bereits 
vorgefehen, aber nur bis zu einem gewilfen Bunte frei⸗ 
gegeben und dabei nach den Grade der Entfchulpbarkeit im 
Vebrigen keine Unterfcheivung getroffen, zum andern Theil 
aber die unter Umftänden vorhandene Schwierigkeit in der 
Ermittlung des objektiv richtigen Flächengehalts dadurch ge- 
würdigt bat, dag er nicht die volle in Nr. 1 bafelbit ein- 
tretenbe Stenerftrafe, fondern nur eine geringere Ordnungs⸗ 
firafe in diefem Falle erfannt wiffen will. 

Antr. d. ISA: entgegen. (68.—6.] 
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Mündlichkeit. - Verlegung. 

Nichtigkeit tritt ein, wenn der Ynflanzrichter bei 
Würdigung des Beweifes auf ein bei den Alten be— 
findlihes, nicht zum Gegenflande der mündlichen 
Verhandlung gemachtes Schriftftüd z. 3. ein ärzt⸗ 
liches Atteft Bezug nimmt, 

Bon. v. 3. Jan, 1849 $ 14 [n. 43); Bgl. RdOTr. 4. ©. 291; 
9. S. 165. 
Erk. (8. 11.) v. 11. Febr. 1875 e. Schaumburg (98 IL Cr.). 

Das AG. hatte die Beſchwerde des Angellagten: ber erfie Nichter 
habe bei Würdigung des Beweiſes ein in der Sigung nicht verleſenes 
ärztliches Atteſt berüdfihtigt, aus dem Grunde für verfehlt erachtet, 
weil bie Bezugnahme: anf jenes Atteſt nur ben Zwed gehabt habe, 
etwaigen Zweifeln gegen bie innere Glaubwürdigleit ber Zengen⸗Aue⸗ 
ſagen zu begegnen. — Vernichtung, weil 

„zuben Momenten, welche ben Inſtanzrichter bei ber Schöpfung 
feiner Weberzeugung beflimmen lönnen, auch die Glaub⸗ 
wilrdigfeit, insbefondere auch bie innere Glaubwürdigket ber 
vernommenen Zeugen gehöre; inbem ber App.-Richter an» 
nehme: das fr. Atteft fei geeignet geweſen Zweifel gegen jene 
Glaubwürdigkeit zu befeitigen, erleune es an, baß baflelbe 
Einfluß auf die richterliche Ueberzeugung gehabt habe”. 
Antr. d. GStA.: gleichl. 137.—3.} 


Diebftahl. - Kohn: - Dienft-Berbältniß. 
Erf. (3.1) v. 12. Febr. 1875. o. Bittner (99 1. Cr.). 


Der Inhalt diefes Erfenntniffes ift oben im Eingange des 8. I 
v. 10. Febr. 1875 c Plate (S. 116) angeführt [u StGB. $ 247 n. 8]. 
[40.—8.] 


Unzuständigkeits-Urtheil. - Militärgerichtsstand. - 
Rechtsmittel. 

Das Urtheil durch welches sich ein Gericht 
unzuständig erklärt hat, weil für die betr. That 
nur ein die ordentlichen Gerichte ausschliessendes 
(z. B. ein Militär-) Gericht zuständig sei, kann 
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durch Berufung und nicht blos durch Nichtigk.- 
Beschwerde angefochten werden. 
StPO. 8 47. 48. 419. Bol. RpOXr. 11. ©. 1%. 451; 15. ©. 228. 

Beiht. (1.) v. 12. Febr. 1875 8. e. Tr. (26B. I. Cr.). 

Anf die von 2. gegen den Hamburgſchen Hanptmann 3. D. Fr. 
wegen Beleibigung erhobene Privatllage hatte fi) das befaßte PG. 
din Urtheil v. 29. März 1873 unzuſtändig erllärt, weil bie Sache 
wicht der Zuſtändigleit der ordentlichen, fondern nur der bes Militär- 
Gerichts unterliege. Die gegen dieſes Urtheil zeit- und formgerecht 
ergriffene Berufung hatte das Bernfungs⸗Gericht (bie Strafkammer) 
durch Beſchluß als „unflatthaft” zurückgewieſen, weil jenes Urtheil 
nicht durch Berufung ſondern nur durch die — nicht eingelegte — 
RB. angefochten werben könne — (StPO. 5 48.) — Das OTr. hat 
dieſen Beſchluß vernichtet und ber Strafkammer aufgegeben, über 
die Berufung anderweit zu befinden, indem es erwog: 

daß der ſechſte Titel (88 47 -49) der StPO., wie 
deſſen Inhalt und Ueberſchrift; „Von der Regelung der 
fahlihen Zuſtändigkeit der Polizeigerichte, Straflammern 
und Schwurgerichtshöfe“ ergiebt, nur bie fachliche Zuſtän⸗ 
bigfeit biefer Gerichte unter einander hat regeln wollen, 
alfo unterſtellt, daß wenigſtens eines berfelben die fachliche 
Zuſtändigkeit befite, aber Hinfichtlich feiner die Verweiſung 
an ein anderes Gericht geftattenden Beitimmungen nicht 
Plot greift, wenn biefes Gericht ein fpezielles die Zuftän- 
digleit der ordentlichen Gerichte ausfchließendes ift, wie 
ſolches bei den vor bie Militärgerichte gehörigen Sachen 
der Fall fein würde; vgl, Entw. e StPO. f. Preußen v. 
1865 ©. 39; 

daß Urtheile erjter Inſtanz, wodurch ein orbentliches 
Gericht feine Unzuftändigfeit ausfpricht, weil die Sache 
überhaupt nicht vor die ordentlichen Gerichte gehöre, in 
Ermangelung der befonderen Eigenfchaften und Wirkungen, 
weile den Snlompetenzurtbeilen aus 8 47 beimohnen, in 
Beziehung auf die Nechtsmittel der allgemeinen Regel des 
8 364 der StPO. unterliegen, mithin die Berufung dagegen 
snläffig erfcheint, welche Privatkläger gegen das Urtheil 
vom 29, März 1873 rechtzeitig eingelegt hat. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [68.—6.1 
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Zeugenzwang. - Erlfommunilation, 

Die Ablegung eines gerichtsfeitig geforderten 
Zeugniffes kann nicht aus dem Grunde abgelehnt 
werden, daß fi) dadurch der zu Vernehmende ver 
großen Exkommunikation ausfegen würde. 

Bon. v. 3. Ian. 1849 8 20 [n. 6). Bgl. oben &. 63. | 
Beil. (1.) v. 12. Febr. 1875 e. den Geiftlihen 8. (29B.I. Cr... 

Der Geiftlihe hatte die Vernehmlaſſung ale Zeuge Über eine 
beftimmte Thatſache deshalb abgelehnt, weil er ſich durch die Ablegung 
des betr. Zeugniffes der großen Exkommunikation ausfegen würbe. 
Seine Beſchwerde gegen bie biefen Einwand als nicht burdhgreifend 
verwerfenden inflanzgeridhtlihen Verfügungen bat das OTr. zuräd- 
gewiefen. Grüude: | 

In der Nichtberüdfichtigung jenes Umſtandes liegt eine 
GSefegeöverlegnng nicht; denn die große Erfommunifation 
gehört zu den firchlihen Straf und Zuchtmitteln welche 
nach $ 2 des Geſ.'s v. 13. Mai 1873 über ein Mitgliev 
einer Kirche nicht verhängt werben bürfen, weil baffelbe 
eine Handlung vorgenommen hat, zu welder die Staate- 
gefege verpflichten. Nach diefer Beftimmung darf die große 
Exkommunikation über Sie nicht aus bem Grunde verhängt 
werben, weil Sie ber gejetlichen Pflicht zum Zeugniffe 
genügen unb bei der rechtlichen Beurtheilung Ihrer Be⸗ 
ſchwerde Tann nicht von der Annahme ausgegangen werben, 
daß im Widerfpruche mit diefer Haven gefeglichen Beftim- 
mung, deren Verlegung im 8 5 a. a. DO. mit Strafe bedroht 
ft, wegen Erfüllung Ihrer ftantsbürgerlichen Pflicht ein 
firchliches Strafmittel gegen Sie zur Auwendung gebracht 
werben Tönnte, 

Antr. d. GSA.: gleichl. 140.—8.] 


Rechtsanwalt. - Beleidigung. - Bertheidigung. - 
Disziplin. 
Ein Rechtsanwalt, welcher bei der Vertheidigung 
ber Rechte eines Klienten ohne beleidigende Abfidyt 
eine — ebendeshalb als folche nicht zu beſtrafende 
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— Beleidigung begeht, fällt der Disziplin anheim, 
wenn er dabei die Grenzen der Wahrnehmung jener 
Gerechtſame überfchreitet. 

E83. 5 193 [n. 7]. Bol. RoOTr. 7. ©. 188. 537. 


er, (1. Eiv.-Sen.) v. 15. Febr. 1875 e. Rechtsauw. W. (102 D. D. 
[—8.] 


Zasländigkeit. - Zusammenhang. - Vereinigung. 


Eine bei einem Gerichte der neuen Provinzen 
anhängige Strafsache kann auf Grund ihres Zu- 
sammenhangs mit einer andern bei einem Rhei- 
nischen Gerichte anhängigen zum Zwecke ihrer 
Vereinigung durch Ober-Tribunalsbeschluss an 
das letztere Gericht verwiesen worden. 

StPO. 8 55. 42. 

Belt. (U.) v. 16. Febr. 1875 c. 8. (37B. II. Cr.). 

8. hatte fi im Fahre 1868 der gegen Ihn beim KG. zu Kiel 
wegen Diebfahls im zweiten Rückfalle eingeleiteten Unterſuchung 
dureh bie Fiucht entzogen; ein Urtheil war deshalb in der Sache nicht 
gungen. Im Jahre 1874 ward fein Aufenthalt im LG.Bezirk 
Elberfeld ermittelt, als er dort ebenjals wegen mehrer Diebſtähle zur 
Untetjuchung gezogen wurde. Demzufolge hat das OTr. (IT. Abth. 
det Senats für Strafſachen) „die weitere Verhandlung fiber die gegen 
z in Kiel erhobene Beſchuldigung an das LG. Elberfeld verwieſen“, 

6 

„zur Erleichterung bes Verfahrens erforderlich erfcheine, bie 
weitere Verhandlung und Entſcheidung bez. biefes Diebflahle 
in Gemäßheit der $$ 55 und 42 der Str.-Br.- Orden. [vom 
25. Inni 1867) am bie Gerichte zu E. zu verwieſen, in deren 
Spreugel der Beſchuldigte ergriffen worden iſt“. 

Antr. d. GStA.: gleicht. (32.—9.] 


Gewerbe, im Umberziehen; - ftehendes. 

Die Ueberſchreitung derjenigen Befugniffe, welche 
em zum Geierbebetriebe im Umherziehen Legi- 
fmirten, Durch den Gewerbe⸗ [Legitimations-] Schein 
ädfihtlich der Art und des Umfangs des Betriebe 


— 


verliehen ſind, macht dieſen noch nicht zu einem 
ſtehenden, auf welchen die betr. Vorſchriften des Ge⸗ 
werbe⸗Steuer⸗Geſetzes Anwendung finden müßten; — 
es kommt vielmehr weſentlich auf die Abſicht an, 
ſtatt des umherziehenden künftig ein ſtehendes Ge⸗ 
werbe zu begründen. 

B.⸗Gew.⸗Ordu. v. 21. Juni 1869 8 14. 148. — Hauf.-Regul. vom 
28. April 1824 88 22. 26. 27. 28. 80; Gew. Steuer⸗Geſ. vom 
80. Mat 1820 $ 2. 19a. 39a. 

Eri. (8.1.) v. 17. Febr. 1875 6. Frendenthal (118 I. Or.) 

5. aus B., im Beſitze eines Gewerbefheins zum Handel mit 
wollenen unb ſeidenen Waaren im Umherziehen, batte in ber Stabt 
H. ein Berlanfslolal gemiethet und in demſelben 14 Tage lang Waaren 
ber gedachten Art feilgehalten. Ans der 14tägigen Dauer biefer Ge⸗ 
werbsthätigkeit folgerte das Gericht erfier Inſtanz, daß dieſelbe fich alt 
„ſtehendes Gewerbe“ darſtelle, und irafte wegen ©ewerbefleuer-Hinter- 
ziehung, weil F. dieſes Gewerbe weber angemeldet noch vwerfteuert 
babe*). Die Straflammer als Beruinngs- Gericht beftätigte dieſet 
Urtheil, indem fie erwog: ba bie Dauer des Aufenthalts eines fein 
Gewerbe im Umherziehen Betreibenden an einem einzelnen Orte burd 
die B.-Gem.-Ordn. einer Zeitbefhränfung nicht unterworfen ſei, fo 
müſſe in jebem Cinzelfalle geprüft werben, ob eine Weberfchreitung 
ber Haufirbefugniß vorliege; bier habe aber bag PG. in unbedenflicher 
Weiſe feftgeftellt, daß ein ſtehender Gewerbebetrieb flatt gefunden habe. 
— Bernichtung und Zurückverweiſung ber Sache in bie zweite 
Juſtanz. Gründe: 

Das Berufungsgericht geht unverlennbar von der An- 
nahme aus, daß eine Weberfohreitung derjenigen Befugnifle, 
welche der Gewerbefchein dem dadurch zum Haufiren Legi- 
timirten in Beziehung auf Die Art und ben Umfang feines 
Gewerbebetriebe verleihe, dieſen Gewerbebetrieb infoweit 
zu einem ftehenden mache und den von der Bundes-Gewerbe- 
Ordnung unberührt gebliebenen Vorſchriften ver Gewerbe. 
ftener-Gefeßgebung unterwerfe, alfo aus 8 39 des Gef.’ v. 
30. Mai 1820 ftrafbar erfcheinen lafje, wenn die Anmelbung 

*) Die beſchränkenden Borjchriften bes 3 22 des Pr. Hauf.-Megul. 
v. 28. April 1824 find durch 8 1 der BGew.Ordn. aufer Kraft 


efegt: 5 144 findet hier Leine Anwendung; fo eine Verjgg. des Kal. 
egierung zu Breslau v. 4. Full 1871. 


[17. gebr. 1876.) 196. 





197 [17. Sebr. 1875.) 


zur Steuer für ein ſtehendes Gewerbe unterblieben. SDiefe 
NRechtsanficht erjcheint irrig. Ausfchreitungen, welche ber 
zum Gewerbebetrieb im Umherziehen Berechtigte fich dabei 
za Schulden kommen läßt, behandelt das Geſetz nirgents 
als Berftoß gegen. die Vorſchriften über den Betrieb eines 
fiebenden Gewerbes. Das Regulativ v. 28. April 1824 
läßt in den SS 26. 27 und 28 für einzelne berfelben nur 
die Strafen für den unbefugten Haufirbetrieb zu, für an- 
dere aber und hierzu würde auch die Uebertretung ber im 
8 22 getroffenen Beftimmung über die Dauer des Aufenthalte 
bes Haufirerd an einem einzelnen Ort, welche Angeflagter 
im Auge bat und, was bermalen bahingeftellt bleiben Tann, 
ats durch die Bundes-Gewerbe-Orbnung bejeitigt barftelit, 
gehören, foll nur die im 8 30 daſelbſt angebrohte Gelbftrafe 
von 10 Sgr. bis 10 Thlr. eintreten. Um zu der Annahme 
eines ſtehenden fteuerpflichtigen Gewerbebetrieb und einer 
Beitrafung deſſelben wegen unterlaffener Anmeldung (Gef. 
v. 30. Mai 1820 $ 19a. und 39b.) zu gelangen, beburfte 
es vielmehr einer Prüfung der Abficht des Angeklagten in 
Beziehung auf die Art feines Gewerbebetriebe, welche eben- 
ſowohl dahin gehen Tonnte, bei feiner Verkaufsthätigkeit fich 
innerhalb derjenigen Schranken zu bewegen, welche die er- 
teilte Konzeffion zum Hanfirbetrieb ihm gezogen, ale dahin, 
ans dem Rahmen biefer Betriebsweife herauszutreten und 
an Stelle oder unter Umftänden felbft neben berfelben eine 
dauernde gewerbliche Nieberlaffung im Gegenſatze zu ben 
aus den 58 1 bis 6 des Regul. v. 28. April 1824 fi 
ergebenden Merkmalen des Umherziehens zu begründen. 
Nah dieſer Seite hin aber ift der in erfter Inſtanz obne 
Wirerfpruch des VBerufungsrichters allein als entfcheidend 
angenommene Umftand, daß Angeflagter während 14 Tage 
wollene und feidene Waaren in der Stadt H. zum Verkaufe 
feit gehalten, nicht erwogen und die vom zweiten Richter 
als unbedenklich beibehaltene Weftftellung deshalb das Er- 
gebniß eines Rechtsirrthums, welcher zur Vernichtung des 
angefochtenen Erkennutniffes führen muß. 

Antr. d. GEHR.: gleichl. [68.—6.] 
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Etrafantrag. - Intheilbarleit. - Getrennte Handlung. 


Der Grundfag der Untheilbarkeit des Straf⸗ 
antrags findet nur bei der Betheiligung Mehrerer 
bei einer und derfelben Mipthat Anwendung, bleibt 
fonah da ausgefchloffen, wo Mehrere, jeder durch 
eine felbfifländige Handlung, fi gleichartiger Miß- 
thaten fhuldig machen. 

St88. 8 63 [n. 1]. 64 
Erf. (3.1.) v. 17. Kebr. 1875 0. Öntzeit (972 I. Cr. v. 1874). 

Gegen ©. und Sch. war bie Unterfuhung wegen „vorfätslicher 
Mißhandlung des B.“ eröffnet worden, ba aber ber Beſchädigte im 
Sigungstermine erfler Inſtanz feinen Strafantrag gegen Sch. zurüd- 
nahm, fo flellte da8 RG. gegen diefen das Berjahren ein. Dagegen 
erging gegen G. in beiden Inſtanzen eine Berurtheilung aus 8 223 
StrGSB.'s. Die Nichtanwendung bes $ 64 Abſ. 2 des StGB.'e recht⸗ 
„fertigte das AG. durch die Erwägung: daß „bie von ©. und Sch. 
gegen B. gerichtete Thätlichkeit Leine gemeinfchaftlihe geweſen fei und 
ber Eine an den Handlungen bes Audern fich nicht betheiligt Habe: 
die That des Sch. fei bereits beendet geweien, als bie des ©. begann. 
NB. — Zurüdweifung. Gründe: 

Daß die Gemeinfchaft eine nothwendige Vorausfeguug 
des cit. 8 64 ift, ergiebt ver zweite Abſatz befjelben deutlich, 
indem e8 dort ausdrücklich unter Bezugnahme auf 8 63 heißt: 

„Die rechtzeitige Zurlidnahme bes Antrags gegem einen 
dee vorbezeihneten Perſonen bat die Einftellung bes 
Verfahrens auch gegen bie andern zur Folge“. 
Es kommt daher nicht darauf an, ob der Mit-Angeflagte 
Sch. früher oder fpäter al8 der Angeflagte ©. den Dam- 
nififaten ebenfall® mißhandelt haben follte, weil ihre beider- 
feitigen Handlungen feine gemeinfchaftlichen gewefen find. 
Antr. d. GSſta.: gleichi. [20.-6.] 


Konkurrenz. - Schriftftüd. - Mehrheit der Handlungen. 
Enthält ein — [dur eine einmalige Handlung 


mitgetheiltes oder veröffentlichtes] — Schriftſtück, 
B. ein überfendeter Brief, an verfchiedenen Stellen 
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beleivigende Aeußerungen, fo liegt nur ein einziger 

Straffall und nicht ein Fall der Real⸗Konkurrenz vor. 

E88. $ 73. 74 [n. 14]. — Contra: OHG. Münden 13. Juni 1874 

(Stengl. Zeitfchr. 4. ©. 138, für dem Fall, wo die Beleidigung ver- 
ſchiedene Perfonen trifit. 

€. 3.1) 9. 17. Febr. 1875 Heräus e. Manns (140 I. Cr.) 

Die RB. des Privat-Berflagten M. rügte es als eine Berletzung 
ns 8377 der R. StPO., daß der Bernfungs-Ridter — ohne neue 
Bemeisanfnahıne — die dem Privatfläger zugefügte Beleidigung neben 
ben nom erfien Richter angenommenen Ausdrücken noch in weiteren 
Aenßerungen (des dem Kläger überſendeten Briefe) gefunden habe. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Dur den 8 377 der StPO. war der Richter aller- 
dinge gehindert ohne Wieverholung ber Beweisaufnahme 
eine Aenderung in der Schlußfeftftellung, alfo dem Ausfpruch 
des erften Richters, daß in ber That eine Beleidigung bes 
Privatflägers Iiege, vorzunehmen. Dagegen war er nad 
z4 daſelbſt berechtigt, die den Gegenftand der Anſchuldigung 
bitbende That, d. h. den vom Befchuldigten an den Privat- 
föger gefhriebenen Brief nach allen Richtungen zu unter- 
fühen und wenn er, außer den vom erften Nichter an- 
genommenen , noch andere Aeußerungen als beleibigend 
erlaunte, daraufhin die erfte Feftitellung der Beleidigung 
als dadurch unterftützt, umſomehr aufrecht zu erhalten. 

Antr, d. GStA.: gleichl. 68.- 6.) 


I. Fesistellang, bindende. - Berufangsrichter. 
2. Anklage-, (Klage-) Schrift. - Mittheilung. - Anlagen. 


1. Die den Berufungsrichter (relativ) bindende 
„ihatsächliche Feststelluüng* des ersten Richters 
ist auf den Inbegriff der rechtlichen Thatbestands- 
merkmale zu beschränken. 

&PO. 5 377-879. 353. Bol. RrOLr. 9. ©. 845; 10. ©. 731; 12. 
©. 129; 15. ©. 179. 
2. Dem nicht verhafieten Angeniapien (Be- 
Aeqhtſpr. d. 8. O +-Ir. ac. XV. 
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schuldigten) ist die Anklage- (Klage-) Schrift mit 
allen Anlagen derselben rechtzeitig zuzustellen. 
StPO. 8 218. 219. 445. 500. 
Ert. (3.8.1) v. 17. Febr. 1875 Heräne e. Ofius (160 I. Cr.). 

Der Beichulbigte hatte in erfier Inftanz eine Bertagung ber Sache 
beantragt, weil ihm — ber Vorſchrift bes $ 219 der StPO. zuwider 
— mehrere Anlagen ber Klageſchrift erſt nachträglich, fieben Tage vor 
dem zur Hauptverhandlung augefeten Termine, zugeftelt worben feien. 
Das PS. hatte aber diefen Antrag abgelehnt, und das Berufunge- 
gericht die dieſerhalb erhobene Beichwerbe verworfen, weil bie 88 218 
und 219 1. c. nur in Betrefj ber Anklage (Klage) Schrift, nicht 
auch ber Anlagen, bie Zuftellung unter Belaſſung einer achttägigen 
Frift vorſchreibe. Die NB. fand hierin eine Verlegung der citt. Ge⸗ 
fegeäftelle und rügte außerdem unzuläffige Abweihung von ber that- 
fächlichen Fenflelung. Diefen letztern [1.] Angriff hat das OTr. für 
verfehlt erachtet, mit Rückſicht auf den erfleren (2.] aber die Bernid- 
tung ausgelproden. Gründe: 

[1.] Unter ver „thatfächlichen Feftftellung” im Sinne ber 
88 877—379 der StPO. find nad 8 353 Abf. 1 und 2 
in Verbindung mit 8 76 daſelbſt nicht die Einzelheiten ber 
That in ihrem gefammten Verlauf, der Sachverhalt in allen 
feinen Beziehungen worauf die Anfchuldigung beruht, fon- 
dern nur diejenigen rechtlichen Merkmale der That, deren 
Gefammtheit die Anwendung des betreffenden Strafgefetet 
begründet, nebft den unterjcheidenden die Identität der That 
fihernden Nebenumftinden und bie in $ 353 erwähnten 
die Strafbarfeit in concreto beeinfluffenden Umftände zu 
verftehen. Wo alfo, wie Hier, die Klage eine Handlung als 
ein Vergehen aus 8 185 StGB.'s verfolgt, ift Gegenftand 
ber Seftitellung, neben ben etwa befonders in Anregung 
gefommenen fogenannten felbjlverftänblicden Merkmalen, nur 
die das Delikt aus 8 185 erjchöpfende Frage, ob eine Be 
feidigung vorliege und bie zur Anklage verftelte Handlung 
ift nicht Gegenftand der Feſtſtellung, fonbern fie iſt bie 
Unterlage, die Thatfache im Sinne des Abf. 3 des $ 353, 
woraus das Gericht das Vorhandenſein ber Beleidigung 
folgest. Der Berufungsrichter ift deshalb nach 8 377 
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überall in ber Lage, fo lange er fi) in ben Grenzen bewegt, 
welche ihm 8 4 der StPO. in Beziehung auf die Fhentität 
ber von ber Anklage betroffenen Handlung zieht, auf Grund 
ber Materialien des Vorverfahrens den Vorgang anders zu 
Ionfteuiren als biefed von dem erften Richter gefchehen, fo- 
bald er daraus Leine anderen Deliktsmerkmale als bie in 
ber erſten Feſtſtellung enthaltenen berleitet. 

[2.] Nach 88 218 und 219 der StPO. foll dem nicht 
verbafteten Angellagten zugleich mit der Vorladung zur 
Hauptverhanblung die Anklagefchrift zugeftellt werden und 
jwar berärt, daß zwijchen biefer Zuftellung und ber Ver⸗ 
handlung mindeſtens acht Tage in ber Mitte liegen. Er- 
jheint die Wahrung diefer Friſt, welche die Möglichkeit 
einer gründlichen Vorbereitung zur Bertheidigung in ter 
Sauptverhandlung gewähren foll, infofern allerdings nicht 
weientlich als der Angeflagte darauf verzichten Tann und 
Mt namentlich ein Verzicht jchon dann anzunehmen, wenn 
Angeiogter nicht bei feiner erften Verantwortung auf bie 
Anklage die Bertagung der Sigung beantragt, fo muß doch 
nach dem Zwecke jener Borfchrift einem derartigen Antrage, 
wenn er geſtellt ift, ſtets willfahrt und Tann berfelbe, wie 
diefes in erfter Inſtanz gefchehen, nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil das Gericht ungenchtet der verfpäteten Mit- 
theilung den Angeklagten für hinreichend informirt erachtet. 
Ob Beranlafjung vorliege, von dem Rechte der Vertagung 
Gebrauch zu machen, unterliegt dem ausschließlichen Ermeffen 
des Angeklagten und nicht des Richters. Aber auch bie 
don dem zweiten Richter getroffene Unterfcheidung zwifchen 
Ankfogefchrift und Anlagen derfelben, fowie zwifchen dem 
weientlihen und nicht wefentlichen d. h. zur thatfächlichen 
Begrändung der Anklagefchrift nicht gehörigen Inhalt der 
Letzteren entfpricht dem Geſetze nicht. Nach 8 76 ver StPO. 
ſoll die Anklageſchrift das Sachverhältniß darſtellen, auf 
welchem die Anſchuldigung bernht und die ſtrafbare Hand⸗ 
lung bezeichnen, worauf dieſe gerichtet iſt. Was von dieſen 
Geſichtspunkten ans in die Schrift aufzunehmen, wie das⸗ 
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felbe äußerlich burch Vereinigung in berfelben Schrift ober 
durch Trennung. in die Hauptfhrift und bie Anlagen ber- 
felben anzuordnen, ift zunächft Sache des StA.'s und fofern 
im Webrigen das zur Begründung der Strafklage Aus: 
reichende darin enthalten und nach 8 80 dafelbft feine Ver- 
anlaffung fir das Gericht gegeben ift, bie Auläffigfeit der 
Verfolgung zu beanftanden, darf das nach Anficht bes Ge» 
richts Weberflüffige feinen Grund abgeben, dieſes dem An⸗ 
geflagten vorzuenthalten und ihm die Vertheidigung dagegen 
für den Fall, daß bavon In der Hauptverhandblung Gebrauch 
gemacht werben follte, zu erjchweren oder unmöglich zu 
machen. Daß die erwähnten Beitimmungen der 88 218 
und 219 auch auf das Verfahren in Privatklagefachen An- 
wendung finden, alſo die Privatklage, welche nach 8 495 
ihrem Inhalt nach den Erforberniffen einer Anklageſchrift 
entiprechen foll, dem Befchuldigten unter Beobachtung ber 
achttägigen Frift ebenfo wie die Anklageſchrift ſelbſt zugeftellt 
werden muß, ergiebt 5 445, welcher die allgemeinen Vor⸗ 
fchriften des Unterfuchungsverfahrens auch bei den befon- 
deren Arten des Verfahrens Plag greifen läßt, fofern nicht 
beftimmte Abweichungen getroffen find. Der erfte Abſatz 
des 8 500: | 
„Wenn bie Einleitung ber Klage erfolgt, fo werben ber 
Kläger und ber Beihuldigte zur mündlichen Verhandlung 
ber Sache vorgelaben — 
enthält aber eine derartige beftimmte Abweichung nicht; er 
fpricht weber aus, daß die 88 218 und 219 auf Privat- 
lagen nicht anwendbar find, noch läßt fi ein innerer 
Grund erfennen, weshalb bei Letzteren dem Beschuldigten 
in geringerem Maaße Gelegenheit feine Vertheidigung vor- 
zubereiten als bei ter öffentlichen Klage gewährt werben 
follte. Begründet hiernach die Zurüdwelfung tes Antrags 
bes Befchuldigten auf Vertagung der Verhandlung .eine 
Nichtachtung der zu Gunften des Angeflagten im Gefeke 
vorgefehbenen Garantien für bie freie und erfchöpfenne Ver⸗ 
theibigung und damit eine Nichtigkeit des Verfahrens erfter 
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Snftanz, jo lag darin für das Berufungsgericht zugleich 
Beranlafjung vor, in biefer materiell nicht erfchöpfenden, 
weil nicht anf ausgiebigem Gehör des Beſchuldigten be- 
ruhenden Verhandlung einen der befonderen Grünbe zu er» 
fennen, welche nach 8 379 Abf. 1 der StPO. es erforberlich 
erfcheinen ließen die Zurückverweiſung der Sache in bie erfte 
Inſtanz zu verfügen. 

Antr. d. GStA.: entgegen. [68.—6.] 


Privaiklage. - Formelle Mängel. - Nicht.-Besehwerde. 


1. Formelle Mängel der [eingeleiteten] Privat- 
klage können nicht im Wege der Nicht.-Be- 
schwerde gerügt werden. 

StPO. $ 403. 445. 498fg. 75. 89. 


2. Wird das Berufungs-Urtheil vernichtet und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung au ein 
Berufungsgericht zurückverwiesen, so wird dieses 
mit der Sache in demselben Umfange befasst, als 
es das frühere Berufungsgericht gewesen war. 
Dasselbe darf daher einen in der Berufungsschrift 
vorgebrachten Einwand (z. B. der Wahrheit) nicht 
deshalb unberücksichtigt lassen, weil er „in dieser 
Instanz“ nicht vorgeschülzt sei. 

StPO. $ 375. 397. 400. 
Ert. (8. 1.) v. 17. Febr. 1875 Boltmar & Gen. e. Tiboth 
® «(179 1. Cr.). 

Ein in biefer Sade am 9. Juli 1874 ergangenes Derufungs- 
Urteil war vom OTr. am 14. Oftbr. ej. (RDOTr. 15. ©. 672) ver- 
richtet und bie Sache au das AO. zu K. zurückverwieſen morben. 
Dieſes erfannte abermals verurtbeilend, fein Erkenntniß if aber vom 
OTr. zum 2. Male vernichtet worben. Gründe: 

[1.] Nachdem durch bieffeltiges Urtheil v. 14. Oftbr. 
1874 die Sache zur anberweiten Verhandlung und Ent- 
fheidung nach näherer Maaßgabe der Motive an das Be: 
ufungsgericht zurüdgewiefen worden, war dieſes Gericht 
gehalten, der Erledigung des Straffalles ber Auflage gemäß 
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fih zu unterziehen und progeffualifch gar nicht mehr er 
mächtigt, die hervorgehobenen formellen Mäugel ber Privat 
Klage, als folche, welche ohnehin als wefentlich veglementarer 
Natur nach Einleitung der Klage (StPO. 8 AB ff. 75. 
89) mit der NB. nicht gerügt werben können (cfr. StPO. 
88 403. 445), zum Gegenftande ver Prüfung zu nehmen. 

[2.] Dagegen muß die Befchwerbe, daß Das ange 
fochtene Erfenntniß die von dem Beichuldigten vorgeſchützte 
fog. exceptio veritatis als gar nicht mehr vorgebracht 
behandelt habe, aus dem Gefichtöpunfte einer ungerecht⸗ 
fertigten Befchräntung ber Vertheibigung als zutreffend an- 
erfannt werben, In ber Berufungsfchrift des Beſchuldigten 
v. 7. April 1874 war ausbrüdlich die Wahrheit ber, in 
ber fraglichen Drudichrift behaupteten Thierquälerei, und 
beziehungsweise beshalbiger ungenügender Zeugenaudfagen 
der Privatlläger, mit Angabe von Beweismitteln geltend 
gemacht-worden. In dem Erfenntniffe der Berufungsfammer 
des Kal. ASS zu K. v. 9. Juni 1874 wurbe die vor 
erwähnte Schupbehauptung der Würdigung unterzogen, 
während das nach Vernichtung dieſes Urtheild weiter er- 
gangene und jetzt angefochtene Erfenntniß v. 15. Dez. 1874 
in biefer Beziehung nur bemerkt, daß „ber Privatverflagte 
in diefer Inſtanz gar nicht einmal bie Einrede ber 
Wahrheit mehr vorgefchligt habe". 

Das Berufungsgericht lehnt hiernach, wie angenommen 
werben muß, eine Bräfung jenes Einwandes des Befchul- 
bigten deshalb ab, weil darauf In den weiteren DBer- 
bandlungen nicht fpeziell abermals zurückgekommen fei. Diefe 
Auffaffung ift aber rechtsirrthümlich, indem das Koͤnigl. 
AS. nah Wegfall des früheren Urtheil$ vom 9. Juni 
1874 verpflichtet war, ſämmtliche in ber als Grunbfage 
für die neue Entſcheidung unberührt gebliebenen Berufungs- 
ſchrift des Beſchuldigten vom 7. April 1874 geftellten De 
weisanträge fachlich abermals in Betracht zu ziehen, ſoweit 
biefelben nicht im Laufe des weiteren Verfahrens in der⸗ 
felben Yuftanz zurüdgenommen worben waren. Sobin 








135 [18. Febr. 1876.| 


hat das Bernfungsgericht mit Verlegung wefentlicher Grund⸗ 
füge des Verfahrens durch Nichtberücdfichtigung ber be- 
zeichneten Anträge des Befchulpigten im Materiellen deſſen 
Bertheibigungsrecht befchränft. 


Antr. d. GStA.: entgegen. [69.—6.] 
Beruehmung. - Entfernung des Angeflagten. - Wieder: 
bolung. 


Hat das Gericht bei Vernehmung eines Ange- 
klagten sc. einen andern Angeklagten einftweilen aus 
dem Sigungs-Saale abtreten laſſen, fo tritt Nichtig- 
keit des Verfahrens ein, wenn das Sigungsprotofoll 
wicht Far und deutlich ergiebt, daß jene Vernehmung 
demnächft in Gegenwart des früher abwefenden An- 
geflagten wiederholt worden fei. 

Der Appellations » Richter hat dieſe Nichtigkeit 
von Amiswegen zu berüdfichtigen. 


Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 28 [n. 9]; Art. 102 [n.2. 3]. Bgl. 
MoOFr. 1. ©. 209; 2. ©. 122. 148; 7. 6.70; 12. ©. 318. 380. 
432; 13. ©. 652. 

Ert. (8.1) v. 18. Febr. 1875 ce. Behreuds (344 II. Cr.). 

In ber Haupiverhandlung erfier Inflanz gegen bie vier Ange 
Hagten: Eheleute Gr., ©. und B. beihloß das KG. auf den Antrag 
des SiA.'e, die Ehefrau Br. vorerfi abgejondert von ben übrigen An- 
gellagten zu vernehmen und ließ deshalb bie Iehteren aus bem Siuunge- 
fasle abtreten. Das Sitzungsprotokoll referirt ſodann näher bie 
Autlaffungen ber Ehefrau Gr. und demnächſt die Ausfagen ber übrigen 
Ungellagten ohne daß erfihtlich wäre, warn jcber berielben in ben 
Gigungsfaal zurüdgernfen, und daß insbejondere nach dem Gintritte 
des Angellagten B. bie Bernehmung der Ehefrau Br. „wiederholt“ worden 
wäre. Demmächſt folgen Berhandlungen über bie Konfrontation ber vier 
Angeklagten unter einander; bei diejer Gelegenheit ſagt da® Prototoll: 

„bie Angeflagten Eheleute Gr. und &. wiederholen ihre 
früheren Ausjagen und erklären inobeſondere bie Ehefrau 
Gr. zu B.: x. —". 
Dieſe Berfahrnungsweife rügte B. im Wege ber gegen das Urtheif 
2. Inſtanz ergrifienen NB. als Verlegung bes Art. 28 des Geſetzes v. 
8 Mai 1852. 
Bernidtung. Gründe: 
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Daß der bei Gelegenheit der Konfrontation erfolgten 
Wiederholung ber früheren Ansfage der Ehefrau Gr. eine 
wiederholte Vernehmung derſelben vorbergegangen 
wäre und baß fie bei diefer Vernehmung in Gegen- 
wart des Imploranten dasjenige wieberholt hätte, was 
fie bei ihrer erften Bernehmung in deſſen Abwefen- 
heit ausgeſagt hatte, Läßt ſich wenigftens mit Sicherheit 
aus dem Protokolle nicht erſehen. Die hierin liegende Ver⸗ 
letzung einer wefentlichen Prozeß-Vorfchrift war vom jetigen 
Imploranten fchon in deſſen App. -NRechtfertigungsichrift 
ausdrücklich gerügt worden und hätte daher vom zeiten 
Richter. um fo mehr zur Erwägung gezogen werben müffen, 
als diefer nach Art. 102 a. a. O. felbit ohne folche Ruge 
von Amtswegen verpflichtet ift, bei einer vom erften 
Nichter begangenen Nichtigkeit das angegriffene Urtheil auf⸗ 
zubeben. Da der App.-Richter dieſes nicht nur nicht ge- 
than, fondern die hierüber geführte Beſchwerde mit Still- 
fihweigen übergangen bat, jo bat er fich felbft einer 
Nichtigkeit ſchuldig gemacht. 

Antr. d. EGStA.: samt. [32.—8.] 


Rheiniſches Berfahren. - Rafi.-Rekurs, - Suceumbenz: 
ftrafe. - Strafunmiündiger. 


Nah Rheiniſchem Verfahren ift der Strafun- 
mündige, welder das ihn megen Verbrechens zu 
einer Vergehensſtrafe verurtheilende Erfenninig durch 
Kaſſations⸗Rekurs angreift, von ber Zahlung der 
Suceumbenzftrafe nicht befreit. 

Rh. StPO. Art. 420; Gel. v. 14. brum. XIV; Gef. v. 4. Mai 1853. 
Bol. RdoOTr. 2. ©. 517; 8. 8.566; 13. ©. 480. 
Ert. (3. 11.) 0.19. Febr. 1875 e. Kour. Schmitz (361 IL. Cr.) 

Der 17T jährige K. Schm. griff das Urtheil der (Kh.) zuchtpolizei- 
lichen Appelllammer, durch welches er wegen Raubes aus ben $5 249. 
250 Nr. 3 und 57 des StGB.'s zu einer fünfjährigen Gefäugnißftrafe 
verurtheilt worden war, buch Kafſations⸗Rekurs an. Diefer warb als 
„unannehmbar” verworfen, weil er die Succumbenzfrafe nicht 
hinterlegt hatte. Das OTr. erwog: 
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daß ber Kaſſ.Kläger zwar unter Andern auch wegen 
Ronbes verfolgt und verurtbeilt worben ift; baß jedoch 
biefe That, da der Kafj.- Kläger zur Zeit ihrer Verübung 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet Hatte, nach 8 57 
des StGB.'s nicht mit einer Strafe bedroht war, welche 
fie nah $ 1 Abf. 1 ibid. als Verbrechen erfcheinen ließ; 

bag fie daher in dem für Vergehen vorgefchriebenen 
Berfahren zu erledigen war und erledigt worden ift, taß - 
demnach eine Verurtbeilung in einer Eriminaljache im 
Sinne des Art. 420 der Straf⸗Proz.Ordn. nicht vorliegt, 
Kaſſations⸗Kläger mithin gehalten war, entweder bie Suc- 
cumbenzftrafe zu Binterlegen, ober das vorfchriftgmäßige 
Armuthsatteft beizubringen; dag, ba weber das eine noch 
das andere gefchehen ift, der eigelegte Kaſſ.⸗Rekurs fich nad 
Art. 419. 420 der StPO. als unannehmbar daritellt. 

Antr. d. GSA.: gleihl. 14.—3.] 


1.2. Rheiniſches Verfahren. - Motivirung. - Thatbeftaud, 
Feſtftellung. 
3. Betrug. - Vermögensvortheil ꝛtc. 

1. Nach Rheiniſchem Verfahren iſt ein Erkenntniß 
zweiter Inſtanz genügend motivirt, wenn in dem— 
ſelben das Kinverfländnig mit den Gründen des 
erftien Richters erkennbar gemacht ifl. 

Rh. StPO. Art. 163. 191. 195. 


2. Der Vorſchrift des Art. 195 der Rh. StPO. 
if in ausreichendem Maße genügt, wenn der Inſtanz⸗ 
rihter den Befchuldigten der in der Befchuldigung 
artifulirten im ingange des Urtheild angeführten, 
(den betr. Thatbeſtand erichöpfenden), Thatfachen über- 
führt erklärt. 

3. Zur Erfüllung der zum Xhatbeftande des 
Betrugs erforderlichen „Abficht der Berfchaffung eines 
rechtswidrigen Vermögensvortheils“ genügt es, wenn 
jemand den Nachtheil, welcher bei einem gemein- 
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fhaftlih mit einem Andern betriebenen Gefchäfte 
entfianden und deshalb von beiden zu tragen if, 
dem Andern allein zufchieben will. 
StGB. 8 263 In. 3]. 

Erf, (3.1. 0, 18. Febr. 1875 e. Wienele (105 II. Cr.). 

Der im Kommunalbienfe der Stadt C. ſtehende W. hatte theils 
für eigene, theils für Rechnung ber Stabt bei einem Kohlenhändler 
zwei Waggons Kohlen beftellt und '/, ber gelieferten Koblen an feiner 
Wohnung, die Übrigen */, an bie Stabt abliefern laſſen, ſodann aber 
veranlaßt, bag in den andgeftellten Rechnungen ihm nur !/,, der Stabi 
?/a des Geſammtpreiſes zu Laft gefchrieben wurben. Das ihn bdiefer- 
halb wegen Betrugsverfuchs verurtheilende Erkenntniß des (Rh.) In⸗ 
ſtanzgerichts focht er Durch Kaffations-Refurs an, zu deſſen Begründung 
er u. A. ausführte: die Juſtanzrichter hätten ben Begriff ber anf Ber- 
Ihaffung eines rechtewidrigen Vermögensvortheils gerichteten Abſicht 
verfannt, bezw. bie Bertheidigung beſchränkt: er (W.) babe einge- 
wendet und unter Beweis geflellt, daß ber Kohleulieferant wicht das 
volle beſtellte Quantum, und insbefondere an ihn [flatt ber für ihn 
beftellten 50 Centner] nur 25 Eentner abgeliefert habe; fein Beftreben 
fei nun bahin gegangen auch nur biefe wirklich erhaltenen 25 Centner 
zu bezahlen; indem er bemüht gewefen, bie Zahlung für die nicht er- 
baltenen ferueren 25 Centner abzulehnen, babe er nur einen Nachtheil 
abwenden, nicht aber ſich einen rechtswidrigen Bermögensvortheil ver- 
Ichaffen wollen ; mit Unrecht fertige ber App.-Hichter dieſen Einwand durch 
die Erwägung ab: es fei erwieſen, baß er [W. bewußter Weite] ein 
Biertel der wirklich gelieferten Kohlen erhalten babe; und ziehe daran 
bie rechtlich unhaltbare Folgerung, daß er demgemäß aud zur Zahlung 
eines Bierteld des Befamımtpreifes verpflichtet gewejen fei. 

Berwerfung Das OT. erwog: 


[1.] daß ver App.-Richter nach den Grunbfäten bes 
Rheinifchen Verfahrens zur felbftftändigen und allſeitigen 
Prüfung der erftrichterlichen Entſcheidung in thatfächlicher 
und rechtlicher Hinficht verpflichtet ift und feine Tchätigfeit 
fih nicht auf die Beurtheilung der Angriffe des Appellanten 
zu bejchränfen bat; 

baß es aber einer ausdrücklichen Hervorhebung ber 
Nefultate feiner Prüfung in den Gründen feines Erfennt- 
niſſes namentlich infoweit nicht bedarf, als er keine Ver⸗ 


! 
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anlafiung gefunden Bat, von den thatfächlichen und recht- 
lihen Ausführungen bes erfien Richters abzumeichen; 

baf es vielmehr volljtändig genügt, wenn aus feinem 
Urtheile zu erfehen ift, daß er fich feiner Aufgabe bewußt 
gewefen und foweit er bezüglich der wefentlichen Punkte 
befondere Entſcheidungsgründe nicht gegeben bat, fein Ein- 
verftändniß mit denjenigen bes erften Richters erkennbar 
hervortritt; 

daß das angegriffene Urtheil einen rechtsirrthümlichen 
Standpunkt des App.Richters in dieſer Hinſicht nicht er- 
kennen läßt, vielmehr in der Schlußerwägung in unzwei- 
bentiger Weife zum Ausdruck gebracht hat, daß fi) ber 
App.-Richter auch nach ber von ihm ftattgefundenen in feinem 
Erfeuntniffe gewlirbigten weiteren Beweisaufnuahme, bem 
erften Richter ſowohl bezüglich ber von ihm feitgeftellten 
Thatſache als der rechtlichen Beurtheilung derſelben ange⸗ 
ſchloſſen hat; 

[2.] daß wenn auch nach Art. 195 ber StPO. bie 
Regelmäßigfeit des Verfahrens es allerdings erfordert, daß 
im Dispofitiv eines Straf-Erfenntniffes die Thatfachen an⸗ 
geführt werben, beren ber Vorgeladene ſchuldig erklärt wird, 
eine Nichtigfeit bes Erkenntniſſes daraus nicht hergeleitet 
werben kann, wenn das vom App.⸗Richter aufrecht erhaltene 
eritrichterliche Erlenntniß die Zhatfachen nur durch Bezug: 
nahme anf bie erhobene Befchulbigung bezeichnet und, indem 
es den Befchuldigten „bes ihm zur Laft gelegten Vergebene“ 
für überführt erflärte, ausgefprochen hat, daß bie in ber 
Beſchuldigung artikulirten Thatſachen für erwiefen erachtet 
worben find; 

daß die leßtere, welche im Tchatbeftande bes Urtheils 
vollftändig wiederholt ift, im vorliegenden Falle ſämmtliche 
mefentliche Merkmale des gegen ven Befchufbigten zur An- 
wendung gebrachten Strafgefeßes erfchäpft; daß auch bie 
Gründe der Vorderrichter weder einen Rechtsirrthum in 
ver Feftftellung jener Merkmale noch eine Rüde in derſelben 
erfennen laffen; 
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[3.] daß [insbefondere nach dem von ben Inſtanz⸗ 
richtern als erwiefen angenommenen Sachverhalte] auch ber 
Einwand bes Befchuldigten, daß er ſoviel bezahlt habe und 
“Habe bezahlen wollen, als er nach feiner Meinung auch 

. erhalten, fich erledigte und die Annahme daß der Beſchuldigte 
durch die ertheilte Anweifung fich widerrechtlich einen Ber 
mögensvortheil habe verfchaffen wollen, fich auch dann ald | 
eine rechtsirrthümliche nicht erweifen würde, wenn, — wad 
aber auch der zweite Nichter nicht feftgeftellt hat, — bie ' 
beiden angefauften Waggons das volle Maaß von zufammen ; 
200 Gentnern nicht gehabt und deshalb auch der Beſchuldigte | 
nicht volle 50 Centner Kohlen erhalten hatte; 

daß in der bewußten Webertragung ber Folgen eined 
etwaigen bei ber Ablieferung ber Sohlen ftattgehabten 
Mankos defien Erfag vom Verkäufer in Folge eigenen Ber: 
ſchuldens des Befchuldigten oder aus anderen Grlinden 
nicht zu erlangen war, auf bie Stadt allein offenbar nicht 
nur die Abwehr eines Nachtbeild vom Bejchuldigten fonbern 
auch das widerrechtliche Erftreben eines Vortheils für ben 
felben injofern ohne Rechtsirrthum gefunden werden fonnte, 
als ihm in feiner Eigenfchaft als Theilnehmer am Kaufe 
der Stadt gegenüber auch die Folgen eines folhen Mankos 
nach tem Maaße feiner Betheiligung zur Laft gefallen wären 
und er fich folgeweife bereichert hätte, wenn er biefelben 
ganz der Stadt aufblrbete; 

daß wenn fonach der Beichulbigte nach der Annahme 
des App.⸗Richters bei ber Anweifung auf die Stabtlaffe in 
vem Bewußtſein gehandelt hat, daß er ben vierten Theil 
ber für 70 Thlr. gefauften Kohlen erhalten babe, mit bem 
App.-Richter auch das thatfächliche Moment der Irrthums⸗ 
erregung ohne Rechtsirrthum darin gefunden werben konnte, 
daß durch Anmweifung von ”/, bes Kaufpreifes auf die Stadt 
die leßtere in den Irrthum verfegt wurde, als babe fie auch 
wirklich ”, der Kohlen erhalten, während fie in Wirklichleit 
dieſes Quantum boch nicht, fondern nur %, erhalten hatte; ıc. 

Anır. d. GSA.: gleicht. (32.—3.] 
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Kirche. - Beihimpfung. - Spaltung. 

Die Anwendbarkeit des F 166 StGB.'s wird 
dadurch nicht ausgefchloffen, daß fü die Beichimpfung 
einer chriſtlichen Kirche nur auf eine von mehreren 
Barteien bezog, welche fih in jener Kirche in Folge 
dogmatifher Differenzen gefondert haben. 

StGB. $ 166 In. 6]. 

Erl. (J. L.) 9.19. Febr. 1875 c. Grunert (149 I. Cr.) 

G., wegen einer „öffentlichen Beſchimpſung ber katholiſchen Kirche“ 
aus 8 166 StGB.'e verurtheilt, behauptete im Wege der NB, Ber- 
lezung dieſes F, weil ber App.-Richter die angegriffene, die Repräfen- 
tation der neukatholifchen Kirche bildende Partei mit ber katholiſchen 
Lirche ale folher identifgirt habe”. 

Zurädweifuug. Gründe: 

Es ift vom Stanbpunfte des $ 166 StGB.’ aus nicht 
znläffig, der auf bogmatifchen Differenzen beruhenden Spal: 
tung innerhalb der Tatholifchen Kirche einen Einfluß auf 
bie Anwenbbarkeit des cit. 8 in der Art einzuräumen, daß 
nur der einen Richtung der Schuß dieſes Geſetzes zu Theil 
werde, die Angehörigen der andern Richtung aber — im 
vorliegenden Falle die Infallibiliſten — als eine bloße 
Partei, welche die katholifche Kirche nicht mehr repräfentire, 
angefehen werben müßte; vgl. V. II, v. 24. Mai 1873 
e. Bräter [RPOTT. 14. ©. 399]. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [40.—8.] 


Zeitungsſtempel. - Nenes Geſetz. 


Eine unter der Herrfchaft der Preugifhen Preß⸗ 
und Stempelgeſetze begangene Zeitungs-Stempel: 
Hinterziehung iſt auch nach dem Inkrafttreten des 
R.⸗Preßgeſ.'s zu beftrafen. 

BB. 52 (n. 5). Bio,: ®. (T, 81) v. 24. Febr. 1875 c. König. 

Et. (B.1.) v. 19. Febr. 1875 eo. König (121 1. Or.) 

8. war von der Anklage einer vor dem 1. Juli 1874 verübten 
Zötungefempel-Sinterziehung am 25. Sepibr. ej. deshalb freigeiprochen 
nerden, weil nach dem inzwiſchen in Kraft getretenen Reiche-Prep- 
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Gele (85 1. 30) eine befoubere Befeuerung ber Preſſe nicht mehr 
flatthaft, damit aber auch bie bitherigen entſprechenden Strafgefege 
(Stempelgef. v. 7. März 1822 und Geſ. v. 29. Juni 1861) nah $ 2 
bes StGB.'s außer Anwendung geſetzt feien. 

Bernihtung. Gründe: 

Es ift in dem 3. L v. 12. Yan. 1872 (MOL. 13. 
©. 36] des Näheren ausgeführt, daß unter dem Ausdrucke. 
„Geſetze“ eigentliche Strafgefege zu verfiehen find, weil ' 
das R.StGB. nur Strafgefege enthalte, dann aber auch, 
weil nach dem Sprachgebrauch deſſelben, wenn ohne anber- 
weitige Bezeichnung von „Geſetzen“ vie Rede fei, ftets nur 
Strafgefege verftanden werden; es ftimme bie mit bem 
Art. IV des Einf.Geſ.'s 5. Pr. StGB, überein, und daran 
folge der Grundſatz, daß bie Beitimmung bed $ 2 des 
R.StGB.'s ausgefchloffen bleibe, fobald lediglich that- 
fächliche Vorausſetzungen eines Speziellen Strafgefeßes 
durch demnächſt eingetretene thatſächliche Umſtände ober 
Berhältniffe, zu denen auch ver Wechfel ber Geſetzgebung 
auf einem andern Gebiete, als dem eigentlichen Strafrechte 
gehört, weggefallen feien, welche baffelbe in irgend einer 
Weiſe alteriren. 

Die Nichtigkeit diefer Auslegung lann Teinem begrün- 
beten Bedenken unterliegen, und fie findet auch auf den 
vorliegenden Fall Anwendung. Das R.-Preßgej. v. 7. Mai 
1874, ift feinem prinzipiellen und manßgebenden Inhalte 
nach, fein Strafgefeg im ftrafrechtlihen Sinne, wenngleih ° 
einzelne Strafen für gewiffe Mebertretungen dieſes Geſetzes 
vorfommen, welche jedoch auf bie Hier in Rebe ſtehende 
Handlung feinen Bezug haben. Dagegen hebt die Schluß- 
beftimmung des 8 30 a.a. O. bie bisherige Beſteuerung 
ber Preßerzeugniffe, vorbehaltlich der allgemeinen Gewerbe- 
fteuer, alfo die Stempeljteuer ebenfalls, auf. Dies hat 
nur die Folge, daß eine thatſächliche Vorbedingung in 
Wegfalt gekommen ift, welche nothwendig geweſen, um eine 
Stempelftenerhinterziehung zu ermöglichen. Die Unanwend- 
barkeit der bisherigen Stempelfteuerjtrafen beruht baber 
feineswegs in einer Aenderung ber Strafgefeßgebung be- 
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zbglich der Mebertretungen von Stempelftenergefegen, fonbern 
in dem eingetretenen Aufbören biefer Steuer felbft, 
mithin in der Befeitigung einer thatfächlichen Vorausſetzung, 
welde allein bie Feſtſetzung einer Steuerftrafe bedingte. 
Für die Zukunft ift deshalb eine folche vom 1. Juli 1874 
ab, faktiſch unmöglich, Teineswegs aber durch ein anderes 
Strafgejeg berührt. Hieraus ergiebt fich von felbft, daß 
diejenigen Handlungen, welche vor dem 1. Juli 1874 bie 
Auferlegung einer Stempelftenerjtrafe nach ſich zogen, auch 
jegt nach den damals beftehenden gefeglichen Strafbeftim- 
mungen zu beurtheilen find, und durch den 8 30 bes Reiche» 
Preßgeſetzes nicht berührt werden. 


Antr. d. OStA.: entgegen. [20.—8.) 
Geſchwornenſpruch. - Nicht⸗Schuldig. - Staatsanwalt. - - 
Nicht.⸗Beſchwerde. 


Iſt der Angeklagte von den Geſchwornen der 
Hauptthat unter Ausſcheidung eines erſchwerenden 
Umſtandes ſchuldig befunden worden, ſo kann dieſe 
letztere dem Angeklagten günſtige Entſcheidung vom 
Staatsanwalt nicht im Wege der Nicht.-Beſchwerde 
angefochten werden. 

&ef. v. 3. Mai 1852 Art. 109 [n. 12]; Bol. RdOTr. 10. ©. 40. 


Ert. (3.1. v. 19. Febr. 1875. e. Schwanfe (139 I. Cr.) 
jpriht den obigen Grundfat unter Hinverweilung auf ZPl. 13. Rovbr. 
1854 c. Grünne (II, 266; Entſch. 29. ©. 446 ; Goltd. Ard. 3. ©. 31; 
Fräj-Sanımi. 2. ©. 187) aus. 

Antrag bed GESA.: gleicht. [30.—8.] 


Hausfriedensbrud. - Ehefrau. - Dritter. 

Wenn auch der Ehemann befugt fein mag, die 
eigene Wohnung feiner von ihm getrennt lebenden 
Frau wider ihren Willen zu betreten, fo ift er doch in 
die fremde Wohnung eines Dritten, bei welchem 
fie fih aufhält, einzudringen nicht berechtigt. 

89. 5 128 [n.8]. Bol. RbOTr. 16. ©. 182. 867. 
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Ertl. (3.1.) v. 19. Febr, 1875 o. Weiermüller & Gen. (177 I. Cr.). 

Die Ehefrau WB. Hatte fih von ihrem Manne getrennt und war 
in die Wohnung ibres Baters G. zurüdgelehtt. Ju diefe Wohnung 
war der Ehemann W. gemeinfhaftlih mit mehreren andern Perfonen 
eingedrungen. Das fie besbalb aus 8 123 StGB.'s verurtheilende 
Erkenntniß fochten ſie durch NB. an, weil die Inſtanzrichter mit Un⸗ 
recht die Befugniß des Ehemanns, die Wohnung feiner von ihm ge- 
trennt lebenden Ehefrau zu betreten, verneinen. 

Zurüdweifung ber N. Gründe: | 

Db der App.-Nichter dem Ehemanne die Berechtigung 
die eigene Wohnung feiner von ihm getrennt lebenden 
Fran wider deren Willen zu betreten, mit Necht abfpricht 
kann dahin geftellt bleiben. Denn für ven konkreten Fall 
bat diefe Frage Feine praftifche Bedeutung, weil zugleich 
thatfächlich feftgeftellt ift, daß die Wohnung, in welcher die 
verehelichte W. fich aufhielt, ihrem Vater, dem ıc. G. gehörte. 





Antr. d. GStA.: gleich. 146.— 8.) 
Widerftand. - Pfändung außerhalb der Wohnung des 
Exequendus. 


Im Geltungsbereihe der Pr. AGD. hört eine 
aufgetragene Exekutions-Vollſtreckung deshalb nicht 
auf, eine rechtmäßige Amtsausübung zu fein, daß 
der Erefutor in einer andern als der Wohnung des 
Exequendus zur Pfändung diefem gehöriger Sachen 
ſchreitet. 





StGEB. 8 113 [n. 16). 

Erf. (3. 1.) v. 23. Febr. 1875 eo. Krapp (307 I, Cr.). 

Dem Erelutor DO. war der Auftrag ertbeilt worten, 
zur Beitreibung einer Judilatſumme Uhr und Kette des Kr. 
zu pfünden. Es handelte fich alſo nicht um bie Heranegabe 
einer beweglihen Sache, wozu ber Angeklagte verurtheilt 
worden wäre, und es können baher bei der Beurtbeilung 
ber Frage nach der Nechtmäßigfeit der Amtsausübung des 
Erefutors, nicht die in dem angefochtenen Urtheil in Bezug 
genommenen Beftimmungen bes $ 55 I, 24 AGD. zur An- 
wendung gelangen. Demungenchtet Tann die NB. nicht für 


u 


begründet erachtet werben. Wenn der von Pfändung be- 
werfiher Sachen handelnde $ 68 I, 24 AGD. beitimmt, 
der Grefutor folle den Schulpner anhalten, ihm feine 
Effeften und Habfeligfeiten vorzuzeigen, und ihm zu bem 
Ende feine Zimmer ꝛc. zu öffnen, fo ift hierdurch ber ge- 
wöhnlihe Fall des Berlaufs einer Mobiliar-Erelution vor- 
gefeben, aber in feiner Weife ein Verbot zum Ausdruck 
gelangt, daß Mobiliarſtücke außerhalb der Wohnung bes 
Schuldners nicht gepfändet werben dürfen. Ebenſowenig 
enthält die Dienſt⸗Fuſtruktion v. 2. Auguft 1850 ein ſolches 
Verbot, im Gegentheil ift in 8 72 die Zuläſſigkeit einer 
Bfändimg von Mobilten welche ſich im Befige eines Dritten, 
alfo nicht in der Wohnung des Schulpners befinden, falls 
der Dritte feine Anfprüche auf diejelben erhebt, ausdrücklich 
anerlannt. Der Erefutor hat alfo, indem er die Erekution 
gegen den Imploranten in einem andern Lolale als ber 
Wohnung des Schuldners vornahm, weder einer gefehlichen, 


noch einer inftruftionellen Vorfchrift zuwidergehanbelt. 
Antr. d. EStA.: gleicht. [38.—8.] 
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Stantsanwalt. - Redtömittel. - Zurücknahme. 


Dem Staatsanwalt fieht es zu, ein von ihm 
angemelvetes Rechtsmittel gänzlich zurüdzunehmen, 
oder auf einen Theil der angefochtenen Entfcheidung 
zu befehränfen. 


Ein. v. 3. Sau. 1849 8 1 [n. 79); Abſchn. IV [S. 460 n. B6 4. ]. 
Bgl. XdOTr. 4. S. 526; 6. ©. 379; 13. ©. 115. 


Ert. (3.1) v. 23. Febr. 1875 e. Rinne (356 IT. Cr.) 
init den obigen Grundſatz als „feinem Zweifel nnterliegenb* aus. — 
gene Befugniß fällt aber weg fobald das Rechtsmittel dem Gegner 


a if; vergl. 3. I. 2. Febr. 1872 c. Melchert (RdOTr. 13. 
u 


a. db. EStA.: gleicht. [88.—8.] 


Fener-Berfiherung. - Polizeiliche Controle, - Immobilien. 
Durch die ARD. v. 30. Mai 1841, melde die 


Lorfhriften der 66 14. 15 des Geſ.'s v. 8, Mai 
Rechiſpr. d. 8.D.-Tr. ac... XVI. 19 
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1837, betr. das Berbot: eine Verfiherungs- Police 
‚ohne Geftattung der Polizeibehörde an den Verficherten 
auszubändigen, auf die Immobiliav-Verfiherungen 
ausdehnt, find bei den letztern auch die Strafbeftim- 
mungen ber 65 31 und 33 des cit. Geſ.'s anwendbar 


geworden. 
Gef. v. 8. Mai 1837 88 14. 15. 31. 33; ARD. v. 30. Mai 1841 
(85. &. 122); Bgl. RdoOTr. 8. ©. 321. 
Ertl. (V. 11.) v. 23. Febr. 1875 ce. Küſter K Gen. (357 II. Cr). 
Auf Anmweilung des Oeneral-Agenten E. hatte ber Berfiherungs- 
Agent 8. 28 Policen über Verfiherungen von Immobilien ohne 
polizeiliche Genehmigung den Berfierten ausgehändigt. Bon ber 
dieferbalb erhobenen Anklage wurben beide in 2. Inſtanz freigeſprochen, 
weil das Gef. v. 8. Mai 1837 fih nur auf Mobilien beziehe und bie 
ARD. v. 30. Mai 1841 nur bie 85 14 unb 15 beffelden, nicht aber 
au die Strafbefimmung bes $ 31 ibid, auf Immobiliar -Ber- 
fiherungen ausgedehnt habe. 

Vernichtung und Zurlldverweifung ber Sache an ein anderes 
A. Gründe: | 
Der $ 14 des allerdings nur auf das Mobiliar⸗Feuer⸗ 
verficherungswefen bezüglichen Geſ.“'s v. 8. Mai 1837 (SS. 
S. 104) beftimmt: | 

„Kein Agent barf eine Police ober einen Prolongationsfchein 
zu derjelben aushändigen, bevor er nicht von ber Polizel- 
obrigkeit des Wohnortes bes Verfiherungsfuchenden bie amt⸗ 
liche Erklärung erhalten hat, daß ber Aushänbigung in 
polizeiliher Hinſicht kein Bedenken entgegenftehe”. 

Der 8 15 legt viefelbe Pflicht auch den in ländiſchen Ge— 

fellichaften auf und der 8 31 verordnet dann mörtlich: 
„Hat ein Agent die im $ 14 vorgejchriebene amtliche Erflärung 
einzuholen verabfäumt, fo teifft ihn eine Gelbfirafe von zehn 
bis fünjpundert Thalern” ac. 

— drückt ſich zwar die AKO. v. 30. Mai 1841 (GS. 

©. 122) nur dahin aus: 

„Ich will die Beflimmungen im $ 14. 15 bed Geſetzes über 
das Mobiliar-Feuer-Berfiterungsweien vom 8. Mai 1837 
auch auf Berfiherangen von Immobilien bei in- unb aus⸗ 
ländiſchen Fener verſicherungs ⸗Geſellſchaften ausbehuen” ac., 

erwähnt alfo des 5 31 nicht; allein es Liegt auf ter Hand 
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bag wenn ber 8 31 ansdrücklich auf den 8 14 Bezug nimmt 
und fih als eine fo nothwendige Ergänzung deſſelben bar» 
fielft, vaß ohne ihn das Verbot des 8 14 nutlos wäre, mit 
bemfelben auch tie Strafbeitimmung bes $ 31 durch bie 
angezogene AKD. auf Immobilien hat ausgedehnt werben 
müfjen. 

[28.—8.] 


Reichstags-Verhandlung. - Bericht. - Straflofigkeit. 


Auf die den wahrheitsgetreuen Berichten über 
Verhandlungen des Reichs- oder eines andern Land- 
tags ꝛc. gewährte Befreiung von jeder Verantwort⸗ 
Tichfeit hat die Wiedergabe einzelner Säge aus einer 
folhen Berhandlung, welche zu andern Zwecken ge- 
fchrieben find, keinen Anfprud. 

NR.-Berfaff. v. 16. April 1871 Art. 22; StGB. 8 12 [n. 6). Sic.: 
OSG. Manheim 31. Dezbr. 1872 (Ger.-Saal 25. ©. 268); OGH. 
Münden 26. April 1873 (Stengl. Zeitſchr. 3. S. 186). 

Erk. (3. 11.) v. 23. Fehr. 1875 e. Neiffe (352 IL Cr.) 
fpridt den obigen, Grundſatz aus. 

Antr. d. GEN.: gleicht. [28.—8.] 


Mitthäter. - Anftifter. - Gehülfe. 


Der Anflifter wird Dadurch, daß er außerdem 
zur Ausführung der That ald Gehülfe des Thäters 
mitwirkt, nicht zum Mitthäter, 


StB. $ 47 [n.6a.]. Bol. RoOTr. 15. ©, 36. 137. 589, Kafj.-Hor 
Münden 13. Dezbr. 1873, contra: KH. Stuttgart 8. April 1814 
(Stengl. Zeitihr. 3. ©. 195; 4. ©. 49). 

Erf. (3.1.) v. 24. Febr. 1875 e. Schäfer (200 I. Cr.). 

Sch. hatte dem Mit-Angellagten R. den Befehl ertHeilt, ein ihm 
gehöriges Pferd gegen den Willen des Schw. aus dem Stalle bes 
Iegteren herauszuholen, und zu biefem Ende ſelbſt die zugeflinfte Stall- 
thüre eröfinet. R. hatte ben ihm ertheilten Auftrag vollzogen. Hierin 
fanden die Infanzrichter einen durch R. verübten Hausfriedensbruch, 
an welchem fih Sch. als Anftifter und Gehülfe betbeiligt habe, nicht 
aber einen von beiden gemeinjchaftlich begangenen Hausfriedensbruch. 

10* 
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Sie Hellten demzufolge das Verfahren ein, weil e8 an bem zur Ber- 
folgung erforderlichen Strafantrage fehle. — Die NB. des OStA.'« 
ſuchte auszuführen, daß ber Anflifter, durch jebe Betheiligung an ber 
That, 3. B. durch eine dem Thäter bei der Ausführung geleiftete 
Beihillfe zum „Mitthäter“ werbe. 

Zurückweiſung. Gründe: 

Ein Rechtsirrthum iſt in der Begründung bes zweit- 
richterlichen Urtheils nicht erfennbar, namentlich auch in 
ber Richtung nicht, in welcher die NB. des OStA.'s ſolchen 
finden zu Können glaubt, daß der Unftifter durch jede Be- 
theiligung an der That zum Mitthäter werde und deshalb, 
wenn er bei der Ausführung ale Gehülfe des Thäters mit- 
wirfe, niemals als folder, ſondern ftet® nur als Mitthäter 
zu beftrafen fei. Es liegt dem eine Verlennung des Unter- 
ſchieds zu Grunde, welcher den Begriff der Anftiftung und 
Beihülfe einer Seitd und der Mitthäterfchaft anderer Seits 
in Beziehung auf die Wilfensrichtung beftimmt. Anftifter 
und Gehülfe wollen die That nicht als eigne, fie wollen fie 
als fremte, als That des Angeftifteten und Thäters; nur 
der Mitthäter will fie als eigne und die Thätigfeit des 
Anftifters, wenn er bei der Ausführung ald Gehülfe mit- 
wirft, richtet ſich auf die Vollziehung nicht des eigenen, 
jondern eines freınden, wenn auch von ihm hervorgerufenen, 
verbrecheriihen Willens. Mag immerhin die Ermittelung 
der fpeciellen Willensrichtung bei einzelnen Betheiligten ihre 
praftifchen Schwierigkeiten bieten, theoretijch befteht der ba- 
durch gefeunzeichnete Unterfchied der verfchiedenen Theil- 
nehmerverhältniffe und beren theilweife Unvereinbarkeit in 
berjelben Perfon. Ebenfowenig wie Jemand eine That 
gleichzeitig al8 eigene wollen und nicht wollen kann, vermag 
er Mitthäter und Gehillfe derjelben zu fein. Auch für ben 
Anftifter müßte deshalb, um in die Rolle eines Mitthäters 
einzutreten, ſtets ein neuer den früheren, auf bloße An⸗ 
ftiftung gerichteten, erweiteender Entjchluß der Selbftbegebung 
ber That hinzutreten, welchen vorliegend bie Inſtanzgerichte 
nicht angenommen haben. Aber von diefem Gefichtspunlte 
auch abgefehen, würde, nachdem bie Inſtanzgerichte feft- 
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gefiellt, Daß nur eine Perfon, der Angeklagte R., in den 
Stall wirklich eingedrungen, nach der Natur des vorliegenden 
Delifts die Annahme einer Mittbäterfchaft des Angeklagten 
Sch. ausgejchloffen gewejen fein. Die Strafbarkelt bes 
Hansfriedensbruhs im Sinne des 8 123 Abſ. 1 des 
StGB.'s Liegt nicht in dem zu erreichenden Zwed der 
Handlung oder dem befonderen Mittel der Gewaltanwenbung, 
fondern in ber Thatſache bes wiberrechtlichen Betreten 
eines fremden Raumes an fich, welches dadurch, daß es 
bewußtermaßen gegen ten Willen des Berechtigten gefchieht, 
fi zn einem „Eindringen” gejtaltet. Der Hausfriedens⸗ 
bruch fegt alfo voraus, daß ftrafbarer Wille und Anmwefen- 
beit in einem fremden Raume in Folge Eindringens, alfo 
alle fubjektiven und objektiven Merkmale des Delifts fich 
in derfelben Berfon vereinigen und wird ſich von einer 
Mitthäterfchaft verfchiedener Perfonen nicht reden laſſen, 
wenn nur eine berfelben den Raum betreten hat, bie 
Uebrigen mögen fich je nach ihrer Abficht eines vorliegend 
nicht ftrafbaren Verſuchs oder der Beihülfe fchuldig machen, 
innen aber nicht als folche erjcheinen, welche wirklich ein» 
gebrungen find. 

Doffelbe gilt von dem erfchwerten Hausfriedensbruche 
bes 8 123 Abſ. 3 daſelbſt. Denn diefer erfordert ſchon 
nah der objektiven Seite hin das Kingebrungenfein, alfo 
bie Anwefenbeit Mehrerer und findet das erjchwerende 
Moment nur in der Gemeinfchaftlichkeit d. h. ber gewollten 
Steichzeitigkeit der Handlung Aller und der in dem möglichen 
Zuſammenwirken vereinigter phnfifcher Kräfte erhöhten Ge- 
fahr für die Sicherheit des häuslichen Friedens. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [68.- 6.) 


Amtshandlung, geiſtliche. - Begriff. 

Nicht jede geiſtliche Funktion, zu welcher die 
Priefterweihe befähigt, iſt eine „Amtshandlung“. — 
Andrerſeits iſt eine ſolche auch nicht durch ein Han⸗ 
deln in einem Amte bedingt. — Es genügt, wenn 
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eine geiftlihe Handlung objektiv ihrem Wefen und 
ihrer äußern Erſcheinung nad fih als Ausflug der 
Ausübung eines geiftlihen Amts darftellt; dann ifl 
nicht erforderlich, daß der Geiftliche dabei auch fub- 
jeftiv in Ausübung eines foldhen Amts handle. 

Die Bornahme einer geiftlihen Handlung in | 
einer einem Privaten gehörenden Kirche, in dr 
Eigenſchaft eines Privatgeiftlichen des Leptern fann 
als „Amtshandlung” angefehen werden, wenn fie 
nicht auf den häuslichen Kreis jenes Privaten be- 
ſchränkt blieb, fondern in der Weife gefchah, daß dem 
Publifum der Zutritt zur Kirche geflattet wurde, 
und dag durch fie das Bedürfniß deffelben zur Theil⸗ 
nahme an diefen Handlungen feine Befriedigung fand. 

Gef. v. 21. Mai 1874 Art. 2. 
Erf. (3. IL) v. 25. Febr. 1875 e. Bispint (78 IL. Cr.). 
Der Vikarius B. war in erfler Inſtanz von ber Anklage; „geifl- | 





a Eu ei _ 


lihe Amtshandlungen vorgenommen zu haben, ohne zum einem ihm 
hierzu ermäcdtigenden Amte nad Borfchrift des Geſ.'e v. 21. Mai 
1874 berufen au fein“, — deshalb freigelprocen worben, weil er bie 
betr. geiftlihen Handlungen febiglich in feiner Eigenfchaft als Privat- 
Seiftliher des Herzogs von Croy in beffen Privatliche vorgenommen 
babe; dieſelben feien ſomit keine, Amtshandlungen“, erlangten auch biefen 
Charalter nicht dadurch, daß das Publikum Zutritt zu ihnen gehabt 
habe. — Dagegen eradhtete da8 AG. jene Handlungen für „Amtshand- 
lungen”, weil „zur Ausübung berfelben ber ordo befähige, fie auch 
nicht auf den. Kreis bes Herzogs von Croy und feiner Hansgenoffen 
beſchränkt gewefen, vielmehr öffentlich vor verfanmelten Andächtigen 
vorgenommen fein. — NO. 
Zurüädweifung. Gründe: 


Da im vorliegenden Falle Handlungen in Frage fteen, 
welche in die Zeit nach tem 2. Juni 1874 fallen, fo fommt 
ed nicht auf die Vorausfegungen des 8 23 des Gef.’ vom 
21. Mai 1875, fontern auf diejenigen bed eine Ergänzung 
enthaltenden Art. 2 des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 an. Nach 
biefem Artikel nun hängt die Strafbarkeit eines Geiftlichen 
nisht davon ab, daß die Uebertragung eines Amts an ihn 
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durch den geiftlichen Dberen Statt gefunden bat, noch auch 
davon, baß er überhanpt in einem Amte handelt, vielmehr 
fedigiih davon, daß er Amtshandlungen vornimmt, obne 
den Nachweis liefern zu können, daß er zu einem bierzu 
ermächtigenden Amte ober zur Stellvertretung oder Hülfe- 
feiftung in einem folchen Amte unter Beobachtung der 58 1 
bis 3 des Geſ.'s v. 11. Mai 1873 berufen worben fei. 
Zwar ijt die Vornahme von Amtshandlungen als That- 
beftandsmerkmal beitehen geblieben, und zur Erfüllung bes- 
jelben genügt nicht die Vornahme jeder beliebigen geiftlichen 
Funktion, zu welcher der ordo, d. h. die Priefterweihe be- 
fähigt. Allein andrerfeitd hat jenes Merkmal doch nur bie 
Bedeutung, daß die zu ftrafenden Handlungen folche fein 
müflen, welche objektiv, ihrem Wejen und ihrer äußern Er- 
ſcheinung nach, ſich als geiftliche Amtshandlungen, als Aus⸗ 
flüffe der Ausübung geiftlihen Amts barftellen, nicht bie, 
daß der betreffende Geijtlihe auch jubjektiv in Ausübung 
eined geiftlichen Amts handle. Diefe dem Wortlaute bes 
Art. 2 durchaus entjprechende Auslegung wird burch bie 
Motive zu demſelben entſchieden beftätigt. Denn, wenn es 
bafelbft heißt, ver Art. 2 habe den Zwed, Umgehungen bes 
Geſ.s v. 11. Mai 1873, die in letzterer Zeit mehrfach vor 
gelommen feien, zu verhüten, und wenn als Beifpiele unter 
anderm auch Fälle angeführt werben, in denen „fatholifche 
Geiftliche angeblich ohne jeden befondern Auftrag geiftliche 
Funktionen anszuüben beginnen”, jo hat ber Geſetzgeber 
beutlih feine Abficht zu erkennen gegeben, auch Fälle zu 
treffen, in denen ein Geiftlicher überhaupt nicht in Aus⸗ 
übung eines Amts handelt, da ein folches ftet3 den Auftrag 
von Seiten eines Dritten vorausfegt. Auch wird ber Zwed 
des Geſetzgebers, Geiftliche, von deren Wirkfamleit bie 
Staatsregierung eine Gefährdung der ftaatlihen Intereſſen 
beforgt, von einer öffentlichen Thätigfeit, fei es als Diener 
oder als Lehrer der Religion fern zu halten, nur bei einer 
verartigen Auslegung bed Art. 2 erreicht. 

Die Anwendung diefer Grundfäge anf ben vorliegenden 


— 
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Fall nun führt zu dem Ergebniffe, daß der Appellations- 
richter bie thatfächlich feftgeftellten Hantlungen des Ange- 
Hagten ohne Rechtsirrthum ald Amtshandlungen bat an- 
fehen können, wiewohl er zugleich fejtftellt, daß letzterer 
biefelben lediglich in feiner Stellung als Privatgeiftlicher 
des Herzogs von Croh vorgenommen habe. Es handelt fich 
babei um „Lefen der Mefje an Sonntagen, um Abhalten 
des Hochamts und der Nachmittagsantacht und Spenden 
des Segens mit dem hochwürdigſten Gute”. Alle dieſe 
Handlungen Finnen an fich mit Recht als geiftliche Amts⸗ 
hanblungen im Sinne ber Gefege v. 11. Mai 1873 unb 
v. 21. Mai 1874 aufgefaßt werben, ba, wie in dem 3. IL 
v. 8. Oftbr. 1874 (RdOTr. 15. ©. 634) näher ausgeführt 
werben ift, das „geiftliche Ant“ im Sinne der Gefege 
nicht mit „Seeljorge-Amt" gleichbedeutend ift, vielmehr auch 
bie nur mit der Verpflichtung zum Meffelefen oder zur 
Bornahme ähnlicher gottesbienftlicher Handlungen, nicht 
aber mit einer cura animarum verbundenen fog. beneficia 
simplicia umfaßt. Der Umjtand aber, daß der Ungellagte 
bieje Handlungen lediglich in feiner Stellung als Privat- 
geiftlicher des Herzogs von Croy in deſſen Privatkirche vor⸗ 
genommen bat, würbe benfelben ven Charalter von Amts- 
handlungen nur dann benehmen, wenn ihre Vornahme auf 
ben Herzog und deſſen Angehörige und Haudgenoffen be= 
ſchränkt geweſen wäre. Sind dagegen, wie für ben vor- 
liegenden Tall von dem App.-Richter in unangreifbarer 
Weiſe thatfächlich feftgeftellt worden iſt, die in Frage ſtehenden 
gottesbienftlihen Handlungen nicht auf jenen häuslichen 
Kreis befchränkt geblieben, vielmehr öffentlich vor verſam⸗ 
melten Andächtigen vorgenommen — d. b. in ber Weife, 
daß dem Publitum der Zutritt zu der Kirche geftattet war, 
— und das Bedürfniß deffelben zur Theilnahme an biefen 
Hanblungen feine Befriedigung erhielt — jo tragen fie 
objektiv eben denſelben Charakter an ſich, wie gottesbienft- 
lihe Handlungen, welche ein ein geiftliches Amt verwaltender 
Geiftliher vornimmt, und können beshalb aus den oben 
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entwidelten Gründen, obwohl fie von einem Brivatgeiftlichen 
vorgenommen worden find, mit gleichem echt als Amts⸗ 
bandlungen im Sinne des Art. 2 a. a. O. angefehen werben, 
wie geiftliche Funktionen, welche ein ohne jeden Auftrag 
handelnder Geiftlicher öffentlich vorgenommen hat. 





Antr. d. GStA.: Zurüdweilnng. 144.—3.] 
Rheiniſches Verfahren. - Geſchworene. - Verkehr mit 
Andern. 


Nah Rheiniſchem Verfahren begründet es Feine 
Nichtigkeit, wenn einer der Gefhworenen zu einer Zeit, 
wo fih Diefelben noch nicht in ihr Berathungszimmer 
begeben haben, mit einem Dritten verkehrt, infofern 
dieſer Verkehr nicht nachweislich geeignet war, auf 
die Freiheit der Entſchließung bei der AIR 
über die Schuldfrage einzumirken. 

Rh. StPO. Art. 312. 342. 343. 

Ert. (3.11) v. 25. Febr. 1875 e. Fedler (378 IT Cr.). 

& focht das ihn verurtbeilenbe ſchwurgerichtliche Erkenutniß durch 
Kofj.-Relurs am, weil einer der Geſchworenen während einer im Laufe 
ver Berhanbiungen gemachten Pauſe — dem von ihm geleiſteten Eide 
jumwiber (C. d’instr. art. 312: „de ne communiquer avec personne*) 
ſowohl mit dem Beamten des öffentlichen Miniſteriums als mit dem Ver⸗ 
teibiger über die Sache gefprochen habe. — Auf ben Antrag bes 
Ob.Proturators erfolgte zunähft die eibliche Vernehmung bes betr. 
Geſchwornen über den Inhalt jener Gefpräce, woranf das OTr. ben 
Lofj.-Relurs verwarf, erwägend: 

daß der Art. 312 der Rh. StPO. dem Gefchwornen 
bie Pflicht auferlegt, de ne communiquer avec personne 
jusqu’ après leur declaration; 

daß aber das Gefeg eine Iſolirung ber Gejchwornen 
während der ganzen Dauer der Verhandlungen nicht vor: 
Khreibt und nur von dem Augenblide an, wenn biefelben 
ſich zur Findung ihres Wahrſpruchs in das Berathungs- 
jmmer zurückgezogen haben, ihnen jeder Verkehr nach Auffen 
fin unterfagt ift (Artt. 342, 343 ibid.) 

daß daher das Verbot de ne communiquer avec 
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personne nur bie Bedeutung haben kann, baß dem Ge- 
Schwornen unterfagt ift, während ber Dauer der Verhand⸗ 
ungen mit andern Perjonen in eine Verbindung zu treten, 
welche ihre eigene freie Entfchließung zu beeinfluffen ge- 
eignet iſt; 

daß aber nach ben erfolgten Ermittlungen weber bie 
von dem Gefchwornen C. gemachten Aeußerungen ꝛc. noch 
die Antworten ꝛc. nach ihrem Inhalte auch nur die Mög- 
lichfeit annehmen laffen, daß durch biefelben ein Einfluß anf 
die Entfcheivung bes Er. habe ausgeübt werden können. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [38.—3.] 


 — —— 


Haufirvergehen. - Verfenden (durch einen Dritten). - Waare. 


1. Derjenige, welcher ohne einen Gewerbeſchein 
zu befigen, Waaren ohne Beftellung an andere Orte 
verfendet, um ſolche dafelbft für feine Rechnung 
Durch Andere verkaufen zu laffen, macht ſich felbft 
eined Haufirvergehens fehuldig, auch wenn es gar 
nicht zu einem Berfaufe von Waaren im Umber- 
zieben gefommen ifl. Der Andere, welcher in feinem 
Auftrage ohne Gewerbefchein das Gewerbe im Um- 
herziehen betreibt, begeht ein felbfiftänpiges Vergehen. 

„Waare“ ift Alles, was zum Gegenflande des 
Handels gemacht werden kann, alfo auch die ein— 
zelnen Hefte eines im Erſcheinen begriffenen fchrift- 
ftellerifchen Werks. 

Hanf.-Regul. v. 28. April 1824 $ 2,26. Bol. RDOTr. 7. S. 495. 662. 

Erf. (3. 1) v. 25. Fehr. 1875 e. Jakobs (47 U. Cr.). 


Der Buchhändler J. hatte, ohne ſelbſt im Befige eines Gewerbe, 
fheins zu fein, ben Kaufmann F. beauftragt, außerhalb feines Wohn- 
orts Subfcribenten anf ein heftweife erfcheinendes Werk zu ſammeln; 
er hatte ihm zu diefem Ende mehrere Exemplare bes erften Heftes mit« 
gegeben und mit ihm die Verabredung getroffen, daß ber für biefes 
erſte Heft zu erzielende Kaufpreis dem F. verbleiben folle, während 
ihm felb die Lieferung ber folgenden Hefte (gegen Beziehung bes 
Preifes von den Subferibenten) oblag. F., welcher biefem Wuftrage 
gemäß, ohne einen Gewerbeſchein zu befigen, an mehreren Orten um⸗ 
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bergezogen iſt nud etwa 30 bis 40 Subſcribenten gefammelt hat, 
iM diejerhalb rechtskräftig wegen Haufirvergehens verurtheilt worden. 
Eine gleiche Berurtheilung wegen eines (felbfifländig begangenen) Haufir- 
vergebens ift auch gegen J. ergangen, weil er: 
„— — Waaren ohne Beftellung an Orte außer feinem 
Wohnorte verſendet babe, um fie daſelbſt außer ben 
Märkten 2c. (nicht fortdauernd) durch einen Andern auf 
feine Rechnung verlaufen zu laffen, ohne fich ſſelbſt] über 
feine Beingniß dazu mitteld Gewerbeſcheins ausweilen zu 
fönnen“. 
Seine NZ. rügte Verlegung der angewendeten 88 2 und 26 bes Hanf.» 
Regulativs v. 28. April 1824: nad) $ 26 made fih nur Derjenige 
Arafbar, welcher (ſelbſi) „umberziebend ein Gewerbe treibe, ohne fi 
über feine Befugniß dazu durch Gewerbeſchein ausmeifen zu können”; 
eine Ergänzung bes bier vorgefehenen Thatbeſtandes aus 5 2 fei un⸗ 
Ratthaft; im diefem Sinne habe au der Fin.-Minifler in einem ihn, 
J.) ſelbſt betreffenden Rekursbeſcheide v. 9. Febr. 1871 entfdicden 
daß $ 26 nur Denjenigen treffe, welcher perſönlich umberziehend ohne 
teaitimation nnd Gewerbeſchein ein Gewerbe betreibe. 
Zurädweifung Gründe: 


1.] Nah 8 2 [des Regul. v. 28. April 1824] bedarf: 
Ber Warren ohne Beftellung an einen oder mehrere andere 
Orte anfer feinem Wohnorte bringt ober verfendet, um 
folche daſelbſt felbft zu verlaufen oder durch Andere für feine 
Rechnung verlaufen zu laſſen, dazu eines Gewerbeſcheins. 
Die Thätigfeit Desjenigen, welcher den Verkauf nicht be= 
fellter Waaren außerhalb feines Wohnorts für feine Nech- 
nung unter den anderweitig in $2 a.a.D. angegebenen 
Vorausfegungen bewirkt ober herbeiführt, bildet danach 
zwar einen eigenthümlich charafterifirten Thatbeſtand, ift 
aber dem Begriffe und ber Strafbarkeit nach dem uner- 
lanbten Betriebe eines Gewerbe im Umberziehen gleich- 
geftelit, wenn gleich babei ein Verkauf von Waaren im 
Umperziehen, wie ihn bie allgemeinen Beftimmungen bes 
Hanfir-Regulativs SS 1 und 7 vorausfegen, nicht noth⸗ 
wendig ftattgefunden haben muß. Daß diefe Gleichſtellung 
im 82 a. a. O. beabfichtigt ift, ergiebt fih ans dem In—⸗ 
Alte diefer Vorfchrift, ihrer Stellung im Zufammenhange 
der Beftimmimgen bed Regulativs und dem DMarginale zum 
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8 1 deſſelben „Was zum Gewerbebetrieb im Umherziehen 
gehört” fowie indbefondere aus den Worten bes 82 „be 
"Darf dazu eines Gewerbefcheind”. Denn ein folder Ge- 
werbefchein, welcher nach 88 eit. „bie Konzeffion zu einem 
Gewerbe, welches im Umberziehen betrieben wird” barftellt, 
wird nach $ 20a. des Gew.⸗Steuer-Geſ.'s v. 30. Mai 1820 
eben nur für folche Gewerbe ertheilt, welche im Umherziehen 
betrieben werden. Die in $2 cit. vorgefchriebene Noth⸗ 
wenbigfeit des Gewerbeſcheins macht mithin ben bafelbft 
aufgeftellten Thatbejtand als einen folchen erfennbar, welcher 
von dem Gefege unter ben Begriff einer Haufirgewerbe- 
jteuer- Defrandation gebracht ift, wie bied auch das Kgl. 
OTr. bereits in früheren Entfcheibungen angenommen bat, 
(vgl. ZB. I. v. 23. Novbr. 1866 (RdOTr. 7. S. 662). 
Damit zerfällt nun zuvörderft der Einwand ber NB., daß 
nur Derjenige, welcher felbft perſönlich umberziehend ohne 
Gewerbefchein ein Gewerbe treibt nach den Borfchriften 
bes Regulativs ftrafbar erſcheine. Es ift dies auch nicht 
aus ber Faffung des 8 26 cit. herzuleiten, wonach derjenige 
der gefeßlichen Strafe verfällt, ver „umherziehend ein Ge⸗ 
werbe treibt, ohne ſich über feine Befugniß dazu mittelft 
Gewerbeſcheins ausweifen zu können”, weil ber in 82 eit. 
vorgefehene Thatbeftand dem unerlaubten Gewerbebetriebe 
im Umberziehen — wie auegeführt worben, — gleichgeftellt 
ift und die Vorfchrift des 8 26 daher auch für dieſen That- 
beftand bie gefegliche Strafbeftimmung enthält. Ebenjowenig 
läßt fich einwenden, daß das Geſetz nicht eine doppelte Be⸗ 
ftenerung eines Gewerbebetriebes beabfichtigt haben könne, 
wie fie vorliegen würde, wenn man nach Anleitung des 
8 2 annehmen wolle, daß ſowohl derjenige, welcher Waaren 
zum Berfaufe für feine Rechnung außerhalb feines Wohn- 
orts befördert, als auch Derjenige, welcher die Waaren fir 
Rechnung des Verfenders verkauft, zur Löfung eines Ge⸗ 
werbefchein® verpflichtet fei._ Denn Seitens bes letteren 
liegt ein unter die Vorſchriften des Hauſir-Regulativs 
falfender Gewerbebetrieb eben nur dann vor, wenn er, — 
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wie im vorliegenden alle gegen ben vechtöfräftig ver- 
urtgeilten Mitangeklagten F. fejtgeftellt ift, — den ihm er- 
teilten Auftrag feinerfeit8 gewerbsmäßig im Umherziehen 
ausrichtet. In ſolchem alle handelt es ſich dann um bie 
jebftftändige ftrafbare Thätigfeit zweier Berfonen, von 
welhen die eine gegen 8 2, die andere gegen $ 1 des Re— 
gulating verſtoßen bat. — Die Verfügung des Kgl. Finanz: 
Minifteriums v. 9. Febr. 1871, nach welcher Implorant, 
wie derjelbe annimmt, in einem früheren ähnlichen Falle 
für nicht ftrafbar erachtet fein fol, bezieht fich übrigens 
niht auf einen dem vorliegenden gleichartigen, fondern nur 
anf einen Fall des Auffuchens von Beftellungen auf 
Zeitſchriften und Bücher: 85 1. c., wofelbft eben nur 
berjenige, welcher im Umberziehen Waarenbeitellungen 
fat, unter Strafe geftellt if. Vielmehr entfpricht bie 
Handhabung der in Rede ftehenden Vorfchriften des 
Hanſir⸗Regulativs der vorftehend niedergelegten Auffaffung; 
vergl. die Reſcripte des Miniſters des Innern und ber 
dinanzen v. 12. Aug. 1825 (Hoffinann: das Hauſir⸗Regul. 
S. 13; v. Kamptz Ann. 25. ©. 458), v. 31. Oftbr. 1838 
(Hoffmann S. 15) u. v. 24. März 1840 (Schimmelpfennig: 
Direlte Steuern II Nr. 583). Angehend fodann noch die 
aderweitigen Einwendungen der NB., fo kann es ferner 
feinem Zweifel unterliegen, daß in der Beförderung einer 
Drudjcrift Seitens des Imploranten an außerhalb feines 
Wohnorts befegene Orte mittelft einer dazu beauftragten 
Berfon ein Verſenden im Sinne des Geſetzes ohne 
Kechtsirrthum gefunden werben konnte, da das Gefe den 
Begriff des Verſendens nicht an eine bejtimmte Art ber 
Beförderung gebunden und alfo die vorliegend feftgeftelite 
nicht ausgefchloffen hat. 

[2] Endlich ift auch der Einwand der Nichtigkeits-Be- 
ſcwerde Hinfällig, daß die einzelnen Hefte eines erft im 
keſcheinen begriffenen fchriftftellerifchen Wertes nicht als 
„Vaaren“ im Sinne bed Geſetzes anzujehen feien. Unter 
„Roaren" im gefeglichen Sinne muß Alles verftanden werben, 
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was feiner Beschaffenheit nach zum Gegenftanpe des Han⸗ 
dels gemacht werden kann und gemacht wird. 
Autr. d. EGStA.: gleichl. (37.—3.] 


Arbeiter, jugendliche. - Regelmäßige Beſchäftigung. 

Die „Regelmäßigfeit" der Befhäftigung, zu 
welcher ein jugendlicher Arbeiter nicht ohne Arbeits: 
buch ꝛc. angenommen werden darf, kann nicht lediglich 
aus dem runde verneint werden, weil die Annahme 
eine nur vorläufige gewefen fet. 

B.⸗Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 131. 150, 

Ert. (B. 1.) v. 25. Fehr. 1875 e. v. Loorch (364 I. Cr... 

8. hatte in der von ihm als Direltor geleiteten Fabrik zwei jugend: . 
fihe Arbeiter ohne Arbeitobuch befchäftigt, weil beide im Auslande 
geboren und deshalb die Ertheilung bes Arbeitsbuchs zur Zeit awi 
Schwierigkeiten geflogen war. Deshalb aus den $$ 181 und 150 ber 
Gew.⸗Ordnung beſchuldigt, wendete er ein: er habe nicht zu fehlen 
geglaubt, wenn er beide Arbeiter bie zur Hebung bes Hindernife 
vorläufig beſchäftige. Das PS. fprady frei, indem es erwog: es fü. 
anzunehmen, 2. babe bie beiden Arbeiter uur vorläufig und eink- 
weilen befchäftigt, um fi über die Möglichkeit oder Unmöglichkeit 
Beſchaffung eines Arbeitsbuchs zu vergewiffern; ſonach fei nicht feR 
geftellt, daß er fie zu einer regelmäßigen Bejchäftigung angenommen babe: 

Vernichtung. Das OTr. erwog: 

daß nach 8 131 ter Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 
die Annahme jugendlicher Arbeiter zu einer regelmäßigen 
Beichäftigung von dem Arbeitgeber nur nah Einhändigung 
eine® Arbeitsbuches erfolgen darf; 

daß der Begriff der Negelmäßigkeit durch die Urt ver 
Befchäftigung, nicht aber dadurch bepingt ift, ob diejelbe als 
eine dauernde in Ausficht genommen oder verabredet ift; 

daß als eine regelmäßige Befchäftigung eine ſolche an- 
zufehen iſt, welche fich zur beftimmten Zeiten oder Stunden 
wiederholt, und nicht im einzelnen, jedesmal nach Bebürfnig 
oder Verabretung zu leiftenden Arbeiten befteht; 

daß alfo dadurch, daß die Beichäftigung des R. und 
Sch, von Seiten des Cafj.-Verkt, fih als eine vorläufige 
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in dem Sinne barftelit, daß fie je nach dem Eintreten ober 
Nichteintreten eines gewiffen Umftanves entweder aufhören 
oder in eine dauernde umgewandelt werben folfte, der Be⸗ 
griff der Regelmäßigkeit nicht ausgefchloffen wird. 

Autr. d. GStA.: gleicht. [38.—3.] 


Zwangsvollſtreckung, drohende. - Bereitelung. 


Zur Annahme einer „drohenden Zwangsvoll⸗ 
Rredung” genügt es nicht, wenn ‘jemand in beveu- 
tendem Maße verfchuldet if. So lange ein Gläu— 
biger feinen Schritt zur rechtlichen Geltendmachung 
feines Anſpruchs gethan hat, „droht“ von feiner 
Srite eine Zwangsvollſtreckung nicht. 

EB. 5 288 [n. 4]. Bol. RbOTr. 15. S. 83. 551. 808. 

Erl. (8. 1.) v. 26. Febr. 1875 e. Eis (216 I. Cr.). 

Der Schmiebemeifler 2. befand fi) nah Annahme der Inſtanz⸗ 
tüßter, feit Herbſt 1873 in Bermögensverfall und warb von feinen 
Glanbigern gedrängt. Mehrere berfelben (B., 3., K., St., Sc. und 9.) 
hatten bereits Klagen angefellt, R. ſchon im Februar 1874 Erelution 
volfreden laſſen; anf Str.'s Autrag war ein Arreft angelegt worden. 
Runmehr ging 2. dazu über, fein Grundfiid und fein bemwegliches 
Sermögen an ©. zu verfanfen. Dieferhalb murde auf den Antrag 
peeier anderer Gläubiger Sp. und Gr., welche bis dahin noch 
lenen Schritt zur rechtlichen Geltendmachung ihrer Anſprüche getban 
beiten, gegen beide (gegen 2. als Thäter und gegen E. als Ge- 
halfen) bie Unterfugung aus $ 288 SiGB.'s eingeleitet, und in 
beiden Inſtanzen vernriheilend erfannt. Zur Hechtfertigung ber An- 
Rahme, daß auch von Seiten der Autragfiellee Sp. und Gr. eine 
Zwangevollſtredung gedroht" habe, führte das AG. aus: „nad den 
"twaltenden Umſtänden babe 2. ermarten müflen, baß auch feine 
übrigen Gläubiger in allernächfter Zeit den Nechtsweg beichreiten, ſich 
dur Arreſt fihern und demnächſt Erektion nachſuchen würden; wenn 
a una, mit Rüdfiht anf die ihm drohenden Prozefje und Erefutionen 
kin Bermögen veräußert hate, um die Befriedigung der Gläubiger 
zu vereiteln, fo liege der Thatbeſtand des $ 288 vor, und jeder 
Blindiger ſei antrageberedhtigt. — Vernichtung und Zurüdverweilung 
tr Sache in die zweite Inſtanz. Gründe: 


Indem der Appellationd-Nichter davon ausgeht, daß 
Jeder, ber in bebeutendem Maße verfchulbet ift, auch mit 
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Erefution bedroht fei, indem er alſo den Begriff der Ber- 
Ihuldung mit dem Begriffe ber drohenden Zwangsévoll⸗ 
ſtreckung ibentifizirt, überfieht er, Daß der $ 288 bie brohende 
Zwangsvolfitredung als ein befonteres Begriffs - Moment 
aufftelit, welches nicht Tebiglich aus dem Vorhandenfein ber 
Verſchuldung gefolgert werben darf, vielmehr felbititändig 
feitzuftellen it. Die Irrthümlichkeit der Auffafjung des 
Üpp. Richters tritt befonders fcharf hervor in der Aus— 
führung, daß bei vorhandener Verſchuldung von jedem 
Gläubiger Erefution drohe, daher jeder Gläubiger antrage 
berechtigt jei, eine Ausführung, welcher fofort praktiſche 
Folge dadurch gegeben ift, daß der App.-Richter nicht allein 
ben Antrag des Sp., fondern auch ben bed Gr. für wirkſam 
erachtet, obwohl in ber thatfächlichen Feftitellung nur ber 
Eritere, nicht auch der Pektere, als benachtheiligter Gläubiger 
fpeziell bezeichnet worben iſt. In ihrer Konfequenz führt bie 
Argumentation des App.-Richters auf einem Umwege wiederum 
zu der von ihm felbit gemißbilfigten und nach der Faſſung 
des 8 288 Abf. 2 unhaltbaren Annahme des erjten Urtels, 
daß die Identität besjenigen Gläubigers, feitens deffen die 
Zwangsvollſtreckung drohe, mit demjenigen, welcher ven Stra 
antrag Stelle, nicht erforderlich fei. Der 8 288 des StGB.'s 
hat nicht die Vereitelung ber Ausjichten ver Gefammtheit der 
Gläubiger eines Schuldners vor Augen fondern Die VBereitelung 
einer Spezial-Erefution (vgl. die Motive des Regierung 
Entwurfs S. 137—138). Er ſchützt den einzelnen Gläubiger, 
deſſen Befriedigung troß feiner Vigilanz vereitelt wird, nicht 
auch die Intereſſen aller übrigen Gläubiger, welche eine gleiche 
Vigilanz nicht gezeigt haben, und diefe Beſchränkung auf ein- 
zelne Gläubiger ift in ber Faſſung des $ 288, ſowohl imerften 
als im zweiten Abfag, durch den Gebrauch des beftimmten 
Artifele („in der Abficht, die Befriedigung des Gläubigers zu 
vereiteln”; „die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Gläu⸗ 
bigers ein") zu erfennen gegeben. 

Aber auch ver Begriff der drohenden Zwangevoll 
jtredung ijt verfannt und über die Bedeutung bes Geſetzes 
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Hinans erweitert, indem unter berfelben bie bloße Möglichleit 
oder Wahrjcheinlichkeit einer künftigen Erefution ſelbſt noch 
vor erhobener Klage veritanden wird. Wenn auch bie 
Frage, ob eine Zwangsvollſtreckung in fo naher Ausſicht 
fieße, taß fie als eine drohende bezeichnet werden Tann, 
weientlich thatfächlich ift, jo Tann doch ber Geſetzgeber un- 
möglich die bloße Erxiftenz eined Forderungsrechtes, zu beffen 
Verwirklichung der Gläubiger noch nicht den geringften 
Schritt gethan Hat, als Grundlage einer drohenden Zwangs⸗ 
volfftredung im Auge gehabt haben. Ohne einen Schritt 
des Gläubigers zur rechtlichen Geltendmachung feines An- 
ſpruchs kann von einer drohenden Zwangsvollſtreckung 
rechtlich nicht die Rede fein und erft, wenn folche Thätigkeit 
des Gläubigers eingetreten ift, wird ed Gegenſtand ver 
Iatfächlichen Erörterung, zu prüfen, ob die fünftig zu er- 
wortende Zwangsvollſtreckung als eine „brohende” angejehen 
werden könne. 

Intr. d. GSA.: gleidl. (40.—8.] 

Mitthäter. - Pofitive Thätigleit. 

Die Mitthäterfchaft einer vorfäglich begangenen 
Mißthat fegt ein pofitives Thun voraus; ein blog 
paſſives Verhalten, ein wiſſentliches Gefchehenlaffen, 
hmm dazu nicht genügen... 

StB. $47 [n. 8]. 

Ertl. (8. 1.) v. 26. Febr. 1875 e. Förfter (190 I. Cr.). 

Die „Z—er Bereins-Fabril* hatte Waaren in den Berlehr ges 
bracht, weiche fälſchlich mit ber Firma eines andern inländiſchen Fabrif- 
anlernehbmers bezeihnet waren. Als Urheber dieſer Handlung ward 
der Protnriſt A. Fitze ermittelt und beſtraft. Außerdem verurtheilten 
die Infanzgerichte aber auch die Dirigenten jener Fabrik A. und Fr. $- 
ds Mitthäter, indem fie zur Hedhtfertigung diefer Entſcheidung aus- 
Mitten: „Bei den gedachten beiden Perfonen genäge zur Vitthäterſchaft 
\den, wenn fie von dem Unternehmen ihres Prokuriſten Kenntniß 
hatten, ohne baffelbe zu hindern; file feien in ihrer Etellung 
derpflichtet geweſen, ein in ihrem Gefchäfte wor fich gehendes ſtrafbares 
Unernehmen zu hindern; wenn fie dieſes nicht gethan, jo hätten fie 
Rd für die Ansführang mit verantwortlich gemacht, jet wenn fie 

Aechtſprech. d. 8. D.-Ir. ıc. AV 11 
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Durch leine poſitiven Sanbiungen babei mitwirtten; ſchen das 
bfoße wiffentlige Geſchehenlaſſen ſei ein ummweibentiger Aus- 
drud ihrer Genehmigung geweien; indem femit bie ſutjctich bezeid- 
weten Waaren mit ihrer Geuchmigumg abgejantt wurben, feien fie ats 
Dirigenten recht eigentlich diejenigen geweien, melde bie Waaren in 
den Berkehr brachten“. 

Ternigtung. Grünbe: 

Die NB. rügt mit Recht eine Berlennung des rechtlichen Begriffes 
der Mütbäterfhafl.e Denn ein bloßes paifives Berhaltn, — ein 
wiffentligee Geſchehenlafſen, — reicht dazu, abgefeben von ben Unter- 
lafjungs-Deliften, niemale ans. Bei ben nur burd ein vorjäklidhes 
Handeln zu vellbringenden Strafthaten ſetzt die Mitthäterfchaft viel- 
mehr eine poſitive Thätigleit aller zu Beollbringung ber gemein- 
ſchaftlich gewollten firafbaren Handlung ale Mitthäter zufammen wir- 
Senden Perſonen voraus. ine folde pofitive Thätigleit if nun zwar 
nit nothwendig durch die unmittelbare felbfthätige Betheiligung jebes 
Mitthäters an allen ober einzelnen ber zur Erfüllung bes firafbaren 
Thatbeflandes erforderlichen Ansführungshandlungen bebingt. Die 
felbe fan vielmehr bei einer auf dem Zufammenmwirlen verfchiebener, 
einander fber- und untergeorbneter, Organe beruhenden Bereinsthätig- 
feit ohne Rechteirrthum auch in auédrüclichen oder ſtillſchweigenden 
Anordnungen bes die Bereinsthätigkeit leitenden Willens, ſelbſt wenn 
diefe Anordnungen ausihliehlih durch untergeorbnete, für ben me- 
chaniſchen Geſchaäftebetrieb beftimmte, Vollzugs⸗Organe ausgeführt fein 
mödgten, gefunden werben. Allein unter biefem Gefichtspunfte bat ber 
Appellations-Richter, ſoviel erſichtlich, das Verhalten der Imploranten 
noch nicht geprüft und völlig unerfindlich iſt es nah feinen Ane- 
führungen, in welcher Weile die Imploranten fih auch au ber 
ſ411ch1ichen Waarenbezeihnung ale Mitthäter betheiligt haben 
ſollen. — 

Unter. d. GStA.: entgegen. [46.—8.) 


Brandftiftung. - Thätige Reue. - Fremde Hülfe. 
Der Brandftifter bleibt flraffrei, wenn er recht— 
zeitig durch Vermittlung eines zur Hülfe herange- 
zogenen Dritten den Brand gelöfcht hat. 
S:@B. $ 310 [n. 3). 
Er! (3.1) v. 26. Febr. 1875 e. Kulalowäla (205 I. Cr.). 
Der Vorfchrift des 8 310 1. o., welche in Erweiterung 
der Im 8 46 ibid, für den ftraflofen Verſuch gegebenen 
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Borihriften auch dem XThäter einer bereits vollendeten 
Drandifftung im Falle thätiger Reue unter gewiffen Be- 
dingungen Straflofigfeit zufichert, liegen Tebiglich kriminal⸗ 
politifche Rüdfichten zum Grunde, deren Zwed und Erfolg 
in vielen Fällen geradezır vereitelt werden würde, wenn ' 
man dem reuigen Branpftifter zugleich die feine Kräfte und 
jomit die Grenzen der Möglichkeit nicht felten überfteigende 
Verpflichtung auferlegen wollte, den angeftifteten Brand 
dor deſſen Entdeckung und vor Entjtehung weiteren Schadens 
jelbft und allein wieder zu löſchen. Eine fo enge Auslegung 
des Geſetzes findet auch in befjen Wortlaute feine Unter: 
fügung. Der Thäter löſcht den Brand nicht nur, wenn 
er das angeſchürte Feuer eigenhändig bämpft, ſondern auch, 
wenn er fich zu deſſen Löſchung fremder Hülfe bebient. 
Eine Entdecku ng des Brandes vor der Löfchung aber ift 
aur anzımehmen, wenn berfelbe, noch ehe dem Thäter oder 
ver von demſelben herbeigerufenen Hülfe bie Löfchung des 
drmdes gelungen ift, von einem unbetheiligten Dritten 
wahrgenommen wird. Der Appellationsrichter hat deshalb 
rechtlich nicht geirrt, wenn er auf bie thatfächliche Feſt— 
Nellung, daß bie Angeflagte von Neue erfaßt den von ihr 
imeitifteten Brand noch vor deſſen Entvedung und bevor 
uch ein weiterer, als ber durch die bloße Inbrandſetzung 
bemirtte Schaden entftanden war, durch Vermittelung ber 
von ihr zur Hülfe herbeigerufenen Dienſtmagd E. St. wieder 
geldicht Habe, den 8 310 eit. fir anwendbar erachtet hat. 
Inte. d. GStA.: gleichl. 146. -8.) 


Echanlwirthſchaft. - Lolal⸗Wechſel. - Steuer-Bergehen. 

Derjenige, welcher die polizeiliche Erlaubniß zum 
Shanfwirthfchaftsbetriebe für ein beflimmtes Lokal 
halten und das Gewerbe bei der Gemeindebehörde 
m Befteuerung vorfchriftsmäßig angemeldet hat, 
naht fi (eines Gewerbe-Polizei- aber) nicht eines 
Orwerbefteuer - Bergehens ſchuldig, wenn ev fein 
Örmerbe gleichzeitig in einer andern, in demfelben 
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Oris- und Steuerbezirke belegenen Räumlichkeit be- 
treibt, ohne diefen Gewerbebetrieb befonders zur Be- 
fteuerung angemeldet zu haben. 


B.Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 8 33. 147 Nr. 1; Pr. Gew.⸗Steuer⸗ 
Geſetz v. 30. Mai 1820 $$ 4. 10. 19a. 3Ib. — Bol. RdoOTr. 14. 
6.189; 13. ©. 251. 

Ert. (3. BI.) v. 27, Febr. 1875 e. Kaufhold (1 PL, 172 II. Cr.). 

K., welcher bie polizeifihe Genehmigung zum Betriebe einer 
Schankwirihſchaft für das Lokal: Breitemeg Nr. 138’ zu M. erlangt 
und biefen Gewerbebetrieb zur Beſteuerung bei ber Gemeindebehörde 
vorfchriftsmäßig angemelbet hatte, benutte die Gelegenheit eines beim 
fog. Herrentruge (im Orts ˖Steuer⸗Bezirke berfelben Stadt M.) Natt- 
findenden Turnfeſtes, um bier den Bier-Ausfchant zu betreiben, ohne 
auch für diefe Räumlichkeit bie polizeiliche Genehmigung erlangt, und 
ohne diefen (ausgebehnten) Gewerbebetrieb zur VBeftenerung befonders 
angemeldet zu haben. Er wurde beshalb wegen „Bewerbe-Polizei- 
Vergebene” aus den 88 33 und 147 Nr. 1 der B.-Gem.-Orbnung v. 
21. Inni 1869 verurtheilt, dagegen in 2. Yuflanz von der Anklage 
eines fonkurrirenden Gewerbe-Steuer-Bergehens freigeſprochen. 

Hierin fand die NB. des OſSitA.'s eine Verlegung bes Gew.⸗ 
Steuergeſ.'s v. 30. Mai 1820 befonbers ter $ 4. 10. 19a. 39b. ibid. 
fomie der 585 5 und 147 der Gew.-Ordnung. 

Die Sache gelangte unter Berüdfihtigung bes 8. J. v. 5. März 
1873 (Rd DOTr. 14. ©. 189) zur Entfheibung des Plenume des Senats 
fir Straffachen. Bier beantragte dir Gen. -Staats-Anwalt bie 
Bernidhtung bed angefochtenen Erkenntniſſes, indem er audführte: 

[Der App.⸗Richter hat die oben angeregte Streitfrage verneint), 
aber nicht blo® aus diefem Grunde, fondern nebenbei aud aus einem 
antern, mehr tharfächlihen, Grunde ben Angellagten freigeiprochen. 
Er hat nämlih erwogen, daß das fragliche Ausfhänken in dem nicht 
concejfionirten Tolale unter den obwaltenden Umfländen nicht ale Be⸗ 
ginn eines neuen Gewerbes neben bem verfieuerten aufgefaßt werben 
könne, ſondern nurals eine Art der Ausübung deslegteren 
anzufehen fei. Wäre diefer Grund geeignet, das Urtheil zn halten, 
fo Hätte et feiner Bereifung an das Plenum bedurft. Aber ber letzte 
Sat, daß der Aueſchank in dem nicht conceffionisten Lolale eine Art 
ber Ausübung des conceffionirten Gewerbes gewefeu fei, ſtellt fe, 
baß der Aueſchank in jenem Lokale ein germerbemäßiger mar. in in 
der Abficht ein Gewerbe auszuilben, vorgenommener, wenn aud nur 
einmaliger, Aueſchaul begründet aber den Anfang eines Gewerbes, 
deſſen befondere Anmeldung und Berfeuerung nothwendig gewejen 
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wire, wenn eben bie Plenarfrage bejaht merben müßte, Es Scheint 
daher eine Plenarentſcheidung zur Hebung des Conflilts nothwendig. 

Die Verneinung ber Frage ſcheint mir jedenfalls nicht ohne große 
Bedenlen. 

Ci zunächſt nicht zu bezweifeln, daß bie Frage weſentlich nur aus 
ben Geſetzen über bie Gewerbeſtener und nicht aus den bie polizeiliche 
Eenceffion zum Gewerbebetrieb betreffenden Gefegen zu entſcheiden iſt. 
36 beſchränle mich auf eine Auelegung des GStG.'s und laſſe die übrigen 
nat adminiculirend angeführten Vorſchriften bei Seite. Es iſt richtig, 
daß in ber Regel der Betrieb eines Gewerbes im Allgemeinen und 
ziht jebe abgefonderte Ausübung beffelben Gewerbes in demſelben 
Stenerbegiet eine befondere Steuerpflicht begrlindet. Der 84 des Ge⸗ 
werbefteuergefetges vom 30. Mai 1820 beflimmt uur bei ber Gewerbe⸗ 
Renerpflichtigleit vom Handel, daß von jeder einzelnen Firma, von 
jedem einzelnen Comtoir, von jebem einzelnen Laden, ohne Rädficht 
anf die Theilnehmer, die Steuer beſonders erhoben werden fol. Diefe 
vorſchrift iR bei andern Gewerben nit wiederholt, ift alfo bei dieſen 
weber bireft, noch anch analog anzuwenden. Aber es ift auch aus 
tiefer Sorfcprift fein argumentum a contrario gegen die Gteuer- 
Micht jebes befonderen Gaſthauſes herzuleiten. Es kommt vielmehr 
daran) an, ob nach bem Suftem des Gefeges und nach der Wortfaffung 
der einzelnen Vorſchriften, ja, ich möchte fagen , der Natur der Ber- 
hältnifie entfprechend, anzunehmen ifl, daß es Abficht des Geſetzgebers 
geweſen if, die in verſchiedenen abgefonberten Lokalen mehr ober weniger 
ſabſtländig betriebene Gaſt- und Schankwirthſchaft nur einmal zu 
keleuern. Es fcheint das nicht wahrſcheinlich. Wenn Jemand in 
verihichenen Stadtgegenden Berlins mehrere Gaſthöfe 1., 2. und 3. 
Kınges eröffnete, fol er da nur einmal als Gaftwirth befteuert werten 
und nur einen ber Gaſihöfe fleuerlich anmelden müffen? Es würde 
te, m. &. der Natur ber Sache nicht entiprehen. Der Handel und, 
ber Regel nach, alle Übrigen Gewerbe, find an fein beftimmtes Lokal 
getunden, es bleibt derfelbe Handel, daffeibe Handwerk, mag es in 
dem einen oder in einem andern Hauſe betrieben werben. Beim 
dandel glaubte man aber den gleichzeitigen mehr ober weniger felbft- 
Räntigen Betrieb in verfchiebenen Lokalen befonders beftenern zu müſſen, 
und um dies zu erreichen, bedurfte es einer ansbrüdtichen Vorfchrift. 
Die Gaſt⸗ und Schanfmwirtbfchaften find ihrer Natur nach an beflimmte 
Ylafe gebunden. Durch bie Berfchiebenbeit der Lokale erhält meift das 
dewerbe einen andern Charakter... Diefer Anfiht trägt das Geſetz 
Kechhnung. Das Geſetz giebt feine Definition von Handel. Doffelbe 
ij bei andern Bewerben der Kal. Nur die Gafl- und Schantwirth- 
Meiten werden tefinitt. $ 9 und 10 lauten; 
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5 9 Wer gewerbsweife ein offenes Lokal hält, um Perfonen mit 
ober ohne Koft für Bezahlung zu beherbergen if als Gaſt⸗ 
wirth fleuerpflichtig. 

8 10 Wer gewerbsweife ein offenes Lokal hält, um zubereitete 
Speifen ober Getränke zum Genuß auf ber Gtelle ober 
außerhalb feil zu bieten, ifi al8 Speife- ober Schauk— 
wirth fleuerpflichtig. 

Ich lege kein Gewicht auf das „ein“, „ein Lokal“, aber das „Lokal 
halten“ gehört wejentlih zum Begriff der Gafl- und der Schanl. 
wirtbfchaft. Ohne ſolches giebt es Feine Gaſt⸗ oder Schankwirthſchaft. 
Beim Gaftwirth ift ein Beherbergen ohne Lolal nicht einmal denkbar. 
Das Lokal bildet mit der Perfon des Gafl- oder Schaukwirths für 
das darin zu treibende Gewerbe ein untrennbares Ganze. Das Geſetz 
fpricht daher von bem Lofal nur in der Einzahl, nicht in der Mehr⸗ 
zahl. Es Heißt nicht, wer offene Lolale hält. Das wäre fprachlich 
zufäffig und würde alle Bedenken befeitigt haben. Gegen biefe® Ar⸗ 
gument läßt fi einwenben, daß berjelbe $ 9 lit, b. beflimmt: 

„Wer gewerbmäßig möblirte Zimmer vermiethet, iſt derſelben 

Steuer unterworfen”. j 
Hier if von Zimmern in ber Mehrzahl Die Rebe, ohne fie ausdrücklich 
auf ein beflimmtes Haus zu bejchränfen. — Aber, wenn meine Ans- 
legung für Abf. a. des $ 9 richtig ift, fo würde ih aud bei Abf. b. 
deſſelben $ nur bie Vermiethung von Zimmern eines beflimmten 
Haufes oder Lofals für ſteuerlich zuläffig erachten. Mau kann aber 
in bem Gebrauch ber Mehrzahl beim Vermiethen von Zimmern auch 
ein Argument für meine Auslegung in bem Gebrauch der Einzahl im 
erften Abfat finden. Jedenſalls ift die für Zimmervermiether gegebene 
Vorſchrift nicht maßgebend für Gaſt- und Schankwirthe. Es verfleht 
fih übrigens von ſelbſt daß unter einem Lokal, nicht einzelne beftimmte 
Räume zu verftehen find, fonbern die fiir eine Gafl- und Schankwir th⸗ 
ſchaft eingerichteten Lolafitäten im Ganzen mit ihrem Zubehör. 

8 10 Sprit von Reſtaurateurs, Garlüchen zc. die unter Schank⸗ 
und Speifewirthen „begriffen“ fein follen. Bei diefen ift alfo aud 
das Halten eines offenen Lolals Bedingung der Steuerpfliht. Da- 
gegen fol nah 8 10 lit. c. 

„ber Betrieb des Bäder und Schlädtergewerbes“ 
nicht hierher gehören, Bei diefen Gewerben if ſachgemäß ein be- 
ſtimmtes Lokal nicht mothwendige VBebingung. Die einzelnen Bor- 
ſchriften des 8 10 bilden durch ihre abweichende Faſſung ein Argument 
für meine Auslegung. 

Saf- und Schankwirthe find (wie gejagt) mit ihrem Lokal ein 
Ganzes, eim felbſtſtändiges Objekt der Steuerpflicht, Die Perfon if 
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vom Lolal nicht zu trennen; wirb von bemfelben Gafl- und Schanl⸗ 
wirth das Gewerbe in verſchiedenen Lokalen betrieben, fo kommt feine 
Berjon für jedes Lokal befonbers in Betracht (duas personas sustinet). 
Ih muß Übrigens einränmen, daß die Stenerbehörden bie von mir 
verfohtene Anficht nicht theilen, baß vielmehr in verfhiebenen Refcripten, 
welhe der Berweilungsbeichluß anführt, bie geftellte Pleuarfrage ver- 
neint wird; 3.8. cf. Schimmelpfennig über die Preußifchen directen- 
Steuern 4. Aufl. Thl. II: Refer. v. 12. San. 1831: ©. 526, Refer. v 

8. Mai 1844: ©. 534. Die Begründung biefer Refcripte beruht aber 
lediglich baranf, daß das Stenergejeh nur bei einem Banbeltreibenden 
verſchiedene einzelne Etablifſements defſelben Handeltgeſchäfts beionbers 
verſtenert. Dies Argum. a contrario halte ich nicht für zutreffend, 
vielmehr bei ber begrifflihen Verbindung des Lolald mit ber Perſon 
des Gaſt- oder Schankwirths jede Wirthichaft in bejonderen Lokalen. 
für ſelbſiſtändig flenerpflichtig. 

Das OTr. hat die RB. zurüdgewiejen. Grünbe: 

Nah Inhalt der Vorfchrift des 833 der B.⸗Gew.⸗ 
Orbnung. v. 21. Juni 1869, insbefondere der Vorfchrift 
ad2 dafelbft, wird bie für denjenigen, „welcher Gaftwirth- 
ſchaft, Shantwirtbfchaft oder Kleinhandel mit Brannt- 
wein betreiben will”, erforderliche polizeiliche Erlaubniß zum 
Vetriebe des Gewerbes nur für ein beftimmtes Lokal er- 
tbeilt. Der für diefes Lokal Konzeſſionirte macht fich nach 
8147 ad 1 ibid. ftrafbar, wenn er ohne polizeiliche Er- 
Ianbniß fein Gewerbe in einem anderen Lolale betreibt. 
Da die Ertheilung der Konzeffion in jedem einzelnen Falle 
bie Prüfung der Frage Seitens ber Behörde vorausſetzt: 
ob das zum Betriebe des Gewerbes beftimmte Lokal wegen 
feiner Befchaffenheit und Lage den polizeilichen Anordnungen 
genügt, — vgl. 8 33 ad 2 ibid. — fo ift bie Strafbarkeit 
des Gewerbetreibenben nicht dadurch ausgefchloffen, daß er 
das Gewerbe bereitd anderweitig konzeſſionirt betrieben hat. 
Er ift ftrafhar, wenn er den Betrieb bes Gewerbes in 
einem Lokale beginnt ober fortfegt, für welches eine 
Konzeffion nicht ertheilt ift, oder wenn er von ben in ber 
Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen abweicht: 8 147 ad 1 
ibid., vgl. die minifterielle Anweifung z. Gew.-Orbnung v. 
4, Sept. 1869 ad 12, Kletke, Gew.-Drbn. S. 209; V. I. 
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v. 11. April 1872 (RdoOTr. 13. ©. 251). Daß aus einer 
Zuwiberhandlung gegen die Vorfchriften 88 33. 147 ceitt, 
nicht ohne Weiteres zugleich auf eine Gewerbefteuer-De- 
frautation gefchloffen werden kann, ergiebt ſich aus der po⸗ 
Tizeilichen Natur der gedachten Vorfchriften und ber ihnen 
im Gewerbepolizeigefege angewiefenen Stellung (vgl. auch 
bie Pr. AkKO. v. 7. Febr. 1835 ad 1 (GS. ©, 18); viel⸗ 
mebr ijt die Trage, ob der Gewerbtreibende neben ber Zu- 
widerhandlung gegen die mehrgebachten gewerbepolizeilichen 
Vorſchriften auch gegen die Steuergejete verjtoßen hat, nach 
dem Inhalte ter Ietteren zu beantworten. Nach 8 19a. 

des Gew.-Steuer:Gef.’s v. 30. Mai 1820 (GS. ©. 147) 
muß derjenige, welcher ein Gewerbe betreiben will, davon 
ter Kommunalbehörde des Drtd Anzeige machen. Er 
bat nach 8 39b. ibid., wenn er den Anfang eines fteuer- 
pflichtigen Gewerbes nicht anzeigt, bie Strafe ver Steuer- 
befraudation verwirkt. Die Strafbarkeit Gewerbtreibenber 
ift in $ 19a. cit. alfo nicht, wie nach der Vorfchrift der 
85 33. 147 Nr. 1 der B.Gew.-Orbnung von dem Be- 
triebe, der Ausübung des Gewerbes bei Nichterfül« 
fung der daſelbſt aufgeftellten Bedingung polizeilicher Ge⸗ 
nebmigung, fondern von dem Anfange eines fteuerpflich- 
tigen nicht zur Verftenerung angemeldeten Gewerbes abhängig 
gemacht. 

Nur der Gewerbebetrieb überhaupt feiner Geſammt⸗ 
berechtigung nach, nicht die won ben Gewerbetreibenden im 
Ausübung feines Gewerbes vorgenommene Einzelhanblung, 
— möge biefelbe auch an fich geeignet fein, ben Betrieb 
bes Gewerbes nachzuweiſen, ift ber Verftenerung beziehungs⸗ 
weife der Anmeldung zum Zwede der PVerfteuerung unter» 
worfen und bie nicht erfolgte Anmelbung einer gewerblichen 
Einzelhandlung oder Gewerbsart ift mithin nur infofern 
ftrafbar, als fie ſich nach dem Gefege als Anfang eines 
noch nicht verfteuerten Gewerbes barftellt. 

Das Gewerbefteuergefeg führt in $ 2 diejenigen Ge- 
werbe getrennt hinter einander auf, für welche Gewerbe 





— 
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feuer erhoben werben foll und hat dieſe Unterſcheidung 
ſowohl im Verlaufe bes Geſetzes bei Feitftellung ver Be- 
bingungen der Steuerpflichtigfeit der verſchiedenen Gewerbe, 
ald and in der Beilage B. beffelben, enthaltend vie Be- 
Rimmungen über Ausmittelung und Vertheilung der Säße, 
nah welchen die Steuer erhoben werben foll, feftgehalten. 
Diefelbe Unterfcheidung hat auch in ben Marginalien bes 
Geſetzes Ausprud gefunden. Was aber insbefondere ben 
in der NY. in Bezug genommenen 8 4 1. c. betrifft, fo ift 
8 allerbing® nach den Inhalte ber qu. Vorſchrift, wonach 
„die Stener von jeder einzelnen Firma, von jebem einzelnen 
Comptoir, von jedem einzelnen Raten ohne Rückſicht auf bie 
Zahl der Theilnehmer erhoben wirb”, unzweifelhaft, daß 
für jedes beſondere Pokal, in welchem eine offene Verfanfs- 
felle errichtet ift, ein beſonderer Gewerbeftenerfag nad) 
Naßgabe des Umfanges des in dem betreffenden Lokale be- 
triebenen Gefchäfts veranlagt wird und daß das Geſetz 
within in der Anlage jeder gefonterten Verfaufsitelle, 
(Comptoir, Laden) ganz abgefehen von dem etwa vorhandenen 
Zufammenhange beffelben mit dem anderweitig bereits ver⸗ 
Heuerten Geſammthandelsbetriebe der Gewerbtreibenten ben 
Anfang eines feldftftändigen Betriebes des Handelsgewerbes 
(ML. 815 a. a. O.) erfannt wiffen will, welcher ben Ge- 
werbtreibenden nach SS 19a. 39 lc. zur Anmeldung bes 
Generbes verpflichtet. Der Wortlaut des $S 4 a. a. O. 
welder von der Steuerpflichtigleit jeder einzelnen Firma 
augehend, dieſelbe ſodann auf jetes einzelne Comptoir und 
uf jeden einzelnen Laden erſtreckt, ergiebt aber ebenfo un« 
weifelhaft: daß dieſe Vorfehrift nur für den Handel ge 
geben ift und daß namentlich unter „Comptoir und Laden“ 
nr ſolche Verkaufsſtellen verſtanden find, welche zum Zwecke 
er Ausübung des Handelsgewerbes dienen. Gleiches folgt 
9 ver Abgrenzung ver Vorfehr ften des Geſetzes mittelft 
ter Marginalien, zu 8 2 „Gewerbeſteuerpflichtigkeit über: 
Kupt, u 8 3—8, „Nähere Beftimmungen A. für ben 
Mandel zu 8 5a., B. für die Gaftwirthfchaft” u. f. w., fowie 
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denn auch die in 8 5b. gebrauchte Ausprudsweife „ber 
Steuer vom Handel find ferner unterworfen”, erfennbar 
macht, daß die Vorfchriften 88 3—8 1. c. beftimmt find, 
die Steuerpflichtigleit des Handels eigenthümli und aus⸗ 
Schließlich zu orbrien. Es kommt hinzu, daß in 8 5b. a. a. O. 


diejenigen dem Handel verwandten ober gleichartigen Ge⸗ 
werbe beſonders aufgeführt werben, welche von ven Beftim- ' 


mungen über den Handel 88 3ff. a.a. O. mit betroffen 
werben follen, woraus ſelbſtredend folgt, daß dies von an« 


beren Gewerben, bei welchen das Gefeg eine gleihe Be | 
hanblung nicht vorgefchrieben hat, nicht gelten kann. — Auch 


geht aus der Vorſchrift des 8 15 a. a. O., welche ven 
Grundſatz der Beſteuerung einzelner Gewerbsanlagen ſogar 


in Betreff des Handels inſofern beſchränkt, als be⸗ 
ſtimmte zur Bereitung von Fabrikmaterialien dienende 


Mühlen und Maſchinen nur dann beſonders von der Handes⸗ 
fteıter betroffen werben follen, wenn fie ſelbſtſtändig be 
trieben werben und nicht zu einer ſchon außerdem gewerb⸗ 





ftenerlihen Fabrifanftalt gehören, hervor, daß der in S4 


a. a. O. aufgeftellte Grundfag nicht al8 ein das ganze Ge⸗ 
werbeftenergefeg beberrfchender angefehen werben Tann. 
Bielmehr ergiebt fich aus ver erceptionellen Natur der auf 
einer rechtlichen Fiktion beruhenden Borfchrift des S4a.a. DO. 


— daß diefelbe auf die übrigen fteterpflichtigen Gewerbe, 


— bei welchen zum Theil, wie bei den im Umberziehen 


betriebenen Gewerben (vgl. 882. 22 1. c.) nad der Natur 
der Sache eine getrennte Befteuerung einzelner Geſchäfts— 
anlagen von felbft ausgefchloffen ift, — eine analoge An= 
wendung nicht zuläßt. 

Die Frage in Betreff ber Steuerpflichtigleit der ein- 


zelnen mitteljt des Gej.’8 v. 30. Mai 1820 der Beitenerung | 
unterworfenen Gewerbe, insbefondere biejenige, ob und | 





welche Gewerbsfteuerhandlungen den Beginn eines fteuer- 


pflichtigen Gewerbes erkennen laffen, ift alfo nicht nach dem 
mehrgedachten in Betreff des Handels in $S4a.a.D. auf- 
geftelften Grundfage, fowie überhaupt nicht allgemein nach 
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dem Lolale oder der Räumlichleit, in welcher die Ausäbung 
bed Gewerbes jtattfindet, fonvdern nach der Befchaffenheit 
und Eigenthümlichleit des einzelnen Gewerbes und nach ven 
in Betreff deſſelben im Geſetze gegebenen Beitimmungen, 
— wie folche beifpieldweife in Beziehung auf den felbft- 
fändigen Betrieb von Mühlenwerfen in 88 14. 15.0.0. O. 
gegeben find, — zu beantworten. 

Bon diefer Auffaffung find auch die Berwaltungsbe- 
börden bei Handhabung des Gewerbeftenergefeges jederzeit 
ausgegangen. Die Minifterialsftefcripte v. 1. April 1828 
(Schimmelpfennig: direkte Steuern ©. 162, Nr. 201), — v. 
12, Yan. 1831 — (ibid. ©. 193, Nr. 289) — v. 24. Yan. 
1840 (ibid. ©. 285, Nr. 572) fprechen übereinjtimmend 
aus, daß die Vorfchriften des SAa.a.D. auf andere nach 
Mittelfägen zu beftenernde Gewerbe, außer dem Hanbeld- 
und Fabrikbetrieb nicht zur Anwendung Tommen können 
und daß daher für die nicht zu ben Handeltreibenden ge⸗ 
hörigen Gewerbetreibenden, welche in dem nämlichen Ge⸗ 
werbeftenerbezirk ihr Gewerbe in mehreren Lokalen betreiben, 
un ein Mittelfat zur Auwenbung kommt; vgl. auch Maſcher: 
die Gewerbeſteuer⸗Geſetzgebung Preußens S. 22 ad I. Was 
aber insbefondere die hier in Frage kommenden Gewerbe 
ver Schankwirthfchaft betrifft, fo gewähren zuvörderſt die 
Vorſchriften in 88 9. 10 L.c. über die Beftenerung ber 
Gaft-, Speife- und Schankwirthſchaften, namentlich bie 
Berichrift S 10c.: 

„Wer gewerböweife ein offenes Lokal hält, um zubereitete 
Speijen oder Getränle zum Genuß auf der Stelle oder 
außerhalb feil zu bieten, ift als Speife- oder Schankwirth 
ſteuerpflichtigꝰ, 
in feiner Weiſe einen Anhalt für die Annahme, daß die 
Steuer von jedem Lolal, in welchem das Gewerbe betrieben 
bird, analog der Vorfchrift des $A a. a. O. zu entrichten 
fi. Dem widerſpricht vor Allem, daß es grabe nach dem 
dorgange ber in 84 eit. gegebenen, ausbrüdlich auf den 
Handel befchränften Vorſchrift einer gleichen ausdrücklichen 
vorſchrift auch für die Gaft- und Schanfwirthfchaft noth- 
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wendig bedurft hätte, einer Vorſchrift, wie fie 8 10 zweifeltos 
nicht enthält. Denn die 88 9. 10 enthalten eben nur bie 
wefentlihen Merkmale, an welchen ber in Rebe ftehente 
Gewerbebetrieb zu erkennen ift, mithin die Beftinnmung des 
Begriffs des betreffenden Gewerbes, für welchen es daran 
ankommt, daß bie Getränfe in einem offenen, Jedem zu- 
gänglichen Lokale verfauft werben, ohne daß bamit ber 
gleichzeitige Betrieb Des Gewerbes in mehreren Lokalen aus 
gejchloffen wäre; val. auch $ 3 tes Gef.’8 v. 30. Mai 1820. 
Nah dieſem Inhalte der gefeglichen Vorſchriften wilrbe bie 
Frage, aus welchen Gründen das Gefek nur in Betreff 
bes Handels und nicht in gleicher Weife in Betreff des 
Gewerbes der Schanfwirtbfchaft die Steuerentrichtung von 
jeder felbftftändigen Verkanfsſtelle vorgefchrieben Hat, völllz 
auf fich beruhen Können. Es kommt aber auch wefentlid 
in Betracht, daß bie Gaſt⸗ und Schankwirtbfchaft, welde 
ohne Unterfcheitung verfchiedener, nach dem Umfange bes 
Gefchäftsbetriebes abgegrenzter Steuerflaffen vgl. 88 1. 2 
bes Geſ.'s dv. 19. Juli 1861, nach Mittelfägen befteuert 
wird, als das relativ höchſt beftenerte Gewerbe fich darſtelll 
nnd ſonach eine Vergleichung beider Gewerbe in Beziehung 
auf die für die Beſteuerung derſelben gegebenen Einzelvor- 
ſchriften überhaupt nicht zuläfftg erfcheint. Daher ift auh 
Seitens der höchſten Verwaltungsbehörde wiederholt aner- 
fannt, daß bei der Gaft« und Echankwirtbfchaft eine de 
werbeſtener⸗Kontravention nicht begangen wird, wenn ber 
bereitö beftenerte Gewerbetreibende eine nene Schantftätte‘ 
in demfelben Gewerbefteuerbezirfe eröffnet, in welchem er 
feinen Wohnſitz hat, oder wenn er fein Gewerbe in jenem 
Bezirke bei Schügenjeften, öffentlichen VBerfammiungen u. f. w. 
ausübt, und Laß durch ein ſolches Verfahren eben mur 
gegen bie beſtehenden gewerbepolizeiliden Vorfchriften ver 
ftoßen werben kann; vgl. m. U. die Referipte v. I. April 
1828 und v. 28. Fehr. 1835: Schimmelpfennig 1. c. S.162 
Nr. 201, S. 232 Nr. 395; Maſcher a. a. O. ©.84 8 10. 
Sonach hat der Angeklagte dadurch, daß er von ber ba 











173 [27. Febr. 1875.] 


fihtigten Ausübung ſeines Gewerbes bei Gelegenheit bes 
Zurnjeftes am Herrenkruge bei M. ver Kommunalbehörde 
daſelbſt feine befondere Anzeige gemacht hat, gegen bie Vor- 
ſchriften der SS 19. 39b. des Geſ.'s v. 30. Mai 1820 
nicht verftoßen. 

Nur durch den Betrieb feines Gewerbes außerhalb 
bes Gewerbeitenerbezirtes feines Wohnort, — welcher bie 
Aufnahme des Gewerbetreibenden In die Gewerbefteuerroffe 
des betreffenden Orts bedingt haben würde, — würde Ans 
pellagter fich bei nicht erfolgter Anzeige bes Gewerbebetriebes 
ftrafbar gemacht Haben: Reſer. v. 1. April 1828 eit, 

Antr. d. GStA.: entgegen. [33.—9.] 


dener-Berficherung. - Bermuthung. - Beweid-Regel. 


Die gefepliche Vorschrift, nach welcher eine Meber- 
a „vermuthet” wird, wenn der Werth um 
0 (50) Prozent überſchritten if, — iſt durd € 22 
dr Bon. v. 3. Yan. 1849 nicht außer Kraft gefept. 


Gd.v. 8. Mai 1837 SS 20; Bon. v. 3. San. 1849 $ 22 [n. 72]. 
81. 3. dI. 315) v. 10. Nov. 1859 c. Fritſch (Goltd. Ar. 8. S. 102); 
3.1. v. 31. Maui 1865 c. Röder (KdOTr. 6. ©. 165. 

(3. BL) v. 27. Febt. 1875 c. Müller & Gen. (22 IT. Cr... 

Der Fleiihermeifter M. und ber Verfiherungs-Agent 9. waren 
der erflexe wegen miffentlicher Meberverfibernng feiner Mobilien und 
d. wegen Anftifiung dazu aus $ 20 des Geſ.'s v. 8. Mai 1837 ver- 
urtheilt worden. Die Inftanzrichter ſtellten feit, daß bie Berfiherungs- 
ſamme den wahren Werth der verfiherten Begenfiände um 30 bezw. 
0%, überfleige, und eradteten bemgemäß, unter Hinweis auf den 
„durh $ 22 der Bon. v. 3. Ian, 1849 nicht befeitigten* Abf. 2 des 
it. 5%, die „Bermuthung” der Wiſſentlichkeit, welche Die Angeflagten 
ht widerlegt hätten” für begründet. Die NB. rügte Verlegung 
der Fundamentalgrundſatzes bes cit. 8 22, nach welchem alle, in älteren 

aufgefiellten, Beweisregeln aufgehoben jeien. 

Der Gen.-Staats-Auwalt beantragte die Zuräüdweifung ber 
RB. Er führte ans: 

Die Frage, derentiwegen die Sache vor das Plenum des Straf- 
Ins verwieſen wurbe, iR dahin fpecialifitt: 
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ob bie in $ 20 Abf. 2 bes Bei. v. 8. Mai 1837 file bie 
wiffentlidhe Weberverfiherung geſetzlich begründete Ber 
muthung durch $ 22 der Berorbnung v. 3. Januar 1849 
außer Kraft geſetzt fei. 
Für die Entſcheidung bes vorliegenden Falles genügt bie fo fpecialifirte 
Frage; ihre Beantwortung bat aber eine weitere Tragweite ımd bie 
Motive ſtellen fat alle in Specialgefegen für bie Annahme der Straf 
barkeit einer Handlung aufgeftellten geſetzlichen Bermuthungen in Frage. 
Das praktiſche Bedärfnig hat in vielen Fällen dahin geführt, bie 
Strafbarkeit einer Handlung an eine objektiv erwiefene That- 
ſache zu knüpfen und dabei den Nachweis einer firafbaren Abfidt 
für unnöthig zu erklären. Die Zulaffung eines Gegenbeweiſes hat 
dann mehr bie Natur einer Milderung der Strenge ber an ben Beweit 
der nadten Thatfache gelnüpften Strafbarkeit. Ein Bedürfniß zu 
folder Strenge ift beim Fenerverfiherungsweien unverlennbar. Das 
Veberverfihern gegen Feuerſchäden ift yemeingefährlih, es reizt zu 
Brandfiftungen. Direkt zu bemweilen find folche höchſt felten. Ihre 
Berbinderung erheifht Ausnahmegefege. Der Zufammenhang der 
88 20 n. 21 ergiebt aber auch m. E., baß ber 2. Abfat bes $ 20 nur ur 
eigentlich von ber Bermutbung einer wiſſentlichen Meberwerficherung 
ipricht, von der Zuldjfigleit bes Gegenbeweiſes fagt das Geſetz nichts. 
Der 8 21 befraft geringere Ueberverfiherungen, wenn ber Fall einer 
wifientlihen Weberfchreitung nicht vorliegt, ohne etwa den Nachweit 
einer fahrläffigen Ueberfhreitung zu fordern. Diefe geringere 
Veberverfiherung würbe alſo firafbar fein, während bie größere Ueber- 
verfiherung nah $ 20 Abf. 2 ftraflos bleiben würbe, wenn man ihr 
bie Wiffentlichleit nicht befonders nachwieſe. M. E. müfjen bie 85 20 
und 21 babin ausgelegt werben: daß nah 8 20 Abſ. 1 jede wifjentliche 
Ueberverfiherung,, nach Abfag 2 bie 80 reip. 50 Procent fiberfchrei- 
tende Berfiherung gleich einer wifjentlichen unb bie nur 10—30 reip. 
20—25 Procent überfchreitende Berfiderung, wenn ihr nicht Wiſſent⸗ 
lichkeit nachgewieſen wird, geringer befiraft werben fol. Dieſe anf 
ben Zufammenhang des Geſetzes gegrünbete Auslegung entipricht bem 
Bedürfniß, euthält auch keine Härte, da überall nur Geldfrafen an⸗ 
gedroht werben nnd die im $ 20 Abf. 2 bebrohte bebeutenbe Lieber- 
verfiderung von Jedem vermieden werben fanı und muß. 

Bei biefer Auslegung würde es ſich nicht von einem durch geſetz⸗ 
liche Vermuthung vertretenen Beweife ber Wiffentlichleit fondern nur 
von ber Berehnung der Strafe nad dem für wiffentliche Ueberver⸗ 
fiherungen gegebenen Maßſtabe handeln. 

Abgejehen Hiervon Tann ih dem 8 22 bes Geſetzes v. 3. Fanııar 
1849 nicht die Bebeutung beilegem, daß darch benfelben bie, namemtlkh 
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m Syecialgeſetzen, für einzelne Fälle vorgeichriebenen geſetzlichen Ver⸗ 
muthungen bejeitigt wären. Der Geſetzgeber ann dies unmöglich be- 
abſichtigt haben, ba folche Specialgefebe, namentlich auch das von 1837 
anch außerhalb des Gebiets der VBon. von 1849 Geltung haben und 
eine verfchiebene Behandlung ber in folchen Geſetzen vorgeiehenen firaf- 
baren Handlungen doch kaum angemefjen exrfcheinen konnte. Mehrere 
Spectalgeletze, namentlich das Zollſtrafgeſetz v. 23. Ian. 1838 enthält 
ine Reibe von XThatjachen, bei denen die Zolbefranbation bi zum 
Beweiſe des Gegentheils als vollbraht angenommen, db. b. gefetlich 
vermnthet werben foll und mir ift nicht bekannt, baß biefe geſetzlichen 
Sermuchungen nad der Bon. v. 1849 nicht mehr flir anwendbar 
erachtet wären. ebenfalls find fie jet wieder gültig, denn das 
Vereins zolIgeſetz v. 1. Yuli 1869 wieberholt fie fa wörtlich. Ich 
glaube aber nicht, daß ber Gefegeber nur daran gedacht hat, fie 
wieder neu einzuführen, nachdem und weil fie in Preußen burch bie 
Ka. von 1849 abgeſchafft worben. 

Anders liegt bie Sache nach $ 10 des Geſ.'s v. 31. März 1837 
über den Waffengebrauch ber Forfibeamten; bie Angaben der Verletzten 
nad fonfliger Berfonen follten für fi allein Leinen fichern Beweis 
gegen den Forſibeamten bilden. Das betraf keine geſetzliche Vermuthung 
jenbern den Werth eines Beweismittel. Das iſt aufgehoben, 

Ebenſo in dem Geſetze von demſelben Datum betr. die Wider- 
jeßlichkeit gegen Forſtbeamte: nach $ 7 follen letztere nicht um deswillen 
feine glaubw Ärbigen Zeugen fein, weil fie Damnifikaten oder Deuncianten 
ſind. Das gilt jet ohne dieſes Geſetz. 

88 erflärt verichiebene Perfonen für verdächtig. Das gehört zur 
Oemeisiheorie. Nur $ 10 flellt eine Art geiegliher Vermuthung anf 
für Die Abficht zu tödten, wenn Jemand auf einen Beamten ſchießt. 
DE eutſpricht regelmäßig der Sadlage und if faum mehr von 
Werth, da für die Beleitigung biefer Bermuthung die Gegengründe 
nicht mehr befchränft find. Uebrigens ift das Geſetz durch die 8$ 117 
fs 119 des StOB.'s erſetzt und anfgehoben. 

Ih nehme an, daß die generelle Vorſchrift des $ 22 der ®bn. v. 
3. Jan. 1849 nad) allgemeinen Gegenfägen die betreffenden Borfchriften 
Ar Specialgejete nicht aufheben wollte und micht ohne auß- 
vrüdlihe Borfcrijt aufheben konnte. Eventuell kann es fi noch 
Ragen, ob nicht eine nähere Anficht des 8 22 ergiebt baf durch den- 
ken die gefetglichen Bermuthungen und fpeciell die Vorſchrift des 

Srieres von 1837 nicht berührt werden. 
Der 522 1. c. beflimmt im erflen Abſatz 
„bie beſtehenden geſetzlichen Borjchriften Über bas Verfahren 
bei Aufnahme ber Beweile bleiben ferner maßgebend“ 
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and fährt dann im 2. Abfat fort 
Dagegen treten bie bisherigen pofltiven Regeln über bie 
Wirkungen ber Beweile außer Anwendung. 
Das if auf die nah Abſatz 1 aufzunehmenden Beweiſe zu be 
fhränfen, für die gefetliche Bermuthung bedarf es aber feiner Anf- 
nahme von Beweifen, alfo in unferm Falle nicht Über das Vorhandenſein 
der Wiffentlichleit, wenn die vorausgeſetzte Ueberverſicherung ferfteht, 
fie ift fein Beweismoment im Sinne ber Bon. von 1819. 

Das OTr. hat bie NB. zurüdgewiefen. Gründe: 

Die in Abf. 2 des 8 22 ver Bon. v. 3. Yan. 1849 
enthaltene Vorſchrift: daß die bisherigen pofitiven Kegeln 
über die Wirkungen der Beweiſe außer Kraft treten, erhält 
ihre nähere Beftimmung und Begrenzung burch bie un 
mittelbar folgenden Worte „ver erfennende Richter hat 
fortan unter genauer Prüfung aller Beweife für die An 
Hage und Vertheidigung, nach feiner freien, und dem In⸗ 
begriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen gefchöpften 
Ueberzeugung zu entfcheiden, ob ber Angeklagte fchuldig ober 
nichtſchuldig fei”. Er ift aber verpflichtet die Gründe welche 
ihn dabei geleitet haben in dem Urtheil anzugeben. Es 
ergiebt fich hieraus der Sinn der ganzen Vorfehrift dahin, 
daß injoweit der Richter zu einer Prüfung ber Beweile 
berufen ift, er bei diefer Prüfung ungebunden durch pofitive 
Regeln, nach feiner freien Ueberzeugung entſcheiden foll. 
Dadurch wird aber nicht ausgefchloffen, daß das Gefeg an 
dad Vorhandenſein gewiſſer Thatfachen, die rechtliche Folge 
fnüpfen kann, daß ber Xhatbeftand einer Strafthat, oder 
ein Theil dieſes Thatbeſtandes als vorhanden angenom: 
men werden muß, ſei es unter Ausſchließung des Gegen⸗ 
beweiſes, ſei es bis zum Gegenbeweiſe. In einem ſolchen 
Falle kommt das Prinzip der freien Beweiswürdigung in- 
fofern nicht zur Anwendung, als tie Würdigung des Be- 
weifes dem Richter Überhaupt entzogen ift. 

Eine Vorfchrift diefer Art enthält der 8 20 Abf. 2 
des Geſ.'s über das Mobiliar-Feuerverficherungswefen vom 
8. Mai 1837. Wenn bei der Verfiherung ber Werth um 
30 refp. 50 Prozent überfohritten ift, fo bat der Richter 
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vermöge gefeglicher Beſtimmung anzunehmen, baß eine 
wißjentlihe Meberverficherung vorliege; eine Prüfung ber 
Beweiſe in biefer Beziehung fteht ihm gar nicht zu. Das 
Prinzip der freien Beweiswürdigung ift eben fo wenig an« 
wendbar, als vor ber gefetlichen Anerkennung dieſes Prin- 
zips bie damals geltenden pofitiven Beweisregeln hätten 
Anwendung finden können. Nur infofern als es fich um 
die Prüfung des Gegenbeweifes handelt tritt, da das Gefeg 
ihm weber ansgefchloffen noch befchränft hat, das Prinzip 
ver freien Beweißwürbigung wieber ein. 

Daß auch unter der Herrfchaft biefed Prinzips Vor- 
(hriften, welche innerhalb gewiffer Grenzen die Prüfung 
des Beweifes durch den Richter ausfchließen, und infofern 
ver freien Beweiswürbigung feinen Raum gewähren, aus 
überwiegenden Gründen der Zweckmäßigkeit und namentlich 
veshalb ergeben können, weil ohne fie die Führung bes 
Beweiſes mit einer die Wirkſamkeit des Gefeges gefährdenden 
Schwierigkeit verbunden fein würde, dafür giebt eben das 
Gef, v. 8. Mai 1837 dadurch einen Belag, daß es feinem 
ganzen Inhalte nach, alfo einfchließlich des 8 20 auch 
für das Gebiet des Rheiniſchen Rechtsverfahrens erlafien 
wurde, obgleich in demfelben das Prinzip ber freien Beweis» 
birbigung in Geltung war. In dem Umftande, daß ber 
320 eit. auch nachdem bie Von. v. 3. Yan. 1849 für die 
ülteren Provinzen verfündet war, für das Gebiet des Rhei⸗ 
niſchen Rechts nicht abgeändert worden ift, liegt ein fernerer 
Grund für die Richtigkeit der obigen Auslegung bes 8 22 
jener Verordnuug. 

Schlieglich iſt darauf Hinzuweifen, daß Vorfchriften 
welhe die Prüfung ber Beweife durch den Nichter aus⸗ 
(fliegen nicht nur im Gebiete des Nheinifchen Nechtsver- 
ſehrens beftehen, vgl. Art. 154 Rh. StPO., fondern auch 
nach allgemeiner Einführung des Prinzips der freien Be— 
———— für den ganzen Umfang der Monarchie er⸗ 

laſen ſind. Zu dieſen Vorſchriften gehören insbeſondere 


331 des Hofzbiebftahlögef.’8 v. 2. Juni 1809, 5 138 des 
Rehtipr. t, 8. O «Tr. ıc. XVI. 
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Bereinszolfge).’8 v. 1. Juli 1869, 8 20 des Preßgej.’s v. 
T. Mai 1874 cf. auch noch 8 47 des Gef.’ über das Poſt⸗ 
weſen v. 28. Oktbr. 1871, 88 1 und 6 bes Geſ.s über 
bie Haftpflicht der Eifenbahnen v. 7. Juni 1871. E86 ergiebt 
fich hieraus, daß die Gefeßgebung das Prinzip ter freien 
Beweiswürbigung nicht in dem Sinn verfteht, als felen 
mit bemfelben Befchräntungen der richterlichen Beweispräfung 
nicht vereinbar, woraus dann weiter folgt, daß derartige 
Befchränfungen welche in befonberen älteren Geſetzen ent 
halten find, durch die Einführung jenes Prinzips ihre Gel 
tung nicht verloren haben. 

Autr. d. GStA.: gleicht. [69.—6.) 


Strafantrag. - Mehrheit der Theilnehmer. - Zuriidnahme.- 
Friſt. 

Die Zurücknahme des geſtellten Strafantrags iß 
in Betreff aller Theilnehmer an der Mißthat aus— 
gefhloffen, ſobald rüdfichtlich eines derfelben ein jene 
Wirkung herbeiführender prozeffualifcher Aft erfolgt iſt. 

StOB. $ 64 [n.7J. Bgl. oben ©. 54. 

Beil. (1.) v. 3. März 1875 St. & Gen. (64B. I. Cr.). 

Gegen St., R. und 8. war auf ben Antrag der S. P. bie Unter- 
fuhnng wegen Nothzucht bezw. Beihülfe zu derjelben eingeleitet worden. 
Nachdem gegen B. die „förmlihe Anklage erhoben” worben wat, 
nahm die ©. P. ihren Strafantrag gegen St. und R. zurüd. Das 
Berfahren gegen B. ward fortgejettt und gegen ihn die Strafe and 
5 177 verhängt; feine NB., welche Berüdficgtigung ber angeblich reiht‘ 
zeitig erfolgten Zurädnahme bes gegen St. und R. geflellten Sıraf- 
antrags bezweckte, wurde durch Erfenntniß des OTr.'s v. 20. San. 1815 
(oben 8. 54) zurüdgewiefen. In dem nunmehr fortgefettten er 
fahren gegen St. und R. lehnte das AG. die Berfegung in den 
Anklageftand ab, weil in Betreff diefer ber Etrafantrag rechtzeitig 
jurüdgenommen fei. Das OTr. bat dieſen Beſchluß anfgehoben 
und gegen beide Beſchuldigte die befinitive Berfegung in ben Anklage 
ftand ausgeſprochen, indem es ermog: 

daß nad) den in ben SS 61. 63 und 64 des StGB. 
ausgeſprochenen auf den Fall des 8 177 anmwenbbaren all 
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gemeinen Grundſätzen für die Lehre von ben Antragsbelikten 
bie firafrechtliche Verfolgung einzelner Thäter oder Theil 
nehmer ter nemlichen ftrafbaren Handlung bergeftalt aus⸗ 
geihloffen erjcheint, daß die Stellung des Berfolgungs- 
anfrage ebenfo wie deſſen Zurücdziehung nur gegen alle 
Mitſchuldigen gleihmäßig wirkſam oder unwirkfam fein kann, 
woraus folgt, daß gleichwie die vor erhobener förmlicher 
Anklage erfolgte Zurücdnahme bes Antrags gegen St. und R. 
dem Angeflagten B. nicht zu Statten kommen Tonnte, 
die verfpätete Zurücknahme gegenüber dieſem Angeklagten 
auch der am fich vechtzeitig gefchehenen Zurücknahme gegen 
bie gegenwärtigen Mitangeſchuldigten ihre Wirkung entziehen 
maß, weil anderen Falles die im Gefeg unbedingt reprobirte 
Verfolgung derfelben Handlung nur gegen einen einzelnen 
Beihuldigten und nicht gegen alle Statt finden würde, wie 
and biefes in dem erwähnten Erkenntniffe gegen B. im 
Weiteren ausgeführt worden ift. 

Antrag bes GStA.: gleicht. [68.—6.] 


Angeklagter (verhafteter). - Sisung. - Borführung. - 
Contnmaeia. 


Der verhaftete Angeflagte kann nicht auf die (im 
Geſetz gebotene) Vorführung zur Verhandlung erfter 
Inſtanz verzichten. Die im Falle der Nihtvor- 
führung eintretende Nichtigkeit muß der App.-Richter 
von Amtswegen berücdfichtigen. 
2a. v. 3. San. 1849 8 14 [n. 26); Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 23. 
102 [n. 2. 5]. Bol. RdOTr. 2. ©. 470; 16. ©. 135 und die bort 

eitt. Erfenntmniffe. 

Ertl. (8.1) v. 3. März 1875 ec. Witedi (181 I. Or.). 

®., beim KG. zu DO. in Haft, follte zu einer anderen wiber 
ihn beim KG. zu R. angefettten Sanptverhandlung vorgeführt werben. 
Diele Vor führnug unterblieb aber, nachdem er zn Prototoll erflärt 
Kite, daß „er fich zum gedachten Termine nicht geftellen werde". Es 
folgte Kontumacial-Berurtheilung, welche in 2. Iuftanz beflätigt wurde. 

Bernichtung. Gründe: 

12* 
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Ein folder Verzicht des verhafteten Angeklagten ijt 
nicht ftatthaft und das Sontumacial- Verfahren fann nur 
gegen nicht verhaftete Angeklagte ftattfinden, wie bied vom 
Kgl. OTr. in dem V. I. v. 20. Yuni 1862 (RdOTr. 2. 
S. 470) ausgeführt iſt. Es iſt daher in erfter Inſtanz ein 
wejentliher Grundſatz bes Verfahrens dadurch verlegt 
worden, daß das Hauptverfahren in Abmwefenheit des Ans 
geffagten ftattgefunden bat. 

Da nun der App.-Richter diefer Verlegung ungeachtet, 
e8 unterlaffen bat, der Vorfchrift des Geſ.s v. 3. Mai 
1852 Art. 102 gemäß das erfte Urtbeil aufzuheben, jo mußte 
feine Entjcheidung der Vernichtung unterliegen. 

Antr. d. SS. : gleicht. [30.— 6.) 


Nheinifches Verfahren. - Zweimalige Contumacia. - 
Kaſſ.⸗Rekurs. 


Nach Rheiniſchem Verfahren kann das den Ein— 
ſpruch des Beſchuldigten gegen ein ergangenes Ver— 
ſäumniß-Urtheil in contumaciam verwerfende Er— 
kenntniß durch Kaſſationsrekurs angefochten werden; 
derſelbe iſt aber als unbegründet zu verwerfen, wenn 
der Einſpruch wegen des abermaligen Ausbleibens 
in regelrechter Weiſe als „nicht ergangen“ verworfen 
worden iſt. 

Rh. StPO. Art. 208. 

Erf. (Z3. U.) v. 4. März 1875 c. Auheier (379 II. Cr.). 

Gegen das feine Berufung in contumaciam verwerfende Urt heil 
ber Rh. Zucht.Pol.App.Kammer hatte A. Einſpruch erhoben, war 
aber in ber folgenden Sitzung abermals nicht erfhienen. Demzufolge 
ertlärte das ©ericht nunmehr: „ben Einſpruch als nicht geſchehen und 
das frühere (Kontumacial-) Urtheil als rechtebeſtehend“. Gegen dieſes 
am 1. Februar verkündete Erfenntnig ergriff A. am 8, ej. in regel- 
rechter Weije den Kafi.-Relurs. Der Ob.-Prolurator hielt in feinem 
Einfendungeberihte dafür, daß der Rekurs „verſpätet“ fei: ber in 
einem Falle der vorliegenden Art den Kaſſ.⸗Rekurs ansprildiich zulaſſende 
Art. 208 der Rh. StPO. jei nur auf das fontrabiktorif mit 
dem Opponenten ergebende Urtheil zu beziehen, indem anbernfalle das 
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gegen den nicht erichienenen Opponenten erlaffene Urteil mit biefem 
gleiche Virkuung haben und ber — auch in Art. 183 vorlommende 
— Ausbrud: „non avenue“ bedentungelos fein würde; biefe Anficht 
werbe ven der App.Kammer getbeilt, denn biefe habe im Dispofitif 
des Urtheile v. 1. Febrnar ausbrädlich erflärt, dag bat erſte Straf 
efenutmiß zu Recht beftehe, mit andern Worten rechtskräftig ſei. — 

Das OTr. hat den Relurs verworfen, bie vom Ob.-Profnrator 
entwidelte Anficht aber nicht gebilligt. Es erwog: 

tag zwar ter Kaſſ.⸗Rekurs witer das Uttheil der ZP.- 
App. Rammer v. 1. Febr. cr. für verfpätet erachtet werben 
kann, da ter Schlußjat des Art. 208 der StPO. gegen 
dad anf die Oppofition in ter Berufungsinftanz ergangene 
Urtheil derjenigen Partei, welche diejelbe eingelegt hat, noch 
den Angriff bei dem Kaffationshofe geftattet, ohne zu unter- 
ſcheiden, ob jenes Urtheil ein fontrabictorifches geweſen ober 
wiederum in Abwejenbeit des Opponenten erlaffen worben ift; 

daß auch die Anficht, bie gedachte Beitimmung fei 
lediglich auf den erfteren Fall zu beziehen, nicht darin ihre 
Stüge findet, daß in dem vorausgehenden Satze — gleich 
ie in dem Art. 188 in Betreff ber Urteile I, Inſtanz 
— gefagt wird, die Oppofition werde als „non avenue“ 
Betrachtet, wenn ber Opponent nicht erfcheine, da ber Aus- 
druck „non avenue“ nur bie Bebentung hat, daß die Op- 
befition al® nicht eingelegt und folglih das urfprüngliche 
Rontumacialurtheit als nicht angegriffen anzufehen fei, 
mithin einer weiteren fachlichen Prüfung biefes Urtheils 
allerdings entgegenfteht, nicht aber ausfchließt, daß gegen 
das die Oppofition verwerfende Urtheil der Caſſ.⸗Rekurs 
dem Opponenten zu dem Ende geftattet werde, damit geprüft 
werde, ob jene Folge des Nichterfcheinend gegen ihn mit 
Recht ausgefpochen worben fei; 

baß dagegen der Rekurs fachlich nicht begründet er- 
Iheint, weil mit Rückſicht darauf daß der Beſchuldigte troß 
oxdnungsmäßiger Vorladung in der Sigung v. 1. Febr. d. J. 
nit erjchienen war, nach Art. 208 a. a. O. mit Recht bie 
Oppofition als nicht eingelegt und das Urtheil v. 12. Jan. 
d. J. als zu Necht beftehend betrachtet worden ift. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [44.—3,) 
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Gewerbs⸗, Gewohnheitsmäßigleit. - Begriff. - Motivirung. 
Nichtigkeit tritt ein, wenn der Inſtanzrichter Die 
Gewerbs⸗ und Gemwohnheitsmäßigfeit eines wieder- 
bolten für ein Handelsgefchäft betriebenen Ankaufs 
geftohlener Gegenftände verneint, ohne näher zu 
motiviren, was zur Erfüllung jener Begriffe fehle. 
SIOB. 8260 [n. 2]; 150 [n. 4]. 

Ert. (8.11) v.4. Mürz 1875 e. Broofe (368 II. Cr.). 

Zwar kann die Ausführung des StA.'s für zutreffend 
nicht erachtet werben, daß das Eriterium ber Gewerb6- 
mäßigleit lediglich darin zu finden fei, daß bei dem vorge- 
nommenen Anlaufe die Abficht vorhanden gewefen, etwas zu 
erwerben, durch das Anfichbringen einen Gewinn zu machen, 
und biefe Abficht aus den von dem App.-Nichter rücdfichtlich 
des Handels des Angellagten fetgeftellten Umſtänden fich 
von felbjt ergebe, da derjenige, welcher gewerbsmäßig mit 
einem Gegenftande Handel treibe, in dem An- und Ver⸗ 
faufe der Waaren einen Erwerb ſuche. Denn baß ber 
Umftand allein, daß der Angeklagte bei dem Anlaufe des 
geftohlenen, oder fonjt durch ftrafbare Handlungen erlangten 
Häckſels die Abficht gehabt hat, etwas zu erwerben, einen 
Gewinn daraus zu machen, nicht ausreichen Tönne, ihn als 
gewerbemäßigen Hehler im Sinne des $ 260 bes StGB.'s 
erſcheinen zu laffen, ergiebt ſich ſchon daraus, daß die auf 
ben Erwerb eined Vortheils gerichtete Abfiht auch fchon 
zu dem Thatbejtande der einfachen Heblerei des 8 258 und 
der einfachen Partirerei des 8 259 gehört. Inſofern ift 
biefelbe auch von den Vorderrichtern als wefentliches 
Merkmal des in Anwendung gebrachten 8 259 cit. feſt⸗ 
geftellt worden. 

Der App.-Richter hat aber, nachdem er fich zumächft 
für die Beibehaltung der erftrichterlichen Feftftellung aus: 
geiprochen hatte, welche dahin ging: daß der Angeflagte 
feine® Vortheils wegen, von ben Dienftknechten des Guts⸗ 
pächters W. zu M. namentlich T., 2. und Sch. einige 
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Mate Onantitäten Hädfel, von denen er wußte, ober ven 
Umftänden nach annehmen mußte, daß biefelben mittelft 
einer ftrafbaren Handlung erlangt waren, angefanft habe, 
— diefelbe anf Grund einer neuen Beweisaufnahme noch 
dahin ergänzt: daß in dem Gefchäfte tes Angeklagten: ein 
Handel mit Hädjel betrieben fei, und daß es für erwiefen 
gelten müffe, baß ber Angeklagte ven fraglichen Häckſel für 
bad Handelsgefchäft gekauft habe. 

Denn er nun, diefen Feititellungen gegenüber fortfährt: 
„vennoch könne nicht fir erwiejen gelten, daß der Angeklagte 
aus dem fortgefetten Betriebe ter Hehlerei eine Erwerbs- 
quelle gemacht Habe”, fo iſt aus dieſem einzigen, für bie 
Berneinung der Gewerbsmäßigfeit angeführten Sage feiner 
Gründe in feiner Weife erfichtlich, welches Moment außer 
m bereits fejtgeftellten, noch erforderlich gewefen wäre, 
domit bie Gewerbsmäßigkeit ber Hehlerei angenommen werben 
kennte, namentlich auch nicht, ob der Appellationsrichter 
ven Begriff ter feftzuftellenden Gewerbsmäßigfeit richtig 
aufgefaßt, oder in Folge rechtsirrthümlicher Auffafjung des- 
felben viefes thatbeftandliche Moment im vorliegenden Falle 
nicht als vorhanden betrachten zu müffen geglaubt hat. 
Ebenjo unzureichend ift die Motivirung mit welcher ver 
Ppp.⸗Richter die Gewohnheitsmäßigfeit der Hehlerei für 
ht feitgeftellt erklärt. Wenn er fih hier auf den Sag 
beihräntt: „eine Gewohnheit in der Uebung der Heblerei 
lafſe fih in ter mehrfachen Wiederholung derfelben in ber- 
jelben Art noch nicht erkennen“, fo bleibt e8 ungewiß, ob 
der App.-Nichter hiermit fagen wollte, daß die Gewohnheits— 
mößigfeit im vorliegenden Falle durch die ermittelte mehr- 
ſache Wiederholung der Hehlerei in gleicher Art noch nicht 
für nachgewiefen zu erachten jei, ober ob er einen allge- 
meinen Sag ausfprechen wollte. Jedenfalls würbe wieder, 
damit erfichtlich werde, ob der App.-Nichter den Begriff 
ver Gewohnheitsmäßigfeit nicht rechtsirrthümlich aufgefaßt 
fat, haben hervorgehoben werben müffen, was denn zu den 
fir erwiefen erflärten Thatſachen noch hätte Hinzutreten 
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müfjen, wenn bie Heblerei al® eine gewohnheitsmäßige be- 
trachtet werben follte. 
Antrag d. GStA.: Bernichtung. [32.—3.] 


Urkundenfälſchung. - Feſtſtellung. - Exiſtenz der Urkunde. 
Zur Feftftelung des Thatbeſtandes einer Ur— 
Eundenfälfchung ift die jeweilige Eriftenz der gefälfchten 
Urkunde nicht unerläglih; ihre frühere Eriftenz sc. 
kann dur Zeugen sc. dargethan werben. 
StGB. $ 267 [n. 88]. 


Ert. (3.1.) v. 4. März 1875 e. Happach (398 II. Cr). 
[27.—3.] 


Amtshandlung, geiftlide. - Meſſeleſen. 


Für die Beantwortung der Frage, ob das Lefen 
einer ftillen Meſſe eine „geiftlihe Amtshandlung“ 
fei, ift die Abficht des betr. Geiftlichen nicht allein 
entfcheidend; es kommt vielmehr auch auf die Er- 
fcheinungsform diefer Zunktion dem Publitum, bes 
jonders den Gemeindegliedern, gegenüber an. 


Geſ. v. 11. Mai 1873 8 23, Bgl. RdOTr. 15. S. 197. 298. 358. 
867; 16. ©. 149. 
Erk. (8.11). 4. März 1875 e. Heyers (347 II. Cr.) 

Der nengeweihte Priefter H. wohnte bei feinen Eltern in @. und 
batte in ber dortigen Pfarrkirche täglich eine Meſſe gelefen, ohne baß 
ihm ein geifllihes Amt unter Beobachtung des Geſ.“s v. 11. Mai 
1873 übertragen gewejen wäre. Gleichwohl lehnten die Inflanzgerichte 
bie Berweifung befielben vor das Rh. ZPO. deshalb ab, weil jenes 
Mefielefen ſich weber als Stelivertretung noch ale Hülfeleiſtung im 
Amte Karalterifire: es habe bazu an jebem Bebürfniffe gefehlt, ba bie 
bort angeftellten Pfarrer und Kaplane die erforberlihe Thätigleit un⸗ 
nnterbroden ausgeübt hätten; H. babe bie Mefie Net an einem Neben 
Altar geleien, während zu gleicher Zeit einer ber beiben angeftelten 
Geiftlihen am Hauptaltar bie Meſſe celebrirte; das fielle fih nur ale 
bie Erfüllung der jedem Geiſtlichen obliegenben Pflicht: täglich eine 
Meſſe zu lefen, dar; im der Weiſe, wie er die Meſſe Tas, fei auch feine 
Abficht ansgefprochen, einen Konflilt mit den Geſetzen zu vermeiden. 

Bernihtung Das DOT. erwog: 
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daß zwar das Lefen einer ftillen Meffe nicht unbedingt 
als eine geiftliche Amtshandlung angefehen werben muß, 
vielmehr unter befonderen Umjtänden den Charakter einer 
blos privaten, lediglich die Erfüllung einer Gewiffenspflicht 
in fih ſchließenden Handlung an fich tragen kann; 

baß aber für bie Frage, ob im einzelnen Falle das 
Meffelejen eine geiftliche Amtshandlung fei, nicht die bloße 
Abfiht in welcher der betreffente Geiftlihe die Funktion 
vorgenommen bat, das entfcheidende Merkmal bilvet, daß 
vielmehr hierfür die äußere Art und Erfcheinungsform dieſer 
dunktion dem Publikum und namentlich den Gemeindemit- 
gliedern gegenüber maßgebend ift und wenn biernach Diefelbe 
den Charakter einer geiftlihen Amtshandlung an fich trägt, 
es gleichgültig erfcheint, ob fie der Abficht des Geiftlichen, 
feine Priefterpflicht zır erfüllen, ihre Vornahme verbantt, 
vielmehr zur Strafbarkeit — abgefehen von ter Vorfät- 
Üihfeit der Handlungsweife felbft — das Bewußtfein genügt, 
daß der Nachweis einer gefegmäßigen Berufung zu einem 
jur Bornahme ermächtigenden Amte oder zur Stelfvertretung 
oder Hülfsleiftung in einem folchen nicht geführt werben kann; 

daß demnach der Anklage-Senat, indem er dad Meffe- 
lien des Beſchuldigten an einem Nebenaltare ber Kirche 
zu E. zu einer Zeit, als einer der Hauptgeiftlichen an dem 
Sauptaltare Die Meffe celebrirte, um deswillen für ftraflos 
erachtet hat, weil der Befchuldigte nicht, um den Gläubigen 
Gelegenheit zur Beimohnung der Mefje zu geben, fondern 
um feine eigene Gewiffenspflicht zu erfüllen, die geiftliche 
Handlung vorgenommen habe, den richtigen Sinn des Be- 
griffs der geiftlichen Amtshandlungen verfannt und daher 
bie 88 1 — 3, 15. 23 des Gef. v. 11. Mai 1873 und 
des Art. II des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 durch Nichtan- 


wendung verlegt hat. 
[44.—3.] 


! 
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Verſuch. - Rücktritt. - Theilnehmer. 


Der Theilnehmer an einem Berfuche bleibt firafbar, 
felbft wenn den Thäter wegen freimilligen Rücktritts 
eine Strafe nicht trifft. 

StGB. 846 [n. 1]. Sic: OHG. Manheim 9. Mai 1874 (Stengl. 
Zeitſchr. 4. ©. 7). 

Erf. (3.11) v. 4. März 1875. c. Holfer (281 II. Cr.) 

Die Geſchwornen hatten bie umverehelihte W. G. des Verſuchs 
ber vorfäglichen Abtreibung ihrer Leibesfrucht ſchuldig, gleichzeitig aber 
für erwieſen erachtet, daß fie bie Ausführung der beabfichtigten Haud- 
ung aufgegebeit habe, ohne am berfelben durch von ihrem Willen 
unabhängige Umftände gehindert zu fein ($ 46 Nr. 1). Gleich- 
zeitig hatten fie den G. H. ſchuldig erklärt: „— der ®. ©. zu dem 
in der erften Frage befhriebenen Verbrechen durch Rath und Zhat 
Hüife geleiftet zu haben“. Der Schw.⸗OH. ſprach demgemäß bie 
W. ©. frei, verurtheilte aber ben 9. aus den 88 218. 43 unb # 
StGB.'s, weil die durch $ 46 (Nr. 1) ausgeſprochene Straflofigfeit us 
bem rildtreteuden Thäter, nicht feinem Theilnehmer zu Statten kommt 
Die NB. focht diefen Sat als rechtsirrthümlich an, weil cit. $ 46 im Falk, 
wo ber Thjter zurücktrete, nicht dieſen (perſönlich) für Araffrei, fondern 
„ven Verſuch“, d h. alio die ganze That für firaflos erfläre. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Der Thatbeftand der gegen den Implorauten feige 
ftellten ftrafbaren Theilnahme ift von der [bie Thäterin 
W. G. betreffenden] Feſtſtellung völlig unabhängig. Dieb 
geht zunörberft aus der begriffsmäßigen Beſchaffenheit eines 
verbrecherifhen VBerfuches und der Theilnahme an einem 
folcben felbftverftändlich hervor. Die Strafbarfeit ber 
Beihilfe ift Tediglich durch die Begehung der Strafthat, zu 
welcher Hülfe geleiftet wurbe, bedingt und wirb alfo von 
Umftänden nicht berührt, welche außerhalb des Thatbeftandes 
berfelben liegen. Der Umſtand, daß der Thäter — ber 
nur einen Theil derjenigen Handlungen vorgenommen bat, 
welche zur Vollendung ber Strafthat gehört haben, — von 
der Ausführung des Verbrechens abgeftanden ift, liegt, wenn 
anders jene Handlungen den Anfang der Ausführung 
enthielten, außerhalb bes damit abgefchloffenen Thatbeftandes 
bes Verſuches und berührt daher die Strafbarkeit der Bei- 
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hülfe zu bemfelben nicht. Hierin wirb durch die dem po» 
fitinen Rechte angehörige Borfchrift des $46 adi11.c., 
welche durch die Natur des ftrafbaren Verfuchs an fich nicht 
geboten und teren Anwendung überdies den Umſtänden 
nah von ber Behauptung des PVorhandenfeins der Er- 
forderniffe des $ 46 ad 1 und ber Stellung eines Antrages 
in biefer Richtung abhängig ift, nichts geändert. Denn 
dieſe Borfchrift fegt, indem fie den Rücktritt des Thäters 
von ber fortgefegten verbrecherifchen Thätigkeit, bevor bie 
Vollendung der That eingetreten ijt, mit Rückſicht auf bie 
mindere Gefährlichkeit bes verbrecherifchen Willens des Thäters 
als Grund für die Straflofigfeit anerkennt, vor Allem die 
freie Entfchließung bes Thäters zum Rücktritt voraus, 
und bezieht fich demnach, — wie auch bie Worte des Ge- 
ſetzes erlennen laffen — ausfchließlih auf den Thäter, 
dv. 5. den phyſiſchen Urheber der Strafthat, — vgl. 8 47 
Le, — nicht aber anf den Theilnehmer am Berfuche, 
deſſen Strafbarkeit lediglich in feiner eigenen Hanblung be- 
gründet ift. Nur zu Gunſten des Thäters, unter Berüd- 
fihtigung der individuellen Thätigfeit deffelben, iſt die Vor⸗ 
ſchrift des 8 46 ad 1 gegeben; dem Theilnehmer kann ber 
lediglich fubjective Umftand einer Sinnedänderung bes 
Thäters, welche ohne feinen Willen und feine Mitwirkung 
erfolgt, nicht zu Statten kommen. Die im $ 46 ad 1 vor- 
geſehene Thatſache des Nüdtritts vor Beendigung des Ver⸗ 
ſuchs hat fonach nur die Bedeutung eines Strafaus— 
ſchließungsgrundes rüdfichtlich der an und für fi) von 
dem Thäter verwirkten Strafe, wie dies in den Motiven 
in 844 des Entwurfs des StGB.'s (S. 61) ausprüdlich 
anerfannt wird, und auch aus der Faſſung des Geſetzes 
hervorgeht. Denn mit den Worten: „Der Verſuch als 
ſolcher bleibt jtraflos, wenn der Thäter”, — ift einmal 
ausgedrückt, tag nur die Thätigkeit desjenigen, welcher bie 
ſtrafbare That verfucht bat, unter die Vorausfegungen bes 
Geſetzes jältt, und zugleich, daß es ſich nur um bie Straf⸗ 
Ifigfeit eines an fich ftrafbaren Beginnens handelt. Die 
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Ausführung der NB., daß unter ver durch das Verdilt 
gegen die Mitangeflagte feitgeftellten Vorausſetzung eine 
ihrem Thatbeſtande nach nicht ftrafbare Handlung 
vorliege, welche daher eine ftrafbare Zheilnahme an ber 
felben undenkbar erfcheinen laſſe, ift alfo hinfällig, weil bie 
Vorſchrift des 846 ad 1 die Strafbarfeit des Verſuches in 
objektiver Richtung völlig unberührt läßt. Aus der Wort 
faffung „der Verſuch als ſolcher“ ift hiergegen ein Bedenlen 
nicht zu entnehmen. Es ift bamit nur beftimmt, baß lediglich 
ber Verſuch der in Rebe ftehenden Straftkat, nicht aber 
eine andere, mittellt der Thätigkeit des Handelnden etwa 
begangene, anberweitig felbftftändig unter Strafe geftellte 
Handlung ftraflos fein fol. — Die Richtigkeit diefer And: 
legung ergiebt fich zum Weberfluß auch daraus, bag das 
Geſetz in anderen Fällen, in denen ans in der Perjon be 
Thäters und ber Befchaffenbeit feiner Handlung liegenben 
Gründen, Straflofigfeit eintritt, den Ausdruck gewählt kat 
„eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden”. Ganz ab 
gefehen davon, ob in allen diejen Fällen, — vgl. 88 5l. 
52. 53. 54 StGB. — die Strafbarkeit des Theilnehmerd 
ansgefchloffen ift, fo ergiebt Doch die im 846 Nr. 1 ge 
wählte abweichende Faſſung, daß das Geje ven Thatbeſtand 
bes Verſuchs objektiv angefehen keineswegs als einen nicht 
ftrafbaren hat bezeichnen wollen. Endlich bleibt die Frage 
ob dem XTheilnehmer für den Fall, daß er felbft zu dem 
Rüdtritt von Seiten des Thäters beigetragen hätte, gleich: 
falls Straflofigkeit zu Statten fommt, hier außer Erörterung, 
da — worauf auch die Gründe bed Crfenntniffes tes 
Schw.“GH.'s Hinweifen, eine berartige Feſtſtellung nicht 
vorliegt. 

Antr. d. EStA.: gleich. (37.— 3.) 


Gewerbebetrieb im Umherziehen. - Kind. - Begleitung. 

Der ein Gewerbe umberziehend Betreibende ver- 
wirkt dadurch, daß er ohne eine im Legitimatione- 
feine ausgedrückte Genehmigung fein noch nicht 
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14 Yahre altes Kind mit fih führt, ohne daſſelbe 
jevoh zu gewerblichen Dienftleiftungen zu verwenden, 
— neiht die Strafe der 
8.Gm..Orbn. v. 21. Juni 1869 $$ 62. 149 Nr. 5. Vgl. ROT r. 
15. 6. 177. 
Ett. (3.11) v. 4. Mürz 1875 c. Meyerhoff (360 II. Cr.). 

Die Vorſchrift des S 62 a. a. O. in Abjag 2 a. E. 
läßt zwar, wenn man fie für fich allein in's Auge faßt, 
ihrem bloßen Wortlaute nach wohl die Auslegung zu, daß 
dem Hanfirer die Mitführung von Kindern unter 14 Jahren 
anbebingt verboten fei; faßt man diefelbe aber, wie es 
nah allgemeinen Auslegungsregeln erforderlich ift, im Zu- 
ſammenhange des ganzen Geſetzes auf, fo kann das Verbot 
lediglich auf Seinder, welche zum Zwede gewerblicher Dienft- 
leiftungen al8 Begleiter mitgenommen werden, bezogen 
werben, die betreffende Vorſchrift fteht offenbar in nächiter 
Berhindung mit der im Eingange des Abſ.'s 2 des $ 62 
enthaltenen Beftimmung, wonach bie Mitführung von Be—⸗ 
gleiten, „fei e8 zur Beförderung der Waaren, zur Wartung 
des Geſpanns oder zu anderen Zwecken“, einer Genehmigung 
ver Behörde bedarf; find hier unter „anderen Zweden” nur 
gewerbliche Zwecke verftanden, jo ergiebt ſich von felbit, 
daß auch Die Genehmigung, von welcher im legten Satze 
bie Rebe, nur auf Kinder, die zu gewerblichen Zwecken ale 
Begleiter mitgenommen werben, fich bezieht, weil es ald- 
dann zur Mitnahme anderer Begleiter überhaupt feiner 
Genehmigung bebarf. Dafür aber, im Eingange tes Abf.’s 2 
a. a.O. unter „anderen Zweden” nur gewerbliche Zwecke 
zu verſtehen, fprechen ganz überwiegende Gründe. Zunächft 
weiſen fchon die beiden Zwecke, welche hier namentlich auf⸗ 
geführt find, barauf hin, daß der Gefeggeber nur an ge 
werblihe Zwecke gedacht, um aber biefe zu erfchöpfen, fich 
ht auf die Hernorhebung der beiden Fälle bejchränft hat; 
Hütte er jede Begleitung, insbefondere auch die von Familien- 
lieern, welche in dem Gewerbe in feinerlei Weife thätig 
ab, an eine behördliche Genehmigung knüpfen wollen, fo 





[4. März 1875] 190 


hätte es weit näher gelegen, den Zwiſchenſatz fortzulaffen 
und nur ganz allgemein von Begleitern zu reden. Sobann 
führt der Umftand, daß die Reichsgewerbeordnung eben nur 
ven Gewerbebetrieb polizeilih zu regeln beftimmt ift, 
dazu, die gedachte Vorfehrift nur auf folche Begleiter zu 
beziehen, welche — wenn fie gleih an dem eigentlichen 
Gewerbebetrieb keinen Antbeil nehmen und baber nicht als 
Stellvertreter oder Gehülfen zur Gewerbeftener herangezogen 
werden — doch für beftimmte, in entfernterer Beziehung zu 
dem Gewerbebetriebe ftehende Dienftleiftungen, mittelft welcher 
ber Gewerbebetrieb ermöglicht oder erleichtert wird, in An- 
fpruch genommen werben. Endlich ergiebt fi) die Richtig. 
feit diefer Auffaffung aus der Gleichftellung der Gewerb- 
treibenden einerſeits und ber in 562 a. a. O. gebachten 
Begleiter andererfeitd in Betreff derjenigen Gründe, aus 
welchen nach $ 57 die Ertheilung bes Legitimationsfcheins 
an den Unternehmer beziehungsweife die Zulafjung des Be 
gleiterd verjagt werden barf, indem daraus gleichfalls er- 
fennbar wird, daß das Geſetz eine beftimmte Beziehung 
der Begleiter zu dem von dem Unternehmer betriebenen 
Gewerbe vorausgefegt hat. Im Anfchluffe an dieſe allge 
meinen Beltimmungen über das Mitführen von Be— 
gleitern ift nun der Zwed ber fpeciell auf dag Mit. 
füpren von Kindern unter 14 Jahren bezüglichen Bor- 
fhrift eben nur dahin gegangen, zu verhüten, daß Stinder 
unter 14 Jahren zu gewerblichen Zweden mißbraucht und 
baburch der Benuffihtigung der Yamilie und dem noth- 
wendigen Schulunterricht entzogen werben, ein Zwed, welcher 
in Bezug auf die ftehenden Gewerbe in analoger Weiſe 
buch die Vorjchriften der 88 128ff. der Gew.-Orbnung 
erreicht werben fol. Hätte ber Gefeßgeber weiter geben 
und die gedachte Vorjehrift des $ 62 Abſ. 2 a. E. au auf 
die eigenen Kinder der Gewerbetreibenden, welche diefelben 
mit fich führen, ohne fie bei ihrem Gewerbe zu verwenden, 
erjtreden wollen, jo hätte e8 hierzu bei dem darin liegenden 
ſtarken Eingriffe in die perfönlichen und Familienverhältniſſe 
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ver Gewerbetreibenden einer deutlichen und ausdrücklichen 
Beſtinmung beburft, und zwar um fo mehr, als ein uns» 
bebingtes Verbot des Mitführens eigener Kinder unter 
14 Sahren in zahlreichen Fällen der auf das Leibliche und 
fittlihe Wohl der Kinder gerichteten Tendenz des Geſetzes 
zuwider eine mangelhafte Unterbringung und Erziehung ber 
von dem Vater oder der Mutter getrennten Kinder bes 
wirken, in anderen Fällen aber, gleichfall8 dem Zwecke des 
Gefeges zuwider, die Möglichkeit eines Gewerbebetriebes im 
Umberzieden völlig ausschließen würde. Auf der anderen 
Seite läßt fich freilich nicht verfennen, daß unter dem Vor⸗ 
wande dee Begleitung eines Anderen leicht unzuverläfjige 
Elemente, welche fonft feinen Eingang finden würden, in 
das Hanfirgewerbe fich einbrängen können. Allein dieſe 
Gefahr der Umgehung des Gefeges rechtfertigt nicht eine 
Auslegung deſſelben, welcher im Webrigen die erheblichiten 
Bevenken entgegenftehen, und findet ihr Gegengewicht darin, 
daß m Falle der Ermittelung einer gejeßwidrigen Heran- - 
jiehung der Yamilienmitglieder zır den in 8 62 gedachten 
gewerblichen Sweden, welche nach der Befchaffenheit des 
ftraglihen Gewerbes beſondere Schwierigkeiten nicht bietet, 
ter Anwendung des Geſetzes nichts entgegenfteht. 

Schließlich kann auch die Auffafjung des Ober⸗Staats⸗ 
amalts in dem Schlußſatz des 8 13 des Preuß. Haufir- 
regnlativs v. 28. April 1824 deshalb feine Stüge finden, 
weil die Geſetzgebungen anderer Staaten des Norddeutſchen 
Bundes vor dem Inslebentreten der Gewerbeorbnung vom 
21. Inni 1869 die Genehmigung zum Mitführen von 
Begleitern nur auf Gehülfen im Gewerbebetriebe over doch 
ſolche Berfonen, welche wenigftens in einer entfernteren 
Beziehung zu folchem ftanden, befchränften und ein unbedingtes 
Berbot des Mitführens von Kindern unter 14 Fahren nicht 
nthielten, und weil ans ber Entftehungögefchichte ber 
Keichsgewerbeordnung nicht erhellt, daß biefelbe hier dem 
Lorbitde der Prengifchen Geſetzgebung gefolgt ift. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [44.—3.] 
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Einziehung. - Stenervergehen. - Bollftredung, gegen wen? 


Eine wegen Steuervergehens rechtskräftig erkannte 
Einziehung (Konfisfation, 3. B. eines Maifchgeräthe) 
kann gegen den Eigenthümer oder Befiger der Sache, 
welcher zum Unterfuchungsverfahren nicht zugezogen, 
gegen den alfo das Erkenntniß nicht ergangen war, 
nicht vollſtreckt werden, 

StGB. 840 [n. 17. 21]. Vergl. Beſchl. (I, 88) 17. März 1864 c. 
Lanterbach (Goltd. Arch. 2. ©. 545); Bell. II. 11. Dezbr. 1873, 3. 
11. 30. März 1874 (XdOTr. 14. ©. 793; 15. ©. 203); vgl. Eirt. b. 
DS. z. Wolfend. v. 81. Oltbr. 1874 Nr. 4 (Braunfhw. Zeitigr. 
fe RP. 21. ©. 183). 
Beil. (11.) v. 4. März 1875 c. Nenmann (47 B. IL. Cr.). 

Wegen einer in ber Brennerei des Or. W. begangenen Brannt- 
weinfteuerbinterziehung war der Brennereiführer N. zu einer Geldſtraſe 
verurtheilt und gleichzeitig bie Konfisfation mehrerer Leitungsröhren 
ausgefprochen worden, welde fih im Befige des — zum Berfah 
nicht zugezogenen — Gr. W. befanden. Auf den Widerſpruch be 
letzteren erachteten die Inſtanzgerichte eine Bolfiredung ber Konfit- 
Tation gegen ihn für unſtatthaft. — Beſchwerde bes OStA.'e. 

Zurückweiſung. Gründe: 

Der Grundfag, daß durch ein Straferfenntniß nur 
gegen denjenigen eine Strafe oder ein Vermögensnachtheil 
verhängt werden kann, welchem die Möglichkeit gewährt 
ift in dem vorhergehenden Verfahren gehört zu werben, und 
daß ein folches Erkenntniß nur gegen denjenigen zur Boll: 
ftredung gebracht werden kann, gegen welchen es ergangen 
ift, ift für das Verfahren in Zoll- und Steuer⸗Defraudations⸗ 
fachen nirgend ausdrücklich ausgefchloffen. Wenn auch bei der 
in einem Verfahren viefer Art zu verhängenden Konfisfation 
der Verluft der Sache jebesmal den Eigenthiimer trifft, fo 
wird durch dieſe materielle Vorſchrift die Trage nicht be 
rührt, in welchem Verfahren die Konfisfation, welche einem 
Beichuldigten gegenüber, der nicht Eigenthümer des betref- 
fenden Gegenſtandes ift, erfannt worden, gegen ben letteren 
zum Vollzuge zu bringen fei. Die Vorfchrift des S 154 
des Zolfvereinsgefeges v. 1. Zuli 1869 (vgl. 8 296 II, 20 
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AR.; Zoll-Ordn. v. 26. Mai 1818 88 130. 134; ZStGef. 
v. 23. Jan. 1838 $ 20), nach welcher unter gewiffen Um- 
fländen, fall8 die die Konfiskation nach fich ziehende Kon⸗ 
trebande al8 Defrautation ohne Theilnahme oder Mitwiffen 
des Eigenthümers ber konfiscirten Gegenftänte verübt ift, 
ber Berluft des Eigentums zum Nachtheil vefjelben nicht 
eintreten ſoll, jeßt vielmehr ein Verfahren voraus, in welchem 
der Eigenthümer behufs Geltendmachung feiner Einreben 
gehört wird. Ebenſo wird in ben betreffenden geſetzlichen 
deftimmungen: AGD. I, 51 8 199; Anh. $ 394; Zoll-Obn. 
. 26. Mai 1818 8 158; 3StGef. v. 23. Yan. 1838 8 60; 
B3Gef. v. 1. Zuli 1869 88 157. 104 vorgefchrieben, daß 
be unbekannten Eigenthümer zolfpflichtiger, im Grenzbezirk 
gefundener, ober von entjlobenen Defraudanten zurüdge- 
laſſener Gegenſtände, bevor dieſe Legteren zum Vortheil der 
Staatskaſſe verfauft werden follen, durch öffentliche DBe- 
lanntmachung zur Wahrnehmung ihrer Rechte vorzuladen 
find. Wenn aljo In dieſen Fällen den Eigenthümern von 
Öegenftänden, welche gegen einen Dritten, ober bei bem- 
Iben Tonfiezirt find, das rechtliche Gehör nicht verfagt 
tden soll, fo ift nicht anzunehmen, daß dem oben er- 
wahnten allgemeinen Grundfage zuwider in Fällen ber vor- 
iegenden Art ein Anderes eintreten und die ohne Zuziehung 
des Eigenthümers einem Dritten gegenüber erfannte Kon» 
Nslation gegen dieſen ohne Weiteres vollſtreckbar fein foll, 
fo fange nicht die Gefete, was nicht der Fall ift, eine aus: 
trüdtiche Ausnahme flatuiren. 
Antr. d. GStA.: gleicht. [14.—3.] 


Antrag. - Zrift. - Senutniß der That. 


Der Lauf der Antragsfrift beginnt erft mit dem 
Zage, wo der Verlegte von der That, fowie davon 
Kenntniß erlangt hat, daß er felbft durch die That 
verlegt fei. 

St0B. $ 61 [n. 27). 
Rektfer. d. 8.D. Tr. ıc.. XVI. 13 
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Erf. (3.1) v. 4. März 1875 e. Pohl (334 IL. Cr.) 

In der Stadt 8. war ein Komité zufammen getreten um bie 
Feier des Zubiläums des Stabtpfarrers vorzubereiten. Dafjelbe theilte 
fi in mehrere Kommifflonen zu je zwei Perfonen, welche in ber Stadt 
und Umgegend umbergingen um freiwillige Beiträge für jenen Zrerd 
einzufammeln. Darauf bradte ein im Juni 1873 veröffentlichtes 
Zeitungsblatt einen von P. verfaßten Artikel, in welchem dae Berbaften 
einer biefer, in der Stabt thätig gewefenen, Kommilfionen in einer 
beleidigenben Weife befprochen wurde. Dadurch ſah fih zunächſt das 
ganze Comité veranlaßt, eine von allen Mitgliedern deſſelben unter- 
zeichnete abiwebrende Erklärung zu veröfientlichen. Sodann aber murbe 
anf den Antrag von 2. und ©., welche eine der beiden in der Stabt 
tbätig gemwefenen temmiffionen gebildet hatten, Unterfuhung gegen V. 
eingeleitet, weil angenommen wurde, jene Kommiffton fei ed geweſen, 
auf welche ſich ber Artilel des B. beziehen follte. In der am 23. St. 
1373 Rattfindenden gerichtlichen Hauptverhandlung warb inbeflen letzteres 
von P. beftritten, vielmehr behauptet und näher motivirt, daß und 
warnm der Artikel anf die zweite Kommiffion zu beziehen fei. Nachdem 
dieſerhalb Freifprehung erfolgt mar, beantragten nunmehr Sch. und 3., 
weile jene zweite Kommiffton gebildet batten, bie Strafverfolgung. 
Dielem Antrage ward flatigegeben, und ber Einwand bes P.: der 
Strafantrag fei verfpätet, da Sch. und 3. feit mehr als drei Monaten 
von der (im Juni 1873 begangenen) That, und der Perfon bes Thäters 
Kenntniß gehabt hätten, — vom AG. durch die Erwägung befeitig 
daß „für ven VBeleidigten rlidfidtlih der Antragsfrift der Tag ent: 
fheidend fei, an welchem er davon, daß er der Beleidigte fei, Kenntni 
erlangt babe, weil erft von diefem Angenblide an für ihn die objektive 
Beleidigung cine ſubjektiv rügbare werde“. — Hierin fand die N 
eine Verletzung des Geſetzes: dieſes kenne eine foldhe Unterſcheidun 
und überhaupt eine blos „objeltive““ Beleidigung gar nicht, ba jed 
Beleidigung einen Beleidigten vorausſetze, und ſomit eine unbeſſimmte 
Perſon nicht Objelt einer Beleidigung fein fünne: L. 15. 69 D. de 
iniuriis (47, 10). 

Zurüchweiſung. Gründe: 

Wenn ber 8 61 a. a. O. ſagt, daß die Antragsfri 
mit dem Tage beginne, ſeit welchem der zum Antrage Be— 
rechtigte von der Handlung und von der Perſon des Thäter 
Keuntniß gehabt habe, fo liegt in den Worten „von de 
Handlung“ ausgedrückt, daß die Kenntniß fich nicht nur au 
die objeltive That, jontern auch darauf beziehen müſſe, da 
die That gegen ihn ſelbſt gerichtet fei. Hierüber kann um 
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foweniger ein Zweifel beftehen, al& der 850 des Pr. StGB. 
und der mit dieſem faft wörtlich übereinftimmende 8 54 
des erften Entwurfs des StGB.'s für ben Norbbeutfchen 
Bund fich Des Ausdrucks „von dem gegen ihn begangenen 
Berbrechen oder Vergehen” bebienen, und ftatt diefes Aus⸗ 
drude im dem zweiten Entwürfe, wie die völlig gleich- 
Inutenden Motive zum erfien und zum zweiten Entwurfe 
ergeben, ber gegenwärtige Ausprud nur ver Abkürzung 
halber, nicht zum Zwecke einer fachlichen Aenderung gewählt 
worden iſt. Zudem führt auch der Grund, weshalb der 
Beginn des AUntragsfrift an den Zeitpunkt der Kenntniß 
bes Berlegten von der ftrafbaren Handlung gefnäpft it, 
mit Notbwendigfeit zu dieſer Auffaffung des Gejeges; denn 
jo lange Jemand nicht weiß, daß er verlegt worden jei, 
hat er auch keine Veranlaſſung, einen Strafantrag zu ftellen. 
Zur Kenntniß aber genügt nicht eine bloße Vermuthung, 
wenngleich auf der anderen Seite nicht erforberlich iſt, Daß 
der Antragsberechtigte davon, daß bie ftrafbare Handlung 
gegen ihn gerichtet fei, fichere Kunde habe. Im vorliegenden 
Falle Hat num der App.-Richter feitgeftellt, daß bie jeßigen 
beiten Untragfteller, wenn fie auch die Entgegnung von 
18. Juni 1873 mitunterfchrieben und dadurch dofumentirt 
haben, daß ihnen ver Artikel felbft und der Verfaſſer be- 
lamt war, boch erſt am 23. Oftbr. 1875 davon Kenntniß 
erhalten haben, daß fie unter ten beiten in dem Inſerate 
angegriffenen Sammlern gemeint feien. Darnach konnte 
für fie die Antragsfrift auch erſt mit dieſem Tage ihren 
Panf beginnen. 

Hiermit erledigt fich zugleich der Einwand des Im— 
ploranten, es könne eine neue felbjtftindige Handlung, wie 
feine Erflärung vom 23. Oftober 1873 es fei, möge fie 
aan eine Beleidigung enthalten oder nicht, keinenfalls einer 
eerausgegangenen, jelbft vollendeten Handlung — der Ver- 
fentlichung des Inſerats — einen beleidigenden Charafter, 
welchen diefelbe bisher nicht gehabt habe, geben. Denn ver 
App.⸗Richter hat den beleidigenden Charakter des Inſerats 

13* 
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felbft — ganz unabhängig von ber fpäteren Erklärung — 
nach allen gejetzlich erforderlichen Richtungen Hin thatfächlie 
feftgeftellt und Tebiglich wegen des Inſerats eine Strafe 
erfannt; die Erklärung vom 23. Dftober 1873 dagegen 
bat ihm nur zur Feftftellung des Zeitpunftes, in weldem 
die Untragfteller von der Handlung im Sinne bes 8 6l 
Kenntniß erhalten, fowie als Beweismittel für die Auslegung 
bes Inſerats gedient. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [44.—3.] 


— — — — — — — 


Beſchwerde. - Eröffnung der Unterſuchnug. - Ablehnung. 


Gegen den die beantragte Eröffnung der Unter- 
fuhung ablehnenden Gerichts-Befchlug ſteht nur dem 
Staats-Anwalt, nicht einem Dritten (z. B. dem 
Denuncianten) die Befchwerde zu, 

Son. v. 3. Ian. 1849 8 12 [n. 5]. 


Beſchl. (I.) v. 4. März 1875 e. Siegert (46B. II. Cr.) 
ipricht den obigen Grundſatz aus. 
Antr. d. ESIA.: gleichl. [20.-- 8. 


1. Unbekanntſchaft. - Thatbeftands- Moment. 
2. Kaufmann. - Zahlungseinftellung. - Befriedigung eine? 
Glänbigers. - Konkurs. 

1. Nur die Unbefanntfchaft mit einem zum That: 
beftande gehörenden Thatumftande nicht das Verfennen 
der aus den vorhandenen und beflimmten Thatum— 
Händen herzuleitenden rechtlichen Qualifizirung fehließt 
die Zurechnung jener aus, 

StOB. $ 69 n. 11]. 

2. Ein Kaufmann? welcher nach erfolgter Zahlungs- 
einftellung einen Gläubiger zum Nachtheil der übrigen 
befriedigt, macht fich ftrafbar, auch wenn es noch nicht 
zur Konfurs-Eröffnung gekommen iſt. — Ueber das 
Borhandenfein der Zahlungseinftellung hat der Straf, 
nit der Konkurs⸗Richter zu entfcheiden. 
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3, Die betr. Strafe (Nr. 2) bleibt ausgefchloffen, 
wenn dem befriedigten Gläubiger ein befondereg 
Recht zuſſtand, aus dem betr. Gegenflande vor den 
andern Gläubigern befriedigt zu werden, z. B. wegen 
des gefeglichen Pfandrechts des Vermiethers, nicht 
aber wenn ihm von der betr. Mobiliarfache nur 
vertragsmäßig ein Pfandrecht beftellt mar, welches 
aber, in Ermangelung der Befig-Webertragung, noch 
feine dingliche Wirkfamfeit erlangt hatte. 

Kenl-Ortn, v. 8. Mai 1855 8 308. Bol. RdoOTr. 2. ©. 143; 7. 
8.358; 8. ©. 784; 12. 8. 31; 15. ©, 858, 
Etl. (3.8.0) v. 4. März 1875 c. Wendt & Gen. (57 II. Cr... 
Der Conditor W. hatte feine Zahlungen eingeftellt und demnächſt 
au feiner Gläubiger St. zum Nachtheil der übrigen (duch Hingabe 
von Mobiliar⸗Gegenſtänden) befrichigt. Deshalb ans den 88 308 und 
09 der Konl.-Orbn. v. 8. Mai 1855 verfolgt, wenbeten fie ein: W. 
ki uiht Kaufmann, eventuell aber er fei (auf Grund einer von einem 
Recttanwalt ertheilten Auskunft) der Meinung gewefen: er jei nicht 
Kunfmann, es ſtehe ihm alio 5 59 zur Seite. Außerdem machten fie 
geltend, St. habe auf vorzugsmeife Befriedigung aus den übertragenen 
Robilargegenftänden einen erworbenen Anſpruch gehabt, einmal weil 
ihm an denſelben bereit vor ber Zahlungseinftelung vertragsmäßig 
ein Piaudrecht beſtellt geweſen, welches fpäter zur Ausführung ges 
ftaht werben fonnte nnd mußte, ſodann aus dem Grunde, weil auf 
Ka das geiegliche Pfandrecht des Vermiethers übergegangen fei. — 
Tas diefe Einwände verwerfende Urtheil 2. Inſtanz mard durch NB. 
angefochten. Das OTr. hat die zuerſt erwähnten Angriffe für verfehlt 
etechtet, Dagegen mit Rüdfiht auf das angeblich erworbene Pfandrecht 
det Bermiethers das angefochtene Erkenntniß vernichtet, weil biefer 
Einwond, wenn thatfächlich begründet, Berückſichtigung verbiene, ber 
Adp.Richter alfo, durch Ablehnung bes erbotenen Beweiſes die Ver⸗ 
itigung befchränft habe. Gründe: 


11.) Nah $ 59 StGB.'s follen die zum gefeglichen 
hatbeftande eines Delikts gehörenden Thatumftände, welche 
ter Angellagte nicht gefannt hat, demfelben nicht zugerechnet 
werden. Der Thatbeftand des im $ 308 der Konk.Ordn. 
tergefehenen Vergehens wird burch die Qualität des Han- 
teinden al8 Kaufmann bedingt. Die Thatumftände welche 
Hbiejem Thatbeſtande gehören, find nun in biefer Richtung, 
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ber gewerbsmäßig betriebene Ankauf zum Zwecke der Ber 
äußerung, an welche Art. 4 des HGB.'s die Folge knüpft, 
daß bie folche Geſchäfte betreibende Berfon von dem elek 
als Kaufmann angejehen wirt. Daß er fich dieſes feines 
eignen Gejchäftsbetriebed nicht bewußt geweſen fei, oder 
denſelben nicht gefannt habe, hat Implorant nicht behauptet, 
und die Unfenntniß der ſich daraus ergebenden gefeglichen 
Folge, Tann, ſelbſt wenn durch eine Belehrung von Seiten 
eines Dritten in dieſer Beziehung bei ihm ein Rechtsirrthum 
hervorgerufen fein follte, Die Zurechnung dieſer Folge auf 
Grund des 8 59 des StGB.'E nicht ausfchliegen, da dieſelbe 
fein Thatumſtand im Sinne des $59I L c. ijt. 

[2.] Daß die Anwendbarkeit des 8 308 cit. auf ten 
Fall der Eröffnung eines Konkurſes bejchränft und von 
legterer abhängig fei, widerlegt ſich ſchon durch den Wortlaut 
des Geſetzes, welches nur von Zahlungseinftellung, ct 
Borausfegung der Strafbarkeit der dort vorgeſehenen Hant- 
(ungen redet. Daraus folgt aber weiter die Unhaltbarkeit 
ber fernern Behauptung, daß nur der Konfursrichter, nicht 
aber ver Strafrichter iiber das Vorhandenfein einer Zahlungs⸗ 
einftellung und über ven Zeitpunkt berfelben zu befinven 
habe, da ein Einfchreiten des erjteren nicht Bedingung einer 
Verfolgung aus 8 308 ift. 

[3.] Zum Thatbeftande der in den 88 308. 309 1. c. 
vorgefehenen Vergehen gehört die Begünftigung eines Gläu— 
bigerd zum Nachtheil der übrigen Gläubiger. — Derfelbe 
ift daher dann, aber auh nur dann ausgefchloffen, wenn 
dem Einen Gläubiger ein befonderes Necht auf den Gegen: 
ſtand durch welchen die Befriedigung erfolgt (8 308) oder 
auf das Objeft des PVertrages ($ 309) zuftand, und bie 
übrigen Gläubiger fein Recht hatten diefen Gegenftand eben- 
jall® zur Dedung ihrer Forderungen in Anſpruch zu nehmen, 
Die Imploranten behaupten die Ausfchliefung der Anwend⸗ 
barkeit der 88 308 und 309 in diefer Richtung aus cinem 
doppelten Rechtsgrunde: 

1) weil das Pfanpreht an dem fraglichen Mobiliar, 
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bereit8 vor ber Zahlungseinftellung durch das Schuld- 
befenntniß vom 15. Ang. reſp. 10. Dezbr. 1873 be» 
fiellt und am 6. Jan. 1874 nur zur Ausführung 
gebracht fei, 

2) weil auf den St. das an dieſen Mobilien beftehenbe 
gefeglihe Pfandrecht des Vermiethers Sch. über- 
gegangen jei. 

Was die erfie Behauptung betrifft, jo hat W. in dem 
Schuldſchein vom 15. Ang. refp. 10. Dezbr. 1873 bem 
St. zwar fein Mobiliar zur Sicherheit der Forderung des- 
ielben verpfändet. Da aber eine Webergabe der Pfandſtücke 
an ben Gläubiger nicht erfolgt war, fo war nach 8 105 I, 
20 ALR. ein Pfandrecht nicht entjtanden. Vielmehr erlangte 
St., wenn er auch ein Recht Hatte, Die Uebergabe ver 
Sachen zu verlangen, ein dingliches Recht erft durch vie 
Befigergreifung berjelben: 88 109 — 1111. c. Eine folche 
Befigergreifung war zur Zeit der Zahlungseinftellung, wie 
fe das Appellationsurtheit feitgeftellt Hat, noch nicht erfolgt. 
Es hatten alfo fänmtliche Gläubiger des W. zu jener Zeit 
ein gleiches Recht wie St. aus dieſen Mobilien ihre Bes 
friebigung zu fuchen. Wurden nun sach ber Zahluugs- 
einfiellung dieſe Mobilien in Folge Uebereinkommens zwifchen 
®. und St. dem letztern allein zur Dedung feiner Schuld 
übergeben, fo wurde dadurch dem St. ein bisher noch nicht 
beitehennes Necht eingeräumt, durch welches bie übrigen 
Hänbiger, denen ein Objekt ihrer Befriedigung entzogen 
wurde, benachtheiligt, und St. vor ihnen begünftigt wurde, 

Was dagegen die zweite Behauptung anbelangt, fo ift 
in dem Schulofchein v. 6. Yan. 1874 anerkannt, und auch 
in dem Appellationsurtheil angenommen, daß St. die Mieth« 
ferberung, welche dem Vermiether Sch. gegen W. zuftand, 
bezahlt habe. Der Vermiether hatte filr diefe Forderung 
ein geſetzliches Pfandrecht an den eingebrachten Mobilien 
des W. 8 395 1, 21 ALR., welches ihn berechtigte aus den⸗ 
klben feine abgeſonderte Befriedigung mit Ausfchließung 
ker andern Gläubiger zu verlangen: 8 33 Nr. 4 der Konk. 
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Ordnung. Dieſes Pfandrecht Fonnte von dem Bermiether 
mit der Forderung an St. übertragen werben und in biefem 
Talle war derſelbe befugt, fi in Ausübung dieſes Pfand: 
recht® and ben verpfündeten Sachen bezahlt zu machen. 
Jedenfalls ftellte banın die Uebergabe der Sachen an ihn, 
und das Webereinfommen durch welches dieſelbe vermittelt 
wurbe, weber eine Begünjtigung für Ihn, noch eine De 
nachtheiligung der andern Gläubiger bar. Daß der Ber- 
miether dieſes Recht ſelbſt ausüben müffe, ift nirgend vor 
gejchrieben, und die Beitimmung In Nr. 4 8 33 cit. auf 
welche fih der App. Richter zu beziehen fcheint, hat nur 
bie Bebentung, daß dieſes gefetliche Pfandrecht dem aus X 
brüdtich Beſtellten gleich ftehe, foiern es von bem Vermieter ' 
geltend gemacht wird. 
Antr. d. GOSſtA.: gleich. [38.-8.] 





Kauf- anf Wiederlauf. - Pfandvertrag. 


Die civilrechtliche Vorſchrift, nach welcher ein 
Kauf auf Wiederfauf unter gewiffen Borausfegungen, 
ale Pfandvertrag zu beurtheilen fer, it für den 
Strafrichter nicht maßgebend. | 


EIGB. 5 360 Nr. 12 [n. 84a]; B.-Gew.-Ortn. v. 21. Juni 1869 
88 35. 38. 148; ALR. I, 11 8 321-326. 
Ertl. (3.1) v. 5. März 1875 e. Briſch (119 I. Cr.). 

B. war von ber Anklage „den Beginn des Betriebs bes Ffand- 
leihgewerbes nicht angezeigt, und bie desfallfigen Kontrolvorſchriften 
nicht beobadtet zu haben (B.Gew.⸗Ordn. v. 21. Yunt 1869 88 35. 
38. 148)" deshalb freigefprochen worben, weil er nicht ein Pfankleih: 
gewerbe betrieben, fondern lediglich Kaufgefhäfte auf Rückkauf abge 
ſchloſſen habe. Die NB. des OStA.'s vügte es als Nichtigfeitsgrund, 
dag die Imflanzrichter bei Prüfung ber Frage nach der Natur ber 
abgefchloffenen Geſchäfte Die Beſtimmungen ber 88 321 bis 326 L, 11 
AR. anger Act gelafen hätten. Zurüdweifung, weil 

„bie in den cit. 88 321 fgg. aufgeflellten Präfumtionen, ſelbſi 
wenn Ge in Bezug auf das StGB. und die Gew.-Drba. 
ale Heichögefege zur Anwendung zu bringen feien, jebenfalls 
für den Strafrichter (nach $ 22 der Bon. v. 3. Fan. 1849) 
nicht bindend feien. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [40.—6.) 
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Geſhworuenſpruch. - Stimmenverhältniß. - Widerſpruch. - 
Erprejinng. 


Fin Geſchwornenſpruch welcher den Angeflagten 
einer Erpreſſung mit einfacher Stimmenmehrheit 
(duldig erflärt, und fodann die Anwendung von 
Gewalt gegen eine Perfon, fowie die von Dro- 
hungen mit gegenwärtige Gefahr für Leib und 
Leben mit abfoluter Stimmenmehrheit bejaht, ift 
nicht in fich widerfprechend. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 97 [n. 16a. 19]. 

Erl. (3.1.) v. 5. März 1875 e. Hartwig (52 I. Cr.\. 

Die Geſchwornen hatten die ihnen vorgelegte Frage: 

Iſt 9. ſchuldig — um fi einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 

vortheil zu verſchaffen — ben 8. zu einer Handlung ober 

Unterlaffung genöthigt zu haben 

und zwar: dur Gewalt gegen bie Perſon bes L. und 

unter Anwenbung von Drohungen mit gegenmärtiger Gefahr 

für Leib und Leben befjelben ? 
bejaht: den Eingang mit einfacher, den Schluß („und zwar 2c.”) mit 
abſolnter Stimmenmehrheit. Das bieranf geſtützte verurtbeilente Er- 
lenntuiß focht H. durch NB. an, weil jene Sprüche wegen ber Ver⸗ 
ſchiedenheit des Stimmenverhäftniffes an einem inneren Widerſpruche 
Kitten, welchen die Gefchwornen in einer nenen Berathung hätten 
heben müſſen: 

Zurückweifung. Gründe: 

Ein Widerſpruch kann in dem Ausſpruch der Ge— 
ſchwornen nicht erblickt werden. Zunächſt trifft die Annahme 
der NB. nicht zu, daß der unter Nr, 1 beſonders hervor» 
gehobene Theil der in Rede ftehenden, den Gejchwornen 
unter b. vorgelegten Frage nur einen erfchwerenben Umjtand 
enthalte Er enthält vielmehr zugleich ein Thatbeſtands⸗ 
moment ver im 8 253 R.⸗StGB.'s befinirten einfachen 
Erpreffung, nämlich die Gewalt oder Drohung. Der erjte 
Theil der Frage war nur bahin gerichtet, ob der Angeklagte 
um ſich einen vechtöwibrigen Vermögensvortheil zu ver- 
ſchaffen, den L. zu einer Handlung oder Unterlaffung ges 
nöthigt habe, und es wird ſodann in der Frage fortgefahren: 
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„und zwar 1. durch Gewalt gegen bie Perfon des L. unb 
unter Anwendung von Drohung mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leib und Leben deffelben”. Durch Bejahung bes erften 
Theils ter Frage, war taher noch nicht der Thatbeitand 
der einfachen Erpreffung (8 253 R.⸗StGB.) feftgeftellt. Da 
bie Bejahung deſſelben durch bie Gejchworenen mit fieben 
gegen fünf Stimmen erfolgt war, fo mußten fie mit Rüd- 
fiht auf den eventuellen Fall, daß der Schwurgerichtshof 
durch feine Entſcheidung der Majorität beitreten würde, 
jofort auch zur Beantwortung des unter Nr. 1 hervorge⸗ | 
bobenen Theil der Frage fchreiten, da der legtere ſowohl 
ein Moment des Thatbeſtandes der einfachen Erprefjung, 
als vie in $ 255 R.StGB.'s vorgefehenen erfchwerenden 
Umftänte, daß die Gewalt gegen eine Berfon verübt und 
bie Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben | 
verbunden gewefen, enthielt. Bei der Abjtimmung hierüber 
konnten aber biejenigen Gefchworenen, welche den erften 
Theil der Frage verneint hatten, meil fie beifpielgweife nicht 
überzeugt waren, daß der Angeklagte die That in der Ye 
ficht, fich einen vechtswidrigen Vermögensvortheil zu ver 
fhaffen begangen babe, fehr wohl die Frage, ob bei ver 
felben Gewalt gegen die Berfon des 2. verübt worben, 
bejahen, ohne mit fich felbjt in Widerfpruch zu gerathen. Es 
lag daher für den Schwurgerichtähof feine Veranlaffung 
vor, den Gefchworenen eine nochmalige Berathung aufzu- 
geben, und es fällt ihm eine Verlegung bes oben cit. Art. 97 
nicht zur Laft. 
Antrag d. GSA.: gleihl. - . 138.—6.] 





Zeugnißzwang. - Opportnnität. - Ausländer. 

1. Handelt es fih von Zwangsmaßregeln, um 
einen feine Vernehmlaſſung vermeigernden Zeugen 
dazu anzubalten, fo hat das Ober⸗Tribunal bie 
DOpportunität der beabfihtigten Vernehmung nicht 
zu prüfen, 


—* 
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2. Die die Zeugnißpflicht begründenden geſetz⸗ 
lichen Borfchriften treffen den im Snlande ſich auf- 
haltenden Ausländer ebenfo, wie den Inländer. 


Erim.-DOrbn. $ 310. 311. 315. 337 352; Von. v. 3. Jar. 1849 
$ 20 [n. 22. 1a). 
Beil. (L) ». 5. März 1875 0. 8. 8. (50B. I. Cr.) 

Eine in London ausgegebene Zeitung batte in einem Telegramm 
ans Berlin in Betreff zweier gerichtlicher Beamten eine Thatſache be- 
hauptet, welche die Staatsanwaltihaft für „verlenmderiſch“ erachtete. 
Um den Urheber diefer Behauptung zu ermitteln, warb ber fidh in 
Berlin als Zeitungs. Korrefpondent aufhaltende engliihe Unterihan 
8. 8. zur Ablegung eines Zengniffes anfgeforbert, und als er bie 
Bernehmlafinng verweigerte, zwangeweiſe gegen ihm vorgegangen. 
Segen den befkätigenden Beſchluß des Kammergerichte ergriff er die 
Beihmwerbe an Das OTr. und machte u. A. geltend, daß der Juhalt 
8 mitgetbeilten Telegramms ein Berbrehen ober Bergehen nicht 
barfielle, feine Beröffentlihung alfo nicht Airafbar fein könne, fowie 
dag die ben Zengnißzwang betreffenden Borſchriften der Erim.-Orbn. 
ſih mr anf „Untertbanen” alfo auf Staats-Angehörige bezögen, alfo 
nicht ohne Weiteres auf Ausländer auszudehnen feien. 

Das Dr. hat die Beichwerbe zurüdgewiefen, indem es bie 
eben hervorgehobenen Grundſätze ausſpricht. 

Antr. d. EStA.: gleichl. 40.-8.) 


Heilkunde. - Ausübung im Umherziehen. 


Ob Jemand fih durch die Ausübung der Heil- 
kunde im Umbherziehen flrafbar gemacht habe, ift 
niht nach der Bundes-Gew.-Oronung, fondern nad 
den — in Kraft verbliebenen — Landes = Gefegen 
ju beurtheilen. 

B.Gew.-Ordn. v. 21. Inni 1869 $ 55. 
Erf, (8.1. v. 5. März 1875 ec. Lemle (27 1. Cr.). 

In erſter Inflanz war 8. aus den 8$ 55 und 148 Nr. 7 ber 
d. Gew. Ordn. zu einer Geldſtrafe von 2 Thalern verurtheilt worden, 
„Reil er Stubien in der Heilkunde auf einer inlänbifchen Univerfität 
Eh gemacht, gleihwohl auf Berlaugen der Wittwe C. alle 3 bis 4 

nah ©. gelommen fei und dort, von verfchiedenen Perfonen 
Iwiahirt, ohne Legitimationsfchein die Heilpraxie ausgeübt babe, 
dihrend von feinen Leitungen nicht gejagt werben lönne bag babei 
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ein böberes wiflenfchoftliches Intereſſe obwalte*“. Auf ben von ihm 
ergriffenen Rekurs fprady das AG. frei, weil die Medizin eine Wiſſen 
haft von dem größten Intereſſe fei, welche Durch bie tägliche Erfahrung 
in hohem Grabe bereichert werde; fonach liege Die Möglichkeit vor, daß 
durch die jett freigegekenen Kuren nicht fiudirter Leute bie gleiche Be 
reiherung eintrete: es flebe alſo dem Angeflagten cit. $ 55 zur Seite. 

Die NB. des OSëtA.'s erachtete dieſe Begründung für rechte⸗ 
irrthümlich: bie Wiſſenſchaft der Medizin werde nad $ 291. o. 
durch geprüfte und approbitte Aerzte ausgeükt, demgemäß künnten 
nur geprüfte Dedizinalperfonen gewerbliche mebizinifche Leiſtungen, bei 
melden ein höheres wiſſenſchaftliches Intereffe obmwalte, feilbieten; ein 
Medizinalpfuſcher maße fih mit Unrecht die Bertretung eines höhern 
wiſſenſchaftlichen Jutereſſes au; hiernach erfcheine die Vernichtung des 
Urtheils 2. Inſtanz und die Befätigung des erſten Urtheile geboten, 
dba nah Beil. II. v. 8. Januar 1874 (XdOCTr. 15. S. 12) bi 
dem legitimationelofen Betriebe eines unflatthaften Gewerbes ein Steuer 
vergehen nicht konkurrire. 


Das OTr. bat da® angefochtene Urtheil vernichtet und bie 
Sache an ein anderes AG. verwieden. Grilnde: 

Aus der Thatfache, daß nah 8 29 der Gew.⸗Ordn. 
bie approbirten Mebizinalperfonen in der Wahl ber Orte, 
an denen fie ihr Gewerbe betreiben wollen, unbefchränft 
find und daher eines Legitimationgjcheines nicht bebürfen, 
kann nicht gefolgert werden, daß diejenigen Perfonen, melde 
nicht in die Kategorie der approbirten Mebizinalperjonen 
gehören, zum gewerblichen Betrieb mebizinifcher Leiftungen 
außerhalb ihres Wohnort eines jolhen Scheins bebürfen; 
vielmehr folgt daraus nur, daß bie Frage, ob für biefe 
Perfonen ein Pegitimationsfchein erforderlich fei oder nicht, 
nach den für den Gewerbebetrieb überhaupt geltenden Be: 
ftimmungen zu entfcheiden ift, ohne daß fie ſich auf bie aus 
S 29 zu entnehmenve Befreinug berufen Tönnen. Iſt aber, 
wie e8 nach der NB. [des OSſta.'s] den Anjchein hat, ber 
S 29 nur herangezogen, um aus bemjelben den Begriff dee 
„böberen wifjenfchaftlihen Intereſſes“ im 8 55 Nr. 4 zu 
bejtimmen, fo ijt auch dies verfehlt, da die Thatfache, daß 
für den ärztlichen Gewerbebetrieb auf Grund beftanbener 
Prüfungen Approbationen ertheilt werben, andererfeit$ aber 
auch Der Gewerbebetrieb Seitens nicht approbirter Berfonen 
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zugelaſſen iſt, nicht folgt, daß nur bei jenen Perjonen ein 
böberes wiffenjchaftliche® Intereſſe obwalten könne; am 
wenigften aber lönnte ein rechtlicher Irrthum darin ger 
fimben werden, daß anch in Bezug auf die ärztlichen 
Leiſtungen nicht approbirter Berfonen vie Möglichkeit eines 
höheren wiffenfchaftlichen Sinterefjes anerfannt wird. Wenn 
biernach die Ausführungen in der NB. unbegründet find, 
jo nöthigt doch der wegen Gejegesverlegung erhobene An- 
griff zu der weiteren Prüfung, ob abgefehen von jenen 
Ausführungen eine Gejegeöverlegung vorliegt, und dies ift 
in der That der Tall. Die Frage, ob der Angeklagte die 
für den Gewerbebetrieb im Allgemeinen und für ben Ge— 
werbebetrieb im Umherziehen in&bejondere beftehenvden Pflichten 
erfüllt babe, ift in dem angefochtenen Urtel Tebiglich aus 
dem GefichtSpunfte des S 55 der Gew.Ordnung geprüft 
werden und bie Freiſprechung ausjchlieglich darauf geftügt, 
daß nach 8 55 Nr. 4 eit. die Mothwendigfeit eines Legiti- 
mationsfcheines bei gewerblichen Leiftungen, bei denen ein 
höheres wiflenfchaftliches Intereſſe obwalte, wegfalle und 
diefe Ausnahme Hier zutreffe. Es fanıı dahin geftellt bleiben, 
od in der Ausführung des zweiten Richter der 8 5b Nr. 4 
tihtig aufgefaßt ift, ob insbeſondere nicht das Verhältniß 
der Ansnahme (höheres wifjenjchaftliches Intereſſe) zur 
Regel verfannt und nicht ferner die bloße Möglichkeit 
eines wiffenfchaftlichen Intereſſes in abstracto vechtd> 
irrthümlich dem Nachweife eines folchen in concreto fub- 
ſtituirt iſt. Auf eine nähere Prüfung in diefer Beziehung 
fommt e8 aus dem Grunde nicht an, weil ber 8 55 Nr. 4 
für den in Rebe ftehenden Fall überhaupt nicht zutrifft. 
Nah 86 1. c. findet nämlich dieſes Geſetz auf bie Aus- 
übung der Heilkunde, vorbehaltlich der 88 29. 30. 53. 80 
und 144, keine Anwendung und es kann daher weder bie 
Strafbarkeit des Angeklagten nach 8 55 beurtheilt werden, 
ho der in dem angefochtenen Urtel angenommene Straf: 
ausſchließungsgrund des 8 55 Nr. 4 burchgreifen. Die ge 
fammte vechtliche Benrtheilung beruht baber anf der rechts⸗ 
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irrthlimlichen Anwendung des 8 55 auf einen Fall, für ben 
er nicht gegeben iſt; auf Grund dieſes Rechtsirrthums iſt Die 
Präfung unterlaffen, inwieweit die den Gegenftand der An⸗ 
Mage bildende That nach ber, in Bezug auf die vorbehaltenen 
Fälle des 8 6 cit. noch fortdauernd gilltigen, Gewerbe- 
Gefeßgebung den Thatbeſtand einer ftrafbaren Handlung 
darftellt. 

Antr. d. GStA.: Bernichtung. 140.—6.] 


Miündlichleit. - Nicht verbandeltes Beweis-Moment. - 
App.⸗Richter. 


Nichtigkeit tritt ein, wenn der App.⸗-Richter bei 
einer auf Grund einer neuen Beweisaufnahme ge- 
teoffenen felbfiftändigen thatfächlichen Feftftellung auf 
ein, nicht zum ©egenflande der mündlichen Ver— 
bandlung gemachtes Beweis-Moment ſich ſtützt, follte 
jene Feſtſtellung auch mit der erftrichterlichen über- 
einflimmen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 101 ſo. 33]; $ 14 [n. 43). Bol. ROTr. 
4. ©.232; 9. &. 163; 13.6. 135; 14. &. 192; 15. S. 36; 16. ©. 122. 
Erf. (8. IL) v. 9. März 1875 e. Schmidt (333 IT Cr.). 

Auf ben Untrag ber Angellagten hatte der App.⸗Richter eine 
umfangreiche nene Bemweid-Aufnahme vorgenommen und fobann unter 
Berhdfihtigung der in beiden Inſtauzen flattgehabten Ermittelungen 
den Sachverhalt felbfinändig gewürdigt, hierbei aber auch auf einen 
vom Gendarm W. au din Kreislandrath erftatteten, zu ben Alten ge 
brachten Bericht Bezug genommen, welder nit zum Gegenftande der 
Haupiverhandiung gemacht worten war. Die tbatfächliche Feſtſtellung, 
zu welcher das AB. gelangte, ſtimmte mit ber bes erfien Richters überein. 

Ternibtung. Grube: 

Zwar ift e8 dem App.-Nichter, wenn er bie eritrichter- 
liche Feſtſtellung, ohne zu einer neuen ober wiederholten 
DBeweisanfnahıne zu fchreiten, aufrecht erhält und zu ber 
feinigen macht, nicht verjagt, bei jeiner Prüfung, ob gegen 
bie im erjten Urtheil enthaltene Feltftellung der Thatfachen 
Bedenken obwalten, auch auf ben anderweitigen, Seiten® 
des erjten Richters außer Erörterung gebliebenen Inhalt 








207 (5. März 1878.) 


der Alten zurückzugehen und, — fei es zur Befeitigung fich 
ergebenber Bedenken, jei es um die Ablehnung neuer Beweis⸗ 
anträge zu rechifertigen, — Beweismittel heranzuziehen, 
welche von tem erften Richter nicht für feine Entfcheidung 
benntt find. Immerhin bleibt dann die erftrichterliche 
Feſteſtllung entfcheidend und das Appellations-Erfenutniß 
wird anf diefelbe, nicht aber auf vie bei Prüfung der Halt- 
barkeit berjelben berangezogenen Beweismittel gegründet. 
Eine folhe Sachlage waltet aber in vem vorliegenden Falle 
nicht ob. Der App.-Richter dat mit Rückſicht auf die von 
der Implorantin in appellatorio beigebrachten neuen Be— 
weife eine umfangreiche neue Beweisaufnahme fir noth- 
wendig erachtet und ſodann unter Berüdfichtigung ber in 
beiden Inſtanzen ftattgehabten Ermittelungen den Sach: 
verhalt felbjtftändig gewürdigt. Er ift demnächſt zu einer 
ichließlichen Feftftellung gelangt, welche zwar mit derjenigen 
des erften Richters übereinftimmt, aber auf den Ergebniffen 
der gefammten in beiden Inſtanzen fjtattgehahten Beweis- 
aufnahme, fowie insbeſondere auf einer Abwägung der in 
beiven Inſftanzen vorgebrachten Belaftungs: und Ver— 
theidigungsbeweiſe beruht. Hierbei ift nun auch ver kei 
ven Wften befinvliche Bericht des Gentarmen W. feinem 
gejammten Juhalte nach al8 Beweismittel und zwar für 
die Belaftung ter Implorantin in ver Art verwendet, daß 
derfelbe den von der Ymplorantin beigebrachten Entlaftungs- 
beweijen gegenüber, — wie die Gründe des Erkenntniſſes 
ergeben, — den Ausſchlag für die verurtheilende Entſcheidung 
gegeben hat, indem jene Vertheidigungsbeweife gerade durch 
den Inhalt des Berichts für entfräftet erachtet find. — 
Sonach ijt die appellationsrichtertiche Feſtſtellung wejentlich 
auf ein Beweismittel geftügt, weldhe® niemals zum Gegen- 
ftande der mündlichen Verhandlung gemacht und in Betreff 
deffen der Implorantin, — foweit erjichtlih, — auch Feine 
Gelegenheit gegeben ift, fi über den Werth und die Be- 
deutung befjelben im formelfer und ınaterieller Richtung 
zu äußern. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [37.—8.] 
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Nichtigkeit. - Verſtoß gegen Vorſchriften des Verfahrens. 
Verſtöße gegen Borfchriften des Verfahrens 
fönnen nur in fofern mittels der Nicht.-Beſchwerde 
gerügt werden, als das angegriffene Urtheil jenes 
vegelwidrige Berfahren zur Grundlage hat. 
Se. v. 3. Mai 1852 Art. 108 [n. 5]. 
Erl, (3.11) v. 9. März 1875 e. Schörle (309 11. Cr.) 


Der wegen Beleidigung des KG,Direktors B. verurtbeilte Sc. 
rügte es als einen Verſtoß gegen einen Grundſatz bes Verfahrens, daß 
der beleidigte KÖ.-Direltor die Einreihung der Unterjudhungs-Alten 
an das AG. angeorbnet und die dem Imploranten behändigte Auß 
fertigung des Erkenntniſſes zweiter Inftanz unterzeichnet habe. Ohre 
auf die Frage einzugehen, ob jene Thätigkeit bes Direktors eine an 
fih unzuläffige gemeien, bat da8 OTr. die NB. zurldgewieien, weil 
jene Tätigkeit 

„ihrer Beichaffeubeit nach ohne allen Einfluß auf bie app- 
gerichtliche Entſcheidung geweſen fei“ 
zugleich erllärte es den obigen Grundſatz für „ſelbſtverftändlich“. 
Antr. d. GStA.: gleich. 137. -6.) 


Gewerbebetrieb im Umherziehen. - Gewerbefteuer. 


1. Db dur ein ohne Gewerbefchein im Umper: 
ziehen betriebenes Gewerbe ein Steuervergehen begangen 
ei, iſt lediglich nach den betr. Landesgefegen, nicht 
nad der B.-Gew.-Drdn. zu beurteilen. 

B.Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 88 1. 5. 


2. Die Strafbarkeit Desjenigen, welcher zu einem 
ohne Legitimationsfohein im Umherziehen betriebenen 
Gewerbe Hülfe Teiftet, wird durch $ Al der B.-Gew.- 
Ordnung nicht ausgefchloffen. 

Ebendaſ. 88 41. 55. 60ff. 149 Nr. 5. 


3. Der „umherziehende“ Charakter eines Ge⸗ 
werbebetriebes kann nicht Tediglih aus dem Grunde 
verneint werben, weil derfelbe „in einem befonderen 
Gebäude” flatigefunden und auf mehrere Monate 


fich erſtreckt babe. 
Ebendaſ. 88 65, 59, 
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Ertl, G.I.) v. 10. März 1875 e. Axtinanu & Gen. (243 I. Cr.). 

Der Theater-Direltor A. aus M. hatte in bem von ihm zu 
biefem Zwede für bie Zeit von Mitte Mai bis zum 16. Septbr. 1873 
gemietheten Thalia⸗Theater zu C. öffentlich Theatervorftellungen gegeben 
bei welchen nach der Aufftelung der Anklage ein höheres Kunft-In- 
terefie nicht obwaltete. Da er nicht im Befige eines Gewerbeſcheins 
war, fo wurden er und 4 vom ihm engagirte in ©. nicht anfälflge Schau- 
fpieler wegen Zuwiderhandlung gegen $ 55 ber B.Gew. Ordn., $ 40 
bes Gew.⸗Stener⸗Geſ.'s v. 30. Mai 1820 und 8 26 bes Hauf.-Regul. 
v. 28. April 1824 verfolgt. Beide Iuftanzgerichte fpracdhen aber frei. 
Sie erlannten on, daß alle Angeflagten in C. nicht ortsangehörig und 
nit im Befie eines Gewerbeſcheius feien, erwogen aber, daß die von 
A. dargebotenen in einem eigen® zu biefem Zwede errichteten Gebäube 
(em fog. Thalia-Theater) ftattgefundenen Vorſtellungen auf bie ganze 
Sommer⸗Saiſon Mitte Mai bie 16. Geptbr. fich erfirede, und daß bie 
4 Sanfpieler nach ben mit A. abgeichloffenen Verträgen ihre Leiflungen 
gegen ein Honorar, ohne Anſpruch auf den Ertrag der Schauftellungen 
verdungen hätten; darans folgerten fie, baß die von A. dargebotenen 
Torfellungen als „vorübergehende, und bie Schanfpielergefellichaft, 
welde ſoviel erſichtlich anderwärts keine Borflellungen gegeben, als eine 
umbergiehenbe im Sinne bes 8 59 der B.⸗Gew.⸗Ordn. nicht anzufehen, 
fewie daß die Schaufpieler als „Gehülſen“ des Direltors und nicht 
ala jelbfändige Gewerbtreibende zu betrachten feien. Aus dem Nicht- 
erforderniſſe eines Legitimationefcheins ward dann als ſelbſtverſtändliche 
delze hergeleitet, daß auch ber Thatbeſtand eines Gewerbefteuer-Ber- 
gehens nicht vorliege. 

Bernidtung. Gründe: 

Das Erkenntniß [ved Berufungs⸗Richters] läßt eine 
dem 8 353 der StPO. entſprechende Feſtſtellung darüber 
vermiſſen, welche der weſentlichen Merlmale der den Gegen⸗ 
fand der Entſcheidung bildenden That für dargethan ober 
nicht dargethan zu erachten feien. 

[1.] Bei der den Inſtanzrichtern obliegenden, jeden 
rechtlichen Gefichtspunft berührenden (StPO. 88 3. 4. 374 
Ab. 2) Prüfung, ob und welchen der Imploraten nad 
den Auklagethatſachen ein ftrajbarer Gewerbebetrieb im 
Unberziehen beizumefjen oder nicht beizumefjen, war von 
vornherein von ber Erwägung auszugehen, daß, wie das 
Königliche OTr. fchon wiederholt ausgeführt hat, die Reichs⸗ 
Gewerbe-Orbnung von 1869 nur das gemerbens [IIeltie 

Neqhtſprech. d. 8. D.-Zr. ıc. XVI 
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Gebiet beherrfcht, dagegen für die Beurtheilung in gewerbe- 
ftenerlicher Richtung die einfchlagenden Landesgeſetze alt 
ftrafrechtliche Norm fich barftellen und daß diefe verſchieden⸗ 
artigen Gejegesfategorien eine Vermengung unter einander 
nicht zulaffen. 

Im Anſchluſſe an die Anklage mußten deshalb bie 
Snftanzrichter erörtern, ob die Vorausſetzungen einer ge 
werbepolizeilichen Sontravention nach R.-Gew.-Orbn. $ 55, 
insbefondere Nr. 4 daſelbſt, oder einer gewerbeftenerlichen 
Kontravention ober beider vorlagen und danach unter De 
rüdfichtigung des $ 148 Nr. 7 1. c. bezw. des Schlußfahee 
diefes 8 in der Sache entfcheiben. 

Hinfichtlih der auf Gewerbefteuer - Kontranention ge 
richteten Anklage hätten daher die, nach Bon. v. 28. April 
1867 im früheren Kurheſſen eingeführten Beftimmungen 
des Preußifchen Gewerbefteuergefeges vom 30. Mai 1820, 
des Regulativs v. 21. Mai 1824 nebft den fpäter bay 
ergangenen ergänzenden und mtobiflzirenden Anordnungen 
der Würdigung zur Bafis dienen follen. 

[3.] Im Einzelnen war zunächft der R.-Gew.-Orbr. 
$ 55 Nr. 4 gegenüber zu ermitteln, ob und welche Ange 
klagte durch gewerbliche oder künſtleriſche Leiftungen, ber 
ziehungsweife Schanftellungen, welche fie außerhalb ihree 
Wohnortes ohne Begründung einer gewerblichen Nieder- 
laffung und ohne vorgängige Beſtellung in eigener Berfon 
feilgeboten, ein Gewerbe im Umherziehen wozu ein Le 
gitimationsfchein vorgefchrieben (cfr. anch Gew.Ordn 88 58. 
60. 62), betrieben haben. Die Vorrichter grünben nun bie 
Freifprehung von der durch die Gew.-Orbn. 88 55. 148 
Nr. 7 bedrohten Zuwiderhandlung nicht anf eine erfchöpfenve 
negative Feſtſtellung ber eben bezeichneten Merkmale, 
vielmehr in Betreff des ꝛc. U. auf den Mangel ber Boraud- 
fegungen des $ 59 Abf. 1 1. o. in Betreff ver übrigen 
Angellagten außerdem, offenbar in Hinblid auf 8 41 ibid. 
auf deren Qualität als jalarirte Gehllfen des Theater 
unternehmers, | 





| 
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[2.] Da vorliegend ein Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen angeflagt, ber Betrieb eines ftehenden Gewerbes 
durch die Angeklagten auch nicht erkennbar feſtgeſtellt ift, 
fonnte die Gehülfeneigenichaft der Schaufpieler im Ber- 
bältniß zu U. und beren Bedeutung für das Erforderniß 
eines Yegitimationsfcheins nicht nach dem cit. 8 41, welcher 
bie Befugnifle des Inhabers eines ftehenden Gewerbes 
regelt, beurtheilt werben, vielmehr mußten die abweichenden 
Grundfäge Über Ausübung eines Gewerbes im Umber- 
ziehen mittelft Stellvertreter, Gehülfen 2c. angewendet 
werben (88 55. 60ff. 1. c.). 

[3.] Ehenfowenig reicht die beiläufige Hinweifung auf den 
fehlenden Beweis, daß die Schaufpielergefellfchaft auch noch 
anderwärts anferhalb C. Vorftellungen gegeben, zur Be- 
gründung ber Befreiung hinfichtlich eines Legitimationsſcheins 
ans, indem zum Begriffe eines Gewerbebetrieb® im Umher⸗ 
ziehen auch nach der R⸗Gew.⸗Ordnung an fich der fucceffive 
Betrieb des Gewerbes an mehreren verſchiedenen Orten 
außerhalb des Wohnorts Teineswegs wefentlich ift. 

Der 859 l.c. aber, auf welchen das entfcheibenve 
Gewicht gelegt wird, fteht allerdings in dem britten, von 
dem Gewerbebetrieb im Umberziehen handelnden, Titel 
der Gew.-Dronung, trifft aber im gegenwärtigen Falle überall 
nicht zu. Durch 8 59 wird nämlich dem Gewerbe ber da⸗ 
felbft harakterifirten im Umberziehen oder an einem Orte 
vorübergehend ohne Begründung eines ftehenden Gewerbes 
theatralifche Borftellungen, bei denen ein höheres Intereſſe 
der Kunſt nicht obwaltet, tarbietenden Perſonen eine be- 
jondere ausnahmsweiſe Beſchränkung auferlegt, die Statt- 
haftigkeit folcher Aufführungen fpeziell an die Erlaubniß 
ver Behörde des jebesmaligen Orts der Darftellung geknüpft. 
Ben diefer ortöpolizeilichen Erlaubniß, deren Mangel in 
der Anklage nicht erwähnt wird, ift vorliegend feine Rebe, 

ſe daß die anf $ 59 geftügte Hervorhebung des amtsgericht⸗ 
lüchen Erkenntuiſſes, wie bie theatrafifchen Vorſtellungen in 
einem befonderen Gebände und nicht bios vorüber. 
14 
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gebend ftattgefunden haben, tie Schaufpielergefellihaft 
daher auch nicht als umherziehende im Sinne der Gem. 
Ordn. 859 erfcheine, bedeutungslos ift. Da endlich die In⸗ 
Stanzrichter unentfchieden Iaffen, ob bei ben Vorftellungen ꝛc, 
welche den Gegenftand der Anklage bilden, ein höheres 
Intereſſe der Kunft obgewaltet habe, fohin fein Anhalt für 
eine ausnahmsweiſe, etwa auf Neichs- Gewerbe - Ordnung 
8 55 Nr. 4 und Haufir-Reglement $ 18 begründbare, Be 
freiung von Einholung eines Legitimations- und Gewerbe: 
Scheins verfchafft worden ift, fo entbehrt das angefochtene, 
die erftinftanzliche Freifprechung beftätigende, Urtheil der 
genligenten thatfächlichen und rechtlichen Unterlage. Ohnehin 
betont 8 59 ausdrücklich, daß es jener Erlaubniß „außer 
den übrigen Erforderniffen” alfo namentlich neben dem 
fonft vorgefchriebenen Legitimationsfcheine (R.-Gew.:Ore. 
88 55. 58) bebürfe. 

[4.] Die einfchlagenden gewerbeftenerlichen % 
ftimmungen ſodann find von den Inftanzrichtern felbftftändig 
unerörtert gelafien, und zwar aus einem rechtsirrthümlichen 
Motive. Könnte nämlich felbft, wofür bisher gemügende 
Grundlage fehlt, angenommen werben, daß die Angellagten 
von der Verpflichtung, einen Legitimationsſche in nad 
Gew.-Dron. $ 55 einzubolen, befreit feien, jo würde barand 


boch nicht ohne Weiteres das Nichterforderniß eines Ger 


werbeſcheins mach ben jtewergefeglichen Beftimmungen 


folgen. Die beiberfeitigen Vorſchriften decken fich weder 


überhaupt, noch fpeziell für die bier fraglichen fog. fünf 


lerifchen theatratifchen Vorftellungen (vgl. Hauſir⸗Reglement 


856 a. E. 8 17fg.; R.Gew.⸗Ordn. 8 55 Nr. 4) EGß 


durfte daher eine umfaſſende Prüfung des Sachverhältniſſes 
mit genauer Berückſichtigung ber ſteuergeſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, insbeſondere des Gewerbeſteuergeſetzes v. 30. Mai 
1820 8 40, beziehungsweiſe des Regulativs v. 28. April 
1824 88 2ff. 6ff. 13. 18ff. 26ff., ver ARO. v. 31. Dezbr. 
1836 nebſt Regulativ v. 4. Dezbr. 1836 $2 a. S. (GE. 
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1857 8.13; Amtebt. f. Heflen 1867 S. 148 ff.) nicht ver- 
abfünmt werben. 
Autt. d. BStA.: Bernichtung. [69.--6.] 


Regnahme. - Steine - Fremdes Grundftüd. 


Die Wegnahme von Steinen aus einem fremden 
Grundflüde ift nur dann, wenn diefelben zur Zeit 
noch einen Beftandtheil des Grunpflüds bildeten und 
nicht zum Gegenftande eines ſelbſtſtändigen Mobiliar- 
befigeg gemacht worden waren, zu beftrafen aus 

Stos. 5 370 Nr. 3 [n. 7. 8]. 
et. (8. 1.) v. 10. März 1875 e. Behn & Gen. (149. 1. Cr.). 

Nach der erfirihterlihen Feiftiellung hatten B. ınb Gen. „— von 
tem Adergrunpflüde bes ꝛc. 2. zwei Wagen voll dieſem geböriger 
Preßerfleine in der Abfiht rechiswibriger Zueignung weggenommen 
und waren bieferhalb aus 8 242 SGB. vernriheilt worbeu. Obgleich 
das AG. diefe Feſiſtellung beibehielt, firafte e8 nur aus 6370 Nr.3 1. c. 

BSernihtung. Gründe: 

Wenn der Berufungsrichter die [erftrichterliche] Feſt⸗ 
tellung als unbedenklich beibehält, nichtsteftoweniger aber 
taranf ten 8 370 Nr. 2 des StGB.'s anwenbbar erflärt, 
fo liegt darin eine Verkennung dieſer Strafvorſchrift. Dies 
felbe fett ausbrüdlich voraus, nicht blos daß bie Steine ıc. 
von einem Grunpftüd, fondern aus einem Grundſtücke 
weggenommen worden, unterftellt alfo, daß zur Zeit der 
Begnahme die Steine noch einen Beltandtheil des Grund- 
ſtüks bildeten und nicht durch Trennung von bemfelben 
md Aufſetzen zu befonderen Haufen oder in fonftiger Weije 
Begenftand eines felbititändigen Mlobiliarbefiged geworben 
waren. Glaubte das Berufungsgericht die vorliegende That 
unter dem von der Annahme erjter Inſtanz abweichenden 
Geſichtspunkte des 8 370 Nr. 2 betrachten zu follen, fo 
reichte dazu die Feſtſtellung des erjten Nichter® nicht auß, 
ſendern mußte wegen vorliegender Bedenken gegen dieſe, 
maß 88 377 und 378 der StPO. die Wieberaufnahme 
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bes Beweisverfahrens in dem Maße als e8 zur Begründung 


einer anberweiten Feftftellung erforderlich war, ftattfinben. 
Antr. d. EStA.: gleicht. [68.—6.] 


— — — — — 


Thatſache. - Verächtlichmachen. - Obrigkeit x. 

Unter den Begriff einer „ZThatfache” im Sinne 
des $ 131 StGB.'s können auch die Beweggründe 
zu einer Handlung fallen, felbft wenn ihre Behaup: 
tung zum Zwed einer Kritif oder Charakterifirung 
der Handlung flatt fand. 

Dagegen muß fich die Behauptung auf einen in 
feiner Individualität erfennbaren Cinzelvorgang be: 
ziehen. 

StGB. 5 131 [n. 3]. Bgl. RdOTr. 15. ©. 127. 313. 692. 

Erf. (3.1) v. 10. März 1875 e. Grote (247 1. Cr.) 

Sr. war won ber aus $ 131 StGB.'s erhobenen Anklage freigr 
ſprochen worben, weil bie inkriminirten Behauptungen nicht „Ziel 
ſachen“ im Sinne bes cit. $ zum Gegenflanbe hätten. Das AG. hatlı 
n.%. erwogen, baß bort unter „Thatfahe” nur das im bie Aufer 
Erſcheinung getretene und individuell erkennbare objekiine Ergebriß 
menſchlicher Thätigkeit, im Gegenſatz zur Kritik ober Ehacakterifirung 
von Thatjachen zu verſtehen ſei; eine folhe Kritik ac. ſei auch daun 
anzunehmen, wenn fie im Gewanbe von Thatſachen anftrete nnd bei 
Dritten den Schein wirklicher Tharfachen zu erregen beflimmt ſei. 
NB. des DAS. 

Burüdweifung Gründe: 

Ständen jene Erwägungen [bes App.-Richters] iſolirt, 
fo wären folche allerdings in Beziehung auf ihre Nichtigkeit 
Bedenken unterworfen; denn es läßt fich weder zugeben, 
dag nur die Ergebniffe menfchlicher Thätigleit, alfo Thaten 
und Handlungen der Denfchen, welche änßerlich, alſo 
finnlich fich wahrnehmen laſſen, und nicht auch andere Er 
gebniffe ihrer Willensthätigleit 3. ®. Beweggründe unter 
jenen Begriff fallen, noch der Iegtere dann nicht zutreffe, 
wenn die Behauptung konkreter beftimmter Thatfachen in 
den Formen ober zu ben Zwecken einer Kritit oder Eharal- 
teriſirung anftritt. Das Berufungsurtheil läßt jeboch im 
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feinen weiteren Ausführungen Har bernortreten, baß es ben 
Gegenfag einer Meinung über Thatfachen und des Be- 
Bauptens der Letzteren dahin aufgefaßt wifjen will, daß unter 
ben Thatfachen, in beren Behauptung eine Meinungsäußerung, 
ein Urtbeil, fich ſoll Heiden dürfen, nicht Einzelvorgänge in 
ihrer Individualiſirung verftanden fein follen, ſondern ab- 
ftrafte Thatfachen überhaupt, entkleidet aller konkreten Be: 
ziehungen zum Zwecke eines in dieſe Darftellungsform ge: 
legten Urtheild. Bon dieſem Gefichtöpuntte aus erklärt das⸗ 
jelbe die Auslafjungen' des Angeklagten, nicht al& das pofitive 
Behaupten einzelner in ihrer Individualität erfennbarer Ver⸗ 
folgungsalte, jondern als ein Charalterifiren von nicht er- 
lennbaren Einzelvorgängen durch die Gefammtbezeichnung 
verfelben als eine Verfolgung der treuen Stiechenbiener, 
Ein Rechtsirrthum ift in dieſer die Entſcheidung in ber 
Sache tragenden Auffaffung nicht zu erfennen; es hanbelt 
ih eben um dieſelbe Unterfcheidung zwifchen Behaupten 
und Beurtbeilung von Thatfachen, welche auch auf dem 
Gebiet der Beleidigung in den 88 186 und 187 gegenüber 
ben 8 185 bervortritt, indem biefer ebenwohl folche Aeuße⸗ 
rungen in fich jchließt, die mittelbar bie Eriftenz von That⸗ 
ſachen zur Vorausſetzung haben, welche ihrer mangelnden 
tonfreten Erkennbarkeit wegen fich nicht unter bie 88 186 
und 187 bringen Laffen. 

Antr. d. GStaA.: gleich. [68.—6.] 


Lauenburg. - Fährgerechtigkeit. - Eingriff. - Strafe. 
Im Herzogthum Lauenburg find landesherrliche 
Fährgerechtigfeiten weder duch das Poſt⸗Geſ. v. 
18. Juni 1866 noch durd die B.-Gew.-Opn. auf- 

gehoben. 
Lauenb⸗Poſtgeſ. v. 18. Juni 1866 52; B. Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 

1869 8 7; Lauenb.⸗Geſ. v. 7. Juni 1870. 

Ert. (3.1) v. 10. März 1875 co. Jung & Gen. (242 1.Cr.). 
3. und Gen. waren von ber Anklage eines Eingriffe in bie 
Ianbesherzliche (Tauenburgiicge) Eib-Fährgerechtiame beshalb freige- 
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fprochen worben, weil jene Fährgerechtſame, als ein ausichlieglihes 
Transportreht bes Staats durch 8 2 bes Poſtgeſ.'s v. 18 Juni 1866 
52 eo. aber als eine ausichlieglihe Gewerbeberechtigung (Banntedit) 
burh 8 7 der B.Gew.⸗Ordn. aufgehoben fei, ſowie endlich, weil «8 an 
einer zur Zeit rechtlich beftehenden Strafanbrohung fehle. 

Bernihtung. Gründe: 

Das Geſetz v. 18. Juni 1866 giebt zwar die Anlage 
von Zransportanftalten auf Wafjerftraßen zur Beförderung 
von Perfonen und der dem Poftzwang nicht untermworfenen 
Gegenftände in derſelben Weife frei, wie dieſes in 82 des 
Preuß. Poftgef.’8 v. 2. Juni 1852 gefchehen ist, Enüpft beives 
aber mit an bie Boransfegung, daß es fich dabei um ben 
Transport zwifchen beftimmten Orten mit regelmäßig feſt⸗ 
gejegter Abgange- und Ankunftszeit handelt. Allein lafien 
fhon verſchiedene anderweite Vorfchriften des Gefeket, 
namentlih die 88 3 und 28 über die Berpflichtung te 
Zransportanftalten auf Wafferftraßen zum Mitnehmen von 
dem Poftzwang unterliegenden Gegenftänden und ber zur 
Begleitung nothwendigen Beamten fowie die Verpflichtung 
ber Fähranftalten zum unverzüglichen Weberfahren von Poft- 
transporten es nicht wohl zu, einen Fluß in Beziehung auf 
feine Dimenfionen von tem einen zum andern Ufer als 
eine ben Gegenftand einer felbjtftändigen von Ort zu Ort 
gehenden Xransportanftalt bildende Straße, insbeſondere 
als Waſſerſtraße aufzufafien, erfcheint berfelbe vielmehr 
auch infofern als er anftatt mittelft einer Brücke mit einer 
Fähre Überfchritten wird, im Sinne jener Gefegesvorfchriften 
unter dem Gefichtöpunfte eines bloßen Beftandtheil® ber 
betreffenden zwei verſchiedene Orte verbindenden Landſtraße, 
jo würde jeden Falles für die Anwendbarkeit des Poftgefetes 
das Neguifit regelmäßig feftgefegter Abgangs- und Ankunfts⸗ 
zeit hinzutreten müſſen, deſſen Vorhandenſein das zweite 
Erkenntniß nicht feftgeftellt hat. 

Was die Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 betrifft, jo 
fchließt diefelbe in 8 6 die Anwendbarkeit bes Geſetzes, fo- 
wie auf verfchiebene andere in den Einzelftanten regelmäßig 
ber Negalität unterworfene oder mit derfelben im Zuſammen⸗ 
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hang ſtehende Gegenftänbe 3. B. das Bergwefen, die Fiſcherei 
und den Vertrieb von Lotterieloofen, auch in Beziehung auf 
bie Befugnig zum Halten öffentlicher Fähren vellitändig 
aus, verbietet alfo auch eine dem Staate gehörige und im 
Bege der Verpachtung betriebene Fährgerechtigleit, mag fie 
ven Charakter der Ausfchließlichleit im Sinne des 8 7 bar 
ſelbſt an fich tragen oder nicht, mag fie in dem nugbaren 
Regal des Staates in Beziehung auf die Benugung öffent- 
fiher Gewäfjer orer einem fpeziellen berivativen Erwerbs» 
titel wurzeln, in Beziehung auf ihren Fortbeftand und ihren 
Umfang nach dem Maßſtabe dieſes Geſetzes zu beurtheilen. 
Es erfcheint deshalb irrig, wenn ber Berufnngerichter bie 
Anwendbarkeit befjelben mit der Betrachtung befeitigen zu 
Innen glaubt, daß Angeklagte fich die Befugniß zum Halten 
einer öffentlichen Fähre nicht anmaßen, indem es nicht 
hierauf, fondern vielmehr darauf ankommt, ob der Staat ſich 
. bie Befugniß zum Halten einer öffentlichen Fähre zufchreibt 
und diefer Befugniß der Charakter der Ausfchlieglichkeit zu⸗ 
fommt. Nicht die Ertheilung ber Befugniß zum Halten 
einer Fähre, wie der Eingang des betreffenden Entſcheidungs⸗ 
grundes annimmt, fondern die Befugniß felbft zum Halten 
berfelben iſt dem Einfluffe des Geſetzes entrüdt. Nicht 
weniger rechtsirrthümlich erweift fich die eventuelle Deduktion 
des zweiten Richters, wonach feine den Eingriff in das 
fiäfafifche Necht mit Strafe beprohende Norm beiteht. Auf 
die ftrafrechtliche Bebentung ber fog. Bruchprinzipien kann 
ed dabei allerdings für ten nntergebenen Tall zunächſt nicht 
ankommen, wiewohl ed immerhin unklar bleibt, wie das 
Berufungsgericht dahin zu gelangen vermochte, einerfeit die 
verfafjungsmäßige Zuläffigleit verfelben auf Grund bes 
Herlommens zuzugeftehen, auf der anderen Seite aber deren 
Wirkſamkeit als Nechtsquelle durch Einführung des Pr. 
StGB.'s in Lauenburg für aufgehoben zu erachten, während 
Art, VIII des Einf.Geſ.'s v. 4. Dezbr. 1869 die Straf- 
beftimmungen über Materien hinſichtlich deren bie neu ein= 
geführten Strofgefege nichts enthalten, fortbeitehen läßt, 
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fowie auch 8 19 des Geſ.'s v. 7. Yan. 1870 die bisher er- 
laffenen polizeilichen Vorfchriften bis zu ihrer Aufhebung in 
Kraft behält. Die In Frage ftehenden Bruchprinzipien zu 
Gunjten der Fährgerechtigkeit in Yauenburg, welde mit ber 
Belanntmachung des vormaligen Amtes Lauenburg vom 
29. Zannar 1852 abfchließen, würden nämlich burch bie 
Pol.Vdn. d. Kgl. Regierung v. 19. Septbr. 1872, welche 
ben Gegenftand der früheren Verbote mit einer andermeiten 
Strafe bedroht, aufgehoben und durch die neu angebrohte 
Strafe erſetzt erfcheinen. Hinfichtlih diefer Verorbnung 
ließe fich vielleicht gegenüber ber Hannoverſchen Kammer⸗ 
refolution vom 25. Aprit 1753 der bahier unpraltifche 
Zweifel aufwerfen, ob fie die dort ausgenommenen Fälle 
wirfli habe einbegreifen wollen, wie der Wortlaut es be 
fagt; aber deren Giltigkeit läßt fich nicht zugleich auch unter 
dem Gefichtöpunfte in Zweifel ftellen, daß das Gefeß vom 
7. Yan. 1870 über die Polizeiverwaltung Strafoorfchriften 
zu Gunften fisfalifcher Gerechtfame nicht geftatte. 
Abgefehen von dem Wafferregal ald unweſentliches 
nutzbares Hoheitsrecht, befigt die Staatsgewalt zugleich bas 
wefentlihe Souveränetätsrecht der Wafferhobeit und als 
Ausflug derſelben die Wafferpolizei. Vermöge der Letzteren 
liegt ihr die Befugniß bei, alle Waſſernutzungen an öffent- 
lihen Gewäſſern gefetlich zu orbnen und Maßregeln zu 
treffen, welche die Ausübung beſtehender Nubtungsrechte 
jihern. Weshalb fpezielle Nutzungsrechte des Staates von 
diefem Schuge ausgenommen fein follten Läßt fich nicht er- 
fennen und da nach 87 des Geſ.'s v. 7. Jan. 1870 bie 
gefeßgeberifche Thätigkeit der Regierung fich auf alle Gegen- 
ftände erſtreckt, welche nach ihrem Ermefjen eine polizeiliche 
Regelung durch die Verhältniffe des Landes oder einzelner 
Lanbestheile erfordern, auch nach 8 16 bie Gerichte nicht in 
der Lage find, die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
berartigen Verordnung nachzuprüfen, fo beftand filr das 
Berufungsgericht die Verpflichtung, die Von. v. 19. Septbr. 
1872, deren aus 88 6. 12. 14 des Geſ.'s v. 7. Yan. 1870 
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und ber Minift.-Belanntm. vn. 7. Febr. 1870 fich ergebende 
formale Vorausſetzungen vorliegen, in Beziehung auf den 
felgeftellten Zhatbeftand zu prüfen und die ſich als ange- 
meſſen varftellende Strafe daraus gegen beide Angeflagte 
ja erfennen. 

Antı. d. GStA.: gleich. (68.—6.] 


Tödtung. - Fahrläffigfeit. - Uneheliche Mutter. 
1. Eire Fahrläſſigkeit kann in einem Unterlaſſen 


beſtehen. 
StB. 559 ſo. 19). 

2, Eine den Tod eines neugebornen Kindes ver- 
wiahende Fahrläſſigkeit kann in einem Berhalten 
(Unterlaffen) der Mutter vor der Geburt gefunden 
werden. 

StGB. $ 222 [n. 2]. 

Erf. (3.1.) v. 10. März 1875 e. Kleiner (225 I. Cr). 

Die IMmftanzrichter hatten bie KL. der „Berurfahung des Todes 
ihreß neugebornen Kindes durch Fahrläjfigleit” fchulbig befunden und 
ans 5222 StGB.'s beftrafi. Sie waren dabei von ber Möglichkeit 
sußgegangen, daß die Angeflagte von ber Entbindung überrafcht, in 
Ohnmacht gefallen fei und im Zuflande der Bewußtloſigkeit das Kind 
durch Erdrücken getöbtet habe, — und fanden die Yahrläjfigleit barim, 
Daß diefelbe gerabe für den Fall ihrer eigenen Hülfstofigleit und Hanb- 
Inngeunfähigleit bei der bevorſtehenden Entbindung keine Vorſorge ge- 
kofien, vielmehr die in dieſem Falle für das Leben bes Kindes noth⸗ 
wendigen Borbereitungen unterlaffen habe. Das die NB. zurück⸗ 
reifende Erkenntniß bes Ob.-Tribunals fpricht die obigen Grundſätze 
unter Hinverweifung auf 3. I. v. 23. Novbr. 1859 c. Ehrich (Goltd. 
4.8. ©. 128) aus. 

Antr. d. HS:A.: gleichl. [47.—6.) 


l. Unzuständigerklärung. - Urtheil. - Nicht.-Beschwerde. 
2. Gesinde. - Mehrfaches Vermiethen. - Beirug. - Nassau. 

1. Wird ein ÜUrtheil, durch welches sich das 
befasste Gericht unzuständig erklärt hat, weil die 
That seine Zuständigkeit überschreite, durch Nicht.- 
Beschwerde angefochten, so hat das Ob.-Tribunal 


5 


nur zu prüfen, ob die festgestellten Merkmale 
überhaupt den Thatbestand einer Missthat er- 
schöpfen und welches Gericht für diese zuständig 
sei, — nicht aber ob der Instanzrichter mit 
Recht jene von ihm festgestellten Merkmale als 
durch die Hauptverhandlung ermittelt angenom- 
men habe. 
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| StPO. 8 47. 48, 

2. Die Bestimmung des $ 8 der Nassauischen 
Ges.-Ordn. v. 15. Mai 1819, durch welche die 
mehrfache Dienstvermiethung des Gesindes bei 
vorwaltender gewinnsüchtiger etc. Absicht mit 
der Betrugsstrafe bedroht wurde, ist als gesetz- 
liche Vorschrift ausser Wirksamkeit getreten. 

StGB. $ 263 In. 73]. 

Erf. (3. 1.) v. 10. März 1875 e. Leitſch (260 1. Cr.). 

Die Straflammer hatte e8 für erwiefen angenommen daß bie k 
in mehreren Fällen anderen Perionen gegenüber die Erklärung abge 
geben habe, als Magd in deren Dienfl treten zu wollen, in ber Abficht 
diefen Dienft nit anzutreten ſondern dadurch für fi das gezahlte 
Miethgeld zu gewinnen, und daß fie dadurch jene zur Hingabe des 
Miethgeldes beſtimmt babe. Hierin fand fie die ſämmtlichen Begriffe 
merkmale eines wiederholten Betrugs, ſtellte dieſe im Urtheile als vor- 
liegend feſt und erflärte fih fodann unzufländig, weil fih die L. im 
zweiten Rüdfalle befinde. Gegen biefe Entfheibung ergriff der OS. 
die NB., weil die Straflammer mit Unrecht in ben für ermiefen er⸗ 
arhteten Handlungen ber 2. die Vorfpiegelung einer unwahren und 
die Unterbrüdnng einer wahren Thatſache gefunden habe: bie eigene 
Abſicht, demnächſt etwas zu thuen oder wicht zu.thuen fei keine „Ihat- 
fache im Siune des $ 263 SiGB.'s. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Die erwähnten Umftände find als Beſtandtheile ber 
ienigen Handlungen, welche die thatfächlichen Feſtſtellungen 
der Straffammer im Auge hatten, ganz in Webereinftimmung 
mit dem Antrage der StA.-jchaft durch einen Verweifungs- 
befchluß v. ꝛc. zum Gegenftand der Aburtheilung gemacht 
und das Hauptverfahren darüber vor der Straffammer 
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eröffnet worden. Diefer Beſchluß Tann nah 8 259 daf., 
obgefefen von beſonderen bier nicht zutreffenden Aus— 
nahmen, nur durch Urtheil und zwar nach 8 6 und 262 
buch ein Urtheil, welches nach vorgängigem münblichen 
Verfahren in der Sache felbit befindet, zur Vollziehung 
gelangen. Wenn deshalb die Straflammer ihre Unzujtändig- 
feit ausgefprochen und das Schwurgericht als das zuftändige 
Gericht bezeichnet Bat, fo fann im Wege der NB. nur bie 
Frage: wer biejes Uriheil in der Sache zu erluffen bat, 
alfo die Zuftändigfeit fowie die damit in direkter Verbindung 
ftehende Frage, ob die feftgejtellten Merkmale überhaupt 
ben Zhatbeftand eined Deliftd erichöpfen, zur Erörterung 
gebracht, nicht aber zugleich eine Entfcheidung darüber 
herbeigeführt werben, ob die gemäß $ 47 ihren wefentlichen 
Merkmalen nach bezeichnete That durch den in ber Haupt: 
verbandlung ermittelten Sachverhalt vargethan werde. 
Hierüber iſt nur der urtheilende Richter nach vollftändiger 
Virdigung der Handlung in ihrer wirklichen, nach $ 4 der 
Straf⸗Proz.⸗Ordnung von ihm in der Unterjuchung Har zu 
ftellenden Befchaffenbeit zu erkennen in der Lage. Es er» 
giebt fich Diefes im Weiteren daraus, daß einestheild ber 
849 daſ., wonach das urtheilende Gericht in den Fällen, 
wo bie Zuftänbigfeit von einer rechtlichen Beurtheilung 
abhängt, an die von dem oberften Gerichtähofe im Wege 
END. feftgeftellten Rechtsgrundſätze über die Zuftändigfeit 
gebunden fein fol, voransfegt, Daß dieſe Rechtsgrundſätze ſich 
nur über die Zuftändigfeit und nicht auch Über bie Sache ſelbſt 
verbreiten, zum Andern daran, daß 847 von dem Inkompetenz⸗ 
urtheil, abweichend von dem Enburtheil (8353 Abſ. 3) außer 
der Angabe ter wefentlichen für vie Zuftändigfeit in Betracht 
Iommenden Merkmale der That und deren Beweife, fowie der 
für die abweichende Benrtheilung der Zuftändigfeit maßgebend 
erachteten Thatfachen oder Nechtsfäge, nicht nothwendig auch 
die Darlegung der faltiihen Unterlage für die Annahme 
jener Deliktsmerkmale verlangt, alfo auf der Unterftellung, 
dab eine Nachprüfung in dieſer Nichtung einzutreten babe, 
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überhaupt nicht beruht. Die in dem angegriffenen Urtheil 
enthaltenen Merkmale erfchöpfen aber vollftändig den That 
bejtand des 8 263 des StGB.'s; ob der Sachverhalt hierzu 
genügenben thatfächlichen Anhalt geboten, muß dahin geftellt 
bleiben. Auch laſſen die Entfcheibungsgründe deutlich er 
fennen, daß die Zuftändigfeit des Echwurgerichts aus dem 
Borhandenfein des zweiten Rückfalls (StGB. 8 264) ent. 
nommen ift, was bem 8 14 ber StPO. entfpricdt. Die 
Beitimmung der Naſſauiſchen Gefinde-Ordn. v. 15. Mai 
1819 88, wonach die mehrfache Dienftvermiethung des 
Geſindes bei vorliegenter gewinnjüichtiger oder anderer böjer 
Abficht mit der ordentlichen Betrugsftrafe bedroht ift, berubt 
auf der damaligen Auffaffung des Betrugsbegriffs und bat 
durch deſſen Aenderung in der fpäteren Gejetgebung ihre 
Bedeutung verloren. 

Antr. d. EStA.: gleich. [68.—6.] 


Rechtsmittel.-Frist-, Form-Versäumniss. - Zurückweisung. 


Hat der Vorsitzende des Gerichts erster In- 
stanz es versäumt, ein nicht frist- und form- 
gerecht eingelegtes Rechtsmittel durch Verfügung 
zurückzuweisen, so kann das für das Rechtsmittel 
zuständige höhere Gericht diese Zurückweisung 
ohne Hauptverhandlung beschliessen, oder auch 
im Hauptverfahren durch Erkenntniss aussprechen. 
Dagegen steht es demselben nicht zu, unter Zu- 
lassung des Rechtsmittels in der Sache zu er- 
kennen. 

StPO. v. 21. Juni 1869 8 373. 
Erf. (3.1) v. 10. März 1875 ec. Lind (255 I. Cr.). 

2. hatte ein ihn verurtbeilendes Erfenntniß bes Amtegerichts zu 
W. durch eine verfpätete Berufung angefochten und der Amtsrichter 
e8 verabjäumt, daſſelbe durch Verfügung zurückzuweiſen. Das Be 
rnfungsgeriht nahm nunmehr au, daß ihm nad 8 373 cit. zwar kie 
Befugniß zuſtehe, die Zurüdweifung (ohne Hauptverhandlung) zu be 
ließen, daß aber dieſe Vorfchrift nicht gebietend und ſonach geftattel 
fei, dad Rechtsmittel zuzulafjen und zur Sache zu erkennen. Des 
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bemgemöß ergangene Uriheil bat da OTr. auf bie NB. bes OStA.'s 
vernichtet und bad Rehtsmittel „ale unannehmbar” zurüdgemiefen. 
Gründe: 
Das angefochtene Erkenntniß nimmt an, daß das Be⸗ 
rufungsgericht in einem alle der vorliegenden Art, wo 
bie erfte Inftanz das Rechtsmittel ungerechtfertigt vorläufig 
jugelaffen babe, nur befugt fei, feinerjeitd nach Anhörung 
ver St.⸗A.⸗ſchaft die Zurückweiſung der Appellation ohne 
Hanptverhandlung zu befchliegen, daß jedoh StPO. 8 373 
zu jolcher Beſchlußfaſſung nicht nöthige. Diefer an fich 
richtige Sat wird jedoch rechtsirrthümlich dahin aufgefakt 
und angewendet, daß ber Berufungsrichter ermächtigt fei, 
im Intereſſe des materiellen Rechts von der Nichteinhaltung 
der gefeglichen Anzeigefriſt abzufehen und in der Sade 
jelbft zu erfennen. Die Beftimmung der StPO. 8 373 
sefreit den Berufungsrichter nicht von ber Verpflichtung, 
die Unannehmbarkeit eines Rechtsmittels amtsfeitig aus⸗ 
zuiprechen, deſſen Zuläffigkeit vom Gefege im öffentlichen 
utereffe an eine, im Einzelfalle verfäumte Präkluſiofriſt 
gebunden ift (ogl. auch SS 393. 394. 412. 4171. c.), über- 
läßt feinem Ermefjen vielmehr nur die Entſcheidung über 
die Gorm ber — ftetd gebotenen — Zurüdweifung 
emes defekten Rechtsmittels durch Erkenntniß nach Haupt: 
rerbandlung, oder — aus Gründen der Abkürzung und 
Bereinfahung — durch Beſchluß (StPO. 8 20). 

Autr. d. OStA.: gleicht. [69.—6.] 


Beſchlagnahme. - Pertinenzftüd. 

Die Beſchlagnahme (i. c. Sequeftration) einer 
Sache umfaßt alle Pertinenzflüde derſelben, auch 
lolche, welche bei der Befchlagnahme nicht vorgefunden 
und in dem betr. Protokolle nicht als mit verftrict 
aufgezählt waren. 

StGB. 5 137. [n. 14]. Bgl. RdOTr. 15. ©. 67. 

Erf. (3.1) v. 10. März 1875 e. Müller (145 I. Cr.). 

N. Hatte mehrere Stüde Vieh von einem gerichtlich fequeftrirten 
Srundküde bei Seite geihafft und warb deshalb aus 8 137 StGB.“e 
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verurtheilt, weil jene® Vieh, wenn auch bei Einleitung ber Sequefttalien 
anf dem Grunbflüde nicht vorgefunden, doch als Pertinenzfüde be& 
felben von der Beſchlagnahme mit betroffen worben fei. Die NE. 
fucht auszuführen, daß flr die Frage, was dem Arrefte unterliege, nur 
das Beſchlagnahmeprotokoll entfcheidend fei. Zurädweifung, wei 
„die Ausführung des AG.'s einen Rechtéirrthum nicht 

enthalte”, 
Antr. d. EStA.: gleichl. 147.—6.] 


1. Beschluss, - Motivirung der erstrichterlichen Gründe. 
2. Prävarikatiou. - Dolus. | 


1. Der Vorschrift, dass ein den Angeschul- 
digten ausser Verfolgung setzender Beschluss 
motivirt sein müsse, kann das App.-Gericht durch 
Aneignung der im erstinstanzlichen Rathskammer- 
beschlusse angeführten Gründe genügen. 

StPO. $ 86 Abs. 3, 


2. Zum Thatbefland der einfachen Prävarikation 
bevarf es zwar nicht der Abficht, Die vertretene 
Partei zu benachtheiligen, wohl aber des Bewußt—⸗ 
feing, daß die Intereſſen der legteren mittels Miß— 
brauchs des von ihr gewährten Vertrauens pflichtwidrig 
verlegt worden. 

StGB. $ 356 Abi. 1 [n. 8]. 
Beil. (1.) v. 12. März 1875 c. €. (68B. I. Cr.). 

Die Juſtanzgerichte hatten den ber einfachen Prävarilation (StEB. 
$ 356 Abi. 1) augeihuldigten R.-Anw. C. außer Berfolgung gelegt. 
Die NB. des OStA.'s foht den app.-gerichtlihen Beſchluß wegen 
mangelhafter Motivirung (StPO. $ 86 Abf. 3) und Berlegung be 
5 356 Abf. 1 cit. an. Zurüdweifung Das OTr. erwog zu 

[1.] „daß der angefochtene Beihluß in nicht gerabe un. 
zuläffiger Weife die ſämmtlichen Entſcheidungsgründe 
ber Rathskammer fi) aneigne“, fowie 
baß ber Iegtere ben Vorſchriften des eit. $ 86 Abf. 3 in 
genügender Weiſe entſpreche; — 
und fodann zu 

[2.] daß das im cit. 8 356 Abſ. 1 bebrohte Vergehen 

der fog. Prävarifation in ber einfachen Form zwar nicht 
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ein auf Benachtheiligung der vertretenen Partei — im Ein- 
verffändnig mit dem Gegner — abzwedendes Handeln bes 
Rehtsbeiftandes, wohl aber entfprechenden Dolus des An- 
geſchuldigten infofern voransfegt, als durch Dienfte zugleich 
für ben Gegner in derſelben Nechtsfache die Intereſſen des 
Klienten mittelft Mißbrauchs des von dieſem gewährten 
Vertrauens bewußt gefährdet, pflichtwibrig verlegt worden; 

daß die Befchlüffe der Vorrichter nur das Vorhandenſein 
dieſes richtig erfannten Begriffemerkmals nach dem Er- 
gebniffe der Vorunterſuchung als fehlend bezeichnen. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 169.- 6. 


Vertheldiger. - Rechtsmittel, - Vollmacht. 


In der ein Vergehen betreffenden Sache 
kann der ein Rechtsmittel einlegende Vertheidiger 
die erforderliche Vollmacht noch im Hauptver- 
handlungs-Termine vorlegen; es ist sonach un- 
lässig vorher die Zurückweisung des Rechts- 
mittels wegen des Mangels der Vollmacht zu 
beschliessen. 

StPO. 88 367. 881. 215. 
Beſchl. (1) v. 12. März 1875 Kötz e. Holfte (57B. I. Cr.). 

Eine von K. gegen H. wegen Beleibigung erhobene Privatklage 
zar vom PG. als „nicht fubflantiirt” zurückgewieſen. Die biergegen 
vom Anwalte des Brivatllägere angemeldete Berufung verwarf das 
Berafangs- Gericht (die Straflammer) ohne Hauptverhandlung durch 
veſchluß, weil der Vertheidiger ſich nicht durch Borlegung einer Voll⸗ 
mat als legitimirt ausgewieſen babe (StPO. $ 215). — Das OXr. 
bat dieſen Beſchluß vernichtet und bie Sache an die GStraflammer 
mrädgeriefen, indem es erwog: 

daß nach $ 367 der StPO. die Einlegung eined Rechts⸗ 
nittels für den Befchulbigten, welchem nad) 8 504 baf. ber 
drivatlläger gleichfteht, durch den Vertheidiger, auch ohne 
Piczeitige Meberreichung der Vollmacht, foweit e8 berfelben 
ch 8 215 überhaupt bedarf, erfolgen kann, und es genügt, 
"an die Nachbringung zu dem Zeitpunfte erfolgt war, wo 
Ib Gericht über bie zutreffende Entſcheidung in Berathung 

Reßtfpr. d. 8.D Zr. ıc. XV]. 15 
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getreten ift, im vorliegenden Falle alfo, wo bie Voraud⸗ 
fegung nicht vorlag, unter welcher nach 8 381 bie Berufung 
durch Beichluß zu erledigen gewefen wäre, die Vollmacht 
noch in dem Termin zur Hauptverhandlung zus überreichen 


zuläffig erjcheint. 
Antr. d. GStA.: gleichl. | [68.—6.] 


Unterflagung. - Amtliher Empfang. 


Ein Beamter hat eine — demnächſt unterfchlagene 
— Sade „in amtlicher Eigenfchaft” empfangen, wenn 
der den Befig Uebertragende dabei der “Meinung 
war, jener fei zur Empfangnahme zuftändig, und 
wenn er felbft im Bewußtſein jener irrigen Meinung 
des Andern und unter Benugung derfelben handelte. 

SIEB. 8 350 [n. 8]. 

Er, (3.1) v. 12. März 1875 e. Krüger (280 L Cr.) 

W. von 2. auf Zahlung von 8 Thalern belangt, wollte bei 
iager befriedigen, begab fich dechalb in das Gebande ber bet. 
KG.'e⸗Kommiſſton und zahlte an den bamals als Sekretariats⸗Eleven 
und Civil-Protofoliführer beichäftigten Kr. jenen Betrag zur Br 
förderung an 2. aus, in ber irrigen Meinung, derſelbe fei kraft feineh 
Amtes zur Annahme befugt. Kr. hat demnächſt das empfangene Geb 
unterfchlagen. Die Inflanzgerichte nahmen an: berfelße fei ſich de 
Irrthume bes W. wohl bewußt geweſen, nud habe biefem durch fen 
Verhalten in jener Meinung beſtärkt. Sie firaften deshalb ans 5 30 
StGBe.e: zwar habe es niät in den amtlichen Befugnifen bes Ar. 
gelegen, Parteiengelder zur Weiterbeförberung in Empfang zu nehmen: 
auch babe es nicht einmal zum Geſchäftekreiſe des Gerichts gehört, 
fi mit dergleichen Geldbeförderungen zu befaſſen; enticheibend fei aber, 
daß W. in der Meinung gehandelt Habe, Kr. fei zur amtlichen Empfang 
nahme zufländig, und daß Kr. fly biefer irrigen Meinung bes ®. 
bewußt geweien und biefelbe benutst habe. NB. Zuriidweifung, 
weil in den inflanzrichterlichen Gründen 

„ein Rechtéirrthum nicht erlennbar fei”, da ber App.-Richter 
von der thatſächlichen Unterfiellung ausgehe: „W. habe das 
Geld bei Gericht eingezahlt, um ſich baburch von feiner 
Zahlungsverbindfichleit gegen feinen Gegner zu beireien”. 

Antrag des GStA.: gleich. 47. -8 
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Yulompetenz. - Erleunteiß. - Thatbeſtand. 

Es begründet Feine Nichtigkeit, wenn der Inſtanz⸗ 
rihter in dem Erkenntniſſe, durch welches er feine 
Unzuftändigkeit ausfpricht, weil die vorliegende Miß⸗ 
Ihat feine Kompetenz überfchreite, das Vorhandenſein 
des Thatbeſtandes der legteren in der Form einer 
thatſächlichen Feſtſtellung anerkennt. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Urt.7 [n. 64.). 
Ertl. (3, 1.) v. 12. März 1875. e. Labes & Gen. (169 L Cr.) 

Die Unterfuhung war gegen 2. wegen Begnfigung eines Gläu⸗ 
bigere 2c. (Konl.-Orbn. 8 308) und einfachen Banlerutts und gegen 
brei andere Perfonen wegen Theilnahme ꝛc. an biefen Vergehen er- 
Sfiuet worden. Das in 2. Inſtanz erfennende AS. erachtete aber ben 
Thatbeſtand bes betrüglichen Bankerntts, bezw. ber Theilnahme an 
dieſem für vorliegend, traf demgemäß in ben Gründen feines Erkennt⸗ 
ziffes eine die Tchatbefandsmomente dieſer Verbrechen umfaſſende 
‚tatfähliche Fefftellung” und ſprach feine Unzuftänbigleit aus. Dieſes 
Stenntniß fochten bie Angeflogten durch NB. au, weil das AG., 
welches fich file inlompetent erfläre, nur anszufprechen babe, bag eine 
Sinreihenbe Belaſtung vorliege: eine poftine Ferflellung Rebe ihm 
Richt zu, durch eine folche werbe Das Urtheil ber Gefhwornen präokkupirt. 

Burädweifung. Gründe: 

Die Vorſchriften der Artifel 31 und 101 bes Geſ.'s 
d. 3, Mai 1852 find für die Inſtanzrichter maßgebend, 
ohne Unterfchied, ob es ſich um ein Urtheil handelt, durch 
weiches die Inkompetenz ber Gerichtsabtheilung ausgefprochen 
wird, oder ob eine befinitive, Entſcheidung in der Sache 
jelbft ergeht. Eine beftimmte Form, in welcher im erfteren 
alle die Belaftung des Angeſchuldigten ansgefprochen 
werten müßte, ift im Geſetze nicht vorgefchrieben und bie 
im vorliegenden Falle gewählte Form ber „thatfächlichen 
deftftellung“ entfpricht volllommen ven allegixten Geſetzes⸗ 
beftimmungen. 

Antr. d. SSL. : gleichl. [40.—8.] 
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App.⸗Gericht. - Beibehaltung der erftrichterlihen Seh: 
ftellung. - Gründe, 

Der App.» Richter verftößt nicht gegen einen 
wefentlichen Grundſatz des Verfahrens, wenn er zur 
Rechtfertigung der beibehaltenen erfliinftanzlichen Feſt⸗ 
ftellung auf ein in der Vorunterfuchung abgegebenee 
unbeeidetes Zeugnig Bezug nimmt. 

Sei. v. 3. Mai 1852 Art. 101 {n. 88]. 


Ert. (3. 1.) v. 12. März 1875 e. Schatz (246 I. Cr.). 
[80.—8.] 


Raufmann. - Handelsgeſchäft. - Erwerb. - Wiederver⸗ 
änßerung. 

Die Eigenfchaft als Kaufmann kann nicht lediglich 
aus dem Grunde verneint werden, weil der Be 
treffende in der fraglichen Zeit nicht nachmeislig 
Sachen zur Wiederveräußerung angeſchafft habe. 

D. HGB. Art. 291 Nr. 1. 278 Abſ. 2. — StGB. $ 281 [n. 2]. 
Ert. (B. l.) v. 17. März 1875 0. Grüu (877 I. Cr.). 

Gr. war angellagt worden fit in Beziehung auf das von ihm 
betriebene Handelsgeſchäft (mit Befleidungsgegenfänben) einer Gewerbe⸗ 
ſteuer⸗Hinterziehnng fchulbig gemacht zu haben. Das AB. ſprach ihn frei, 
weit: das Handelsgeſchäft darin beftehe, daß „Sachen gewerbemäßig 
gefauft oder angeichafft werben, um foldye weiter zn veräußern, ein 
derartiger Erwerb dem Angellagten aber während der Hier in 
Nede ſtehenden Zeit nicht nachgewieſen ſei“. 

Vernichtung. Gründe: 

Das AG. verfennt, daß das D. HGB. in dem Art. 271 
Nr. 1 und 273 Abf. 2 nicht blos den Kauf oder bie ander- 
weite Anjchaffung von Waaren zum Zweck der Weiterver- 
äußerung, fondern auch die gewerbliche Weiterver- 
äußerung ber zu biefem Zwede angeſchafften 
Waaren zu ten Handelsgefchäften zählt, und daß es des⸗ 
bald rechtlich bedeutungslos ift, ob Angeflagter die während 
des Zeitraums vom Juni 1872 bis incl. November 1873 
etwa gewerbemäßig veräußerten Gegenftände erft inner. 
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halbbiefe8 Zeitraums oder fan früher zum Zweck 
ber Beiterveräußerung gelauft oder anderweit angefchafft hat. 
Antr. d. EGStA.: entgegen. 146.—6.] 


Beleidigung. - Bezeichnung des Beleidigten. - Begrenzier 

Kreis. - Berechtigtes Interefie. - Zeitungslefer. 

1. Dadurch, daß die Perfon des Beleidigten nur 
in der Weife bezeichnet ift, daß fie in einem eng 
begrenzten Kreife zu fuchen if, wird der Thatbeſtand 
der Beleidigung nicht ausgefchloffen. 

SGB. 5 185 [n. 6]. 


2. Die „Wahrnehmung berechtigter Intereſſen“ 
macht eine beleivigende Aeußerung nur dann ftraffrei, 
wenn jene vor einer berechtigten Inſtanz verfolgt 
wird. Als eine folde find „die Lefer einer Zeitung” 


riht anzufehen. 
SIOB. $ 193 (n. 20]. 


Beihl. (1.) v. 17. März 1875 e. 9. (52B. 1. Cr.). 

Ein Artikel, welder buch die von H. herausgegebene Zeitung 
veröffentlicht war, hatte verfhiedene Behauptungen aufgefiellt, welche 
fh anf angebliche in Berlin vorgelommene Mißbräuche bei Erhebung 
ber Stofgebihren bezogen. Hierin fand die StA.-fchaft eine Belet- 
digung der Geiſtlichen und Kirchen-Beamten Berlins im Sinne bes 
5186 StB.'e. Die Inflanzgerichte lehnten aber bie Erdfinung ber 
Unterfuchnug ab, weil 1) bie in jenen Behauptungen etwa enthaltene 
Beleidigung ber ganzen Faſſung nad keineewegs gegen [am mtliche 
Geiſtliche 2c. Berlins gerichtet fei und daher bie Perfon ber Beleibigten 
ungewig bleibe, und weil 2) 8 193 dem Thäter zur Seite flebe, ba 
die Aenßerungen ſich gegen einen Mißbrauch wenbeten, ſonach ale zur 
Vahrnehmung berechtigter Interefien gemacht anzufehen feien. 

Das OTr. bat ben app.gericht lichen Beihluß aufgehoben und 
die Sache zur anderweiten Veſchlußnahme an das A®. zurückverwieſen, 
indem es erwog: 

[1.] daß die Begründung [zu Nr. 1] die Anwendung 
des 8.186 StGB.'s keineswegs ausſchließt, da die Be— 
leidigung, welche die Perſon tes Beleidigten in ber Art 
bezeichnet, Daß derfelbe innerhalb eines beftimmt angegebenen, 
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eng begrenzten Kreifes von Perfonen zu ſuchen ift, Jeden 
zu biefen Streifen Gehörigen trifft, weil durch bie Unbe 
ftimmthelt des Angriffs die Beziehung auf Jeden verfelben 
gegeben ift, daß baber Jede biefer Perfonen und — unter 
den fonjtigen Voraußfegungen bes S 196 des StGB.s — 
auch die amtlichen Vorgeſetzten verjelben für antengsberechtigt 
angefehen werben müſſen; 

[2.] daß nämlich der 8 193 ibid, den Schuß, welchen 
ex für Yeußerungen zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
gewährt, nur unter der felbfiverftändlichen Vorausſetzung 
eintreten lüßt, daß ſolche Intereſſen vor einer berechtigten 
Inſtanz verfolgt werden, als eine folche Inſtanz aber bie 
Lefer einer Zeitung unmöglich angeſehen werben Tönnen, in 
bem angefochtenen Befchluffe daher dem 8 193 cit. eine 
unzuläffige Ausdehnung gegeben ift. 

Antr. d. GER: gleichl. [40.8] 


Gottesdienft, Störung. - Dolus. 


Zum Thatbeflande einer Störung des Gottes: 
dienſtes bedarf es nicht einer hierauf gerichteten Ab- 
fit, vielmehr genügt die Vorfäglichkeit der ſtörenden 
Handlung, verbunden mit dem Bewußtfein, daß da- 
durch Die gottesdienſtliche DVerrichtung geflört werde, 

StGB. $ 167 [n. 91. 


Ert. (3.1) v. 17. März 1875 e. Kempinsti (264 I. Cr. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [45.—6.) 


Zengnißzwang. - Gefängnißftrafe. - Krankheit. 

Der Antrag eines Zeugen, welder durch Ge: 
fängnißfltafe zur vermeigerten VBernehmlaffung ange: 
halten werden fol: ihn krankheitshalber zu entlaffen, 
kann nicht aus dem Grunde abgelehnt werben, weil 
es Tediglih von feinem eigenen Willen abhänge, 
durch Aufgeben feiner Weigerung das Ende der 
Haft herbeizuführen. 


Bon. v. 3. Jan. 1849 5 20 [n. 15b.); Erim,-Orbn. $5 312. 566. 590. | 
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Beil. (L) v. 17. Mürz 1875 & 2. (T5B. 1. Cr... 

Nachdem L., weil er feine Bernehmlaffung ale Zeuge verweigert 
hatte, gefänglich eingezogen worben war, um ihn zur Abgabe feiner 
Ansfoge anzuhalten, beantragte er unter Borlegung eines ärztlichen 
Zeugnifjes feine Entlaffung, weil die Kortfegung der Freiheitsentziehung 
feine Geſundheit gefährbe. Die Imflanzgerichte Iehnten biefen Antrag 
ab, aus dem Grunde, weil es lediglich vom eigenen Willen bes 2. 
abhänge, durch Aufgeben feiner Weigerumg fojort bag Ende feiner 
Haft herbeizuführen. — 

Das OTr. hat den app.gerichtlichen Beihlug aufgehoben, 
indem es das A®. dahin befchieb: 

[Der angeführte] Grund ift rechtlich nicht haltbar, 55 
wenn die Kortfegung der Haft in der That unerjegliche 
Nachtheile für das Leben oder die Gefunpheit des Ver⸗ 
bafteten berbeiführt, die Unterbrechung deſſelben während 
ber Dauer biefes Hinderungsgrnndes geboten iſt. Der Be: 
ſchluß des Kal. Appellgerichte vom 8. v. Mts. wird baber, 
imfoweit Durch denfelben die wegen Krankheit des Befchwerbe- 
führers beantragte Entlafjung abgelehnt ift, aufgehoben und 
werben die Alten dem Kl. AG. zur anderweitigen Bes 
ſchluhnahme über jenen Antrag, bei welcher das beigefügte 
ärztliche Atteft v. 2c. nach Form und Anhalt zu prüfen ift, 
zugeſandt. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—8.) 


Anordnung der Obrigleit. - Gefetesvorlage. 

Eine von der Reichs-Regierung gemachte oder 
gar erſt beabfichtigte Geſetzesvorlage ift Feine „An⸗ 
ordnung der Obrigkeit” im Sinne des 

St@8. 5131 fa. 17]. 


Ert. (3.1) v. 17. Mürz 1875 e. Suffezyusli (146 I. Cr.). 
[46.—6.] 


Arznei. - Begrifi. - Form. - Zuderwafler. 


Jede Zubereitung, welche in einer der dem Ver⸗ 
zeichniſſe A, der Kaiferl. Von. v. 25. Mär, 1872 
entſprechenden Erfcheinungsform als zu Heilzweden 
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beftimmt dargeboten wird, ifl, ohne Rückſicht auf ihre 
Beftandtheile, eine „Arznei” im Sinne des 

St6B. 8 867 Nr. 3 [n. 20). Vgl. RrOTr. 15. &. 632. 674, DOA®. 
Jena 26. Novbr. 1873, OSH. Münden 17. April u. 8. Ang. 1874; 
(Boll. Zeitſchr. 22. ©. 86; Baierſch. Entf. 4. S. 308. 322), und jeht 

bie neue Kaiferl. Bon. v. 4. Ian. 1875 (RGBl. ©. 5). 

Erl. (8. 1.) v. 18. März 1875 e. Gilberg (355 IL Cr.) 

Die Dittwe W. hatte fih mit einem augenkranken Kinde um 
Hülfe an den Kammmacher &. gewendet, welcher im Rufe mebizinijcher 
Kenntniffe zc. Rand. Diefer gab Ihr zu wieberholten Malen eine 
Släffigkeit zum Einnehmen und ließ fih dafür im Ganzen 2 Thaler 
zahlen. Deshalb wegen unbefugten Handels mit Arzueien (SiGB. 
$ 367 Nr. 8) verfolgt, ward er in 2. Inſtanz freigefprocden, weil nad 
ben flattgebabten Ermittlungen bie verabreichte Flüſſigkeit nurt ans 
Zuderwafjer befanden habe, dieſes aber im keiner Form eine „fläfftge 
Arzueimifhung“ fei, auch wenn der Empfänger e6 für eine ſolche ge 
halten uud für dieſe Annahme einen Grund in dem Benehmen des 
Berabreienden gefunden habe. 

Bernihtung. Gründe: 

Der App.Richter feheint zwar anzuerkennen, daß es 
für die Anwenbbarkeit des 3 367 Nr. 3 cit. wefentlich darauf 
anfomme, ob eine Zubereitung in einer Arzneiform zum 
Berlaufe gekommen iſt; es läßt fich aber aus feinen Gründen 
nicht entnehmen, was er fich unter einer folchen Form ge- 
bacht hat, und auch ber Begriff einer flüffigen Arznei⸗ 
miſchung ift nach demjenigen, was fi) in biefer Hinficht 
ans feinen Gründen entnehmen läßt, nicht richtig erfaßt. 

Der 8 6 ber R.Gew.⸗Ordn., weldher von ber im $ 1 
berfelben ftatuirten Gewerbefreiheit die Errichtung und Ber- 
legung von Apothelen und den Verkauf von Arzneimitteln 
ansgenommen bat, beftimmt in feinem Schlußfage: 

„Eine Berorbnung des Kaiſers wird beſtimmen, welche 

Apothelerwaaren dem freien Verkehre zu überlaſſen find“. 
Diefe Verordnung ift unter dem 25. März 1872 ergangen 
— R.GBl. S. 85 — und fohreibt in 8 1 vor: 

„das Feilhalten und ber Verkauf ber im auliegenden Ber- 

zeichnife A. aufgeführten Zubereitungen zu Heilzwecken iſt 

aueſchließlich in Apothelen geftattet”. 
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Es lann mithin keinem Bedenken unterliegen, daß nunmehr 
vie Strafbeftimmung bes 8 367 Nr. 3 cit., nach welder 
derjenige beftraft werben foll, welcher ohne polizeiliche Er: 
lanbniß Arzeneien, joweit der Handel mit denſelben nicht 
freigegeben ift, zubereitet, feilgehalten, verkauft oder fonft 
an Andere überlaffen hat, überall anzuwenden ift, „wo Zu⸗ 
bereitungen zu Heilzwedten”, welche unter eine ber Stategorien 
des Berzeichnifjes A. fallen, von Unberechtigten zubereitet, 
feilgehalten, verkauft oder Andern überlaffen werben. 
Hierzu gehören insbeſondere „flüffige Arzneimifchungen für 
den inneren oder äußeren Gebrauch". Das Kgl. OTr. bat 
bereitö in dem V. I. v. 7. Oltbr. 1874 c. Selle (RdOTr. 
15.&.632) ausgeführt: daß es für den Begriff einer „Zu- 
bereitung zu Heilzwecken“ im Sinne jene® Verzeichniffee 
niht daranf ankommen könne, ob eine Zubereitung wirklich 
Wrzneiftoffe, d. 5. ſolche Stoffe enthalte, welche von ber 
mediziniſchen Wifjenfchaft als zu Heilzwecken bienende an- 
erfannt find, daß vielmehr lediglich Form und Zwed ber 
Zubereitung entfcheive. Nach diefer dem Sinne und Zwede 
ber Beroron. v. 25. März 1872 entfprechenden Auslegung, 
nah welcher auch Zubereitungen aus ben inbifferentejten 
Stoffen nicht ausgefchloffen erfcheinen, ift e8 ohne Be» 
deutung, daß Zuckerwaſſer, wie es bier gereicht worben ift, 
im gewöhnlichen Leben nur als Getränk in Betracht kommt, 
und als folches unbebenklich auch von Nichtapothelern ver- 
fauft werben darf... Was aber bie entjcheidende Arznei- 
form anlangt, unter welcher felbftverftändfich nicht, wie 
der Angeflagte vorausſetzt, die gleichgültige Form bes Ge- 
füßes gemeint ift, in welcher bie Zubereitung dargereicht 
wird, fo ift diefelbe überall. ba als vorhanden anzunehmen, 
wo eine Zubereitung in einer ber dem Verzeichniffe A. ent» 
ſprechenden Erfcheinungsform als zu Heilzwecken beftimmt, 
dargeboten wird. In diefem Sinne kann alsdann auch 
einfaches. Zuckerwaſſer wenn baffelbe — zumal wie ber 
App.-Richter annimmt, unter Verſchweigung der Bebentungs- 
Ifigleit ber Flüſſigkeit, — als ein zum inneren ober äußeren 
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Gebranche beftimmtes Heilmittel bargeboten oder verlanft 
wird, unbedenklich als eine flüffige Arzeneimiſchung im 
Einne des PVerzeichniffes A. betrachtet werden und ber 
App.-Richter irrt rechtlich, wenn er erflärt, daſſelbe fei in 
feinem Falle als flüffige Arzeneimifchung im Sinne bed 
Geſetzes zu betrachten. 

Es ift auch felbitverftändlich, foweit es fich nur um 
eine Webertretung gegen biefen $ handelt, ohne Erheblichkeit, 
in welchem Glauben fich der Verfäufer bezüglich der Wirl- 
famfeit des wirklichen ober vermeintlichen Heilmitteld be 
funden hat; denn das Geſetz hat gerade den Gefahren ent, 
gegentreten wollen, welche aus dem oft wiffentlichen Miß⸗ 
brauche der Leichtgläubigfeit des Publikums für pas Leben 
und die Gefunbheit, oder Doch die Kaffe ter Ankäufer 
erwacfen. Es kommt daher auch im vorliegenden Falle in 
feiner Weiſe darauf an, ob, wie der App.⸗Richter zu Gunften 
des Angeklagten in Betracht zieht, derfelbe das Zuckerwaſſer 
fehr wohl nicht als das Heilmittel, ober al& ein Heilmittel, 
fondern als ein den Zuftand nicht verjchlimmerndes, dem- 
jelben diätetifch angemeffenes Getränk betrachtet haben ann. 
Dit Rüdficht auf den zuvor entwidelten Sinn der Arzenei- 
form kann auch die weitere Thatſache, daß der Angeklagte 
das gereichte Zudermwaffer nicht ausbrüdtih als flüſſige 
Arzeneimifchung bezeichnet hat, die Feitftellung des ftrafbaren 
Thatbeftandes nicht ausschließen; fofern nur aus den fonftigen 
Umftänden des Falles die Weberzeugung gewonnen wird, 
baß bie fragliche Zubereitung, — es mochte ihr nun eine 
technifche Bezeichnung beigelegt werben ober nicht, — zu 
wirklichen oder imaginären Heilzwecken verkauft worben ſei. 

Antr. d. OSA.: entgegen. [32.—3.] 


Berfammlung. - Prozeſſion. - Hergebradhte Weile. 

Kirchliche Prozeffionen ꝛc., welche in einer be 
flimmten Gegend — beim Cintritte gewiffer Er 
eigniffe herkömmlich flatt zu finden pflegen, bedürfen, 
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— wenn fie in diefer hergebrachten Weife ftatt finden, 
— nicht der vorgängigen Genehmigung der Orts— 
Polizei-Behörde, follte auch an dem betr. Einzel— 
Drte feit Tängerer Zeit eine folche nicht flatt ge- 
funden haben. 

beſ. v. 11. März 1850 88 9. 10. Vgl. RdOTr. 1. S. 287; 3. S. 5. 

48. 513. 

Er. (3.11) v. 18. März 1875 e. Hanfen & Giersberg (410 I. Cr.) 

Bei Gelegenheit der Primizfeier (der erfien Meſſe) eines einge- 
meisten Prieſters wurde derſelbe in feierlicher Prozeffion von feiner 
Behnung abgeholt und zur Kirche geleitet. Da zur Abhaltung diefer 
prozejfion die polizeiliche Genehmigung nicht eingeholt worden war, 
wurden die Geifllihen G. und H. ale Beranftalter, Leiter und Ordner 
ver Zuwiderhandlung gegen die 889 und 17 bes Geſ.'s v. 11. März 
1850 beſchuldigt, aber in beiden Inflanzen freigeiprodhen, weil notoriſch 
„Verartige Fezlige in der betr. ganzen Gegend auf bem Lande und 
in den Heineren Stäbten auf altem Herlommen beruhten; da es fich 
von einem Landesbrauche handele, jo komme es nicht in Betracht, daß 
gerade im hier fraglichen Orte B., nach ber Erklärung des Beſchul⸗ 
Digten G. feit Länger als 30 Jahren ſich Leine Gelegenheit zu einer 
Print; dargeboten habe. 

Unter Hinverweifung anf verſchiedene Vor -Entiheidungen bes 
OTr.’6 fuchte der Ober-Brolurator zur Rechtfertigung bes ergriffenen 
Kıfj-Returfes auszuführen, daß bie Ausnahmebeflimmung des $ 10 
Le, ein Serlommen an einem beflimmten Orte: „gewifjermaßen im 
Ggenfage zu anderen Orten“ vorausfege, mach weldem zu einer be- 
Rimmten in gleihmäßigem Turnus flets wiederkehrenden Zeit und iu 
belimmter Form eine PBrozeifion ftattfinde. 

Serwerfung. Das OTr. erwog: 

daß nach der feſtſtehenden Judikatur des Kgl. OTr.’s 
3. I. v. 28. $ebr. 1861, 3.1. v. 17. Septbr. 1862, 3.1 
v. 3, Oftbr. 1862: RoOTr. 1. ©. 287; 3. S. 5 und 48) 
es im Sinne des 8 10 bes Geſ.'s v. 11. März 1850 ber 
vorgängigen fchriftlichen Genehmigung der Orts-Pollzei-Be- 
Yirde zu kirchlichen PBrozeffionen nur alsdann nicht bedarf, 
Denn biefelben an dem Orte, an welchem fie ftattfinden 
hflen, bergebracht find; 

daß Hierbei aber das Herfommen an jenem Orte nur 
in Gegenfoge zu einem allgemeinen Herkommen in ber be- 
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treffenden Kirche und ſonach in der Weife für entfcheibend 
erachtet ift, daß Prozeffionen wenn fie auch bei dieſer Kirche 
in anderen Ländern und an anderen Orten hergebracht fein 
mögen, der polizeilichen Genehmigung boch bebürfen follen, 
fobald deren Herkömmlichkeit fich nicht fpeziell. für ben in 
Rede ftehenden Ort nachweifen läßt; 

daß nämlich der 8 10 cit. von ber Vorausſetzung aut 
gegangen ift, daß wenn auch am fich jeber äffentliche Aufıug 
ten im 8 9 erwähnten öffentlichen Verfammlungen unter 
freiem Himmel gleichyuftellen, doch ſolche Aufzüge ber fonfl 
an bergleichen gefnüpften Bejorgniß der Gefährbung der 
Öffentlichen Ordnung oder der Freiheit bes Hffentlicen 
Derfehrs nicht weiter Raum geben, in welchen für bad 
örtliche Bublitum feine Neuerung liegt, welche vielmehr 
einem in ben bortigen Streifen befannten Herkommen ent 
fprechen und namentlich auch bei den bafelbft wohnende 
Andersgläubigen einen verlegenden oder bedrohlichen Einbrud 
nicht mehr erwarten laffen; 

daß e8 nach biefem Grunde, auf welchem die im britten 
Satze bes 8 10 bezüglich des Erforbernifjes der vorgängigen 
Genehmigung nachgelaffenen Ausnahmen beruhen, es nit 
gerade als unerläßlich Betrachtet werden kann, daß fich bat 
vom Gefege vorausgefegte Herfommen fpeziell an bem in 
Rede ftehendem Orte durch daſelbſt mit einer gewiſſen 
Negelmäßigfeit wiederfehrende Prozefjionen gleicher Art aut 
gebildet habe; 

daß vielmehr auch eine Gebräuchlichkeit berfelben, welche 
fih für einen weiteren Kreis, für einen gewiffen Diftrilt 
oder für die Gegend, in welcher der fragliche Ort Liegt, 
bei gewiffen bald an dem einen bald an dem an anderen 
Orte berfelben ſich bietenden Gelegenheiten entwidelt und 
feftgeftellt bat, im Sinne des 8 10 für ausreichend er- 
achtet werden fann, wenn und fomweit, was lediglich 
ber thatjächlichen Beurtheilung im einzelnen Falle unter- 
liegt, nach den Umftänden anzunehmen ift, daß fidh ein 
folches Herfommen auch auf den diefer Gegend angehörigen 
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Ort erftzedde, und file benfelben nicht etwa befonbere Ver⸗ 
hältniffe eine Ausnahme gebildet haben; 

daß hiernach auch ein Rechtéirrthum darin nicht zu 
erfennen ift, wenn der Richter weiter unter Hinweifung 
anf den Landesbrauch im Allgemeinen zur Widerlegung 
der Herfömmlichkeit für B. e8 nicht für entfcheidend erachtet 
bat, daß fich dafelbft feit länger al8 30 Jahren Feine Ge- 
legenheit zu einer Primizfeler und zu der in ber bortigen 
Gegend bei folchen Gelegenheiten hergebrachten Prozeffion 


geboten Kat. 
Antr. d. GSta.: gleichl. [32.—3.] 


1. Rheiniſches Berfahren (ſchwurgerichtliches). - Abſchrift 
der Thatbeftanda- Verhandlungen ze. - Augeflagter. 

2. Idem. - Deff. Minifterinm. - Antrag. - Unterfhrift. 
3. Idem. - Zeuge. - Berwandter. - Mittheilung. 
4, Idem. - Antrag. Entiheiduug des Gerichtshofes. 


1. Nach Rheinifhem Berfahren begründet die 
Nichtertheilung einer Abfchrift der Thatbeſtandsverhand⸗ 
lungen ıc. an ven Angellagten Feinen Nichtigfeitsgrund, 
wenn diefelbe weder vor noch in der Hauptverhand- 
lung gerligt worden iſt. 

Rh. StPO. Art. 305. Bol. RdOTr. 11. ©. 441; 9. ©. 297. 

2. Ebenfo begründet es Feine Nichtigkeit, wenn 
ein im Sigungsprotofolle beurkundeter Antrag der Be- 
amten des öffentlichen Minifteriums von diefem nicht 
defonders unterzeichnet iſt. 

Rh. SPD. Art. 277. 

3. Der Umftand, daß dem Angellagten ein wegen 
naher Verwandtſchaft Zeugniß - Unfähiger auf Ber- 
anlaffung des öffentlichen Miniſteriums als zu ver- 
nehmender Zeuge angezeigt worden ift, giebt dem- 
ſelben nicht das Recht, die Vernehmung veffelben 
ja verlangen. Sobald der Beamte des öffentlichen 
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Minifteriums widerſpricht, muß jene Bernehmung 
unterbleiben. 
Rh. SPD. Artt. 817. 322. 824. 315. Bgl. ApOTr. 10. S. 720. 

4. Weber den Antrag des Angeklagten, einen 
Zeugen zu vernehmen, hat beim Widerfpruche des 
öffentlichen Miniſteriums der Schwurgerichtshof, und 
nicht der Präſident deſſelben zu entfcheiven. Gleich— 
wohl begründet die Zuwiderhandlung gegen dieſen 
Grundfag Feine Nichtigkeit des Verfahrens, wenn 
der betr. Zeuge zu denjenigen gehört, deren Ver⸗ 
nehmung das Gefeg verbietet. 

Rh. SPD. Art. 268. 408. 
Ertl. (3.1) v. 18. März 1875 6. Löätter (363 II. Cr.) 
fpricht die obigen Grundſätze 1—3 aus. 

As 4. Beſchwerdepunkt Hatte der Angellagte geltend gemacht, baß 
der von ihm in ber Sigung geftellte förmliche Antrag feine Matter 
und feine Ehefrau als. Zeugen zu vernehmen, vom Präfibentem bes 
GHofes abgelehnt worden fei, während es nad Art. 408 der StPO. 
einer förmlichen Entfheibung des Schw. GHofes beburft habe. 

Berwerfung Das OTr. erwog: 

daß über den Antrag des Vertheidigers: die Mutter 
und Ehefrau des Angeklagten als Zeugen zu vernehmen, und 
über den hiergegen von der StA.-fchaft erhobenen Wider⸗ 
fpruch allerdings der Affifenhof zu entfcheiden Hatte; 

daß daher die durch den Präſidenten allein erfolgte 
Zurüdweifung des Antrags dem Geſetze nicht entiprach; 

baß aber der Mangel, welcher in der Nichterlaffung 
ber Entſcheidung durch den Affifenhof lag, nach Art. 408 
eit. die Nichtigkeit des Verfahrens nur dann nach fich ge- 
zogen haben würbe, wenn der Antrag ein folcher geweſen 
wäre, durch welden ber Angeflagte eine ihm von bem 
Gefege beigelegte Befugniß als ein Recht geltend gemacht hätte. 

daß nun aber der Art. 322 der StPO. bie Ver⸗ 
nehmung der Mutter und der Ehefrau bed Angeflagten 
verbietet, und zwar, wenn, wie im vorliegenden Falle ge» 
ſchehen, Wiverfpruch erhoben war, fogar bei Strafe ber 

gkeit. 
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daß daher, da ein Necht des Angeklagten auf bie ber 
antragte Bernehmung nicht beftand, nach Art. 408 cit. 
darin, baß Über den Antrag nicht durch den Affifenhof ent- 
fhieben wurde, ein Nichtigfeitsgrund nicht Tiegt, wie denn 
auch, nach der Natur der Sache bie Nichtigfeit des Ver— 
fahrend nicht durch die Nichtentfcheibung über einen Antrag 
herbeigeführt werben kann, welche durch die Entfcheidung, 
wenn fie erfolgt wäre, mit rechtlicher Nothwendigfeit hätte 
zurückgewieſen werben müſſen. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [27.—3.] 


Polizei⸗Verordnung. - Bertragd-Berhältniß. 


Eine Polizel-Veroronung, welche die Abführung 
von Abflüffen in einen fläptifchen Kanal nur nad 
einer Klärung derfelben von allen Senkſtoffen ge- 
Rattet, findet auch auf Denjenigen Anwendung, 
welchem früher bei Herftellung feiner Anlage in der 
ertbeilten Bau - Erlaubnig Seitens der Orts- und 
Polizeibehörbe weiter gehende Befugniffe beigelegt 
Waren. 

Od. v. 11. März 1850 8 6. 20. StGB. Thl. U. Abſchn. 29 
(8. 641 n. 59). 

Ertl. (8. 11) v. 18. März 1875 0. Neuhaus (389 II Cr.). 

Der Fabrikbeſitzer N. Hatte im 3. 1870 zu Kr. ein Färberei⸗ 
Ghäude errichtet, nachdem ihm dazu fowohl vom Ober-Bürgermeifter 
als vom Bolizei-Infpeltor die Bauerlaubniß ſowie Die polizeiliche Ge⸗ 
nehmigung ertheilt, und ihm namentlih auch geflattet worben war, 
zur Abführung bes Waſſers aus ber Färberei einen unterirbifchen 
Kanal nach dem fläbtifchen Kanale In einer genau beichriebenen Weife 
anzulegen, zur vorherigen Klärung des Waffers aber zwei Schlamm- 
Then herzuſtellen unb biefe frei vom Schlamm zu erhalten. Diele 
Anlagen find von N. ins Werk gefet worben. Da inbefien von ben 
Cigenipimern ber tiefer liegenden Grundſtücke wiederholte Klagen über 
den aus den Färbereien dem Nädtifchen Kanale, zugeführten Schlamm 
laut wurden, erließ ber Ober-Bürgermeifter von Kr. am 2. Auguft 
1873 auf Grund des Geſ.'s v. 11. März 1850 eine Polizei⸗Verord⸗ 
nang, durch weiche er dem Färberei⸗ 2c. Beſitzern die Ableitung ihrer 
Abflüſſe in den Rädtifchen Kanal bei Strafe unterfagt, wenn biejelben 
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nicht vorher in Märbaifins von allen Senkfloffen geflärt worden feier. 
N. der Zuwiderhandlung gegen biefe Rol.-Bon. beſchuldigt, wenbete 
vor den Fmflanzgerihten und demnächſt im Wege bes Kafj.-Rekurjes 
ein, baß für feine Berpflidtungen nur bie ihm im J. 1870 ertheilte 
polizeiliche Konzeffion maßgebend, daß alfo auf ihn bie Pol.-Bbn. von 
1873 gar nicht anwendbar fei. 

Berwerfung Das OTr. erwog: | 

daß im Art. 544 BGB.'s für die das Eigenthum 
darftellende Befugniß, eine Sache auf die unbefchränftefte 
Weife zu benugen und barüber zu verfügen, bie Grenze 
gezogen ift, daß man davon feinen burch bie Geſetze oder 
durch bie Verordnungen unterfagten Gebrauch mache; 

daß für den preußiſchen Staat das Gef. v. 11. März 
1850 über bie PolizelsBerwaltung ben Umfang näher be- 
jtimmt bat, in welchem bie durch bafjelbe dazu berufenen 
Behörden zum Erlaffe von Verordnungen mit allgemein 
verbindlicher Kraft befugt find, und fonach von biefen Ber 
hörden nach Maßgabe dieſes Geſetzes erlaffene, gehörig ver- 
fündigte Verordnungen, auch foweit fie im öffentlichen 
Intereſſe die Benugung bes Eigenthumes gewiffen allgemeinen 
Beſchränkungen unterwerfen, oder den Eigenthümer zu ges 
wiffen Leitungen oder Vorrichtungen bezüglich der Benutzung 
feines Eigenthumes verpflichten, für die betreffenden Eigen⸗ 
thümer verbindlich find; $ 5 und 11 bes cit. Gefekes; 

daß das angeführte Geſetz den zum Erlaſſe von polizei- 
lichen Vorfchriften für befugt erklärten Behörden nur im 
8 15 deſſelben unterfagt Hat, Solche Beſtimmungen in die⸗ 
felben aufzunehmen, welche mit ben Gefegen ober Verord⸗ 
nungen einer höheren Inſtanz im Widerfpruche ftehen; 

daß daher auch in das Privatvermögen Übergegangene 
Conzeffionen, durch welche unter polizeilicher Autorität die 
Bedingungen feftgeftellt find, unter denen den Eigenthümern 
gewerblicher Etabliſſements das Recht eingeräumt worden 
ift, aus dieſen Etabliffements gewiffe Flüſſigkeiten in einen 
ſtädtiſchen Kanal einzuleiten, felbft bie Ortspolizeibehörbe 
nicht verhindern, noch von der Verpflichtung entbinden 
tönnen, bei bervortretendem Beblirfniffe zum Schuge ber 
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ihnen anvertranten öffentlichen Sntereffen — $ 6 des Ge» 
feed — ſolche Polizeivorfchriften zu erlaffen, durch welche 
die Einleitung von Tlüffigfeiten in einen folchen Kanal 
allgemein von weiteren Befchränfungen und ftrengeren Be- 
dingungen abhängig gemacht wird, als Diejenigen, welche in 
den einzelnen Intereſſenten früher ertheilten Conzeſſionen 
enthalten fein mögen ; 

daß folche Polizeiverordnungen alddann nah 8 5 cit. 
für den ganzen Umfang der Gemeinde Gültigkeit und recht: 
lihe Verbindlichkeit erlangen, alfo auch für die mit folchen 
Conzeffionen bezüglichin ver Gemeinde belegenen Etabliffements 
verſehenen Eigenthümer verbindlich find; 


dag mithin auch der Befchuldigte mit Unrecht bean 
ſprucht, daß die übrigens nach Maßgabe des Geſ.'s vom 
11. März 1850 erlaffene und nach dem vorliegenden Zeug- 
niffe des Polizei-Inſpektors zu Kr. vorfchriftsmäßig publicirte 
Pol⸗Verordn. v. 2. Aug. 1873 auf ihn feine Anwendung 
finde, daß vielmehr rücfichtlich der Ableitung des Wafjers 
aus feiner Färberei nur feine Conzeſſionsurkunde v. ıc. für 
maßgebend und er nur dann für ftrafbar erachtet werde, 
wenn er burch Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen 
verfelben bie darin auf Grund des S 20 des Gef. vom 
11. März 1850 angedrohten Exekutionsſtrafen verwirft habe; 


daß das Gegentheil auch nicht aus der Beftimmung 
bes 8 147 Nr.2 der R.Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 
hergeleitet werden Tann, wodurch insbefondere berjenige mit 
Geldſtrafe bis zu 100 Thalern bedroht wird, welcher bie 
weientlichen Beringungen nicht inne hält, unter welchen ihm 
für eine gewerbliche Anlage die erforderliche Genehmigung 
ertheilt worben ilt; 

daß die hier angedrohte Strafe vielmehr die Anwend⸗ 
barkeit der in gehörig erlaffenen und publicirten alfgemeinen 
Bellzeiverordnungen angedrohten anderweitigen Strafen auch 
denjenigen nicht ausfchließt, welcher, er hauble dabei zugleich 


feiner Conzeſſionsurkunde zuwider oder nicht, fich einer 
Rechtſpr. d. K.O.⸗Tr. ꝛc.. AV], 16 





Uebertretung jener einen anderen Thatbeftand unter Strafe 


ftellenden Polizeiverordnungen ſchuldig macht. 
Antr. d. GStA.: gleicht. [32.—3.] 
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Nheinifches Verfahren. - Eidesunmündiger Zenge. 
Nah Rheiniſchem Verfahren ft es nicht unflatt- 
haft, einen eidesunmündigen Zeugen uneidlih zu 
vernehmen. Welches Gewicht einer folchen Ausfage 
für den Beweis beizulegen fei, unterliegt dem, durch 
Kaſſ.⸗Rekurs nicht anfechtbaren Ermeſſen des In⸗ 
ſtanzrichters. 
Rh. StPO. Art. 79. 154. 156. 189. 
Erf. (3. 11.) v. 18. März 1875 c. Branlen (818 II. Cr.). 
In Erw., daß nad ber Rh. StPO. dem erfennenben 
Richter eine freie Beweiswürbigung zufteht, und derſelbe in 
Folge defien in feiner Weife befchränft ift, alle die that- 
jächlichen Momente, welche in prozeffualifch zuläffiger Weife 
bei der Verhandlung zu jeiner Kenntniß gelangt find, zur 
Grundlage feiner Entfcheidung zu machen; 
daß Art. 154 nur infofern eine Beweisregel barftelit, 
als gewiffen amtlichen Protofollen eine befondere beweifende 
Kraft mit Befchränfung eines Gegenbeweifes beigelegt wird, 
daß berfelbe aber eine bahin gehende Vorfchrift, daß Ueber⸗ 
tretungen und folgeweije Vergehen Art. 189 nur durch Pre- 
tololle oder Zeugen erwiefen werben fönnen, nicht enthält; 
daß mithin bas "angefochtene Urtheil, wenn es Bei 
Prüfung und Feſtſtellung der Schulpfrage bezüglich bes 
Kafj.- Klägers auf die Erklärungen des Mitbefchuldigten R. 
Gewicht gelegt bat, weder den Art. 154 noch den Art. 189 
der Crim.Proz.Ordnung verlekt; 
dag nach Art. 155 refp. 189 Crim.Pr.⸗Ordn. die bei 
dem Verfahren vor bem Zuchtpolizeigericht zu vernehmenden 
Zeugen vereidet werben follen; 
daß ber Art. 156 ein Verbot, Kinder unter 15 Jahren 
zu vernehmen, nicht enthält; 


dag wenn der Art. 79 verorbnet, baß von bem Unter» 
fuhunge-Richter Kinder unter 15 Jahren in der Form 
emer Erflärung ohne Eidesleiftung vernommen werben 
Ennen, daraus nicht folgt, daß eine Vernehmung berfelben 
bei ber Hauptverhandlung unftatthaft ift, fondern nur, daß 
diefe Vorſchrift auch für das Hauptverfahren Geltung bat, 
ba diefelben Gründe, welche eine Vereidung folcher Ber- 
fonen vor dem Unterfuhungs-Nichter als unftatthaft er- 
feinen laffen in noch höherem Maaße bei dem bie Grunb- 
lage ver Entfcheidung bildenden Verfahren vor dem erfennenben 
Gerichte zutreffen; 

daß alſo die uneidliche Vernehmung ber noch nicht 
edeömündigen Zeugen eine Verlegung ber Art. 79. 153. 
189 I. e. nicht darftellt; 

daß wenn ferner das angefochtene Urtheil dieſe Zeugen 
ausdrücklich nur ale Auskunftsperfonen bezeichnet, die Trage, 
welches materielle Gewicht auf beren Ausfagen zu legen 
war, als rein thatfächlicher Natur fich dem Angriffe und 
der Kritit in der gegenwärtigen Inftanz entzieht. 

Autt. d. GStA.“ gleichl. [38.—3.] 


Aufbewahrung, amtliche. - Kircheubuch. - Kirchen-Siegel. - 
Dritter. 

1. Die Kirchenbücher waren bisher auch im 
Sprengel des Zufliz- Senats zu Chrenbreitenftein, 
nicht ein rein kirchliches Eigenthum, fondern zugleich 
bürgerliche Standesregifter und als foldhe Gegen- 
Rand der „amtlihen Aufbewahrung”. — Daffelbe 
gilt vom Kirchen-Siegel. 

2. Iſt ein zur amtlichen Aufbewahrung beflimmter 
Gegenftand einem Dritten amtlich übergeben worden, 
ſo verwirft auch diefer Dritte durch die Bei-Seite- 
Shaffung deffelben, die Strafe des 

StGEB. $ 133 [n. 2a. ba.]. 
Erf. (3. 1.) v. 18. März 1875 e. Wehn (106 II. Cr.). 
Der dem Gef. v. 11. Mai 1873 zuwider zum Pfarrer von N. 
16* 
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(im Sprengel des Kgl. Juſtiz-Senats zu Ehrenbreitſtein) beſtellte W. 
hatte bei ſeiner Entfernung von dort zwar die ihm eingehändigten 
ſeit 1838 deutſch geführten, nicht aber bie älteren lateiniſch geführten 
Kirchenbücher und ebenſowenig das Kirchen-Siegel abgeliefert. Dee⸗ 
halb aus 8 133 StGB.'s verurtbeilt, rügte er im Wege ber NE. 
Verlegung dieſes Geſetzes, weil bie Tebiglih auf Grund kirchlicher 
Vorſchriſten geführten älteren Kirchenbücher ein rein kirchliches Eigen⸗ 
thum ſeien; jebenfalls könne ihn aber die Strafe aus bem cit. 8 des⸗ 
halb nicht treffen, weil er nit Beamter fei, bie Bücher zc. fich alſo 
in feiner Hand nicht an einem zur amtlichen Aufbewahrung beftiinmten 
Orte befunden hätten, und weil er als „Dritter“ fi des Vergebens 
nicht ſchuldig machen köune, jelbft wenn anzunehmen wäre, daß ihm 
bie Bücher ꝛc. amtlich übergeben feien. 

Zurüdweifung. Gründe: ' 

[1.] Wenn gleich die Kirchenbücher dort, wie anderswo, 
urſprünglich von der Kirche und zu Sweden der Kirche 
eingeführt fein mögen, fo haben fie doch im Laufe der ge- 
ſchichtlichen Entwicklung des Verhältniſſes zwifchen Staat 
und Kirche ihren rein Tirchlichen Charakter verloren und 
zugleich die Natur von bürgerlichen Standesregiftern ange 
nommen, welche der Staat auch für feine Zwecke benutzt. 
Daß biefer Entwidelungsgang auh in bem Bezirke bes 
Juſtiz⸗Senats eingetreten ift, beweift der Umftand, daß ber 
Staat durch die von dem App.-Richter angezogenen Ver: 
fügungen feiner Verwaltungsbehörden auf die Führung ber 
Kirchenbücher eingewirkt hat, und wenn dabei in der Ver: 
fügung des Konfiftoriums zu Coblenz vom 16. Mai 1816 
die Fatholifchen Pfarrer auf die Anordnungen ihrer geift- 
lihen Oberen verwiefen werben, wie die evangelifchen anf 
das Allgemeine Land⸗Recht, fo liegt darin nicht ausgedrückt, 
daß der Staat die Führung der Kirchenbücher als eine rein 
firchliche Angelegenheit betrachtet habe, vielmehr nur, daß 
er den Anordnungen ber geiftlichen Behörden betreffs ber 
Führung derfelben auch feinerfeit8 die Sanftion ertheile. 
Wäre er von einer anderen Anfchauung ausgegangen, fo 
hätte er nicht gleichzeitig die enangelifchen Pfarrer auf das 
ALR. verweifen Tönnen. 

Ebenfowenig kann daraus, daß feit 1838 bie katholiſchen 
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Biarrer angewiefen find, neben lateiniſchen auch deutſche 
Kirhenbücher zu führen, und daß jeit der Neorganifation 
der Gerichte am Djtrhein im Jahre 8 1849/50 Seitene 
ber Gerichte Die Beobachtung der 88 501—503 UI, 11 URH. 
verlangt wird, und jeitvem Duplifate der deutſchen Kirchen- 
bücher den Gerichten eingereicht werten, der Schluß gezogen 
werben, daß bie lateinifhen Sirchenbücher eine vein 
frchliche Einrichtung und rein Tirchliches Eigenthum feien. 
Weil auch fie Beurfundungen des Civilſtandes enthalten, 
bat der Staat auch ein Intereſſe an ihrem Inhalt, und 
jedenfalls find die Tateinifchen Kirchenbücher aus der Zeit 
vor 1838 zugleich als im Intereſſe des Staats geführte 
Urkunden anzufehen, weil fie derzeit die alleinigen Civilſtands⸗ 
tegifter für N. bildeten, 

[2.] Die Behauptung aber, daß, wenn ber Fmplorant 
als ein Dritter, dem die Bücher amtlich übergeben worden 
fein, angefehen werbe, er nicht zugleich Thäter des Ber- 
gehens des 8 133 fein Lönne, ift unrichtig. Der Ausdruck 
„einem Dritten” bildet in 8 133 nur den Gegenfag gegen 
„einem Beamten”, nicht gegen ben Thäter; der ganze 
Zwiſchenſatz „welche fich zur amtlichen Aufbewahrung — — 
übergeben worden find”, dient nur dazu, bie objektive Eigen. 
ihaft der Gegenftände, an welchen das Vergehen begangen 
werden kann, zu fennzeichnen, hat aber gar keinen Bezug 
anf den Thäter, welcher ganz allgemein mit „Wer“ be- 
zeichnet ift. Diefe Auslegung erflärt ſich auch aus ber 
Entftehungsgefchichte des Gefeges. Der 8 106 des Preuß. 
StGB.'s, dem ber $ 133 a. a. O. nachgebildet worden ift, 
berüdfichtigte den Fall, in welchem Gegenftände einem 
Nichtbeamten amtlich übergeben worden find, überhaupt 
nicht; um auch diefen Fall zu treffen, wurden die Worte 
„oder einem Dritten” eingefügt. Nach der Fafjung des 
8106 aber konnte e8 feinem gegründeten Zweifel unterliegen, 
daß auch der Beamte felbft, dem die fraglichen Gegenſtände 
übergeben waren, bad Vergeben bes $ 106 verüben fonnte, 
mb ebenfo muß man annehmen, daß auch nach 8 133 fo- 
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wohl der Beamte, wie der Dritte Thäter fein Tann. Auch 
würde bei ber entgegengefekten Annahme eine fchwer zu 
begreifende Lücke im Gefege vorliegen, ba, fofern nicht zu- 
fällig der Thatbeftand der Unterfchlagung oder eines andern 
Bergehens vorliegt, gerade derjenige Nichtbeamte, welchen 
felbft eine Urkunde u. f. w. amtlich übergeben worden ift, 
ſich durch vorfägliche Vernichtung u. ſ. w. berfelben nicht, 
und ein Beamter im gleihen Falle nur dann ftrafbar 
machen würde, wenn bie befonderen, weit befchränfteren 
Borausfegungen der 88 348 Abi. 2 und 349 vorhanden 
find, während offenbar mindeftens ebenfo triftige Gründe 
für feine Beftrafung fprechen, als wenn bie Urkunden u. ſ. w. 
fih im Gewahrfam eines Andern befunden hätten. 

[1.] Was foeben in Bezug auf die lateinifchen Kirchen⸗ 
bücher ausgeführt worden ift, gilt auch in Bezug auf das 
Kirhenfiegel. Da daſſelbe weſentlich mit dazu dient, 
Auszüge aus den Stirchenbüchern zu beglaubigen, und bie 
orbnungsmäßige Beglaubigung diefer Auszlige für den Staat 
ein ähnliches Intereſſe hat, wie die Führung ber Kirchen- 
bücher felbft, fo muß auch angenommen werden, daß bie 
Mebergabe bes Kirchenſiegels an den Implorauten gleichfalls 
nicht blos zu Zweden der Kirche, fondern auch zu denen 
des Staats erfolgt und mithin als eine amtliche im Sinne 
bes 8 133 anzufeben ift. Ob eine Staatsbehörbe befugt 
fein würbe, das Siegel zu benugen, insbefondere zu Aus⸗ 
zügen and den deutſchen Kirchenbüchern ift babei gleichgültig, 
weil ed lediglich darauf anlommt, ob in der Hand des 
Pfarrers felbft die Benugung des Siegeld blos als eine 
firchliche ober auch als eine ftaatlihe Funktion fich barftelit. 

Antrag d. GSM: Zurüdweilung ber RB. [(44.—38.] 


1. Sraufpeit, auftedende. - Regulativ. - Anzeige. - 
Iinterlaffuug. - Rhein-Provinz. 
2. Hundswnth. - Anzeige. - Unterlaffung. 
1. Die Unterlaffung der duch $ 9 des Regul. 
v. 6. Aug. 1835 vorgefchriebenen polizeilichen An- 
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ige einer vorgefommenen gefahrdrohenden anſteckenden 
Krankheit, iſt nicht mit einer Strafe beproht. 

Das Rh. Reff.-Regl. v. 20. Zuli 1818 € 33 
iR in einem folden Falle unanwendbar, weil das- 
ſelbe vorausſetzt, daß das betr. Polizeigeſetz wenigſtens 
in Allgemeinen eine Strafandrohung enthalte. 

StGB. Th. IT Abſchn. 29 (S. 642 n. 69). 

2. Dagegen zieht die Unterlaffung der polizei- 
ihen Anzeige von dem Borfommen eines Falles, 
po ein wuthverdächtiger Hund einen Menfchen ge— 
biffen hat, die Strafe nach fih, welche angedroht ift im 

cit. Regul. v. 8. Aug. 1835 $ 95. 
Er. (3.8. 1.) v. 18. März 1875 ©. Wenders & Gen. (423 IL. Cr.). 

Die Dienſtmagd M. I. war von dem Hunbe ihres Dienſtherrn 
bes Ackerers W. gebifjen worden. Der zugezogene Arzt Dr. Sc. 
behandelte worfihtshalber die Wunde als eine von einem tollen Hunde 
berrührende. Später brach bei der M. J. die Waſſerſchen aus, an 
weicher fe farb; dieſes Mal warb fie nicht vom Dr. Sch. fondern 
von einem anderen Arzte behandelt. Bou dem Biffe, fowie von der 
Ertrantuug ber M. J. hat weber W. noch einer ber Aerzte ver Bolizei- 
behörbe Anzeige gemacht. Demzufolge wurde W. und Dr. Sch. unter 
ver Beſchuldigung die buch 89 des Regul. v. 8. Aug. (der AKO. 
».28. Dftbr.) 1835 vorgefchriebene Anzeige verabfäumt zu haben, vor 
das (RH.) PG. geftellt, aber freigefprochen, weil das cit. Bol.-Gejek 
jene Unterlaffung nicht mit einer Strafe bedrohe. Der vom PA. er- 
griffene Kafl.-Rekurs if, foweit er fih auf Dr. Sch. bezog verworfen, 
dagegen in Betrefj des W. das angefochtene Erlenntnig vernichtet, 
and gegen biefen ans $ 95 1. c. auf eine Gelbftrafe erfannt worden. 
Das OTr. erwog: 

[1.] daß die Anwendbarkeit des zur Rechtfertigung bes 
Kaſſ.Rekurſes in Bezug genommenen 8 33 des Reſſ.⸗Regl.'s 
dv. 20. Juli 1818, nach welchem bei jeder Webertretung 
eines Polizeigeſetzes, das nicht beſonders verpönt ift, von 
ten Polizeigerichten auf eine Gelbftrafe von 1—5 Thaler 
erlannt werben foll, vorausfegen würde, baß das betreffende 
Poligeigefeg wenigftens eine Strafandrohung im Allgemeinen 
enthielte, durch welche ed dem Zuwiderhandelnden erfennbar 
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gemacht wird, daß feine Handlung eine nicht nur verbotene, 
fondern auch unter Strafe geftellt fei; 

daß aber eine folche, auch nur allgemeine Straffanttion 
in bem Schlußparagraphen 23 ver allgemeinen Borfchriften 
bes cit. Regulativs nicht enthalten ift, da Diefelbe ſich auf 
bie Anweiſung an bie Polizeibehörden befchränft, bie im 
Negulatin enthaltenen Beftimmungen unter Androhung ans 
gemefjener Orbnungsftrafen einzufchärfen, und es babei ale 
felbſtverſtändlich bezeichnet, baß berem MWebertretung auch 
dann noch ftrafbar bleibe, wenn ein Schaden daraus nicht 
entitanden fein follte; 

daß ver 8 23 alfo die Androhung polizeilicher Strafen 
durch bie Polizeibehörden erft noch erwarten läßt, hiermit 
aber noch nicht jede Zuwiderhandlung gegen irgenb eine 
der vorangegangenen Beitimmungen als eine ohne Weiteres 
ftrafbare Handlung erkennbar gemacht, und daher noch nicht 
als eine in ter Nheinprovinz auf Grund ter allegirten 
Beftimmung des Reffortreglements ftrafbare zu betrachten ift; 

[2.] daß indefjen gegen den Beſchuldigten W. nad) dem 
feftgeftellten Thatbejtande die VBorfehrift der, wie bie fänmt- 
lichen im Regulativ enthaltenen Strafbeftimmungen in ber 
ARD. v. 8. Aug. 1835 ausdrücklich genehmigten 88 94. 95 
des fpeciellen Theils Hätten zur Anwendung fommen müffen; 

baß, nachtem im 8 93 des Regulativs es für die be- 
fonders dem Eigenthümer ober demjenigen, welcher einen 
Hund unter Aufficht hat, obliegende Pflicht erflärt ift, einen 
auch nur im geringiten Grade an Hundswuth erfranften 
Hund, wenn berfelbe auch noch feinen Menfchen gebiffen 
hat, fogleich zu töbten, ber $ 94 die Verpflichtung hinzufügt, 
bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 5 Thalern oder acdht- 
tägiger Gefängnißftrafe ver Bolizeibehörde von dem ftattges 
fundenen Ausbruche der Wuth und dem was binfichtlich 
bes Hundes gefchehen iſt, Anzeige zu machen; 

daß ſodann aber nach der Beitimmung bed & 95, 
wenneintoller oder auch nur verdächtig ſcheinender 
Hund bereits Menſchen gebiſſen hat, nicht nur der 
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nöchtte Arzt oder Chirurg fofort in Kenntniß geſetzt, fonbern 
ber Hund felbft, wo möglich eingefungen und zur Aufflärung 
und Beruhigung der gebiffenen Perfonen nach Anordnung 
der davon in Kenntniß zu ſetzenden Bolizeibehörbe 
($ 94) und unter Auffiht von Mebizinalperfonen einge. 
fperrt werben foll, bis er entweder ganz gefund wird 
oder ftirbt; 

daß fih aus dieſen Beltimmungen ergiebt, daß nicht 
nur ber Eigenthümer eines al8 wuthlranf erkrankten Hundes, 
fondern in dem Falle, daß von demſelben bereits ein Menſch 
gebiffen worden ift, auch derjenige eines folchen Hundes, 
welcher diefer Krankheit auch nur verdächtig feheint, in 
gleicher Weife zur Anzeige bei ber BPolizeibehörbe ver- 
pflichtet find; 

daß insbeſondere aus ber Bezugnahme auf den 8 94 
unzweideutig zu entnehmen ift, daß fich bie Anzeigepflicht 
im Falle des 8 95 nicht etwa auf die im nämlichen Sate 
erwähnte, nach dem Tode des Hundes natürlich nicht mehr 
mögliche Einfangung befjelben, fondern wie im Falle bes 
893 und 94 auf ven ganzen Vorfall, namentlich das Ge- 
bifjenfein eines Menfchen von einem tollen ober doch ver: 
bächtigen Hunde bezieht; 

daß die Zurückweiſung auf 8 94 insbeſondere auch bie 
Abficht des Gefeges zum unverkennbaren Ansdruck gebracht 
hat, daß die dort angebrohte Strafe auch dann eintreten 
ſoll, wenn im Falle des 8 95 der Anzeigeflicht nicht Genüge 
geleitet ift; 

daß, da der Polizeirichter als thatfächlich feſtſtehend 
angenommen bat, daß, obgleich die Magd des Befchulbigten W. 
von feinem der Tollwuth wenigſtens verbächtigen Hunde 
gebiffen worben, er gleichwohl die Anzeige bei ber Polizei- 
behörde feiner vom Polizeirichter anerfannten Verpflichtung 
entgegen, unterlaffen habe, durch die auf ben angeblichen 
Mangel einer Strafandrohung geftügte Freifprechung dieſes 
Veſchuldigten die 88 94 und 95 durch Nichtanwendung ver- 
Kst find; 
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baß biernach dem ꝛc. W. gegenüber das angefochtene 
Urtheil zu Taffiren, zugleich aber, da e8 weiterer thatfächlicher 
Grmittelungen nicht bedarf, in ber Sache felbft auf die im 
8 94 angedrohte Strafe gegen ihn zu erkennen ift; 

baß dagegen was ben Mitbefchufpigten Dr. Sch. am 
langt, weber die bisher erwähnten noch ein anderer 8 bee 
Regulativs eine ähnliche Strafbeitimmung gegen den Arzt 
enthalten, welcher, wie der Dr. Sch. nach ver täntfächlichen 
Annahme des Polizeirichters gethan, nur vorfichtöhalber eine 
Bißwunde als eine von einem tollen Hunde zugefügte be 
handelt hat; 

daß vielmehr der 8 107 des Negulativs auch den Arzt, 
aber erjt dann bei Vermeidung ber angebrohten Strafe 
zur ungefäumten Anzeige bei der Polizeibehörbe verpflichtet, 
wenn bei einem von einem wuthkranken Thiere gebifjenen 
Menſchen die Wafferfhen zum Ausbruche gelommen ift — 
eine Voransfegung, welche nach der Beſchuldigung und ber 
vichterfichen Feftitellung bezüglich des Beſchuldigten Sch. 
nicht zutrifft; 

daß hiernach ihm gegenüber ber eingelegte Caff.-Reinre 
ber Begründung entbehrt. 

Antr. d. EGStA.: gleichl. [32.—3.] 


Miethitener (Berlin). - Anzeigepflidt. 

1. Das eine Miethfteuer für Berlin einführende 
Regulativ v. 15. Novbr. 1858 ift in rechtsverbind⸗ 
licher Weife ergangen, 

2. Bon den in Betreff der der Mietihſteuer 
unterliegenden Gegenftände eintretenden Verände⸗ 


zungen ift binnen acht Tagen von dem Augenblide 


an, wo die Veränderung in’s Leben tritt, Anzeige 
zu maden. Demgemäß liegt die Verpflichtung zu 


>  diefer Anzeige Demjenigen ob, welcher fich innerhalb 
B: jener acht Tage im Beftge des Grundſtücks befindet, 
ohne Unterjchied, ob jene Veränderungen duch ihn 


oder durch einen Vorbeſitzer herbeigeführt waren. 
Miethfieuer-Regul. v. Berlin v. 15. Novbr. 1858 $ 18. 


E 
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Ett. (3. I.) v. 19. Märy 1875 e. Mofle (182 I. Cr.). 

Die Handelsgeſellſchaft R. M., deren Mit-Inhaber M. ift, hatte 
am 1. April 1873 das Eigenthum und ben Befig eines an ver- 
(diebene Berfonen vermietheten Haufes angetreten. Mit bemfelben 1. April 
1875 traten verfchiebene, vom Borbefiter vorgenommene Mieths-Er- 
höhnngen ins Leben, von welchen die rechtzeitige Anzeige nicht gemacht 
war. Deshalb zu der im Miethefteuer-Regulative angedrohten Ord⸗ 
nungsftrafe verurtheilt, ergriff M. bie NB., zu deren Kechtfertigung er 
ansznführen fuchte: der Magiftrat von Berlin fei zum Erlafie einer 
ſtafandrohenden Berordnung nicht befugt geweſen; jedenfalls habe bie 
Anzeige nicht ihm, ſondern dem Vorbeſitzer obgelegen, welcher jene An. 
ordnungen herbeigeführt habe. 

Zurückweiſung. Grlnbe: 

[1.] Es Handelt fich bier gar nicht um Polizeiverord« 
nung und eine Bolizeiftrafe, fondern um eine Gemeindefteuer 
und ein von den ftäbtifchen Kommunalbehörvden unter Ge- 
nehmigung der Kgl. Regierung zu P. erlaffenes Mieths⸗ 
feuer-Regulativ für B. v. 15. Novbr. 1858, in welchem 
durch den 8 18 für etwaige Webertretungen deſſelben Ord— 
aungäftrafen angebroht find, Hierzu waren aber bie Kom⸗ 
munalbehörden gefelich befugt, ba ver letzte Abſatz des 
$53 der Städte-Ordnung für die ſechs öftlichen Provinzen 
der Prenß. Monarchie vom 30. Mai 1853 ausdrücklich 
beſtimmt: 

In den Über bie Erhebung ber Kommumalfleneru zu er⸗ 
laffenden, von der Regierung zu genehmigenben Regulativen 
können Orbnungsfirafen gegen die Sontravenienten bis auf 
Höhe von zehn Thalern angeordnet werben”. 
Demgemäß kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die in 
Rebe ſtehende Strafbeftimmung ben gejeglichen Vorſchriften 
entipricht und für die Einwohner der Stadt B. verbindliche 
Kraft Hat. Alles dies ift in dem V. J. v. 9. Zuni 1871 
(ROTr. 12. ©. 323) entfchieden worben, 

[2.] Der 8 18 des Negulative v. 15. Nobr. 1858 be> 

fünmt, daß jeder Hauseigenthiimer verpflichtet ift, 
von ben auf feinem Grundſtück vorhandenen, verpadteten, 
vermietheten, ober irgend wie zum Gebrauch genommenen, 
oder durch Bauten ꝛc. neu entfländenen, miethöftenerpflichtigen 
Segenfländen, und von jeber Beränderung in benfelben, 
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dem vorliegenden Falle die achttägige Anzeigefriſt erſt mit 


auch von ben leer ſtehenden Wohnungen und Rfäumen, ber 
Steuerbehörde binnen 8 Tagen Anzeige zu machen. 
Nach dieſem Wortlaute beginnt der Zeitlauf von 8 Tagen, 
innerhalb welchem die betreffende Anzeige erſtattet werden 
muß, von demjenigen Tage an, an welchem die bezügliche 
Veränderung des bisherigen Zuſtandes eintritt. Dieſe hat 
in dem vorliegenden Falle am 1. April 1873 ftattgefunden, |! 
und es mußte von diefem an bie Melpung bei der Steuer | 
behörbe binnen 8 Tagen erfolgen. Gfleichgültig iſt es des- 
halb, daß die Miethserhöhungen und nenen Miethäfeftfegungen 
von dem friiheren Grundſtücksbeſitzer bereit8 verabredet ge- 
weſen fein follen, da eben biefer Zeitpunkt für den Beginn 
der Anzeigepflicht nicht entſcheidet. Teftgeftellt ift ferner, 
daß der Angeklagte am 1. April 1873 Miteigenthlimer des 
Grundſtücks geworben ift, und es folgt hieraus, zumal in 





biefem Tage zu laufen anfing, daß derfelbe verbunden war, 
fie nicht unbenutzt verftreichen zu laſſen. Denn das in 
Rede ftehende Negulativ verpflichtet jeden, innerhalb 
biefer Zeit fih im Beſitz des bezliglichen Hauſes be- 
findenden Eigenthümer, die Anzeige zu erftatten, obne 
daß es darauf ankommt, wann während der gewährten Frift 
ein etwaiger Wechfel des Eigenthums eingetreten if. Dem 
App.-Richter fällt fomit in diefer Beziehung ein Rechts- 
irrthum nicht zur Laſt. Dem fteht auch nicht das Erf. des 
Kal. OTr.'s v. 28. April 1871 c. Geber Goltd. Arch. 19. 
©. 468) entgegen, weil es fi damals nicht um einen, dem 
gegenwärtigen alle gleichen, handelte, fondern darum, ob 
bei jeder Befitveränterung der neue Erwerber gehalten ift, 
bie im Eingange ded 8 18 a.a. O. ebenfalld gedachte Spe- 
cififation aller fteuerpflichtigen Räume, welche bereits ver 
feiner Befitzeit vorhanden und anzugeben waren, ber 
Steuerbehörbe zu überjenben. | 

Antr. d. GSia.: gleich. [20.8] 
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Bette. - Eigenthumsübergang. 

Nah dem Grundfage des Pr, ALR.'s läßt fi 
nit aufftellen, daß das Eigenthum an dem vorher 
deponivten Betrage einer gewonnenen Wette erft 
durch Richterfpruch übergehe. 

StGB. $ 242 [n. 7]; Pr. AR. I, 11 8579. 


Ertl. (3. 11.) v. 23. März 1875 eo. Gotthilf (445 II. Cr.) 
[38.—8.] 


1. Schwurgerichtshof. - Anklageſchrift. - Berlefung. - 
Anwefenheit eines Zengen. 

2. Theilnehmer (nothwendiger). - Bernehmung als Zenge. - 
Bereidnung, - Straflofigkeit. 

1. Es begründet feine Nichtigkeit des Verfahrens, 
wenn ein demnächſt als Zeuge oder Sachverfländiger 
VBernommener bei der Berlefung der Anklagefchrift 
jugegen war. 

Gq. v. 3. Mai 1852 Art 74 [n. 14). Crim.Ordn. 8 318. Bgl. 
RdOTr. 8. ©. 116. 84. 

2. Die ohne Widerſpruch erfolgte eidliche Zeugen- 
Vernehbmung eines bei der That Betheiligten be- 
gründet Feine Nichtigfeit fobald es fih von einer 
fog. nothwendigen Theilnahme handelt, zumal wenn 
der Zheilnehmer wegen eines bei ihm obwaltenden 
Strafausfchliegungsgrundes flraflos bleibt. 

Erim.-Orbn. 8 313 Nr. 4; 356 Nr. 8. 357. 358; Von. v. 3. Jan. 
1849 $ 22 [n. 14]. 
Ertl. (3. 11) v. 23. März 1875 e. v. J. (427 II. Cr.). 
Die NB. des wegen Bluiſchande mit feiner Tochter und Mordes 
des von biefer geborenen unehelichen Kindes verurtheilten v. 3. rügte: 
1. daß der als Zeuge und Sachverſtändiger vernommene Dr. 
med. %. vorher der Berlefung ber Anllagefchrift beigewohnt 
babe; fowie 
2. daß jeine eigene Tochter R. v. J. Über das Verbrechen 
bee Blutſchande, an welchem fie felbft betheiligt gewefen, als 
Zeugin eidlich vernommen worden fei. 
Zurädweifung. Gründe: 
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[1.] In dem [unter Nr. 1] hervorgehobenen Umftande 
kann eine Verlegung des Art. 74 des Geſ.'s v. 3. Mat 
1852 fchon deshalb nicht liegen, weil dieſer Artifel eine 
darauf bezügliche Vorfchrift gar nicht enthält. Auch bie 
Vorſchrift des 8 310 der Crim.Ordn., welche übrigens nur 
bon der abgefonderten Vernehmung der Zeugen fpricht, iſt 
nur rveglementarifcher Natur; es würbe baher eine etwaige 
Verlegung berfelben eine Nichtigleit des Verfahrens immer 
nicht zur Folge haben können. 

[2.] Eine Verlegung des $ 313. (Nr. 4) a. a. O. liegt 
nicht darin, daß R.v. J. über das von dem Angellagten mit 
ihr verübte Verbrechen ver Blutſchande eidlich abgehört ift, 
weil, wenn fie darnach auch nicht hätte gezwungen werben 
fönnen, hierüber ein Zeugniß abzulegen, doch nichts im 
Wege ftand, daſſelbe anzunehmen, wenn fie fih, wie bier 
ber Fall war, freiwillig dazu verftand. Ebenſowenig würbe 
endlich in ber eiblichen Vernehmung ber R. v. J. eine Ber- 
letzung des 8 356 (Nr. 8) der Crim.Ordn., ber von ber 
Zeugnißunfähigkeit der Theilnehmer an einer ftrafbaren 
Handlung gegenüber dem Hauptthäter handelt, gefunben 
werden können. Denn wenn es in der Natur bed DBer- 
brechens der Blutſchande, fowie aller andereren Tleifches- 
verbrechen Liegt, daß fie nur unter Mitwirkung zweier 
Perjonen verübt werben können, fo Tann eben deswegen 
nicht jede diefer Perfonen im vechtlihen Sinne als Theil⸗ 
nehmer, d. h. als Mitthäter oder Gehülfe der andern an⸗ 
gefehen und nach demſelben Strafgefeke wie dieſe, be- 
urtheilt werden (88 47. 49 StGB.'s); es findet vielmehr, 
wie dieſes bie jpeziellen Strafgejege deutlich erkennen 
fafien, auf jeden ein befonderes, zuweilen auch nur auf 
einen von beiden ein Strafgefeß überhaupt Anwendung. 
Wäre indeffen auch anzunehmen, daß der 8 356 Ar. 8 der 
Erim.-Drbn. unter „Theilnahme“ die Konkurrenz an 
einer ftrafbaren Handlung, bie ihrem Wefen nach ein 
Zufammenwirken zweier Perfonen vorausfegt, habe mitbe- 
greifen wollen, fo würbe dieſes doch immer auf ben Fall 
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zu beſchränken fein, daß der als Zeuge zu vernehmende Kon- 
kurrent, felbft vor dem Gefege ftrafbar gewefen fei. Diefer 
Fall liegt Hier aber nicht vor, weil R. v. J. zur Zeit ber 
Zhat noch nicht 18 Jahre alt war, nach 8 173 Abfchn. 4 
des D. StGB.'s mithin für die mit ihrem Vater getriebene 
Blutſchande noch nicht beftraft werden konnte. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [28.—8.] 


Strafantrag. - Zurüdnahme. - Zdenl: Konkurrenz eines 
Offizial-Delikts. - Rheiniſches Verfahren. 

Wird ein geftellter Strafantrag rechtzeitig zurück— 
genommen, fo bleibt der befaßte Strafrichter berufen 
über ein ideell Fonkurrivendes Offizial-Delikt zu er- 
kennen, felbft wenn vaffelbe bis dahin noch nicht 
zum Gegenſtande einer ausprüclichen Befchuldigung 
gemacht worden mar. 

xh. SPD. Art. 192; — SGB. 8 61 [n. 9]. Bol. RdOTr. 15. 
©. 776. 

Erk. (8. N.) v. 23. März 1875 e. Köune (437 II. Cr.). 

In der Hauptverhandlung gegen bie ber Mißhandlung und Sad- 
beſchädignng beihuldigten 8. und Gen. nahm ber Berlegte rechtzeitig 
leinen Strafantrag zurüd. Nunmehr beantragte das öffentlihe Mi- 
niferium Berrafung wegen eines ideell fonfurrirenden groben Unfugs. 
Die (Rh.) ZPol.⸗Kammer lehnte aber biefen Antrag ab, und verorbnete 
Einfellung des Verfahrens. Auf den Kaſſ.⸗Rekurs des Ob.-Profurators 
bat das OTr. diefes Erkenntniß vernichtet, und die Sache an das 
(nunmehr zufändige) Pol.⸗Gericht verwiefen, indem e8 erwog: 

daß nach den Grundfägen der Rh. StPO. ber er- 
tennende Richter fich nicht auf die Prüfung zu befchränfen 
hat, inwiefern eine den Gegenitand eines Strafverfahreng 
bildende Handlung von dem durch die Anklage geltend ge= 
machten Geſichtspunkte aus eine ftrafbare Handlung dar⸗ 
flelfe, vielmehr ebenfo berechtigt wie verpflichtet ift, falle 
diefe That nach einer andern Richtung Hin als ſtrafbar 
aicheint, die Anwendung des Strafgefeges innerhalb ber 
Grenzen feiner Kompetenz eintreten zu laffen; 
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daß Hierauf die Vorfchrift des Art. 192 1. c. beruft, 
nach welcher die Zuchtpolizeigerichte, wenn bie in ber An- 
Hnge als Vergehen bezeichnete Handlung ſich nicht als 
ein ſolches, fonvdern nur als MWebertretung barftellt, bie 
Strafe der legteren zu verhängen haben, daß biefe Vor: 
ſchrift namentlich auf die Fälle Unwenbung findet, wenn 
eine Handlung die Merkmale fowohl eine Vergehens wie 
einer Uebertretung enthält, demnächſt fich aber ergiebt, daß 
bie zur Beſtrafung berfelben als Vergehen erforderlichen 
gefeglichen Bedingungen nicht vorhanden find; 

baß es in diefer Beziehung einen Unterfchieb nicht ber 
gründen Tann, ob die Beftrafung wegen Vergehens durch 
einen Mangel an thatbeſtandlichen Momenten oder aus 
einem prozeifualifchen Grunde audgefchloffen ift; 

daß num im vorliegenden Falle durch die Zurücknahme 
des Strafantrages die Verhängung einer Strafe gegen bie 
Saffationsverklagten in foweit unzuläffig wurde, als bie 
gegen fie feitgeftellten Handlungen eine Mißhandlung ober 
eine Sachbeſchädigung darftellten; 

daß aber nicht, wie das angefochtene Urtheil erwägt, 
die Sache d. b. das Hanteln ber VBeichultigten ber ftraf 
rechtlichen Verfolgung entzogen wurde, lettere vielmehr 
ſtatthaft blieb, foweit jenes eine Verlegung eines Strafgejegee 
tarftellte, teren Beftrafung nicht durch einen Antrag bebingt 
war, baß alfo ber in Art. 192 vorgefehene Fall untergeben® 
vorlag; 

baß der Umftand, daß wenn biefe Sachlage ſchon vor 
Erhebung der Anklage vorgelegen hätte, das Zuchtpolizei- 
gericht nicht direlt mit ver Entfcheidung über bie Ueber 
tretung hätte befaßt werben können, bie Anwendbarkeit des 
Art. 192 nicht ausſchließen kann, da baffelbe Verhältnik 
eintritt, wenn der Mangel an einem thatbeftandlichen Mo- 
mente erſt nach Erhebung ber Anklage feftgeftellt wird, und 
in dieſem Falle die Anwendung des Art. 192 einem Zweifel 
nicht unterliegt. 

Antrag d. EStA.: gleichl. 138.—8.] 
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30H. - Transport im Grenzbezirk. - Ausweis. - Dolus. 


Hat Jemand zollpflihtige Gegenflände im Grenz» 
bezitke mit einem mangelhaften Zollausmweis trans- 
portirt, fo Bann der Ynflanzrichter die Annahme: er 
habe dabei ohne die Abfiht zu Ddefraudiren gehan- 
beit, auf die Thatfache Flügen, dag ihm die Mängel 
des Legitimationsfcheing ꝛc. ohne fein Verſchulden 
unbefannt geblieben ſeien. 

B.-Zollgef. v. 1. Iuli 1869 6 136 Nr. 5d. 137 Abi. 2. 

Ertl, (3.1.) v. 23. März 1875 0. Meißner (293 I. Or.). 

M. hatte anf Grund eines ihm amtlich anageftellten Legitimations- 
ſcheins im Gremzbezirte Rindvieh transportirt und war desbalb ber 
Zolldefrande angellagt worben, weil jener Legitimationsfhein von bem 
ansftellenden Beamten aus Berjehen nicht unterzeichnet, ſomit nicht 
„vorſchriftemäßig“ fei. Die Inſtanzgerichte ſprachen frei, weil M. 
jenen Mangel nicht verſchuldet, und er anf bie Zuperläffigkeit bes 
Beamten den nnvollfändigen Schein, ohne weitere Prüfung ange- 
nommen babe; deshalb ſei anzunehmen, daß ihm bie Abficht der 
Deisande fremb geweſen fei. Die NO. der Prov.-Gt.-Direltion ſuchte 
ansjuführen, daß das AS. aus der von ihm feftgeftellten Thatjache 
einen Gegenbeweis gegen bie gefeliche Bermuthung bes 8 136 Nr. dad. 
des VBZollgeſ.'s nicht habe herleiten können. 

Zurückweiſunug, wealfih „bie NB. nur gegen bie Würbigung 
det durch die Thatſachen geführten Beweiſes richte”. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 137. 8.) 


Amts⸗Unterſchlagung. - Regifter. - Erbſchaftsſtempel⸗ 
tabelle. 


Die infiruftionsmäßig von den Preußiſchen Ge- 
tihten zu führenden Exbichaftsftempel-Tabellen find 
Kontrol-Regifter im Sinne des 
St882. 8 861 [n. 11a.]. 
Ert. (3. 1.) v. 23. März 1875 ec. M. (4562 II. Cr.). 

Der wegen Unterfchlagung amtlich empfangeuer Gelber und un- 
richtiger Kährung ber zur Kontrole befiimmten Exrbichaftsftempeltabellen 
verurtheilte QG.'o⸗Sekretär M. focht das Erfenntnig 2. Inflanz 
durch NB. an, weil bie Erbichaftsftempeltabellen mit Unrecht für ein 
Rontrol-Regifer angefehen worben feien. 

Zurückweiſung. Gründe: 

Rechtſprech. d. K. D.-Tr. ıc. XVI 17 
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Nah 817 des Stemp.⸗Geſ.'s v. 7. März 1822 find 
„tie Gerichte befonders verpflichtet, dafür zu forgen, daß 
der Werth der ftempelpflichtigen Erbſchaften ausgemittelt, 
ber Betrag bes dazu zu entrichtendeun Stempels beftimmt, 
und die Löſung befjelben binnen ſechs Monate nach dem 
Erbanfalle nachgewiefen werde”. — Es iſt babei zugleid 
beftimmt: daß „nähere Vorfchriften, wie von den Gerichten 
die Aufficht über den Erbfchaftsjtempel zu führen, biefelben 
von den betreffenden Minifterien zu erhalten hätten”. — 
Bis dahin, daß dieſe Vorſchriften erfolgen würden, jellte 
ed nach dem Min.-Cirk.-Refer. v. 26. März 1822 (v. Kamp 
Annalen 7. ©. 246) in Anfehung der Aufficht auf den 
Erbichaftsftenipel und der Verwaltung befjelben bei ven 
bisherigen Einrichtungen mit den Abänderungen, die fich 
aus dem jegigen Stempelgefeg von felbit ergäben, fein Be- 
wenden haben. — Zu biefen bisher beibehaltenen Einvic- 
tungen gehörte auch die Inſtr. v. 5. Septbr. 1811 (SS. 
f. 1811) mit den in Bezug auf diefelbe ergangenen fpäteren 
Beltimmungen und in diefer Inftruftion find noch die Erb- 
fchaft8 - Stempel - Tabellen $ 50 mit ihren vorgefchriebenen 
Rubriken vorgefchrieben, durch welche ber Nachweis über 
Eintragung der Erbfchaften, vie richtige und zeitig erfolgte 
Löſung der von benfelben zu erlegenden Stempel geliefert, 
vefp. die Aohibirung der Stempel zu ben Gerichtsaften, 
fonftatirt werben ſollte (—IMBl. v. 1842 Beil. 3. Stüd 42). 
Diefe Tabellen bildeten die Bafid der weiteren abminijtra- 
tiven, wie gerichtlichen Superrevifionen; vgl. Repert. zum 
Stempelgefeß v. Leyden 2. Aufl. ©. 57.58. Es unterliegt 
alfo feinem Zweifel, daß die Erbfchaftd-Stempel-Tabellen, 
die nach tem Spruche der Gefchworenen ber Angellagte 
als Kreisger.-Sefretär geführt hat, Negifter waren, welche 
zur Eintragung und Sontrole der Einnahmen und Aus 
gaben beſtimmt gewefen find, wie dies denn auch bei ber 
Verhandlung zum Gegenftande eines Streites überall nicht 
gemacht worden war. 

Antr. d. GStA.: gleichl. (27.—8.] 
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1. App.:Richter. - Richtigleit des 1. Urtheils. - Selbft- 
Entfcheidung. 
2. Berlefung. - Rechtfertigung, nachträgliche. 
3. Beleidigung. - Wahrung eines Jutereſſes. - Dolns. 

1. Der App.-Richter, welcher, troß der Rüge 
einer in erſter Inſtanz begangenen Nichtigkeit ohne 
das betr. Urtheil zu vernichten, auf Grund einer 
neuen Beweisaufnahme eine felbfiftändige Feſtſtellung 
trifft, verlegt dadurch Feinen wefentlihen Grundfag 
des Berfahrens, wenn jene Nichtigkeit fih auf einen 
At der Beweis-Aufnahme bezog, welchen er felbft 
für den Beweis für unerheblich erachtet. 

Bd. v. 8. Mai 1852 Art. 102 [n. 4]. gl. RdOTr. 7. ©. 70; 
8. &. 608; 13. ©. 2389. 

2, Derjenige, welcher bei der Wahrung eines 
berechtigten Intereſſes eine objektiv ehrverletzende 
Aenßerung macht, ift nur dann firafbar, wenn er 
beleivigen wollte. 

SL. 5 1% [n. 2). 
Erf, (3.0.) v. 23. März 1875 e. Scholz & Gen. (385 II. Cr). 

[1.} Der Angriff, welcher Verlegung des Art. 102 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 behanptet, weil der zweite Richter bie 
vom erften ohne mot ivir ten Beſchluß unterlaffene Bereidigung 
eined Zengen 3. zwar gerligt, diefer Nichtigkeit wegen jeboch das 
erfte Erkenntniß nicht aufgehoben, vielmehr eine felbjtftändige 
tatfächliche Feftftellung getroffen habe, findet barin feine 
Erledigung, daß der App.-Richter diejenigen Umftände, auf 
weiche fich die Vernehmung dieſes Zeugen bezog, nicht für 
erheblicy erachtet, fein Urtheil vielmehr auf andere that- 
fühlihe und rechtlihe Erwägungen ftügt, bei welchen die 
Zhatfachen, tiber welche jener Zeuge zu vernehmen war, 
nicht weiter im Betracht kamen. Mag daher auch eine 
Richtigkeit vorgelegen haben, fo Kann biefelbe doch hier zur 
Bernichtung des angefochtenen Erfenntniffes nicht führen, 
weil das letztere auf dem als nichtig bezeichneten Vorgange 


nicht beruht. 
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[2.] Der 8 193 ſetzt jederzeit Aeußerungen verans, 
welche objektiv ehrverlegenb find, beſtraft dieſelben aber fo 
lange nicht, als fie in berechtigter Weife, beiſpielsweiſe in 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht find, mag 
auch der Urheber verfelben fich der kränkenden Natur feiner 
Worte bewußt geweſen fein. Erſt wenn ans ber Form 
oder aus fonftigen Umſtänden zu folgern ift, daß ber 
Thäter nicht blos berechtigte Intereſſen wahrnehmen, 
fondern daneben auch habe beleidigen wollen, eine 
Beleidigung mithin auch fubjeltiv vorhanden fei, foll nad 
Umſtänden die Strafe des 8 186 ober bed 8 186 a. a. O. 
eintreten. 

Antr. d. GStA.: gleichl. (28.— 8.} 

1. Situationsplan. - Borlegung. - Benge. 
2. Schwur⸗Gerichtshof. - Berathung, - Alten. 
3. Ideal⸗-Konkurrenz, Mord, Raub. - Nebenftrafe. 

1. Es begründet Feine Nichtigkeit, wenn ein 
Zeuge zur Beranfchaulichang feiner Angabe eine die 
Lage der Oertlichkeit verdeutlichende Zeichnung vor- 
legt, follte auch dem Angeflagten und feinem Ver— 
theidiger eine Einfiht davon deshalb nicht geworben 
fein, weil fie fie nicht. begehrten. 

Bon. v. 3. Yan. 1849 8 22 [n. 11]. 


2. Chenfowenig begründet es eine Nichtigkeit, 
wenn der zur Entſcheidung über die Schuldfrage 
berufene Schwurgerichtshof die Alten mit in Das 
Berathungszimmer nimmt, und eventuell dort Davon 
Einfiht nimmt. 

Se. v. 3. Mai 1852 Art. 98 [n. 4b.]. 

3. Konfurrirt ein Mord ideell mit einem Raube, 
fo können neben den Strafen des erſtern nicht die 
Nebenftrafen des letzteren (Zuläffigkeit der Polizei- 
Auffiht) verhängt werden. 

St®B. $ 73 [n. 16b.). 
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Etl (3.8.1) v. 1. April 1875 6. Titze (484 UI. Cr.). 

Die NB. des — wegen Morbes und ibeell konkurrirenden Raubes 
verurtheilten — T. rügte u. 9. 

1) daß der im ber ſchwurgerichtlichen Hauptverhandlung ale Zeuge 
vernommene 2c. R. mit Genehmigung des Borfigenden ben Ge- 
ſchwornen eine Zeichnung oder einen Situatlonspian vorgelegt habe, 
welcher weder bem Angellagten no feinem Bertheidiger vorgezeigt 
worben jet; 

2) daß der Schw.⸗GH., als er fih in das Beratbungszimmer 
begehen, um über bie von den Gefhworenen mit 7 gegen 5 Stimmen 
bejahten Fragen zu entjcheiden, die Alten mitgenommen, und — wie 
unter Berufung auf das Zeugniß der mitwirkenden Richter behauptet 
werben müfje, — dert von bem Inhalte einzelner Altenflüde Einſicht 
genommen bätie. 

Dagegen hatte der SA. NB. wegen Geſetzesverletzung erhoben, 
weil ber Schw⸗GH. — obgleich anshrüdlich ſeſtgeſtellt ſei, daß ber 
von T. begangene Raub ideell mit dem Morde konkurrire, — ſich 
dennoch nicht auf die Berhängung der Strafe des Mordes beichräntt 
od: $ 211) ſondern daneben auch noch mit Rüdficht auf $ 256, alfo 
wegen bes Ranbes — auf Zuläffigteit der Polizeiauffiht und auf (nur) 
iinjährigen Berluft der Ehrenrechte erkannt habe. 

- Das OTr. hat die NO. des T. zurüdgewiefen, bagegen anf 
END. des StA.'s unter theilweiſer Bernich tung des angefochtenen 
Erlenntniſſes die Zuläffigkeit der Polizeiauffiht fowie die Beſchränkung 
der Unterfagung der Ehrenrechte auf zehn Jahre in Wegfall gebradit. 

[1.] Bei der Regiftratur ver Bernehmung [de8 Zeugen N.] 
it ein Papierftreifen eingeheftet, auf welchem fich eine Art 
von Handzeichnung befindet, wahrjcheinlich zur Beranfchau- 
lihung der zu dem Gute des N. gehörigen Gebänlichkeiten 
beftimmt. Wenn nun jener Plan von dem ꝛc. N. bei Ge- 
legenheit feiner Depofition zur Veranſchaulichung feiner 
Angaben in Betreff der Lage feiner Gebäulichkeiten vorgelegt 
worden ift, fo bildete derſelbe gewiffermaßen einen Theil 
feiner Depofition, und wenn der Angeklagte und fein Ver⸗ 
theidiger Die Ausſage des Zeugen vollftändig aufzufaflen 
nicht im Stande gewefen fein follten, fo wäre es an ihnen 
jewefen, um nähere Aufflärung zu bitten, und namentlic) 
Ne Dorzeigung jenes Plans — wenn biefelbe wirklich nicht 
bereits erfolgt geweſen fein follte — zu verlangen. Daß 
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ein folcher Antrag geftellt und abgelehnt worben fei, bes 
hauptet die Nichtigfeitsbefchwerbe nicht. Jedenfalls exiſtirt 
aber feine geſetzliche Vorfehrift, wonach dergleichen Scrip: 
turen einem Angeklagten förmlich vorgelegt werden müſſen, 
und, daß dies gefchehen, ausbrüdtich Tonftatirt werben foll. 
Es Tann daher in der vom Imploranten behaupteten That- 
fache fowenig als in ber unterbliebenen Conftatirung ber- 
felben irgend ein Verftoß gegen eine prozefjualifche Vorfchrift 
oder gegen einen Grundſatz des Verfahrens gefunden werben, 
fo daß es fchon aus biefem Grunde feiner näheren Er- 
mittelung hierüber bebarf. 

Aus dem Audienzprotokoll geht nicht hervor, daß ber 
Schw.-GH. — wie in der NB. behauptet wird — bie 
Unterfuchungsalten und namentlich die Anklageſchrift ber 
StA.-haft mit in fein Berathungszimmer genommen bat, 
als er zur Berathung über bie Schulpfrage ſchritt. Es 
fteht daher die desfallſige Behauptung in der Nichtigkeis⸗ 
befehwerbe beweislos da, und ber Ungellagte, fowie fein 
Bertheidiger, wenn er aus diejer angeblichen Thatjache einem 
Einwand gegen die Gültigkeit der Verhandlung herleiten zu 
fönnen vermeinte, wäre in ber Lage und verpflichtet ge- 
wefen, dieſelbe im Aubienzprotofoll Eonftatiren zu Taffen, 
da nad dem Art. 78 des Gef.’ v. 3. Mai 1852 das 
Audienzprotofoll die einzige Urkunde ift, burch welche die Be— 
obachtung oder Nichtbeobachtung ver wefentlichen Vorſchriften 
bes Verfahrens Tonftatirt werben kann und fol. Es Tann 
baher und ba eine ſolche Konftatirung weber verlangt 
noch erfolgt ift, fehon aus diefem Grunde dem Antrag bie 
Mitglieder des Schw.GH.'s Über die Nichtigkeit der auf- 
geftellten Behauptung zu vernehmen, nicht ftattgegeben werben. 

Einer weiteren Erörterung diefer Thatfache bebarf es 
aber überhaupt nicht, da fein Gefet dem Schw.⸗GH. ver- 
bietet, die Unterfuchungsaften mit in fein Berathungszimmer 
zu nehmen. Bon einer Berlegung des Prinzips ber Münd- 
lichkeit Tann aber ſchon um beswillen feine Rede fein, weil 
die Kenntniß des Inhalts der Unterfuichungsatten den Mit- 





263 [1. April 1876.| 


gliedern des Schw.GH.'s ganz unentbehrlich ift, da fonft 
bie Leitung des Verfahrens unmöglich fein würde. Ob 
und welcher Gebrauch von benfelben im Berathungszimmer 
bes Gerichtshofs gemacht worden fei, kann nie zum Gegen 
ftande eined Beweisverfahreng gemacht werden, ta bie ba- 
felbft ftattfindende Berathung jeder Controle gefeglich ent- 
zogen iſt. Auch geftattet endlich fein Geſetz den Gefchworenen 
oder dem Schwurgerichtöhof ein ſchriftliches Expofe ter 
Vertheibigungsmomente mit in's Berathungszimmer zu geben, 
fo daß einem hierauf gerichteten Antrag nicht würde haben 
ftattgegeben werben können, ſelbſt wenn ein jolcher geftellt 
worden wäre, was nicht behauptet iſt. Es kann mithin von 
einer unzuläffigen Befchränfung ber Vertheidigung des An- 
geflagten, wie fie in der Nichtigfeitöbefchwerde behauptet 
worden ift, überall feine Rede fein, und erjcheinen fomit 
die fänmtlichen Angriffe gegen das ftattgehabte Verfahren 
verfehlt. 

[4.] Sowohl nach der Frageftellung, ald auch nad) den 
baranf von den Gefchworenen und ven Schw.GH. ertheilten 
Wahrſprüchen find die beiven Verbrechen des Mordes und 
des Raubes durch eine und biefelbe Handlung verübt worten. 
Es tonnte daher nach $ 73 StGB. nur tasjenige Straf- 
gefe zur Anwendung kommen, welches die fchwerfte Straf: 
art androht. Died war im vorliegenden Falle der 8 211 
l. e., welcher den Mord mit der Todesitrafe beproht, während 
ber Raub nach den 88 249 ff. felbit danıı, wenn in Folge 
ber verübten SThätlichleiten gegen vie Perfon des Beraubten 
beffen Tod eintritt, nur mit Zuchthausſtrafe von verjchiedener 
Dauer bedroht if. Es fonnte daher im vorliegenden Falle 
weder auf eine Haupt noch auf eine Nebenitrafe erkannt 
werben, welche auf das Verbrechen des Raubes angedroht 
it und es Tonnten mithin die im Erkenntniß angeführten 
88 249 und 266 1. c. überhaupt nicht zur Anwendung 
lommen. Hierzu fommt, daß nach 5 38 daſelbſt auf Zu⸗ 
lfigkeit von Polizeiauffiht nur neben einer Yreiheitsitrafe 
Hlaunt werben foll, aljp in einem all, der hier nicht vor⸗ 
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liegt. Das angefochtene Urtheil verlegt daher die 8$ 73. 
289. 256 und 34 des StGB.'s infofern, als es gegen T. 
auch auf die Zuläffigleit der Polizeiaufficht erkannt Bat, 
indem bierzu eine gejeglihe Ermächtigung nicht vorlag. 
Dagegen ift die weitere Behauptung der StA-jchaft, daß 
auch nicht auf den Verluſt der bürgerliden Ehrenrechte 
babe erkannt werben dürfen, unbegründet. Denn wenn 
auch ber 8 211 a. a. DO. auf das Verbrechen bed Morbes 
nur die Todesftrafe und Teine Nebenftrafe androht, fo ge 
ftattet doch dev 8 32 daſelbſt ganz allgemein bem erfennenden 
Nichter, die erfannte Todesſtrafe durch Aberfennung ber 
Ehrenrechte zu fchärfen, nur kann ſelbſtverſtändlich die leßtere 
Strafe nit auf eine beftimmte Dauer feitgefeßt werben. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [14.—3.] 


Konkurrenz. - Identität des Zwecks. - Hansfriedensbrud. - 
Diebftahl. 


Durch ven ſchließlichen Zweck, zu veflen Er- 
reihung eine Mißthat verübt worden, wird ihr 
Charakter als felbfifländige Handlung nicht aufge- 
hoben. Ein in der Abfiht zu flehlen begangener 
Hausfriedensbruh ift daher auch firafbar aus 

StB. $ 123 [n. 9a). 74 [n. 3. 5]. 
Bell. (1) v. 2. April 1875 e. Freut (83B. I. Cr.) 

Die Inſtanzgerichte hatten bie Eröffnung der Unterfuhung wegen 
Hausfriedensbruchs ($ 123 StGB.) deshalb abgelehnt, weil der Be⸗ 
ſchuldigte F. bei ber, — obwohl vorfäglih und mit dem Bewußtſein 
des widerrechtlichen Eindriugens in das befriebete Befigthbum bes ꝛc. B. 
bewirtten Weberfleigung des B.—jchen Gartenzauns, nur bie Abfidht 
verfolgt habe, Obſt zu ſtehlen. Das OTr. hat den Beihluß des AG.'s 
aufgehoben und bie Unterfuchung aus $& 128 eröffnet, indem es erwog: 

Daß der fchließlihe Zweck zu deſſen Erreichung eine 
ftrafbare Handlung unternommen wird, Teineswegs beren 
ferbftftändige Strafbarleit ausfhlieft, daß der App.- 
Richter vielmehr, wenn er das LVeberfteigen bes B.—fchen 
Gartenzaunes für ſtraflos erklaͤrt, obwohl er darin alle 
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weſentlichen Thatbeſtandsmerkmale des im 8123 des StGB.'s 
vorgeſehenen Hausfriedensbruchs, nämlich Vorſätzlichkeit der 
Handlung und bewußtes widerrechtliches Eindringen in das 
befriedete Befitzthum eines Andern findet, rechtsirrthümlich 
den Zweck einer ſtrafbaren Handlung mit dem zum That⸗ 
beſtaude derſelben erforderlichen Dolus verwechſelt. 


Sitzungs-Protokoll. - Antrag. - Beweis. 

Die Thatfache, daß im Hauptverfahren ein im 
Sigungsprotofolle nicht vegiftrirter Antrag geftellt 
worden fei, Tann nur dann Gegenfland eines be⸗ 
fonderen Beweisverfahrens fein, wenn zugleich darüber 
Befchwerde geführt wird, dag dem Berlangen, jenen 
Antrag in das Sipungsprotofoll aufzunehmen, nicht 
Statt gegeben ſei. 

Sf. v. 3. Mai 1853 Art. 78 [n. 59]. Bol. ROT. 7. ©. 455; 
10. S. 585. 


Erf. (3.1.) v. 2, April 1875 e. Jörde (319 I. Cr.). 
[47.—6.] 


1. Zuſammenrottung, öffentliche. - Oeffentlichkeit des Orts. 
2. Menfhenmenge. - Mehrere Menfcen. 


1. Die „Deffentlichkeit” einer Zufammenrottung 
wird durch die Deffentlichfeit des Orts wo fie flatt- 
findet, nicht erfüllt. 

2. Zur Begründung der Annahme einer „Menfchen- 
menge” genügt es nit, das Vorhandenſein „meh- 
rerer Menfchen” feftzuftellen. 

&t®8. 8 126. 115 [n. 6). 85 [n. 11). 

Ert. (8.1) v. 2. April 1875 e. Rofledi (171 1. Cr.). 

[1.] Der App.Richter hat bereits darin das Vorhanden⸗ 
fein der Deffentlichkeit gefunven, weil eine Straße ein 
öffentlicher Ort fei. Wenn gleich nun der Begriff der 
Deffentlichleit im Sinne des $ 125 StGB.8, wie z. 8. 
ver $ 183 daſ., nicht verlangt, daß außer ber Deffent- 
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lichkeit des Drtes der Begehung ber Hanblung, zugleich er⸗ 
forderlich ift, daß diefelbe bergeftalt vorgenommen worben, 
daß fie von andern Perfonen wahrgenommen werden konnte, 
fo bebarf es doch einer nähern Erörterung berjenigen Um- 
ftände, durch welche neben dem Vorbanbenfein eines bloßen 
Ortes, das in Nebe ftehende Begriffgmerkmal außer Zweifel 
gefegt wird. Dies hat der vorige Richter ebenfalls unterlaffen, 
[2.] Endlich ift die gegebene thatfächliche Schluffeft- 
ftellung darin mangelhaft, dag fie nur von einer Zufammen- 
rottung mehrerer Menfchen fpricht, während doch ber 
8 125 des StGB.’8 das Zufammenrotten einer Menſchen⸗ 
menge vorausfegt. Wie viel Perfonen zu ber lekteren 
erforderlich find, ift allerdings ber thatfächlichen richterlichen 
Würdigung anheimgegeben, unterfcheibet fich jeboch von einer 
Mehrheit der Perfonen durch die größere Anzahl berfelben, 
als zu einer bloßen Mehrheit genügen würde, je nachbem 
das Sachverhältniß des vorliegenden alles fich barftellt. 
Autr. d. GSta.: gleicht. [20.—6.) 


Disziplin. - Rechtsanwalt. - Strafantrag. - Zurüd- 
nahme. - Einwirkung. 

An und für fih iſt es dem Rechtsanwalt nicht 
verwehrt, auf die Zurücknahme eined gegen feinen 
Klienten geftellten Strafantrags hinzumwirken, er kann 
in diefer Beziehung auch Geldanerbietungen machen, 
wenn es fih von einem Bergeben handelt, wegen 
deffen der Verlegte die Zuerkennung einer Buße 
(StGB. $ 188. 331) verlangen kann. Dagegen 
fällt er der Disziplin anheim, wenn er bei diefen 
Bemühungen die Rüdfichten auf Anfland und Sitt⸗ 
lichkeit, 3. B. Durch heftiges Drängen in dem Sitzungs⸗ 
fanle ꝛc, — aus den Augen fept. 

Geſ. v. 21. Iuli 1852 $ 3; St@®. 5 61 [n. 13]. 64. Bet. 
| Rr9Tr. 14. ©. 181. 

Er. (1. Civ.Seu.) v. 2. Ayril 1875 e. Rechtsauw. P. (106 D. I.) 


fpricht die obigen Brundfäge aus und entwidelt fie näher. ( 
—).) 
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Geiſtliche Autshandlung. - „in einem Amte”. 

1. Eine geifllihe Funktion hat den Charakter 
einer „geiftlihen Amtshandlung“, fobald fie objektiv 
die Natur einer Handlung an fich trägt, durch welche 
regelmäßig der Inhaber eines geiftlihen Amtes das 
religiöfe Bedürfniß der Gemeinvemitglieder zu be— 
friedigen pflegt, follte auch die Abficht des Geiftlichen 
hierauf nicht gerichtet geweſen fein. 

Ge. v. 3. Mai 18:3 823. Bergl. oden S. 134. 

2. Die Strafbarkeit eines Geiftlichen, welder 
geiftlihe Amtshandplungen vorgenommen hat, ohne 
den im Gef. v. 21. Mai 1874 Art. 2 geforderten 
Nachweis führen zu Fönnen, ift nicht dadurch bedingt, 
dap jene Amtshandlungen „in einem Amte“ vorge- 
nommen feien. 

Geſ. v. 21. Mai 1874 Art. 2. 

Erf. (3.1.) v. 6. April 1875 e. Freihen (450 II. Cr.). 

[1.] Das Geſetz vom 11. Mai 1873 bezwedt, von 
der öffentlichen Wirkfamfeit als Geiftliche folche Perſonen 
fern zu halten, von deren Thätigfeit es eine Gefährdung 
ftaatlicher Intereſſen beforgt; diefe Gefährdung aber ift nicht 
davon abhängig, in welcher Abficht der betreffende Geiftliche 
bie fraglihe geiſtliche Funktion ausübt, fondern Lediglich 
davon, ob legtere objektiv vie Natur einer Handlung an 
fich trägt, durch welche regelmäßig ber Inhaber eines geift- 
lichen Amts das religiöfe Bedürfniß der Gemeindemitglieder 
zu befriedigen pflegt. Es würde mithin auch dem in den 
Motiven ausgedrückten Zwede des ergänzenden Gefeßes- 
artikels nicht entjprechen, wenn, wie der Implorant meint, 
die Anwendbarkeit befjelben Davon abhängig fein follte, daß 
ber betreffende Geiftliche in Webernahme oder Anmaßung 
des Amts eines Pfarrers over Pfarrverwalters die fragliche 
Handlung vorgenommen habe. 

[2.] Mag auch der 8 23 a. a. O. als Begriffsmerkmal 
aufſtellen, daß der Thäter Amtshandlungen in einem 
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Amte vorgenommen habe, fo ift dieſes Erforberniß bod 
in ben Art.2 des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 nicht über 
gegangen. Daß, wie ber Implorant behauptet, veffen In⸗ 
halt im Wefentlichen nur darin befteht, daß die Beweistaft 
geänbert werbe, ift ein Satz, welcher weder in dem 
Wortlaute des Artikels, der abweichend von 8 23, von 
einer Vornahme in einem Amte überhaupt nicht fpricht, 
noch in dem oben bargelegten Zwecke vefjelben, eine Er- 
gänzung ber Strafbeftimmung des 8 23 zu bilden, feine 
Rechtfertigung findet. 

Betrachtet man nun von bdiefem rechtlichen Gefſichts⸗ 
punkte aus ben vorliegenden Fall, fo hat der App. Richter 
auf Grund der von ihm beftätigten thatfächlichen Feſt—⸗ 
tellung des eriten Richters mit Necht angenommen, daß 
das Abhalten des Hochamts in der Pfarrkirche zu N. eine 
geiftliche Amtshendlung des Imploranten fe. Es kann 
hierbei ganz dahin geftellt bleiben, ob dieſe Handlung nad 
ben beſtehenden kirchenrechtlichen Grundſätzen zu benjenigen 
gehört, zu deren Vornahme ber rechtmäßige Inhaber des 
Pfarramtes vermöge feines Amtes ausſchließlich berechtigt 
und verpflichtet. if. Denn jedenfalls trägt ein Hochamt, 
welches in der Pfarrfirche vor verfammelter Gemeinde ge 


7 halten wird, feinem Wefen und feiner äußeren Erfcheinung 


nach den Charakter einer Handlung an fich, welche regel 
mäßig von dem Inhaber eines geiftlichen Amts vorgenommen 
wird und dazu dient, das religiöfe Bedürfniß der Gemeinde 
Mitglieder zu befriedigen, und biejes genügt den obigen Aus 
führungen nah, um fie als eine geiftliche Amtshandlung 
im Sinne des Art. 2 des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 erw 


ſcheinen zu laſſen. 


| Hierdurch erledigt fih der Doppelte Einwand bes Im⸗ 
Hloranten, baß der App.-Nichter den Begriff einer geiftlichen 
Amtshandlung unrichtig aufgeftellt, und daß er denſelben 
auf einen Fall angewendet habe, für weichen er nicht ge 
geben ſei. Insbeſondere ift es barnach rechtlich unerheblich, 
od der Implorant die Abficht gehabt Habe, eine geiftliche 
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Antshandlung für bie Pfarrei N. vorzunehmen; vielmehr 
ift, wie der App.-Richter mit Recht bervorhebt, nur er- 
forderlich, daß derſelbe abfichtlich eine ſolche Handlung vor⸗ 
genommen hat, welche objektiv zu den Amtsbefugniſſen eines 
rechtmäßigen Inhabers der Pfarrei gehört. Ebenfowenig 
fteht der Anwendbarkeit des Gefeßes der Umftand entgegen, 
daß es fich Hier nur um eine einzelne in einer fremden Pfarrei 
gelefene Meſſe eines Geiftlichen, und zwar eines mit einem 
Seeljorgeamte in einem anderen entfernten Orte ſchon ver⸗ 
ſehenen Geiftlichen handelt. 

Denn zum Thatbeftande des Art. II. a. a. O., wie bes 
8 23 des Geſ.'s v. 11. Moi 1873 (vgl. RvOTr. 15. ©. 658 
und 197), genügt bie Vornahme auch nur einer einzigen 
Amtshandlung, umb weder der Wortlaut noch der Zwed 
des Art. IT rechtfertigt e8, biefen Artikel auf gefegmäßig 
angejtelfte Geiftliche, welche außerhalb ver ihnen übertragenen 
Stellung geiftliche Amtshandiungen ohne den dort erforberten 
Nachweis vornehmen, nicht zu beziehen. 

Antr. d. EStA.: gleich. [44.—8.] 


Zoll. - Greuzbeziri. -Kontrole. - Buchführung. 


Derjenige, deſſen ſtehender Gewerbebetrieb der 
amtlichen Kontrole unterworfen worden, — iſt für 
die Richtigkeit der Führung des vorgeſchriebenen 
Kontobuchs über Vorrath, Zu⸗ und Abgang kontrol⸗ 
pflichtiger Waaren verantwortlich; ein unverſchuldeter 
Irrthum über die Kontrolpflichtigkeit der Waaren 
ſchützt ihn nicht vor der Beſtrafung. 

BZollgeſ. v. 1. Zuli 1869 8 124 Abſ. 3; 186 Nr. 7; Min.Regul. 
v. 26. März 1870 (Brest. Amtebl. Beil. zu Nr. 13). 
Erf. (8. 11.) v. 6. April 1875 e. Leonhardt (899 IT. Or.). 

Das BZollgeſ. geftattet im 8 124 Abſ. 3 auch den ſtehenden Ge⸗ 
mwerbebetrieb im Grenzbezitt gewifien vom Finanz-Minifler vorzu⸗ 
ſchreibenden Kontrofen zu unterwerfen. Das Nähere if dur ein vom 
Fin.-Minifter genehmigtes Regulatio v. 26. März 1870 geregelt (vgl. 
auch Fin -Min.-Refer. v. 7. Mai 1372, Berfg. d. Prod. St.-Direltore 
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zu Bretlau v. 19. Juni 1872 Brest. Amtsbl. S. 169). Demzemäh 

war ber Handel des L. mit verfchiebenen Sorten Garn der Kontrole 
unterworfen worden. Nach biefer (cit. Regul. $ 8. 12) war er ver⸗ 
bunden, jeden Waarenzugang fofort nad der Ankunft im Lagerraum, 
in ein Komtobuch einzutragen. Bei einer vorgenommenen Reviſion 
warb indeffen ein Ballen FTontrofpflichtigen @arnes vorgefunden, 
welcher noch nicht eingeiragen war. Gleichwohl ſprachen bie Inſtanz⸗ 
gerichte von ber aus 8 136, Nr. 7 des Zollgeſetzes erhobenen Anklage 
frei, weil ihm jener Ballen mit der Dellarirung zugegangen fei, als 
enthalte er baummollenes Kettenſchußgarn (eine micht zofipflichtige 
Waare), bie Vorſchriſten des Regulativs aber mur auf folhe Waare 
zu beziehen feien, deren Kontrol- (Z00-) Pflichtigkeit für den Empfänger 
fogleih beim Cingange erfichtlich fei. 

Bernichtung ımb Verweiſung ber Sache an ein anderes 19. 
Gründe: 

Die dem Gewerbtreibenden in 88 8. 12 des Negulativs 
auferlegte Pflicht zur Führung eines Kontobuchs über Vor- 
vath, Zur und Abgang Fontrolpflichtiger Waaren und 
deren Eintragung in das Sontobuch fogleich nach dem Ein 
gange bedingt zugleich nothwendig die Verpflichtung bed 
. Gewerbtreibenben, die Befchaffenheit der eingehenden Waaren, 
ob kontrolfrei oder kontrolpflichtig, fogleich nach ihrem Ein- 
gange mittelft Unterfuchnung derſelben feftzuftellen, weil der 
Natur der Sache nach davon die Möglichkeit der gebotenen Ein- 
tragung abhängig ift. Zum Weberfluß folgt tiefe Obfiegen- 
beit des Gewerbetreibenden auch aus 83 bed Negulativs, 
wonach bie Fontrolpflichtigen Waaren im Lagerraum mit 
fontrolfreien nicht vermengt, jondern abgefondert aufgeftelit 
und georbnet werben müſſen. — Aus dem limftande allein, 
daß Angeflagter von dem Inhalte des bie fraglichen Eontrol- 
pflihtigen Waaren enthaltenden Ballens feine Kenntniß ge- 
habt Bat, ift mithin zu feinen unften nichts zu folgern, 
da er fich diefe Kenntniß zu verfchaffen verpflichtet war. — 
Die Willenerichtung, in welcher Angellagter bei der Nicht- 
befolgung der betreffenden Vorfchriften des Regulativs ge 
handelt hat, kommt nach der Natur berfelben als polizei- 
licher Kontrolvorfchriften nicht in Betracht. Nur dann 
würde in einem Yalle wie ber vorliegende die Strafbarfeit 
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des Angeflagten ansgejchlofjen erfcheinen können, wenn ber 
Nachweis geführt würbe, daß der Angeflagte in Folge be» 
ftimmter ihm nicht zusurechnender Umftände an ber Be— 
felgung der maßgebenden Berjchriften des Regulativs, alfo 
an der Unterfuchung ber eingegangenen Waaren, beziehungs- 
weile deren Eintragung feit dem Cingange berfelben, bis 
zum Zeitpunkte der Reviſion verhindert geweſen fei. 

Autr. d. GStA.: gleicht. (37.—8.] 





Strafantrag. - WRittheilung an den Angellagten. - Re- 
fognition. 


Der förmlichen Mittheilung des geftellten Straf⸗ 
antrags an den Angeflagten, fowie der Refognition 
der Unterfchrift des Antragftellers durch den Ange- 
Hagten bedarf es nicht. 

StB. 8 61 [n. 34). 
Erf. (3.1) v. 6. Ayril 1875 e. Raddat & Gen. (35411. Cr.) 

Die NB. der Angellagten rligte, daß ihnen der Strafantrag bes 
Berlegten in den Inftanzen nicht mitgetbeilt worben fei: follte fich ein 
folcher in den Alten befinden, fo würben fie bie Unterfchrift unter bem- 
felben nicht relognosciren, mußten vielmehr bie Feſtſtellung dieſer That- 
fahe verlangen. — Zurüdweifung. Die Gründe fprechen ben 
obigen Grundſatz aus. 

Antr. d. EStA.: gleichl. 114.-8)] 


Betrug. — Tänſchung des Richters. — Beweismittel. 


Die Täuſchung des Richters durch Vorlegung 
eines Beweismittels für eine unrichtige Thatſache, 
z. B. zur Begründung eines inzwiſchen getilgten 
Anſpruchs, genügt zur Erfüllung des Thatbeſtandes 
des Betrugs. 

StGB. 8 263 {n. 61]. Bgl. OAG. Dresden 6. Ian, 1874 (Stengl. 
Zeitſchr. 4. ©. 184). 
Erf. (3. 1.) v. 6. April 1875 e. Sporleder (435 II. Cr.). 

Nachdem Sp. wegen einer hypothekariſchen Yorberung von 
475 Thalern im eingeleiteten Subbaflationsverfahren feine volle Be⸗ 
friebigung erhalten hatte, erhob er gegen die Schulbner X. noch eine 
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Klage auf Zahlung eines gleichen Betrages, welde ex auf einem 
vorgelegten Wechſel fügte. Die Inftanzrichter erachteten für erwieſen, 
baß biefer Wechſel biefelbe Forderung zum Gegenftande gehabt habe, 
für welche aud jene Hypothek beftellt war, daß dem Sp. alſo ein An- 
ſpruch auf abermalige Befriedigung nicht zuftehe, nud fanden demzufolge 
in der angeftellten Klage nebſt Bemeisantritt einen Betrngeperfud. 

NB. — Zurüdweifung Gründe: 

Das Täufchungsmittel beftend nicht bloß, wie bie NB. 
an die Hanb geben will, in ber einfeitigen Behauptung des 
Klägers, daß die eingeflagte Forderung noch nicht getilgt 
fei, fondern, wie bie Vorberrichter aus ben von ihnen im 
Bezug genommenen Prozeßakten entnehmen, darin, daß ber 
damalige Kläger und jebige Angeklagte feine Sage auf 
Zahlung der 475 Thaler auf den ihm Seitens der Schuldner 
dafür behänbigten Wechſel v. x. mit der Behauptung 
gegründet bat, daß feine daraus refultirende Forderung 
noch nicht getilgt fei- Die auf Grund des vorgelegten 
Wechſels angeftellte Klage, enthob den Kläger nach pro- 
zeffualifchen Regeln, jofern Beklagte ihr Accept auf dem 
Wechfel, und die ihm unterlegte und auch rechtlich durch das 
„Werth in mir Selbſt“ befcheinigte Valuta reſp. beren 
Empfang nicht in Abrede ftellen Lönnten, vorläufig jeder 
weitern Beweisführung, fo daß feine einfeitige Behauptung 
in ber Stlage, daß dieſe Wechfelforderung noch nicht 
getilgt ſei, feiner progefjualifchen Stellung feinen Eintrag 
thun fonnte. Der von ben Borderrichtern bemerklich gemachte 
Gang des Prozeffed, der die Momente enthielt, daß bie 
Beklagten ihr Accept auf dem Wechjel fowie den Empfang 
der Valuta anerfannt Hatten, zeigt denn auch, daß eben 
Dellagte zum Beweis ber von ihnen behaupteten Zahlung 
genöthigt waren, und daß weil in ber Hinficht eine voll- 
ftändige Aufflärung der Sache nicht befchafft werben konnte, 
von dem Prozeßrichter auf einen nothwendigen Eid, — in 
erfter Inſtanz für Kläger, in zweiter Inſtanz für Beflagte — 
erkannt, und erſt nach Ableiftung dieſes Eides die Abweifung 
der Klage erfolgt ift. Hieraus ergiebt fich aber auch mit 
rechtlicher Nothwendigkeit, daß grade in dem vom Kläger 
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vorgelegten Wechfel wefentlih das Mittel lag, durch 
weldes die Täuſchung des Richters bezweckt und bie zn 
einem gewiffen Grade auch erreicht worden ift, indem fonft 
der Kläger fein Klagefundament erſt hätte beweifen müſſen, 
und es nur ſubſidiär zu ben erwähnten nothwendigen Eiden 
hätte fommen können. Der Wechfel ftelit namentlich vecht 
eigentlich ſich als das Beweismittel dar, mit Nüdficht auf 
weldhes die Täuſchung des Richters bezweckt reſp. zum 
prozeſſualiſchen Nachtheit der Beklagten ermöglicht wurde. 
Cr war, nachdem die ihm zu Grunde liegende Forderung 
vor der Klageerhebung getilgt war, nur ein gefetliches 
Beweismittel, dem erft durch ten Gegenbeweis ber Tilgung, 
ver Schein der materiellen Wahrheit entzogen 
werden konnte. Die Unterbrüdung der Thatſache der 
Tilgung erhält erſt mit der Geltendmachung des Wechfels 
ihre weitere Bedeutung. 


Anır. d. ESM.: gleichl. (27.—8.] 
Abminiftrativbehörde. - Verfolgungs⸗Recht. - Gewerbe: 
Bolizeivergehen. 


Ein aus $ 147 der B.⸗Gew.⸗Ordnung zu be⸗ 
firafendes Gewerbe Polizei-Vergehen Tann, felbfl 
wenn damit ein Gewerbe⸗Steuer⸗Vergehen konkurrirt, 
niht von der die Gewerbeſteuer hanphabenden Ad⸗ 
minifiratiobehörbe verfolgt werden; dieſe kann ſich 
au dem Verfahren (einem Rechtsmittel tes Staats⸗ 
anwalts) nicht anfchließen. 

Eeſ. v. 3. Mai 1852 Art. 138 [n. 11]; 8.-Gew.-Orbn. v. 21. Suni 
1869 8 147. — Bgl. RtOTr. 15. ©. 47. 

Erik. (3.1) v. 7. April 1875 © Behm (284 1. Cr.). 
verweift für vem aufgeftellten Sag auf ZB. 31. Ian. 1874 (RdOTr. 
15. ©. 47. 

Antı. d. GSta.: gleichl. 20.-6.) 


Beamter. - Sachverſtändiger. 


Ein auf Grund einer gefeglichen Vorſchrift für 
die bei einer Berficherungsgefellfchaft ki ana 
Rechtſpr. d. 8.0 -Ir ıc. XVI. 
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Abfhägungen von der Gemeindebehörde ein für ı 
Male beftellter und vereivdeter Tarator ift ein [( 
meinde-] Beamter. . 
StGB. $ 359 [n. 32]. 
Erf. (3.1) v. 7. April 1875 e. Fullonius (321 1. Cr.). 
Nach der die Verhältniſſe der „Feuerſchaden-Berſicherungs-G 
ihaft für die Städte ꝛc. Oſtfrieslands 20." regelnden Hannover 
Bon. v. 10. Juni 1832 (Hann. 65, ©. 128), jollte die Einſchät 
der aufzunehmenden 2c. Gebäube durch Sachverſtändige gejcheben, m 
von der Ort8-Obrigfeit zu mählen und zu vereiden feien. Eine | 
gemäß vom Magifirate der Stadt E. fiir alle künftigen Fälle « 
nommener und vereibeter Tarator war durch F. beleidigt umd bei 
die Strafverfolgung Seitens des gedachten Magiftvats beantragt we 
Letzteres bielt die NB. für ungenügend, weil der Tarator fein 
amter" fei. Zuridmweijung. Die Gründe flihren aus: 
daß nach der bezogenen Berordnung eine Ernennung 
alle künftig fich ergebenden Fälle nicht ausgeichloffen fei, 
daß durch eine ſolche der Betreffende die Stellung einer 
meinde- aljo eines muittelbaren Staats-Beamten überfe 
Autr.d, ESN.: gleich. [68. 


Fesistellung. - Beweis. - Motivirung. 


Der Vorschrift des $ 353 Abs. 3 der St 
ist nicht genügt, wenn der Instanzrichter 
darauf beschränkt, den Wortlaut der Ankla 
formel unter Bezugnahme auf die „Aussa 
der vernommenen Zeugen“ zu wiederholen. 
Berufungsrichter darf eine solche mangelh 
Feststellung des ersten Richters, wenn sie fort 
angegriffen worden, nicht bestehen lassen, $ 
dern muss nach $ 379 Abs. 1 verfahren. 
SıPO. $ 353. 379. Bgl. NvOTr. 9. ©. 29%. 418 739; 10. ©. 

367; 11. ©. 43. 44. 6 

Ext, (8.1) v. 7. April 1875. e. Heinemann (279 1. Or) 
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Vemichtung. — Unzuläffige Strafe. - Strafabmeflung. 

Hat der App.⸗Richter auf die Appellation des 
Staatsanwalts zuſätzlich zu der vom erften Richter 
arbitrirten Strafe eine unzuläffige Chrenftrafe ver- 
hängt, fo ift diefe nicht einfach in Wegfall zu bringen, 
iondern e8 muß eine neue felbfifländige Strafab⸗ 
meſſung ftatt finden. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 116 [n. 13). 

Ertl. (8. II.) v. 8. April 1875 e. Rosner (341 I Cr.). 

R. war in erſter Inſtanz wegen zweier in Real-Konkurrenz be 
gangener falfcher Anſchuldigungen zu einer Gefängnißfirafe von zwei 
Monaten verurtbeilt worben. Auf bie Appellation des StA.'s ver- 
bängte das AG. zuſätzlich anch den Berluft der 2c. Ehrenrechte anf ein 
Jahr. — Auf die NB. des OStA.'s hat das OTr. diefes Erkenntniß 
wegen Berlegung bes $ 82 StGB.'s vernichtet, welcher ben Berluft 
der Eprenrechte nur neben einer dreimonatlichen Gefängnißftrafe zuläßt. 


Es hat ſodann die Sache zur anberweiten Entſcheidung an ein anberes 
AS. verwiefen. Gründe: 


Die Vernichtung hat fich aber nicht, wie der Ange- 
Hagte auszuführen fucht, blos auf die Beftimmung des 
App.⸗Erkenntniſſes zu beſchränken, durch welche in nicht 
zuläffiger Weife die Strafe des Ehrverluftes verhängt 
worben ift, fie muß fich vielmehr auf das Erfenntniß über- 
hanpt erftreden. Wenn auch auf Ehrverluſt nur neben 
einer Freiheitsſtrafe in ben gefeglich dazu geeigneten Fällen 
erfannt werben Tann, fo bildet Doch eine folche Nebenftrafe, 
wenn fie vom Richter verhängt ift, immer nur einen nicht 
felbftftändigen Theil der dem Nichter für die konkrete That 
angemeffen erfcheinenden Ahndung. Fit diefelbe daher wie 
hier aus Rechtsirrthum gegen einen Angellagten vom Richter 
als ein Theil der ihm überhaupt ſachgemäß erfcheinenven 
Strafe verhängt worden und kann demnach die erkannte 
Strafe in ihrer Totalität jedenfalls nicht aufrecht erhalten 
werden, fo kann dies auch nicht die außerdem erkannte 
Freiheitsſtrafe allein, es fei denn, daß, was bier nicht ber 
doll, für die feftgeftellte Strafthat eine höhere als Die ver- 
Bängte Freiheitsftrafe gefetzlich Überhaupt nicht zuläffig wäre. 

18* 
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Denn andernfalls läßt ſich nicht erkennen, ob der Richter, 
wenn er ſich der geſetzlichen Unzuläffigfeit der Strafe be 
Ehrverluſts bewußt gewefen wäre, bie außerdem verhängte 
Strafe für eine angemefjene Ahndung erachtet, oder dad 
desfallſige Strafmaß anderweitig arbitrirt haben würde. 
Diefer Zweifel erfcheint namentlih im vorliegenten Falle 
berechtigt, weil die Gründe des App.-Erfenntniffes ergeben, 
daß der App.-Nichter mit Rüdjicht auf die Qualität des 
Angeflagten als königlicher Beamter gerade bem zeitigen 
Verluſt ver Ehrenrechte als Strafe für geboten eruchtele, 
welche nah 8 33 R.StGB.'s für ihn den dauernten Ber: 
luft feines Amtes zur beſonders bedeutſamen Folge haben 
würde. Es bedarf daher nicht der weitern Erörterung, cd 
bie Art und Weije, wie der erfte Richter und mit ihm ber 
zweite, zur Beſtimmung tes Strafmaßes auf 2 Monate 
Gefängniß gelangt ift, der Vorfchrift des 8 74 R.-StOB.t 
vollftändig entfprach. 

Antr. d. GIN.: gleichl. [32.-3.| 


Buße. - Charakter. - Rechtskraft, relative. - Staat: 
Anwalt. - Rechtsmittel. 

Die „Buße“ ift Feine [öffentliche] „Strafe” [im 
Sinne der Strafprozeßgefege]: die zu Gunften des 
Angeflagten eingetretene velative Rechtskraft hindert 
daber den Richter nicht, demnächſt noch auf eine 
Buße zu erkennen. 

Gleichwohl flieht die Verfolgung auch infoweit, 
als es fih um die Buße handelt, der Staatsanmwalt- 
haft zu; fie ift befugt lediglich in Beziehung auf 
diefe ein Rechtsmittel einzulegen. 

SiOB. 5 188 [n. 1. 16). 
Erk. (8. 1.) v. 8. April 1875 c. Schäfer & Gen. (464 II. Cr.) 

Sch. und Gen. waren in eiſter Zuflanz am 10. März 1874 
wegen vorfägliher Mißhandlung 2c. Des 2c. H. verurtheilt worden. 


Auf die nun von ihnen eingelegte Appellation vernichtete das AG. das 
ergangene Urtheil megen Formfehlere und wies die Sache in die erft 
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Iıfanz zuräd. Im der demzufolge hier erneuerten Hauptverhanblung 
dußerte ber ale Zeuge vernommene Verletzte H. (zum erfien Male) 
bas Verlangen einer ihm zuzuerlennenden Buße von 100 Thlr. Dicfem 
Verlangen entſprach das Gericht erfler Inftanz ; das AG. brachte aber 
biefen Theil der erflrichterlichen Entfcheidung in Wegfall, weil „ber an 
ben Berleßten zu zahlenden Geldbuße der Charakter einer Strafe nicht 
abgeſprochen werben Tünne, mit Rüdfiht hierauf aber bie relative 
Rechtskraft des Erkenntniſſes v. 10. März 1874 einer Strafverſchärfung 
entgegenfiefe. Auf die vom OſStA. ergriffene NB. hat das OTr. 
das app.-geridhtlihe Erkenntnig vernichtet und die Sache an ein 
anderes AG. verwielen. Gründe: 

Richtig ift e&, daß im gemeinen Leben der Ausdruck 
‚„Buße“ eine Strafe für ein geringeres Vergehen und zwar 
vorzugsweife eine folche bebeutet, die in Erlegung einer 
Summe Geldes beſteht. Dem entjprechend pflegten in 
älteren Gefeßen die Worte „Geldſtrafe“ und „Geldbuße“ 
für gleichbedeutend erachtet und abwechjelnd für eine in 
Gelde beftehende Strafe gebraucht zu werben; fo in ben 
58 35. 85. 88. 757. II 20 ARR., im $ 19 der Cirk.Von. 
d. 30. Dezbr. 1798, in den 88 20. 21 ded Mobil. Feuer: 
Verſich⸗Geſ.'s v. 8. Mai 1837; und an vielen anderen Orten. 
Das Preuß. StGB. Hatte fogar bei Androhung von Gelb» 
frofen den Ausdruck „Geldbuße“ durchweg gebraucht und 
dieſer Ausdrudsweife waren bi zum Erfcheinen des 
D. SGB. 8 auch die Bundes» und Reichsgeſetze gefolgt, 
jo die 88 146 fg. der Gew.-Oron. v. 21. Juni 1869 und 
bie 88 134. 141. 153. 161 des Vereins-Zollgeſ.'s v. 1. Juli 
1869, wiewohl in dem 8 162 tes letteren einmal auch das 
Bort Gelpftrafe vorfommt. Erft das D. StGB. hat, ob- 
gleih e8 im vielen anderen Stüden das Preußifche zum 
Grunde legt, den Ausdruck „Geldbuße“ konjequent vermieden 
und dbemfelben überall das Wort „Gelpftrafe" jubitituirt. 
Ein Gteiches ijt demnächſt in der Novelle zur Gew.-Ordn. 
% 12. Juni 1872 gefchehen. Dagegen hat das D. StGB. 
a ven 88 188. 231. zweimal den Ausdruck „Buße“ für 
Rh alfein (ohne Zufammenfegung mit dem Worte „Geld“) 
Braucht, und daſſelbe ift dann in fpäteren Reichsgeſetzen, 
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fo im 8 18 des Geſ.'s v. 11. Juni 1870 über das Urheber: 
recht an Schriftwerlen ꝛc. und im 8 15 des Geſ.'s vom 
30. Noobr. 1874 über Marlenfchut geſchehen. Es ergiebt 
jih Hieraus, daß das im dem neueſten Reichsgeſetzen ge 
brauchte Wort „Buße“ einen andern Sinn, ald den einer 
gewöhnlichen Strafe haben müſſe, und diefer Sinn ift auch 
nicht zu verfennen, wenn man den Wortlaut der betreffenden 
Geſetze ind Auge faßt. Denn alle diefe Gefege jagen über: 
einftimmend, es könne auf Verlangen des Beleibigten 
(bzw. des Verletten, oder Befchäbigten) neben ber Strafe 
auf eine am biefen zu entrichtende Buße erfannt werben, 
für welche die etwa zu verurtheilenden mehreren Thäter ale 
Geſammtſchuldner haften, und welche, wenn auf fie er 
fannt worden fei, die Geltendmachung eines weiteren 
Entſchädigungsanſpruchs ausfchliefe. Insbeſondere 
beſtimmt ber hier zur Anwendung kommende 8 231 des 
D. StGB.'s, daß in allen Fällen der Körperverletzung af 
Verlangen des Berlegten neben der Strafe auf eine m 
benfelben zu erlegende Buße erkannt werben könne. Damit 
ift Deutlich ausgefprochen, daß die Buße feine Strafe, fondern 
eine Entfhädigung für den Berlegten fein fol. Sit 
biefelbe aber keine eigentlihe Strafe, fo folgt von 
jelbft, daß die vom App.-Nichter in Bezug genommenen 
Grundfätze von ber relativen Rechtskraft folder Straferkennt⸗ 
niffe, gegen welche der Verurtheilte allein ein Rechtsmittel 
eingelegt Bat, auf diefelbe feine Anwendung finden können. 
Auf der andern Seite unterfcheidet fich die Buße von ber 
gewöhnlichen Givilentjchädigung, abgefehen davon, daß ihre 
Zuerkennung oder Nichtzuerfennung, vorbehaltlich Der Geltend⸗ 
machung der Entſchädigung im Civilwege, lediglich bem 
Ermeffen des Richters überlaffen ift, insbefondere dadurch, 
daß ihre Zuerfennung nur im Falle der Verhängung einer 
Strafe, und im Strafverfahren, und zwar auch ba 
erfolgt, wo nach den geltenden Strafprojeßgefegen ber Ver⸗ 
legte weder befugt ift, als Civilkläger aufzutreten, noch fi 
der Öffentlichen Klage des StA.'s anzufchliefen, noch ſelbſt 
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ein Rechtsmittel einzulegen. Mit Rückſicht hierauf ift an- 
zunehmen, daß, fobald ter erforderliche Antrag des Ver— 
legten vorliegt, die Verfolgung auch infoweit, als es fidh 
um bie Buße handelt, der StA.-fchaft zufteht. Hiernach 
und weil die Stellung des Antrags auf eine zu erlegende 
Buße an Feine beftimmte Frift gebunden ift, im vorliegenden 
Falle mithin der Verlegte nicht gehindert werben fonnte, 
ihn noch in dem erneuerten Verfahren erfter Inſtanz zur 
Geltung zu bringen, mußte das angefochtene Erfenntniß 
vernichtet werben. 

Antr. d. SStA.: entgegen. [28.—3.] 


— — — — — 


Fahrläſſigkeit. — Pol.Verordnung. — Unkenntniß. 


Die Unkenntniß einer ergangenen Polizei-Ver⸗ 
ordnung befreit zwar nicht von der durch dieſe an—⸗ 
gedrohten Strafe; fie ift aber für ſich allein nicht 
als „Fahrläſſigkeit“ anzufehen, wenn die Strafbarfeit 
der betr. Handlung durch eine ſolche bedingt ift. 

StGB. $ 59 [n. 20). 

Ert. (3.1) v. 9. April 1875 e. v. Chojnadi (203 I. Cr.) 

. Eine PBoliz.-Bon. der Kgl. Regierung zu Bromberg v. 25. Juli 
1868 (Br. Amtsbl. S. 899) hatte in Betreff der Einrichtung ber 
iittels eines Roſzwerks ꝛc. in Bewegung gefeten Dreſchmaſchine ver- 
ſchiedene Borfchriften getroffen, insbejondere unter Androhung einer 
Polyeiftrafe die faftenmäßige Ueberbauung des ganzen Werts, ein» 
Ihlieglih der Triebflange vorgeihrieben, um die dabei beichäftigten 
Arbeiter vor Beihäbigung zu fihern. — Der Gutspädter v. Ch. 
batte bei einer von ihm eingerichteten Dreſchmaſchine jenen Vorſchriften 
ziht genügt; die Folge war, daß ein in feinen Dienflen flebender 
Knabe bei der Benukung der Maſchine feinen Tod fand. Deshalb 
ans 5 222 SIEB.’8 verfolgt, wendete v. Eh. ein, daß ihm bie oben 
erwähnte Pol.⸗VBon. gänzlich unbekannt geweſen fei, ihre Nichtbefolgung 
ale nicht als Kahrläffigkeit angerechnet werben könne. — Dieſen Ein- 
wand befeitigte das AG. mit der Erwägung, dag — da bie Verord⸗ 
anng gehörig publicixt worden — v. Eh. nur ſich ſelbſt Die Schuld 
beizumefſen habe, wenn dieſelbe ihm unbelannt geblieben fei. 

Das OTr. hat — der NB. des Angellagten zuflimmend, — 
hierin eine Verlennung bes Rechtsbegriffs der Fahrläſfigkeit gefunden, 
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nichtsdefloweniger aber bie RB. zurüdgemiefen, weil bie Juſtanz⸗ 
richter — auch abgefehen von der Nichtbefolgung der Reg.⸗Vdn. au⸗ 
berweitig eine Kahrläffigleit des v. Eh. als erwiefen angenommen und 
feſtgeſtellt hätten. 

Sn jener Beziehung lauten die Gründe: 

Dem Ymploranten ift zuzugeben, daß der App.-Nichter 
in feiner Ausführung über die Bedeutung der vom Ange 
klagten unbeachtet gelaffenen Pol.-Verorbn. den Begriff der 
Fahrläſſigkeit verfannt hat, indem er eine folche ſchon in 
der unterlaffenen Kenntnißnahme von einer gehörig publi- 
eirten Pol.Verordn. findet. Dies ijt vechtsirrthümlich, da 
die Nichtlenntniß einer Polizei-Von. zwar nicht von ber in 
der Verordnung angebrohten Strafe befreit, aber die felbjt- 
ftändige Prüfung und Feſtſtellung einer Fahrläſſigkeit im 
Sinne des 8 222 nicht erfegen Tann. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 140.—8.] 


Unterſchlagung. - Fremde Sache. - Kommiflion. - Depot. 


Eine von einem Kommiſſionär für feinen Kom: 
mittenten angefaufte Sache gebt fofort in das Eigen- 
thum des legteren über, fobald jener fie für dieſen 
„in Depot” genommen und ſolches dem Kommittenten 
angezeigt bat. Der Kommiffionär kann dann an 
derfelben eine Unterfehlagung begehen. 

St®B. $ 246 In. 10a.). 
Erf. (3.1) v. 9. April 1875 e. Helbig & Gen. (176 1. Cr.). 

H. und Gen. hatten als Borfiand des Norddeutſchen landwirth⸗ 
ſchafilichen Bankvereins: einer eingetragenen Genoffenfchaft, wieberholt 
für dritte Perfonen und mit den von biefen zur Berfügung geflelten 
Mitteln Werthpapiere auf ber Börſe gelanft, biefe fobann — dem er- 
theilten Auftrage gemäß — bei dem Bankverein in Depot genommen 
nnd biervon den Kommittenten Nachricht gegeben. Sie haben jpäter 
fiber diefe Werthpapiere eigenmächtig zum eigenen Bortheile verfägt. 
Hierin fanden die Inſtanzrichter den Thatbefland der wieberbolten 
Unterſchlazung fremder Saden: zwar fei das Eigenthum der Werth⸗ 
papiere nicht fofort mit dem durch ben Kommilfionär bewirtten Aulanf, 
wohl aber durch die demnächſt erfolgte Depolnahme bei ber Baul nnd 
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und durch bie Hiervon ben Kommittenten gemachte Mittheilung in das 
Eigeutfum ber Ießteren übergegangen. 
Die diefe Ausführung als rechtsirrthümlich anfechtende NO. warb 
vom OTr. zurſickgewieſen, weil jene 
„Leinen Rechtsirrthum enthalte”. 
Antr. d. HSA.: gleichl. [10.—8.] 


Hansfriedensbrud. - Strafantrag, wer? 

Im Falle eines Hausfriedensbruchs ift nicht jedes 
Hamilienmitglied, fondern nur der Hausherr, bezw. 
ein Stellvertreter deffelben zur Stellung des Straf: 
antrags berechtigt. 

SGB. $ 123 {n. 21j. Contra: KH. Darmfladt 24. Yuni 1874 
(Siengl. Zeitihr. 2. ©. 42). 

Erf. (8.1.) v. 14. April 1875 e. Dorftewig (304 I. Cr.). 

Nah der infanzrichterlichen Fefftelung hatte D. „— fih aus ber 
Behnung des Gaſtwirths L., in welcher er ohne Befugniß verweilte, auf 
bie Aufforderung des (feinen abwefenden Bater augenbliclich vertretenden) 
Hantſohnes K. L. nicht entfernt“, und war deshalb auf den Antrag 
diefes 2. L. vom AG. aus $ 123 verurtbeilt worden. Das Erfenutniß 
ſuhrte aus, dag ber Sohn K. L. in Abweſenheit des Baters jene Auf- 
forderung wirffam ergehen laſſen konnte, und daß derfelbe auch zur 
Stellung des Strafantrags berechtigt geweſen, weil andy fein Haus— 
ſtieden geftäri worden fei. Tiefe letztere Anfiht hat das OTr. für 
rechtsirrthümlich erachtet, und deshalb das angefochtene Erkenntniß 
vernichtet. Gründe: 

Der App.⸗Richter geht offenbar zu weit, wenn er dem 
K. L. als Hausfohn außer der im vorliegenden Falle un— 
jweifelbaften Befugniß, den Hausfrieden in ver Wohnung 
eines Vaters in deſſen Vertretung zu fehüten, auch 
bie Berechtigung zufpricht, in ter väterlihen Wohnung 
ein felbftftändiges Hausrecht auszuüben, und fogar die ftraf- 
rechtliche Verfolgung eines den Frieden in diefer Wohnung 
Etörenden aus eigenem Rechte ſelbſtſtändig zu beantragen. 
Verechtigt zum ſel bſtſtändigen Schuke des Hausfriedené 
ft im Sinue des $ 123 des StGB.'s nur der berechtigte 
Inhaber der Wohnung als Träger des Hausrechts und bei 
damilien⸗Wohnungen das Haupt der Familie. Berechtigt 
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zur felbftftändigen Stellung des Strafantrags wegen 
Hausfriedensbruchs aber ift nach 8 65 1. c. nur der „Ber: 
letzte“ d. h. der in feinem Hausrechte unmittelbar Gekräntte, 
bezw. in feinen jelbftftändigen Intereſſen als Hausherr 
refp. Wohnungs⸗Inhaber Beeinträchtigte. Jeder Andere, 
auch ein Hausfohn oder fonjtige® Familienglied, erfcheint 
zur Ausübung des Hausrechtd oder Stellung des Straf 
antrags nur infoweit befugt, als ihn ein Stellvertretung®: 
Berhältniß oder eine Vollmacht des felbitftändig Berechtigten 
dazu Tegitimirt. 

Antr. d. ESN.: gleichl. [46.—6.) 
Meineid. - Berfiherung auf den Dienfteid. — Zuftändig: 
keit der (Stener-) Behörde. 

Derjenige, welcher wiffentlich eine falfche Zeugen: 
Belundung unter Berufung auf feinen Dienfteid ab- 
giebt, verwirft nur dann die Meineidsftrafe, wenn 
die jene DBerficherung entgegennehmende Behörde 
„zur Abnahme von Eiden zuftändig” war; es genügt 
nicht, wenn diefelbe (3. B. eine Steuer» Behörde) 
eine ſolche dienſteidliche Verfiherung entgegennehmen 
fonnte. 

StB. 8 155 Nr. 3 [n. 1). 184. 

Beil. (1) v. 14. April 1875 ce. Guth (91 B. I. Cr... 

Nah dem Tode des Chanſſeegeldpächters Schm. war auf den Bor- 
ſchlag der Wittwe Schm. der ꝛc. ©. zu ihrem Vertreter beftellt und 
bereidet worden. In dieſer Eigenſchaſt reichte er dem vorgefeiten 
Haupt-Steuer-Amte eine Verhandlung ein, nad welder fi der ꝛc. Gr. 
einer Ehauffeegelvhinterziehung jchulbig gemacht habe. Auf Verfügung 
des gedachten Haupt-Steuer- Amtes durch den Steuer-Infpeltor 2. näher 
über den Borgang vernommen, beflätigte er den Inhalt feiner frift- 
lichen Anzeige in allen Bunkten, mit dem Zufage, daß er felbft Augen⸗ 
zeuge geweſen fei, und verficherte fchlieglich bie Richtigkeit des Be 
funbeten auf den geleifleten Dienfleid. Später hat er zugeflanben, 
baß feine Angaben unmwahr, daß er beim Borfalle gar micht zugegen 
geweien, und die Anzeige nur nach den ihm von der Wittwe Schm. 
gemachten Mittheilungen gemacht habe. Deshalb bes Meineide ($ 155 
Ar. 3, 154) befhuldigt ward er in beiden Inſtanzen außer Verfolgung 
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geiekt, weil das Haupt-Stener-Amt fowie ber von biefem beauftragte 
Siener⸗Inſpeltor nicht zur Abnahme von Eiden zufländig geweien fei. 
Die vom OSſtaA. ergriffene Befchmerbe erachtete Die General.Staats- 
Ammaltihaft für begründet. Sie erfaunte zwar an, baß dem Steuer⸗ 
Behörden eine Zufänbigkeit „zur Abnahme von Eiden“ nicht beimohne, 
führte aber aus, daß nad 85 6 und 9. 2 Nr. 4 des Regulative vom 
7. Imi 1844 die Chauffeegelderheber über die fonftatirten Chaufſee⸗ 
Bofizei- und Chanffeegelb - Uebertretungen Protokolle aufnehmen unb 
bie Richtigkeit derfelben dienfteidlich verfihern follten; dieſe Protololle 
fein demnädft von der betr. Steuerbehörbe bei Abfafjung des Straf- 
refoluts als Beweismittel zu berüdfichtigen, fländen alfo einem „Zeug- 
niſſer gleih; das bier demnächſt vom Steuer⸗Inſpeltor 2. anfgenom- 
mene Protokoll über die Vernehmung des ©. fei eine Ergänzung des 
von bem Tetztern eingereichten Protokolle geweſen und theile ganz feine 
Natur. Sonach habe ©. fein falſches Zeugniß zwar nicht „einer zur 
Annahme von Eiden“, — wohl aber einer zur Entgegennahme einer 
dienfeiblihen Verfiherung zuftändigen Behörde abgegeben. Stehe 
eine ſolche aber nah $ 155 Nr. 3 StGB.'s „ber Ableiftung eines 
Eides* Überhaupt gleidy, fo müfle auch die Zuftändigfeit der Behörde 
zur Entgegennahme derjelben, bie Zuſtändigkeit „zur Abnahme eines 
Eides“ erſetzen, und bie Anwendung ber 88 154. 155 Nr. 3 rechtfertigen. 
Das OTr. bat die NB. ale unbegründet zurüdgewiefen, 
indem es erwog: 


daß es dahin geftellt bleiben kann, ob der die Form ber 
Zengenvernebmung im abminiftrativen Unterfuchungsver- 
fahren wegen Zollvergehen regelnde $ 42 des Geſ.'s vom 
23. Yan. 1838 auf Ehauffeegeld-Uebertretungsfachen, in 
weihen nach 8 16 Nr. 3 des Regulativs v. 7. Juni 1844, 
joweit leßtere8 nicht abweichende Beitimmungen enthält, 
dafjelbe Verfahren, wie bei Steuer-DVergehen, ftattfinden 
fol, analoge Anwendung findet, daß jedoch der entfcheidenve 
rund, aus welchem der angefochtene Befchluß vie Straf: 
verfolgung des Angefchuldigten aus 88 154 und 155 des 
StGB.'s für unzuläffig erachtet, weil e8 nämlich im vor- 
liegenden Falle an einer wejentlihen Borausfegung bes 
5 154 eit. — an ber Abgabe einer wiffentlich falfchen 
Dienfteidlichen Berficherung vor einer zur Abnahme 
don Eiden zuftändigen Behörde fehle, — für zutreffenp 
achtet werben muß; 
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daß zwar das Kgl. HS. zu Br. in deſſen Auftrage 
ber Steuer⸗Inſpektor 8. dem Angefchulpigten die inkriminirte 
Dienfteibliche Verſicherung abgenommen bat, zur fummarifchen 
Unterfuhung und Entfcheivung der in Rebe ftehenten 
Chauſſeegeld⸗Contravention nach $ 16 Nr. 3 des Regulativs 
v. 7. Juni 1844 unzweifelhaft fompetent war, daß jedoch 
das gedachte Regulativ Vorfchriften, welche die unter- 
ſuchenden Steuerbehörden zur eiblichen Vernehmung 
von Zeigen ermächtigen, nicht enthält; 

daß eine derartige Befugniß insbefondere nicht aus dem 
von der Befchwerde in Bezug genommenen $ 6 1. c. ge- 
folgert werben fann, weil biefer Paragraph, abgejehen 
davon, daß berfelbe fpeziell nur für das in den SS 2—I1L 
des Regulativs befchriebene Submiffionsverfahren gegeben 
ift, bie für dieſes Verfahren zuftändigen Behörden zwar 
zur Entgegennahme dienfteiblicher Erklärungen ber zu 
vernehmenden Beamten, nicht aber zur Abnahme von Eiden 
ermächtigt, und weil wiffentlich faljche dienſteidliche Ver—⸗ 
fiherungen nur dann unter ten Begriff des im 8 155 Nr. 3 
bed R.⸗StGB.'s vorgefehenen Verbrechens fallen, wenn fie 
an Stelle eines Eides vor einer zur Abnahme von Eiden 
zuftändigen Behörde abgegeben find, — cfr. Beichluß dee 
Dber-Tribunals v. 27. März 1873 (RdOTr. 14. ©. 229); 

baß auch andere gefegliche Beftimmungen nicht exiftiren, 
aus welchen eine verfaffungsmäßige Zuftändigfeit ber Haupt- 
Steuerämter, in tem ihnen überwiefenen abminiftrativen 
Unterfuchungs= Verfahren wegen Steuervergehen Zeugen 
eidlich zu vernehmen, hergeleitet werben könnte. 

[46.—3.] 

1. Sitzungsprotokoll. - Zeugen- Aussage. - Abweichung, 

2. Geschwornenspruch. - Nieder-, Unterschrift. 


1. Ist in dem Sitzungsprotokolle vorschrifts- 
mässig vermerkt worden, inwiefern die Aus- 
lassungen eines vernommenen Zeugen von seiner 
früheren Aussage abweichen, so kann die Gültig- 
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keit des Hauptverfahrens nicht deshalb angefochten 
werden, weil das über die frühere Aussage auf- 
genommene (Voruntersuchungs) Protokoll an for- 
mellen Mängeln leide. 

StPO. 8 256 Nr. 4, 


2. Es ist nicht unerlässlich, dass der gewählte 
Vorsteher der Geschworenen seiner Unterschrift 
unter dem Wahrspruche jene erwähnte Eigen- 
schaft hinzufüge, sobald nur die Identität des- 
selben feststeht. 

Ert. (3.1.) ». 14, April 1875 e. Rethmam (328 I. Cr.). 

Die NB. des vom Schw.⸗GH. verurtheilten R. rligte: 

1. daß mehrere in ber Vorunterſuchung aufgenommene Zeugen- 
vernehmungsprotolofle, auf welche das Situngsprotofoll infoweit Bezug 
nehme, al& es Tonflatire, daß die Zeugen in der Hauptverhandlung 
das früher Ansgefagte (mit oder ohne Abänderungen) wieberholt 
hatten, — an verſchiedenen formellen Mängeln leide; 

2. daß der Gefhworene E. v. W., deſſen Unterfchrift der Ge⸗ 
fhworneniprud trage, feinem Namen nicht?aud feine Eigenſchaft als 
„gewählter Vorſteher der Geſchworenen“ hinzugefügt babe. 

Zurüädweifung. Gründe: 

[1.] Die zunächft als verlegt bezeichnete Vorſchrift in 
8 256 Nr.4 der StPO. v. 25. Yuni 1867 anlangenpd, 
wonach in Anfehung der bereit8 früher gerichtlich vernom- 
menen Perfonen in dem Protofoll, anftatt volljtändiger 
Niederſchrift ihrer wefentlihen Erklärungen, nur die Ab» 
weichungen von ihren früheren Uusfagen vermerkt werden 
follen, erfcheint weder in der Richtung, daB fie bie richtige 
Wiedergabe der Angaben eined Zeugen zu fichern beſtimmt 
ift, wefentlich, weil nicht das Protololl, fondern die münd⸗ 
liche Erklärung bed Zeugen die Grundlage der Beweis» 
Brüfung bildet, noch ift fie vorliegend verlegt, da bie Pro- 
tofolfe auf welche rüdfichtlich der nambaft gemachten Zeugen 
verwiefen wurte, wie ſich aus ber Kigenfchaft der babe 
mitwirfenden Beamten ergiebt, gerichtlich aufgenommen find 
und auch vie behaupteten äußeren Mängel derjelben biefe 
Qualität nicht anfhoben, ihre Bedeutung aber vorliegend 
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nicht in ihrer formellen Beweislraft, welche feiner Er- 
örterung zu unterziehen, fondern in ihrem Inhalt und ber 
Uebereinftimmung vefjelben mit ven mündlichen Erklärungen 
ber Zeugen in der Hauptverhandlung liegt. 
[2.] Wenn ſodann bei der Unterfchrift des als Vor 
jteher der Gefchworenen aufgetretenen E. v. W. unter bem 
Wahrfpruche die Beifügung der Qualität befjelben ald Vor- 
iteber vermißt wird, fo ift diefe Erwähnung weber aus 
drücklich vorgeſchrieben, noch würde, auch die Angemeffenheit 
berjelben aus allgemeinen Gründen des äußeren Geſchäfts⸗ 
gangs zugegeben, deren Unterlaſſung als ein wefentlicher 
Mangel des Berfahrene ſich darftellen, wenn im Uebrigen 
die Identität der Perſon des Gewählten mit derjenigen bed 
Unterjchreibers feititehbt, welche vorliegend, wie überhaupt 
nach dem Gefeke, das im 8 333 die Aufnahme eines Bro- 
tofofi8 über die Wahlhandlung für überflüffig erklärt, durch 
das thatfächliche Auftreten des unterjchriebenen Gefchrworenen 
als Vorfteher in Gegenwart und ohne Widerſpruch ber 
Mebrigen in tem Situngsfaale hergeftellt und insbeſondere 
rüdfichtlih der unter dem Wahrfpruch befindlichen Unter 
fchrift des Vorſtehers dadurch außer Zweifel geftellt wird, 
daß nach $ 338 diefe Unterjchrift im Berathungszimmer, alſo 
unter Anweſenheit aller Gefchworenen vollzogen werben fol. 
Antr. d. GS.: gleichl. [68.—6.) 





Vorladung. - Vertheidiger. - Frist. 


Für die Vorladung des Vertheidigers zur 
Hauptverhandlung besteht keine Zeitbeschränkung. 
Es genügt, wenn die belassene Frist eine solche 
ist, dass der Termin gewahrt werden kann. 

StPO. $ 218. 219. 383. 384. 


Ert. (3.1) v. 14, April 1875 ©. Schlick (362 I. Cr.) 
(68.6. 
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Uebertreiung. - Dolus. 

Derjenige, welcher in dem guten Glauben handelt, 
daß er fo, wie gefchehen, zu verfahren befugt fei, 
macht fi nicht Des Vergehens der Untreue jchuldig. 

St®2. 5 266 [n. 1]. 

Ertl. (3.1) v. 14, April 1875 e. Seibredt (309 1. Cr.). 

Indem das Berufungsgericht davon ausging, daß bie 
Entſchuldigungsgründe des Angeflagten, welche fich auf ben 
guten Glauben, daß er fo wie gefchehen zu verfahren befugt 
fei, zurückführen laffen nicht auf Unwahrheit beruhen, hat 
daffelbe anerkannt, daß gegen den Angeklagten überhaupt 
bag Bewußtjein der Rechtöwidrigfeit, alfo ber generelle 
Dolus bei feinem Handeln nicht erwiefen fei, und deshalb 
in der Annahme ber fehlenden Abfichtlichkeit das Strafgejet 
auch dann nicht verlegt, wenn hierzu, wie bie Beſchwerde 
der Kronanwaltſchaft meint, das bloße Bewußtiein der 
Schädigung oder Gefährbung ber Rechte des Pupillen aus- 
reihen follte, was indefjen weder dem Sinne des Gejetes 
noh der feitherigen Auslegung deſſelben burch die Hecht: 
fpredung des Königlichen Ober⸗Tribunals entfprechen würde, 
(vgl. RrOTr. 12. ©. 177; 13. ©. 659). 

Antr. d. GStA.: gleich. [68. - 6.] 


Zeuge. - Bereidung. - Berweilung auf frühern Eid. 

Iſt die in der VBorunterfuchung ftattgehabte Ver— 
eidung eines vernommenen Zeugen, durch ein vom 
Richter und Gerichtsfchreiber unterzeichnetes Protofoll | 
beurfundet, fo tft es ftatthaft, im Hauptverfahren 
den Zeugen die Richtigkeit feiner nunmehrigen Aus- 
fage auf jenen Eid verfihern zu laſſen, follte auch) 
jener Bereidungs-Vermerf im betr. Protofolle vom 
Zeugen felbft nicht mit unterzeichnet fein. 

Son. v. 3. Ian. 1849 $ 55 [n. 39]. 


Ert. (3.1) v. 14. April 1875 e. Silberftein (317 1. Cr.). 
[46.—6.] 
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Schankwirthſchaft. - Erlaubnij. - Berfagung. - Gründe. - 
Lokalwechſel. 


1. Die Gerichte haben nicht darüber zu erkennen, 
ob ein die Erlaubniß zum Schankwirthſchaftsbetriebe 
verſagender Beſcheid der Polizeibehörde in geſetz⸗ 
entſprechender Weiſe motivirt ſei. 

2. Derjenige, welcher den Schankwirthſchafts⸗ 
betrieb aus einem konzeſſionirten Lokale ohne polizei- 
lihe Erlaubnig in ein anderes Lokal verlegt und 
dort fortfegt, macht fi des „felbfiftändigen Gewerbe- 
betriebs ohne die erforderliche Genehmigung” fhuldig. 

B.Gew.Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 33. 147 Nr. 1. 

Erf. (3.1) v. 14. April 1875 e. Steinberg (314 I. Cr.) 

Dem St., welcher mit polizeiliher Genehmigung zu P. in der 
Steinftraße Nr. 435 eine Schankwirtbfchaft betrieben hatte, war bie 
Erlaubnig: das Geſchäft in ein anderes Lokal (Hospitalftr. Nr. 510) 
zu verlegen, von ber Polizei-Behörbe verfagt worden. Als er nichts⸗ 
befloweniger in dieſem letzteren Lokale den Gejchäftsbetrieb fortſetzte, 
ward er von den Inflanzgerichten ans ben 8$ 33 nnd 147 Nr. 1 ber 

B.-Gew.-Orbn. beftraft. Seine NB. rfigte: 

1. daß ber die nachgeſuchte Erlaubniß verſagende polueiliche Be⸗ 
ſcheid, nicht erſehen laſſe, ob dieſes aus dem — geſetzlich allein ſtatt⸗ 
haſten — Grunde geſchehen ſei, „weil das neue Lolal wegen feiner 
Lage oder Befchafienheit den polizeihen Anforderungen nicht genüge; 
jene Berfagung fei ſonach eine ungerechtfertigte“. 

2. Die Fortfegung eines früher Lonzeffionirten Gemerbebetriebs 
in einem anbern Lobale fei nit ein „ſelbſiſtändiger, Betrieb, wie 
$ 147 Nr. 1 vorausfege. 

Zurüidweifung. GSründe: 

[1.] Ob der das Gefuch des Angel. um Conzeſſionirung 
feines Schanfgewerbes in dem Lokale Hospitalftr. Nr. 510 
zu P. ablehnende Befcheib der Drtspolizeibehörde dem $ 33 
ter R⸗Gew.Ordn. entfprechend motivirt worben ift, unter- 
liegt nicht der richterlichen Cognition; etwaige Bemängelungen 
biefer Motivirung müffen vielmehr verfaffungsmäßig im ad⸗ 
miniftrativen Beſchwerdewege zum Austrage gebracht werben. 

[2.] Für die gegenwärtige Entſcheidung genügt die that- 
ſächliche Feftftellung der Inſtanzrichter, daß der Angeflagte 
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zu P. wieberholt in bem Lokale SHospitalftraße 510 ben 
felbftftändigen Betrieb der Schanfwirthichaft ohne bie 
vorſchriftsmãßige polizeiliche Genehmilung unternommen 
bat. Diefe Feftftellung ift keine rechtsirrthümliche. Ins⸗ 
befondere ift der gejegliche Begriff der Selbſtſtändigkeit 
bes Gewerbebetriebe von den Inſtanzrichtern nicht verlannt 
worden. Denu felbftftändig im Sinne des $ 147 1. c. 
iit jeber Gewerbebetrieb, welcher für eigene Rechnung und 
unter eigener Verantwortlichkeit betrieben wird. Der ohne 
polizeiliche Genehmigung in dem Lolale Hospitalftraße 510 
anternommene Gewerbebetrieb fann auch nicht als eine er- 
laubte Fortfegung des vom Angellagten mit polizetlicher 
Genehmigung in dem Lokale Steinftraße 435 betriebenen 
Schankgewerbes aufgefaßt werben. Denn nad $ 33 cit. 
iſt ter Betrieb der Schankwirthſchaft an ein beftimmtes 
Lokal und gerade mit Rüdficht auf dieſes Lokal, an eine 
polizeiliche Conceffion gebunden. Wer deshalb den Schant- 
betrieb aus einem polizeilih conceffionirten Xofale eigen- 
mädtig in ein nicht conceffionirtes Lokal verlegt, unternimmt 
wie fhon in dem V. II, 11. April 1872 (MoOTr. 13. 
©. 251) näher ausgeführt worben, einen neuen ſelbſtſtändigen 
Gewerbebetrieb im Sinne bes 8 147 Nr. 1 eit. ohne bie 
vorfähriftsmäßige Genehmigung. Wäre e8 aber auch 
vielleicht zuläffig eine derartige Verlegung der Betriebeftätte 
eines conceffionirten Schanfgewerbes als eine bloße Ab: 
weichung von ben in der Conceffion feitgefegten Bedingungen 
aufzufaffen, fo würde Angeklagter fich über die Entſcheidung 
tes App.-Nichters dennoch ohne Grund befchweren, weil 
feine Berurtheilung nicht wegen Gewerbeftener-, fonbern 
lediglich wegen Gewerbe »Bolizei- Eontravention erfolgt ift, 
der 8 147 Ne. 1 1. c. aber für ſämmtliche darin vorgefehene 
Fälle ver Gewerbe- Bolizel-Contravention eine ganz gleiche 
Strafe androht. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [46.—6.] 


Reätfor. d. 8.D.rTe. ac.. XVI. 19 


115. April 1876.) 2% 


1. Preßerzeugniß. — Beihlaguahme. - Freiſprechnug. - 
Anfhebung. 
2. Nichtigleitsrichter. — Thatfähhliche Feſtſtellung. - 
Geſchichte. 


1. Erfolgt eine Freiſprechung von der Anklage 


eines Preßvergehens, ſo findet dadurch die früher 


bewirkte Beſchlagnahme des Preßerzeugniſſes ihre 
Erledigung linſofern nicht im Urtheil die Unbrauch⸗ 
barmachung deſſelben auf Grund des $ 42 des 
StGB.'s angeordnet, oder ein hierauf bezügliches 
Verfahren vorbehalten if]. 

R. Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 88 23. 29. Ein B. II. v. 15. Septbr. 
1858 c. Char. erachtete in einem ſolchen Halle die ausdrückliche Auf⸗ 
bebung der Beichlagnahme für geboten. 

2. Es ſteht dem Nichtigkeits-Richter nicht zu, 
die Unrichtigkeit behaupteter Thatſachen auf Grund 
der geſchichtlichen Notorietät feftzuftellen, wenn im 
angefochtenen inftanzlihen Urtheil das Gegentheil 
angenommen iſt. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 107 [n. 1]. 
Erf. (3. 11.) v. 15. April 1875 c. Dreyhanpt (466 II. Cr.). 

In einer durch Dr. verbreiteten Drudſchrift hatte der erfle Richter 
den Thatbefland des $ 131 StGB.’ gefunben, bemgemäß auf Strafe 
erfannt, und die Unbrauchbarmachnng der vorher in Beichlag genom⸗ 
menen Drudichrift angeorbnet. Das AG. erachtete bagegen ben Dr. 
des betr. Vergebene für nicht fhultig, und erfaunte bemgemäß dahin: 
„daß das erſte Srkenntmiß dahin abzuändern, bag Dr. von Strafe 
und Koften frei zu fpreden fei. In Betreff der „Beihlagnahme” 
traf der Tenor des Erkenntniſſes keine ansdrüdliihe Beſtimmung, 
bagegen war in den Gründen erwogen, baß: ba das Bergehen bes 
8 131 objeltiv nicht vorliege, $ 41 StGB.'s fih von felbf erledige: 
aus ber Freiſprechung folge bie Wiederaufbebung ber verhängten Be 
ſchlagnahme. 

Die NB. des DSA.’S ſuchte zunähft auszuführen: das AG. 
babe den Begriff der „Thatſache“ verkannt, zumal es die Richtigkeit 
notoriſcher hiſtoriſcher Thatſachen negire; jedenfalls fei durch die Ent- 
ſcheidung 2. Inſtanz das erftrichterliche Erkenntniß nicht erihöpft: ba 
jene ber in 1. Inflanz angeorbneten Unbrauchbarmachung ber Drud- 


| 
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Tenor feine Erwähnung thue, fo fei biefe als nicht befestigt 
eventuell habe es unter allen Umſtänden einer ausbrädlichen 
‚der Beihlagnahme beburft. Zurüdweifung Das OTr. 
ie getroffene Entſcheidung für rein thatjächlih und ſprach 
Grundfag ad 2 aus. Sodann erwog es in Betreff bes 
8 


Wenn fi auch, um jedem Zweifel vorzubengen, 
brüdliche desfallſige Beftimmung empfohlen hätte, 
t doch in Betracht, daß der App.-Nichter das erite 
iß, ohne es in einem feiner Theile aufrecht zu er- 
abin abgeändert hat, daß der Angeklagte des Ver⸗ 
jegen bie öffentliche Ordnung nicht ſchuldig, und 
von Strafe und Koften freizufprechen. Iſt diefer 
fo an bie Stelle bes abgeänderten Tenors bed 
rkenntniſſes getreten, fo befteht letzterer eben in 
iner einzelnen Beftimmungen fort. Die Annahme 
8, daß gegen die in den Gründen audgefprochene 
e8 zweiten Richters die fragliche Beftimmung bes 
lihen Erkenntniſſes aufrecht erhalten geblieben fei, 
daher nicht begründet, und Hat jelbftverftändlich 
n Befeitigung auch bie vorangegangene vorläufige 
nahme ihre Erledigung gefunden. 

ag des GStA.: gleichl. [32.—3.] 


Vorladung. - Frist. - Berufungsgericht. 


Vorschrift, nach welcher dem nicht ver- 
ı Angeklagten bei der Vorladung zum 
erfahren eine achttägige Frist zu belassen 
zieht sich auch auf das Verfahren in der 
ngs-Instanz. 

; Nichtbelassung dieser Frist steht aber der 
tdlung nicht entgegen, wenn der erschienene 
lagte oder der ihn mit Vollmacht ver- 
le Vertheidiger nicht bei seiner ersten Ver- 
tung einen Vertagungsantrag stellt. 

StPO. $ 219. 988, 
19* 
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Ertl. (3.1) v. 15. April 1875 e. Feflenmaier (485 II. C 
Zwar liegen zwifchen ber Zuftellung ber Vorla 
und dem Verhandlungstermine zweiter Inſtanz, Feine 
Tage in der Mitte, wie dies im 8 219 eit. worgejchr 
iſt. Auch ift anzunehmen, baß die im 8 219 cit. beftii 
Friſt ſich nicht blos, wie die Ober-Staatsanwaltjchai 
banptet, auf die Zuftellung der Anklage und des Verweiſr 
befchluffes, fondern auch auf bie Zuftellung der Vorla 
des Angeklagten bezieht, und daß dieſe Frijtbeftinnmung 
$ 388 der Straf-Proz.-Orbnung auch für Die zweite 
jtanz als maßgebend zu betrachten ift, da ber 16,, 
Rechtsmittel betreffende Titel eine desfallfige befondere 
Schrift nicht enthält, gleichwohl das Recht des nicht 
hafteten Angeklagten auf das perjönliche Gehör im Aut 
termine, voransgefekt iſt. 

Die NB. foheitert aber daran, daß nach dem als 
legt bezeichneten 8 219 felbft das Gericht, auch went 
darin normirte Frift nicht beobachtet wurde, dennoch 
ber Verhandlung vorjchreiten kann, wenn der Angel 
bei feiner erften Verantwortung einen Antrag auf 
tagung in der Sigung nicht geftellt hat, vorliegend 
der Angellagte im Berhanblungstermine zweiter In 
durch einen dazu fpeziell bevollmächtigten Rechtsanwalt 
Maßgabe nes 8 384 der StPO. vertreten war, von bi 
ein Antrag auf Vertagung nicht geftelit worden ift, 
der Angeklagte jett gegen die Handlung feines Vertre 
bier weiter nicht vorgehen kann. 

Antr. d. EGStA.: gleichl. [27.- 


Kommmnalweg. - Erklärung der Regierung. - Rich 
lie Prüfung. 

Hat die Bezirks-Regierung einen Weg für ei 

„Kommunalweg” erklärt, fo unterliegt diefe Eig 

haft des Wegs nicht mehr der richterlichen Prüfu 


Gef. v. 11. Mai 1842 81; Gel. v. 31. Ian, 1845 S 1ff. ® 
RoOTr. 18. ©, 275. 
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Erf. (8.11) v. 15. April 1875 ce. Haſenllever (405 II. Cr.). 

9. unter ber Beſchuldignug „— — am Kommmnalwege von ©. 
nach 9. ohne polizeiliche Erlaubniß einen Zaun gefet zu haben" — 
vor das (Rh.) BG. geftellt, wendete ein, daß ber Weg kein Kommunal» 
fondern ein Privatweg fei, welcher in feinem und einiger Mit-Interefienten 
Eigenthum fehe, führte auch zur Begründung biefer Behauptung ver- 
ſchiedene Berweis-Momente an. Zu ihrer Wiberlegung probuzirte der PA. 
ein von der „Wege⸗Commiſſion“ ber betr. Gemeinde vorgeſchlagenes, 
von ber Stabtverorbnetenverfammlung feſtgeſtelltes Wegeverzeichniß, in 
weichem ber frazlihe Weg unter Nr. 138 als Kommunalweg britter 
Eaſſe eingetragen war, fowie eine Verfügung der betr. Beirls-Re- 
gierung, durch welche biefe fi mit dem Verzeichnifie Über die Klaifi- 
filation ber Gemeindewege einverſtauden erflärte. Gleichwohl ſetzte 
der Bol.-Richter, unter Bezugnahme auf bie ARD. v. 31. Ian. 1846 
die Entſcheidung Über bie erhobene Beſchnldigung ans, bie im Eivil- 
redhtewege Über die Eigenthumsfrage entichieben fein werde. 

Bernidtung Das OTr. erwog: 

daß nach der Vorfehrift des Geſ.'s v. 31. Yan. 1845 
die Ausſetzung eined Strafverfahrens nur dann ftattfinden 
fann, wenn die von dem Befchuldigten vorgeſchützte Be⸗ 
rechtigungseinrebe ihrem Gegenſtande nach eine folche ift, 
über deren Grund oder Ungrund von dem Civilrichter nach 
ben beftehenden Gompetenz-Beitimmungen eine Entſcheidung 
getroffen werden kann. V. U. v. 25. April 1872 (RdOTr. 
13. ©. 276); 2 

daß die Kgl. Regierung zu D. durch bie Verfg. v. ꝛc. 
durch welche die Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung zu R. v. ꝛc. beftätigt worden, den hier In Rebe ſtehenden 

g für einen Kommunalweg dritter Klaffe erflärt bat; 
daß dieſe Verfügung fich als eine polizeiliche Verfügung 
im Sinne bes $ 1 des Geſ.'s v. 11. Mai 1842 charakterifirt, 
gegen welche der Rechtsweg ansgefchloffen fit; 

daß den Regierungen die Beftimmung darüber zufteht, 
welche Wege als äffentliche bezw. Kommunalwege zu er⸗ 
achten feien umd die Gerichte über Eigenthums⸗Anſprüche 
von Privaten an den betr. Grund und Boden nur infofern 
zu entfcheiven haben, als es fih um die Entfehädigungsfrage 
handelt, durch eine folche gerichtliche Entſcheidung aber bie 
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Zwar liegen zwiſcher 1, psmunal-WBeged nicht 
und dem Verhandlung ce 
Tage in dev Mitt 7. ſations⸗Verklagten erhobene 


iſt. Auch iftor ee pn ann, eine bahin gehenbe 
Friſt fih nih 5 70 rich herbeizuführen, daß das in 
banptet, anf af ei fein Kommunal» ober öffentlicher 
beſchluſſe⸗ Ber gan ober Miteigenthbum des Caſſations⸗ 
des An’ 2 — 
Sol 727 [M perfelben bie von ber kompetenten Be 
ſtar 0Oualität des Terrains als eines Kommunal 
zeit zn bleiben würde, die Einrede mithin felbft im 
Me er grichtigfeit die duch bie Bezirks⸗Pol.⸗Vdn. vom 
—* 73 reſp. Polizei ⸗Verordn. v. 12. März 1853 
9. 9, Segen von Zäunen an Kommunal-Wegen ohne 
32 ice Erlaubniß angebrohte Strafe nicht ausschließen 
Pr. 
mithin die Beftimmungen des Geſ.'s v. 31. Yan. 
1845 anf den vorliegenden Fall nicht Anwendung finden 
vanen, das angefochtene Urtheil den 81 des gedachten 
Geſetzes durch unrichtige Anwendung verletzt hat und daher 
ver Caſſation unterliegt, ohne daß es eines Eingehens auf 
pie weiteren Ausführungen in dem gebachten Urtheil bedarf; 
Antr. d. ESiA.: gleicht. [88.—8.] 


— —— mn un 


Nicht.Beſchwerde. - Zurüdweifung durd das Geridt 
eriter Juſtanz. - Zurücknahme. 

Das Gericht erſter Inſtanz kann eine Verfügung, 
durch welche es eine Nicht.-Befchwerde wegen Friſt⸗ 
oder Form-Verſäumniß zurüdgemiefen hat, nachdem 
diefelbe dem Imploranten bebändigt worden, nit 
mehr als auf einem Irrthum beruhend, zurlidnehmen. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 112 [n. 8). Vgl. RdOTr. 165. ©. 851; 
16. &. 74. 
Erl. (3.11) v. 15. April 1875 e. Offteg (488 IL. Cr.) 
Grund: weil nad flattgehabter Behändigung ber Impioramt bie 
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Berfügung mittels einer bei 1Otägiger Präffufivfrifi an das Kgl. OTr. 
zu richtenben Beſchwerde anfechten mußte. 
Autr. d. ESA.: gleicht. 1932.—3.] 


App.⸗Richter. - Feſtſtellnug. - Nichtiges Beweisverfahren 
erſter Inſtanz. 

Leidet das erſtinſtanzliche Verfahren an einer 
Nichtigkeit, ſo kann der App.-Richter die von ihm 
getroffene thatſächliche Feſtſtellung nicht auf die in 
jenem unrichtigen Verfahren ſtattgehabte Beweis⸗ 
aufnahme ſtützen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 102 [n. 144.). Bol. RdOTr. 10. ©. 485. 

Ertl. (8. I.) v. 16. April 1875 e. Kruſchke (166 I. Cr.). 

In erfler Infanz war gegen bie Vorfchrift bes $ 14 ber Vbn. 
v. 3. Ian. 1849 in der Weife verftoßen worben, daß ein in ben Alten 
befinbliche® ärztliches Arte — ohne weitere Motivirung — „bed Be⸗ 
weiſes wegen” verlejen morben war. Das AG. erfannte an, baf 
hierdurch eine Nichtigkeit begründet werde, glaubte diefelbe aber dadurch 
heilen zu können, daß es feinerjeits jenes Atteft „zur Aufllärung“ ver- 
Iefen ließ, und zwar — wie es im Situngsprotofolle heißt: „um zu 
Tonfatiren, daß ein ſolches Privat-Atteft ale Beweismittel nicht gelten 
fann, und um zu ermitteln, ob baflelbe etwas Erhebliches enthalte, 
was auf die Thatfrage von Einfluß jei”. Demnächſt erging ein „be- 
Kätigendes" Erkenntniß: die Gründe führen zunächſt aus, daß das 
Alter für die thatſächliche Feſiſtellung des erfien Richters ohne Einfluß 
fei, — und erhalten dann bieje legtere Fefiftellung „ohne Berüdfichtigung 
Des Wtefes“ — chne neue Beweisaufnahme, Iebiglih auf Grund ber 
übrigen in erfler Inſtanz beigebrachten Beweiſe — aufrecht.! 

Bernichtung, weil 

„ber App.» Richter feine Entſcheidnug auf bie in einem 
nichtigen Berfahren ſtattgefundene Beweisaufnahme ges 
gründet hat. 

Autr. d. GStA.: entgegen. [30.—8.] 


Dfandleihe. - Kauf auf Rückkanf. 

Ob ein in ver Form eines Kaufs auf Rückkauf 
abgefchloffenes Geſchäft als ſolches ernſtlich gemeint, 
oder aber in Wahrheit eine Pfandleihe fei, hat der 
Inſtanzrichter nach den ſtrafprozeſſualiſchen Beweis⸗ 
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Grundfägen zu beurtheilen. Die im ALR. IL, 
$ 321 fgg. aufgeftellten Vermuthungen bleiben 5 
außer Anwendung. 
StGB. 8 360 Nr. 12 [n. 84a]. 

Erl. (3. 1.) v. 16. April 1875 e. Menzel (250 I. Cr.) 

Wenn man auch mit ber Bejchwerbe davon ausg 
daß für die Beurtheilung, ob der Angeklagte „Pfandleih 
im Sinne des $ 360 Nr. 12 des StGB.'s jei, die lant 
gejeglihen Beftimmungen über den Pfandleihvertrag m 
gebend feien, fo fann doch ben in den SS 321ff. Tit. 
TH. I AH. aufgefiellten Vermuthungen nicht eine ft 
prozeffualiihe Wirkung in dem Sinne beigelegt wert 
daß durch dieſe Vermuthungen bie freie Würdigung 
Thatfachen, welche den Inſtanzrichtern in Strafjachen ı 
$ 22 der Bon. v. 3. Yan. 1849 zufteht, ausgejchlo 
werben Tönnte, 

[40.- 


Diebftahl ꝛc. - Koft und Lohn. - Handelsgehülfe, 
Höhe des Honorare. 

Der Diebftahl ıc. deſſen fih ein falarirter Ha 
lungsgehülfe gegen feinen Prinzipal ſchuldig ma 
fann ohne Antrag des letztern verfolgt werden, o 
daß dabei auf die Höhe des gezahlten Salc 
etwas ankäme. 

Stos. 8247 [n. 8]. 

Ertl, (8.1) v. 16. April 1875 6. Roſeuthal (65 I. Cr.) 

Der falarirte Kommis R. war auf ben Antrag feines Prinzi 
wegen einer biefem zugefligten Unterſchlagung zur Unterfuhung gezo 
bemnähft aber das Verfahren wieder eingefiellt worben, als ber P 
zipaf feinen Antrag zurüdnahm, indem bie Inftanzgerichte annahr 
daß and ein Handlungsgehülfe ih „in Lohn feines Herrn befinbe‘‘ 
Außerdem hatte das AG. noch erwogen: daß, wenu Dualität 
Dienfle und Höhe des Honorare das Entjcheibende jeien, das dem 
gezahlte Honorar (von 30 Thlr. monatlidh) als ein umnberrächtli 
Bergütungsfa und eben deshalb andy bie von ihm geleifteten Die 
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als ſoſche geringerer Gatiung aufzufaſſen feien, mithin anch umter ber 
ebigen Borausfegung das Verhältnig des WM. unter 8 247 falle. 

Bernihtung. Die Gründe verweilen im Allgemeinen auf 
3.1». 17. April 1874 und 8.1. v. 10. Febr. 1875 (RrOXr. 15. 
6.233; 16. &. 116) und fahren dann, zur Schlußerwägung bes 
48.6 übergebend, fort: 

Diefe Begründung fucht auf einem Umwege ber prin» 
zipalen Ausführung über die Bedeutung des 8 247 faktifche 
Geltung zu verfchaffen, indem fie mittelft ber thatfächlichen 
Feſtſtellung die Stellung des Angeflagten, obwohl berfelbe 
ein Handlungsgehülfe ift, welcher nach der Annahme des 
App.⸗Richters „die Dispofition über Alles gehabt Kat”, für 
ein unter den 8 247 fallendes Lohnverhältniß erflärt. Diefe 
Seftftellung ift aber eine rechtsierthümliche. Diefelbe beruht 
nit auf einer Würdigung der Dienfte des Angellagten an 
fih, fondern auf einem bloßen Rüdfchluß aus ver Höhe 
des gezahlten Lohnes auf die Bedeutung des Werthes ber 
Dienfte und verlegt bamit wiederum ben $ 247. Nicht bie 
Höhe der Belohnung ober die Geringfügigleit berfelben 
lann für das Verhältniß des DVerlegten zum Angellagten 
ald das Entjcheidende angejehen werben, vielmehr ift bie 
Beichaffenheit der dem Legteren obliegenden Leiftungen felbft- 
ftänbig zu prüfen und danach feftzuftellen, ob baburch tie 
Annahme begründet wird, daß biefe Leiftungen folche find, 
wie fie in einem dem Gefinvebienft nahelommenven Ver—⸗ 
bältniffe gefordert werben können. 

Diefe Feftftellung wird durch die mehrbentige Wendung 
des Appellationsrichters, daß die Dienfte des Angeklagten 
als Dienfte „geringerer Gattung” aufgefaßt werden müffen, 
nicht erfeßt und auch biefe eventuelle Feftftellung ift daher 
nicht geeignet, bie angefochtene Entſcheidung zu begründen. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—8.] 


Yaudtags-Berhandlung. - Bericht. - Unbranchbarmachung. 


Iſt ein veröffentlichter Bericht über eine Land⸗ 
tagsverhandlung wahrheitsgetreu, fo findet in Betreff 
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defielben das Berfahren auf Unbrauchbarmach 
der Exemplare ꝛc. nicht flatt. 
StGB. $ 12 [n. 8]. 41. 42; D. Reichöverfg. Art. 22. 
Beil. (.) v. 16. April 1875 (95B. I. Cr.). 

Der Abgeorbniete v. W. Hatte in einer Sigung bes Preußi 
Abgeordnetenhaufes die Päpfllihe Encyclika v. 5. Febr.1875 verl 
ber Juhalt derjelben war demzufolge in den Stenographifchen Beri 
jowie — in wörtlicher Mebereinfimmung — durch die Zeitung 
mania veröffentlicht worden. Der StA. hielt dafür, daß jene € 
clifa gegen bie 88 110 und 111 des StGB.'s verftoße, und beant 
bie Beſchlagnahme ber betr. Nr. ber Germania, weil, wenn aud 
Urheber ber Beröffentlihung mit Rädfiht auf S 12 des StGB.'s 
firafbar fein follte, doch nad 55 41. 42 ibid. ſelbſtſtändig auf bie 
brauhbarmadung der Eremplare 2c. erfannt werben könne 
Sufanzgerichte lehnten dieſen Antrag ab; bie gegen ben fammerge 
lihen Beſchluß ergriffene Beſchwerde ward vom OTr. zurü 
wieſen; baffelbe erwog: 

daß 8 12 des StGB.'s, in Erweiterung des Art 
der Verfaffung des D. Reichs beftimmt: 
Wahrheitsgetreue Berichte fiber Berhandlungen eines | 
tags ober einer Kammer eines zmm Reiche gehörigen S 
bleiben von jeder Veramtwortlichkeit frei, 


daß die Wahrheitätreue bes bier in Rede ftehenden Beri 
fowie die Eigenfchaft der Drudichrift als eines „Beric 
über Verhandlungen des Landtags, entgegen dem in 
Antrage des StA.'s entwidelten Anjchauungen von 
Inſtanzrichtern thatfächlich angenommen und diefe Anno 
in der gegenwärtigen Bejchwerbe nicht mehr in Frage 
ſtellt, insbeſondere nicht Durch die Behauptung eines Re 
irrthums bezüglich des Begriffs eines wahrheitsgetr 
Berichts angefochten ift; 

daß hiernach thatjächlich die Vorausſetzung des 
a. a. O. feitjteht, die Anwendung befjelben auf ben 
liegenden Fall aber rechtlich unbedenklich it; 

daß bie Ausführung in ber Veſchwerde, — nad) we 
ein Verfahren gemäß $ 42 des StGB.'s felbit dann | 
haft fei, wenn ber infriminirten Schrift ver $ 12 eit. 
Seite ftehe, weil $ 12 nur die perfönliche Berantmwortlic 
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bes Verfaſſers oder Verbreiters gemeint habe, — dem Wort- 
lant und dem Zwecke dieſes Gefeges nicht entfpricht; 

bag, anlangend zunächft ven Wortlaut, der $ 12, indem 
er „wahrheitegetrene Berichte” von „jeder Verantwortlich 
feit” frei erflärt, von einer DVerantwortlichkeit der Per- 
fonen nichts enthält, vielmehr durch feine Redaktion grade 
zu erfennen giebt, daß nicht nur bie Perjon des Bericht- 
erftatters, fondern der Bericht felbft gegen jebe Verant⸗ 
wortung geſchützt fein folle, auch die Nüdficht auf die Wahl 
bes Wortes „Verantwortlichleit” nicht zu einem andern 
Refultate führt, da zwar anerfannt werben muß, daß 
ſprachlich allerdings nur von der Verantwortlichfeit einer 
Perfon, nicht von der Verantwortlichleit einer Sache (eines 
Berichts) die Rede fein Tönnte, die fprachlich bedenkliche 
Ausdrucksweiſe des Gefeges aber einen Belag dafür giebt, 
daß e8 bei der Rebaltion darauf anlam, den Bericht jelbft 
und nicht blos bie verantwortlichen Berfonen jeder Ver⸗ 
folgung zu entziehen und daß um biefen Gedanken Klar zu 
ftellen, die Korrektheit des Ausdrucks der Deutlichfeit des⸗ 
jelben geopfert worden ift; 

dag für biefe Auffaffung anch der Zweck bes Geſetzes 
foriht, welcher unbedenklich auf eine durch das Eingreifen 
der Stantsbehörben nicht zu hindernde Verbreitung ber 
wahrheitögetrenen Berichte über Verhandlungen ber par- 
Iomentarifchen Körperfchaften gerichtet war, und zum großen 
Theil vereitelt werden würde, wenn ein auf Unbranchbar- 
machung der Drudfchrift gerichtetes Verfahren überall ba 
zuläffig erachtet würde, wo ber Anhalt der abgebrudten 
Reden unter ben Tchaibeftand eines Strafgefeges fällt; 

baß zwar ber 8 42 des StGB.'s in dem Falle daß 
ver Inhalt einer Schrift ftrafbar ift (8 41 a. a. O.), das 
Berfahren auf Unbrauchbarmachung dann zuläßt, wenn bie 
Verfolgung oder Verurtheilung einer beftimmten Berfon 
nicht ausführbar ift; 

daß biefe Beftimmung jedoch aus dem Grunde nicht 
uutrifft, weil von ber Strafbarleit des Inhalts nicht bie 
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Rede fein kann, wenn $ 12 grade den Bericht, b. i. aljo den 
Anhalt der Drudichrift für ftraffrei erklärt; 

daß die Nichtaufnahme einer dem 8 51 bes Pr. Pref- 
gefeßes v. 12. Mai 1851 analogen Beftimmung in das 
R.StGB. oder in das Neichd-Preßgefe nicht in Betracht 
fommt, ba es nach vorftehender Ausführung einer ſolchen 
Beftimmung nicht beburfte, um bie Strafverfolgung auf 
Grund des 8 42 StGB.'s im Falle des $ 12 ibid. aus⸗ 
zufchließen. 

Autr. d. GA: gleicht. 140.—9.] 

Preßgeſetz. - Beſchlagnahme. - Zuftändigleit. 

Zur Beſchlagnahme von Pregerzeugniffen ifl das 
Gericht jedes Ortes zufländig, wo fih zu befchlag- 
nehmende Eremplare befinden, und wird die Zufländig- 
feit des betreffenven Civilgerichts auch dadurch nicht 
berührt, daß fih’unter den BefchlagnahmesIntereffenten 
Militärperfonen befinden. 

R.-Preßgei. v. 7. Mai 1874 88 22. 27. Gef. v. 8. Mai 1852 Art. 3 
[p. 5.]. 
Beil. (1.) v. 16. April 1875 e. ©. (67B. I. Cr.). 

Die vorläufige und die auf richterlihe Anorbnung 
ftattfindende Beſchlagnahme find Maßregeln, welche zunächſt 
nur burch den ftrafbaren Inhalt des Preßerzeugniffes, ohne 
Nüdjicht auf die für denfelben verantwortlichen Perfonen, 
bedingt werben. Diefe Maßregel trifft demzufolge ale 
Exemplare des Preßerzeugniffes da, wo fich bergleichen zum 
Zwede ver Verbreitung befinden (827 des Prefgef.’8 vom 
7. Mai 1874), ohne daß es einen Unterfchied macht, ob 
das Gericht, welches die Beſchlagnahme bejchloffen Hat, für 
den Bezirk, in welchem bie einzelnen Alte der Beſchlagnahme 
ftattfinden, kompetent ift, oder nicht. Sowenig hiernach bie 
Ausführung der von einem kompetenten Gerichte ange. 
ordneten Befchlagnahme dadurch bedingt ift, daß biefes Ge⸗ 
richt auch für alle Orte, an welchen die Befchlagnahme and. 
zuführen iſt, das Tompetente Gericht fei, fo wenig alfo 
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Die Ausführung der angeordneten Beſchlagnahme an jedem 
einzelnen Orte von einem Beſchluſſe des Lolal Tompetenten 
Gerichts abhängig ift, ebenfowenig Tann erfordert werben, 
daß das Militärgericht Über die Zuläffigfeit der Bejchlag- 
nahme aus dem Grunde allein zu befinden habe, weit Einer 
der Beichlagnahme - Interefjenten dem Militärgerichtöftand 
unterworfen ijt. Diefe Befonderheit kann bie (in ber vor- 
liegenden Beſchwerde nicht bemängelten) Mobalitäten in der 
Ausführung des Befchlagnahmebefchluffes bedingen, nicht 
aber die Wirkſamkeit diefes Beſchluſſes felbit in Frage 
ftellen; vielmehr ift aus ben 88 23ff. des Preßgeſ.'s vom 
7. Mai 1874 zu entnehmen, daß über vie Kompetenz für 
bie richterliche Anordnung der Beſchlagnahme die Prävention 


entſcheidet. 
[40.—3.] 


Widerſtand. - Amtsansühnng, rechtmäßige. — Erelntor. 


Ein von der zufländigen Behörde mit der Ein- 
ziehung von Steuern beauftragter Crefutor befindet 
fih in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes, 
wenn er jenen Auftrag, der vom Exequendus gegen 
die Höhe des beizutreibenden Betrags gemachten Ein- 
wendungen ungeachtet, zur Ausführung bringt. 

StGB. $ 113 [n. 13). 

Ert. (3.1) v. 20. April 1875 e. Rollin (506 II. Cr.). 

Srund: Der Angeflagte (welcher im Allgemeinen einen Steuer- 
rädfend anerfenne) Habe die Einwendungen, welde er gegen bie Höhe 
der geforderten Beträge maden zu können glaubte, im georbneten 
Beihwerbemege geltend machen müſſen, und nicht das Hecht gehabt, 
fih dem vom Exekntor zur Volliredung gebraten Erelntionsbefehl 
des fachlich zufländigen Magifiratd v. D. zu widerjegen. 

Antrag d. GStA.: gleicht. 128.—8.] 


Seftftellung, bindende. - Beleidigung eines Beamten. 
Der amtliche Charakter des Beleivigten gehört 
richt zu den Thatbeſtandsmerkmalen der Beleidigung; 
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der App.⸗Richter Kann daher in Betreff derſelben 
ohne neue Beweisaufnahme eine von der erftrichter- 
lichen abweichende thatfächliche Feſtſtellung treffen. 
St82. $ 61 In. 34]. 196 [n. 20a.]. 

Erf. (Z. U.) v. 22. April 1875 ec. Blum (484 II. Cr.). 

Der Umjtand, daß eine Beleidigung gegen einen Be 
amten, während er in der Ausübung feined Berufs begriffen 
war, ober in Beziehung auf feinen Beruf begangen worben, 
ift nach dem Reichs⸗-Strafgeſetzbuch kein thatbeftanblicher, 
fein folcher Umſtand, welcher als ein bei ber Beleidigung 
als erjchwerend Tonkurrirender vom Gefege ausdrüclich 
hervorgehoben wird. Er kann vielmehr nur bei der Straf 
zumefjung in Betracht kommen. Nur infofern ift dieſem 
Umſtande im $ 196 eine befondere Bedeutung beigelegt, als 
berfelbe dem amtlichen Vorgeſetzten bes Beleidigten das 
Recht giebt, den bei allen Beleidigungen nach 8 194 er 
forderlihen Strafantrag zu ftellen. Der 8 196 enthält 
ſonach nur eine wefentlich prozeſſualiſche Vorſchrift. Gehört 
aber der Umftand, daß ein Beamter in feinem Beruf ober 
in Beziehung auf denfelben beleidigt worben, nicht mehr zu 
den Merkmalen eines beſonders gearteten Vergehens, nicht 
zu benjenigen Tchatfachen, welche nach Art. 31 des Gef.s 
v. 3. Mai 1852 im Urtbeile als erwiefen ober nicht er 
wiefen hervorzuheben find, daher auch nicht zu denjenigen, 
rüctfichtlich deren nach Art. 101 ibid. der Appellrichter ohne 
neue Beweisaufnahme an bie erftrichterliche Feftftellung ge 
bunden ift, fo bat auch Hier der Appellrichter feine Ber 
fugniffe nicht Überjchritten, wenn er ohne neue Beweisauf— 
nahme die Feftftellung des erjten Richters in der fraglichen 
Hinſicht ergänzte. 

Antr. d. ES.: gleichl. [32.—3.] 


Zengen:, Sadhverftändigen- Zwang. - Arzt. 
Die Vorfchriften der Kriminal⸗Ordnung, ſich ale 
Zeuge eidlich vernehmen zu laflen, haben auch für 
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die Bernehmung von Sachverfländigen, welche das 
Gericht im öffentlihen Intereſſe für nöthig erachtet, 
Geltung. — Das gilt auch von Aerzten. 
Erim.-Orbn. $ 328. 33. 389, Bon. v. 3. Ian. 1849 & 20 [n. 26]. 
Bol. RdOTr. 1. ©. 248, 
Beihl. (I) v. 22. April 1875 0. Garste (69B. II. Cr.) 
verweift für den aufgeftellten Grunbfag auf bie citt. 88 328. 333. 389 
der Erim.-Orbn., und auf 5 64 des Anh. 5. ASD. I, 9 $ 38, und 
jest daun hinzu: 
„Aus der Beflimmung bes 5 7 bes Geſ.'s v. 9. März 1872, 
nach welder in Ermangelung anderweiter Berabrebung ben 
niätbeamteten Aerzten dieſelben Geblipren zugeſprochen 
werben, wie fie ben beamteten zufleben, folgt Nichts für bie 
Aufhebung der gedachten geſetzlichen Borfchriften”. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [37.—6.] 


Rheiniſches Berfahren. - Affefforen. - Geihworene. - 
Sertheidiger. - Alteneinfiht. - Meineid. - Fragftellung. - 
Zugeſchobener Eid. 

1. Die Zuziehung von zwei außeretatsmäßigen 
Affefioren als Richter des Affifenhofes begründet 
teine Nichtigkeit. 

Rh. StpO. Art. 253; Gel. v. 6. Mai 1869 Nr. 11; — IMU. 
26. Fan. 1859 (Rh. S. 12, 58). 

2. Bei Berechnung des zum Gefchworenendienft 
befühigenden Einkommens eines Beamten find die 
Wohnungsgeldzuſchüſſe mit in Anrechnung zu bringen. 

Rh. SPD. Art. 332 Nr. 7. 


3. Durch die Belleivung eines Reichsamtes geht 
die Fähigkeit zum Gefchworenendienft in Preußen 
nicht verloren. 

Rh. SipO. Art. 381. 

4. Das Recht des Vertheidigers Cinfiht von 
ſämmtlichen Verhandlungen zu nehmen, beginnt erſt 
nach dem Verhör des Angeklagten durch den Präftventen. 

Rh. SPD, Art. 362. 
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5. Die Staatsanwaltfchaft kann ſowohl m 
träglich ermittelte Zeugen unmittelbar auf die Zeug 
lifte bringen, als auch Alten den \nformationdt 
bandlungen beifügen, welche erft mit der Ankla 
erfennung zu näherer Aufflärung und Fertigung 
Zeugenlifte auf ihre Beranlaffung aufgenommen f 

KH. SPD. Art. 9. 


6. Die Aufnahme der falfch befchrworenen TI 
ſachen in die ſchwurgerichtliche Fragftellung ift ı 
geboten. 

Rh. StPO. Art. 337. SiGB. $ 153 [n. 20]. 


7. Als zugefihobener Eid ift auch der mit e 

zugefegten Dualififation ausgeſchworene zu betrach 
StGB. $ 153 [n. 17). 

Ertl. (3.1) v. 22. April 1875 0. Harf (424 TI. Cr.). 

Das OTr. erwog: 

[Zu 1.] daß zwar nach Art. 253 Crim.-Pr.-Orbn, 
vier beifigenden Richter des Affifenhofes den Präſide 
und den älteften Richtern des Gerichts eriter Inſtanz 
nommen werden follen, biefe Vorſchrift, an deren N 
beachtung, foviel Die Zuziehung der älteſten Richter anla 
eine Nichtigkeit geknüpft ift, aber nur als eine bei 
Compofition des Affifenhofes zu beobachtende Inſtrul 
anfgefaßt werden kann und daß im einzelnen Falle bie $ 
muthung dafür Spricht, daß biefelbe bei Bildung bes 
übrigend zu diefem Amte qualifizirten Nichtern beje 
Gerichtshofes die nach den augenblidlichen Gejchäftsverl 
niffen thunlichfte Beridfichtigung gefunden habe; 

baß in Folge der Webertragung der rückſichtlich 
Qualifikation der Gerichtd-Afjefforen zu richterlichen Hi 
lungen in ben älteren Provinzen gefeglich beſtehenden, 
inneren Staatsrechte angehörigen Grunpfäge auf das © 
bes rheiniſchen Rechtsverfahrens auch Dort ven auf Gr 
ber zurüdtgelegten großen Staateprüfung nac- $ 11 
Geſ.'s v. 6. Mai 1869 ernannten, noch nicht etatdm 
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angeftellten Affefjoren ein volles Stimmrecht zwar nur in 
Folge ausdrücklicher Verleihung durch den Yuftlz-Minifter 
zufiebt, gleichwohl, foweit fie zur Vertretung eines etats⸗ 
mäßigen Nichters ober zur Wahrnehmung einzelner Func- 
tionen eines folchen berufen werben, ihrer Thätigfeit gleiche 
rehtlihe Bedeutung und Wirkjamfeit wie berjenigen ber 
etatsmaͤßig angeftellten Richter nicht abzufprechen ift; 

bag, was den Dienft. an den Aififenhöfen insbeſondere 
anlangt, durch die Verfügung des Yuftiz-Minifters vom 
26. Yan. 1859 — Rh. ©. 2.12. S. 58 — ansdrücklich 
bie Bezeichnung von außeretatsmäßigen Affefforen als Richter 
bei benfelben mit der Maßgabe zugelaffen ift, daß in jeder 
Sache in der Regel nur ein ſolcher Affeffor und nur in 
ganz befonders dringenden Fällen ein zweiter zugezogen 
werden bürfe; 

baß ber Yuftiz-Minifter zu diefer Verfügung im Hin- 
blid anf den ihm nach der preußifchen Juſtizverfaſſung auf 
die Befeßung ber Gerichte, die Vertheilung der Mitglieder 
znter die einzelnen Abtheilungen verfelben und bie Re- 
gelung des inneren Dienftganges, zujtehenden Einfluß befugt 
var; daß auch anzunehmen ift, daß, wenn wie im vorlie- 
ten Falle geſchehen, zwei außeretatsmäßige Affefforen 
mezogen worden find, die bejonderen Borausfegungen bier 
obgewaltet haben, unter denen das gedachte Nefcript aus- 
nahmsweiſe die Zuziehung eines zweiten folchen Aſſeſſors 
geitattet ; 

Zu 2.] daß es keinem Bedenken unterliegen kann, daß 
die ben Reichs⸗ und Staatsbeamten in jüngerer Zeit be» 
willigten firirten und nur nach den Servisklaſſen ihres 
Antswohnfiges der Höhe nach einer Aenderung unterworfenen 
Vohnungsgeldzuſchüſſe, welche die Beſtimmung haben, zur 
Veftreitung eines nnabweisbaren bisher aus dem fonftigen 
Gehalte zu entnehmenden Lebensbeblirfniffes beizutragen, 
als ein Theil ihres eigentlichen Dienſteinkommens betrachtet 
rerden müſſen; 


[Zu 3.] daß die Berufung zu einem a an 
Regtfpreg. d. 8. D.-Ir. ıc. XV. 
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der Staatsangehörigfeit der betreffenden Beamten geſetzlich 
nichts ändert und daher auch die Gefrhiworenen C. und R. 
des von ihnen befleiveten Reichsamtes ungenchtet die zum 
Gefchworenendienft erforderliche Eigenjchaft als volfberechtigte 
preußifche Staatsbürger nicht verloren haben, ber Umstand 
aber, daß fie nicht im Dienfie des preußifchen Staates, 
fondern des Deutfchen Meiches ftehen, im Sinne des Ge⸗ 
fettes als wefentlich deshalb nicht erfcheint, weil dieſe Ge 
ſchworenen als Reichsbeamte in einem Reſſort thätig find, 
welches auf Grund der zwifchen den Einzelftaaten fellge 
ftellten Reichsverfaſſung von tiefen auf das Reich zur ger 
meinfamen Verwaltung für Alle übergegangen ift; 

[Zu 7.] daß das weitere Bedenken: ob der vom Ange 
klagten ausgefchworene Eid als ein zugefchobener im Sinne 
des 8 153 R.StGB. zu betrachten, obgleich derfelbe mit 
einer vom Angeklagten zugejegten Qualifikation ausgefchworen 
jei, ſich nicht rechtfertigt; 

daß das Recht des Delaten einen ihm zugefchobenen 
Eid nicht unbedingt fo, wie er zugefrhoben worden, ſondern 
mit einer Qualifikation anzunehmen und zu leiften, auf bet 
biefem Eide nach dem BGB. beimohnenden Natur eimeb 
Entſcheidung seides beruht, ans welcher hervorgeht, daß 
e8 ben Delaten zuftehen muß, das ganze Sachverhältniß 
auch infoweit als es ihm günftig ift, in den Eib aufzunehmen; 

daß durch die Beiflügung einer hiernach im Allgemeinen 
zuläffigen Qualifikation, wenn ungeachtet derjelben bie De 
lation nicht zurüdgenommen wird, der Eid nicht anfhört, 
ein zugefchobener zu fein; 

daß aber Thatfachen, aus welchen für den vorliegenden 
Fall die rechtliche Unzuläffigkeit ber beigefligten Qualifikation 
hervorginge, nicht feftgeftellt find. 

Autr. d. GSiA.: gleicht. 2 [82.—3.] 
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App⸗Richter. - Feſtſtellung. - Beibehaltung. - Ablehnung 
bon Beweis-Anträgen. 

1. Der App.-Richter kann die vom Angeflagten 
zur Anfechtung der erftrichterlichen Feſtſtellung ge- 
Rellten Beweis-Anträge, nur auf den Grund eigener 
Prüfung, diefe Anträge alfo nicht deshalb ablehnen, weil 
die Beweis-Aufnahme erfter Inflanz den Sachverhalt 
bereitö im entgegengefegten Sinne zur vollen Gewiß- 
heit gebracht babe. 

2. Es ift dem App.-Richter geftattet, zur Auf- 
rechthaltung der erftrichterlichen Seftftellung und behufs 
Ablehnung der dagegen gerichteten Beweis-Anträge: 
auf die in den Unterſuchungsakten bereits befindlichen 
Verhandlungen zurückzugeben. Andere, außerhalb ver 
Alten liegende Momente darf er nur berüdfichtigen, 
wenn fie zum Gegenſtande einer regelrechten Beweis⸗ 
aufnahme gemacht worden find. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 60. 65]. Bgl. RrOTr. 13. S. 490. 


Er (3.8.1) v. 23. April 1875 ©. Eggert (266 I. Cr.). 
[20.—8.] 


1. Geſchworene. - Anfllärung. - Gerichtsſchreiber. 
2. Gewerbs-Hehlerei. - Real⸗Konkurrenz. 


1. Entftehen bei den Gefchworenen Zweifel über 
dad bei ihrer Berathung ıc. zu beobachtende Ver—⸗ 
fahren, fo muß der VBorfigende ihnen die Belehrung 
m Gegenwart „ver Übrigen Mitglieder des Gerichts- 
hofes“ ertheilen; der Zuziehung des Gerichtsfchreibers 
bedarf es nicht. 

Ge. v. 3. Mai 1852 Art. 94 [n. 9]. Vgl. RdOTr. 2. ©. 422. 448; 

3. S. 179; 6. 6.57; 7. S. 110. 404. 443; 10. ©. 456. 

2. Hat fi Jemand durch zwei felbfiftändige 
Handlungen der gewerbs- (gewohnheits-) mäßigen 
Hehlerei ſchuldig gemacht, fo liegt — infofern das 
Gewerbs- Gewohnheits⸗) mäßige nicht Jausſchließlich) 

20* 
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‚In dem Zufammentreffen diefer beiden Fälle gefunden 
wird, ein Fall der Real-Konkurrenz vor; die Strafe 
ift fonah aus den SS 260 und 74 StGB.'s zu 
bemeffen. 

SIORB. $ 74 [n. 11]. 260 [n. 5]. 

Erf. (3.1.) v. 23. April 1875 c. Hahn (402 I. Or.). 

Der wegen wiederholter Gewerböhehlerei aus den 88 260 und 
74 StGB.'s verurtheifte H. rügte im. Wege der NB. u. 9. (2.) daß 
die Inftanzrichter zwei gegen ihm feftgefellte Fälle der Gewerbeheblerei 
ale Real⸗Konkurrenz behandelt und bie Strafe aus ben 88 260 und 
74 bemeffen hätten, während doch eine Mehrheit firajbarer Handlungen, 
fobald bei ihnen Gewerbs- (Gewohnheits-) mäßigkeit obwalte, flet nur 
als ein einziger Straffall zu behandeln fei. 

Zurüdweifung. Gründe: 

[2.] Durch ven Ausfpruh der Gefchworenen, auf 
welchen die Entfcheidung des Schw.“GH.'s ſich gründet, find 
der Anklage entfprechend zwei burch verjchiedene jelbit- 
ftändige Handlungen verübte Fälle der gewerbe- und ge 
heitsmäßigen Hehlerei gegen den Angeklagten feftgeitellt. 
Es ijt hierdurch zugleich feftgeitellt, daß der Charakter ber 
‚ Sewerbs- und Gewohnheitsmäßigfeit nicht in bem Zuſammen⸗ 
treffen dieſer beiden SHehlereifälle gefunden worden if, 
fonbern daß jeder dieſer Fälle für fi allein und felbit- 
jtändig den Charafter der Gewerbs- und Gewohnheitsmäßigfeit 
trägt. Unter diefen Umftänden fann bie Anwenbbarfeit bes 
8 74 Il. c. an fich feinem vechtlichen Bedenken unterliegen. 

Antr. d. EOSſta.: gleichl. 146.— 8.) 


2. Strafantritt, vorläufiger. - Berfhärfung der Strafe. 
1. Rückfall. - Friſt. - Letzte Strafe. 


1. Die Berhängung der NRüdfallöftrafe bleibt 
nur dann ausgefchloffen, wenn zwifhen der Ber: 
büßung ꝛc. der zulegt erfannten Vorbeftrafung bie zu 
dem jetzt abzuurtheilenden Falle zehn Jahre ver- 
floffen find. Die Größe des Zwifchenraums zwifchen 
den verfchiedenen Vorbeſtrafungen iſt gleichgültig. 

StGEB. 8 245 In. 6). 
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2. Hat der Angeklagte die in erſter Inſtanz 
gegen ihn verhängte Gefängnißſtrafe angetreten, und 
wird fodann auf die einfeitige Appellation des Stante- 
anwalts in 2. Inſtanz verfchärfennd auf Zuchthaus 
erfannt, fo ift die Frage, in welcher Weife die 
bereitd verbüßte Gefängnißftrafe nunmehr auf diefe 
Zuchthausſtrafe anzurechnen fei, bei der Vollſtreckung 
des Crkenntniffes zu prüfen; jedenfalls verlegt der 
App.»Richter Fein Gefeg, wenn er in feinem Erfennt- 
niffe feine Beflimmung darüber trifft. 

Son. v. 3. Fan. 1849 8 158 [n. 4). Pol. RdOTr. 1. S. 174; 15. 
©. 563; Ger.-Saal 26. ©. 51. 609. 

Ertl. (3.1) v. 23. April 1875 e. Heßner (163 I. Cr.). 

Die NB. der :c. 9. rügte u... daß der App.⸗Richter auf bie 
ainfeitige Appellation bes SiA.'s ftatt der in 1. Inſtanz verhängten 
Smonatlihen ®efängnißftrafe, auf einjähriges Zuchthaus erfannt habe, 
ohne an derückſichtigen, daß fie inzwiichen jene breimonatliche Gefängniß- 
frafe angetreten und verbüßt gehabt habe. 

Zurüdweifung. Grlnde 

Dem App.-Richter lag in Folge der Appellation bes 
Sta.'s nur die Prüfung ob, ob ter erjte Richter das 
Strafgefeg richtig angewendet habe, oder ob eventuell eine, 
ver Art und der Dauer nach andere Strafe feftzufegen fei, 
N Erwägung aber, in welcher Weife bie inzwifchen von 
ker Angeklagten verbüßte 3 monatliche Gefängnißftrafe auf 
die nunmehr rechtsfräftig erfannte einjährige Zuchthausitrafe 
in Anrechnung zu bringen ift, muß demnächſt bei BVolt- 
ftredung des Erkenntniſſes ftattfinden. Wenn daher ver 
App.Richter fi in jeinem Urtheil hierüber nicht befonders 
ausgefprechen hat, fo hat er damit weder eine wefentliche 
Vorſchrift oder einen Grundſatz des Verfahrens, noch ein 
Geſetz oder einen Rechtsgrundſatz verlegt. 

Antr. d. EStA.: gleich. [30.—8.] 


Feſtſtellung. - Motivirung. 
Es genügt nicht, wenn der Inſtanzrichter den 
Thatbeſiand der betr, Mißthat mit den Worten des 
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Geſetzes feftftellt; Nichtigkeit tritt ein, wenn in den 
Gründen nicht auch die Zhatfachen angegeben find, 
auf Grund Deren der Richter das Vorhandenſein 
der einzelnen Begriffsmerfmale angenommen hat. 
Ge. v. 3. Mai 1852 Art. 36 [n. 26). Bgl. RoOTr. 4 ©. 3; 5. 
S. 298; 6. ©. 186; 8. S. 267; 10. 6.440; 14. ©, 780. 79. 

Erf. (8. 1.) v. 23. April 1875 eo. Paul (306 I. Cr.). 

Die von dem App.-Richter in feinen Erkenntnißgründen 
gegebene thatfächliche Schlußfefiftellung ift zwar dem Wort: 
laut des zur Anwendung gebrachten 8 263 StGB.'s ent: 
fprechend und ftelft insbeſondere auch die Abficht der Im⸗ 
plorantin feit, daß fie fich und Anderen einen rechtswidrigen 
Bermögensvortheil habe verfchaffen wollen. Allein dies iſt 
nicht genügend; der App.-Richter mußte vielmehr, da er 
eine neue thatfächliche Feſtſtellung traf, gemäß Art. 31 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 diejenigen Thatfachen hervorheben, 
welche er für erwiefen erachtete und auf welche er feine 
bezügliche Feftftellung gründete. Das angegriffene Urtheil 
läßt nun aber jede Bezeichnung derjenigen Thatſachen ver- 
. miffen, aus denen der Appellationsrichter auf das Dor- 
banbenfein der Abficht der Implorantin fich einen rechte⸗ 
widrigen VBermögensvortheil zu verjchaffen, gefchloffen hat. 
Da diefe Unterlaffung es dem Nichter der Nichtigkeitsinftanz 
unmöglich macht, die ihm bei der von der NB. behaupteten 
unrichtigen Anwendung bes Gefeges obliegende Prüfung 
vorzunehmen, cb das Geſetz auf ben vorliegenden Thatbeitand 
richtig oder rechtsirrthümlich angewendet ift, fo mußte dad 
angegriffene Urtheil vernichtet und wie gefchehen, erkannt 
werden. 

Antr. d. EStA.: entgegen. (47.—8.] 


Urkunde 2. - Amtlihe Uebergabe. - Bei:Seite-Schaffen. 


Derjenige, welchem ein Beamter eine Urkunde ıc. 
ohne Vorbehalt ausgehändigt bat, macht ſich durch 
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Vorenthaltung berfelben, nicht des Vergehen ſchuldig, 
sorgefeben im 
StGB. 5133 [n. 4]. 

Erf, (8. 1.) v. 23. April 1875 oc. Roſenberg (337 I. Cr.) 

Der Polizeiverwalter von Schw. hatte bem Bolizeidiener K. ben 
ſchriftlichen Auftrag ertheilt, der Hausbefigerin B. bei Nusäbung ihres 
Retentionsrechts (gegen ihren Mierher R.) polizeiliche Hülfe zu Teiften. 
Das Einfchreiten des K. Hatte zur Folge, daß R. die rüdfländige 
Mieihe zahlte, wogegen ibm K. anf fein Verlangen ben erwähnten 
Ihriftlihen Auftrag auehänbigte. Letzteres mißbilligte der Polizei⸗ 
verwalter und ließ die betr. Schrift zurückfordern; R. leugnete nım- 
mehr unter verſchiedenen Borwänden den Befit ab, und verftand fid 
ern im Laufe der deshalb angehobenen Unterſuchung zur Herausgabe. 
Das ihn aus 8 133 StGB. verurtheilende Erkenniniß warb ver- 
nichtet. Grünbe: 

Wenn auch das gebachte Schriftftüd unzweifelhaft im 
Sinne des $ 133 a. a. O. für eine Urkunde zu erachten ift, 
welhe einem Beamten übergeben war, fo ift boch ferner 
feftgeftelit, daß nachdem der ıc. K. anf Grund berfelben ein- 
geihritten war, ber Angeklagte den Miethsreſt von 18 Thlr. 
gezahlt Hat und fobann ber ꝛc. K. das Schriftftüd dem An- 
geffagten auf deſſen Anfinnen übergeben hat. — Wenn nun 
auch ferner feftgeftellt ift: daß die Bolizeiverwaltung bieje 
Mebergabe gemißbilligt und das Schriftftüd von dem Ange⸗ 
Hagten zurüdgeforbert, diefer aber unter verfchievenen Aus- 
flühten den Beſitz abgeleugnet und bafjelbe erft bei ber 
mündlichen Verhandlung überreicht bat, fo fonnte doch darin 
nicht ein DBeifeitefchaffen diefer Urkunde im Sinne bes 
8133 a. a. D. gefunden werden, weil ber 2c. K. diefelbe 
freiwillig und ohne Vorbehalt dem Angeklagten übergeben 
hatte, fie fih alfo nicht mehr in der Obhut des ꝛc. K. be- 
fend. Die Feftftellung des Thatbeftandes des 8 133 a. a. O. 
beruht daher auf rechtsirrthümlicher Auffaſſung. 

Antr. d. EGStA.: gleichl. [30.—8.] 


Beweis-Antrag. - Sitzung. - Wiederholung. 
Ein in der Sigung vom Angellagten nicht wieder- 
bolter Beweis-Antvag kann auch dann, wenn jener 
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befchieden war, die Beſchlußfaſſung werde vemAubienz- 
Zermine vorbehalten, als aufgegeben angefehen werben. 


Bon. v. 3. Ian. 1849 8 52 [n. 19]. 


Ertl. (3.1) v. 23. April 1875 e. Rofeugarten «322 1. Cr). 
Antr. d. SM. : gleichl. 47. 8.] 


Schlägerei. - Betheiligung. - Unverfhuldetes Hineinziehen.- 
Fragſtellung. 


1. Die Stellung einer Frage an die Geschwo- 
renen in Betreff des unverschuldelen Hineinzie- 
hens in eine Schlägerei, kann, wenn beantragt, 
nicht abgelehnt werden. 


StPO. $ 319. SICB. $ 227. (n 16]. 


2. Das unverfehuldete Hineinzieben ſchließt nur 
die Strafe der Betheiligung ($ 227 Abf. 1) an einer 
Schlägerei, nicht aber die Strafbarkeit eines Be: 
theiligten aus, welchem eine der töptlichen oder 
Ihweren Berlegungen (Abf. 2) zur Laft fällt. 

SISB. $ 227 Abi. 2 [n. 16. 22). 

Ertl. (3.1) v. 28. April 1875 ec. Krieter (381 1. Cr.). 

11.) 8. hatte in ſchwurgerichtlicher Verhandlung beantragt ber an bie 
Geſchworenen gerichteten, auf feine Betheiligung an einem won Mehren 
gemachten Angriff oder einer Schlägerei, wodurch der Tod des N. 
verurfadht war, ſich beziehenden Frage, eine Zufaßfrage dahin bei- 
zufitgen, ob K. ohne fein Verſchulden in die Schlägerei hineingezogen 
ſei. Diefer Antrag war abgelehnt. 

2.) Anklage und Pragfiellung waren aber nicht auf den dem 
8 227 Abſ. 1 entfprechenben Thatbeſtand beichränft, fondern umfaßten 
zugleih das in Abf. 2 des 5 227 vorgefehene Berbrechen dahin, daß 
K. bei tes fraglichen Schlägerei dem Getödteten wenigſtens eine von 
mehren Berlegungen zugefilgt babe, welche durch ihr Zufammentreffen 
ben Tob bes R. verurfachten. Arch biefer Theil der Frage ift bejaht. 

Die RB. gründet fih anf Ablehnung ber beantragten Zufakfrage 
und wurde aus folgenden Erwägungen zurüdgewiejen: 


[1.] Zwar läßt fi der Grund, womit ver Gerichtshof 
den Antrag verworfen, dag nämlich die Verhandlungen zu 
einer folchen Frage feine Veranlaffung gegeben unb der 
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8319 der StPO. v. 25. Yuni 1867 nur von den allge- 
meinen gefeklichen Gründen, welche das Vorhandenfein einer 
ftrafbaren Handlung ausfchließen, rede, daher nicht vorliege, 
als richtig nicht anerkennen. Der Vorbehalt, daß bie Be- 
theiligung an einer Schlägerei ter im $ 227 Abf. 1 be- 
zeichneten Art dann ftraflos bleiben folle, wenn der Be— 
theiligte ohne fein Berfchulden hineingezogen worden, betrifft 
die Frage ber fubjeftiven Verfehultung an der objektiv ein» 
getretenen Betbeiligung, alfo zweifelsohne eine Thatſache, 
teren Bejahung nach allgemeinen Grundſätzen, fowie jedes 
andere, fo auch das vorliegende Delikt ausfchließen würde. 
Die Stellung darauf bezüglicher Fragen, wenn fie beantragt 
ift, muß nach 8 319 StPO. ſtets erfolgen und fann nicht 
taron abhängig gemacht werben, ob nach Anficht tes 
Gerichtshofes die Verhandlungen zureichentes Material für 
vie Bejahung ergeben. 

[2.] Die erfolgte Ablehnung aber erweift fich vorliegend 
aus einem anderen Grunde al& gefelich gerechtfertigt. Der 
Abfay 2 des 8 227 betrifft ein von dem in Abfak 1 vor- 
gefehenen wefentlich verfchiebenes Delift, welches zwar in 
ber Betheiligung an einer Schlägerei oder einem Angriffe, 
woburch der Tod eines Menfchen oder eine fehwere Körper⸗ 
verlegung herbeigeführt wurde, mit demfelben ein gemein» 
Ihaftlihes Merkmal hat, im Uebrigen aber fich wefentlich 
davon dadurch unterfcheibet, daß es zugleich vorausſetzt, daß 
ber Getödtete von dem Angeklagten verlegt worden ift und 
Legterer an dem eingetretenen Erfolge die Mitſchuld trägt. 
Für diefen Fall ift die nach Abf. 1 zu Gunſten Desjenigen, 
welcher ohne feine Schuld in eine Schlägerei hineingezogen 
erben, blos wegen biefer Betheiligung gewährte Straflofigkeit, 
vielleicht weniger der Mortftellung als der Abficht des Ge— 
jege8 nach nicht verwilligt. Während es fich im Grunde 
von felbft verftand und eines ausbrüdlichen Ausfpruche 
nicht bedurfte, daß wenn der Gefepgeber die Theilnahme 
an einem Raufhandel mit Rückſicht auf die Gemeingeführ: 
lichkeit der Handlung und die Schwierigkeit der Entdeckung 
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bes an einem ftrafbaren Erfolge wirklich Schuldigen ol 
Rückſicht auf den Erfolg und deſſen Zurechenbarkeit 
einer wenn auch gelinden Gefängnißſtrafe belegen wol 
er darunter nur eine verfchuldete Betbeiligung im A 
gehabt habe, alfo im Falle einer unverjchuldeten Betheiligı 
der Gedanke des Geſetzes nicht Plak greift, verhält 

diefe® anders, wenn neben ber Betheiligung außerbem | 
jteht, daß ber Betheiligte zu dem töbtlichen oder verlegen 
Erfolge durch Zufügung einer Verlegung pofitiv beigetra 
hat, Das Freigeben eined in diefer Art bei einer Schläg 
Betheiligten deshalb, weil er ohne feine Schuld hineingeze 
worden ift, würde dahin führen, daß entweder überbe 
nicht oder, da ein Kanſalzuſammenhang zwifchen fe 
Mitwirtung für fih allein und dem erfolgten Tode ı 
der ſchweren Körperverlegung eines Menſchen nicht feitil 
nur wegen leichter Körperverlegung (StGB. $ 223) w 
ver Vorausfegung, daß der Strafantrag vorliegt, mit 
fängniß bi® zu drei Fahren geftraft werben faun, bie Di 
lung alfo nicht blos dadurch, daß fie des Charakters 
Offizialdelikt entkleivet wird, fondern namentlich auch vabı 
daß fie außer Verbindung mit ihrer Verübung gelegen 
eined Raufhandels tritt und letzteres Moment als thatbeitk 
liches nicht mehr in Betracht fommt, in ihrer ftrafrechtli 
Bedeutung entfchieden berabgebrüdt wird, während 
gerade bei der befonderen Natur berfelben eine auenah 
weife ftrenge Behandlung duch Zurechnung des Erfo 
ber Thätigkeit aller Betheiligten an jeden Einzelnen, u 
achtet e8 an tem Requifit der Gemeinjchaftlichkeit f 
beabfichtigt gewefen war. Davon aber auch abgeſe 
würde ein Herüberziehen des für Abſ. 1 beitimmten, 
Thatbeitand ausjchließenden Merkmale des unverfchult 
Hereinziehens in eine Schlägerei nicht auf ben Fall 
Abſatz 2 paffen. Unverſchuldet in eine Schlägerei hei 
gezogen ift nur Derjenige, der rückſichtlich feiner gefam 
Betheiligung, alfo nicht blos rückſichtlich des Begii 
fondern auch des Verlaufs berfelben feinerlei Se 
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trägt, Seine Betheiligung, wenn auch anfangs unverſchuldet, 
kann durch die Art und veränderte Abficht bei deren Fort« 
fegung diefe Natur verlieren und verliert biefelbe ficher 
alsdann, wenn der unverfchultet Hereingezogene in Ver⸗ 
faufe des Vorgangs felbjt abfichtlich zu Körperverlegungen 
Anderer fchreitet. Gefchieht diefe® aber von Mebreren und 
ift der Berletste zugleich der Getöbtete oder nach 8 224 Bes 
fhärigte, fo Tiegen, wenn das Zufammentreffen der ver- 
ſchiedenen Verletzungen ben Erfolg begründete, die Voraus⸗ 
fegungen des Abſ. 2 ſämmtlich vor und der einzelne Be— 
theiligte kann fih für die von feiner Seite abſichtlich 
jugefügte Verlegung nicht auf feine Schulblofigfeit rückſichtlich 
ver Betheiligung berufen. Der an fich wohl auffallende 
und zu Zweifeln anregende Umftand des Zuſammenfaſſens 
in Beziehung auf Wille und Handlung fo verfchiebenartiger 
Detiktsthatbeftände in demſelben Gefetesparagraphen erhält, 
auh wenn man in ber bloßen Gemeinfchaftlichfeit des Merf- 
mals, daß folche gelegentlich einer Schlägerei hervorgetreten, 
feine genügende Erklärung finden will, feine Erläuterung 
durch die Geſchichte des Torrefpondirenden 8 195 des Pr. 
StGB.'s, wonach Abf. 1 dafelbjt in dem Entwurfe von 
1843 für ven Fall der Nichtermittelung des Thäters für 
alle Theilnehmer dieſelbe Strafe wie im Falle des Abf. 2 
bei ermittelter Thäterfchaft ausjprechen wollte, was im Ver⸗ 
lanfe der weiteren Entwidelung des Entwurfs zu der gegen- 
wärtigen Faſſung abgeſchwächt wurde, ohne jeboch zu einer 
nunmehr wohl angezeigten äußerlichen Trennung zu führen. 
(Bpl. Goltvammer, Mater. z. Pr. StGB. Bd. IL ©. 423). 
Demnach unterliegen die befonderen Umftände, unter welchen 
Yemand in eine Schlägerei hinreingezogen worden ift, fofern 
nicht einer der allgemeinen gefeglichen Strafausfchließungs- 
gründe vorliegt, im Yalle des Abf. 2 als nicht zum geſetz⸗ 
lichen Thatbeftande gehörig, allein der Erörterung bes 
Schwurgerichtshofs gelegentlich der Strafausmeffung. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [68.—6.] 
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Gewerbeiteuer. - Aumeldung. - Geſchäfts-Betrieb. - Firma. 


1. Nur der thatfächliche Gefchäftsbetrieb, nicht 
die Anmeldung der Abficht eines folchen, begründet 
die Gewerbfteuerpflicht. 

2. Die Anmeldung der Firma zum Zweck der 
Eintragung in die Handelsregifter ift dem factifchen 
Gefchäftsbetrieb in fteuerlicher Beziehung nicht gleich 
zu achten. 

3. Eine Befteuerung der Firmenanmeldung, ohne 
tbatfächlichen Gewerbebetrieb an dem betreffenden Drte 
ift nicht angeordnet. 

Gew.⸗Steuer⸗Geſ. v. 30. Mai 1820 8 3. 4. 19. 39. 

Erf. (3.1.) v. 28. April 1875 e. Lenfgen (202 I. Cr.). 

Im Fahre 1871 ift eine Aktiengeſellſchaft für Glasfabrikation ge 
gründet, welche ihren Sig nad dem Statut in Berlin hat unb za 
beren Direktor 2. gewählt war. Gr hatte die Fintragung ber Firma 
in das Gefellfchaftsregifter bei dem Stadtgericht zu Berlin beantragt. 
Diefelbe iſt erfolgt und dabei als Sig ber Geſellſchaft „Berlin” an⸗ 
gegeben. Im Jahre 1872 wurde daſelbſt eine außerorventliche General 
verfammlung der Geſellſchaft gehalten und die Depofition ber Aktien au 
bei einem dortigen Baukgeſchäfte geftattet. Das Geſchäft der Geſellſchaft, 
einfchlieglih der Buch⸗ und Kaffenführung wirb in Charlortenburg 
betrieben und iſt bort zur Gewerbefleuer veranlagt: in Berlin dagegen 
hat eine Anmeldung nicht flattgefunden. Gegen 2. ift deehalb auf 
Grunb der 88 3. 4. 19d. 39c. Gew.⸗Steuer⸗Geſ. v. 30. Mai 18% 
und KO. v. 3. Mai 1828 Anklage erhoben, jebod in zwei Inflanzen 
Freifprehung erfolgt. Die hiergegen von ber Steuerbebörde eingelegte 
NB. geht von der Auffafjung aus, daß im $ 19 eit. bie Anmeldung% 
und Steuerpflicht nicht von der Betriekseröffunng, fondern nur von 
ber Beiriebsakficht abhängig gemadt fei, die Freiſprechung daher nicht 
auf den Mangel des Nachweiſes eines in Berlin flattgehabten Beihäfte- 
betriebs der Geſellſchaft habe geſtützt werden können. 


Tem Wejen der Steuern im Allgemeinen und ber 
Gewerbeſteuer insbefonbere wiberfpricht es, daß jemals bie 
bloße Abficht, ein Geſchäft zu betreiben, als Objekt ber 
Beftenerung angefehen werben könnte, und bie Preußifche 
Steuergefeßgebung giebt nirgends einen Anhalt dafür, daß 
bie Abficht des Gewerbebetriebg in das Auge gefaßt worben 





317 [28. Aprit 1875.] 


fi. Im Gegentbeil läßt der gejammte Anhalt des Gew.- 
Stener⸗Geſ.“s v. 30. Mai 1820 feinen Zweifel darüber, 
daß überall der wirkliche Betrieb des Gewerbes ter Gegen. 
fand der Beſtenerung ift. Die in ber Anklage fpeciell in 
Bezug genommene AKO. v. 3. Mai 1828 über bie Gewerbe- 
ftenerpflichtigleit der Privatverficherungsanftalten und anderer 
auf einen Gewerbezwed gerichteten Privatvereine (GS. ©. 64) 
fpricht wiederholt von dem „Betriebe der Privatverficherungs- 
gejellfchaften”, von der Verſteuerung aller ohne kaufmänniſche 
Rechte „betriebenen Handelsgeſchäfte“ u. f. w., und ber 
gleihen Ausdrucksweiſe bedient fich das Gef. v. 19. Juli 
1861 3.8. in den 88 16. 16. 17. 19. Die einzige geſetz⸗ 
lihe Beitimmung, welche in der NB. zur Begründung ber 
dort vertretenen Anficht in Bezug genommen wird, ijt ber 
8 19 eit. Gew.-Steuer-Gef.’8 v. 30. Mai 1820, welcher 
verordnet: 

„Wer ein Gewerbe betreiben will, es mag fleuerfrei 

ober ftenerpflichtig fein, muß der Communalbehörde des Orts 

Anzeige Davon machen“. 
Auf Grund diefer Beftimmung bebuzirt die Steuerbehörde: 
ihon die Abſicht des Gewerbebetrieb müſſe angemeldet 
werden und fobald dies gejchehen, werde der Angemeltete, 
jofern nicht polizeiliche oder perſönliche Bedenken obwalten, 
ſofort al8 ftenerpflichtig im bie Liften eingetragen (Cirk.-Erlaß 
v. 11. April 1845). Kine befondere Anmeldung der Be- 
trieb8- Ausübung oder eine Kontrole in Bezug auf ben Zeit- 
runft bes Beginnens verfelben finde nicht ftatt. Die 
faftifche Ausübung fei nur für den Steuerſatz von Wichtig- 
feit; die Steuerbehörde fei aber, wenn bie Abficht angemelvet 
worden, nicht berechtigt, nach dem wirflichen Betriebe zu 
forſchen, vielmehr verpflichtet, die Befcheinigung ter An- 
meldung zur Legitimation gegenüber der Ortsbehörde zu 
ertheilen, ohne daß es darauf anfomme, wie bald, in 
welchen Umfange und in welcher von ter Anmeldung ver- 
ſchiedenen Geſchäftsbranche etwa fpäter das Geſchäft eröffnet 
werde. Die Steuerpflicht ende auch nicht mit ber Betriebs⸗— 
Einftellung, fie daure vielmehr fort bis zum Widerrufe ber 


(28. April 1875.) 318 


Detriebs-Abfiht. Diefe Argumentation kann für begründet 
nicht erachtet werden. Die in Bezug genommene Beſtim⸗ 
mung bes $ 19 a. a. O. verlangt allerdings, daß die An⸗ 
meldung vor dem Beginne des Betriebs ftattfinde, hieraus 
folgt aber nicht, dag mit dem Moment der Anmeldung 
auch die Steuerpflichtigfeit eintretee Der $ 19 dispenirt 
über den Anfang der Steuerpflicht gar nicht, wie fich ſchon 
daraus ergiebt, daß er die Anmeldung fowohl ber jteuer- 
freien, al8 der fteuerpflichtigen Gewerbe erfordert. Obwehl 
in dem Gemwerbefteuergejege enthalten, verfolgt ber 8 19 
doch wefentlich gewerbepolizeiliche Zwecke und verlangt 
aus dieſem Grunde die Anmeldung bei dee Communal- 
behörde, nicht bei der Steuerbehörde. Wenn dieſe Anzeige 
auch demnächft für die Kontrole der Gewerbeſteuer benugt 
und eine weitere Anzeige zu letterem Zwecke nicht erfordert 
wird, fo liegt hierin nur eine Vereinfachung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs, eine Erleichterung für die Gewerbetreibenben, 
weiche praftifche Schwierigkeiten darum nicht berbeiführt, 
weil die Anmeldung mit der Betriebs-Eröffnung faft regel 
mäßig zufammentreffen wird, jo baß bie lettere ber erfteren 
unmittelbar folgt. Seine gefetliche Beſtimmung aber ver- 
bindert den Anmeldenden, ben Betrieb für einen fpäteren 
Zeitpunft anzumelden (vgl. $2 sub c. ver Inſtruktion v. 
30. Novbr. 1820) und feine gefegliche Beftimmung ver- 
pflichtet venfelben, in folhem Falle die Steuer ſchon von 
ber Anmeldung an zu zahlen. Die Bedeutung der Ber 
ftiimmung des $ 19 als einer für gewerbepolizeiliche Zwecke 
getroffenen, ergiebt ſich ſowohl aus 83 Ubi. 2 ver cit, 
Inſtruktion, als auch ganz klar aus dem in der RB. in 
Bezug genommenen Cirk.-Erlaß v. 11. April 1845. Der 
letztere Erlaß enthält zugleich einen Beleg dafür, daß die in 
ber ND. vertretene Auffaffung der Steuerpflichtigkeit und 
ihres rundes von dem Königlichen Finanz - Minifterium 
nicht getheilt worden ift, indem er unter Nr. III anorbnet: 

Sollte fi nah der Annahme ber Meldung und nach Ein- 

tragung in die Gewerbeftienerzugangslifte der Mangel eines 





| 
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gefetzlichen Exrforbernifjes ergeben, jo wird dem Anmelbenben 
ber Beginn ober die Fortſetzung bes Gewerbebetriebes nad 
dem $ 23 ber Gewerbe-Orbnung mittelft VBefcheides, und 
zwar unter dem Belfügen unterfagt, daß er ans ber Zahl 
der Gewerbeflenerpflichtigen geftrichen fei. - Die Gewerbefteuer 
wird, falls das Reuerpflichtige Gewerbe zufolge 
der Anmeldung bereits begonnen war, für bie Zeit 
bis einjchlieglich denjenigen Kalendermonat eingezogen, in 
welchem ber das Gewerbe unterfagende Beſcheid behändigt 
iſt und die Abgangsftellung in Uebereinſtimmung mit dieſem 
Beſcheide bemwirlt. 
Mit der Annahme, daß die Anmeldung der Abficht, nicht 
der Betrieb die Steuerpflicht begründe, ift dieſe Anord⸗ 
nung unvereinbar. Sie ftellt außer Zweifel, daß wenn ber 
Betrieb unterjagt wird, ehe er begonnen worden war, feine 
Steuer zu erheben if. Auch tie VBorausfegimg der NB., 
daß eine Wiederholnng der Anzeige im Steuer⸗Intereſſe 
nicht vorkomme, wirb durch Die Anordnungen in Nr. III 2 
des Cirkular⸗Erlaſſes v. 11. April 1845 widerlegt, indem 
daſelbſt eine Wiederholung der Anzeige für den Fall ver 
Bejeitigung polizeilicher Hinderungsgründe im der That er- 
fordert und erft in Folge dieſer wiederholten Anzeige die 
Beranlagung zur Gewerbeftener zugelafjen wird. Die Be- 
ftimmung des 8 39 sub e. des Gem. - Stener-Gef.’3 vom 
30. Mai 1820: 
Wer dns Aufhören eines fleuerpflichtigen Gewerbes nicht 
anzeigt, bleibt, fo lange er bieje Anzeige unterläßt, zur Be⸗ 
zahlung der Steuer verpflichtet, 
täßt nicht entfernt den Schluß zu, daß die Abficht, ein Ge- 
werbe zu betreiben und nicht der Betrieb jelbjt beftenert 
werde. Im Gegentheil ergiebt die Beitimmung Kar, daß 
mit dem Aufhören bes Betriebs an fich auch die Steuer 
rflicht aufhört, daß aber als Modus für die Feſtſtellung 
des Aufhörens die Anzeige des Gewerbetreibenden erfordert 
wird. Die in der NB. aufgeftellte Behauptung, daß bie 
Anmeldung ber Wbjicht die Steuerpflicht begründe, der er- 
Härte Widerruf dieſer Abficht die Steuerpflicht aufbebe, 
würde in ihrer Konſequenz dahin führen, baß ber falktifche 
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Betrieb ftenerfrei würbe, fobald die Mbficht des Betriebs 
widerrufen ift. Der App.-Richter hat daher bie Worte des 
8 39b. a. a. O.: „Wer den Anfang eines ftenerpflichtigen 
Gewerbes nicht anzeigt —“ ganz richtig aufgefaßt, indem 
er dieſelben nur auf ein thatfächlich betriebenes Gewerbe 
befchränft und diefem nicht Die bloße Abficht, ein Gewerbe 
zu treiben, gleichftelft. 

[2.] Auch der eventuelle Angriff: daß ber Begriff dee 
faktiſchen Gewerbebetriebed verfannt worden fei, ift nicht 
begründet. Wenn der App.-Nichter die in Berlin erfolgte 
Zeichnung der Firma der neubegründeten Altiengejellfchaft 
zum Zwecke ber Eintragung in bie Hanbelsregifter, ſowie 
die bier ftattgehabte Abhaltung einer General-Berfammlung 
und der Situngen des Auffichtsrathes nicht ale Eröffnung 
eines in Berlin geführten Gefchäfts- Betriebes angeſehen 
hat, fo ift dies keineswegs rechtsirrthümlich. Die bezeichneten 
Alte find mit Mecht als Lebensäußerungen ber Geſellſchaft 
angefehen, welche nur ihre inneren Angelegenheiten betreffen, 
nicht als Momente, welche eine nach Außen bin wirfente 
Geſchäftsthätigkeit der Gejellfehaft, einen gefchäftlichen Ver⸗ 
fehr derfelben mit Dritten darftellen. Die Annahme in ber 
NB., daß jedes Gefchäft, welches von einer Aktien: Gefell- 
fchaft gejchloffen werde, erjt durch die Genehmigung bed 
Geſchäfts⸗Abſchluſſes feitens der General-Berfammlung feine 
Erledigung finde und daß an dem Orte, wo der Gefchäftd- 
herr domizilive, rechtlich auch der Abjchluß aller Gefchäfte 
erfolge, entbehrt jedes Anhalts in ven Gefegen. Die That: 
ſache, daß die Zeichnung der Firma die Kaufmannsqualität 
bedingt, läßt nicht den Schluß zu, daß die Anmeldung einer 
Firma dem faltifchen Gefchäftsbetrieb in gewerbeftenerlicher 
Beziehung gleich zu achten fei. 

[3.] Endlich ift auch der auf 84 des Gewerbejfteuer- 
Geſetzes gegründete Angriff verfehlt, da, wenn dort ver- 
ordnet ift: daß die Steuer von jeder einzelnen Firma er- 
hoben werde, hiermit nicht die Beſteuerung ber Firmen⸗ 
Anmeldung angeorbnet ift, vielmehr auch bier (wie 83 
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9.0, ergiebt) die oben bargelegte Vorausſetzung zutreffen 
mug, nach welcher ein thatfächlicher Gefchäftsbetrieb das 
Objelt der Beftenerung bildet. 

Autr. d. EStA.: gleichl. [40.—6.] 


1. Fragstellang. - Auflösung der Merkmale. 
2. Gefammtitrofe. - Reale Konkurrenz. 


1. Die Vorschrift des $ 318 StPO. über die 
Auflösung von Merkmalen, deren Beurtheilung 
durch Rechisverständniss bedingt ist, in der schwur- 
gerichtlichen Fragstellung, isteine reglementarische, 
deren concrete Anwendbarkeit dem Dafürhalten 
des Instanzrichters nach Maassgabe der gegebenen 
Verhältnisse ausschliesslich untersteht, 

StPO. 5 318. 


2. Es begründet Nichtigkeit, wenn in einem 
Falle realer Konkurrenz der volle Betrag der Einzel- 
trafen der konkurrirenden Delikte, als Gefammiftrafe 
erfannt wird, 

StB. 8 74 [n. 26a.]. 


Ertl, (3- 8.1.) v. 28, April 1875 ec. Lebin (329 I. Cr.). 
Autr. d. GStA.: gleigl. [68.—6.) 


Urtheil. - Unterſchrift. - Zeitpunkt. 

Der zeitweilige Mangel der Unterfchrift eines 
der mitwirfenden Richter unter dem ergangenen Ur— 
heil kann, auch nachdem derfelbe im Wege der NB. 
gerügt worden, durch Nachholung jener Unterfchrift 
geheilt werben, 

&. 9. 3. Mai 1852 Art. 32 [n. 14]. Bgl. RdOTr. 10. ©. 474; 
14. ©. 314. 510. 


Ert, (3.11) v. 29. April 1875 e. Fifcher 497 II. Cr.). 
[27.—3.] 


Rechtſpr. d. K. O «Tr. ıc. XVI. 21 
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1. Real⸗Konkurrenz. - Mittel zu anderem Zwed. 
2. Hausfriedensbruch. - Dolus. 


1. Reale Konkurrenz wird baburch nicht aus⸗ 
gefchloffen, daß die eine Strafthat nur als Mittel 
zur Begehung der andern diente, 

SIOB. 8 74 [n. 5]. Bgl. oben S. 274. 


2. Beim Hausfriedensbruch fegt der Dolus bie 
Borfäglichkeit der Handlung und das Bewußtſein 
der Miderrechtlichkeit, nicht aber die Abficht das 
Hausrecht zu verlegen, voraus. 

StEB. $ 123 (n. 19). 

Erf. (3.11) v. 29. April 1875 ce. Giefeler (494 II Cr.). 

G. hatte mit Armen und Händen in das Wohnzimmer ber R. 
bineingegriffen, um fie berauszuziehen und demnächſt zu fchlagen 
Hieriu waren zwei felbffländige Straftbaten — Hansfriebensbrud und 
Körcperverlehung — gefunden. Die NB. führt ans, daß Hansfriedene 
bruch nicht angenommen werben könne, da G. nicht Über bie Schwelle 
der Stube gelommen und das Hineingreifen in diefe nur bas Mitte 
geweſen fei, um ber Perfon der M. babhaft zu werben. 

Zurüdweifung. Gründe: 

[1.] Der Appellations-Richter verlegt kein Geſetz; «6 
entbehrt vielmehr der in der NB. aufgeitellte Sag: baf bie 
Handlungen, welde nur ale Mittel zur Begehung eine 
andern Delikts dienten, in dem Qihatbeftande bes letteren 
anfgingen, in dieſer Allgemeinheit wenigftend der Begrün- 
bung. Entfcheidend iſt bier die Selbftftänpdigleit der 
Handlung. Mehrere felbitftändige Handlungen, die mehrere 
Strafgefege oder dafjelbe Strafgefeg mehrmals verleten, 
find nach den Beitimmungen über Real-Konkurrenz — 8 74 
StGB.'s — ftrafbar, und es macht dabei gefetlich feinen 
Unterfchied, ob etwa die eine Handlung als Mittel zur 
Ausführung oder Verdeckung einer andern gedient bat. 
Anders verhält ſich nur die Sache dann, wenn bad Zu 
jammentreffen zweier Handlungen zur Vorausfegung einer 
befonderen gefeglihen Strafantrohung gehört, z.B. Dieb- 
ſtahl mit Einbruch. Ein folcher Fall liegt aber hier nicht vor. 
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12.] Mit Unrecht vermißt auch der Implorant bie 
Feſtſtellung eines jelbjiftändigen, auf Verübung bed Haus⸗ 
friedensbruche8 gerichteten Dolus. Das Vergehen des Haus⸗ 
friedensbruches fett als Dolus nur die Vorfäglichkeit der 
Handlung und das Bewußtſein der Widerrechtlichleit des 
Eindring.ns voraus. 

Ant. d. GSta.: gleicht. [48.—3.] 


Unterſchlagung. - Eigenthumsübertragnng. 

Wenn jemand ein höheres Werthpapier hingiebt, 
als er zu geben vermeint, fo fehlt es an dem zum 
Weſen des Rechtsgefhäfts nöthigen Einverſtändniß 
und der Empfänger kann an dem zu Unrecht Er- 
haltenen Unterfchlagung begeben. 

StGB. 8 246 [n. 12]. Bgl. RdOTr. 14. ©. 679. 

Ert. (3.11) v. 29. April 1875 e. Kaind (473 II. Cr.) 

Die Ehefran ©. ſchickte ihre Dienſtmagd N. zu dem K. um einen 
-Thalerfcyein zu wechfeln, gab ihr aber irrthümlich einen 100-Thaler- 
I$ein mit, den 8. unter Zahlung von 25 Thalern annahm und behielt. 
Die RB. des K— ſtellt der inftanzgerichtlihen Berurtheilung wegen 
Unterflagung ben Einwand entgegen, daß ber Schein durch bie 
Ücbergabe fein Eigenthum geworben fei und er alfo eine Unterfchlagung 
daran nicht habe begehen können, die Annahme des OStA.'s aber, daß 
das Eigenthum deshalb nicht anf ihm übergegangen fei, weil die N. 
Hglanbt ihm einen 25.Thalerfchein zu geben, eine rechtsirrthümliche 
fi. Das OTr. weift die NB. zurüd, indem e8 erwägt: 

Es handelte fich im gegebenen Falle nicht fowohl um 
einen Irrthum über den Werth des Scheines als vielmehr 
über den Gegenftand ber beabfichtigten Cigenthumsüber- 
tragung jelbft, da den inftanzrichterlichen Feftftellungen zu- 
folge die werehelichte F. den von Ihrem Ehemann empfan- 
genen Hundertthalerſchein in der irrthümlichen Annahme, 
daß fie von den in dem Schreibtifche ihres Chemannes auf- 
bewahrten Geldſcheinen einen 25-Thaferfchein erhalten, der 
imverehelichten N, mit dem Auftrage übergeben hat, diejen 
25-Thalerfchein zu wechfeln und da die unverehelichte N. fich 
in demfelben Irrthum befunden hat. 

21” 


J 


Durch den den Gegenſtand der beabſichtigten Eigen⸗ 
thumsübertragung betreffenden weſentlichen Irrthum der 
unverehel. N. wurde ſonach deren Wille, dem Imploranten 
den fraglichen Einhundertthalerſchein als Eigenthum zu 
übertragen, ausgeſchloſſen. Es fehlte an der Willensüberein⸗ 
ſtimmung der beiden verhandelnden Perſonen, von welcher 
die Eigenthumsübertragung abhängig war, 8 751, 4AM. 

Der dem Imploranten übergebene Schein blieb mithin 
für venfelben, wie der App.-Nichter ohne Rechtsirrthum 
angenommen hat, — eine fremde Sache, deren rechtöwibrige 
Zueignung unter den Begriff ver Unterſchlagung fiel 
Hierin wird felbftverftändlich durch den Umſtand nichte ge 
ändert, daß die unverehel. N. im Auftrage ihrer Dienft- 


herrſchaft handelte. 
Antr. d. GStA.: entgegen. (37.—3.] 
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1. Zengen. - Auftlärung. 
2. Selbfthülfe - Hausfriedensbrud. — Sahbefhädigung. 
1. Die Abhör relativ unfähiger Zeugen hängt 
vom Ermeffen des Inſtanzrichters ab. 
Bon. v. 3. Fan. 1849 822 [n. 23]; CrO. 8 357. 358. 


2. Unerlaubte Selbfihülfe ift als folche nidt 
firafbar; damit ift aber die Strafbarkfeit folder 
Handlungen nicht ausgefchloffen, mittels welcher fie 
verübt war, falls diefe den felbfiftändigen Thatbeftand 
einer Strafthat ( Hausfriedensbruch, Sachbefchädigung) 
bilden. 

StB. $ 123 [n. 9]. 3U3 [a 3). 

Erf. (3.1) v. 29. April 1875 c. Rögner (451 II. Cr.) 

R. war widerrechtlich in ben Hof feiner Schwägerin eingedrungen 
und hatte dabei das Thor vorſätzlich beſchädigt. Er fnchte feine 
Handlung damit zu rechtfertigen, daß ihm ber abweſende Ehemann ber 
Schwägerin — fein Bruder — den Zutritt geftattet habe und beantragte 
daher die Vernehmung eines Bruders und eines Schwagere, welde 
base AG. ablehnte. Die NB. wurde zurlickgewieſen, indem zu 2 ber 
pbige Sa aufgefielit, zu 1 aber vom OTr. ausgeführt wurbe: 
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1. Nah 8 22 ver Von. v. 3. Yan, 1849 find die bes 
ſtehenden gefeglichen VBorfchriften über das Verfahren bei 
Aufnahme der Beweife, insbeſondere auch darüber, welche 
Perfonen al® Zeugen vernommen und vereidigt werben 
fönnen, maßgebend geblieben. Nur die bisherigen pofitiven 
Regeln über die Wirkung der Beweife find außer 
Anwendung getreten. Danuach ift auch die Vorſchrift des 
8 357 der Crim.Ordn. „nach welcher beſtimmte Berfonen, 
fei e8 mit Rückſicht der Verbindung, in welcher fie mit dem 
Angeſchuldigten ftehen, oder aus anderen Urfachen, als Be— 
weiszeugen nicht gelten, wohl aber zur Aufflärung ber 
Sache und zwar nur unter befonderen Umjtänden eidlich 
vernommen werden”, inſofern von Beſtand geblieben, als 
ah gegenwärtig derartige Zeugen der Regel nach nicht 
dernommen, fontern nur in Ausnahmefällen gehört und 
vefp. vereibigt werben follen; vgl. Art. 25 tes Geſ.'s v. 
5. Mai 1852. Die Bedentung der fraglichen Vorfehrift 
äußert fich für das neuere Prozekverfahren darin, daß ee 
gegenüber Anträgen auf Bernehmung ber in 8 357 a. a. O. 
aufgeführten Perfonen in das freie Ermefjen des Richters 
geftellt ift, ob er zu der, ſei ed informatorifchen oder eid- 
lihen Vernehmung der Zeugen fchreiten, ober biefelbe mit 
Rüdficht auf deren relative ae S 357 0.0.0. ab» 
lehnen will. 

Antr. d. GSiA.: entgegen. [37.--3.] 





deitftellung. - Abänderung. - Erfchwerender Umſtaud. 


Der Appellationsrichter Fann ohne erneuerte Be— 
weisaufnahme einen vom erften Richter angenommenen 
erſchwerenden Umſtand, welchem das Geſetz bei der 
Strafandrohung eine Bedeutung beigelegt hat, nicht 
beſeitigen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 101 In. 16). 
Erf. (8. 1.) m 29. April 1875. c. Rowolt (534 II. Cr.) 


Das RE. hatte in Gemeinschaft mit Andern begangenen Haus⸗ 
fiebensbru angenommen; das AG. dagegen brachte dem erſchwerenden 
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Umftand der Gemeinihaftlicgkeit in Wegfall, ohne die Beweisverhand⸗ 
Yung erneuert zu haben, indem es annahm, daß ber erſte Richter 
fich bei defien Fenflellung in einem Rechtsirrthum befunden habe. Dat 
OTr. vernichtete auf NB. des StA.'s indem es erwog: 


daß der AR. fich zunächft durch neue Beweisaufnahme 
die ihm außerdem fehlenden Mittel Habe verfchaffen müſſen, 
auf analogen Grundlagen, wie diejenigen der erſten Ent- 
fcheldung — 8 14 der Bon. v. 3. Yan. 1849 — die That 
fachen felbitftändig beurtheilen, feititellen, insbeſondere 
ermeflen zu können, in wie weit der erjte Nichter dann 
eine andere, als die von ihm getroffene Feftftellung hätte 
treffen follen. 

Antr. d. EStA.: gleicht. | [32.—3.) 


Arreſtbruch. - Subhaftation. - Früchte. 


Die Befchlagnahme mittels Subhaftation erfiredt 
fih für den Fall ver Konkurrenz von Realgläubigern 
auch auf die auf dem Grundſtück noch vorhandenen 
abgefonderten dem igenthümer gehörigen Früchte. 
StGB. $ 137 [n. 14); Geſetz Über den Eigenthumserwerb v. 5. Mai 

1872 8 30. 

Erf. (3. 1.) v. 29. April 1875 e. Schönitz (318 II. Cr.). 

Durch gerichtliche Verfügung ift die nothwendige Subhaftation be# 
dem Banergutsbefiger M. gehörigen verſchiedenen Realgläubigern ver 
barteten Onts eingeleitet. Sie ift dem Schuldner mitgetheilt. S. und 
Gen. haben mit Genehmigung des M. Stroh von dem zur Subhaftation 
gefiellten Grundſtücke fortgeſchafft, obwohl fie Keuntniß von ber einge 
Yeiteten Subhaſtation hatten und find deshalb aus $ 137 StGB. 
befiraft.. Sie haben eingewenbet daß durch die Subhaflation dem 
Schuldner nur die Dispofition über das Grundftüd, nicht aber über 
die beweglichen Pertinentien und Früchte defjelben entzogen werbe, 
was nur dur Anwendung ber Sequeftration gefchehe, und dag das 
von ihnen fortgeſchaffte Stroh nicht Zubehör des Guts geweſen jei, 
weil nod ausreichende Borräthe vorhanden gewejen fein. — 5 49 
ALR.I,2. — Das AG. hat diefe Einwendungen verworfen, bie dagegen 
ergriffene RD. ift vom OTr. mit folgender Begründung verworfen: 


Daraus folgt für den Fall der Konkurrenz von 
Realgläubigern, — wie biefelbe in dem vorliegenden 
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Falle vom App. Richter feftgeftellt ift — daß die Befchlag- 
nahme das unter Subhaftation geſtellte Grunpftüd in dem⸗ 
jenigen Umfange ergreift, wie baffelbe den eingetrage> 
nen Öläubigern verhaftet ift. Nach der ausdrücklichen 
Beftimmung des 8 30 des Gef.’8 über den Eigenthumserwerb 
und die bingliche Belaftung der Grunbftüde vom 5. Mai 
1872 (GS. ©. 433) haften für die eingetragene Forderung 
anch die auf dem Grundftüde noch vorhandenen, abgefon- 
derten, dem Eigenthümer gehörigen Früchte. Die Beichlag- 
nahme mittelft Einleitung der Subhaftation hat fich mithin 
im gegebenen Falle — wie Seitens des App.⸗Richters ohne 
Rechtsirrthum angenommen ift — auch auf die fämmtlichen, 
jur Zeit der Kinleitung der Subhaftation vorhandenen 
Wirthſchaftsvorräthe, insbefondere alfo die vorhandenen 
Strohvorräthe miterftredt, infofern fie — was nicht ftreitig 
ift — dem Eigenthümer gehörten. Der Charakter einer 
derartigen Befchlagnahme wird felbftverjtändlicd durch ben 
Umſtand nicht geändert, daß in anderen Fällen, in welchen 
die Subhaftation von perfönlichen Gläubigern beantragt ift 
und Realgläubiger nicht vorhanden find, die Befchlagnahme 
fih nur auf das Grundftüc mit feinem gefeglichen Zubehör, 
alfo auf die vorhandenen Früchte nur infoweit erftrede, 
ald fie Pertinenzeigenfchaft befigen. Verhält es fich fo, fo 
toın es aber ferner auch feinem Zweifel unterliegen, baß, 
infofern die Imploranten durch Fortfchaffung von Stroh» 
porräthen aus dem Grundſtücke der nad 89 der Sub: 
haftations⸗Ordnung eingetretenen Befchlagnahme dieſes 
Grundſtücks entgegengehandelt haben, damit ber objektive 
Zhatbeftand des in 8 137 des StGB.'s vorgefehenen Ver⸗ 
gehend gegeben if. 8 137 a. a. O. fest in objeltiver 
Richtung eben nur die Befchlagnahme oder Pfändung einer 
Sache mittelft obrigfeitlicher Verfügung, fowie deren Ent» 
jiehung aus der erfolgten Verftridung voraus. Ob und in 
welhem Umfange eine Verſtrickung ftattgefunden habe, kann 
ber Natur der Sache nah nur nach den maßgebenden 
Prozeßgeſetzen beurtheilt werden. Hiernach erfcheint nun 
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auch der Angriff ver NB. binfällig, welcher darauf geftüht 
wird, daß die Beſchlagnahme eines Grundſtücks mittelft 
Einleitung der Subhaftation fi nur auf das Grundftüd 
ſelbſt erftrede und daher nur die Dispofitionen des Eigen⸗ 
thümers über die Gutsfubftanzg zu hindern geeignet fei. 
Der Eigenthümer eined zur Subhajtation geftellten Gutes 
wird damit feines Eigenthums noch nicht entfept, «6 
wird ihm tie Verwaltung des Gutes nicht entzogen, wie 
das durch die Sequeftration geſchieht. Er wird aber in 
feinen Dispofitionen, infofern durch biefelben bie Gläubiger 
benachtheiligt werden können, mithin auch in der Verfügung 
über Zubehör und Früchte des Guts befchränft, foweit fie 
im einzelnen Falle von der Befchlagnahme mittelft Einleitung 
der Subhaftation ergriffen werden. Ebenfo unbegründet ift 
der fernere Angriff per NB., daß das von ben Implorauten 
fortgefchaffte Strob nach $ 49 I, 2 des ALR.'s nicht Zus 
behör des Guts gewefen fei, da um vorliegenden Falle bie 
PVertinenzqualität des Strohs für den Umfang der Befchlag- 
nahme nicht entfcheidend ift. 

Antr. d. GSA.: gleicht. [37.—3.] 


1. Bernfungsridter. - Neue Beweisverhandlung. - Bei: 
behaltung der Feſtſtellung. 
2. Zolldefraude. — Wertherſatz. 
3. Zollnachlaß. - Mißbrauch. 
4. Zollſtrafe. - Subfidiäre Freiheitsſtrafe. 

1. Der Appellationsrichter kann auch nach bewirkter 
neuer Beweisaufnahme die erſtrichterliche Feſtſtellung 
oder einzelne Theile derſelben auf Grund ſelbſt— 
ſtändiger Nachprüfung der betreffenden Beweife bei- 
bebalten. 

Von. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 104]. 

2. Bei konkurrirenden Zolldefraudationen wird 
die der Konfiskation fubftituirte Werthſumme für jeden 
Defraudefall befonders erkannt. 

V.⸗Zollgeſ. v. 1. Juli 1869 8 155. 
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9. Die Strafſchärfung des $ 145 V.-Zollgeſ.'s 
v. 1. Juli 1869 tritt nicht ein, wenn Der einem 
Gewerbetreibenden verwilligte Zollnachlaß unter 
defien Mitwirkung für anderen Perfonen gehörige 
Waaren erfchlichen war. 
B.-Zollgeſ. v. 1. Juli 1869 $ 145. 


4. Im Fall der Konfurrenz mehrer ſelbſtſtändiger 
Zolldefraudationen fommt für vie Ummanplung der 
Geld- in Freiheitsfirafen der $ 78 Abf. 2 des St GB.'s 
zur Anwendung. 

B.⸗Zollgeſ. v. 1. Zuli 1869 $ 162; StGB. 8 73 In. 6a.]. 
Erf. (3. 8.1) v. 30. April 1875 ec. Robinsli & Gen. (237 1. Cr.). 

Dem Groshändler R. war ein Zollnachlaß für die aus bem Ans⸗ 
land eingeführten Weine bewilligt. Er hatte aber in Gemeinſchaft mit 
C. und R. unter Benugung dieſes Rabatte auch Weine eingeführt, 
welche den beiden Iettern gehörten. Deshalb wegen wiederholter Zoll- 
defraude angellagt und in erfler Inftanz freigefprochen wurden fie vom 
AR. aus 8 135. 155 und 162 des V.⸗Zollgeſ.'s vom 1. Juli 1869 
verurtheilt. 

(1.) Der AR. war anf Grund der ſtattgehabten neuen Beweis⸗ 
aufnahme nur tbeilweife von ben thatſächlichen Feſtſtellungen des erſten 
Richters abgewichen uud hatte fie im Uebrigen als unbedenklich und 
nicht erfgättert beibehalten. Die NB. rügt daß er, obwohl durd bie 
nene Beweisaufuahme auf ben Standpunft freier Beurtheilung geftellt, 
fh durch die Feſtſtellungen bes erfien Richters dennoch inſoweit für 
gebunden gehalten babe, als diefelben in zmeiter Inſtanz micht durch 
nene erhebliche Thatfachen angefochten waren. 

(2.) Unter Fefiflelung von einer Mehrzahl verfciedener aber 
gleihartiger Defraudefällen, war, da der Werih ber jedesmal einge- 
führten Weine nicht mehr zu ermitteln fland, anf Zahlung von 
Geldjummen erlannt, deren Berrag nicht für die einzelnen Fälle, aber 
in feiner Gefammtfumme für die einzelnen Angellagten Tauſend Thaler 
überſchritt. Ihre NB. Hält dies file unzuläfſig, weil es ſich doch nur 
um eim fortgefegtes Vergehen handle. 

(3) Die Anklage hält Berfhärfung der Strafe aus 8 145 bes 
8.-Zollgej.’8 von 1869 wegen befiimmungswidriger Verwendung der unter 
Benutzung des nur fürden eigenen Gewerbebetrieb verwilligten Zollrabatts 
angeführten Waaren für geboten, das AG. dagegen hat nur vie ein» 
lade Strafe des $ 135 erfannt. Hiergegen richtet fih die NB. des 
Provinzialftenerdireltors, 
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(4.) Das AO. hatte den gegen R. und 2. erkannten Geldſtrafen 
von über 6000 und 2000 Thaler auf Grund bes $ 162 B.-Zollgef.'s 
für den Unvermögenefall nur eine Gefängnißfirafe von je 6 Monaten 
fubfituirt. Hierin findet die NB. des DStA.'S unrichtige Geſetzes⸗ 
anwendung. 

Die NB. der Angeflagten jowie die bes Provinzialftenerdireftors 
find verworfen, anf die bes OStA.'s dagegen ift das Urtheil in Betreff 
bes Maaßes ber fubflituirten Gefängnißftrafe vernichtet und baflelbe 
andermeit normirt. 

Die Gründe find folgende: ü 

[1.] Die theitweife Beibehaltung ber Sejtftellungen be- 
rubt keineswegs auf der rechteirrthümlichen Annahme, daß 
ber AR. diefelben, infofern fie nicht durch neue Thatfachen 
oder Beweismittel erfolgreich angegriffen feien, beibehalten 
müffe, fondern vielmehr auf etner eingehenden felbit- 
ftändigen Nachprüfung der ben beibehaltenen Feftftellungen 
zum Grunde liegenden Beweife. 

[2.] Die Feſtſtellung verfchiedener ſelbſtſtändiger 
Zolldefraudationen verlegt in feiner Weife den dem $ 74 
des R.StGB.'s zum Grunde liegenden Begriff der Selbit- 
ftändigleit; und daß den Angeflagten unter den ausdrücklich 
feftgeftellten Vorausfegungen bed S 155 des V.-Zollgeſ.'s 
für jeden felbjtftändigen Defrandationsfali ein — das gefek- 
lihe Maaß nicht überfchreitender — Wertherſatz auferlegt 
worden ift, entjpricht vollftändig dem Wortlaute und ber 
Abficht des Geſetzes. 

[3.] Die 88 136 Nr. 9 und 145 des V.⸗Zollgeſ.'s 
broben für den Fall, wenn Gewerbtreibende, denen zur 
Beförderung ihres Gewerbes und unter der Bedingung der 
Verwendung zu dieſem Zwede der Bezug zolipflichtiger 
Gegenftände ganz ftei ober gegen eine geringere Abgabe ver⸗ 
willigt wurde, biefelben ohne vorherige Nachzahlung ber 
vollen Abgabe andermweit verwenden oder veräußern, eine 
dem fechöfachen Betrage der hinterzogenen Gefälle gleich 
kommende Zollvefraudationsftrafe an. Ein derartiger Tall 
liegt nach der unangefochtenen Thatfeftftellung des AR.'s 
nicht vor. Denn daß die Angeklagten die unter Berwilligung 
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theitweifen Zollerlaſſes ans dem Auslande bezogenen Weine 
nicht zur Beförderung ihres Gewerbes, alfo beſtimmungs— 
widrig verwendet haben, ift weder behauptet, noch feftgeftellt 
worden. Insbeſondere fteht der dem R. gemachte Vorwurf, 
bie für Rechnung der Mitangeflagten an feine Abrefje ver- 
fandten Weine durch deren Weiterbeförberung an bie eigent- 
lihen Befteller und Eigenthümer nach Bewilligung ber 
Zollermäßigung beftimmungswidrig verwandt zu haben, mit 
der thatfüchlichen Feftitellung des AR.'s, nach welcher die 
Angeflagten den theilweifen Zollerlaß gemeinfchaftlid 
durch Täuſchung der Zollbehörde erfchlihen haben, im 
direften Widerſpruche. Eines näheren Cingehend auf die 
Motive der Straffehärfung im Falle des 8 136 Nr. 9 des 
B..Zollgef.’38 bedarf es nicht, da der Wortlaut ber Ent- 
Scheidung des AR.'s entfchieven zur Seite fteht. 

[4.] Der 8 162 B.-Zolfgef.’8 welcher beftimmt, daß im 
erften Falle der Zollvefraudation bie der prinzipalen Geld» 
ftrafe zu fubftituivende Freiheitöftvafe die Dauer von 
einem halben Jahre nicht überſteigen ſoll, faßt den erjten 
Fall der Defrandation zwar nur im NRüdfalle auf. Das 
raus folgt aber nicht, daß auch beim Zufammentreffen 
mehrerer im erften Falle verübter Zolldefraudationen 
dem Gefammtbetrage der dadurch verwirkten, nad) 8 78 des 
R.StGB.'s in ihrem vollen Betrage zufammen zu rechnenden 
Seldftrafen nur eine Freibeitäftrafe von höchſtens ſechs⸗ 
monatliher Dauer fubftitniet werden darf. Die ausbrüd- 
fihe Hinmweifung auf den Strafumwandlungs⸗Maaßſtab der 
Landesgefege im zweiten Abfage des 8 162 cit. läßt viel» 
mehr deutlich erfennen, daß im all der Konkurrenz meh- 
rerer felbftftändiger Zollvefraudationen die Anwend- 
barkeit der im 8 78 Abf. 2 des R.StGB.'s für die Um⸗ 
wandlung mehrerer Gelditrafen in Freiheitsftrafen gegebenen 
Vorſchriften keineswegs hat ausgefchloffen werben follen. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [46.—6.] 
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1. 2. Beamte. - Feuerdiſtriktskommiſſarien. - Vorgeſetzter. 
3. Realkoukurrenz. - Einzelftrafen. 


1. Auf Grund der Feuerlöfhungsorbnung für 
die Provinz Brandenburg vom 11. Oktober 1847 
beftellte Feuer-Diftriftsfommiffarien find Beamte im 
Sinne des HS 114 StGB.'s. 
E88. 8 114 [n. 8]. 359 in. 31. 20]. 
2. Der zur Stellung des Strafantrags berechtigte 
amtliche Vorgeſetzte derfelben ift der Landrath. 
StOB. 5 196 [n. 161; Feuerlöſchordnung für Das platte Land ber 
Provinz Brandenburg v. 11. Okibr. 1847 8 23, 27. 31. 
| 3. Die durch real Fonfurrirende Mißthaten ver- 
wirften Strafen dürfen nicht zufammengerecdnet, fie 
müffen felbftftändig arbitrirt werden und iſt dann 
die ſchwerſte (Einfapftrafe) zu erhöhen. 
StGB. $ 74 [n. 23]. 
Er. (8.1) v. 30. April 1875 e. v. Rufert (348 I. Cr.) 
Anır. d. EGStA.: gleidl. [40.—6.] 


Wiedereinselzung in den vorigen Stand. - Anbringung. 


Das Gesuch ‘um Wiedereinsetzung gegen den 
Ablauf der präklusiven Rechtsmittelfristen ist nur 
dann beim Obertribunal anzubringen, wenn das 
letztere eine Nichtigkeitsbeschwerde in: dem Falle 
des $ 373 StPO. zurückgewiesen oder den An- 
irag auf Abänderung der zurückweisenden Ver- 
fügung des Vorsitzenden des Gerichts erster In- 
stanz ($ 372) abgelehnt hat; nicht aber wenu es 
nur auf eine Nichtigkeilsbeschwerde gegen die 
Verfügung des Berufungsrichters entschieden hat, 
wodurch dieser den Antrag auf Abänderung der 
eine Berufung zurückweisenden Verfügung des 
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Vorsitzenden des Gerichts erster Instanz abge- 
lehnt hatte. 


StPO. 8 417. 
Beſchl. (1.) v. 30. April 1875 e. Stooß (103B. I. Cr.). 
Autr. d. SGN. : gleich. [68.— 6.) 


1. Urkundenfälſchung, intelleltuelle. - Strafverbüßung für 
einen Andern. — Vorſützlichkeit. 
2. Borlelung. 


1. Es ift intellektuelle Urfundenfälfhung, wenn 
Jemand fih unter dem Namen eined Andern zur 
Abbüßung einer gegen diefen erfannten Freiheitsſtrafe 
ftellt umd dadurch bewirkt daß die Strafverbüßung 
in den Büchern und Regiftern der Gefängnißser- 
waltung beurfundet wird, während fie nicht erfolgt war. 

Als Vorſatz genügt, neben der AbfichtlichFfeit der 
Handlung das Bewußtfein, daß die That, mochte 
fie auch auf einen andern Zwed gerichtet fein, dieſen 
Erfolg haben werde. 

StGB. 8 271 (n. 19. 4). 

2. Zum Beweiſe eines früher abgelegten Ge- 
ſtändniſſes eines Mitſchuldigen ift die Vorlefung des 
daſſelbe enthaltenden Protokolls geflattet. 

Shn. v. 3. Jan. 1849 8 14 [n. 45] 8 21. 

Erf. (3.1) v. 4. Mai 1875 e. Gabriel (646 II. Cr.) 

Das OTr. ſprach vorftehende Rechtsſätze aus, zu 2 
mit der Begründung, daß es fich nicht darum gehanvelt 
habe von ©. (welcher das dem Mitangellagten W. mitbe- 
taftende Geſtändniß früher abgelegt hatte) ein Zeugniß zu 
erlangen, fondern nur darum, zu Tonftativen, daß ©. ein 
ſolches Geſtändniß abgelegt habe. 

Antrag d. GStA.: gleichl. 128.—8.] 


Preßgeſetz. - Redakteur. - Milderes Recht. 


Die im $20 des Preßgef.’s v. 7. Mai 1874 
erfolgte grundfäglihe Normirung der Verantwort⸗ 
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lichfeit des Redakteurs einer pertodifchen Druckſchrif 
enthält materielled Strafrecht und geftattet Feine rüt 
wirkende Anwendung, wo — wie in Preußen — de 
frühere Recht das mildere war. 


NR.-Preßgel. v. 7. Mai 1874; Pr. Preßgei. v. 12. MailS51 $ 37 
St88. $ 2 [n. 10]. 

Erf. (3.1.) v. 4. Mai 1875 e. Heßdörfer (509 IL. Cr.), 

H. ift als verantwortlicher Redakteur einer Zeitung wegen ®e 
nachläffigung der pflihtmäßigen Sorgfalt bei Aufnahme eines fein: 
Inhalt nah aus 8 236 St GB.'s firafbaren Artikels umter Anwenbu 
des $ 37 des Preßgeſ.'s v. 12. Mai 1851 verurtheilt. Die Bernfu 
des StA.'s, die ihren Angriff dahin richtete, daß nicht nah SI 
StGB.'s in Verbindung mit $ 20 des inzwiſchen in Kraft getreten 
R.Preßgeſ.'s v. 7. Mai 1874 verurtheilt worden jei, wurde vom A 
zurüdgewiefen. Die NB. des OStN.’S rügt Berlegung des $ 20 < 
und führt aus: deſſen allgemeine Beſtimmung in Abi. 2 beziebe { 
auch auf den Redakteur einer periobifchen Drudijchriit, rückſichtlich def 
Abſ. 2 noch bie befondere Vorſchrift hinzungefügt, daß er ale Thä 
zu beflrafen fei, wenn nicht durch bejondere Umfiände die Annah 
feiner Thäterichaft ausgeſchloſſen werde; durch dieie Vorjchrift babe & 
Geſetz nur eine in der befonderen Stellung eines Nebakteurs begründ 
Präfnumtion dafür aufftellen wollen, daß er ben Inhalt des Artik 
vor der Beröffentlihung gelaunt habe; die Zuläljigkeit des Gege 
beweijes gegen biefe Präfumtion fei im Geſetz felbit ausgeſprochen u 
darans folge unmittelbar, was fowohl in dem Wortlaut bes $ 20, : 
in den Motiven begründet fei, daß derſelbe nicht ein beſonderes Pr: 
vergehen bes Redalteurs flatuire, daß es fih vielmehr Tediglih © 
einer Beflimmung bes formellen Rechts, von einer prozeſſualiſch 
Beweisregel handle, die mit dem in Kraft treten bes Geſetzes fol 
anf ale nicht endgilltig entſchiedenen Sachen anmendbar werde. D 
OTr. verwarf die RB. unter folgenden Erwägungen: 


Der 8 34 des Pr. Preßgeſ.'s v. 12. Mai 1851 E 
jtimmte: „Für das durch eine Druckſchrift begangene Be 
brechen oder Vergehen ijt jeder verantwortlich, welcher ma 
den allgemeinen ftrafrechtlihen Grundſätzen als Urheb 
oder Theilnehmer ftrafbar ift". Eine befondere Norm fi 
die VBerantwortlichkeit des Redakteurs einer periodiſch 
Drudichrift gab das Geſetz nicht, für Diefelbe waren dah 
ebenjall8 die allgemeinen ftrafrechtlihen Grundſätze mm 
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gehend. Unter der Herrfchaft des Preußifchen Preßgeſetzes 
gab es denn auch keine rechtliche Vermuthung dafür, daß 
der Redakteur eines Tautionspflichtigen Blattes als folcher 
Thäter oder Theilnehmer einer Durch einen darin abgedruckten 
Artifel begangenen ftrafbaren Handlung fei, e8 war vielmehr 
in jedem einzeinen Falle thatfächlich zu prüfen, ob aus ver 
Stellung des Redakteurs in Verbindung mit ven obwaltenden 
Umjtänden die Schuld oder Nichtfchuld des Redakteurs, als 
Thäters oder Theilnehmers, namentlich feine Kenntniß over 
Nichtlenntnig des ftrafbaren Artikels feines Blattes zu 
folgern fei. Anders ift die ftrafrechtliche Stellung des Re- 
daktenurs nach dem R.⸗Preßgeſ. v. 7. Mai 1874. Der 
Geſetzgeber ftellt auch hier in 8 20 Abf. 1 den Sag an bie 
Spike, daß bie kriminelle VBerantwortlichfeit für ven ftraf« 
baren Inhalt einer Drudichrift nach den allgemeinen Straf- 
gefegen fich beitimme; es folgen dann aber verfchiebene 
fpecielle Borjchriften, welche auf der legislatorifchen Er- 
wägung beruhen, daß bie eigenthümliche Natur der Preffe 
für die Stellung der bei Preßerzeugniffen thätigen Perfonen 
und deren Haftung bejondere Beftimmungen erfordern, 
wenn nicht die Wirkſamkeit des Strafgefeges beſchränkt 
werben ſolle. In erfter Linie ift denn auch in dem Abf. 2 
des 8 20 die Berantwortlichkeit des hier bejonders in Be- 
tracht kommenden Redakteurs einer periopifchen Drudjchrift 
regulirt und zwar dahin, daß berfelbe als Thäter zu bes 
ftrafen, wenn nicht durch befondere Umftände die Annahme 
der Thäterfchaft ansgefchloffen werde. Diefe Regel des 
Abf.2 findet in ber befonderen Stellung des Rebalteurs 
und feiner Xhätigfeit bei Herftellung des Inhalts der 
Druckſchrift ihre Legislatorifche Begründung, biefelbe erfcheint 
als der Ausdruck des materiellen Sachverhalts und ftellt 
nicht eine Beweißregel oder eine praesumtio doli auf, ent- 
hält vielmehr die Feftftellung einer Conſequenz, welche fich 
aus den realen Berhältniffen ber Preſſe und den Aufgaben 
des Redakteurs dem Publifum und feinen Mitarbeitern 
gegenüber ergiebt. Das Geſetz läßt nun aber in Abf. 2 
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Ausnahmen von der Regel zu. Der Redakteur ijt firaffrei, 
wenn befontere Umſtände vorliegen, welde die Annahme 
der Thätetfihaft ausſchließen. Es Tommen bier gejeßlich 
nur „befondere” Umſtände in Betracht, und zwar folde 
aus denen fich ergiebt, daß der Redakteur den ftrafbaren 
Inhalt bei ver Veröffentlichung nicht gefannt Hat und biefe 
Unkenntniß nicht auf einem Verſchulden deſſelben beruht. 
Diefe Umftänte find, wenn fie nicht in dem dem Richter 
vorliegenden Thatbeftante zu Tage treten, von dem Re⸗ 
dakteur befonders anzuführen und nachzuweifen. Hiernach 
ift Die Verantwortlichkeit des Redalteurs einer periodifchen 
Druckſchrift im Neichepreßgefege grundfäglih, nach Regel 
und Ausnahme normirt, und biefe Normirung enthält, wie 
nicht zu bezweifeln, materielles Strafredt. Die Auffaffung 
der Nichtigfeitsbefchwerte, daß für die Verantwortlichkeit 
des Redakteurs der Abi. 1 820 maßgebend fei, und das 
Gefeß in dem Abf. 2 nur eine Präfumtion dafür habe auf: 
jtellen wollen, daß verfelbe den Inhalt der von ihm re- 
bigirten Drudfchrift vor der Veröffentlichung gekannt habe, 
erfcheint nach dem Vorftehenden nicht zutreffend. Daß nun 
die ftrafrechtlihe Stellung des Redakteurs unter Herrfchaft 
des Neicheprefgefetes, fehon mit Rüdficht auf die Frage 
des Schuldbeweifes, eine minder günftige ift, als die, welche 
ihm das Preußiſche Preßgeſetz gab, bedarf Teiner weitern 
Ausführung, und es Tann daher der Abf. 2 des 8 2O bes 
erftgenannten Geſetzes angefichts ber Beitimmung bes 82 
Abi. 2 des StGB.'s auf den gegenwärtigen Fall feine An- 
wendung finden. Wollte man aber auch den 820 des 
Reichs: Prefgefeges im Sinne der Nichtigkeitsbeſchwerde auf: 
fafien, fo würte body davon auszugehen fein, daß ver Abi. 2 
deſſelben eine auf materiellen Gründen beruhende Rechts: 
vermuthung und nicht lediglich eine prozefjualifche, dem for- 
mellen Rechte angehörende Beweisregel enthalte, eine rüd- 
wirkende Anwendung der Beitimmung bes Abf. 2 daher, 
zumal im Strafverfahren auegeſchloſſen fein. 

Antr. d. GEA.: gleichl. (48.—8.) 
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Hebertragung eines geiftlichen Amtes. - Stellvertreiung. - 
Adminiftration. 


Die Wahrnehmung der Funktionen eines geift- 
liche Amts durch einen im Boraus beftellten 
Stellvertreter, tft nicht durch eine neue der Anzeige 
bedürfende Anftellung oder Beauftragung bedingt. 

Geſetz v. 11. Mai 1873 8 8. Bol. RbOTr. 15. ©. 639. 

Erf. (3.1) v. 4. Mai 1875 e. M. & St. (501 II. Cr.). 

Nach dem Abgange des Präfes eines Theologenkonvikts hatte ber 
von dem Biſchof M. fon vor Erlaß ber Kirchengefege zum Repetenten 
an dieſer Anfalt beftellte S. auf Grund der Statuten bexfelben bie 
Bahrniehmung der Funktionen bes Bräjes übernommen. Die Anklage 
findet darin eine neue, ber — nicht erfolgten — Anzeige an ben Ober- 
yräfiventen beblirftige Beauftragung. Die Inflanzgerichte ſprachen frei. 
Die NB. des StA.'s führte aus, daß bie faktifche, dauernde felbft- 
fländige Uebernahme eines Amtes ihrem Wefen nah etwas völlig An- 
deres ſei, als eine Stellvertretung und wenn letztere zu einer folchen 
danernden Selbftänbigkeit erweitert werde, fie in ein anderes und neues 
Berhältniß fibergehe, auf weldhes dann $ 3 cit.: Lebertragung eines 
andern Amtes, zur Anwendung fomme und ba die Gtellvertretung 
eines Amtirenden nicht auch die Abminiftration der demnächſt vacant 
werdenden Stelle in ſich ſchließe. Das OTr. hat bie NB. aus folgenben 
Erwägungen zurüdgewiefen: 

Der Appellationsrichter ftellt keineswegs feit, daß mit 
dem Ausfcheiven des Dr. 9. als Präfes der Anftalt vie 
Stellung defjelben dauernd und felbftjtändig auf den Mil: 
angeflagten Dr. St. übergegangen fei, fondern er fpricht im 
Gegentheil nur aus, daß nach der Faffung der Statuten 
tem Dr. St. ſchon durch feine Anftellung als Repetent zu- 
gleih das Recht ertheilt fei, Die amtlichen Funktionen des 
Präfes, wenn biefelben aus irgend einem Grunde von dem 
Präfes ſelbſt nicht wahrgenommen werben, allein auszuüben, 
daß dieſes Necht allerdings ruhte, wenn der Präfes vor- 
handen und nicht verhindert gewefen, indeffen, weil es ihm 
ſchon bei feiner Anſtellung als Nepetent übertragen worden 
fei, ihm beim Wegfallen des Präſes d. h. beim Weggange 
des Dr. H. nicht new Übertragen zu werben brauchte. Diefe 


Ausführung läßt eine unrichtige Auslegung des 3 - a. a. O. 
Rechtſpr. d. K.O.Tr. ıc.. XVI. 
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nicht erfennen. Denn 83 fegt die Webertragung einet 
anderen geiftlihen Amts an einen bereitd im Amte be 
findlichen Geiftlichen ober die Verwandlung einer widerruf⸗ 
lichen Anftellung in eine bauernde voraus, während ber AR. 
umgefehrt davon ausgeht, daß die bereitd vor reichlich 
8 Fahren erfolgte Anftellung als Repetent ſchon die Ber 
fugniß zur Wahrnehmung der jegt von dem Dr. St. ver 
ſehenen Funktionen in fich gefchloffen Habe, alfo weder ein 
anderes Amt übertragen noch eine widerrufliche Anftellung 
in eine bauernde verwandelt worden fer. Einen ferneren 
Rechtsirrthum will num freilich der Oberftaatsanwalt eben 
darin finden, daß der AR. bei interpretation der Statuten 
bavon ausgehe, daß die Stellvertretung eines Amtirenden 
auch die Aominiftration einer demnächft valant werdenden 
Stelle in fich jchließe beziehungsweife zur nothwendigen 
Folge habe. Allein auch hierin kann dem OStA. nicht 
beigetreten werden. Denn der AR. bat nirgends ben 
allgemeinen Sat aufgeftellt, daß die Stellvertretung eines 
Inhabers eines geiftlichen Amtes ftets und mit Nothwendig⸗ 
feit auch die Adminiſtration der demnächft erlebigten Stelle 
umfaffe, fondern er Hat nur aus ben Statuten der bier in 
Rede ftehenden Anftalt argumentirt, daß dieſes für ben 
vorliegenden Fall angenommen werden müſſe. Dieſe Ar- 
gumentation würde aber mittelft der NB. nur dann an- 
greifbar fein, wenn es rechtlich unzuläffig wäre, eine Stell- 
vertretung in dem von dem AR. angenommenen Sinne zu 
übertragen, was aber wie das OTr. in dem ganz Ähnlichen 
Falle, auf welchen fich ver OStA. bezieht, entfchieden hat, 
(vgl. Erkenntniß des OTr.'s vom 8. Oftober 1874 wider 
Martin in ROTr.'s 15. S. 639) nicht der Ball if. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [44.—8.] 


Kircheugeſetze. - Anftellung. - Genchmigung. 
Die Genehmigung der Anftellung eines Geiftlichen 
if, wenn fie den gefeglichen Vorſchriften zuwider 
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erfolgte, auch dann flrafbar, wenn fie nicht auf Die 
Uebertragung eines beflimmten Amtes gerichtet, 
fondern in der Form einer generellen Ermächtigung 
zu geiſtlichen Amtshandlungen ertheilt war, 
Gef. v. 11 Mai 1873 8 22. 
Ert. (8.1) v. d, Mai 1875 e. M. (528 IL, Cr.). 

Das AS. erblidte in ber von bem Bilhof M. dem Seminar- 
prießer G. ertbeilten approbatio pro cura eine Zuwiderhandlung gegen 
den 5 22 des Geſ.'s v. 11. Mai 1873 ans dem Grunde nicht, weil 
dach jene approbatio dem nengewählten Prieſter nur ein Fähigkeits⸗ 
zeugniß ausgeflellt werbe, innerhalb der Diöcefe de consensu tamen 
&rum, quorum interest, alfo nur umter Zuftimmung bes betreffenden 
Barrers, geiftliche Handlungen vorzunehmen, nicht aber ein beflimmtes 
Ant übertragen, eine missio specialis eriheilt werde. Das ver- 
nichtende Erkenntniß bes OTr.'s führt znnähft aus: daß die approbatio 
pro cura eine generelle Ermächtigung zur Vornahme geiftlicher Funk⸗ 
tionen im ſich ſchließe, hierin aber zugleich eine für den Fall bes Ein- 
ttitte der Bebingung, au welche fie durch Die Worte de consensu eto. 
genäpft war, ertheilte Genehmigung biefer Bornahme enthalten fei 
nad fährt dann fort: . 

Nah Inhalt des im S 22 bezogenen $2 1. c. fteht 
die Anordnung der Hülfsleiftung in einem geiftlichen Amte, 
mithin auch ber Vornahme einzelner geiftlicher Amtshand⸗ 
lungen, der Webertragung eines geiftlihen Amtes gleich. 
Die Genehmigung der Vornahme einzelner geiftlicher Amts⸗ 
handlungen ift daher im Sinne des $ 22 die Genehmigung 
ber Vebertragung eines geiltlichen Amtes, fofern nicht, wie 
das Appellationsurtheil annimmt, dieſes Geſetz als noth- 
wendig vorausfegt, daß die Genehmigung zur Vornahme 
geiftlicher Amtshandlungen in einem fpecielt beftimmten 
Amte ertheilt fei. Für die Beantwortung dieſer Frage fällt 
dor Allem in's Gewicht, daß das Gef. v. 11. Mai 1873, 
welches wejentlich den Zweck verfolgt, zu verhindern, daß 
geiſtliche Amtshandlungen durch Berfonen vorgenommen 
werden, die dazu wegen mangelnder Vorbilbung, ober aus 
anderen Gründen im ftantlichen Intereſſe als ungeeignet 
eriheinen, zur Erreichung dieſes Zwedes bie Benennung 

22” 





[4. Mai 1875.] 340 


der mit der Vornahme geiftlicher Amtshandlungen zu Be 
trauenden an eine ftaatliche Behörbe, den Ober-Präfibenten, 
gebietet, und die Verpflichtung hierzu den geiftlichen Oberen 
auferlegt. Der 8 3 des Geſetzes dehnt diefe Verpflichtung 
febft auf den Fall aus, wo einem bereits im Amte ftehenden 
Geiſtlichen ein anderes geiftliche® Amt übertragen werben 
fol. Es fehlt nun aber an jedem inneren Grunde, aus 
welhem das Gejeg die unterlaffene Benennung des Geilt- 
lichen in dem Falle unter Strafe ftellte, wo der geiſtliche 
Dbere die Vornahme von Amtshantlungen in einem ein- 
zelnen beftimmten Sprengel genehmigte, nicht aber in 
bem Falle, wo er zur Vornahme von Amtshandlungen in 
jedem Sprengel feiner Diöcefe im Voraus die Ge 
nehmigung ertheilte, während Doch eine folche generelle Ge: 
nehmigung das ftantliche Intereſſe in weit höherem Grade 
berührt, und insbefonvere die eben erwähnte Beſtimmung 
des 83 eit. unwirkſam macht. Gleichwohl würde, wenn 
das Gefeg in derjenigen Faſſung, in welcher es erlafien 
ift, zu einer foldhen Auslegung nötbigte, nur gemäß ter: 
felben entfchievden werben können. Num ift zuzugeben, daß 
mit dem Worte „Anftellung”, deſſen fich das cit. Gefep, 
insbefondere in den 88 1. 3. 15. 16 bedient, ver Begriff 
der Webertragung einer beftimmten Stelle verbunden zu 
fein pflegt; daß die 88 1. 3, indem fie von ber Ueber: 
tragung eines geiftlichen Amtes, von einer Stellvertretung 
in demfelben, von der Verwandlung einer widerruflichen 
Anftellung in eine dauernde, reden, zunächft im Auge ge 
habt haben, es handle fih um eine beftimmte Stelle, daß 
dies insbefondere von dem 8 15 gilt, nach welchem der 
Kandidat, dem ein geijtliche8 Amt Übertragen wird, dem 
Dber-Präfidenten unter Bezeichnung bed Amtes zu be 
nennen iſt. Wenn man aber erwägt, daß die Worte „An⸗ 
jtellung”, „geiftliches Amt”, in einem von ihrer gewöhn- 
lihen Bebeutung abweichenden Sinne jebenfall® fchon 
infofern gebraucht find, als fie, wie bereits augeführt, auch 
bie Bornahme einzelner Amtshandlungen einbegreifen, fo 





341 [4. Mai 1875.] 


lann ihnen auch in ber hier fraglichen Beziehung nicht ein 
fo beſchränkter Sinn beigelegt werden, daß diejenige Aus- 
Iegung des Geſetzes ausgefchloffen wäre, welche auf das 
Entfhiedenfte der ratio legis entfpricht. Allerdings kann 
von der Beſtrafung der, zur Vornahme einzelner Amtshanb- 
lungen ertheilten Genehmigung nicht die Rede fein, wenn 
niht bejtimmte Amtshandlungen jtattgefunvden haben. 
Daraus folgt aber nicht, daß die Anıtshandlungen ſchon zu 
der Zeit bejtimmt gewefen fein müffen, wo unter ber Be: 
dingung der Zuftimmung des zu ihrer Ertheilung Berech— 
tgten die Vornahme geiftliher Amtshandlungen in allen 
Parrfprengeln ver Diözefe zum Voraus genehmigt wurde, 
Ob in einem folchen Falle der geiftliche Obere von der 
wirflih ftattgefundenen Bornahme geiftlicher Amtshand- 
Imgen Kenntniß erlangt babe, iſt rechtlich ohne Bedeutung, 
da durch feine Nichtfenntniß die Strafbarkeit der von ihm 
zu jener Vornahme bebingungsweife im Boraus ertheilten 
Genehmigung nicht aufgehoben werden kann. Diefem nad) 
unterliegt das angegriffene Urtbeil, welches den 8 22 cit. 
ad dem Grunde für nicht anwendbar erachtet, weil ber 
Angeklagte nicht zur Uebertragung eines beftimmten Amtes 
an den ıc. ©. feine Genehmigung ertheilt Habe, ber Ver— 
nichtung. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [44.—8.] 


Beleidigung. — Abſicht. - Feititelluug. - App.⸗Richter. 
Maht der wegen „Beleivigung” Berurtheilte 
werfi in der zweiten Inſtanz den Einwand, er habe 
„zur Wahrung eines berechtigten Intereſſes ꝛc.“ ge- 
handelt, fo fann der App.-Richter die bei ihm ob- 
waltende Abficht zu beleidigen nur auf Grund einer 
neuen Beweisaufnahme feftftellen. 
Geſ.v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 20]. Bgl. RrOfr. 4. ©. 351; 6. 
8.261; 9. ©. 56. 535; 10. &. 696; 12, ©. 459. 582; 15. &. 284. 
298. 341. 


Ertl, (8.11) v. 4. Mai 1875 e. Nolte (420 IL Cr.). 
[32.—8.] 


—— — — — —— 
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1. App.⸗Richter. - Beweisantrag. - Ablehunng. 
2. Betrng. - Verſuch. 

1. Es begründet Nichtigkeit, wenn der AR. die Ab- 
lehnung eines Beweisantrags, wodurch das Gegentheil 
des vom erſten Richter feftgeftellten belaftenden Sach⸗ 
verhalts dargethan werden fol, Teviglich darauf ſtützt, 
dag der leptere die betreffende Thatfache und bie 
einzelnen dahin fprechenden Momente für erwieſen 
angenommen habe. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 67). 


2. Der Thatbeftand des verfuchten Betrugs er: 
fordert, daß die Handlungsmweife an ſich geeignet 
war, die beabfichtigte Vermögensbeſchädigung herbei: 
zuführen und danach die Vollendung des Vergehens 
zu bewirken. 

EB. 6 263 [n. 76). $ 43 In. 9]. 

Ert. (B. 11.) v. 4. Mai 1875 0. Scheele (446 II. Cr.). 

Zu 1.] Eine Auffaffung des App.- Richters, dahin 
gehend, daß die beigebrachten Thatfachen, ihren Erweis 
vorausgefegt, beziehungsweife ans welchen Grünen fie nicht 
geeignet gewefen, bie eritrichterliche Fefiſtellung zu erfchüttern, 
ober daß bie für jene Thatfachen beigebradhten Beweismittel 
ihrer Beichaffenheit nach ungeeignet erfchienen, jene That 
fachen erweislich zu machen, machen bie Gründe des Er- 
kenntnifſes nicht erfichtlich. 

[3u 2.] So wie ver Thatbeſtand bes vollendeten Be- 
truge8 eine durch den erregten Irrthum wirklich hervor⸗ 
gerufene Vermögensbeſchädigung, fo erfordert der verfuchte 
Betrug, daß burch die Täuſchung eine Bermögensbeichädigung 
bat herbeigeführt werben können. Daß dies im gegebenen 
Valle ſich jo verhalten und worin die mögliche Vermögens⸗ 
befehäbigung beftanden Habe, Hat ber App.-Richter nicht 


erfichtlich gemacht. 
Antr. d. GStA.: entgegen. [37.—8.) 
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Strafantrag. - Mangel. - Nachholung in 2. Inſtanz. 

Der Mangel eines Strafantrags, melden vie 
Ehefrau des Berhafteten „unter angeblicher aus- 
drüdlicher Zuftimmung” ihres Mannes geftellt hat, 
kann innerhalb der gefetlichen Frift durch eine nadh- 
träglihe — erſt im Laufe der zweiten Inflanz er» 
folgende — Genehmigung des Mannes geheilt werden. 

StGB. $61 [n. 33). 
Er, (3. 1.) v. 4, Mai 1875 e. Will (567 IE. Cr.) 

Wenn in der erften Inſtanz auch nur ein Antrag der 
ihrer Angabe nach unter ausprüdticher Zuftimmung ihres 
Ehemannes handelnden Ehefrau Sch. auf Verfolgung bes 
Angeklagten wegen der gegen feine Dierfjtberrfchaft verübten 
Diebftähle vorlag, und ein folcher nicht als ausreichend be⸗ 
trachtet werden Tonnte, fo iſt dieſem Mangel durch die Er» 
Märnng abgeholfen worben, welche ber [Ehemann] Sch. bei 
feiner in Folge des Beweis⸗Reſoluts des Kgl. AG.'s ftatt- 
gehabten Vernehmung abgegeben hat. Daß durch befjen 
Erklärung die Sache in die Lage gebracht war, als ob bie 
berechtigte Perſon felbit fofort den Antrag auf Verfolgung 
geftellt hätte, ift im vorliegenden alle um fo weniger 
zweifelhaft, als diefelbe bezüglich des erft im Januar 1875 
erfolgten Diebftahls von Roggen, wegen welchen Vergehen 
allein bie VBerurtbeilung in zweiter Inſlanz erfolgt ift, noch 
innerhalb der im $ 61 des StGB.'s bejtimmten dreimonat⸗ 
Iihen Antragsfrift, alfo zu einer Zeit erfolgte, wo ein 
völlig neuer Antrag des ꝛc. Sch. noch zuläffig war. Auch 
fann hier nicht davon die Rede fein, daß dem Angeklagten 
durch dieſe Nachholung in zweiter Inſtanz eine Inſtanz 
entzogen worben fei. Denn das AG. hat in feinem Er- 
fenntniffe nur über eine Handlung des Angeklagten erfannt, 
welche bereitö Gegenfiand ver Entſcheidung des erjten Richters 
gewefen war, und hat nur, wozu es unbeftritten befirgt 
war, auf Grund ber von ihm noch veranlaßten neuen Be⸗ 
weisaufnahme bie progefiualifch erhebliche Thatfache ander⸗ 
weitig feitgeftellt, daß Sch. den vor dem Beginn ber Unter- 
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fuhung von feiner Frau in angeblihem Einverſtändniſſe 
mit ihm geitellten Antrag genehutige, welches Einverſtändniß 
fhon der erfte Richter auf Grund der Verficherung ber 


Fran als thatfächlich vorhanden angenommen hatte. 
Antr. d. GSA.: gleicht. [82.—8.] 
Zengniß. - Freigeſprochene Mitangellagte. 

Fin rechtskräftig freigefprochener Mitangeklagter 
ift niht zu einem Zeugniß zuzulaffen, worin ein 
Geſtändniß feiner Schuld enthalten fein würde, 

Erim.-Orbn. $ 313 Nr. 4; 8 356 Nr. 8; Non. v. 3. Jan. 1849 
$ 20 [n. 11). 822 [n. 22]. 
Ertl. (3.1.) v. 4. Mai 1875 0. Wolf (541 11.Cr.). 

W., 3 und R. hatten zur Widerlegung der ihmen ſchuld⸗ 
gegebenen vorfäglihen Mißhandlung des A. und %. drei Zeugen, da- 
runter ben im erſter Inſtanz freigefprochenen Mitaugeflagten W., vor- 
geihlagen. Diefe follten befunden, daß fie ſelbſt ben Angriff gegen 
5. und A. unternommen hätten. Das AG. Iehnte den Beweisantrag 
ab. Die NB. fand hierin unzuläffige Beſchränkung der Vertheibigung. 
Das OTr. wies die NB. zurid indem es erwog: 

Wenn der App.-Richter diefen Beweisantrag deshalb 
ablehnt, weil damit die Zeugen zu einer Anzeige gegen fid 
felbjt veranlaßt werden würden und jedenfall auch wenn 
fie ſich freiwillig dazu verftehen follten, als geftänbige 
Schuldige mit dem Zeugeneide nicht würden belegt werben 
fönnen, fo entfpricht diefer Ablehnungsgrund den gefeglichen 
Vorſchriften in ven 88 313 (Nr. 4), 356 (Nr. 8) der Erim.- 
Ordnung. 

Antrag des GStA.: gleichl. [28.—8.] 


— —— —— — 


Zweilampf. - Herausfordernng. - Freiwilliges Aufgeben. 
1. Das Vorhandenſein eines für die Entſchließung: 
den Zweikampf aufzugeben, maßgebenden Motivs iſt 
keine die Freiwilligkeit derſelben beeinträchtigende 
Nöthigung. 
2. Die Strafbarkeit aller Betheiligten iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn das Aufgeben des Zweikampfs 
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durch die freiwillige Entfchliegung nur einer der 
Parteien herbeigeführt ift. 
StGB. $ 204 [n. 1]. 
Erf. (8. 1.) v. 5. Mai 1875 ec. D. (333 I. Cr.). 
D. war wegen Herausforderung zum Zmweilampfe, W. wegen 
Aunahme deffelben und 2. als Kartelträger verurtheilt. D. erhob ven 
Einwand, daß der Zweilampf von ihm freiwillig aufgegeben, indem 
er felbft den Vorfall mit der Erflärung angezeigt babe, daß er auf 
eine Genugthuung ſeitens des Geforberten verzichte Das AG. hielt 
diefe Anführung für unerbeblih indem es ausführt: 
„Wenn D. wirklich in der Meinung, daß der Geſorderte beit 
Zweilampf aus nichtigen Grlinden ausweiche, felbft von ber 
Ausführung deffelben abgeftanden wäre, fo würde von feiner 
Seite das Aufgeben bes Zweikampfes kein freiwilligee, 
fondern ein ihm feiner Meinung nach aufgedrungenes ge- 
weſen fei. Außerden erfordere der $ 204 StGB.'s ben 
freiwilligen Rüdtritt beider Parteien”. 

Das OTr. Hält diefe Begründung für rechtlich verfehlt und ver- 

nichtet das Erkenntniß des AG.'s indem es erwägt: 

Diefe Begründung des AR.'s ift darum rechtlich ver- 
fehlt, weil für die Anwendung des 8 204 ecit. nicht bie 
Motive des Rücktritts in Betracht kommen, fondern nur 
bie Freimilligfeit deffelben, biefe Freiwilligkeit aber nur die 
eigene Entfchliefung im Gegenjage zu einer durch dritte 
Perfonen oder durch äußere Umftände herbeigeführten 
Nöthigung vorausfegt. Die Freiwilligkeit der Entſchließung 
wird dadurch nicht aufgehoben, daß tiefe Entſchließung 
moralijch geboten ift; denn wo die Wahl freifteht, fällt vie 
Entfchließung oft gegen die moralifchen Anforderungen 
aus; der Entfchluß ift alfo nicht darum ein unfreier, weil 
er von moralifchen Gefihtspunften aus nicht anders aus⸗ 
fallen Tonnte, al8 er ausgefallen ift; er ift vielmehr nur 
dann ein unfreier, wenn er burch eine äußere, die freie 
Willensbeftimmung beeinträchtigende Nöthigung herbeigeführt 
iſt. Diefe Nöthigung muß, um die Freiheit ver Wahl aus» 
zufchließen, auch eine objektive, nicht blos eine nach ber 
Meinung des Wählenten mögliche fein. Nun bat der AR. 
ſelbſt angenommen, daß der Geforderte W. von dem Zwei— 
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Iampf nicht zurückgetreten fei; er kann alfo nicht davon 


ausgegangen fein, daß ein freiwilliger Rücktritt bes For⸗ 
bernden D. darum unmöglich geworben fei, weil ſchon vorher 
durch den Ruücktritt W.’S der beabfichtigte Zweikampf ver: 
eitelt worben fei. Die bloße Annahme des Angeklagten D. 
aber, daß W. zurücktreten werde, beeinträchtigte nicht bie 
Freiheit feiner eigenen Entfchliefung. Der AR. bat 
baber, indem er das Vorhandenſein eines für die Ent- 
fchließung maßgebenden Motivs für eine bie Freiheit der⸗ 
jelben aufhebende Nöthigung erachtet, ven 8 204 cit. verlekt. 
Der 8204 cit. ift ferner auch infofern verlegt, als ber 
freiwillige Rücktritt beider Parteien erfordert, dem Rück⸗ 
tritt des Einen berfelben die vechtliche Bebentung abge- 
fprochen ift. Dies Tann als zutreffend nicht erkannt werben. 
Die 88 201-204 de8 StGB.'s find infofern eigenthüm⸗ 
lichen, von ber Natur ber meiften Strafbeftimmungen ab- 
weichenden Inhalts, als fie ein Delikt Tonftruiren, welches 
an und für fich eine Nechtsverlegung, wie fie fonft in 
Kriminal-Gejeten vorgefehen ift, nicht betrifft. Die Heraus- 
forderung und deren Annahme find an Willenserflärungen, 
welche eine ftrafbare Handlung — den Zweilampf — be- 
treffen, aber an und für ſich nur als Vorbereitungshand- 
Iungen angefehen werden Tönnten und baher ftraflo8 bleiben 
müßten, wenn fie nicht in den 88 201—203 felbftjtändig 
mit Strafen bedroht wären. Das Vorgehen des Geſetz⸗ 
gebers, für bloße Willenserklärungen, welche ein künftiges 
Delikt vorbereiten, eine befondere Strafſanktion aufzuftellen, 
fann nur in Triminalpolitifchen ober polizeilichen Gefichts- 
punkten feine Erklärung finden; es bezwedt die möglichfte 
Verhütung bed Zweilampfs felbft, indem es fchon bie vor- 
bereitenden Schritte unter Strafe ftelt. Von gleichem Ge⸗ 
fichtspunkt muß auch der $ 204 cit. angefehen werben; er 
will die Befeitigung des fchon vorbereiteten Zweilampfs 
erleichtern, indem er für ben Fall des Rücktritts die eigentlich 
fhon durch die Herausforderung und durch die Annahme 
verwirkten Strafen wegfallen läßt. Es find dies alfo ähn⸗ 
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liche Rückfichten, wie fie in Bezug auf den Verfuch zu ber 
Beitimmung des 8 46 des StGB.'s geführt baben. Hält 
man dies feft, fo ift anf den Gebrauch des Plurals in den 
Worten des 8 204: „wenn die Parteien ben Zweikampf 
freiwillig aufgegeben haben” Fein allzugroßes Gewicht zu 
legen, vielmehr anzunehmen, daß diefer Plural nur gewählt 
worden ift, weil bei jedem Zweikampf zwei Berjonen in 
Betracht kommen, die Bedeutung der Vorfehrift aber allein 
in dem freiwilligen Aufgeben zu fuchen if. Wollte man 
die Vorfchrift wörtlich anwenden, fo würbe biejelbe kaum 
anders als in denjenigen Fällen zutreffen, in denen erſt auf 
dem Kampfplatze jelbit eine Verſöhnung eintritt; in allen 
anderen Fällen würde ein gleichzeitiges freiwilliges 
Zurüdtreten, wie es ber AR. zu erfordern jcheint, nicht 
ftattfinden und es würde daher, wenn eine Partei den 
Rücktritt definitiv erklärt bat, die andere Überhaupt nicht 
mehr freiwillig zurüdtreten können, daher für feine von 
beiden Straflofigfeit eintreten. Der Gefeßgeber kann aber 
am wenigften gewollt haben, daß der Rücktritt des Ver— 
föhnlichen unter den Parteien, welcher das Aufgeben des 
Zweikampfs thatjächlich berbeiführt, nicht einmal für ihn 
ſelbſt vie Straflofigfeit herbeiführen, diefe vielmehr durch 
Unverföhnlichleit des Gegners vereitelt werden Fünne. Iſt 
hiernach anzunehmen, daß ver $ 2 bed StGB.'s auch dann 
Anwendung findet, wenn das Aufgeben bes Zweilumpfes 
durch die freiwillige Entſchließung nur einer ber Parteien 
herbeigeführt ift, fo fommt dies auch demjenigen zu Statten, 
welcher feinerjeitd eine ſolche Entfchließung nicht getroffen 
hat. Die Konfeguenz entfpricht dem Zwecke des Gejetes 
und es kann ein Bedenken hiergegen nicht aus der Betrach- 
tung entnommen werben, daß das Gefek nur fir Denjenigen 
Straflofigkeit gewollt haben könne, welcher felbit zur Ver— 
bütung des Zweifampfs beiträgt; denn diefe Argumentation 
würde dadurch widerlegt, daß im Kalle der Verſöhnung 
auch die Karteliträger ftraflos bleiben, gleichviel ob jie ſelbſt 
— wie im Tall des 8 209 erfordert ift — zur Verhütung 


15. Mai 1875.] 348 


des Zweikampfs beigetragen haben ober nicht. Die in De- 
treff der Benrtheilung der Schule des Angellagten D. vor- 
gefommene Gefegesverlegung wirkt demnach auch in Bezug 
auf die beiden anderen Angeklagten. 

Autr. d. EStA.: entgegen. [40.—6.] 


Berfolgungsantrag. - Vater. - Väterliche Gewalt. 
I. Der Nichtigkeitsrichter ift berufen, felbft zu 
prüfen ob ein wirkffamer Strafantrag vorliegt. 
StGB. 8 61 [n. 34). 


2. Die einmal durch den Austritt aus dem 
väterlichen Haufe und die Uebernahme einer felbft- 
ſtändigen Befhäftigung erlofchene väterlihe Gewalt 
lebt durch fpätere Rückkehr in das väterliche Haug 
nicht von felbft wieder auf. 

StGEB. 8 195 [n. 4). 
Ertl. (8. 1) 0. 5. Mai 1875 e. Gabriel (280 I. Cr.). 

G. hatte dem T. Körperverlegung zugefügt und war auf Straf. 
antrag bes Vaters des letztern beftraft. In ber Appellationsinflanz 
beftritt G. daß ber Bater des bereit® 38 jährigen T. zur Stellung bes 
Antrags befugt fei und ſtellte zum Nachweis daß T. ſich nicht mehr 
in väterliher Gewalt befinde, unter Beweis, daß derſelbe nach erlangter 
Srofjäbrigleit mit Genehmigung des Baters als Wirthichaftsinipeltor 
und als Sequefter gegen Gehalt und freie Station, ſowie fpäter ale 
Dertreier eine® erkrankten Gutsbeſitzers in gleicher Weife Güter felbfl- 
ſtändig kürzere Zeit bewirthſchaftet habe. Der AR. lehnte ben Beweis: 
antrag ab, weil barans ein Fall der Aufhebung ter väterlichen Gewalt 
ih nicht ergeben würde, indem 2. bie übrige Zeit im väterlichen 
Hauſe von feinem Bater unterhalten und biefem in der Wirthichaft be» 
hülflich geweien, mithin nicht gefolgert werben fünne, daß er eine ab- 
aejonderte Wirthſchaft errichtet oder ein eigenes Gewerbe betrieben, ober 
ein öffentliches Amt beffeivet habe. In diefer Ausführung fand bas 
OTr, einen rechtsgrundſätzlichen VBerfioß gegen 8 210. 212 ATH. II. 2 
und ver nichtete das Erkenntniß des AG.'s unter Zurückverweiſung 
u anderweiter Verhandlung. Gründe: 


Im Gegenſatz zu den Beſtimmungen des Römiſchen 
Rechts hatte ſich in Deutſchland ein feſtſtehendes Gewohn⸗ 
heitsrecht dahin ausgebildet, daß mit der Errichtung einer 
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parata oeconomia Seitens bes Hausfohnes die näterliche 
walt über benfelben aufböre, offenbar von dem Gedanfen 
gehend, daß derjenige, welcher durch die von ihm äußerlich 
ver Geſellſchaft eingenommiene Lebensſtellung als völlig 
ſtſtändig erfcheint, auch rechtlich als felbitftändig ange- 
en werden müſſe. Das ALR., welches biefen Rechts— 
tand vorfand, jchloß fih in der von ihm aufgeftelften 
eorie demſelben an, ging aber noch einen Schritt weiter, 
em es ($S 212 a. a. OD.) auch denjenigen für entlaffen 
3 der väterlichen Gewalt erflärt, welcher ohne separatam 
conomiam zu haben, ein eigenes Gewerbe treibt oder ein 
entliches Amt befleivet. Suarez motivirt in feinen amt- 
en Schlußvorträgen diefe Erweiterung des bis dahin 
tenden Rechts wie folgt: 
„Sn der Sohn majorenn, fo muß man die Aufhebung der 
väterlihen Gewalt möglihft beglinftigen. Ein 24 jähriger 
Menih muß für fähig geachtet werben, feine Handlungen 
ſelbſt zu birigiven und braucht nicht mehr ben ihm in ber 
Regel läftigen, das Publikum aber in vielen Fällen genirenben, 
Kappzaum der väterlihen Gewalt. Daher find separata 
oeconomia, Amt, eigenes Gewerbe, ohne Unterſchied und 
Einfhränfung für modus tollendi erffärt: $ 210—213" 
(Zahıb. Bd. 41 S. 187). 
emzufolge tritt nach Preußifchen Necht grundfäglich der— 
ige aus ber väterlichen Gewalt, welcher für fich felbit 
iht für feinen Vater) eine Berufsthätigfeit, fei e8 ein 
nt oder ein eigened Gewerbe, übernimmt, welche ihm 
jen felbfiftändigen Unterhalt, wenn auch nicht volljtändig, 
währt, doch zu gewähren an fich geeignet ift. Hiervon 
gehend hat Das Kgl. OTr., Civ.⸗Sen., denn auch bereits 
feinem Erfenntniffe v. 16. Juni 1865 (Strieth. Arch. 
d.58 ©. 348) ausgefprochen, 
dag ein großjähriger Sohn, welcher bereits mehrere Jahre 
mit Bewilligung feines Vaters ald Delonomie-Infpeltor gegen 
ein Sahresgehalt von 100 bis 120 Thaler konditionirt habe 
und fih davon ſtandesgemäß babe ernähren können, aus ber 
väterlichen Gewalt für entlafjen anzufehen jei. 
on dieſem Gefichtspunkte aus erfcheinen bie thatfächlichen 
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und unter Beweis geftellten Behauptungen der Appellations⸗ 
Rechtfertigung an fich erheblich, und der AR, durfte die 
Beweisaufnahme nicht deshalb ablehnen, weil aus ihnen 
die Aufhebung der väterlichen Gewalt nicht folge. Mag 
auch zuzugeben fein, daß e8 befondere Umftände geben könnte, 
welche der Nichtigkeit jener Thatſachen ungeachtet, ein ort: 
beftehen ver väterlichen Gewalt bedingen würden, fo würde 
es boch der Feftjtellung biefer befonteren, eine Ausnahme 
von der Regel bildenden Umftände durch ven AR. bebinft 
haben. In der von dem AR. erwähnten Thatfache allein, 
daß T., nachdem er verhältnißmäßig nur kurze Zeit außer 
halb des väterlichen Haufes Tonditionirt habe, jedesmal in 
biefes zurücgelehrt und von feinen Eltern unterhalten fei, 
iſt jedenfalls ein befonderer Umftand nicht zu finden; denn 
war bie väterliche Gewalt durch den Austritt des T. aus 
dem väterlichen Haufe und refp. durch die Uebernahme einer 
felbftftändigen Befchäftigung einmal erlofchen, fo Tebte fie 
durch Die fpätere Zurüdfehr in das väterliche Haus und in 
bie frühere Stellung, mochte dieſe auch nach noch jo Turzer 
Zeit erfolgen, nicht wieder auf. 

Antr. d. GESN.: entgegen. [47.—6.] 


Schleswig:Holftein. - Patent v. 20. März 1807. - Ab: 
gabe für Hunde. 


Das Patent für Schleswig-Holftein v. 20. März 
1807 über die Löfung der Hundezeichen ift Fein 
Abgabengefeg im Sinne des Tit. 21 Abſchn. 4 der 
SPD. v. 25. Juni 1867. 

Schl.⸗Holſt. Patent v. 20 März 1807; StPO. $ 485. 391. 

Ert. (3.1) v. 5. Mai 1875 e. Holtorfi (378 1. Cr.). 

Nach dem eit. Patent muß fir Hunde ein polizeiliches Zeichen 
gegen Zahlung eines zur Ortsarmenkafje fliegenden Geldbetrages gelöf 
werben. Hunde die ohne Zeichen umberlaufen follen getöbtet unb ber 
Eigenthümer mit einer Strafe von 4 Thaler belegk werben. Gegen 
ein hiernach verurtbeilendes Erkenntnig 2. Inflanz wurde NB. einge- 
wendet, bie bei dem Charakter ber befttaften Handlung ale Ueber⸗ 
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treiung nur baun nad StPO. 5 485. 391 zuläffig war, wenn fie als 
Zuwiderhaublung gegen Vorſchriſten Über die Erhebung von Abgaben 
und Gefällen angefehen werben konnte. Das OTr. wies aber bie 
NB. zurüd, weil bies nicht ber Fall fei, indem es erwog: 

Wil man auch die Anoronungen der 881 bis 6 bes 
gedachten Patents als auf Einführung einer befonderen Ab- 
gabe für das Halten von Hunden gerichtet und bie Löſung 
bes Zeichens bei der Poligeibehörde als bie Form der Ent- 
richtung berfelben anfehen, fo fehlt doch jeder erfichtliche 
Nachweis dafür, daß das vorgefchriebene ftändige Tragen 
dieſes Zeichens mit ber fteuerlichen Natur der Abgabe in 
Berbindung zu bringen und etwa als eine bie Sicherung 
bes Eingangs der Steuer bezwedende Kontrolmaßregel auf- 
zufaſſen ſei. Die Vorſchrift des SA 1. c. wonach jeder 
Hund, welcher ohne das Zeichen umberläuft getöbtet werden 
fol, trägt vielmehr eine ſelbſtſtändige polizeiliche Bedeutung 
infofern in fih, als fie in der unterlaffenen Tragung des 
Zeichens einen genügenden Grund findet, den betreffenden 
Hund zu befeitigen und auf biefe Weife auf Verminderung 
und Unfchädlichmachung der Hunde im Allgemeinen binzu- 
wirken, wie fich diefes überhaupt als die Tendenz der Ver- 
ordnung in allen ihren Beftimmungen erweift. Ebenſowenig 
trägt bie dem Eigenthümer nach 8 81, c. obliegende Leiſtung 
von 4 Thaler auch nur theilweife einen fteuerlichen Charafter ; 
fie erfcheint nicht als eine vermöge ber Finanzhoheit des 
Staats angeordnete Abzabe für die mittelbaren ober un« 
mittelbaren Zwede des Staats, fondern infofern als bie 
eine Hälfte der Armenkaſſe, die andere demjenigen zufallen 
jo, welchem das Todtſchlagen der Hunde aufgetragen 
worden, theilweife ald Strafe zu Gunften eines milden 
Zweds, theilweife als Erfag für eine durch den Auftrag 
der Polizei nothwendig gewordene Mühemwaltung eines 
Dritten. 


Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 
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Naflan. - Forftweidefrebel. - Materie. 

Die Tandesgefeglihen Beftimmungen über Forft- 
weidefrevel find durd das SGB. nicht außer 
Geltung gefegt. 

Einf.-Sef. v. 31. Mai 1870 $ 2 [n. 7); Naſſ. Forſtſtraſgeſetz v. 
6 San. 1860. 
Erf. (8.1) v. 5. Mai 1875 e. Zapp (854 I. Cr.) 

Das Naffauifche Forſtſtrafgeſetz v. 6. Ian. 1860 enthält in $ 15 
bis 19 Beſtimmungen über vorſätzliche und unvorfägliche Forſtweide⸗ 
frevel, denen das Berufungsgericht die fortbauernde Gültigleit deshalb 
abfprit, weil bie Handlungen umter den Begriff ber Vermögens⸗ 
beſchädigung fielen und der dieje erſchöpfend behandelnde 8 281 des 
Preuß. ($ 303 des Reihe) StGB.'s im Sinne des Art. 6 ber Einf. 
Bon. v. 25. Juni 1867 eine „Materie“ umfaffe, deren ſtrafrechtliche 
Regelung durch das eingeführte neue Geſetz alle vom Ietsteren ab» 
weichenden älteren Strafbeflimmungen über denfelben Gegenftand und 
damit auch die erwähnten Vorfähriften fiber Forſtbeſchädigungen be 
feitige.. Auf NO. des StA.'s erfolgte Bernichtung. Gründe: 

Es ift weder richtig, daß 8 281 des Pr. StGB.'s die 
Materie ver Beſchädigung fremden Eigenthums hat erfchöpfen 
wollen, wie zahlreihe anderweite auf bie Beſchädigung 
fremden Grundeigenthums und namentlich auch gerabe auf 
die Waldungen fich beziehende Vorfchriften 3. B. die SS 286 
bis 288, 349 Nr. 1, 2 beftätigen, noch daß die 88 15—19 
des Naſſauiſchen Geſetzes unter allen Umjtänden einen 
wirklichen Schaden an einer im Forſtſchutze ſtehenden fremden 
Sache, alfo eine Bermögensbefchädigung, vorausfegen, indem 
nach 8 16 letter Abfag und 8 18 Nr. 1 daſelbſt der vor- 
fäßliche wie der unvorfägliche Forftweidefrenel einer Strafe 
auch dann unterliegen, wenn ein nachweisbarer Schaben 
nicht verübt if. Wald und Flur als Objekte des Nutzens 
und ber ruchterzeugung find von jeher verimöge der Ver⸗ 
fchiedenartigfeit der dabei in Betracht kommenden allgemeinen 
und fpeziellen Rückſichten Gegenftand einer befonderen Be 
handlung Seitens der Strafgefeßgebung gemwefen, welche in 
meiftens nur den provinziellen und örtlichen Bebürfniffen 
und Anfchauungen entnommenen und angepaßten Forft- und 
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Feld- Ordnungen ihren Ausdruck erhielt. Sie bildeten eine 
Materie, worüber das Strafgefegbuch nur vereinzelte einen 
überall zutreffenden gemeinfchaftlichen Ausgangspunkt nicht 
bietende Anordnungen traf und welche im Vebrigen zu den- 
jenigen gehörte, bezüglich deren als folche das neue Geſetz 
nichts beftimmte und beftimmen wollte. So wie es biernach 
auch ohne die befondere Hinwelfung des Art. VI auf bie 
Borfipolizeigefege Teinem Anftand begegnen konnte, das 
Naſſauiſche Geſetz vom 6. Jan 1860, foweit es nicht durch 
bie gleichzeitige Einführung einzelner Preuß. Geſetze eine 
Aenderung erlitten, unter dem Gefichtöpunlte einer im Straf- 
gefeßbuch nicht vorgefehenen Materie als fortbeftehend an- 
zuerfennen, fo unterliegt diefes noch weniger einen Bedenken 
gegenüber der ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzgebers, 
welche die auf die Forftpolizei bezüglichen von der Verord⸗ 
nung felbit nicht betroffenen Anordnungen in Kraft behielt. 
Wenn das Berufungsgericht dagegen auf die Beſchränkung 
jener Aufrechthaltung auf polizeiliche Strafbeftimmungen 
berweift und Strafandrohungen über Forfibefchädigung, weil 
fie wirkliche Eingriffe in fremdes Eigenthum betreffen, ven 
blos vorbeugenden Zweck der Polizeigejete abjpricht, fo mag 
biefer Legtere im Allgemeinen zugegeben werben, es ſchließt 
derfelbe aber nicht aus, daß die Polizeiftrafgefeßgebung 
durch Repreſſion geringfügiger Nechtseingriffe vorbeugend 
gegen die fihwereren wirkt, zum Anderen entjcheidet er 
nicht über den ‚Begriff einer „auf die Forft-Polizei bezüg- 
lichen Strafbeftinnmung” wie Art. VI folden im Auge hat. 
Derjelbe beruht auf der Älteren vor tem Strafgejeßbuch 
liegenden Terminologie und bildet ben Gegenſatz zı den auf 
den Schuß des Forfteigentfums bezüglichen Kriminalvor- 
ihriften. Daß aber in dieſem Sinne tie Polizeigefege auch 
Handlungen treffen, welche fich als Eingriffe in fremdes 
Eigenthum barftellen, ergeben gerade die Beftimmungen ber 
Veltpolizeiordnung v. 1. Novbr. 1847, bezw. das Geſetz 
v. 13. April 1856 88 41 bis 43 und 45, welche Art. III 


der Verordn. v. 25. Juni 1867 in Naſſan zur an 
Rechtiprech. d. K. D.Tr. ac. XV 
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gebracht hat; e8 ergeben tiejes ferner, die Oftpreuß. Forſt⸗ 
ordnung v. 3. Dezbr. 1775, das Publifandum der Krieg: 
und Tomänenlammer für Pofen, das Rheiniſche Ruralgeſetz 
von 1791 und die zahlreichen ſonſtigen auf den Schutz des 
Forſt- und Feldeigenthums bezüglichen Provinzial- und 
Spezialgeſetze und Erlaſſe (vgl. Rönne, Preuß. Staatsrecht 
Br. II. 8 382, Oppenh. Rechtſpr. 6. ©. 479; 12. ©. 420; 
15. ©. 268. 610) deren fortvauernde Giltigkeit als befontere 
von dem Strafgefegbuch als folche nicht berührte Materie, 
ungeachtet das Einführungsgefeg v. 14. April 1851 Art. 1 
ihre fpezielle Hervorhebung nicht einmal für nothwendig er- 
achtete, konftant anerkannt worden ift. Ebenſowenig wie 
Art. VI ver Bon. v. 25. Yuni 1867 bat 82 des Einf. 
Geſ.'s .R- StB. eine Aenderung eintreten laffen, indem 
auch dort die Landesftrafgefetgebung Hinfichtlich der Forſt⸗ 
polizei aufrecht erhalten worden ift. 

Anır. d. GSM.: gleicht. [68.—6.j 


Stempel. - Bollmadt. - Alfignation. 


1. Die Stempelfteuerpflictigfeit einer Urkunde 
beftimmt ſich nur nad deren Inhalt. 

2. Das fohriftliche Erfuchen eines Forderungs⸗ 
berechtigten an den Zahlungspflichtigen, für Rechnung 
des erfleren an einen Dritten zu zahlen ift (im 
Geltungsbereihe des Pr. ALR.'s) weder als Boll- 
macht, noch als Affignation flempelfteuerpflichtig. 

Stempelgei. v. 7. Mär, 1822 8 21; Geſ. v. 26. Mai 1852 $ 1; 
B.⸗Wechſ.⸗St.⸗Geſ. v. 10. Juni 1869. 
Erk. (3. I.) v. 7. Mai 1875 e. Barg (850 I. Cr.). 

Der Kaufmann B. erfuchte den Magifirat in T. mittels zweier 
Schreiben, a conto feiner Koblenlieferung Geldbeträge an ©. zu zahlen 
und ihm in Rechnung zu fielen. Durch Straffeftfegung aus Stemp.- 
Beleg v. 7. März 1822 $ 21 wegen Hinterziehung von Bollmadıtd- 
ſtempeln beftraft, provocirte er auf richterliches Gehör und wurde in 
beiden Inſtanzen freigeiprohen, weil bie Gerichte in jenen Schrift. 
ftliden weder Bollmadıten, noch kaufmänniſche Alfignationen erblidten. 
Die diergegen auf 8 1 Gef. v. 26. Mai 1852, $ 16. 16 bes B.Wechſ. 
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Stemp.⸗Geſ. v. 10. Juni 1869 und $ 251 ALR. I, 16 gefügten NB. 
wurde vom OTr. zurädgemwiejen. Grlinde: 

Es ift ein feftftehender Grundfa ber Rechtfprechung, 
daß die Stempeljtenerpflichtigleit einer Urkunde nur nach 
dem Inhalte derjelben zu beurtheilen iſt. Demgemäß ift £ 
auch ver Appellations⸗Richter verfahren und, wie bereits = 
angeführt, der Anficht des erften Richters beigetreten, daß . 
in feinem ber beiden Schriftftüde eine Vollmacht für ben e 
Raufmann ©. au finden ſei. Es liegt Hierin fein Rebe  - 
irrthum. Die in Rebe ftehenden Schreiben beantragen, = 
nad) ihrem ausdrücklichen Wortinhalte, bei dem Magiftrat 
zu 8%. für Rechnung des B. an ben ꝛc. ©. beftimmte 
Geldfummen zu zahlen, welche ver Magiftrat dem Implo⸗ 
ranten zu entrichten Hatte, und ihm dieſe Zahlung in 
Rechnung zu ftelen. Daß Hierin ein Auftrag an ven 
c. ©. zu finden fein fönnte, als bloßer Stellvertreter 
bes Angeflagten deſſen Forderungen nach ber angegebenen 
Höhe in Empfang zu nehmen, ift aus ben Schriftftüden 
nicht zu erfehen, und ob etwa andere außerhalb berjelben 
eriftirende Verhältniſſe vorhanden find, kann nach dem oben 
bezeichneten Mechtsprinzipe nicht in Frage gezogen werben. 
Eben fo wenig ift die fernere Behauptung der Nichtigfeits« 
befehwerde eine zutreffende, daß die in Rede ftehenden 
Schriftftüde als Anweifungen im Sinne bes 8 251 I, 16 
des ALR. anzufehen feien. Dieſes Gefeg lautet: 

Wenn jemand einem Andern ben Auftrag madt, etwa®, 
| welches der Auftragende von einem Dritten zu fordern bat, 
rn bei bemmfelben für feine eigene Rechnung zu erheben, jo wird 

biefes eine Anweifung ober Affignation genannt. * 

Hiernah muß der bezligliche Auftrag Seitens des Auf⸗ | 
tragenden (Affignanten) unmittelbar an den zur Erhebung 

der Forderung Beauftragten (Affignatar) gerichtet werben, 

wie der App.Richter ausgeführt hat, während dem bie von 

dem Angeklagten herrührenden und gegenwärtig inkriminirten 
Schreiben an den Magiſtrat zu T., alfo an den Dritten,  _ 
der die Zahlung leiften follte (den Affignaten), erlafen - 
waren, mithin höchſtens als bie in dem 8 nn 0, De 
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vorgejchriebene Bekanntmachung der etwa erfolgten 
weifungen, angefehen werben fönnten, die indeß nicht jtei 


pflichtig if. 
Antr. d. EGStA.: gleichl. [20 


Beamte. - Gefanguentransporteure. 


Gefangnentransporteure, welche nicht auf G 
eines Amtes, fondern in Folge eines ihnen erthe 
Auftrags Gefangene transportiven, find 
Beamte. 

StGEB. $ 359 |n. 34]. 113 [n. 2]. Bgl. ©. Arch. 2. ©, 22 
Erf. (8. 1.) v. 7. Mai 1875 e. Nitſchle (290 I. Cr.) 

Die Frage ob N. al8 Beamter anzujehen war 
nicht aus 8 113 StGB.’8, der nur eine beitimmte Kat: 
von Beamten betrifft, zu welcher N., wenn er über! 
Beamter war, unzweifelhaft gehörte, jondern aus 8 
StGB.'s zu löfen. Danach find als Beamte im € 
des StGB.'s „alle in unmittelbarem Neichd: oder Bu 
jtaatlihem Dienite auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur 
läufig angeftellte Perſonen, "ohne Unterſchied, ob fie 
Dienfteid geleiftet haben, oder nicht”, anzujehen. Go; 
es ift, daß nach dieſer Vorſchrift eine gewiſſe Dane 
Dienstes nicht als nothwendiges Kriterium für die Bear 
qualität angefehen werben fanıt, fo läßt doc) ber 2 
ausdruck erkennen, daß der Gefetgeber mit der llebertra 
eines einzelnen Gefchäfts den Beauftragten nicht 
Weiteres für die Dauer der Ausführung dieſes Geſt 
bie Beamtenqualität bat beilegen wollen. Er macht 
vielmehr von einer „Anftellung im Staatsdienſte“, 
wie e8 an anderen Stellen heißt, von einer „Beruf 
dazu abhängig und mag es hierzu auch nicht nothw 
gewiſſer Förmtichkeiten bedürfen, jo ijt doch flar, baf 
Sefep etwas Anderes und mehr im Auge hat, al® bie 
fache Ertheilung eines Auftrags Seitens einer Behörde 
Ausführung eines einzelnen Geſchäfts. Dies wiirde | 
führen, daß jeder von einer Behörde angenommene Url 
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bei Ausführung der ihm übertragenen Arbeit als Beamter 
anzujehen wäre. Die Ausführung der NB., welde ans 
der Ueberſchrift des Abſchnitts VI „Widerftand gegen bie 
Staatsgewalt“ deduziren will, daß ein Gefangenenen-Trans- 
porteur ftet8 Beamter fei, trifft aus dem ſchon oben ange- 
beuteten Grunde nicht zu, daß es gar nicht ber Zweck jener 
Vorſchriften des Abfchn. VI ift, die Frage zu enticheiden, 
wer als Beamter anzufehen fei, und die Debuftion, daß 
der Witerftand nicht das mit dem Transport betraute 
Individuum allein, fondern auch die den Transport anord⸗ 
nende Staatöbehörbe treffe, iſt an jich zwar richtig, beweifet 
aber für die vorliegende Trage nichts, denn Vorausſetzung 
für die Strafbarfeit aus 8 113 eit. bleibt immer, daß ber 


Widerftand gegen einen wirklichen Beamten geleiftet wird. 
Antr. d. EStA.: entgegen. (47,—8.] 


Untreue. - Dolne. 


Zum Thatbeftand der Untreue ift erforderlich, 
daß der Wille des Thäters auf die Zufügung eines 
Nachtheils gerichtet gewefen fei. 

StEB. 9 266 [n. 1]. Bgl. RdOTr. 12. S. 177; 13. &. 659. 
Ertl. (8.1.) v. 7. Mai 1875 0. Tepper (308 I. Cr). 

Der AR. hatte die Feſtſtellung ber Untreue eines Bevollmächtigten 
nur bamit begründet, daß Tr. als Bevollmädtigter über ein Ber- 
mögensftüd feiner Auftraggeberin mit dem Bewußtfein verfügt babe, 
daß er fie dadurch benachtheilige. Das OTr. ſprach aus, daß ber 
Tharbefland bes 8 266 dadurch wicht erfüllt werbe. indem es erwog: 

In allen drei Nummern des 8 266 wird ein abficht- 
lihes Handeln zum Nachtheile des Auftraggebers 


u. f. w., eine abſichtliche Benachtheiligung derjenigen 


Berfonen, deren Gefchäfte durch ven Thäter beforgt werden, 
erfordert, Abweichend non der Definition der Untreue in 
8 246 des Pr. St GB.'s, welches ſich mit einer vorfäglichen 
Benachtheiligung begnügte, ift hierdurch Die auf die Benach— 


teiligung des Auftraggebers n. ſ. w. gerichtete Abjicht des . e; 
Thäters zum Begriffsmerkmal ver in Rede ftehenden Strafe 


W 





[7. Mai 1875.] 358 


that erhoben. Daß diefer auf die Benachtbeiligung dee 
Auftraggebers als Zwed gerichtete Wille aber ein weiteres 
Erforderniß in fich fchließt, als Das bloße Bewußtſein bes 
Thäters, daß derſelbe durch feine Handlung benachtheiligt 
werde, bedarf feiner Ausführung. 

Antr. d. EGStA.: entgegen. 133.—8.] 


Appellationsrichter. - Boralten. 


Der Appellationgrichter, welcher die erftrichter- 
lihen Feftftellungen beibehält ift befugt, zur Be- 
grändung, aud ohne formelle Beweisaufnahme, auf 
die mit den Alten verbundenen Vorakten Bezug zu 
nehmen. 





Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 83]. 
Erl. (3.1) v. 7. Mai 1875 0. Schwiederla (389 1. Cr.). 


Die NB. Hatte gerügt daß der AR. die Borbeflrafungen des ©. 
zur Belaftung deflelben herangezogen habe, ohne bie Boralten vorlegen 
zu lafien. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [40.—8.] 


Arrefibrud. - Zuftändige Behörde. 

Die Strafbarkeit des Arreſtbruchs wird dadurch 
nicht ausgefchloffen, daß der von der zufländigen 
Behörde mit Ausführung der Beſchlagnahme beauf: 
tragte Beamte fie irrthümlich mit Ueberſchreitung 
der Grenzen feines Auftrags vornimmt. 

StGEB. $ 187 [n. 18]. 

Erf. (3.1) v. 7. Mai 1875 e. Zeuler (426 I. Cr... 

Die NB. flützt den Anſpruch auf Straflofigkeit darauf, daß ber 
mir Ausführung einer gerichtlih erkannten Obfervation beanftragte 
Bureaubeamie die Erelution auf Sachen erftredt habe, bie fi nicht 
im Beſitz des Erequenden, fondern einer andern Berfon befanden, ohne 
ben Vorſchriften des Geſ.'a v. 20. März 1854 $ 17, 18 zu genügen. 
Das OTr. verwirft diefen Einwand mit der Erwägung: 

Sollte auch der ꝛc. M. die Grenzen feine® Auftrages 
wirflich überjchritten haben, jo giebt doch die durch ihn in 
Ausführung deffelben, wenn auch irrthümlich erfolgte Be⸗ 
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ſchlagnahme dem davon Betroffenen, wie ber App.Richter 
zutreffend ausführt, nur das Recht, die Wiederaufhebung 
ver Beſchlagnahme im Wege der Befchwerde nachzufuchen, 
feineswegs aber das Recht, die ganze Maßregel als nicht 
gefhehen zu ignoriren. Die formell korreft und durch ven 
zuftändigen Beamten einmal bewirkte Beichlagnahme muß 
nothwendig bis zu ihrer geordneten Wiederaufhebung in 
Kraft bleiben, fchon deswegen, weit Lie frage, ob bie Be— 
ſchlagnahme im konkreten Fall auch materiell zuläſſig war, 
eme jchwierige und von der vorherigen Klarftellung that- 
fächlicher Verhältniffe abhängig fein kann, und wenn Die 
Beſchlagnahme nicht bis zur Entſcheidung darüber in Kraft 
bliebe, die ganze Maßregel auch für den Fall der Nicht— 
berechtigung des Einſpruchs illuſoriſch ſein würde. 

Antrag d. OSiA.: entgegen. [47.—8.] 


Gewerbeordnung. - Marltverkehr. - Polizeiliche An— 
ordnung. 


Weifungen des Auffihtsperfonals find nicht ohne 
Weiteres als polizeiliche Anordnungen bezüglich des 
Marktverkehrs anzufehen. 

8..Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 $ 149 [n. 6)° $ 70. 

Erf. (3.11) v. 10. Mai 1875 e. Anel (518 IL. Cr.). 

Eine lolale Markipolizeiordnung für Ad. beſtimmt, daß Vieh mırı 
anf dem bisher Ablihen Marltplag, oder ba, wo e8 bie Lokalpolizei— 
Behörde für angemeſſen hält, mach den verſchiedenen Gattungen auf— 
getrieben werben fol. A. hatte nun, als er mit einem Ochſen auf 
dem Ad. Markt kam, ber Weifung eines Gensdarmen, mit feinem Thiere 
anf den file die Ochfen beflimmten Stand zu ziehen, Folge zu leiten 
verweigert. Das OTr. verwarf ben gegen die Freiſprechnng des A— 
vom OProknrator ergriffenen Kaff.Rekurs in Erwägung: 

daß die Marktordnung felbit über die lokale Aufitel- 
lung der einzelnen Viehgattungen Beitimmungen nicht ge 
troffen hat, und eine anderweite dieſelbe in diefer Beziehung 
ergänzende Bolizeiverorbnnung nicht vorliegt; 

daß auch nicht einmal feftfteht, daß an dem fraglichen 
Tage, 11. Febr. er., bezüglich ver Aufftellung des Viehes 
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anf dem Markte zu Ap. eine irgendwie publicirte Anorbnung 
der dortigen Lokalbehörde beitand, auf welche die von dem 
Caſſ.⸗Beklagten nicht befelgte Weifung des Gensdarmen E. 


ſich geſtützt hätte. 
Antr. d. EStA.: gleichl. (48.—8.] 


Beleidigung. - Thatſache. 

Unter „Thatſachen“ find in $186 u. 187 StGB.'s 
konkrete Handlungen in Verbindung mit der fie be⸗ 
ftimmenden Willensrihtung zu verſtehen. Den 
Gegenfag bilden Kritif und Urtheile. 

StGB. 8 186 [n. 7]. 


Ext. (3.1) v. 10. Mai 1875 6. Ayr :532 IT. Cr... 
Anır. d. EEM.: gleich. 148.—8.] 


Aheinifhes Berfahren. - Koutumacial-Urtheil. - 
Kaſſationsrekurs. 

Nah Rheiniſchem Verfahren iſt der Kaffationg- 
vefurs der Staatsbehörde gegen freifprechende Kon- 
tumacialurtheile des Polizeirichters unannehmbar, fo 
lange diefe vem Befchuldigsen nicht zugeftellt find und von 
diefem noch mit Oppofition angefochten werden können. 

Rh. StPO. Art. 151. 373. 407. 418. 

Ext. (3. 11) v. 10. Mai 1875 e. Eigner ‚519 11. Cr.). 

Das OTr. erwog: 

daß die beiten angegriffenen Urtheile v. 1. März I. J. 
gegen die Befchulbigte in contumaciam erlaffen und zu— 
nächft nicht erhellet, daß diefelben der Befchuldigten überhaupt 
zugeftellt worden find; 

daß überdies der vom Polizeianwalt dagegen am 2. Dlärz 
auf der Gerichtsfchreiberei angemeldete Caſſ.⸗Rekurs der 
Beichuldigten am 3. näml. Mon, fignificirt worden ift; 

daß Mangels der erfolgten Zuftellung ver Urtheile 
felbyt, die fraglichen Urtheile zur Zeit der Anmeldung Des 
Caſſ.⸗Rekurſes, nach allgemeinen Prozeßgrundfügen, und, 
wie auch ans Art, 151. 373 der StPO. zu entnehmen ift 
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noch feinen tefinitiven Charakter im Sinne ber Art. 407. 
418 daf. gehabt haben; 

daß ebenjo auch die Urtheile zu jener Zeit des befini- 
ten Charakters ermangelten, weil fie, wenn auch auf Frei⸗ 
ſprechung lautend, von der Beichuldigten nach Maßgabe des 
Art. 151 eit. mit der Oppofition angefochten werden konnten; 

bag mithin der erhobene Caſſ.⸗Rekurs fich nach Art. 407 
eit, jedenfalls als unannehmbar darſtellt. 

Anır. d. GStA.'s: entgegen. [27.—8.] 


Diebſtahl. - Wild. - Gehege. 

Das in einem umzäunten Wildpark befindliche 
Wild ift au dann in der Gewahrfam des Eigen- 
hümers, wenn dadurch eine abfolute Unmöglichkeit 
des Austritts der Thiere ſich nicht ergiebt. 

SiGB. 8 242 [n. 9]. Vgl. oben ©. 108. 

Erf. (3.11) v. 10. Mat 1875 e. Sammann (406 II. Cr.). 

Die NB. des wegen Diebſtahls von Wild aus einem Gehege be 
ſtraften K. rügte, daß unter einem nmyäunten Gehege von dem AR. 
nit ein umfchloffener Raum im Sinne des $ 243 n. 2 verftanben ſei. 

Zurüdweifung Gründe: 

Für die Beurtheilung der aufgeftellten Beſchwerden iſt 
bie aus dem Begriff ber Offupation, infoweit es fih um 
eingehegtes Wild handelt, fich ergebende Annahme von 
maßgebender Bedeutung, daß die Einhegung eines Wildparks, 
um das darin befindliche Wild im Gewahrfam des Eigen- 
thümers bes Parks erfcheinen zu laffen, nicht eine dergeitalt 
vollftändige und behindernde fein muß, um bie abjolute 
Unmöglichkeit des Austritts der Thiere zu ergeben, nielmehr 
ihon eine Cinfriebigung von der Befchaffenheit für aus- 
reihend zu erachten ift, welche ver Erfahrung gemäß regel- 
mäßig und von außergewöhnlichen Veranlaffungsfällen ab- 
sefehen, ven Austritt des Wildes zu. verhindern pflegt. 
Hiervon ausgehend kann die Offupation bes Wildes ind- 
befondere nicht um deswillen für ausgefchloffen betrachtet 
werben, weil Sffentliche ober private Wege durch ven Park 
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führen, fofern diefelben nur ba, wo fie das Gehege verlafien, 
mit Barrieren verjehen find, und felbft der Umftand, daß 
legtere bin und wieder geöffnet find, läßt es nur ale ein 
Ergebnik konkreter Sachbeurtheilung ericheinen, ob hiernach 
die Okkupation des Wildes durch den Park⸗Eigenthümer * 
beſeitigt zu betrachten iſt oder nicht. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 60. -8.) 


— — — —— 


Friſt. - Verſchulden des Gerichts. 

Die Rechtsmittelſriſt gilt als gewahrt, wenn es 
nicht lediglich dem Angeklagten oder feinem Ver— 
theidiger zuzurechnen iſt, daß die betreffende Schrift 
nicht rechtzeitig zur Präſentation gelangte. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 Abſchu. IV [S. 459 n. 63). Bgl. RdOTr. 9. 
©. 124. 

Beil. (IL) v. 10. Mai 1875 c. König (84 B. II. Cr.) 

Die Schrift war am letzten Tage der Friſt Mittags bei der Pofl 
am Drte des &erichtd eingegangen, der von der Pof über die „ein- 
aeihrieben” eingegangene Schrift zu ertbeilende Schein aber im Laufe 
biefe® Tages feitens des Gerichts nicht abgeholt. Das OTr. ließ das 
vom @ericht 1. Inſtanz zurückgewieſene Rechtemittel zu. 

Antr. d. EStA.'s: gleichl. (87. - 6.) 





1. Kuppelei. - Unzucht. 

2. Berufungsrichter. - Nichtigkeit. - Aufhebung. 

I, Unzucht ift jedes unzüchtige, gegen Zucht und 
Sitte verftoßende Handeln im Bereiche des geſchlecht— 
lihen Umgangs zwifchen einer Mehrheit von Per- 
ſonen. Der Begriff derfelben iſt alfo nicht auf die 
Beiſchlafsvollziehung befchränft. 

StGB. 8 180 [n. 1]. 

2. Im Fall unftatthafter Berlefung einer Zeugen- 
ausfage in erfter Inſtanz Fann der Appell.-Richter 
nicht deshalb von Aufhebung des Erkenntniſſes ab- 
jeben, weil die thatſächliche Feſtſtellung auch ohne 
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Beräffihtigung der verlefenen Ausfage gerechtfertigt 
fein würde. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 102 [n. 4]. 

Erk. (B..N.) v. 10. Mat 1875 e. Lehmann (635 II. Cr.). 

In erfler Juſtanz war die Ausfage einer nicht erichienenen Zeugin 
R. unflatthafterweife verlefen. Der Appellationsrichter fah aber gleich- 
wohl von Aufhebung der Vorentſcheidung ab, weil bie thatfächliche 
Feſtſtellung des erften Richters, auch wenn man jene Ausſage nicht 
berüdfichtige, durch die anderweit flattyehabte Bemeisaufnahme gerecht- 
fertigt jet. Die NB. flützte fih auf Berlehung des Art 102 des 
Gef. v. 3. Mai 1852. Das OTr. vernichtete, indem es ausiprad: 

Der AN. verlegt die bezogene Geſetzesbeſtimmung. 
Nah feiner eigenen zutreffenden Ausführung litt das Er- 
fenntniß erſter Inſtanz an einer Nichtigkeit, und mußte 
baber, was von ihm nicht geſchehen ift, die Aufhebung des» 
jelben ansgefprochen werben. Wit ver Aufrechterhalting 
der erjtrichterlichen thatfächlichen Feſtſtellung hat das ange: 
fochtene Urtheil rechtlich verftoßen. Es beruhte dieſe Feft- 
ftellung, wie ausbrüdlich hervorgehoben war, auf dem Ge⸗ 
jammtrefultate der ftattgehabten Beweis-Aufnahme, und 
jeßte daher die Aufrechterhaltung derfelben das unveränderte 
Beftehenbleiben diefer ihrer Grundlage voraus, Letztere 
it nun aber durch die Entſcheidung des AR.'s bezüglich der 
Ausfage der Zeugin R. alterirt, zum Theil weggefallen. 
Unter diefen Umjtänden ericheint die Ausführung bed an- 
gefochtenen Urtheils, daß jene Feititellung durch die ander- 
weite ftattgehabte Beweisaufnahme erfter Inſtanz fich recht: 
fertige und durch das Vorbringen des Imploranten in 
appellatorio nicht erfchüttert fei, als eine neue felbjtftändige 
thatfachliche Feititellung, die gejeglich nur auf Grund eines 
neuen Berfahrens erfolgen konnte. 

Antr. d. GStA.: gleidl. 143.— 8.) 


Aufruhr. - Landfriedensbruch. — Zufammtenrottung. - 
Rechtmäßige Amtsausübnng. 
1. Auch unter Perſonen, welche zu einem anderen 
Zweck ſchon vorher räumlich vereinigt waren, kann 
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eine Zufammenrottung flattfinden, wenn fie fih in 
erfennbarer Weiſe ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
nachträglich zur Verübung derjenigen Handlungen 
verbinden, durch welche der Aufruhr oder Land— 
friedensbruch vollendet wird. 

StGB. 8 115 [n. 1). 


2. Als Dolus genügt das Bewußtfein des Cin- 
zelnen, daß er fih in einer zufammengerotteten 
Mehrheit befinde, welche unerlaubte Handlungen 
begeht oder zu begehen im Begriff fteht, verbunden 
mit dem Willen in dieſer Mehrheit und als ein 
Theil derfelben zu verbleiben. 

Ebendaſ. [n. 3]. 


3. Die Rechtmäßigkeit des Einſchreitens gegen 
Zuſammenrottungen ift nicht durch dreimalige Auf- 
forderung zum Auseinandergehen bedingt. Sie ift 
nur die Bedingung der Strafbarfeit wegen Auflaufs. 

StB. 8 116 [n. 2]. 8 113 [n. 49]. 

Ert. (3.1) v. 10. Mai 1875 c. Löslen (516 II. Cr.). 

Beamte, unter denen fi au ein Genddarm befand, hatten einen 
Wirthböhansfaal, den die Gäſte nah gebotener Polizeiſtunde nicht 
räumen wollten, mit der Waffe in der Hand gewaltfam geräumt uub 
juchten bann einen Haufen Menfchen, ber vor dem Haufe flehen ge- 
blieben war nnd drohende Aufe erfchallen ließ, mit Gewalt zu ver- 
treiben, nachdem fie die Leute wiederholt vergeblih zum Weggeben 
aufgefordert hatten. Die NB. befiritt die Rechtmäßigkeit der Amte⸗ 
ansübung, weil keine Imalige Aufforderung zum Auseinandergeben 
erfolgt fei. Das OTr. wies bie NB. zurüd, erwähnte babei, daß 
auch duch das Geſ. v. 17. Aug. 1835 nur für das bewaffnete Ein- 
ichreiten der nicht defenfio handelnden bewaffneten Macht die 3walige 
Aufforderung vorgefchrieben ſei und fpradh in ben Gründen bie Sätze 
unter 1 und 2 au. 

Antr. d. GESA.: gleichl. (32.—8.] 


Gefammtbeftrafung. - Nichtigkeit. 
Die Nihtberüdfihtigung der Grundfäge des F 79 
StGB.'s begründet Feine Nichtigkeit, wenn dem 
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Richter zur Zeit der zweiten VBerurtheilung Feine 
Kenntniß von der bereits früher erfolgten beimohnte. 
StB. 8 79 [n. 15). 

Ert. (3.11) v. 10. Mai 1875 e. Schrötter (511 II. Cr.). 

Die NB. war barauf geſtützt, daß ber AR. in zwei verfchiebenen 
zu verſchiedenen Zeiten abgeurtheilten Strafſachen Gefängnißftrafen 
ohne die nach $ 74 (79) für den Fall real konkurrirender Mißthaten 
vorgefchriebene Strafermäßigung durch Berhängung einer S:fammtflrafe 
eintreten zu lafien. Er hatte indefſen vor der zweiten Verurtheilung 
ih nirgends auf die frühere berufen, und war bie lehtere dem AR. 
unbefannt geblieben. Das OTr. erklärte ben Einwaub für uugegrändet, 
indem ber AR. ein Gefe nicht verletzt haben könne, befien thatfäd- 
liher Boransfegungen er Ah nicht bewußt war. 

Antr. db. EGStA.: gleichl. [32.—8.] 





Kollelte, öffentliche. - Polizei-Berordnung. 


Unter öffentlichen Kollekten find diejenigen zu 
verſtehen, die mittels Aufrufs in öffentlichen Blättern 
oder mittels Umhergehens in den Häufern bewirkt 
werden, nicht aber folche, die unter den Theilnehmern 
einer öffentlichen Verfammlung, und auf diefe be- 
ſchränkt flattfinden. 

Frankf. Pol.-Ton. v. 24. Juni 1872. 
Er. (3. 11) v. 10. Mai 1875 e. Schulze (372 IL. Cr.). 


Eine Bolizei-Verorbnung Rellte das Beranflalten oder Ausführen 
öffentlicher Kollekten unter Strafe. Die Iuflanzgerichte hatten diejelbe 
anf einen Fall, wo in einer Öffentlichen polizeilich üiberwachten Schreiner- 
verfammiung behufs Dedung ber Tageskoſten eine Geldſammlung ab- 
gehalten war, nicht angewendet. Das OTr. wies die vom OStA. 
deshalb ergriffene NB. zurüd. 

Antrag d. GStA.: gleichl. 148.—8.] 


Beftrafung. - Juriſtiſche Perſon. 

Nur gegen Individuen, nicht gegen juriftifche 
Perfonen z. B. Behörden Fönnen Strafen erfannt 
werden. Don diefem Grundfag findet auch bei 
Steuervergehen Feine Ausnahme flatt. 

StGB. $ 47 [n. 6]. 
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Erk. (3.1) v. 12. Rai 1875 e. Klofterfammer in S. (397 

Die Kgl. Klofterlammer in 9. iſt Eigenthümerin eine® 
und hatte die in bem Geſetz v. 21. Mai 1361 vorgejchriebe 
meldung über den Eintritt der Stewerpflichtigfeit defjelben | 
der Gebändeftener verfäumt. Desbalb angeflagt, erfolgte Freifp 
weil eine Behörde als juriſtiſche Perfon ber ftrafrechtlichen Zur 
nicht umnterliege. Die NB. der Finanz- Direktion wurde ; 
gemwiejen. Gründe: 

Es muß als ein ſchon für das vormalige Pr, | 
feftitehender, von dort in das R-StÖV. übernom 
in dem gefammten Straffyfteme, namentlich auch hin! 
der Gelpftrafen im $ 28 StGB.'s ſich ausprüdender ( 
fat anerfannt werden, daß Strafen nur gegen pl 
Perſonen möglich find, weil bei ihnen allein der die 
barfeit mitbegründende Wille thatfächlih vorhande 
fann. In diefer Beziehung Hat auch das Gef. v. 2 
1861 eine abweichende Vorſchrift nicht aufgenommen 
wenn dafelbft dem Eigenthümer oder Nutznießer eim 
bäudes im $ 16 die Anzeigepflicht bezüglich einget 
Veränderungen, welde auf die Beſteuerung Einfluf 
auferlegt wird, fo ift damit überall diejenige phyſiſche 
oder diejenige Mehrheit phyſiſcher Perjonen verjtand 
deren Unterlaffung die Unterlaffung des wirklichen 
thiimers oder Nußnießers in Beziehung auf die ih 
liegende Anzeige zum Wusbrude gelangte. 

Antr. d. GSNA.: gleidhl. € 


Holzdiebftahl. - Intompetenzurtheil. - Rechtsmi 
In Holzpiebftahlsfadhen iſt au gegen N 
petenzurtheile des Polizeirichterd nur die Ber 
und nicht die Nichtigkeitsbefhwerde aus $ 4 
SPD. zuläſſig. 
SPD. 8 48. Holzdiebfl.- Gef. v. 2. Ian. 1852 8 38 in ber | 
des Art. 2 der Einf.Vdn. v. 25. Sau. 1867. 


Beil. (1.) v. 12. Mai 1875 e. Kohn (474 1. Or). 
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Gericht. - Freisprechnug. - Unzuständigkeit. 


1. Freisprechung von einzelnen rechtlichen 
Qualificationen der That ist unstatthaft, und für 
den höheren Richter ohne Bedeutung. 

StPO. $ 4. 


2. Durch Vernichtung des Urtheils und des 
Verfahrens wegen Unzuständigkeit wird der erste 
Richter nicht berechtigt, nachträglich noch die 
Anklage auf deren Grund er bereits Hauptver- 
fahren eröffnet hatte, zurückzuweisen. 


StPO. 8 259 Abs. 1, $ 89. $ 47, 


3. Straffestsetzung durch Verfügung des 
Polizeirichters steht dem Beschluss auf Eröffnung 
des Hauptverfahrens gleich. 

StPO. $ 860. 356. 

Erf. (3.1) v. 12. Mai 1875 oe. Müller (366 1. Cr.). 

Nah Erledigung einer Strafverfügung durch Einſpruch, verurtheilte 
das Pol.Gericht die M. wegen thätlicher Beleidigung unter Frei— 
iprehung von der anf Körperverlegung gerichteten Anklage. Auf Be— 
sufung der M. vernichtete das Ber. Ger. diejes Urtheil wegen Unzu 
Rändigfeit des Pol.Ger. zur Aburtheilung des in Frage lebenden 
Bergebens «StPO. $ 11) und gab diefem auf, weiter nah $ 47 und 
48 SPD. zu verfahren. Die NB. der M. rügte, daß nicht der frei» 
Iprehende umb nicht angefochtene Theil des Urtheils von ber Ver- 
nidtung ausgenommen und im Webrigen dem Pol.-®er. nicht über— 
laffen fei, die Anklage nad 8 89 durch Beſchluß zurüdzumeilen. Das 
OTr. wies die RB. zurüd. Gründe: 

[I.] Zunächft hat das Polizeigericht, indem e8 die An— 
geflagte von ber Anklage der Körperverleßung freiſprach, 
weil die That jich nur als thätliche Beleidigung darftelle, in 
rechtlicher Beziehung die Handlung der Angeflagten nicht in 
ihrer Xotalität gewürdigt, wie ber $4 der StPO. vom 
2D. Juni 1867 dieſes verlangt und 8 419 in der wichtigiten 
Conſequenz der Freifprehung von der That in Beziehung 
auf die Unzuläffigkeit einer nochmaligen gerichtlichen Ver— 
folgung anerkennt, fondern nur eine einzelne der That von 
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ber Anklage beigelegte rechtliche Dualifilation verneint und 
diefe Verneinung in die Form einer Freiſprechung gekleidet. 
Für den Berufungsrichter, an welchen bie Beurtbeilung ber 
That in der gleihen Weife wie an den Richter erjter In⸗ 
ftanz erwächlt, iſt ein derartiger Ausjpruch ohne jede Be 
deutung und fowie er fich in der Lage befand, ungeachtet 
die Berufung der Angeklagten diefen Theil ber Entfcheibung 
von dem Angriffe ausſchloß, hierüber hinmwegzugehen und 
die That auch in Beziehung auf den von dem erften Richter 
bereits verneinten Gefichtspunft feiner Prüfung zu unter 
ziehen, fofern er in der Sache felbft erfannte, ebenfo mußte 
er, wenn er fich, wie vorliegend gefchehen, auf Vernichtung 
des erjten Urtheil® und Zurückweiſung der Sache zur an» 
derweiten Verhandlung befchränkte, befugt erjcheinen ben 
unftatthaften Ausfpruch auch formell zu befeitigen und bem 
erften Richter dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß er in 
Beziehung auf die rechtliche Beurtheilung der That fich auf 
ber Grundlage des 8 4 ter StPO. frei zu bewegen habe. 

[2. 3.) Wenn fovann die NB. den weiteren Vorwurf 
erhebt, daß das Berufungsurtheil nicht auch das ganze 
vorausgegangene Verfahren erjter Inſtanz rüdwärts bie 
zur Crlafjung der Strafverfügung v. ꝛc. vernichtet und 
dem Polizeigericht aufgegeben habe, nach $ 89 ter StPO. 
über die Anklage bes Polizei-⸗-Anw.'s neu zu befinden, fo 
überfieht fie, daß 8 89 nur die Ablehnung der Eröff- 
nung des Hauptverfahrens durch Beſchluß geftattet, daß 
aber, wenn das Hauptverfahren durch Beſchluß eräffnet 
ift, — und einem berartigen Befchluffe fteht die vorherige 
anf Antrag bed Staats⸗Anwalts erfolgte Erlaffung einer 
durch Einfprache erledigten Strafverfügung nach 8 359. 360 
und 362 Abſ. 2 daſ. gleich — biergegen eines Theil nach 
$ 403 ein Rechtsmittel des Angeklagten nicht ftattfindet, 
zum Andern nach 8 259 Abi. 1, die dort erwähnten Aus—⸗ 
nahmefälfe bei Seite gelaffen, die Unterfuhung nur durch 
Urtheil, alfo nah $6 nur auf den Grund vorgängiger 
Hauptverkantlung zu Ende geführt werden kann, mithin 
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der” Berufungsrichter nicht befugt gewejen wäre, die Sache 
in eine Lage zurüchzuverfegen, welche den erjten Richter 
ermächtigte, mit Ignorirung des unanfechtbaren Eröffnungs- 
Beſchluſſes nachträglich die Eröffnung des Hauptverfahrens 
dennoch abzulehnen. 

Antr. d. GSA.: gleicht. [68.—6.] 


Unterfhlagung. - Berfolgungsantrag. 


1. Die Unterfhlagung, deren ſich ein falarirter 
Handlungsgehülfe zum Nachtheil feines Prinzipals 
ſchuldig macht, kann ohne Antrag verfolgt werden. 
E:GB. 5 247 (n.8]. Bl. RrOLTr. 15. ©. 238; 16. ©, 116. 122. 


2. Der Appellationsrichter Fann ohne Beweis- 
aufnahme von dem freifprechenden Erkenntniß abgehen, 
wenn die Freifprehung nur auf dem von ihm miß- 
billigten Grunde berubte, daß es eines — nicht ge- 
ſtellten — Antrags zur Verfolgung bevürfe. 

SGB. 661 [n.34]; Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 25]. 

Ert, (8.1) v. 12. Mai 1875 ce. v. Bappler (392 L. Cr.), 


Zu 2 wurde erwogen, daß in einem ſolchen Fall von ber Feſt⸗ 
Rellung eines Thatbeftandsmertmals nicht Die Rebe fel. 
Antr. d. EStA.: gleichl. (47.—6.] 


Förperverlegung. - Gewerbe. - Befondere Aufmerkiamteit. 


Die Herftellung eins fiheren Gerüfls gehört zu 
derjenigen Aufmerkſamkeit zu der der Gewerbtreibende, 
defien Arbeiter darauf arbeiten follen, verpflichtet if. 

SitGB. $ 230 [n. 4]. 222. 

Ert. (3.1) v. 12. Mai 1875 c. Tietgen (408 I. Cr.). 

Der Maler T. Hatte Arbeiten übernommen, melde feine 
Arbeiter auf einem Gerüfte ausftihrten, deffen Herftellung ber Arbeite- - 
"geber buch eirfen Dritten batte bewirken laſſen. Daffelde war 
mangelhaft und wurde ein Arbeiter des T. dadurch daß es brach, 
beichädigt. Das AG. verurtheilte ihn aus 8 230 Abſ. 2 unter Hin⸗ 
weiſung auf die Beſtimmung des 8 107 ver R.Gew.⸗Odn. v. 21. Juni 


1869. Die NB. beſtritt die Verſchuldung, da T. das Gerüſt nicht 
Rechtſpr. d. K. O⸗Tr. ꝛc. XVI 24 
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ansgeführt Habe und Maler aber nicht Zimmermann ſei. Das OLr. 
wies die NB. zuräd, indem es ermog: 

Insbeſondere das Merkmal der Verſchuldung anlangenb, 
jo hat neben dem aus $ 107 der D. Gew.-Orbnung vom 
21. Juni 1869 entnommenen Argumente ber erfte Richter, 
deſſen Ausführungen der Berufungsrichter fich aneignet, eine 
Dernachläffigung der dem Angeklagten durch fein Gewerbe 
gebotenen Aufmerkſamkeit weiter darin gefunden, daß, un- 
geachtet er als Maler und Anftreiher Gerüfte zu feinem 
Handwerföbetriebe gebrauchen müfje, er fich nicht einmal 
bie nothwendigen Kenntniſſe in biefer Richtung angeeignet, 
um die Sicherheit eines. gewöhnlichen Gerüſtes beurtheilen 
zu können. Ein rechtliches Hinderniß für dieſe aus bem 
Gewerbebetrieb gefolgerte Verpflichtung, im Intereſſe ber 
von ihm verwendeten Perfonen fi die Möglichkeit einer 
Prüfung ber von ihm getroffenen Beranftaltungen in Be- 
ziehung auf die nächftliegenden Regeln der Sicherheit. gegen 
Gefahr zu verfhaffen, befteht nicht und in thatfächlicher 
Beziehung ift eine Nachprüfung biefer Annahme durch bie 
Natur des vorliegenden Rechtsmittels ansgejchloffen. 

Antr. d. GStA.: gleicht. .. [68.—6.] 


Biehiperre. - Behörde, zuftündige. 

Abjperrungsmaaßregeln, welche der Landrath zur 
Verhütung der Verbreitung von Viehfeuchen ange- 
ordnet hat, find jedenfalls dann als von ber zu=- 
ſtändigen Behörde erlaffen anzufehen, wenn die be- 
treffende Regierung fie genehmigt und dies öffentlich 
befannt gemadt hat. 

StGOB. $ 328. 327 [n. 1]. Bel. RdOTr. 15. ©. 273, 


Erf, (3.1) v. 21. Mai 1875 ©. Hellenſchmidt (293 1. Cr.) 
AUntr. d. ES:A.: gleichl. [33.—6.] 
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1. Schwurgeridhtöhof. - Borfigender. - Unterfuchungsrichter. 
2. Sachverſtändiger. - Vereidung. 
3. Fragſtellung. - Antrag. - Ablehnung. 

1. Der Unterfuchungsrichter Tann in den von 
ihm nicht inftruirten Sachen als Richter in der 
Hauptverhandlung und aud als Vorſitzender des 
Schwurgerichtshofs mitwirken. Die Regel des 
S 471 CrO. hat mit der gefeglichen Aenderung des 
Strafverfahrens ihre Bedeutung verloren. 

Bon. v. 3. Ian. 1849 Art. 38 [n. 14); Erd. 8 471. 


2. Schreibverfländige werden vor ihrer Ver— 
nehmung vereidet. 

Bon. v. 3. Ian. 1849 $ 55 [n.31a.]; CrO. $ 384. 152. 153; AGO. 
I. 10; Bon. v. 28. Inni 1844 8 3. 

3. Der Schwurgerichtshof Fann die beantragte 
Borlegung folder Fragen nicht ablehnen, welche 
thatfächlich behauptete in den Strafgefegen befonders 
bervorgehobene Straferhöhunge- oder Strafmil- 
derungsmomente betreffen. Dahin gehören aber 
nicht diejenigen Fragen, welche nur eine Erläuterung 
eines in der Hauptfrage enthaltenen Begriffsmomentes 
bezwecken. | 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 84 [n. 8]; StGB. 8 268 [n. 2]. 
Erf. (3.1) v. 21. Mai 1875. o. Joſeph (417 L Cr.) 

Die Fragſtellung war auf gewinnſüchtige Urkundenfälſchung ge- 
richtet und entiprad den Worten bes 8 267 unb 268 des StGB.'s. 
Der Antrag bes I. vor dem Worte „Bermögensoortbheil” (nach $ 268) 
das Wort „rechtswibriger” einzufchalten und eventuell die Frage hin- 
zuzufügen: „it erwiefen, daß ber Bermögensvortheil ein rechtswidriger 
war” mwurbe mit Rüdfiht auf bie gefetzlihe Vegriffsbefimmung bes 
Berbrechend abgelehnt und die N®. ans dem zu 3 angeführten Grunde 
jurüdgewiejen. 

Antr. d. SA; gleicht. [409.—6.] 


24" 
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Schwurgeridht. - Fragſtellung. - Rechtsbegriff. - Auf: 
löfung. 

Die Ablehnung beantragter Auflöfung von Rechts⸗ 
begriffen in der ſchwurgerichtlichen Fragftellung be— 
gründet Nichtigkeit, wenn fie auf dem irrigen Grunde 
ruht, daß das betreffende Merkmal ein thatfächliches ſei. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 82 [n. 1. 8). Bol. RdOTr. 15. ©. 310. 

Erk. (8.1) v. 21. Mai 1875 6. Marzilger (842 I. Cr.) 

M. war angellagt: vorfäglic anf der Fahrbahn der Berliner 
Pferdebahn durch Anflegen von Steinen ein ſolches Hinderniß bereitet 
zu baben, daß daburd ein Transport in Gefahr gefeßt wurde. Den 
Antrag des StA.'s der Frage folgende Faſſung zu geben: 

Iſt M. ſchuldig vorfäglih auf der Fahrbahn eines durch 
Pferde auf eiſernen Schienen bewegten Waggons durch Auf- 
legen von Steinen ein ſolches Hinderniß bereitet zu haben, 
daß dadurch dieſer Cifenbahntransport in Gefahr gelebt 
wurde? 
lehnte ber Schwurgerichtshof ab, weil bie Frage, ob Pferbebahnen 
Eifenbahnen feien, vein thatfächliher Natur und deshalb deu Geſchwo⸗ 
renen zu unterbreiten fei. Dagegen beihloß er das Wort Eifenbahn 
in die Frage dergeflalt einzufchalten daß fie nun Tantete: 
Iſt M. ſchuldig vorfägtih auf der Fahrbahn der Berliner 
Pferdebahn durch Auflegen von Steinen ein ſolchet Hinderniß 
bereitet zu haben, baß dadurch ein Gifenbahntransport ge- 
fährbet wurde, 
diefe Frage wurde mit bem Zuſatz bejaht: 
aber es ift nicht erwiefen, daß dadurch ein Eifenbahntrans- 
port in Gefahr gefegt wurde 
und erfolgte dann Freifprechung. — Auf NB. des SiA.'s vernidtete 
das OTr. Grlinde: 


Aus dem Inhalt der Verhandlungen ergiebt fich, daß 
bei venfelben ver Begriff „Eifenbahn” und namentlich die Frage 
ftreitig geworben war, ob die Pferbeeifenbahnen unter diefen 
Begriff fallen. Derſelbe bildet ein Thatbeſtandsmerkmal der 
in den 88 315 und 316 R.StGB.'s vorgefehenen ftraf- 
baren Handlungen und ijt alfo ein Rechtsbegriff. Der 
Zwed des oben gedachten Antrags der StA.-fchaft beftand 
eigentlich darin, biefen Rechtsbegriff, fo wie ben bamit in 
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Verbindung ftehenden Rechtsbegriff „Fahrbahn“ in einer 
der fonfreten Sachlage entfprechenden Weife aufzulöfen und 
burch folche tiefer angepaßte und adäquate Ausdrücke zu er: 
fegen, zu deren Berftändniß Rechtsfenntniffe nicht erforderlich 
fein. Der Schw. GH. war daher nah dem oben cit. 
Art. 82 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 verpflichtet, zu prüfen, 
eb tie Bedeutung der gedachten Rechtsbegriffe eine nicht 
allgemein befannte und eine in dem vorliegenden alle be» 
ftrittene fei, ındb wenn er dieſe ragen bejahen zu müffen 
glaubte, dem Antrage der StA.-fhhaft auf Auflöfung der⸗ 
felben, infoweit dies gefchehen Tonnte, ftattzugeben. Diefer 
Pflicht hat der Schw.-GH. nicht genügt. Aus den Gründen, 
weshalb er den Antrag abgelehnt hat, ergiebt fich, daß er 
die Bedeutung ber fraglichen Rechtöbegriffe in ber That 
als beftritten anfah. Ob er biefelbe ald eine allgemein 
befannte und die beantragte Auflöfung als ausführbar be⸗ 
trachtete, darüber hat er fich nicht ausgeſprochen, fondern 
den Antrag lediglich aus dem Grunde abgelehnt, weil bie 
Trage, ob Pferdebahnen Eifenbahnen feien, rein thatjäch- 
licher Natur und daher den Gefchworenen zu unterbreiten 
ſei. Diefer Grund ift rechtsirrthümlich. — Die Frage, 
ob die Pferbeeifenbahnen unter den Begriff der Eifenbahnen 
in dem Sinne, wie die 88 315 und 316 des R.-StGB.8 
diefen Ausdruck gebrauchen, fallen, ijt nicht eine blos that» 
fächlihe Frage, fondern eine Trage der Auslegung bed 
Strafgefeges und der gedachten jtrafgefeglichen Beitimmungen 
auf bie im Schwurgerichtsnerfahren durch den Ausſpruch 
der Gefchworenen feitzuftellenden, ven Gegenjtand jener 
Auslegung bildenden thatbeftandlichen Merkmale der dem 
Angeflagten zur Laft gelegten ftrafbaren Handlung. Die 
Auslegung des Strafgefeges und bie Frage ber Anwend⸗ 
barkeit deſſelben auf ven feitgeftellten Thatbeftand ift aber 
nach den Fundamentalprinzipien des fehrmurgerichtlichen Ver- 
fahrens ber Entjcheidung der Gefchworenen entzogen und 
jener des Schw.-GH.’8 vorbehalten. Der Schw.GH. hat 
aber, indem er die beantragte Frageftellung wie gejchehen 
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ablehnte, gegen die gedachten Grundprinzipien, fo wie gegen 
die Vorschrift des eit. Art. 82 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 
verjtoßen. Der StA.-fchaft ftand auch nach Art. 109 eben» 
afelbjt die Befugniß zu, dieſen Verftoß durch die NB. zu 
rügen, da es fih von Nichtftellung einer Frage an die Ge- 
ihworenen banbelt. 

Antr. d. GStA.: entgegen. [33. 6.) 


Unzüchtige Schrift. - Juhalt. - Erlenubarkeit. 


Es macht feinen Unterfchied, ob die unzüchtige 
Bedeutung des Schriftſtücks unmittelbar aus deffen 
Inhalt fich ergiebt, oder ob fie Durch einen ander- 
weiten, dem Leferfreis, für welchen das Schriftfiüd 
beftimmt iſt, befannten Zhatumftand vermittelt wird. 

SIEB. 8 184 [n. 1). 
Erf. (3.11) v. 22. Mai 1875 e. G. (418 II Cr.). 

Die Beröffentlihung war durch Inferate in einem Lofalblatt bes 
wirft... 8. beftritt deren unzlichtigen Charakter, weil ein folder ihnen 
nur unter ber Borandfegung beigemeffen werden lönne, wenn man 
fie mit einem nicht näher bezeichneten Hergang in Verbindung bringe — 
ber übrigens nah richterliher Feſtſtellung an dem betreffenden Orte 
belannt war, Das OTr. wies die NE. zuräd, indem es ten vor 
ſtehenden Sag ausiprad. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [50.—8.] 


Gewerbeordnung. - Anlage. - Ziegelofen. 


In der Aufrichtung der Fundamentmauer eines 
Ziegelofend Tann die Erridtung einer Anlage im 
Sinne der B.⸗Gew.⸗Odn. v. 21. Juni 1869 $ 16 
gefunden werden, 

BaoGew.⸗Ordn. v. 21. Yuni 1869 $ 16. 147 Nr. 2. 

Erf. (3.1) v. 22. Mai 1875 e. Bierftedt (505 II. Cr.). 


Zur Erridtung von Ziegelöfen bedarf e8 nad $ 16 cit. der 
Genehmigung ber zuftändigen Behörde. B. hatte vor Ertheilung 
berielben ven Ban eines foldhen Ofens im ber Art begonuen, baß er 
nach Niederreißung bes alten Ofens, die Fundamentmaner bes neuen 
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zu dem Zwede, daß fie als foldde dienen folle, errichtete und biefe 
Mauer jodanı zu dem neuen Ofen benugte. Hierauf gründete fich 
Die dem $ 147 n. 21. c. entipredhende Feſtſtellung. Die NB. behauptete 
Gefegesverlegung, tufofern das Strafgefeg auf einen noch unvollendeten 
Bau angewendet fei. Sie wurde zurüdgewieien. Grünbe: 
Wenn 8 16 der R.Gew.⸗Odn. zur Errichtung be 
ftimmter gewerblicher Anlagen dic Genehmigung der Behörde 
erfordert, fo folgt daraus felbjtverftändlih, dag vor Er» 
theitung bdiefer Genehmigung mit der Errichtung der Ans« 
lage nicht begonnen werden darf. Nach dem Wortlaute 
fowohl, als dem Zwede des Gefeged, welcher beabfichtigt, 
durch Prüfung der beabjichtigten Anlage und Feſtſtellung 
dev Bedingungen, unter welchen viefelbe zuläffig ift, Nach- 
theilen, Gefahren oder Beläftigungen für das Publikum 
vorzubeugen, ift ver Thatbeftand der in 8147 ad 2 a. a. O. 
unter Strafe geftellten Handlung nicht nothwendig an bie 
Vollendung der fraglihen Anlage in dem beabfichtigten 
Umfange gebunden. Vielmehr hat das Gefeß bie gejammte 
Thätigfeit der Errichtung der gewerblichen Anlage, foweit fie 
ohne die vorfchriftsmäßige Genehmigung erfolgt, mit Strafe 
bedroht. Dies geht auch aus der Beftimmung des $ 147 
ad2 a. a. O. hervor, wonach jede wejentlihe Verän— 
derung ber Betriebsftätte oder in dem Betriebe der An— 
lage die behördliche Genehmigung erfordert. Ob im ein. 
zelnen Falle die Errichtung einer gewerblichen Anlage durch 
Herftellung eine® integrivenden Theiles berjelben ins Werk 
gefegt ijt, ift Sache thatfächlicher vichterlicher Feſtſtellung. 
Autr. d. GEN: gleicht. (37.—8.] 


— 





Strafantrag. - Tanbftummer. - Vormund. 


Die Wirkffamkeit des von dem Vormunde eineg 
Taubſtummen geftellten Strafantrags ift nicht von 
der Aushändigung einer ze Be⸗ 
ſtallung abhängig. 

StGB. 5 65 [n. 12]; 8 226 ALR. II, 18. 226 ff. aM RdOTr. 
15. ©. 65. 
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Ertl. (3.1) v. 22. Mai 1875 e. Gruner (423 II. Cr.). 
Nah gerichtlichem in der St.'ſchen Vormundſchaftaſache aufgenom⸗ 
menen Vrotokoll iſt bezeugt, daß der zum Vormund in Vorſchlag ge⸗ 
brachte 8. „bereit und geeignet die Vormundſchaft über die taubſtumme 
K. St. und die minderjährigen Geſchwiſter St. zu übernehmen und 
mit deu Pflichten eines Bormunds bekannt gemadt, deren treue Er⸗ 
füllung mittels Handſchlags an Eidesflatt verſprochen hat“. Daß hier 
nad auögefertigte Tutorium des K. gedachte gleichwohl nur der St.'ſchen 
Minorennen. Nachdem die letttern inmittel® volljährig geworben und 
die VBormundichaftsatten darani vom Gericht reponirt waren, fah 8. 
fih veranlaht, als gefeklicher Vertreter der 2. St. ben Antrag auf 
firafrechtliche Verfolgung des G. wegen eines gegen fie begangenen 
Antragsverbrecheng zu ſtellen. Die NB. des ©. beftritt feine Befugniß 
hierzu. Das OTr. wies aber die NB. zurüd, ta die Vormundſchaft 
in geletliher Weife angeorbnet, und bis zum Tage der Antragftellung 
nicht wieber aufgehoben fei und fügte hinzu: 
Endlih fann auch aus dem Umftante, daß dem Gärtner 
K. eine Beſtallung in feiner Eigenfchaft als Vormund ver 
K. ©. bis zum Tage, an welchem der Antrag auf Straf: 
verfolgung geſtellt wurbe, nicht ertheilt worben ift, nicht 
gefolgert werden, daß e8 dieſem Strafantrage an den in 
SS 61. 65 des StGB.'s vorgefchriebenen geſetzlichen Er- 
forbernifjen gefehlt Habe. Allerdings fchreibt 8 225 IL, 18 
AR, vor, daß der Vormund erft durch die Beftallung das 
Recht und die Pflicht zur Ausübung feines Amtes erhält. 
Diefe Vorſchrift ift aber in 8226 a. a. O. bahin einge- 
ſchränkt, daß auch fehon ein ernannter, obgleich noch nicht 
förmlich beſtallter Vormund Angelegenheiten der Pflegebe- 
foblenen, bei welchen Gefahr im Verzuge fein könnte, zu 
beforgen ſchuldig und beredtigt if. Danach war der Vor⸗ 
mund K., obwohl ihm eine Beftallung noch nicht zugegangen 
war, berechtigt, den gefeglich erforderlichen Strafantrag mit 
voller Wirkung zu ftellen. Denn es ift mit Zug nicht zu 
bezweifeln, daß bie Stellung eined Antrages, von welchen 
die Verfolgung eine® gegen den Pflegebefohlenen verübten 
Verbrechens abhängig ift, zu denjenigen Angelegenheiten der 
Pflegebefohlenen gehört, bei welchen Gefahr im Verzuge 
jein könnte. A 
Antr, d. GSA.: gleichl. [37.—8.] 
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Eitiungöprotoll. - Zeit. - Beweidtraft. 


Die Beweiskraft des Sitzungsprotokolls ift nicht 
davon abhängig, daß es im Sitzuugstermin felbft 
aufgenommen und alsbald vom Borfigenden und 
dem Gerichtsſchreiber unterzeichnet wird. 

Ge. v. 3. Mai 1852 Art. 78 [n. 2). Vgl RoOTr. 15. ©, 361 

Erf. (3.1.) v. 22. Mat 1875 e. Hodnrel (453 II. Cr.). 

Die NE. gegen ein verurtheilendes Erkenntniß bes Schw.GH.'s 
rügte, daß das Sitzungsprotokoll nicht im Xermine, fondern eıf an 
einem jpäteren Zage vom ®erichteichreibec aufgenommen und vom 
Borfigenden nnd dem Gerichtsichreiber unterzeichnet fei. Die N. 
wurde zurüdgewiejen. Gründe: 

Der Art. 78 cit. fchreibt nicht vor, daß das Sitzungs⸗ 
protofoll nothwendigerweife während des Termins ſelbſt 
in feiner demnächſt zu den Alten gelangenden befinitiven 
Geftalt niedergefehrieben und glei am Schluſſe bes 
"Termin von dem Vorfigenden und Gerichtsfchreiber unter- 
zeichnet werden müſſe. Seine VBorjhrift geht vielmehr nur 
dahin, daß über den Hergang im Termine ein Pros 
tofoll vom Gerichtsfchreiber aufgenommen werben foll, 
welches an feinem Schluffe von dem Vorfigenden und 
dem Gerichtsfchreiber durch deren Unterfchrift zu beglaubigen 
fei, ohne daß eine Frift feitgefegt wäre, innerhalb welcher 
das Protokoll abgefaßt und unterfchrieben werden mülffe. 
Wenn auch bie Aufnahme des fürmlichen Protokolls gleich 
im Termine das natırgemäße Verfahren und aus prafs 
tifhen Gründen zu empfehlen ift, fo fann Doch, wie das 
Db.-Tribunal‘ bereit8 mehrfach erkannt hat, darin allein 
fon, daß das Protokoll nicht im Termine ſelbſt vollftändig 
niebergefchrieben ift, nicht bie Verlegung eines wefentlichen 
Grundſatzes des Verfahrens erfannt werben; es würbe des⸗ 
Halb auch im vorliegenden Falle eine Nichtigkeit nicht daraus 
bergeleitet werben können, wenn es begründet wäre, baß 
Pas vom 21. Fan. 1875 datirte Sitzungsprotokoll erft am 
24. deſſ. Mts. ausgearbeitet und vom Vorfigenden und 
Gerichtöfchreiber vollzogen worden. Es würde vielmehr in 
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diefem Falle angenommen werben müflen, daß beide Beamte 
vor der Beglanbigung vefjelben durch ihre Unterfchrift ins⸗ 
befondere Durch Vergleihung mit der vom Gerichtöfchreiber 
im Termine gemachten Aufzeihnung ſich pflichtmäßig davon 
überzeugt haben, daß das Protokoll die im Termine ftatt« 
gehabten Verhandlungen treu und vollftändig darftelle, und 
dies muß für genügend erachtet werben, um dem Protokolle 
die ihm vom Geſetze beigelegte Beweisfraft zu fichern. 
Antrag des GEStA.: gleicht. [32.—8.] 


Jagdvergehen. — Antrag. - Gemeindebehörde. - Appel- 
lationsrichter. 

I, Die Gemeindebehörde iſt in Vertretung der 
Srundbefiger eines Jagdbezirks zur Stellung des 
Strafantrags bei vorfommenden Jagdfontraventionen 
befugt. 

StGEB. $ 292 [n. 29); Jagd-Pol.⸗Geſ. v. 7. März 1850 $ 9. 

2. Der Appellationsrichter Fann die Gtellung 
des in erfter Inſtanz nicht feftgeftellten Verfolgungs— 
antrags ohne neue Beweisaufnahme berüdfidtigen. 

StOB. $ 61 [n. 34. 


Erf. (3.1) v. 22. Mai 1875 e. Schening (417 IL. Cr.). 
Antr. d. GStaA.: gleicht. [50.—8.) 


1. Sadpverftändiger. - Wahl. - Unerläßlidhteit? 
2. Banlerntt. - Differenzhandel. 

1. Der Richter ift bei der Auswahl Sachver— 
ſtändiger an die Anträge der Parteien nicht gebunden. 
Sr kann von deren Vernehmung ganz Abftand 
nebmen und die einfchlägigen Fragen nad feiner 
eigenen Anficht entfcheiden, wenn er die dazu nöthigen 
Kenntniffe zu befigen glaubt. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 8 52 [n. 52]. $ 22 [n. 65]. Pol. RdOXr. 10. 
&. 398. 





2. Differenzhandel kann angenommen werden, 
wenn wenigflens auf Seiten des Angeklagten bei 
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Abſchluß von Zeitgefchäften von vornherein Die Ab— 
fiht, ein effektives Kaufgefchäft abzufchliegen, nicht 
befanden, vielmehr nur eine Spekulation auf Die 
Differenz flattgefunden hat. 

StGB. $ 283 [n. 7). 


Antr. d. EStA.: gleidl. [28.—8.] 


Schwurgeridt. - Babrfprud) - Begleitende Umſtände. 


Die Schuldigerklärung mit dem Zuſatz: „mit 
allen in der Frage enthaltenen Umſtänden“ genügt 
auch ohne deren ſpecielle Erwähnung, zum Nachweis 
daß eine beſondere Abſtimmung über dieſe Umſtände 
ſtattgefunden hat. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 91 Abſ. 4 [n. 26[. 

Erf. (3. 1.) v. 22. Mai 1875 6. Tuchſcheer (448 II. Cr.). 

Die Frage: „Iſt T. ſchuldig vorfäglich den K. getödtet und dieſe 
Zödtung mit Ueberlegung ausgeführt zu haben?” ift von ven Ge- 
Ihworenen mit mehr als 7 Stimmen mit „ja, T. ift ſchuldig mit allen 
in ber Frage enthaltenen Umfländen“ beantwortet. Daraui iſt Be- 
Rrofung wegen Mordes erfolgt. Die NB. des T. rügte: mad) Der 
Saflung der Antwort der ©efchworenen ſei anzunehmen, daß über bie 
Frage nur im Ganzen durch eine Abſtimmung entſchieden und fern 
Anhalt dafür gegeben fei, daß darüber, ob die That mit Ucberlegung 
verübt if, eine befondere Abſtimmung fattgefunden habe. Das OLr. 
verwarf bie NB. Gründe: 

Wenn eine That ſchon in einer beftimmten einfachen 
GSeftalt im Geſetze mit Strafe bebroht ift, die Straibarteit 
biefer That aber unter beftimmten vom Geſetze gleichfalls 
vorgefehenen Umftänden verändert, — erhöht, nemilvert, 
oder gar ausgefchloffen wird — fo erfordert die Bejahung 
ber auf die Strafthat in ihrer einfachen Geftalt — d.h. 
ohne Konkurrenz folcher Umftände, geftellten Frage an die 
Sefchworenen, blos die einfache Antwort: Ya, dev Ange: 
Magte ift ſchuldig. Sind dagegen nach Rage der Sache mit 
ber Frage über bie That in ihrer einfachen Geftaltung — 
ber Hauptthat — zugleich begleitende Umſtände ber erwähnten 
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Art verbunden; fo muß, der Vorfehrift des Art. 91 cit. 
gegenüber, burch eine bejahende Antwort, welche auch vie 
begleitenden Umjtände deden foll, die beſondere Abftimmung 
über biefe Umftände in dem Ausfpruche allerdings erfichtlich 
gemacht werden. Died kann zunächft dadurch gefchehen, daß 
in ber Antwort die begleitenden Umftände nach Maßgabe 
der Frage, wiederum fpeciell erwähnt werden. Nach einer 
langjährigen auch in die Praxis der Schwurgerichte über- 
gegangenen Judikatur des höchften Gerichtshofes, wird aber 
in einem foldhen alle der Vorfchrift des Art. 91 eit. zur 
Genüge entfprochen, wenn die Antwort der Gefchworenen 
babin lautet: „ya, der Angellagte ift ſchuldig, mit ben, ober 
mit allen in der Frage enthaltenen Umſtänden“; oder: „ja, 
fohuldig, nach dem ganzen Inhalte der Trage” weil bie fo 
gewählte zufägliche Form der Antwort nur den Jwed haben 
fann, zureihend auszubrüden, Laß auch die die Hauptthat 
begleitenden Umftände in der dem Gefege entſprechenden 
Weife Berüdfichtigung gefunden hätten, indem fonjt ber in 
jene Form eingefleitete Zuſatz bei einer lediglich auf bie 
Strafthat in ihrer einfachen Geftalt bezüglichen Frage ganz 
überflüffig gewefen fein würde. Der im vorliegenden Falle 
ergangene Ausfpruch der Gefchiworenen „Ya, ber Angeklagte 
ift fchuldig, mit allen in der Frage enthaltenden Umſtänden“ 
ſchließt fih fichtbar dem herrſchenden Gerichtsgebrauche, 
und zwar fo fehr an, daß felbft ver Drudfehler, welchen 
das hierher bezügliche Präjubiz des Kgl. OTr.’s Nr. 50 
(Entf. Bd. 31 ©. 355) in den Worten „enthaltenden 
Umftänden” „enthaltenen Umftänden” erfehen läßt, in 
jener Antwort fich wieder findet, Außer Zweifel fteht bem- 
nach auch, daß vorliegend durch den mehrerwähnten Aus- 
fpruch der’ Gefchworenen, der Vorſchrift des Art. 91 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 ausreichend genügt ift. 

Autr. d. GStA.: gleicht. (27.—8.] 


Maiſchſtener. - Ueberihöpfen. - Defrandation. 


Das Weberfchöpfen der Maifche aus einen fi 
in fleigender Gährung befindenden Bottich in einen 
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welcher fih in abnehmender Gährung be- 
ellt eine Defraudation dar, wenn die Abficht 
euerverfürzung nachgemiefen if. 

). Fan. 1824 Nr. 5. Bgl. RoOTr. 1. ©. 148; 8. ©. 591; 

11. ©. 540. 

(3.1) v. 22. Mai 1875 e. Ulrich (491 11. Cr.). 
Ueberſchöpfen gährender Maifche aus einem Bottich 
anderen früher bemaifchten Bottich ftellt fich als 
er Maifchbereitung dar, weil — wie von dem 
ter zutreffend ausgeführt ift, — damit biejenige 
n Maiſche, welche in dem legtgedachten Bottich gemäß 
rmeffenen Inhalts nach Anleitung bes Betriebs 
n Zwed der Erzeugung von Alkohol nur einge 
verven durfte, vermehrt wird. Eine derartige 
t, welche mithin geeignet erfcheint, die auf dem 
alte des betreffenden Bottichs beruhente Berech— 
Steuer zu alteriren, involvirt daher, — falls fie 
ſchriftsmäßig bei der Steuerbehörde beffarirt war, 
8 eine im Sinne der AKO. v. 10. Yan. 1824 
Maiſch⸗Kontravention, wobei nicht in Betracht kommt, 
jefäße, aus welchen oder in welche übergeſchöpft 
eflarirt waren, ober nicht. Ob das Weberjchöpfen 
che nach der Beichaffenheit der dadurch erzielten 
überhaupt, oder im einzelnen Falle für den Bren- 
er gewinnbringend ift und die Erzeugung mehreren 
gewährleijtet, beziehungsmeife eine größere Menge 
gewinnen läßt, ift, — bei dem objektiven Vor— 
n einer nicht beflarirten Maifchbereitung — für 
fbarkeit derfelben ohne Belang. Vielmehr fommt 
ven Thatbeſtand der Maifchiteuer - Defraupation, 
cafe den Umftänden nach neben der Kontraventiong- 
zutreten bat, nur noch darauf an, ob die Abficht 
irzung der Steuer nachgewiefen iſt. 

dv. EStA.: gleichl. 137.-8. 
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Hauptverhandlung. - Verlesung. - Nichtigkeit. - Räge. 


1. Heranziehung bei den Akten befindlicher 
Schriften zur Begründung der thatsächlichen An- 
nahmen des Urtheils, begründet Nichtigkeit, wenn 
diese Schriften in der Hauptverhandlung nicht 
zur Verlesung gebracht sind. 

StPO. 8 6. 


2. Ein solcher Mangel legt auch ohne be- 
sondere Rüge dem Berufungsrichter die Ver- 
pflichtung auf, das erste Erkenntniss zu beseitigen, 
sich eines Erkenntnisses in der Sache zu ent- 
halten und die anderweite Verhandlung und 
Entscheidung in erster Instanz anzuordnen. 

StPO. 8 379 Abs. 2. 


Erf. (8.1) v. 26. Mai 1875 e. Brinfmann (407 I. Cr.) 
Antr. d. GSA.: entgegen. [68.—6.] 


Gebäudeftener. - Borenthaltung. 


Die Gebäudefteuer ift nur dann vorenthalten, 
wenn bezüglich derfelben in Folge unterlaffener An- 
meldung die Anordnungen nicht getroffen werden 
fonnten, welche zur Veranlagung behufs rechtzeitiger 
Erhebung nothwendig find. Berfpätete Anmeldung 
oder anderweit erlangte Kenntniß der Steuerbehörde 
befeitigt daher die Vorenthaltung für die Folgezeit. 

Gef. v. 21. Mai 1861 8 17. 19; Bon. v. 28. April 1867 8 12; 
Fin.-Min.-Berf. v. 24. März 1874 (GMBl. ©. 208). 

Erf. (V. I.) v. 26. Mai 1875 ce. Elaufen (318 I. Cr... 

©. hat in der Provinz Schleswig-Holflein ein im Jahre 1870 
bewohnbar gemorbenes und bezogenes, alio nah $ 19 des Geſ.'s vom 
21. Mai 1861 mit dem 1. Januar 1871 ſteuerpflichtig gewordenes 
Gebände errichtet, jedoch nicht innerhalb der nah $ 17 Abſ. 3 1. c. 
bis zum 1. Ofıbr. 1870 laufenden Frift, ſondern erfi am 25. Dlibr. 
1873 die ihm als Eigenthümer gemäß $ 15, 16 obliegende Anzeige 
bei der Behörde erftattet. Er iſt deshalb mit ber Strafe bes boppelten 
Betrages der für die Fahre 1873 und 1874 mit je 8 Rthlr. zu ent- 
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richtenden Gebäubefleuer belegt, obſchon er fi baranf berief, bag für 
bie Strafausmefjung nur die vom 1. San. bie 25. Oktbr. fällig ge- 
worbene Steuer als Grumblage dienen fönne. Das OTr. vernictete, 
indem es die Strafe auf den boppelten Betrag ber für die Zeit vom 
San. bis Oftdr. fällig nemorbenen Stenertermine bejhränfte. Gründe: 

Das Geſetz unterfcheidet in $ 17 für die Beſtrafung 
nicht, ob nach der verfpäteten Anmeldung eine Steuterfeft- 
fegung zu ermöglichen war oder nicht, aber es unterjcheidet 
ob durch die unterbliebene rechtzeitige Anmeldung bem Staate 
Steuer vorenthalten wurde ober nicht und will in jenem 
Falle die vorenthaltene Steuer im doppelten Betrage ale 
Strafe erfannt wiſſen. Der Begriff der vorenthaltenen 
Sterer alfo ift e8, worauf die Erörterung der Inſtanz⸗ 
gerichte fich Hätte richten müſſen und dieſes ift nicht ge— 
ichehen, ober, wenn man in bem zweiten Erkenntniſſe eine 
Bilfigung der Anficht, daß die volle Jahresſteuer für 1873 
und 1874 mit je 8 Thaler als vorenthalten gelten müſſe, 
finden will, in rechtsirriger Weife geſchehen. Es erledigt 
fi diefes zunächft fchon durch die Betrachtung, daß wenn 
nach 8 12 der das Gef. v. 21. Mai 1861 in dem Gebiete 
der Herzogthümer Schleswig und Holftein einführenden 
Königl. Verordn. v. 28. Aprit 1867 (OS. ©. 543) die Ge⸗ 
bändeftener in Monatsbeträgen fällig und in ben erften 
acht Tagen jeden Monats im Voraus eingezahlt werden, 
Prännmeration aber bis zum ganzen Jahresbetrage ftatthaft 
fein foll, Steuerbeträge, welche erſt nach der Anklage oder 
Urtheilsfällung fällig werden, zur Zeit der Anklage oder 
Urtheilsfällung unmöglih als vorenthalten gelten können, 
weil der Begriff der Vorenthaltung die Pflicht der Leiftung 
zur ſprachlichen Vorausſetzung hat, eine folche aber nicht 
befteht, wo nur ein Recht zur Vorausbezahlung fich aner- 
fennen läßt. Eben fo wenig liegt einer ber Fälle vor, wo 
gejeglich wie bei der Gewerbeſteuer (vgl. Gef. v. 30. Mai 
1820 88 39. 40 und Regulativ v. 28. April 1824 88 26. 
27. 28) die ganze Jahresſteuer bei Bemeffung der Strafe 
in Betracht gezogen werden darf. Wenn ver 8 17 des 
Geſetzes non 1861 die durch unterlaffene rechtzeitige An⸗ 
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meldung dem Staate vorenthaltene Steuer zur Grundlage 
für die Strafe nimmt, fo wird fi dem Wortlaute nach 
don einer durch die unterlaffene Anmeldung vorenthaltenen 
Steuer nicht reden laflen. Die Zahlung der Steuer, im 
Gegenfage zur Borenthaltung, tritt nicht ein durch die Ans 
meltung, e8 Tann bie unterlaffene Anmeldung daher nicht 
unterlaffene Zahlung oder Vorenthaltung fein. Damit ber 
Staat in den Befig der Steuer gelangen, oder richtiger, 
damit der Pflichtige die Steuer entrichten oder der Staat 
folhe von ihm einziehen Tann, ijt vor Allen deren 
Veranlagung erforverlih, welche der Staat vorzunehmen 
hat und woran er burch feine auf der unterbliebenen An« 
meldung beruhende Unfenntniß des Stenerfalles gehindert 
erscheint. Unter der durch die Anmeldung vorenthaltenen 
Steuer läßt ſich daher nur diejenige verftehen, bezüglich 
beren in Folge unterlaffener Anmeldung die Anortuungen 
nicht getroffen werben konnten, welde zur Veranlagung 
behufs rechtzeitiger Erhebung nothwendig find. Es fallen 
darunter alle Beträge, welche von Beginn der Steuerpflicht 
an, bei rechtzeitig erfolgter Veranlagung in den gefeßlichen 
Terminen zahlbar gewefen fein würden bis zu dem Zeit⸗ 
punkt wo der Anzeigepflichtige die verzögerte Anzeige nach: 
heit oder der Staat auf anderem Wege Kenntniß von dem 
eingetretenen Bejtenerungs- ober Steuererhöhungsgrunde 
erhält, er fih aljo in der Möglichkeit befindet zur Veran⸗ 
lagung zu fohreiten. Von da an giebt im erjteren Falle 
ber Anmeldepflichtige die Vorenthaltung auf, im zweiten 
aber ift der Cauſalzuſammenhang zwifchen Vorenthaltung 
und Nichtanmeldung geldjt und die Urfache der Nichtein- 
ziehbarfeit beruht allein in ber unterlaffenen oder noch un« 
beendigten Veranlagung. Hiernach Tann auch von ben 
beiden anderen Wegen, an welche für die Ermittelung der 
vorenthaltenen Steuer ſich denken läßt, nicht die Rebe 
fein, es läßt fich werer annehmen, daß auch bie bis zur 
beendigten Veranlagung und Mittheilung bes Ergebniffes 
fällig werdenden Termine als vorenthalten gelten müffen, 
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noch läßt fich die Frift von drei Monaten, welche vor Be⸗ 
ginn der Stenerpflicht unverfennbar zu dem Zwede, damit 
bie rechtzeitige, bi® zum Beginn der Steuerpflicht beenbigte 
Branlagung zu ermöglichen, nach $ 17 des Geſetzes frei 
bleiben ſoll, auf den Tall der verfpäteten Anmeldung ber 
Art übertragen, daß die innerhalb dreier Monate nach ber 
Anmeldung fällig werdenden Termine noch als vorenthalten 
gelten. Der erftere Weg würde entweder den Angellagten 
auch für etwaige Verzögerungen im Verfahren ber Ver- 
waltungsbehörben haftbar machen, oder die Gerichte nöthigen 
biefes Verfahren zu unterfuchen und die Verzögerungsfrift 
bem Angeklagten bei Berechnung ber vorenthaltenen Termine 
gut zu thun; der Tegtere Weg würde anftatt ber realen 
Wirklichkeit eine Fiktion zu Grund legen. Weber für Das 
Cine noch das Andere befteht in dem Geſetze der entferntefte 
Anhaltspunkt. Das Berufungsgericht verlegt hiernach das 
Gefek, indem es die Strafe nicht anf den doppelten Betrag 
der vom San. bis Oftbr. 1873 fällig gewordenen Steuer- 
termine mit zufammen 20 Marf, alfo auf 40 Mark befchränfte. 

Antr. d. CSA. : gleicht. [68.—6.] 


Zeugen. - Versicherung auf Diensteid. - Vernehmang, 
unzulässige. - Vernehmung Sachverständiger. 


1. Die Frage, ob ein öffentlicher Beamter 
über Gegenstände aussagt, welche sein Amt be- 
treffen, und also nur auf Diensteid zu versichern 
braucht, ist der Prüfung des Nichtigkeitsrichters 
entzogen. 

StPO. $ 265. 


2. Die Vorschrift, dass der Gerichtsbeschluss: 
die uneidliche Vernehmung eines zur Beeidigung 
unfähigen Zeugen eintreien zu lassen, vor der 
Abhör verkündet werden soll, ist in Beziehung 
auf den Zeitpunkt — vorausgesetzt, dass sie in 

Mechiſpr. d. K. O. Tr. ıc.. XVI. 25 
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Wirklichkeit vor dem Urtheil erfolgt ist — nicht 
als wesentlich zu betrachten. 

StPO. $ 243. Contra: RbOTr. 11. ©. 435. 

3. Das Gericht ist befugl dem Gutachten 


Sachverständiger die Glaubwürdigkeit zu versagen 


und an Stelle des anderweiten höheren Gutachtens 
die eigene persönliche Ueberzeugung treten zu 


lassen. 
StPO. $ 169. 173. 


Erk. (2.1) v. 26. Mai 187% ce. Faikenhagen (355 I. Cr.) 
Gründe: 

Zu 1 ift die Frage, ob ein öffentlicher Beamter über 
Gegenftände ausfagt, welche fein Amt betreffen, oder bie in 
feiner Beziehung zu dem Amte ftehen, da der Bereich ber 
Kenntniffe und Wahrnehmungen, welche ein öffentliches 
Amt als folches geftattet, weder durch Geſetze beſtimmt iſt, 
noch durch Geſetze fich beftimmen läßt, allein durch die Fon- 
treten Verhältniſſe des betreffenden Amts ımb die bafür 
erteilten Dienftweifungen bebingt, alfo nur in jedem ein- 
zelnen Falle zu entjcheiven und als in das Gebiet der 
thatfächlihen Erwägung der Inſtanzgerichte fallend, ber 
NB. unzugänglich. 

3u 2. Es ergiebt fich dieſes ans ber Befeitigung aller 
pofitiven Beweisregeln in Verbindung mit 8 169 StPO- 
welcher den Richter nur nöthigt, wenn er zur Beurtheilung 
oder Ermittelung von Thatfachen einer fachlundigen Unter- 
ftügung bedarf, zur Deranziehung von Sachverjtändigen 
zu fchreiten, denſelben alfo, von den fpeciellen pofitiven 
Vorſchriften für Leichendffnungen abgefeben, auch ermäch⸗ 
tigt davon abzufehen, wenn in Folge veränderter Sadı- 
fage oder veränderter Auffaffung der Sachlage er biejes 
Erforfchungsmittel glaubt entbehren zu lönnen. Die ihrem 
Wortlante nach allerdings peremtorifche Beſtimmung in 
8 173 Abf. 2 beruht deshalb ihrem Sinne nach überall 
auf der Vorausfegung, daß für den Richter die Nothwen- 
bigfeit einer Unterjtügung durch Sachverftänbige feftiteht, 
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kann dagegen Feine Anwendung finden wenn berfelbe in 
eigener Berfon diejenigen Stenntniffe zu befiten glaubt, 
welche eine fachtundige Benrtheilung ber betreffenden Ver⸗ 
hältniffe erfordert. In der Nichtigfeitsinftang aber ift eine 
Erörterung darliber ausgefchloffen, ob die ans der Perfon 
des Sachverftändigen entnommenen Gründe gegen deſſen 
Glaubwürdigkeit vorliegend zutreffen; die desfallſigen Er- 
wägungen des Berufungsrichters bilden deshalb auch umter 
dem Gefichtäpunfte einer befchränften Geftattung des Gehörs 
fein Objelt des Angriffs. Rückſichtlich des Koftenpunftes 
findet $ 438 der StPO. Anwendung. 

Antr. d. ESA.: entgegen. [68.—6.] 


Urkundenfälſchung, intellettnelle. - Beurkundung. 


Nur die durch den zuftändigen Beamten, nicht 
die ftatt feiner durch einen unberechtigten Dritten 
bewirkten Eintragungen in öffentliche Regifter find 
Beurfundungen. 

StGB. $ 271 [n. 5). 
Beil. (1) v. 26. Mai 1875 e. Gimpertowicz (110B. I. Cr.). 

©. hat auf Anftiften des N. und gegen eine ihm von biefem ge- 
währte Belohnung in dem gerichtlichen Gefängniß eine gegen N. rechts⸗ 
kräftig erfannte Gefängnißftrafe theilweife verbüßt, nachdem er ſich 
in der GSefängnißinipeltion unter dem Namen des N. gemelbet hatte 
und unter biefem Namen in die Oefangnenliften eingetragen war. Die 
Eintragung war aber nicht durch einen Gefängnigbeamten, fonbern 
durch einen in Haft befindlichen Strafgefangnen in Abweſenheit des 
Beamten erfolgt. Den eingetretenen negativen Competenzkonflikt ent- 
ſchied das OTr. dahin, baß 3 271. 272 StGB.'s dadurch ansgeichlofien 
werde, baß bie Eintragung burch einen Unberechtigten nicht ale Be- 
urkundung anzufehen und Anflage deshalb nı auf Grund ber 88 263 
ober 257 nnd 253 zu erheben fei. 

Antr. des GStA-: gleichl. [40.—6.] 
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1. Berufangsrichter. - Fesistellaug.-Faktische Grundlage. 
2. Strafantrag. - Jagdpächter. - Jagdberechtigter. 

3. Widerſtand. - Rechtmäßige Amtsausübung. - Auftrag. 

4. Berafungsrichter. - Beweiswiederholuug. - Thalsache. 


1. Wenn sich aus dem ersien Urtheil nicht 
erkennen lässt, auf welche faktische Unterlage 
hin das Gericht zu seiner Feststellung der ein- 
zelnen Deliktsmerkmale gelangt ist, so muss der 
Berufungsrichter, soweit nöthig auf der Grund- 
lage erneuerler Beweisaufnahme, entweder die 
beizubehaltende Schlussfeststellung thatsächlich 
substantiiren oder eine andere an deren Stelle 
treten lassen und derselben die erforderliche 
faktische Unterlage geben. 


StPO. 8 353 Abs. 3. 86,377. 379. 


2. Im Fall der beflrittienen Berechtigung Des 
Jagdpächters, von welchem der Strafantrag ausge: 
gangen, iſt es erforderlich feflzuftellen, daß der 
Pächter fein Recht von demjenigen herleitet, welcher 
zur Vertretung des Jagdrechts in dem betreffenden 
Bezirk gefeglich berufen ift. 

StGB. $ 292 [n. 29]. 


3. Ein in höherem Auftrag handelnder Polizei- 
diener befindet fich bei Vollziehung des Auftrags in 
rechtmäßiger Amtsausübung, wenn der Vorgeſetzte 
zur Ertheilung des Auftrags formel zufländig war. 
Die materielle Rechtfertigung der getroffenen Anord- 
nung kommt alsdann nit in Betracht. 

8:88. 5 113 [n. 13]. Bgl. RrOTr. 15. ©. 227. 


4. Im Fall ohne Beschränkung beschlossener 
Wiederaufnahme des Beweises muss der Berufungs- 
richter auf Grund derselben allen Vorschriften des 
6 353 Abs. 3 genügen, also bei einer Anklage aus 
6 113 StGB.’s auch die Thatsachen bezeichnen, auf 


‘ deren Grund er die bestrittene thatsächliche Zu- 





389 [26., 27. Rai 1876.) 


ständigkeit des vollziehenden und des auftrag- 
gebenden höheren Beamten gründet, 


StPO. $ 353 Abs. 3 8 386. 


Erl. (V. 1.) v. 26. Rai 1875 e. Möller (409 I. Cr.). 
Antr. d. EStA.: entgegen. 168. —6. ] 


Gewerbeordnung. - Arzt. - Titel. 


Die Bezeichnung als Doktor (Dr.) in einer dem 
Publifum Dienfte nad homöopathiſcher Kurart an- 
bietenden Beröffentlihung, Fann als Beilegung eines 
Titels angefehen werden, durch den der Glauben 
erwedt wird, der Inhaber fei eine geprüfte Medi- 
zinalperſon. 

B.⸗Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 8 147 In. 3]. 

Ertl. (3.1) v. 27. Mai 1875 e. Carſtenſen 675 II. Cr.) 

Die Feſtſtellung befagte, daß ber Hentier C. unter ber mit 
Doktor gleihbebeutenben Bezeichnung Dr., welche er in einer veröffent- 
lichten Annonce jeinem Namen beigefügt, dem Publikum feine Dienite 
nad homdopathifcher Kurart angeboten habe und in ben Gründen bes 
Erkenntniſſes war erwogen, daß nach ber Anficht eines großen Theile 
Des gewöhnlihen Publikums Doktor und geprüfter Arzt ein und das⸗ 
ſelbe ſei. Es erfolgte deshalb Beftrafung aus 8 147 n. 3 der BSD, 
Die NB. wurde vom OTr. zurüdgerwiefen. In den Gründen heißt ed: 

Das Gefeß gebraucht den Ausdruck „Titel“, wie fich 
aus der Gleichftellung mit den Ausprüden „Arzt, Wund- 
arzt ꝛc.“ in S147 ad 3 a. a. O. ergiebt, nicht in tem 
engeren Sinne einer durch Verleihung von Staatöwegen 
erworbenen, mit beftimmten Prärogativen verbundenen, 
Benennung, fondern in dem allgemeinen Sinne einer Be- 
zeichnung, welche ven Glauben, der Inhaber jei eine ge= 
prüfte Mebizinalperfon, zu erweden geeignet iſt. Für ben 
Thatbeftand des 8 147 Nr. 3 a. a. DO. handelt es fich nicht 
fowohl um bie Aehnlichkeit des angenommenen Ziteld, der 
abftraften Bedeutung des gebrauchten Ausdruckes nach, 
fondern darum, ob der Ausdruck in Rebe, den im gegebenen 
Falle vorliegenden Umftänden nach, geeignet fei, den Glauben, 
daß die denfelben gebrauchende Perfon eine geprüfte Medi⸗ 
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zinalperfon fei, in ähnlicher Weife hervorzurufen, wi 
durch die Bezeichnungen „Arzt ꝛc.“ gefchehe. 
Autr. d. ESA.: gleichl. [3 


Betrug. - Bermögensvortheil, redjtswidriger. 


Der von einem Kaufmann beim Abfag 
Waare erlangte Gewinn ftellt einen rechtswit 
Bermögensvortheil dar, wenn der Abfchluß des 
ſchäfts durch Täuſchung des Käufers über die 
ichaffenheit der Waare erzielt war. 

StGB. $ 263 [n. 6]. Pol. RdOTr. 15. ©. 798. 
Ert. (3.1) v. 27. Mai 1875 e. Krotofdiner (606 I. ( 

Der Kaufmann 8. verkaufte an die Ehefrau W. einen Klei 
für 1 Thle. 20 Ser. die Elle, ber höchftens einen Werth von 1 
5 Spr. hatte Die W. war dadurch zur Zahlung biefes Prei 
wogen, bag K. bei ihr den irrigen Glauben erregte ber Stoff 
wollener, was nicht ber Zall war. Deshalb wegen Betrugs | 
führt ee in ber NB. aus, daß ein zwar durch faliche Borfpiege 
erlangter, aber nicht objektiv rechtswibriger Bortheil bie Annahm 
ſtrafrechtlich verfolgbaren Betruges ausſchließe. Das OTr. n 
NB. zurück. 

Mag auch der Kaufmann im Handelsverkehr den 
der von ihm zum Verkaufe angebotenen Waare in beli 
Höhe anfegen dürfen, ohne daß der durch eine zu 
Berechnung befjelden beim Zuftandelommen des Pe 
erzielte Vortheil deshalb allein den Charakter ber 9 
wibrigfeit im ftrafrechtlichen Sinne annähme, fo er! 
doch jeder beim Verkaufe erzielte Vortheil nach S 26 
StGB.'s dann fofort und unbedingt als ein rechtswit 
wenn in ber Abficht, denfelben zu erreichen das Der 
eines Andern dadurch befchäbigt wird, daß durch Vorj 
(ung falfcher oder durch Entjtellung ober Unterbri 
wahrer Thatfachen ein Irrthum erregt oder unter) 
wird. Gerade auf bas Mittel, deffen man fich bevien 
fich auf Koften eined Andern einen Vortheil zu verfch 
fommt es für bie Entfcheivung an, ob ber erzielte De 
als rechtswidriger zu betrachten ift oder nicht. 

Antr. d. SA. : gleichl. [% 
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Merkmal des Thatbeitands. - Feftftellung. - Form. - 
Berufungsridter. 


1. Die Weglaffung eines thatbeftandlichen Merk— 
mals in der Schlußfeſtſtellung begründet Feine Nichtig- 
feit wenn die vichterliche Weberzeugung von ver 
Eriftenz deffelben mit hinreichend Klarheit aus den 
Urtheilsgründen hervorgeht. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 31 [n. 14). 


2. In diefem Fall Tann der Appellationgrichter 
die Schlußfeſtſtellung durch Hinzufügung des frag- 
lichen Merkmals ohne neue Beweisaufnahme ergänzen 
refp. näher präcifiren. 

Ebendaf. Art. 101 [n. 19). 
Erf, (3.11) v. 27. Mai 1875 6. Proste (442 II. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [50.—8.] 


— —— 





Schwurgericht.-Fragſtellung. —— aa ie 
Nothwehr. 

1. Der Richter iſt nicht verpflichtet, eine Frage 
wegen Nothwehr an die Geſchworenen auch da zu 
richten, wo Nothwehr ihrem Begriffe nach rechtlich 
undenkbar iſt. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 84 [n. 5). 

2, Nothwehr ift vechtlich ausgefchloffen, wenn 
ein öffentlicher Beamter in der rechtmäßigen Aus- 
übung feines Amtes eine Perfon anzugreifen ge- 
nöthigt war. 

StGOB. $ 53 [n. 9). 
Erk. (3.11) v. 27. Mai 1875 c. Rogge (614 IL Cr.). 
Den Geſchworenen war bie von ihnen bejahte Frage vorgelegt: 
Iſt R. ſchuldig im Kgl. Forſt dem Kgl. Hülfsjäger A. in 
der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes durch Gewalt 
Widerſtand geleiſtet zu haben? 
und beantragte R. die weitere Frage hinzuzuzügen, ob er ſich im 
Stande der Nothwehr befunden habe. Dieſer Antrag wurde vom 
Schw.⸗GH. abgelehnt, weil ber Begriff bes nach $ 117 (118) StGB.'s 
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zu beftrafenden Verbrechens die Boransfegung ter Nothwehr, nämlich 
die Rechtswidrigkeit des Angriffs ausſchließe. Das OTr. wies bie 
NB. zurüd. 
Antr. d. EStaA.: gleichl. [28.— 8.) 
Theilnahme. — Gehülfe. - Nedaltenr. - Beleidigung. 
1. Die Strafbarkeit des Redakteurs einer ZJei- 
tung wegen Theilnahme an der durch ein son ihm 
aufgenommenes Inſerat verübten Beleidigung iſt 
nicht davon abhängig, daß ihm die Perfon des Be— 
leivigten befannt war. 
StGB. $ 49. 185 In. 9. 22); R. Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 88 20. 


2. Sie wird auch nicht Durch den Nachweis des 
Verfaſſers oder Einſenders ausgefchloffen. 

rt. (Z. II.) v. 27. Mai 1874 0. Stein (599 II. Cr.). 

1. Es ijt richtig, daß die Beleidigung in der Verlegung 
ber Ehre einer beftimmten Perſon oder beftimmter Perfonen 
beiteht, es alfo auch zum Xhatbeftande derjelben gehört, 
daß fie ſich gegen ſolche individuell beftimmte Perſonen 
richte. Dagegen ift e8 Teineswegs anzuerfennen, baß eine 
Chrverlegung nur gegen eine folde Perfon ftattfinden könne, 
welche dem Beleidiger auch individuell, ihrem Namen nach 
befannt jei. Insbeſondere fegt die wiffentliche Hülfeleiftung 
im Sinne de8 8 49 bei dem Vergeben ber Beleidigung 
nicht auch die Wiffenfchaft des Theilnehmers um den Namen 
des Beleidigten voraus. Es genügt vielmehr vollftänbig, 
wenn, wie der App.⸗Richter unangegriffen feftgeftellt hat, daß 
der Angeklagte St., welcher geftänblich das Gedicht vor ber 
Inſertion gelefen und dann bie Inſertion verfügt bat, das 
Bewußtſein erlangt haben mußte, daß das Gebicht eine 
Beleidigung des dadurch Getroffenen enthalte und troß dieſes 
Bewußtjeing die Inſertion veranlaßte. Denn ber Getroffene 
war jedenfalls eine individuell beftimmte Perfon, bei deren 
Beleidigung mitzuwirken der Angellagte jich bewußt war, 
ohne daß es darauf anlommen kann, ob er babei deren 
Namen gekannt Bat. 
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2. Wenn au in dem 2. Abfake der R.-Preßgef.’s 
v. 7. Mai 1874 — R.⸗Geſ.Bl. S.65 — nicht ausbrüdlich 
geſagt ift, daß unter den in dieſem Abſatze hervorgehobenen 
Vorausjegungen nur die Beftrafung wegen Fahrläſſigkeit 
ex 821 Abi. 1, nicht auch diejenige, in Gemäßheit bes 
8 20 ansgefchloffen fein ſolle, fo ergiebt fich doch aus der 
ganzen Oekonomie des Geſetzes Har, daß der zweite Abfag 
des 8 21 ſich nur auf die Beftrafung aus dem erften Abfage, 
nicht auf diejenige nach den bejtehenden allgemeinen Straf- 
. gefegen bezieht, deren unbebingte Anwendbarkeit auf Hand» 
(ungen, deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Drud- 
fehrift begründet wird, in $ 20 anerkannt ift. Es ergiebt 
fich dies auch aus der Natur der Sache, ba es nicht Die 
Abſicht des Gefekgebers fein Tonnte, die im 1. Abfak des 
8 21 genannten Perfonen, wenn fie bei einem burch die 
Breffe verübten Verbrechen oder. Vergehen wiffentlich Hilfe 
geleiftet haben, im Widerfpruch mit allen allgemeinen Grund⸗ 
jäten und abweichend von ber Strafbarkeit des Theilnehmers 
an einem in anderer Weife verübten Vergehen ober Ver: 
brechen, ſchon dann für ftraflos zu erklären, wenn fie in 
der vorgefehriebenen Weife eine der im 2. Abſatz hervor- 
gehobenen PBerfonen nachgewiefen haben, welche letztere, wie 
der Abſatz 2 Har ergiebt, gar nicht einmal nothwenbig der 
eigentliche Urheber des Vergehens oder Verbrechens zu fein 
braucht. Jedenfalls Hätte es für eine folche vechtliche Ab⸗ 
normität zu Gunften der bei der Prefje thätigen Berfonen, 
wenn fie beabfichtigt gewefen wäre, einer ganz andern Aus» 
drucksweiſe im Geſetze beburft. 

Antr. d. GStA.: gleicht. — [32.—8.] 


Erprellung. - Amtsmißbrauch. — Nöthigung. 

Der Xhatbeftand der Erpreſſung durch Amis- 
mißbrauch fegt die mißbräuchliche Anmendung der 
Amtsgewalt oder die Androhung eines beflimmten 
Mißbrauchs derfelben voraus. Der Migbraud oder 
vie Drohung muß der Handlung, zu welder die 
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betreffende Perfon genöthigt werden fol, vorhergehen 
und als Mittel gegen diefe Perfon mit der Abficht 
angewendet worden fein, fie zu jener Handlung zu 
nöthigen. 

StGB. $ 339 [n. 4]. 253. 

Ertl. (B.1) v. 28. Mai 1875 0. Hartelt (265 I. Cr.). 

9. war Bahnmeifter und zu feinen Obliegenheiten gehörte es, 
für feine Bahnftrede bie nörhigen Arbeiter anzunehmen. Er engagirte 
und entließ dieſelben je nah dem wechſeluden Bedarf. Der AR. 
nahm als erwielen an, baß er von ben Arbeitern, weldye Arbeit bei 
ihm fuchten und ebenfo von den unter ihm befchäftigten Arbeitern 
GSefchente annahm. Den Amtsmißbraud erblidte ex darin, daß 9. 
fi bei ber Auswahl der Arbeiter zur Annahme oder Entlafjung nit 
allein durch deren Tüchtigkeit und Zuverläffigkeit befimmen Tieß, 
fondern nah Guuſt verfuhr, um Privatvortheile zu erreihen. Hin⸗ 
fihtlih der Nöthigung führt er aus: durch die Bevorzugung der 
Schenkenden vor den Nichtſchenlenden feien bie Arbeiter genöthigt worden, 
Geſchenke zu geben, um die Entlaffung aus der Arbeit abzumenden 
ober fi) die Wiederaufnahme in die Arbeit nach deren zeitweifer Unter- 
brechung zu fihern. Das vernichtende Erkenntniß bes OTr.'s 
erwägt: 

Daß das Unnehmen von Gefchenlen Seitens eines 
Beamten für eine in fein Amt einfchlagenve Hanblung, 
jelbft wenn der Hingabe bes Gefchents auf Seiten des Ge- 
ſchenkgebers das Motiv zu Grunde lag, fich die Gunft oder 
eine Bevorzugung des Beamten bei Ausübung feiner amt- 
lichen Funktionen zu verfchaffen, noch nicht den Thatbeftand 
ter Erpreffung im Sinne der 88 339 und 253 erfüllt, be- 
darf feiner weiteren Ausführung, da zu dem legteren bie 
mißbräuchlide Anwendung der Amtsgewalt oder bie An- 
drohung eines beftimmten Mißbrauchs verfelben durch ben 
Beamten in dev Abficht, Jemand zu einer Handlung, Dul- 
dung oder Unterlafjung widerrechtlich zu nöthigen, erfordert 
wird. Daß aber der Angellagte gegen bie einzelnen Arbeiter, 
welche ihm Gefchenke gaben, vor deren Hingabe Handlungen, 
weiche einen Amtsmißbrauch enthielten, verübt, oder ihnen 
einen beftimmten Mißbrauch feines Amts angebroht habe 
in der Abficht, fie zur Hergabe der Gefchente zu nöthigen, 





395 (28. Mai 1875.) 


hat der App.-Richter nicht feftgeftellt, vielmehr ſcheint er 
nach den Gründen feines Urtheils davon auszugehen, daß 
ed zum Moment der Nöthigung fehon ausreiche, wenn bie 
Arbeiter fich durch das von dem Angellagten bei der Aus- 
wahl unter ihnen im Allgemeinen beobachtete Verfahren 
bewegen ließen, um ihn in biefer Beziehung günſtig für fie 
zu ftunmen, ihm Gefchenfe zu machen. Zwar wird in ten 
Gründen des zweiten Urtheils auch ausgeführt, daß bie 
Arbeiter zur Hergabe oder Pieferung von Naturalien auf 
gefordert worden, daß bie Beftellung der Naturalien und 
die Annahme der Geſchenke zwar in der Negel durch bie 
Ehefrau des Angellagten gefchehen fei, e8 jeboch nach den 
obwaltenden Umftänden nicht zu bezweifeln ftehe, daß ber 
Angellagte die Handlungsweife feiner Ehefrau nicht nur 
gefannt und gebilligt, fondern fogar veranftaltet habe, daß 
zwar zuweilen für bie Lieferungen Zahlung geleiftet worden, 
biefelben aber in großem Umfange unentgeltlich geleiftet 
worden, daß darüber öfters Murren unter ben Arbeitern 
entjtanden, jedoch felten Jemand bie Lieferung zu verweigern 
gewagt habe, weil allgemein befürchtet wurde, fonft 
bie Arbeit zu verlieren. Allein auch in dieſer Aus- 
führung ift nivgend bie Feftftellung enthalten, daß der An- 
geflagte oder deſſen Ehefran auf feine Veranftaltung gegen 
einen ober mehrere beftimmte Arbeiter feine Amtsgewalt 
mißbraucht oder fie mit einem beftimmten Mißbrauch ver- 
felben bedroht Habe in ber Abficht, fie zur unentgeltlichen 
Lieferung von Naturalien zu nöthigen. Vielmehr muß nach 
der obigen Ausführung angenommen werben, baß ber App.= 
Richter auch hier von der Anficht ausgegangen ift, zur Kon⸗ 
ftituirung bes Thatbeftandsmoments der Nöthigung reiche 
die durch das Verfahren bes Angeklagten unter den Arbeitern 
beroorgerufene allgemeine Befürchtung aus, die Arbeit zu 
verlieren, wenn fie Die geforberte Lieferung von Naturalien 
verweigerten. Diefe Anficht ift aber rechtsirrthümlich. 
Antr. d. ESta.: gleichl. [33.—6.] 
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Bernftein. — Aneiguung. - Nichtigkeit. - Anwendung 
widerſprechender Geſetze. 


1. Die unbefugte Aneignung von Bernſtein iſt, 
je nachdem er bereits gewonnen war, oder noch nicht, 
nach den allgemeinen Strafgeſetzen als Diebſtahl 
oder Unterſchlagung oder aus Art 1 des Gef.’s v. 
22, Febr. 1867 zu beftrafen. 


Gef. v. 22. Febr. 1867 Art. 1. 3. 


2. Die gleichzeitige Anwendung verfdiedener 
Strafgefege, deren Thatbeſtand ſich widerfpricht, be- 
gründet materielle Nichtigkeit. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 107 In. 14]. 

Erf. (8.1) v. 28. Mai 1875 c. Hermann (301 I. Cr.). 

Die Inftanzgerichte hatten feftgeftellt, daß H. und Gen. den Ent- 
ſchluß ſich Bernſtein rechtswidrig zuzuelgnen, ohne zu deſſen Gewinnung 
befugt zu fein, durch Handlungen bethätigt hatten, melche einen Anfang 
der Ausführung dieſes Vergehens enthielten. Der Berurtbeilung 
wurben die Art. 1 und 3 des Geſ.'s v. 22. Febr. 1867 zum Grunde 
gelegt.” Im dem vernichtenden Erkenntniß bes OTr.'s heißt es: 

Das Geſetz v. 22. Febr. 1867 beftimmt bie in ber 
Praxis zahlreich bervorgetretenen Bedenken über bie auf 
die rechtswidrige Gewinnung des Bernſteins anwenbbaren 
Strafgefete zur befeitigen, insbeſondere den durch bie pro⸗ 
pinzielle und partielle Negalität des Bernſteins hervorge— 
rufenen Berfchiedenheiten der Anfchauung über die Straf. 
barkeit jener Handlung ein Ende zu machen, bat biefer 
Aufgabe genügt, indem es im Art. I die unbefugte Befig: 
nehmung und Aneignung noch nicht gewonnenen Berniteins 
und ben Verſuch hierzu, im Art. III die rechtswidrige An⸗ 
eignung fehon gewonnenen Bernfteins behandelt. Der Art. I 
betrifft alfo das Fifchen, Graben ꝛc. nach ſolchem Bernftein, 
welcher noch an feinem Fundorte ruht, der Art. III die 
Aneignung ſolchen Bernfteins, welcher bereitd Gegenftand 
einer Offupation geworben war. &8 Teuchtet ohne weitere 
Ausführung ein, daß beide Beftimmungen einander gegen- 
jeitig anschließen. Indem der App.Richter beide Artikel 
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alfegirt, Hat er im Dunfel gelaffen, ob er bie erkannte 
Strafe aus Art. I cit. oder gemäß Art. III aus den Be— 
ftimmungen des StGB.'s iiber Diebftahl oder Unterfchlagung, 
beziehungsweije aus welchen derfelben entnommen bat, und 
biernach durch die gleichzeitige Anwendung zweier unverein- 
barer Beltimmungen des Geſetzes ſich einer Verletzung 
defielben ſchuldig gemacht. 

Antr. d. EStA.: entgen. [40.—6.) 


—— — — — — 


Kirchengeſetze. - Pfarradminiſtrator. — Pſarramt. 


Die biſchöfliche Verleihung einer Urkunde über 
den rechtlichen Beſitz einer Pfarre an den bisherigen 
Adminiſtrator derſelben enthält die Uebertragung 
eines geiſtlichen Amtes. 

Geſ. v. 11. Mai 1873 88 1. 22. 

Ertl. (3.1.) v. 28. Mai 1875 c. Srement (274 T. Cr.). 

Im Fahre 1867 wurde der Geiſtliche S. bei der damaligen Kuratie 
in ©. angeflellt und zwar nur als Hülfsgeifllicher in der Seelſorge. 
As im Fahre 1870 ber Kirche zu ©. flaatli bie Pfarrrechte zuge- 
fianden waren, verblieb S. als Pfarrapminifirator im Amt, ohne daß 
er eine befonbere Beſtallung im dieſer Eigenfchaft erhalten Hätte Im 
Jahre 1874 mwurbe er von dem Biſchof K., ohne vorherige Anzeige 
an ben Oberpräfidenten, mit einer Urfande über ben rechtlichen Beſitz 
ber Pfarre verfehen und führte fortan den amtlihen Titel "Pfarrer“. 
Bifhof 8. wurde deshalb ans $ 1 unb 22 des Geſ.'s v. 11. Mai 
1874 vernrtbeilt. Die NB. rügte: bie Urkunde fei nur die Erfüllung 
einer durch das conc, Trident. vorgeſchriebenen Form, während ©. 
das volle Recht auf die Pfarre nach deu Grundſätzen bes kanoniſchen 
Rechts (reg. cancell. 36 de triennali possessione) ohne Zuthun des 
Biſchofs durch den Zjährigen fortgefehten Befig der Stelle erworben 
und ſchon deshalb als befinitiner Inhaber derſelben zu betrachten ge- 
weſen ſei. Das OTr. wies die NB. zurüd indem es ausführt: 


Es kann unerörtert bleiben, ob bie ber NB. zum 
Grunde liegende Auffafjung der Erfigung zutreffend, ob 
insbeſondere das beneficium auch die Erfigung des officium 
in fich fchließt; denn es fommt auf biefe Frage nicht an, 
weil der App.-Richter diefelbe zwar eingehend geprüft, feine 
Entſcheidung aber fchließlich nicht auf das Reſultat dieſer 


[28. Mai 1875.] 398 


Prüfung, fondern auf die Thatfache geſtützt hat, daß ber 
Geiftlihe Sch. von 1867 bis 1870 nicht Pfarrer fonbern 
Kuratus, von 1870 bis 1873 nicht Pfarrer fondern 
Pfarr-Apminiftrator gewefen fei, mithin ein befinitives 
Pfarramt nicht im Beſitz gchabt Habe und nicht habe er- 
fiten fönnen. Der Entfcheidungsgrund ift alfo aus ber 
Verſchiedenheit derjenigen Aemter entnommen, in beren 
Beſitz der jetige Pfarrer Sch. gewefen ift; es iſt bavon 
ausgegangen, daß Sch. nicht das jekt befleidete Pfarramt 
drei Jahre bekleidet habe, fonvern daß er innerhalb des 
entfcheidenden Zeitraums nur zwei andere Aemter, wenn 
auch in demfelben Seelforgebezirk, befleivet habe. In dieſer 
Begründung des Urtels ift ein Rechtsirrthum nicht zu finden, 
baber der Angriff ver NB. verfehlt. Es kommt aber noch 
hinzu, daß die behauptete Erfigung, felbft wenn fie nad 
den vorftehenden Ausführungen in Betracht kommen könnte, 
aus einem anderen Grunde im vorliegenden Falle der An- 
wendung bes Geſetzes nicht entgegenſtehen würde. Nach 
den oben mitgetheilten Behauptungen des Imploranten foll 
Sch. im Juni 1873 befinitiv angeftellter Pfarrer durch 
Erfigung geworden fein. Das am 15. Mai 1873 in 
Berlin publicirte Gefeß v. 11. Mai 1873 hat aber nad) 
8 2 des (zur Zeit feiner Publikation in Geltung gewefenen) 
Geſ's v. 3. Aprit 1846 im Regierungsbezirk Gumbinnen 
mit dem 29, Mai 1873 verbindliche Kraft erlangt. Die 
Behauptung ber App.-Nechtfertigung, daß es fich nicht um 
eine Amtsübertragung, fondern nur um die formelle Aner: 
fennung eines ſchon vor Erlaß der Maigefege definitiv an- 
geftellten Geiftlihen gehandelt babe, ift daher anch aus 
biefem Grunde rechtlich hinfällig. 

Antr. d. EStA.: gleich. [40.—6.] 


Rechtsmittel. - Eutfcheidung. 

Rechtsmittel können nur gegen die eigentliche 
Entfheidung, nicht gegen die Begründung derfelben 
gerichtet werden. 

Bon. v. 3. Fan. 1849 Abfchn. IV [E. 450 0.1]. Spt. RPOTr. 10.6. 176. 
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Ertl. (3.1) v. 28. Mai 1875 c. Kumſteller (227 I. Cr.). 

Das AG. Hatte die erftrichterliche Fenftellung bahin beibehalten, 
daß der Jäger 8. durch Fahrläffigkeit ben Tod bes B. verurfacht habe, 
dagegen bie weitere Feſtſtellung: „bag er hierbei biejenige Auſmerkſam · 
feit ans deu Augen geſetzt habe, zu welcher er vermöge feines Berufes 
und Gewerbes verpflichtet war”, aufgehoben und biefen erſchwerenden 
Umſtand unter erheblicher Herabfegung ber Strafe verneint. Die NB. 
bes StA.'s beruht auf der Behauptung, daß biefe letztere Negatinfeft- 
ſtellung auf eine rechtsirrihümliche Auffaffung bes $ 222 Abſ. 2 StOB.'s 
zurüdzuführen fei. Sie wurbe ohne Erörterung biefer Frage zurüd- 
gewiejen, weil ber AR. bei Abmefjung der Strafe ausbrüdlich erllärt 
Batte, daB auch unter der Borausfegung der Anwenbbarfeit bes Abf. 2 
bes $ 222 cit. die von ihm ſeſtgeſetzte Strafe ausreichen und eine 
höhere ausgeichloffen fein würbe: 

Da hiernach die Berneinung des Straferhöhungs:Mio> 
mentes für die Entfcheidung einflußfos geblieben ift, Nechts- 
mittel aber nur gegen vie Entſcheidung, nicht gegen bie 
Begründung derſelben allein gerichtet werden können, jo kann 
der erhobene Angriff nicht für zuläffig erachtet werten. 

Antr. d. GStA.: entgegen. . [40.—6.] 


Zenge. - Tanbitumme. - Sachverſtändiger. 


Ein bei der Vernehmung eines taubflummen 
Zeugen zugezogener Taubftummenlehrer ift mit dem 
Sachverſtändigen⸗Eide zu verpflichten. 

Geſ. v. 3. Mai 1858 Art, 27 [n. 21a]. CrO. 8 266. 268. 

Erf. (3. 1) v. 28. Mai 1875 e. Rider (294 I. Cr.) 

Die NB. rügte, daß ber bei der Vernehmung bes taubfinmmen 
Zeugen 2. zungezogene Taubſtummenlehrer mit dem Sachverſtändigen⸗ 
und nicht vielmehr mit dem Dollmeticher- oder dem Zengen-Eibe belegt 
fei. Das OTr. wies bie Befchwerbe zurüd. Grünbe: 

Die Strafprozeß-Gefege enthalten über die Vernehmung 
tanbftummer Berfonen als Zeugen feine Vorſchrift. Es 
kann daher nur nach Analogie ber Vorſchriften der 88 266 
folg. der Crim⸗Ordn. Über die Vernehmung ber Ange 
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ſchuldigten, welche taub ober ſtumm find, verfahren werben, 
der 8 268 a. a. D. verordnet num: 
Iſt dieſe Art ber Vernehmung (nämlich Die in den 88 266. 
267 angeorbnete Bernebmung) nicht möglich und gehört der 
Verdächtige zu denen, bei welchen eine Zurechnung ftaitfindet, 
jo muß fidy der Richter durch Zeichen, allenfalls mit Zn- 
ziehung zweier glanbwürdiger, dem Angeſchuldigten befannten 
Perfonen oder einer in dem Umgange mit Tauben oder 
Stummen, oder Zaubflummen erfahrenen Berfon dem An- 
geihulbigten verſtändlich zu maden fuchen, auch anf eben 
biefe Weife die Antworten beffelben zu erforſchen bemilbt 
fein. Die zugezgogenen Sachverſtändigen find jederzeit 
zu vereidigen. 
Kann es biernach nicht bebenflich fein, daß das Gefek die 
zugezogenen Perſonen als Sachverftändige angefehen wifjen 
will, und daß demzufolge ihre VBereibung nur in der für 
Sadverftändige beftimmten Norm erfolgen foll, fo find 
auch die Ausführungen ber Imploranten über bie Bedeutung 
der Mitwirkung jener Perfonen nicht geeignet, eine andere 
Anffaffung zu begründen; insbefondere fann der Annahme, 
daß jene Perfonen Dollmetjcher feien, nicht beigetreten 
werben. Die Geberbenfprache der Taubftummen, welche — 
ähnlich der Bilderfchrift — den Gedanken nur ſymboliſch 
auszubrüden vermag, kann nur uneigentlich als Sprache 
angefehen und namentlich den Wortfprachen nicht gleich- 
geftellt worden. Die Deutung fymbolifher Bewegungen, 
die Wiedergebung biefer Deutung in einer Wortfprache iſt 
weientlih verfchieden von der Webertragung aus einer 
Wortfprache in die andere. Wenn daher im Art. 27 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 die dentfche Sprache den fremden 
Sprachen (vergl. Abf. 2 Art. 27) gegenübergeftellt wird, fo 
handelt es fich Hierbei unbedenklich nur um verſchiedene 
Wortipradhen und die Behauptung der Fmploranten, daß 
Art. 27 eit. verlett fei, ift nicht begründet. 
Antr. d. ES. : gleidhl. (40.—6.] 


— — — — 





— 
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Rheiniſches Verfahren. - Kaſſationsrekurs. - Aus: 
ländifches Geſetz. 

Das Rechtsmittel des Kaffationgrefurfes kann 
auf Verlegung eines ausländifchen Geſetzes nicht be- 
gründet werben. 

Ordon. v. 1667 Th. 1 Art. 8; Dekr. v. 27. Novbr. 1790 Art. 1. 21, 
Deir. v. 29. Septör. und 21. Oftbr. 1791; Const. 5 Fructid. III 
Art. 256; Gef. v. 16. Septbr. 1807. 

Ertl. (3.1.) v9. 1. Juni 1875 oe. Bederd (649 1. Cr.). 

Grund: weil das Rechtémittel des Kafl.-Relurfes lediglich be- 
flimmt if, die Einheit ber Sefeßgebung des Staats zu bewahren und 
bie Berſchiedenheit der Auslegung feiner Geſetze zu verhindern. 

Autr. d. EStA.: gleichl. [32.—8.) 


Arrefibrud. - Beſchlagnahme. - Form. 


Die Wirkfamfeit polizeilicher Befchlagnahme von 
Meberführungsftüden ift nit an die Beobachtung 
beflimmter Formvorfchriften gefnüpft. 

6:88. $ 137 [n. 8]. 

Erk. (3. 1.) v. 1. Juni 1875 e. Binfee (511 II. Cr.). 

Ein Schutzmann hatte im Auftrag bes ihm vorgeſetzten Polizei⸗ 
tommiflars eine bei B. vorgefunbene, ber Ehefran K. gehörige, Uhr, 
welche biefe bem Uhrmacher %. zur Reparatur übergeben und lehterer 
an ®. verlauft hatte, mit Beſchlag belegt und dem B. jede Verfügung 
darüber unterfagt. Deu Einwand der NB. des aus 8 137 StOB.'8 
befitaften B., daß die Beichlagnahme, weil nur mündlich erfolgt, ber 
gefeplihen Form entbehre und daher nicht verbindlich geweſen fei, 
vermwarf das OTr. mit folgender Begründung: 

Den Polizeibehörden und anderen Sicherheitäbeamten 
liegt nach $ 4 der Von. v. 3. Ian. 1849 die Verpflichtung 
ob, Verbrechen nachzuforſchen und alle keinen Auffchub 
geftattenden vorbereitenden Anordnungen zur Aufflärung 
der Sache zu treffen, mithin auch — wie nicht bezweifelt 
werden kann — einftweilige Befchlagnahmen vorzunehmen, 
welche die unverfehrte Erhaltung eines corpus delieti zum 
Zwecke haben. Kine derartige Befchlagnahme ift ſonach, 


wenn fie von der zuftändigen Behörde vorgenommen wird 
Rechtſpr. d. K.D Tr. ıc. XVI 26 


f 
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— worüber im gegebenen Falle fein Zweifel obwaltet — 
ein obrigfeitlicher Akt, deſſen Vereitelung durch Entziehung 
bes fraglichen Gegenjtandes aus der Berftridung, unter den 
Thatbeftand des 8 137 StGB.'s füllt. Die Gültigkeit 
berjelben ift von bem Gefete an eine bejtimmte Form, und 
namentlih an die Aufnahme einer Verhandlung über den 
Hergang bei der Befchlagnahme, nicht gebunden. Aus ber 
Bon. v. 30. Yuli 1853 (GS. ©. 909) iſt die Nothwenbig- 
feit einer derartigen Maßnahme bei der Beichlagnahme für 
deren Gültigkeit und verbindliche Kraft nicht herzuleiten. 
Die Vorſchrift des 8 18 a. a. D., nach welcher bei der erxe- 
futivifchen Beitrelbung von Steuern und Abgaben Seitens 
der VBerwaltungs-Behörbe die in 8 14 a. a. DO. vorgefehene 
Befchlagnahme der vorhandenen pfändbaren Gegenftände 
don Aufnahme einer von dem Schulbner zu unterfchreibenben 
Verhandlung ausdrücklich bedingt ift, Täßt ſich — weil fie 
für anders geartete Fälle und Verhältniſſe gegeben ift — 
auf den Fall der polizeilichen Beichlagnahme eines corpus 
delicti, bei welcher dırcch die obwaltende Gefahr im Ber- 
zuge zeitranbende Förmlichkeiten felbftverftändlich außge- 
ſchloſſen erfcheinen, nicht anwenben. Der App.⸗Richter hat 
alfo nicht rechtlich geirrt, wenn er im gegebenen Fall bie 
Unterlaffung einer für die Befchlagnahme wefentlichen 
Form, welche ber letteren den Charakter ber gefeklichen 
Beſchlagnahme zu entziehen geeignet gewejen wäre, nicht 
darin gefunden bat, daß die Befchlagnahme durch münbliche 
Anweifung an den SFmploranten erfolgt ift. 

[37.—8.] 


Gewerbefteuer. - Verſichernugsagenten. - Umherziehen. - 
Gefetesänderung. 

Für Agenten von Berfiherungsgefellfchaften, welche 
ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, befteht nach 
dem Gef. v. 5. Zuni 1874 eine Berpflichtung zur 
Entrihtung der Gewerbefteuer feit dem 1. Zan. 1875 
nicht mehr. Dies Fommt aber folchen, die vor dieſem 
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Zeitpunkt gegen 6 26 des Hauſ.⸗Regul. v. 18, April 
1824 verfioßen hatten, nicht zu flatten. 

Gel. v. 5. Iuni 1874 52. 4. 5.; StGB. $ 2 [n. 5]. 

Ert. (3. 11.) v. 1. Iuni 1875 e. Bode (490 II. Cr.). 

B. war von ben Inſtanzgerichten auf Grund ber Feſiſtellung, 
„baß er 1874 nmberziehend ein Gewerbe als Agent einer Feuerver⸗ 
fiherungsgefellichaft betrieben habe, ohne ſich über feine Befugnig dazu 
mittel® Gewerbeſcheins für das laufende Fahr ausweiſen zu lünnen“, 
ans $ 26 Hauf.-Regul. v. 18. April 1824 beſtraft. Seine NB. fügte 
fi) auf die inzwifchen durch das R.Geſ. v. 5. Juni 1874 den Ber- 
fiherungsgefeflichaften auch für den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
gewährte Steuerfreiheit und die in S2 StGB.'s begründete rüc⸗ 
wirkende Krraft des milderen Geſetzes. Das OTr. wies die NB. 
zurüd. Grünbe: 

Es ift richtig, daß feit dem 1. Januar 1875, dem 
Tage, von welchem ab das Gefek in Kraft getreten 
ift, — vergl. S 5 des Geſetzes — eine Berpflichtung zur 
Entrichtung von Gemwerbeftener für Agenten von Der: 
fiherungsgefellfchaften, welche ihr Gewerbe im Umherziehen 
betreiben, nicht mehr befteht. — Dies kann aber dem An- 
getlagten, welcher 1874 gegen $ 26 des Haufir-Regulativs 
verftoßen hat, nicht zu Statten fommen. Der Ausführung 
ver ND., daß der Gefetgeber, wie aus dem Gef. v. 5. Juni 
1874 bervorgebe, feine Auffaffung in Beziehung auf bie 
Strafbarkeit der unter Anklage geitellten Handlung grund: 
fäglih geändert und fonach auch das früher beftandbene 
Strafgefeg nicht mehr Geltung habe, kann nicht beigetreten 
werden. Die Strafvorfchrift des 8 26 des Hauſfir⸗Regu—⸗ 
laties, nach welcher unter Strafe geftellt ift, ein ftenerpflich- 
tiges Gewerbe im Umberziehen zu betreiben, ift vielmehr in 
Kraft geblieben und es find nur der Anwendung beffelben 
feit dem 1. Januar 1875 eine Reihe von Fällen dadurch 
entzogen, baß in Folge ber eingetretenen Stenerbefreiung 
die VBoransfegung der Strafbarkeit für die gedachten Fälle 
nicht mehr eintritt. Auch die Beftimmung des 82 Abf. 2 
des R⸗StGB.'s, wonach bei Verjchievenheit ber Geſetze 
von ber Zeit der begangenen Handlung bis zu deren Ab- 

26* 
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urtheilung das mildeſte Gefeg anzuwenden ift, ändert bie 
Sachlage nicht. Diefelbe findet vielmehr — wie auch das 
Kal. OTr. in Mebereinftimmung mit Art. IV des Einführ.- 
Geſetzes z. Pr. StGB. wiederholt in Jjudicando angenommen 
Hat — nur in denjenigen Fällen Anwendung, wo das 
Strafgefeß als folddes eine Abänderung erfahren hat, 
der Gejeßgeber alfo in Beziehung auf die Strafbarleit einer 
beftimmten Handlung grundſätzlich zu einer anderen Auf» 
faffung gelangt ift, nicht aber in Fällen, in welchen andere 
im Strafgefege vorausgefeßte Beziehungen, — wenn auch 
im Wege der Gefeggebung auf nicht ftrafrechtlichem 
Gebiete — eine derartige Aenderung erlitten haben, daß in 
Zufunft ber betreffende ftrafbare Thatbeſtand, entweder 
überhaupt, ober unter den befonderen Verhältuiffen des 
Einzelfalles nicht mehr vorfommen Tann. Der App.-Richter 
hat fonach, wenn er auf die Hanblungsweife des Ange 
Hagten die Vorſchriften des Haufir-Regulativs angewendet 
bat, fein Geſetz, insbefondere nicht den S 4 des Geſ.'s v. 
5. Yuni 1874 oder den $2 des StGB.'s verlegt. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [37.—8.] 


Widerftand. - Gemeinſchaftlichteit. -Milderude Umſtände. 


Im Falle gemeinſchaftlichen mit Körperverletzung 
verbundenen Widerſtands gegen Forſt-Beamte ſind 
mildernde Umſtände nicht ausgeſchloſſen. 

StGB. 8 118. 119 [n. 4). 

Ert. (V. 11) v. 1. Iuui 1875 eo. Fett (597 II. Cr.). 

Das angefochtene Urtheil nahm an, bag im Kalle der Anwendung 
des 8 119 StGB.'s nad deſſen Faſſung mildernde Umflände ausge 
ſchloſſen ſeie. Das OTr. vernidtete. Gründe: 

Der 8 119 gejtattet eine Straffehärfung „wenn eine 
ber in den 88 117 und 118 bezeichneten Handlungen ge 
meinfchaftlich von Mehreren begangen wird”; verfelbe be- 
zieht die 88 117 und 118 neben einander, fpricht allgemein 
von der Erhöhung der „Strafe“ und normirt noch befonder® 
das Maximum der Gefängnißſtrafe, — was Alles zu ver 
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Annahme führt, daß vie Beftimmung deſſelben fümmtliche 
Fälle der SS 117 u. 118 umfaßt und die fakultativ angebrehte 
Schärfung für die Strafe eintritt, welche ohne NRüdficht 
anf die Semeinfchaftlichleit aus S 117 Abf. 1 und 2 und 
8 118 Abf.. 1 und 2 zu verbängen fein würde. Daß in 
alfen, andy den minder fchweren Fällen, wo die Voraus⸗ 
fegungen ter SS 118 und 119 vorliegen, Zuchthausſtrafe 
eintreten folle, wozu man nothwenbig kommt, wenn man 
mit dem angefochtenen Urtbeile die Zulaſſung mildernber 
Umftände hier ausfchließt, dafür bietet ber Wortlant bes 
8 119 feinerlei genügenden Anhalt. Die Annahme bes 
angefochtenen Urtheils würde auch unverkennbar zu einer 
Härte führen, zumal ber Quelle des StGB.'s in biefer 
Materie, vem Preuß. Gefege v. 31. März 1837 gegenüber, 
welches in Fällen der vorliegenden Art dem Nichter bie 
Wahl zwifchen Arbeite-, Zuchthauss und Feſtungeſtrafe 
geftattete. 

Antrag des GStA.: gleichl. [48.—8.] 


Zuchthausſtrafe. - Monate. - Relative Rechtskraft. 


Eine Zudthausftrafe kann nit auf den Bruch— 
tbeil eines Jahres (14 Jahr) fondern foweit fie ein 
Jahr überfleigt nur auf eine beflimmte Anzahl von 
Monaten verhängt werden. Die relative Rechts— 
Fraft geftattet nicht, einer 15 jährigen Strafe eine 
folhe von 1 Zahr 6 Monaten zu fubflituiren. 
StGB. 8 19 |n. 2). Vgl. RdOTr. 13. ©. 490; Bon. v. 3. Ian. 1849 

Abichn. IV ſn. 58a.]. 

Ertl. (8. 11.) v. 1. Juni 1875 0. Sande (662 II, Cr.) 

Der vom AS. auf 1?/, Jahr Zuchthaus fefgefeten Strafe wurbe 
oom OTr. eine folhe von 1 Jahr 5 Monaten fubfitnirt, weil ein 
halbes Jahr einem Zeitraum von 6 Monaten nicht wöllig entiprece, 
fondern bald läuger, bald kürzer fei, eine Strafe von 1 Jahr 6 Mon. 
alfo möglicherweife härter fein fönnte, als eine folge von 1:'/, Jahren 
und fomit durch Subſtitnirung einer foldhen das Prinzip der relativen 
Rechtskraft verlegt werben könnte. 

Antr. d. GStA.: gleichl. |28.—8.] 
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1. Militärgerichtsharkeit. - Beurlaubte. - Kartellträgerei. 
2. Situngsprotololl. - Berathung. 
3. Beweisbeihluß. - Ihema probandum. 
4. Strafantrag. - Zurüdnahme. - Theilnahme. 


1. Kartellträgerei beurlaubter Landwehroffiziere 
gehört zur Zuftändigfeit der Civilgerichte, 
Mil.-St®D. v. 3. April 1845 $ 6 [n. 5]; Mil.⸗StGB. v. 20. Juni 

1872 58 3. 4. 

2. Es bebarf Feiner ausdrüdlichen Conflatirung 
im GSieungsprotofoll, daß das Gericht vor der 
Urtheilspublifation in Berathung getreten ſei. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 Art. 14 [n.59); Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 78 


3. Aus der unterlaffenen Mittheilung des Be- 
weisthemas bei Verkündung des Beweisbefchluffes 
ift eine prozeffualifche Nichtigkeit nicht herzuleiten. 

Bon. v. 3. Jar. 1849 $ 52 [n. 21]. 


4. Die Zurüdnahme eines Strafantrags gegen 
den Thäter ift nad Verkündung eines auf Strafe 
lautenden Urtheild gegen den Anflifter nicht mehr 
zuläffig. | 

StOB. 5 64 [n. 7]. Bgl. oben ©. 54. 178. — Contra: DSH. 
Münden 14. Novbr 1874 (Samml. ber Entſcheid. deſſ. 4. ©. 516). 

Erf. (3.1) ». 1. Juni 1875 c. Hücking (548 II Cr.). 

[3u 1.] Der $6 der M.⸗StGO. beftimmt, daß elle 
zum Beurlaubtenftande gehörenden Perfonen des Sol» 
batenftandes den Civilgerichten unterworfen find, und 
nimmt von diefer Regel sub Nr. 1—4 einige Vergehen 
militärifcher Natur, fodann unter Nr. 5 „Berausforberungen 
und Zweikämpfe beurlaubter Landwehr⸗Offiziere“ aus, bie 
derfelbe den Militärgerichten zuweift. „Herausforderung“ 
bebeutet aber in ver Gefegesfprache nur Die Herausforderung 
zu eigenem Zweikampfe, nicht das Ueberbringen ver Heraus: 
forderung eines Dritten. Lebteres, die Kartellträgerei, bildet 
vielmehr ein felbftftändiges, nicht militärifches Vergehen, 
welches zufolge S 3 und 4 des Mil.StGB.'s v. 20. Juni 
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1872, auch wenn es von Perfonen des Soldatenſtandes 
begangen wird, nach ben allgemeinen Strafgefegen zu be- 
urtheilen if. Da nun Ausnahme-Beftimmungen nicht iiber 
ihren Wortlaut hinaus anzuwenden find, fo fann vie be: 
zogene VBorfchrift des 86 Nr. 5 1. c. im vorliegenden Falle, 
wo es fih um ein Startelltragen zwifchen einem Offizier 
und einem Givilbeamten handelt, als maßgebend nicht er- 
achtet werben. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [48.— 8] 


Anflanf. - Aufforderung. - Gensdarm. 


Gensdarmen find auch beim Zufammenmirfen 
mit andern und felbft höheren Polizeibeamten zu- 
fländig, die Aufforderung zum Auseinandergehen der 
verfammelten Menfchenmenge ergeben zu laffen. 

StGB. $ 116 [n. 5]; Bon. v. 30. Dezbr. 1820 8 12. 

Erf. (3. 11) v. 1. Juni 1875 e. Kramarzyl (632 II. Cr.) 

Polizeiverwalter O., Polizeifergeant H. und Gensdarm B. waren 
zufommen einer verjammelten Menge entgegengetreten und war von 
D. nur einmal, von B. aber breimal an dieſe bie Aufforderung zum 
Auseinonbergehen ergangen. Der App.-Richter nahm an, daß ber 
Beusdarm allein fchon berechtigt geweien fei, die Menge zur Unter- 
drädung bes Auflaufs anfzufordern und deshalb die von ihm ergangene 
Anfforberung als von einem zufändigen Beamten ausgegangen anzu⸗ 
ſehen fei. — NE, 

Zurüdweifung. Grünbe: 

Die Gensd’armen find nad) 8 12 der Von. v. 30. De» 
zember 1820 über die Organifation der Gensb’armerie — 
®S. 1821 S. 1 — im Allgemeinen dazu beftimmt, die 
BVolizeibehörden in Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung und in Handhabung der deshalb 
beſtehenden Gejege und Anordnungen zu unterftügen. Es 
liegt ihnen, wie derſelbe 8 beftimmt, als orbentliche Dienft- 
leiftung mithin ohne befondere Requiſition und An- 
weifung ob I, infonberheit 

1. zur Erhaltung der öffentlihen Ruhe, Ordnung und 
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Sicherheit allen Auflauf, Zufammenrottung und Tumult 
zu verhindern ober zu unterbrüden. 


Nach diefer ansprüdlichen VBorfehrift würde der Gensd'arm 
daher, wenn er zur fraglichen Zeit allein zur Stelle gewefen 
wäre, unzweifelhaft berechtigt gewefen fein, um bie Zu— 
ſammenrottung zu zerjtveuen, felbftftändig bie fragliche Auf. 
forderung an die Menge zu richten. Dadurch, daß ein 
höherer BPolizeibeamter — der BPolizeiverwalter — mit 
ihm zur Stelfe war, allein fonnte er aber die Eigenfchaft 
eines gefeklich zur Unterbrüdung des Auflauf verpflichteten, 
und deshalb zum Erlaffe der Anfforberungen zuftänbigen, 
Beamten nicht verlieren. Es kann auch dahingeftellt bleiben, 
ob er in Folge der Anwefenheit und des gleichzeitigen Ein- 
ſchreitens des Polizeiverwalters, indem er dadurch, auch 
wenn er ihm nicht förmlich überwiefen war, in die Stellung 
eined zu deſſen unmittelbarer Unterjtügung verpflichteten 
Organs trat, feine Selbftftändigfeit wenigftens infofern 
verlor, al® er verpflichtet gewefen fein würde, den An— 
weifitngen des BPolizeiverwalters Folge zu leiften und im 
Falle der Meinungsverfchierenheit namentlich nicht befugt 
gewejen fein würde, gegen den Willen des ſelbſthandelnd 
auftretenden DOrtspolizeibenmten, bie Aufforderungen zum 
Aunseinandergehen an die Volksmenge zu richten. Denn es 
ijt jedenfalls keinerlei Umſtand feftgeftellt, welcher eine 
weitere Erörterung der Frage: ob ſich ver Gensd'arm bei 
jeinem Einfchreiten gegen die Menge im Einverftänbniffe mit 
dem Bolizeiverwalter befand, irgend hätte geboten erfcheinen 
laffen, zumal ber Gensb’arın, indem er bie Uufforderungen 
erließ, nur dafjelbe that, was nach den vorderrichterlichen 
Feitjtellungen auch von dem gemeinfchaftlih mit ihm ein- 
ſchreitenden Polizeiverwalter, wenn auch nur einmal, geſchehen 
war. Schon die dreimalige Aufforderung des Gensd'arm 
muß daher als eine folche anerfannt werben, deren Nicht» 
beachtung die Anwendung des 8 116 bed R.StGB.'s nad 
ih ziehen fonnte; e8 kommt daher auch auf bie Frage 
nicht weiter an, ob man berechtigt ift, das Zufammenwirfen 


P 


409 I1. Inni 1875.] 


des Polizeiverwalters D. mit dem ihm untergeordneten 
Sicherheitsbeamten H. als ein einheitliches aufzufafjen. 
Antr. d. Et A.: gleichl. [32.—8.] 
Nothwehr. - Exceß. - Angriff. 

Cine Körperverlegung, welche der Angcariffene 
dem Angreifer zufügte, nachdem diefer den anfüng- 
lichen Angriff aufgegeben und fih zur Flucht ge- 
wendet bat, kann weder als im Juftande ver Noth— 
wehr noch in dem eines entfchulpbaren Exceſſes der— 
felben ftraflos bleiben. 

StGB. $ 53 In. 12). 


Erf. (3.1.) v. 1. Inni 1875 e. Müller (592 II. Or.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [28.—8.] 





Breßvergehen. - Berjährung. - Unterbrechung. 

Die nah dem Pr. Preßgefeg v. 12. Mai 1851 
S 49 Abf. 3 eintretende Unterbrechung der Ver— 
jährung gegen alle Mitfehuldige wird mit der That— 
fache der Unterbrechung verfelben gegen einen. ber 
felben wirkſam und verliert diefe Wirkfamfeit dadurch 
nicht wieder, daß zur Zeit des fpätern Urtheils gegen 
die erfteren das NR, = Preßgef. v. 7. Mai 1874 in 
Kraft getreten war, welches eine gleiche Beſtimmung 
nicht enthält. 

Br. Preßgel. v. 12. Mai 1851 849 Abſ. 3; StB. 2 In. 17] 
Erf. (3.1) v. 1. Juni 1875 e. Nade (608 II. Cr.). 

Das OOTr. erwog: 

daß zufolge des bezogenen 8 AI Nr, 3 des Pr. Preß— 
gejege® die Unterbrechung der Verjährung gegen eine ber 
verantwortlichen ober mitfchultigen Perfonen als jolche and) 
demjenigen Verantwortlichen oder Mitſchuldigen aegenüber 
galt, gegen welche ber Antrag, Befchluß oder die jonjlige 
unterbrechende Handlung nicht gerichtet war; 

daß hiernach durch die ftattgefundene Verurtheilung 
des Redakteurs“ des Echos der Gegenwart die Verjährung 


= 2 
——— —ruu—— — un — — — 
* * — — — . — * * u 
u \ - ns 
* ” r 
+ Pe 
. . J 


ü 


| 





[2. Juni 175.) 410 


gegen alle bei ver Veröffentlichung des fraglichen Ar 
in ftrafbarer Weife Betheiligten unterbrochen wurde 

daß dieſe Unterbrechung als gefegliche Folge 
Verurtheilung mit der Thatſache derſelben wirffar 
endgültig eintrat und daran auch der Umſtand nichte 
daß dem zur Zeit des Erlafjes des augefochtenen U 
in Kraft befindlichen Reichs-Preßgeſetze v. 7. Mat 
vie Regel de8 8 49 NT. 3 cit. fremd ift; efr. $ 22 t 
(et genannten Geſetzes, 8 68 des StGB.'s; 

daß nämlich die Anwendung des 82 Abf. 
StGB.'s hier nicht die Wirfung haben Tann, baß die 
ver Herrfchaft des Br. Preßgeſ.'s eingetretene Unterbr 
ver Verjährung, für welche felbftredend nur bie 2 
mungen bes legteren maßgebend fein konnten, buch t 
sogene nene Gefeg mit ihren Folgen rückwärts wiebe 
gehoben werde, eine Annahme, die erfichtlich auch zu p 
unzuträgligen Confequenzen führen würbe. 

Antr. d. EStA.: gleidhl. [ 


Strafantrag. - Zurüdnahme. - Straferfenntuiß 
Nichtigkeit. 


Das Recht zur Zurüdnahme eines Strafe: 
ift durch Verfündung eines auf Strafe lau 
Sreenntniffes zeitlich begrenzt und lebt durch 
nichtung des Erfenntniffes in höherer Inſtan, 
wieder auf. 

SIOB. $ 64 [n. 6]. Bgl. RdOTr. 14. S. 802. 


Beſchl. (1.) v. 2. Zumi 1875 ce. Beil (124B. I. Cr.) 
Antr. d. ESN.: gleichl. { 


Falſche Anſchuldigung. - Form. — Unwahrbe: 
1. Direkte Beſchuldigung eines Ander 
Thäter einer konkreten ſtrafbaren Handlung i 
weſentliches Erforderniß des Vergehens der f 
Anſchuldigung. 
StOB. 8 164 [n. 7]. 
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Die objektive Wahrheit der zum Beweiſe ver 
digung angezeigten Verdachtsmomente ſchließt 
batbeftand der falfchen Anfchuldigung nicht 
yenn die daraus zu folgernde Beſchuldigung 
iffentlich falſch iſt. 

Ebendaſ. [n. 11. 14]. 
(8.1) v. 2. Juni 1875 e. Bobrowäli (447 I. Cr.) 
Bater und Sohn) zeigten bei der StA.ſchaft die angebliche 
ng eines unbelannten Mannes bezüglich einer von ber Ehe— 
eranlaßten Mißhandlung ihres Mannes und Muthmaßungen 
in Beziehung hierauf von der Dienſtmagd S. und anderen 
äußert fein follten, obwohl B. jun. felbft dem !. die Miß— 
m zugefügt hatte und alfo wußte, Daß der gegen bie Ehefrau 
prochene Verdacht faliy war. Der App.-Rihter ſprach von 
164 StOB.3 gegründeten Anklage frei, weil die Anzeige 
kte Beichuldigung gegen die Ehefrau 2. enthalte und weil 
iefen fei, daß dem B. (Pater) die in der Anzeige referirte 
ng nicht gemacht fei und daß andere Leute bie gleichzeitig 
Muthmaßungen nicht ausgefproden hätten. Das OTr. ver— 
auf NB. des StA.'s. Gründe: 
t 1.] Es genügt, wenn die Befchulbigung fich als 
gerung aus dem angezeigten und unter Beweis ge— 
Berbachtmomenten von felbft ergiebt. Unter Um- 
kann dazu auch bie bloße Bezugnahme auf die Mit- 
n Anderer oder umlaufende Gerichte genügen. 
ı 2.) Der App.» Richter verwechlelt die objektive 
t der Beſchuldigung mit ber objeltiven Wahrheit ber 
yeife der Beſchuldigung angezeigten Verdachtsmomente. 
faktifchen Nichtigkeit der veferirten Mittheilung und 
lichen Aeußerung der referirten Muthmaßungen it 
beftand einer wiffentlich falſchen Anſchuldigung vecht 
einbar. Haben nämlich die Angekl. bei Einreichung 
zeige gewußt, daß jene Mittheilung eine falfche Be— 
ng ber verehel. L. enthalte, und daß diefe Muth— 
n thatfächlih unbegründet feien — und haben jie 
dennoch als Verdachtsmomente gegen die verehel, 
Zwed ver Unterfuchung“ bei der Kgl. StA.-fchaft 
eige gebracht, fo wird ihre Hanblungsweife un— 
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zweifelhaft ebenfall® unter die Strafbeftimmung des 8 104 
eit, fallen. 
Antr. d, GStA.: entgegen. 146.—6.] 


Nichtigkeit. - Protokoll. - Zengen:-Ausfage. - Unrichtigfeit. 

Auf unrichtige Niederfchrift einer Zeugenausfage 
im Audienzprotokoll Fann Nichtigkeitsbeſchwerde nicht 
gegründet werden. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 78 [n. 17]. 
Erk. (3.1) 0. 2. Inni 1875 e. Cornelius (463 1. Cr.). 
Surüdmweifung der NB., 

meil der App.-Richter die Ausfage des Zeugen ©. nicht aus bem 
Andienzprotololle, fondern aus dem Erf. 1. Inflanz referirt, und weil 
ber erfennende Richter nah &22 der Bon. v, 3. Jan. 1849 das Be 
weismaterial für feine Weberzeugung von der Schuld ober Nichtſchuld 
bes Angellagten nit ans dem Aubienzprotololl, fonbern vielmehr aus 
bem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Berhandlungen zu ſchöpfen hate. 

Antr. d. ESN.: gleichl. [46.—6.] 





1. Strafantrag. - Vorgeſetzter. 
2. Beleidigung. — Berlenmdung. 

I. Der höhere Vorgefegte wird dadurch daß der 
verlegte Beamte den von ihm geftellten Strafantrag 
mit Genehmigung feines unmittelbaren Vorgeſetzten 
zurückgezogen bat, nicht behindert, feinerfeits vecht- 
zeitig einen neuen Strafantrag zu ftellen. 

StOB. 8 196 In. 16]. Bol. RdOTr. 16. ©. 6. 

2. Nur das in $ 187 StGB.'s, nit das in 
$ 186 vorgefehene Vergehen ift als verleumderifche 
Beleidigung zu qualifiziven. 

StGB. $ 186 [n. 2]. 
Frl. (3:8.1) v. 2. Juni 1875 e. Dobrzindti 441 I. Cr.). 
Anır. d CSA: gleichl. | 46. - 6.) 


Körperverletzung. — Gewerbopflicht. 
Eine Körperverletzung iſt nicht mit Verſäumung 
beſonderer Gewerbspflicht begangen, wenn die Ver⸗ 
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ig zu befonderer Aufmerkfamkeit die gleiche 

fein würde, möge fie als Ausflug eines 

ebetriebes übernommen fein, oder nicht. 
StGB. 8 232 [n. 4). $ 222 [n. 4}. 

chl. (1) v. 2. Inni 1875 ec. Ebbede (114B. I. Cr.) 

ag d. GStA.: gleichl. 168. 6. 


Preßgeſetz. - Drucker. - Beihülfe. 

: Strafbarfeit eines Druckers wegen Beihülfe 
durch Verbreitung einer Drudfchrift began- 

ergehen wird Durch Benennung und Beftrafung 
tellerd und Herausgebers der ftrafbaren Schrift 
sgefchloffen. 

R.⸗Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 88 20. 21. 
(3.1) v. 2. Inni 1875 e. Rodewald (468 I. Cr). 


Erkenntniß erwägt, daß bie nah $ 21 1. c. eintretende ſue— 
fibarfeit wegen Fahrläffigkeit und die Befreiung von der— 
Fall des Abſ. 2 vorangjee, daß der Druder und die Übrigen 
nnten Betbeiligten nicht wegen Thäterfchaft oder Theilnabme 
gen R. aber Beibülfe feſtgeſtellt fei. 

.d. ES.: gleichl. [68. — 6.] 


eitsbeschwerde. - Rechtferligung. - Bezugnahme. 
ugnahme auf zu dem Verfahren einer 
n Instanz gehörige Schriften zur Recht- 
ıg einer Nichtigkeitsbeschwerde ist un- 
t und findet keine Berücksichtigung. 


StPO. 8 393. 
ft. (3. 1.) v. 2. Iuni 1875 e. Rofin (457 1. Cr.). 
.d. GStA.: gleichl. [68.— 6. 


pellationsridhter. - Feſtſtellung. - Abweichung. 

gdvergehen. Gewerbsmäßigkeit. - Gewohnheit: 
mäßigfeit. 

Handelt es ſich um mehrere Fonfurrirende 

ten, fo kann der Appellationsrichter von ver 
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in Betreff jeder einzelnen derſelben durch den erften 
Richter getroffenen Feftftelung nur nad einer neuen 
Beweisaufnahme abweichen; handelt es ſich Dagegen 
um mehrere einzelne Handlungen, welche in ihrer 
Gefammtheit dem Strafgefeß unterliegen, fo kann 
der Appellationsrichter ohne neue Beweisaufnahme 
von der einen oder andern biefer Handlungen ab- 
ſehen, wenn er findet, daß die übrigen immer noch 
die SFeftftellung des erften Richters rechtfertigen. 
Geſ. v. 3. Mat 1852 Art. 101 [n. 33. 103]. 


2. Gewohnheitsmäßigkeit des Jagdvergehens iſt 
nicht Gewerbsmäßigkeit, kann aber einen Schluß auf 
letztere rechtfertigen und unterſtützen. 

StGB. 8 294 [n. 1]. 
Erf. (3.1) v. 2. Juni 1875 ec. Schädel (347 I. Cr.). 

Sc. war wegen gewerbsmäßigen Jagdfrevels verurtheilt. Der 
App.-Nichter erklärte die beibehaltene erfirichterliche Feſtſtellung für be- 
gründet, auch wenn eine Anzahl von Fällen in benen ber erfte Richter 
rechtswidrige Ausübung der Jagd gefunden hatte, nicht berüdfichtigt 
werde. Dies hält die NB. für eine neue Feſtſtellung, die ohne neue 
Beweisaufnahme nicht habe erfolgen fünnen. Zur Begründung ber 
Gewerbsmäßigkeit hatte fih ber App.-Nichter auf die längere Yort- 
jegung des unbefugten Jagens bezogen. Die NB. rügt: daß er Ge⸗ 
wohnheitemäßigleit mit Gewerbsmäßigkeit verwechſele. 

Das OLFr. wies die NB. zu rüd indem es 

[31 1.] fih auf die Plenar-Entfcheid. in Goltd. Arch. 
4. ©. 45 bezog und zu 2. anführt: 

Der App.-Richter erachtet den Begriff der Gewerbs- 
mäßigfeit feineswegs als gleichbebeitend mit „Gewohnheits⸗ 
mäßigfeit”, er bezeichnet vielmehr bie letztere nur als einen 
ber Faktoren aus denen er auf die erftere fchließt, und barin 
ift ein Rechtsirrthum ebenfowenig erfennbar, als wenn er 
ans dem Umſtande, daß der Angellagte die Abficht gehabt 
habe, fih das Fleifch der erjagten Rehe und Hafen als 
Nahrungsmittel reichlich in's Haus zu fehaffen, aljo feines 
Unterhatts und bes Erwerbes wegen die Jagd betrieben 
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erbindung mit dem lange Zeit hindurch bewirkten 
bes unberechtigten Jagens, tie Gewerbsmäßigfeit 
olgert. 

. GSLA.: gleichl. [47.— 6.| 


ıingsrichter. - Unvollständige Feststellung. 


t der erstrichterlichen Feststellung der 
ch über das Bestehen oder Nichtbestehen 
erkmals, welches der Berufungsrichier 
zur Anklage gestellte That als wesen!- 
chtet, so hat er nicht freizusprechen, 
selbst — auch ohne Antrag des Staals- 
— auf Grund beschlossener Beweiswieder- 
e sich über das Vorhandensein jenes Merk- 


szusprechen. 
StPO. 8 377. 
‚ (8.1) v. 2. Juni 1875 e. Vogel (460 I. Cr.) 
d. GSLN.: gleicht. [63.—6.| 


ieitsbeschwerde. - Verlesung. - Vorsitzender. 


die Verlesung eines Schriftstücks welches 
prsitzenden auf Grund des $ 245 StPO. 
- geeignet erachtet war, kann Nichtigkeits- 
rde nicht gestützt werden, wenn nicht 
Viderspruch gegen deren Vornahme Ent- 
ng des Gerichts herbeigeführt war. 

StPO. $ 251 $ 245. 


t. (3.1) v. 2. Juni 1875 ec. Weiß (538 I. Cr.). 
d. GStA.: gleicht. 168.— 6. | 


iitsbeschwerde. - Rechtfertigung. - Legalisirung. 
ıt von einem Rechtsanwalt verfasste und 
ıriebene Schrifien können auch dann keine 
ichtigung finden, wenn der Angeklagie 
protokollarischer Erklärung zur Rechi- 
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fertigung seiner Nichtigkeitsbeschwerde darauf 
bezieht. 
StPO. $ 370. 
Beſchl. (1.) v. 2. Juni 1875 e. Zimmermann (521 I. Cr.). 
[68.— 6.) 


— — — — — 


Gebäudeſteuer. - Anmeldung. - Eigenthümer. 

Die Borfehrift des S 17 Abf. 3 (19) Gefeg v. 
21. Mai 1861 ift dahin zu verfiehen: daß derjenige 
Eigenthümer oder Nupnießer der geordneten Strafe 
verfällt, welcher innerhalb der im S 17 cit. vor- 
gefehenen Frift die vorgefchriebene Anzeige nicht er- 
ſtattet. Diefe Strafe trifft nur den, welcher zu der 
Zeit, als die Anmeldungsfrift ablief, Eigenthümer 
oder Nupnießer des Neubaues war, nicht aber den, 
welcher das Haug, fei es früher oder fpäter während 
eines Zeitraums befeffen hat, für welchen die Unter- 
lafjung der Anzeige nicht mit Strafe bedroht iſt. 

Gef. v. 21. Mai 1861 $ 17 Abſ. 3 8 19 Abſ. 1. 

Erf, (3.11) v. 3. Inni 1875 c. Hoffmann (661 II. Cr.). 

9. war von Juni bis Auguft Eigenthlimer eines Haufes, welches 
im Sabre 1869 erbant und bewohnbar gemorben, alfo vom 1. Ian. 
1872 zur Gebäudeſteuer beranzuzieben war. Die Anmelbungsfrin 
lief alfo fon am 1. Oftbr. 1871 ab. Die Inflanzgerichte fprachen 
frei, weil 9. zu dieſer Zeit nicht Eigenthümer war. Das OTr. wies 
bie NB. des OSt.-Dir. zurfid. Gründe: 

Daraus, daß nah 8 16 a.a.D. dem Befiger bes 
Gebäudes die Verpflichtung zur Anzeige der in 8 15 a. a. O. 
gedachten Veränderungen allgemein obliegt, ijt nicht, — wie 
die NB. annimmt, — zu folgern, daß auch die in $ 17 
Abi. 3 für Verfüumung der Anmeldung neu entitandener 
Gebäude geordnete Strafe jeden Eigenthlimer und Nutz— 
nießer ded Gebäudes welcher die Anmeldung, fei es vor 
oder nach Beendigung der georbneten Friſt verfäumt, treffen 
müffe Denn die Unterlaffung der im 8 16 a. a. O. ge- 
botenen Anzeige ift nicht für alle daſelbſt vorgefehenen Fälle 
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mit Strafe bedroht, fondern nah 8 17 Abi. 2 a. a. O. zum 
Theil nur mit Nachtbeilen verknüpft, welche den Charakter 
einer Strafe nicht tragen, und die in $ 17 Abſ. 3 a. a. O. 
für andere Fülle des 8 16 a. a. O. gegebene Vorſchrift 
ftelft fich fonach als eine felbititändige Strafvorfchrift dar, 
teren Inhalt und Wortlaut aus den erörterten Gründen 
dahin führt, anzunehmen, daß die daſelbſt georpnete Strafe 
nur denjenigen trifft, welcher zur Zeit des Ablaufes der 
Friſt Befiger des Gebäudes ift. Auch die Worte: „Wer 
die Anmeldung unterläßt, verfällt" Sprechen unter ſolchen 
Umftänden nicht für die Auffaffung der NB., da fi die 
ſelben felbftverjtändlich nur auf denjenigen Thatbeſtand be= 
ziehen könnnen, welcher in dem vorangegangenen Inhalte des 
Gefeges feine Begrenzung gefunten hat. Daß das Gejeg 
nit beabfichtigt hat, jedem Gebäudeeigenthümer bie im 
81T Abſ. 3 a. a. O. gedachte Anmeldepflicht bei Vermeidung 
ter dajelbjt geordneten Strafe aufzuerlegen, ergiebt fich 
endlich mit Sicherheit aus dem Umjtande, daß e8 für den 
jenigen Eigenthümer und Nußnießer, welcher das Gebäude 
nach dem Ablaufe der im 8 17T a. a. O. vorgefchriebenen 
Anmeldefrift erworben bat, im Gefege an der Beftimmung 
eines Zeitpunftes fehlt, mit welchem für ihn die Anmelde: 
pfliht zu beginnen bat. 

Anır. d. GSM.: entgegen. 137.—8 ] 


2 


1. Gefegesändernng. — Strafgefeb. 
2. Gewerbeitener. - Berfiherungsagenten. - Umberziehen. - 
Stenerfrciheit. 

1. Die Beflimmung, daß bei eingetretener Ge- 
fegesänderung das mildere Gefep anzuwenden, ifl 
nur auf den Fall einer Aenderung des eigentlichen 
Strafgefeges zu beziehen. 

StGB. 8 2 [n. 5]. 
2. Agenten für Berficherungsanftalten find von 


der Steuer fowohl für das ſtehende EN als 
Rechtſprech ? K. D.-Ar. ıc. XV 
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für den Gewerbebetrieb im Umherziehen befr: 
einer Legitimationspflicht nicht unterworfen. 
Gef. v. 5. Inni 1874 8 2. 4. 

Er. (V. 11) v. 3. Inni 1875 e. Schmidt (492 IL. 

Das Gericht erſter Inſtanz ftellte fe, daß S. 1873 
Verfonen an verfehiedenen Orten die Aufnahme von Berft 
anträgen angeboten, aljo gewerbliche Leiftungen außerhalb fein 
orts und ohne vorgängige Beftellung im eigener Perfon feil 
ſonach umpberziehend ein Gewerbe betrieben habe, ohne ſich I 
Befugniß dazu mittels eines Gewerbeſcheins ausweiſen zn kön 
war deshalb unter Anwendung der B.Gew.Ordn. v. 186 
148 Nr. 7 i. ſ. und des Hauſ.Regl. v. 23. April 1824 
Geldſtrafe von 64 Rthlr. verurtheilt. Das AG. dagegen 
freiſprechend, weil 

nachdem inzwiſchen die Beſtimmungen des Geſ.'s v 
1874 82 und 4, letzterer in Verbindung mit $ 
B..Gem.-Drbn. im Kraft getreten, und bie Gere 
pflichtigleit de8 S. aufgehört habe, 
die Anwendung des $ 2 Abſ. 2 des StGB.'s geboten erichein 
DOTr. vernidtete. Gründe: 

[1.] Zunächſt fragt fich, ob die Beftimmung bee $: 
des D. StGB.'s „daß bei Verfchievenheit der Gef 
der Zeit der begangenen Handlung bis zu deren Abur 
das mildefte Gefeß anzumenden”, als für den vorli 
Fall maßgebend erachtet werden muß. Das Königl 
bat feine Auffaffung dieſer ftrafpolitifchen Vorfchrift 
ansgehend, daß der Ausdruck „Geſetze“ hier von eige 
„Strafgefegen" zu verjtehen, in Uebereinftimmung ı 
Art. IV des Einf.Geſ.'s zum Pr. StGB. wieberhol 
ansgefprochen, daß diefelbe in allen Fällen Ann 
findet, wo das Strafgefet als ſolches eine Abäı 
erfahren bat, der Gefetgeber aljo in Beziehung 
Strafbarfeit einer beftimmten Handlung grundfät 
einer anderen Auffaſſung gelangt ift, nicht aber d 
reift, wo andere thatfächliche oder rechtliche Vorangfe 
eines Strafgefeßed, — fei e8 auch im Wege ber 
gebung auf einem anderen, als ftrafrechtlichen Geb 
derartige Aenderung erlitten haben oder ganz i 
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fall gefommen find, fo daß der fragliche Thatbeftand ferner 
überhaupt oder doch unter den befonderen Umftänden des 
einzelnen Falles nicht mehr vorfommen Tann. Diefe in 
dem Wortlaut des Geſetzes fowohl als in der Abficht des⸗ 
jelben begründete Auffafjung, welche die NichtigfeitSbejchwerbe 
geltend macht, kann durch den in der Gegendeduktion ange— 
führten Satz, daß ber bezogene $ 2 Abf. 2 nicht unterfcheibe, 
wo bie mildefte Beftimmung zu finden, ob in einem Straf- 
gejege oder gelegentlich in einem anderen Gefege, ein folcher 
Unterfchied daher auch vom Richter nicht zu machen fei, in 
feiner Weiſe entfräftet werden, und muß auch in dem gegen- 
wärtigen alle zur Geltung kommen. | 

[2.] Es iſt als begründet zu erachten, daß durch bie 
Bundes⸗Gewerbe-Ordnung $ 42 und das Gef. v. 5. Juni 
1874 SS 2 und 4 die Agenten von Berficherungs- Anftalten 
von der Steuer, fowohl für das ftehende Gewerbe, als für 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen befreit und einer Le— 
gitimationspflicht nicht unterworfen find. Was in ber 
NB. dagegen vorgebracht wird, erfcheint nicht zutreffend. 
Der 826 des Hauſir⸗Regul. v. 28. April 1824 bebroht 
denjenigen, ber umberziehend ein Gewerbe betreibt, ohne fich 
über feine Befugniß dazu mittelft eines Gewerbeſcheins für 
das Iaufende Jahr ausweifen zu Können, abgefehen von der 
Verpflichtung zur Nachzahlung ber Jahresſteuer, mit einer 
Geldſtrafe im vierfachen Betrage derfelben und der Konfis⸗ 
fation der zum Zwede des Gewerbes mitgeführten Gegen- 
ftände. Der angeführten Strafbejtimmung waren auch bie 
Agenten der Berficherungsanftalten, wie in der Recht—⸗ 
Iprehung anerkannt ijt, unterworfen. Zu Gunften ber 
genannten Perfonen ift durch die neuere Gefeßgebung eine 
Aenderung eingetreten. Zunächſt wirkte bie Bejtimmung 
des 842 der B.Gew.⸗Ordn. ein, die dahin lautete, daß 
ber zum jelbjtjtändigen Betrieb eines Gewerbes Befugte, 
baffelbe vorbehaltlich der Beftimmungen bes 8 59, am Orte 
der gewerblichen Niederlaffung und foweit nicht durch bie 
Borjchriften des dritten Titel® ein Pegitimationsfchein er⸗ 

27” 





[8. Juni 1876.) 420 


fordert werde, auch außerhalb dieſes Ortes au 
dürfe. In den Motiven zu biefem Paragrapben ijt 
drüdtfich hervorgehoben, daß das Prinzip deffelben name 
ver bisherigen Preufifchen Gefeßgebung gegenüber fü 
Gewerbes Vefugniß der Berficherungs- Agenten folge 
erfcheine, indem tie Gefchäftsvermittelung berfelben < 
bald ihres MWohnorts als Ausfluß des jtehenven Gen 
betrieb, und nicht als Gewerbebetrieb im Umherzieh 
betrachten, daher auch von einer polizeilichen Genehm 
nicht abhängig jei. Hieraus ergiebt ih, daß es nid 
rechtfertigt erfcheint, wenn die NB. event. eine Beſtr 
des Angefchuldigten and 8 148 Nr. 7 der B.-Gew.:$ 
eintreten laffen will, weil berfeibe ein Gewerbe im 
berziehen ohne Legitimationsfchein betri 
babe, da e8 nah dem Vorſtehenden an biefen Po 
jegungen überall fehlt. Un die Beftimmungen der Gen 
Ordnuung, welche die lanbeögefeglichen Vorſchriften ir 
treff ber Gewerbeftener unberührt ließ, fchließt ſich nu 
oben bezogene Pr. Geſetz vom 5. Juni 1874. Da 
befreit in feinem $ 2 Abj. 3 das Gewerbe der Agente 
Berfiherungs-Gefellfchaften von ber Steuer für das fte 
Gewerbe uud bejtimmt im $ 4, daß infoweit nah S 4 
B.Gew.⸗Ordn. der Betrieb eines ftehenpen Gewerbes a 
halb des Orts der gewerblichen Nieberlafjung, ohne 
Yegitimationsfchein zu erfordern, geftattet ift, — was 
dem Ausgeführten namentlich für tie genannten Ag 
gilt, — eine Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherz 
dafür fortan nicht zu entrichten. Hiernach ſteht aljo 
daß feit dem 1. Yan. d. J., dem Tage bed Inkrafttr 
des letztgenannten Geſetzes eine Verpflichtung des | 
ſchuldigten zur Entrichtung von Gewerbeſteuer geſetzlich 
mehr beftand. Wenn man num auch in diefer Bezie 
dem App.Richter beipflichten muß, fo kann doch ber 
bemfelben gezogene Schluß, daß hiernach der Gejekgeb: 
Beziehung anf die Strafbarfeit der inkriminirten $ 
lungen des Ungefchuldigten feine Auffaffung grundſt 
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geändert ‚und das Strafgefek als folches eine Abänderung 
baburch erfahren habe, al& zutreffend nicht gelten. Nach 
wie vor bleibt es ftrafbar, ein fteuerpflichtiges Gewerbe im 
Umberziehen ohne Gewerbejchein zu betreiben. Die Straf: 
beftimmung bed 8 26 des Hanfir-Regulativs befteht als 
Regel auch gegenwärtig in Kraft, ed ift nur der Herrichaft 
beffelben feit dem 1. Januar er. eine Reihe von Fällen, 
und zwar dadurch entzogen, daß in Folge der Steuer-Be- 
freinng die Borausfegung ihrer Strafbarkeit nicht mehr ein- 
treten fann. Der Umftand aber, daß Handlungen ber Art, 
wie fie gegen den Angeſchuldigten durch das erftrichterliche 
Erfenntniß fetgeftellt worden, vom 1. Januar d. J. ab 
ſtraflos find, weil fie ſich gejetlich nicht mehr als der Be- 
trieb eines ftenerpflichtigen Gewerbes tarftellen, kann vie 
vor Weihnachten 1873 unter Herrfchaft. ver Strafbeftim- 
mung des 8 26 des Hauſir-Regulativs begangene Kontra- 
vention nicht ftraffrei machen. 

Antr. d. EStA.: gleichl. 148.—8.] 


_ ·— no — — — 


Gebändeſteuer. - Anmeldung. - Eigenthümer. 


Nur Derjenige iſt wegen unterlafjener Anmeldung 
neu errichtete Gebäude frafbar, welcher zur Zeit, 
als die Anmeldungsfrift ablief, Eigenthümer oder 
Nutznießer des Neubaus war, nicht ein früherer oder 
fpäterer Inhaber. 

Geſ. v. 21. Mai 1861 83 15. 16. 17. 19. Bgl. oben ©. 416. 

Ert. (3.1) v. 3. Inni 1875 e. Scholz (533 II. Cr... 

5. war wegen unterlaffener Anmeldung eines ihm gehörigen 
Neubaues angeflagt, aber freigeiprodhen weil er das Haus erfi im 
Jahre 1873 erworben hatte, während bie geſetzliche Frift zur Anmeldung 
defjelben zur Gebäudeſteuer fon am 1. DOftbr. 1871 abgelaufen war. 

Zurückweiſnung. Gründe: 

Nach 8 15 a. a. O. müffen, um die aufzuftellenden 
Gebäudeſteuerrollen bei der Gegenwart zu erhalten, darin alle 
Veränderungen nachgetragen werden, welche dadurch entſtehen 

daß in dem Eigenthumeverhältniß der Gebäude ein Wechſel 
eintritt; 815 ad 1 a. a. O. 
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daß Gebäude neu entfliehen oder gänzlich eingehen; $ 15 ad 4 
a. a. O. 

oder welche auf die Steuerpflichtigkeit, reſp. auf die Er- 
höhung oder Verminderung der Gebäubdefteuer Einfluß zu 
äußern geeignet find, S15 ad 2. 3. 5 a. a. O. Die fol- 
genden 88 16 und 17 a. a. O. enthalten ſodann die Vor⸗ 
ſchriften, welche beſtimmt ſind, die Nachtragung der gedachten 
Veränderungen in den Gebäudeſteuerrollen zu ermöglichen 
und zu ſichern. Zu dieſem Zwecke legt 8 16 a. a. O. den 
jedesmaligen Eigenthümern oder Nutznießern der Gebäude 
ohne Begrenzung der Anzeigepflicht nach einem beſtimmten 
Zeitraume die Verpflichtung auf, die im 8 15 a.a. O. ge⸗ 
dachten Veränderungen ven betreffenten Beamten fchriftlich 
oder protofollarifch anzuzeigen und die zur Berichtigung ber 
Rollen erforderlichen Nachrichten beizubringen. — An die 
Unterlaffjung diefer allgemeinen Pflicht ift in $ 17 Abf. 2 
a. a. O. für die Fälle eines Wechjeld in dem Kigenthum 
oder von Veränderungen, durch welche Steuerverminderung 
oder Stenerfreiheit begründet wird, die Folge geknüpft, daß 
bie veranlagte Gebäubeftener von dem in ber Rolle einge- 
tragenen Eigenthümer — ohne Befreiung des neuen Be— 
figerd — bis für den Monat einjchließlich forterhoben wird, 
in welchem die Unzeige erfolgt. Dagegen ift für die Fälle 
von DBeränderungen, welche eine neue Verpflichtung zur 
Gebäudeſteuer oder eine Erhöhung der bisher gezahlten 
Steuer begründen, im 8 17 Abſ. 3 a. a. O. bie vorge: 
fchriebene Anmelvepflicht mittelft eines befonderen Anmel⸗ 
dungstermins begrenzt, vor befien Ablauf die Anzeige er- 
ftattet werben muß, fo daß insbefondere neu entitandene 
Gebäude (8 15 ad 4 a. a. D.) fpäteftend 3 Monate vor 
dem Termine anzumelden find, mit welchem fie zur Ver. 
jtenerung gelangen müffen (S 19 ad 1) a. a. O. Die 
Unterlaffung der Anmerlvepflicht iſt unter Strafe gejtellt. 
— Die gedachte Vorfchrift kann fonach nur dahin verftanden 


werden, 
daß derjenige Eigenthilmer ober Nubnießer ber georbneten 
Strafe verfällt, welcher innerhalb ber in 8 17 Abſ. 3 a. a. O. 
vorgejehenen Frift die vorgefchriebene Anzeige nicht erftattet bat, 
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vjenige, welcher zu der Zeit, al8 die Anmeldungs— 
f Eigenthümer oder Nutnießer des Neubaued war, 
- derjenige, welcher das Haus, fei e8 früher oder 
ihrenb eines Zeitraums befeffen hat, für welchen 
laffung der Anzeige nicht mit Strafe bedroht iit. 
r die VBerabfänmung der in 817 a. a. O. vorge- 
n Anmelbefrijt ift von dem Gejeke für ftrafbar 
- Daraus, daß nab S 16 a. a. O. den Befigern 
udes die Verpflichtung zur Anzeige der im S 15 
gedachten Veränderungen Allgemein obliegt, iit 
wie die NB. annimmt, — zu folgern, daß auch 
17 Abf. 3 für Verſäumung der Anmeldung neu 
er Gebäude geordnete Strafe jeden Eigenthiimer 
tießer bes Gebäudes, welcher die Anmeldung, ſei 
er nach Beendigung der geordneten Friſt verfäumt, 
iſſe. — Denu die Unterlaffung der in 8 16 a. a. O. 
Anzeige ift nicht für alle dajelbft vorgefehenen 
Strafe bedroht, fondern nah S 17 Abi. 2 a. a. O. 
[ nur mit Nachtheilen Bderfnüpft, welche den Cha— 
er Strafe nicht tragen, und bie in $ 17 Abf. 3 
ür andere Fälle des S 16 a. a. O. gegebene Vor— 
ellt ſich ſonach als eine felbftftändige Strafvor- 
‘, deren Inhalt und Wortlaut aus den erörterten 
dahin führt, anzunehmen, daß die dafelbſt geord— 
fe nur denjenigen trifft, welcher zur Zeit des Ab- 
: Frift Befiter des Gebäudes ift. Auch die Worte: 
Anmeldung unterläßt, verfällt” fprechen unter 
mftänden nicht für die Auffaffung der NB., da 
ben jelbitverftändfih nur auf denjenigen Xhat- 
ziehen können, welcher in dem vorangegangenen In— 
Geſetzes ſeine Begrenzung gefunden hat. Daß 
‚nicht beabfichtigt hat, jedem Gebäubeeigenthiimer 
17 Abſ. 3 a. a. O. gedachte Aumeldepflicht bei 
13 der daſelbſt geordneten Strafe aufzuerlegen, 
h endlich mit Sicherheit aus dem Umſtande, daß 
njenigen Eigenthümer und Nutznießer, welcher das 
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Gebäude nach dem Ablaufe ver im S 17 a. a. O. vorge 
Schriebenen Aumelvefrift erworben hat, im Gefeke an ber 
Beſtimmung eined Zeitpunfts fehlt, mit welchem für ihn 
die Anmeldepflicht zu ‚beginnen hat, 

Antrag d. OSN.: entgegen. [37.—8.] 


Erprefiung. - Nöthigung. - Gewalt. - Raub. - Dich: 
ſtahl. - Wegnahme. - Unterfchlagung. - Betrug. - Ber: 
mögensnadhtheil. 

1. Ein Aft der Gewalt kann nur dann als 
Mittel zur Begehung einer Erpreffung dienen, wenn 
durch Gewalt auf den Fünftigen Entfchluß eines 
Andern eingewirft worden if. Kin Förperlicher 
Zwang dagegen, welder den Willen des Andern 
ganz aufhebt, und ihm die Vornahme einer Hands 
lung phyſiſch unmöglich macht, kann nidt als Er- 
prefjung der Unterlaffung derfelben aufgefaßt werben. 

StOB. 8 253 [n. 1]. $ 240 {n. 1]. Bel. RdOTr. 14. ©. 797. 


2. Gegenſtand eines Raubes oder Diebftahle 
fann nur eine im Befig oder Gewahrfam eines An- 
dern befindlihe Sache fein. 

StGB. 5 249 [n. 2]. $ 242 [n. 16]. 


3. Die Zurücdbehaltung einer Quittung, die in 
Erwartung alsbald bevorftehender Zahlung ausge- 
händigt war, Fann, wenn gleihwohl die Zahlung 
nicht erfolgte, nicht als Unterfchlagung beftraft werden, 
da es an der widerrechtlichen Aneignung deshalb ge— 
bricht, weil Die Quittung dem Empfänger gegeben 
war, damit er fie eigenthümlich behalte, der Aus— 
fteller alfo nicht berechtigt fein würde, fie ale Eigen- 
thümer zu vindiciven. 

SIEB. 8 246 [n. 41]. 

4. Die Erlangung einer Quittung über eine 

nicht geleiftete Zahlung enthält einen vechtswidrigen 
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jensvortheil, wie ihn der Begriff des Be— 
erheifcht. 

StOB. $ 263 [n. 26. 2]. 
Jede ungünftigere vermügensrechtlihe Lage 
Vermögensnachtheil, auch wenn dem Benach— 
n Mittel zur Abmendung eines dauernden 
8 zu Gebote ftehen. 

StGB. 5263 [n 13. 3). 
L. (8.1) v. 3. Juni 1875 e. W. 643 11. Cr.\. 
huldete dem 8. eine Summe Geldes. Als dieſer zu deren 
ahme bei ihm erjchien, zählte er das Geld auf und ließ ſich 
. ausgefiellte Duittung über defjen Empfang aushäntigen, 
aber dann ben 2. mit Gewalt das Geld an ſich zu nehmen, 
t andy Die Quittung zurück. Deshalb angeflagt, hielten bie 
ichte fi für unzuſtäudig, weil das Verbrechen der räuberifchen 
4 (88 255. 269 StrGB.'s) indiziert fei und die Sache baber 
chtlicher Aburtheilung bebürfe.e Das OTr. vernicdtete 
unter Bezug auf die oben von 1—3 aufgeflellteu Grundſätze 
me einer Erpreffung, eines Raubes, eines Diebflahls uud 
erſchlagung für ausgeſchloſſen erklärte, dagegen bie Unter— 
nes Betruge® mit folgender Begründung für die Sachlage 
d hielt: . 
4.) Die Annahme des App. Richters erfcheint be- 
daß der Angeflagte niemals tie Abficht gehabt Habe, 
u bezahlen, jondern bie, fich ohne Bezahlung cine 
zu verfchaffen; daß der von tem Angeflagten 
ne Handlungsweiſe angeitrebte Erfolg der gewefen 
vom rechtlichen Zwange ber Verbindlichkeit zur 
feiner Schuld ohne Zahlung und zwar wider ben 
8 Gläubigers durch die Beſchaffung feiner Quittung 
ı dauernden Befits zu befreien, fich dadurch um den 
en Betrag zu bereichern und jich ſomit einen rechts— 
Bermögensvortheif zu verfchaffen, Unter ſolchen Um— 
tellt fich aber das Verhalten des Angeklagten als ein 
ır, durch welches er in der Abjicht, fich einen rechts— 
Berinögensvortheil zu verfchaffen, das Vermögen 
durch bejchäpigt haben würte, daß er durch die Vor— 
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ud 


fpiegelung der falfhen Thatfache, er beabfichtige, it 
dem aufgezählten Gelbe zu bezahlen, bei L. einen 9ı 
erregte, welcher diefen zur Ausftellung und lleberga 
Quittung beftimmte. Der Angeklagte hat fonach ven 
der Quittung mittelft einer als Betrug im Sinne des 
StGB.'s zu qualifizirenden Handlungsweiſe jich ver 
Wenn der Angeklagte einwendet, daß in ber fra 
Duitteng das Nechtsgefchäft, auf welches fie ſich 
nicht angegeben geweſen fei, und der Ausjteller dahe 
Forderung nachmals mit Erfolg habe einklagen können, 
die Zahlung nicht vom Schuldner durch andere 2 
mittel bargethan werben founte, fo erfcheint dieſer U 
nicht geeignet, die Annahme anszufchließen, daß dun 
Sriehwindelung der Quittung das Vermögen des 
jchädigt worden fei, da diefer ſchon dadurch, daß bie 
auch unvollſtändige Quittung in bie Hände feines © 
nerd gefommen war, immerhin in eine ungün 
Dermögenslage infofern gebracht war, als nicht mı 
einem in folder Weife in den Befig der Quittu 
langten Schuldner eine freiwillige Zahlung kaum m 
erwarten, fondern auch die mangelhafte Quittung 
wegs ganz beweisunfräftig war, fondern ihr Mang 
ven Inhaber verfelben zur Ergänzung des dadurch ge 
Deweifes einer gefrhehenen Zahlung in der Richtung n 
daß dieſelde fih nur auf das fragliche Nechtegeic 
sonen haben könne. 

Ebenfowenig vermag der fernere Einwand des 
klagten deffen Strafbarkeit auszuſchließen, das ma 
Borfchriften de8 gemeinen Rechts — 1. 14 Cod, « 
num. pec. (4. 80) eine Quittung erjt nad) 30 
Beweiskraft erlange und die leßstere durch einen ge 
erhobenen Proteft für immer ausgefchloffen werden 
wie dies der 2, im vorliegenden Falle auch bei dem ? 
meifter gethban habe. Denn ſchon die ungünjtigen 
mögensrechtliche Page, welche mit dem Ablaufe jemes 
hen Termins für 2%, eintreten mußte, wenn jolche 
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onbere, rüdfichtlih ihres Eintritts ungewiffe Um: 
hindert würde, muß als VBermögensvortheil im 
8 8 263 cit. betrachtet werben. 

d. GSIN.: entgegen. (32. -8.) 





Geſchworene. - Berathung. - Eintritt. 


der Anweſenheit dritter Perfonen in dem 
naszimmer der Geſchworenen iſt eine Ver— 
des Grundfages, daß ihre Berathung vor 
urh Anweſenheit Dritter etwa möglichen 
gefhügt werden foll, nicht zu finden, wenn 
fonen fich vor dem Eintritt der Geſchworenen 
Berathung wieder entfernt haben. 

3. Mai 1852 Art. 90 [n. 3]. Bol. RrOTr. 3. ©. 272. 


ft. (3.1) v. 4. Juni 1875. c. Galle (424 L Cr.) 
d. GSM.: gleicht. [30.—8.] 


tgeſetze. - Suffraganbiſchof. - Firyiuug. - Er: 
ledigung des biſchöflichen Stuhls. 

Die rechtliche Wirkſamkeit der Erkenntniſſe 

. Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten 

jt feinem Angriff vor den ordentlichen Ge— 





Geſ. v. 12 Mui 1873 8 35. 
Fin Suffraganbifchof übt bifhöfliche Rechte 
Auftrag der Diöcefanbifchofs aus. Seine 
ß dazu, 3.3. zu Firmungen überdauert daher 
ntsentlaffung des Didcefanbifhofs nicht. 
pt Dürfen im Fall der Erledigung eines 
hen Stuhls die gefanımten mit dem bifchöf- 
Imte verbundenen Rechte, fowohl die Des 
8 die der jurisdictio, von Niemandem aus— 
erden, fo lange nicht den S$ 2 und 3 des 

. 20. Mai 1874 genügt if. 

Gef. v. 20. Mai 1874 85 1. 4. 


ized 
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Erf. (3.1) v. 4. Juni 1875 e. Janiszewsli (433 L. 

Der Weih- und Suffraganbifhof 3. hatte in dem Erzbi 
deffen Stuhl durch Amtsentſetzung des Erzbiſchofs Grafen \ 
war, ein mit bem bifhöfljchen Amte verbundenes Recht, das 
mung ausgeübt, ohne die Befugniß dazu anderweit mach Bor 
Geſ.'s v. 20. Mai 1874 38 2 und 3 erlangt zu haben. Au 
verurtheift, führte er in der NB. aus; 

Die Gerichte hätten die Nechtegültigkeit der durch ben 
bof für kirlihe Angelegenheiten erfannten Amtsentſetzung 
biishefs 8. nah Art. 106 der Verf.Urkunde zu prüfen. Si 
nngilftig, da das StGB. bie Strafe ber Amtsentiehung in 2 
Geiſtliche nicht kenne und diefelbe daher nah $ 5 des Einf.- © 
StGB. auch in Landesgejegen nicht angebroht werden dürfe. 
dem fer dem 3. bie Erlanbniß zur Firmung von dem Erst 
für allemal ertheilt und diefe Erlanbniß verliere mit deſſen 
jegung ihre Wirffamfeit nicht. 

Tas OTr. wies die NB. zurüd. Gründe: 

(Zu 1.] Der App.-NRichter geht von der im 
wärtiger Inſtanz nicht in Frage geitellten Annmabı 
daß zur Zeit der dem Angeklagten zur Laſt gelenter 
(ungen ber frühere Erzbiſchof Graf L. durch Erkenn 
Kgl. Gerichtshofes für Kirchliche Angelegenheiten ber 
jeinem Amte entlaffen geweſen ift, und führt aus, de 
rechtskräftig geworbene Urtel unbedenklich wirkfam ı 
bindlich ſei. Diefe Ausführung iſt rechtlich be 
Nah 8 35 des Geſ.'s v. 12. Mai 1873 entiche 
Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten enpaültig ı 
ichluß jeder weiteren Berufung. Hiernach ijt ver ( 
punft der formellen Wirkſamkeit einer endgültige 
ſcheidung der allein zuläffige, und die Behaupti 
Juploranten, nach welcher anderen Perjonen, < 
Berurtbeilten, eine Anfechtung der für fie präfı 
Entfcheidung fogar vor einem anderen Forum als d 
fompetenten zuftehe, it an fich unbaltbar und fü 
wenigften in einem Yale Anwendung finden, im ı 
wie vorliegend, bie Beurtheilung von Handlungen ii 
ftebt, welche erft zu einer Zeit norgenommen find, in 
der durch die endgültige Entſcheidung begründete 
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auftand bereits vorhanden, alfo für jeben nicht vorher ſchon 
Betbeiligten unbedingt maßgebend war. 

[3u 2.] Die fernere Behanptung: daß der App.-Nichter 
die Befugniß des Weihbiſchofs zur Vornahme ber Firmung 
rechtsirrthümlich verneint babe, ift gleichfalls nicht unbe: 
gründet. Den Bifchöfen in partibus infidelium ftehen 
allerdings die bifchöflidhen Rechte, darunter auch die Be— 
fugniß zur Firmung, zu, aber nur für denjenigen Bezirk, 
für welchen fie zu Bifchöfen ernannt find, alfo für ten 
Bezirk in partibus. Dort haben fie das Recht der Fir— 
mung wie alle anderen bifchöflichen Nechte, fofern fich dort 
überhaupt Ehrijten befinden und die Ausübung jener Rechte 
thatfächlich möglich ift; treffen dieſe Voransfegungen nicht 
zu, fo hat die Verleihung ver bifchöflichen echte feine 
praftifche Bedeutung. Für diejenige Diözeſe aber, für 
welche ein Bifchof nur als Suffragan-Bifchof ernannt ift, 
übt er die bifchöflichen Nechte nicht aus eigenem echte, 
fontern nur im Auftrage des Diözefan-Bifchofs und nur 
foweit dieſer Auftrag reicht und fo lange das Recht dee 
Didzefan-Bifchofs ſelbſt währt. Dies iſt ſchon nach kano—⸗ 
nifchen Recht nicht bedenklich, da nach dem Tridentinum 
die Weihbiſchöfe ohne Bevollmächtigung des Ordinarius feine 
Bontifitalhandlungen vornehmen dürfen und ihre Rechte mit 
ven Tode deſſelben erlöſchen (Conc. Trid. Sess. 14. De 
ref. c. 2) und die für die entgegengefegte Behauptung bei- 
gebrachten Allegate des Angellagten auf das Verhältniß tes 
Weihbiſchofs zu dem Ordinarius gar feinen Bezug haben. 
Daſſelbe rechtlihe Verhältniß ift aber in Preußen durch 
bie Faſſung der Bulle de salute animarum begründet, und 
ter Angeklagte felbft hat dies anerkannt, indem er bei einem 
anderen Punkte feiner NB. Gewicht darauf legt, daß ihm 
ter Erzbiichof die Erlaubniß zur Firmung ein für allemal 
ertbeilt habe, eine Erlaubniß, welche der Angeklagte nicht 
nachſuchen und der Erzbifchof nicht ertbeilen burfte, wenn 
Jener ohne biejelbe aus eigenem Necht zur Firmung befugt 
gewejen wäre. Wenn aber auch der App.⸗Richter in der 
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Auffafjung ver Stellung der Weihbifchöfe im Allgemeinen, 
wie biefelbe fich nach kanoniſchem Recht und nach der Bulle 
de salute animarum geftaltet hat, rechtlich geirrt hätte, fo 
würde gleichwohl bie behauptete Verlegung ber SS 1 bie 4 
des Geſ.'s v. 20. Mai 1874 aus einem boppelten Grunbe 
nicht vorliegen. Der App.-Richter hat nämlich, unabhängig 
von ten allgemeinen Ausführungen über bie Befugniffe ter 
Meihbifchöfe, auf Grund der vom Angellagten vorgelegten 
päpjtlicben Ernennungs-Urfunde als erwiefen angenommen, 
daß ter Angellagte die ihm überwiefenen Verrichtungen 
nur mit ausdrücklicher Erlaubniß und Zuftimmung des Erz- 
bifchof8 vorzunehmen gehabt habe. Diefe thatfächliche Feft- 
jtellung ijt in gegenwärtiger Inſtanz nicht anfechtbar und 
der auf diefelbe gegründete Schluß, daß durch biefe Beſtim⸗ 
mung der Ernennungs-Urfunde die Berechtigung des An 
geflagten zur jelbftftändigen und eigenmächtigen Vornahme 
von Pontififal- Handlungen geradezu audgefchloffen werbe, 
rechtlich unbedenklich, da der Angeklagte nicht weitergehende 
Nechte in Anſpruch nehmen darf, als ihm bei feiner Ernennung 
übertragen worden find, Bleiben diefe Rechte zurüd hinter 
denjenigen, welche ten Weihbifchöfen regelmäßig zuſtehen, 
fo würde daraus folgen, daß dem Angeklagten das Amt 
eined Weihbifchofs nicht im vollen Umfange übertragen 
worden fei, nicht aber der rechtliche Schluß zu ziehen fein, 
daß er auf Grund der beſchränkenden Ernennung bie Rechte 
des Weihbifchofs unbejchränft ausliben dürfe. Neben diefem 
wesentlich thatfächlichen Grunde bat aber der App.⸗Richter 
noch einen rechtlichen Grund geltend gemacht, der wenngleich 
unmittelbar nur in Bezug anf die behauptete generelle Er- 
laubniß des Erzbijchof8 hervorgehoben, Doch auf die gefammte 
Beurtbeilung bezogen werben muß. Er bemerft nämlich, 
dag nach 81 des Geſ.'s v. 20. Mai 1874 in allen Fällen, 
jobald ter bifchöflihe Stuhl erledigt wird, Die gefammten 
mit dem bifchöflichen Amte verbundenen Rechte, fowohl bie 
bes ordo, als vie der jurisdictio, von Niemandem, er fei 
wer er fei, ausgeübt werben bürfen, fo lange nicht den 
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SS 2 und 3 des Geſetzes genügt worben ſei. Dieſe Auf 
fafjung entjpricht dem Gef. v. 20. Mai 1874 und muß als 
durchgreifend angefehben werden. Der S1a.a.dD. und 
die mit demfelben in Verbindung ftehende Strafbeftimmung 
bes SA fegen voraus, daß der bijchöflihe Stuhl erledigt 
und ein ftaatlih anerkannter Bifchof noch nicht eingefekt 
iit. Wer in diefer Zeit die mit dem bifchöflichen Amte ver- 
bundenen Rechte und geiftlichen Berrichtungen — : foweit 
jie nicht die Güterverwaltung betreffen — ausübt, ohne 
nah Maßgabe der SS 2 und 3 eiblich verpflichtet zu fein, 
verfällt der Strafe des 3 4, ohne daß es darauf ankommt, 
ob er biefe Funktionen aus eigenem Recht oder in Folge 
Delegation — 8 20 Abſ. 2 — ausübt. Es ruhen während 
jenes Zeitraums bie bijchöflichen Nechte und Berrichtungen 
im vollen Umfange, d. i. alfo nicht nur injoweit, als jie 
von dem legten Biſchof perfönlich ausgeübt worden find, 
fondern auch infoweit fie von anderen Perjonen ausgeübt 
worben. Für die Anwendung ber 88 1.4 eit. ift bie 
Dualität der ausgeübten Rechte 2c., nicht die Qualität der 
.dieſelben ausübenden Berfon, entfcheidend; find die Rechte zc. 
als ſolche zu charakterifiven, welche an fich zu der Kategorie 
der mit dem biſchöflichen Amte verbundenen Rechte und 
geitlichen DVerrichtungen gehören, fo ijt ihre Vornahme 
während des vorbezeichneten Zeitraums Jedem unterfagt, 
gleichviel ob er folhe Rechte ꝛc. bis zum intritte der 
Sedisvakanz auszuüben befugt gemwefen ift, oder nicht. 
Antr. d. GSLN.: gleichl. 140.—8.] 


Rechtsmittelfriſt. - Ausfertigung. — Abſchrift. 


Nur die Zuſtellung einer Ausfertigung, nicht die 
einer einfachen Abſchrift des Urtheils eröffnet die 
Rechtsmittelfriſten. 

Se. v. 3. Mai 1852 Art. 110 Abſchn. IV S. 408 n. 45. Bgl. 
RdOTr. 11. ©. 37. 
Beſchl. (L) v. 4. Inni 1875 0. Schünfeld (129. I. Cr.). 
Antr. d. EStA.'s: gleich. [20.— 6.) 


— 
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Preßgeſetz. - Redakteur, - Thäter. 


Die Möglichkeit der Beſtrafung des Redakteurs 
einer periodifchen Druckſchrift nach S 21 des Preßgeſ.'s 
v. 7, Mai 1874 ſchließt die Beftrafung eines Dritten 
ale Thäters nad F—20 nicht aus. 

R. Preßgeſ. v. 7. Mai 1374 88 20. 21. 


Ert. (3. 1) v. 4. Juni 1875 e. Sörenſen (484 T. Cr.) 
Anir. d. GStA.: gleichl. 49. -8. 


1. Zeugen. - Vereidung. — Zuchthansſtrafe. 

2. Strafautrag. - Banunternehmer. — Bauherr. 

1. Eine zur Zeit der Geltung des Pr. St GB.'s 
erkannte Zuchthausſtrafe hat die Unfähigfeit zum eid- 
lihen Zeugniß zur Folge und dieſe Wirkung des 
Urtheils dauert auch, nachdem Das Deutfhe StGB. 
in Kraft getreten ift, bis zum Ablauf der im Allerh. 
Erl. v. 28, Febr. 1872 feflgefegten Frift fort. 
Bon. v. 3. Fan. 1849 8 22 [n. 20). Pr. SISB. $$ 11. 12; Einf.-Bef. 

z. D. StGB. $ 6 fa. 17). 

2. Der Arbeiter eines Bauunternehmers ift nur 
in deſſen Lohn, nicht in dem des Bauherrn. Gin 
von ihm gegen den legten begangener Diebflahf 
bedarf daher zu feiner Berfolgung Feines Strafantrags, 

StEB. 8 247 [n. 7]. 


Erf, (3.1) v. 9. Inni 1875 e. Löchel (405 1. Cr.). 
Antr. d. GSM.: gleichl. [33.—6.] 


Hehlerei. - Thäter. - Bezeichnung. 

Spezielle Bezeichnung der Perfon, von welcher der 
Hehler die durch ftrafbare Handlung erlangten Sachen 
an ſich gebracht habe, ift gefeglich nicht vorgefchrieben. 

StOB. $ 259 [n. 6]. 
Erf. (3.1. v. 9. Juni 1875 c. Reich (466 I. Cr.). 


Die Fenflellung befagte nur, daß R. Kartoffeln, welche dem 
Dominialbefiger zu A. aus einer Diiete geftoblen waren, feines Bor- 





433 [9., 10. Juni 1875.) 


tbeit5 wegen, wiffenb ober doch ben Umſtänden nad, annehmen 
müſſend, daß fie mittel Diebſtahls erlangt waren, am ſich gebracht 
habe. Das OT. hielt biefe Feffellung für genügen. 

Antr. d. Ber: gleichl. [30.- 6.] 


Nichtigkeitsbeschwerde. - Anmeldung. 
Wenn die Rechtfertigung der Nichtigkeits- 
beschwerde innerhalb der Anmeldungsfrist erfolgt, 


so bedarf es keiner besonderen und ausdrück- 
lichen Anmeldung. 


StPO. $ 370. 
Beſchl. (1.) v. 9. Inni 1875 6. Walter (120B. I. Cr.). 


Antr. d. ESN.: gleichl. [68.—6.| 


Geiſtliche. - Verkündigung. - Friedensgefährdung. - 
Dolus. 

Das in $ 130a. vorgeſehene Vergehen können 
Geiftliche auch durch Verkündung von Erlaffen ihrer 
Oberen begehen. Als Dofus genügt das Bemwußt- 
fein von dem den öffentlichen Frieden gefährdenden 
Inhalt des Erlaſſes. 

StOB. $ 1308 n. 3. 11a.]. 

Ert. (3.1.) v. 10. Inni 1875 oe. Caspari (609 II. Cr.). 

Gegen E. und Gen. iſt feſtgeſtellt, daß fie in ihrer Eigenſchaft 
ale Pfarrer einen Erlaß des Biſchofs zu B. in ihren Kirchen vorgeleſen 
nub dadurch Angelegenheiten des Staates daſelbſt in einer ben öfjent- 
lihen Frieden gefährbenden Weife zum Gegenftand ciner Verkündigung 
gemacht haben. Die NB. vermift die Fefftellung bes firafrechtlichen 
Dolus. 

Antr. d. GEGStA.: gleichl. [28.- 8.) 


Feſtſtellung. - Geſetzesworte. - Fahrläſſigleit. - Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde. 

Die Feſtſtellung des Thatbeſtandes nach den 

Worten des Geſetzes genügt. Der auf eine rechts⸗ 

begriffliche Beftimmung gerichteten Bennehung gegen- 


Rechtſpr. d. 8.O.-Tr. ıc.. XVI. 
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über, kann aber NB. darauf geflügt werden, daß 
fie in rechtsirriger Verkennung des aufgenommenen 
Rechtsbegriffs erfolgt fel. 

Gel. v. 3. Mai 1852 Art. 31 [n. 7]. 

Erl. (3.1.) v. 10. Juni 1875 0. Mefed (636 I. Cr.). 

Die thatbeftandlihe Feſtſtellung Tantete dahin „daß M. duch 
Fahrläjftgleit den Tob des Handlangers M. verurfacht habe". Die NB. 
rügte, baß dieſe Feſtſtellung nicht erfihöpfend fei, weil fie UmRände nicht 
enthalte, ohne welche Fahrläſſigkeit nicht zu unterfiellen gewefen fein würbe, 
und folchergeftalt ben Rechtsbegriff der Bahrläffigkeit irrig anwende. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Es befteht im Allgemeinen und, fofern nicht die bes 
fonderen Umftände des Falles eine konkretere Yaflung ale 
fachdienlich erfcheinen laffen, für den Inſtanzrichter bie Ber- 
pflichtung nicht, bei Feftftellung des Thatbeftandes an Stelle 
bes von dem Geſetz felbftgewählten und für ausreichend 
und gemeinverftändblich erachteten Nechtsbegriffes die aus 
demfelben für ben untergebenen Fall ſich ergebenden that- 
jächlichen Momente zum Gegenftand feiner Yeltitellung zu 
machen; vielmehr ift es in beffen Ermefjen verftellt, je nach 
Lage des Falles feiner thatbeftandlichen Feſtſtellung entweder 
die rechtliche Begriffsbeftimmung des Geſetzes ſelbſt zu 
Grunde zu legen oder die aus dieſer Begriffsbeftimmung 
für den Einzelfall fich ergebenden thatfähhlihen Merkmale 
in jeine Weftitellung aufzunehmen. Und wenn auch ber 
auf eine rechtsbegriffliche Beſtimmung gerichteten Feftitellung 
gegenüber der Einwand in der Nichtigfeitsinftang Berück⸗ 
fichtigung finden muß, daß die Feftftellung in rechtsirrthüm⸗ 
licher VBerfennung des in ihr aufgenommenen Nechtöbegriffe 
erfolgt fei, fo bedingt doch der, untergebenen Falld der vor⸗ 
inftanzlihen Zeftftellung gemachte, auf die angeblih unter» 
bliebene Berüdfichtigung eines thatfächlichen Momented ge⸗ 
ftägte, Einwand der Unvollſtändigkeit feineswegs die Annahme, 
daß — was allein der Cognition des Nichtigfeitsrichters 
unterbreitet fein würde — der PVorberrichter bei feiner 
Feſtſtellung in Beurtheilung des unterliegenden Sachver- 
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haltes von einer rechtsirrthümlichen Auffaffung bes Begriffes 
ber Sahrläffigkeit ausgegangen fei. 
Antr. d. GSLA.: gleichl. : [50.—8.] 


Zolldefraude. - Abficht. 

In den Fällen des S 136 B,-Zollgef. v. 1. Zuli 
1869 wird die Anwendung der Defrandatiousftrafe 
lediglih durch die daſelbſt bezeichneten Thatfachen 
begründet, ohne daß es einer befonderen Feftftellung 
der Abficht zu defraudiren bedarf. 

B.⸗Zollgeſ. v. 1. Juli 1869 8 135. 136. 137; Gef. v. 3. Mai 1852 
Art. 31 [n. 3). 

Erf. (3.1) v. 11. Juni 1875 e. Nenfeld (427 I. Cr.). 

Die Inflanzgerichte ſtellten feft, daß N. in einer bei ben HZ.⸗Amt 
in ©. in Gemäßheit des $ 41 B3.-Gef. in Berbindung mit $ 39 ab- 
gegebener fpeciellen Deklaration das Gewicht zu verzollenden Eiſens 
zu gering angegeben und bei ber ſchließlichen zollamtlichen Abfertigung 
ber Waare durch das HZ3.⸗Amt zu 2. an welches fie mit Begleitfchein I 
überwiefen worben war, fi ein 10 Procent des beclarirten über- 
ſchreitendes Mehrgewicht herausgeftellt habe. Es erfolgte deshalb Ber- 
urtheilung aus $ 135, 136 Nr. Ic. und 137 V3.Geſ. Die NB. 
rügte, daß e8 einer befonberen Feſtſtellung der auf Zolldefraudation 
gerichteten Abficht beburft hätte, die nicht blos auf das von N, zum 
Nachweis ber bona fides Angeführte zu befchränten, fonbern anf die 
Geſammtheit ber Beweisergebniffe zu flüßen gemwefen wäre. Die NB. 
wurde vom OTr. zurüdgewiejen. Gründe: 

Zunädft ift die Beftimmung bes erften Abjakes bes 
8 137, daß das Daſein ber Kontrebande, bezw. Zollvefran- 
bation und die Anwendung ber Strafe berjelben in den im 
8 136 angeführten Fällen lediglich durch die daſelbſt be- 
zeichneten Thatſachen begründet werde, nicht blos als eine 
vom Geſetze aufgeftellte Präfumtion für die Abficht, Kontre« 
bande auszuführen oder ben Zoll zu defranbiren, anzufehen. 
Es Hat damit vielmehr ein formales Delikt konſtituirt werben 
folfen, weiches als durch gewiſſe Thatſachen vollbracht an- 
gejehen wird und für befien Thatbeftand es auf die Prü⸗ 
fung der Abficht over der Willensrichtung des Handelnden 
nicht ankommt. Deshalb läßt auch der zweite Abſatz des 

25* 
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8 137 felbft in den Fällen, in welchen ber Nachweis erbracht 
wird, daß ber Angefchulbigte eine Kontrebande oder eine 
Defraudation nicht Habe vgrüben können ober eine folche 
nicht beabfichtigt gewefen fei, eine Straftat beftehen und 
nur an die Stelle der im 8 135 ebend. angebrohten eine 
mildere, eine Orbnumgsftrafe treten. Der Richter hat daher 
zunächft nur zu prüfen, ob die im 8 136 bezeichneten That⸗ 
fachen als feitgeftellt anzufehen feien, und fall er dieſe 
Trage bejaht, ilt die Anwendung ber Strafe der Defrau- 
bation gerechtfertigt. Einer ausprüdlichen Feftjtellung der 
Negative der durch den zweiten Abfat des 8 137 zugelaffenen 
Gründe der Ausſchließung der Defraubationsftrafe bedarf 
es nur dann, wenn ber Angeſchuldigte diefelben für fich 
geltend gemacht bat. Daß er eine Zolldefraubation nicht 
habe verüben Können, hatte der Angellagte im vorliegenden 
Falle nicht behauptet und zerfällt hiernach die Rüge ber 
NB., daß der App.-Nichter e8 in biefer Beziehung an einer 
negativen Feftftellung habe fehlen laſſen. Die vom Ange- 
gellagten vorgebrachte Behauptung aber, daß er eine Zoll- 
befrandation nicht beabfichtigt habe, Hat der App.⸗Richter 
feiner Prüfung unterzogen, ben besfallfigen Nachweis jedoch 
für nicht geführt erklärt und hiermit feiner Pflicht genligt. 
Einer formulirten Schlußfeftftellung der Negative in dieſer 
Beziehung bedurfte e8 nicht. Auch der dem App.-Michter 
von ber NB. gemachte Vorwurf ift unbegründet, baß er 
fih bei der gebachten Prüfung auf einen zu formalen 
Standpunkt geftellt Habe, indem er fih darauf befchränft 
babe, die befonveren Anführungen und Beweisanträze bed 
Angeklagten nach jener Richtung hin zu wärbigen, auftatt, 
wie es feine Stellung als Strafrichter mit ſich brachte, auch 
in biefer Beziehung feine Entſcheidung nach dem Gefammt- 
ergebniß der Berhanblungen und bed Beweismateriald zu 
treffen. Die Gründe des Urtheils ergeben vielmehr, daß 
er bei Beantwortung ber in Rede ftehenden Trage das ge 
jammte Bemweismaterial feiner Prüfung unterzogen hat, 
indem er namentlich die Ausfagen des in erfter Inſtanz 
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bernommenen Zeugen S. und der in zweiter Inſtanz 
wiederholt vernommenen Belaftungszengen 3. und J. nad) 
biefer Richtung hin gewürdigt hat. Er hat demnach ben 
von ihm bezogenen, dem zweiten Abfat bes cit. 8 137 ent- 
ſprechenden Satz, daß dem Angellagten in ber Hier frag- 
lichen Beziehung ber Nachweis obliege, nicht in, bem ihm 
von der NB. imputirten Sinne verftanden, daß er bei 
feiner besfalffigen Beurtheilung auf die vom Angeklagten 
vorgebrachten Thatſachen befchränft, und nicht berechtigt 
fei, andere thatfächlihe Momente in Betracht zu ziehen. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [33.—6.] 


Realtoufurrenz. - Gefammtftrafe. - Relative Rechtskraft. 


Die Geſammiſtrafe real Eonkurrivender Bergehen 
ift eine felbfiftändige, einheitliche Strafe, die nur ale 
folhe, nicht aber nach den Proportionen der Einzel: 
ftrafen die relative Rechtskraft befchreiten kann. 


StGB. 5 74 [0.24]. Bon. v. 3. Ian. 1849 Abſchn. IV. ©. 464 
[n. 66). 
Erf. (3.1) v. 11. Juni 1875 e. Szafrandli (442 I. Or.\. 

S. war in erfler Inflanz wegen breier Beleidigungen verurtheilt. 
Die Strafe war filr zwei derfelben auf je 6 Wochen, für bie dritte 
auf 14 Tage Gefängniß abyemeflen und ale Gefammtfirafe waren, 
3 Monat Gefängniß beflimmt. Das AG. erachtete dagegen den S 
nur einer jener brei Beleidigungen für bberwielen und bie vom erſten 
Richter für biefe Beleidigung feſtgeſetzte Einzelſtrafe von 6 Wochen 
Sefängniß für angemeffen, und erhielt diefe bei. Die NB. bes ©. 
hält dies für nnzuläffig, weil nad bem Berhältniß der GOeſammiſtrafe 
zu ben Einzelfttafen, auf bie jetzt allein noch in Betracht kommende 
Beleidigung nit 6 Wochen, ſondern nur 39 Tage zu rechnen jeien, 
welches Strafmaag ber AR. nicht babe üÜberfchreiten bürfen, ba ber 
StA. die Appellation nicht eingelegt habe. 

Zurückweiſung. Grlinde: 


Die Gefammtitrafe konnte nur als folche bie relative 
Rechtskraft bejchreiten, denn fie iſt nach der Beſtimmung 
bes 8 74 StGB.'s nicht eine arithmetifche Zufammenfügung 
der Einzelftrafen, fondern eine felbitftändige einheitliche 
Strafe, welche erft nach der Zufammenrechnung ber Einzel 
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ſtrafen durch eine dem richterlichen Ermeffen anheimfallenve 
Reduktion der Summe ber Einzelftrafen beſtimmt wird. 
Die Einheitlichleit der Gefammtftrafe verhinvert eine Zer- 
legung derſelben nach den Proportionen ber Einzelfteafen; 
fie beruht nicht auf einer Ermäßigung der Einzelftrafen, 
fondern quf einer befonderen Feſtſetzung, für welche nicht 
die vorher beftimmten Einzelftrafen in Betracht kommen, 
vielmehr nur die Summe verfelben als äußerſte, aber nicht 
ganz zu erreichende Grenze bezeichnet ift. Bei dem Wegfall 
ber VBorausfegungen, unter denen gefeglich eine Geſammt⸗ 
ſtrafe feftzufegen ift, verliert jene richterliche Operation ihre 
Bedeutung; die Gefammtftrafe zerfällt alsdann nicht in 
proportionelfe Einzelftrafen, vielmehr verliert fie überhaupt 
ihre Grundlage und kommt deshalb in Wegfall. Der An 
griff wegen Verlegung der Grunbfäge von ber Rechtskraft 
ift daher verfehlt. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 





Stempel. - Beräußerung eined Grundftüds. 


Iſt bei Veräußerung eines Grundſtücks eine WVer- 
einbarung über die durch den Erwerber übernommene 
Gegenleiftung — insbefondere über den Erwerbs⸗ 
preis — nicht getroffen, fo machen fih die Parteien 
dadurch, daß fie bei der ihnen obliegenden Angabe 
des gemeinen Werths bei der Stempelbehörde einen 
zu geringen Betrag angeben, nicht firafbar. 

Geſ. v. 5. Mai 1872 851.4. 7 
Ertl, (8. IL) v. 15. Juni 1875 eo. Ahlerd & Maas (540 II. Cr.). 

Die im Falle der freiwilligen Veräußerung von in- 
ländiſchen Grundftüden ꝛc. erfolgende Auflafjungserflärung 
unterliegt nach $ 1 des Geſ.'s v. 5. Mai 1872 (OS. ©. 509) 
— foweit nicht mit derfelben die das Veränkerungsgefchäft 
enthaltende, in an fich ftempelpflichtiger Form ausgeſtellte 
Urkunde vorgelegt wird, $2 l.c. — einer Stempelabgabe 
von einem Prozent bes Werthes des veräußerten Gegen» 
jtandes. Für die Feftftellung der Stempelabgabe nach bem 
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Werthe bes veräußerten Gegenftandes bient als Grundlage 
bie Angabe Seitens des Veräußerers und bes einzutragenden 
Erwerbers, zu welcher biefelben nach $ 3 1. c. verbunden 
find. Dabei ift der gemeine Werth des Gegenftanpes 
zur Zeit bes Eigenthumswechfels entfcheidend, 8 7 1. c., mit 
der in 84 Abi. 2 1. c. enthaltenen Mobifilation, „daß in 
feinem Falle ein geringerer Werth angegeben werben barf, 
als der nach den Borfchriften des Stempelgefeges über die 
Verftenerung der Kaufverträge berechnete Betrag der von 
dem Erwerber übernommenen Laften und Leiſtungen, mit 
Einfchluß des Preifes und unter Zurechnung ber vorbe: 
baltenen Nugungen;” vergl. URO. v. 14. April 1832 
(GS. S. 18T). Liegt gegründete Veranlaffung vor, den 
von den Intereſſenten angegebenen Werth für zu niebrig 
zu erachten, fo erfolgt bie Feſtſetzung und Cinziehung bes 
zu entrichtenden Stempelbetrages durch die Steuerbehörde 
85 l.c. Die Borberrichter haben feftgeftellt, daß bie 
beiden Angeklagten bei ber Auflaffung des Grundſtücks ꝛc. 
der Kataftralgemeine B. an den Mitangellagten M. ben 
Werth beffelben zu 200 Thaler angegeben, wogegen berfelbe 
von ber Brovinzialftenerbehörde auf 450 Thaler feitgefeht 
ift, mithin daß die Angeklagten den Werth des Grundſtücks 
um 250 Thaler zu niedrig angegeben und einen Stempel 
verwendet haben, welcher um 2 Thlr. 15 Ser.. geringer, 
al8 der tarifmäßige if. Danach hat der App.-Wichter beide 
Angeflagten, unter Berüdfichtigung des Umftandes, bay 
diefelben auf die Befugniß, ihren Widerfpruch gegen bie 
Feftfeßung der Steuerbehörde gerichtlich geltend zu machen, 
verzichtet, wegen Hinterziehung eines Auflafjungsftempels 
in eine Gelbftrafe von 30 Marl verurtheilt. Die gegen 
dieſe Entfeheivung von den Angellagten eingelegte NB. er- 
fcheint begründet. Der 8 4 des Geſ.'s v. 5. Mai 1872 Hat 
den Fall im Auge, in welchem der Auflaſſungserklärung 
ein Kauf» oder anderes Gefchäft über entgeltliche Veräußerung 
zu Grunde liegt. In ſolchem Falle find die Parteien nicht 
befugt, auf ven gemeinen Werth des Immobile, falls ſich 
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berjelbe etwa niebriger herausftellen follte, zurüdzugeben, 
wie denn andererſeits fich die Steuerbehörde mit dem aus 
den VBerabredungen ber Parteien hervorgehenden Werthe 
auch wenn der gemeine Werth des Gegenftandes ihn über- 
fteigen follte, genügen zu laſſen bat. Es handelt fich babet 
um die Angabe eines Werthes, welcher aus beftimmten ben 
Intereſſenten befannten Thatfachen hervorgeht. Die Angabe 
eines geringeren Werthes wirb daher, — wie $ 4 Abf. 2 
vorfchreibt, — als Stempeldefrandation nad) Maßgabe bes 
hinterzogenen Stenerbetraged geahndet. Der App.-Richter 
ift nun bei feiner Entfcheidung davon ausgegangen, baß bie 
Angabe eines geringeren Werthes als besjenigen, welcher 
von der Steuerbehörbe feitgejegt worden tft, bie Parteien 
unter allen Umftänden wegen Stempelftenerbefraubation 
ſtrafbar mache, foweit fie nicht gegen die gebachte Teftfegung 
ben Rechtsweg befchreiten. Diefe Auffaſſung ift rechts- 
irrthümlich. Die Ausdrucksweiſe des S 4, die Stellung, 
welche verfelbe inmitten des Gefehes einnimmt, fowie ber 
Zufammenhang, in welchem die beiden Abfäte deffelben mit 
einander ftehen, machen es unzweifelhaft, daß in ber Straf: 
androhung des 8 4 Abi. 2 nicht eine allgemeine, auf fänmt- 
liche Einzelbeftimmmmgen des Geſetzes zu beziehende Straf- 
androhung gefunden werben Tann, fonbern daß vielmehr 
5 4 Abſ. 2 nur die Angabe eines geringeren Werthes, ale 
verfelbe fich auß ben ftattgehabten Verabrebungen ergiebt, 
unter Hinweis auf $ 4 Abf. 1 im Auge hat. Danach fehlt 
e8 für diejenigen Fälle, in welchen über das betreffende Im⸗ 
mobile der Abjchluß eines Veräußerungsgefchäfts unter be⸗ 
ftimmten Bedingungen nicht ftattgefunden hat, und in benen 
mithin die Parteien nah 88 3. 7 zur Angabe bed ge» 
meinen Wertbes des veräußerten Objekts zur Zeit des 
Eigenthumswechfeld verbunden find, an einem Strafgejeße 
für eine geringere, mit der fpäteren Ermittlung und Feſt⸗ 
jtellung ber Steuerbehörve nicht übereinftimmende Werths⸗ 
angabe. Insbeſondere ift diefelbe aus der fchließlichen Be⸗ 
jtimmung des $ 15, wonach wegen ber verwirkten 
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Stempelftrafe und in allen übrigen Beziehungen die 
Gefege über den Urkundenſtempel auch bei den nad 
Vorſchrift des Geſ.ss v. 5. Mai 1872 zu verftenernden 
Gegenständen zur Anwendung fommen, nicht zu entnehmen. 
Denn aus diefer Vorſchrift kann nur entnommen werben, 
daß, — falls nach den Beitimmungen des Geſ.'s v. 5. Mai 
1872 eine Stempeljtrafe verwirkt ift, — denn in Beziehung 
anf bie Mobalitäten verfelben die beftehenden gefeglichen 
Deitimmungen über ben Urfundenftempel zur Anwendung 
fommen. Das Gef. v. 5. Mai 1872 ftelit ſich allerdings 
als eine durch die in dem Gejege über den Eigenthume- 
erwerb und die bingliche Belaftung der Grundſtücke vom 
5. Mai 1872 (GS. ©. 433) 88 1. 2 erlaffenen Beftim:- 
mungen in Betreff des Eigenthumsübergangs auf Grund ber 
Auflaffung bervorgerufene nothwendige Ergänzung ber 
beftehenden Vorjchriften der Stempelgefege dar, und ift be= 
ftimmt, die Entrichtung des Immobiliarkaufſtempels, infofern 
biefelbe durch die gedachte neue Geſetzgebung gefährdet werde, 
anberweitig zu fihern. Es iſt daher mittelft der Vor— 
fohriften des Geſ.s v. 5. Mai 1872 der Wertbitempel auf 
den Vorgang der Eigenthumsübertragung und zwar fpeciell 
auf die hierfür entjcheivende vor dem Grundbuchamte abzu⸗ 
gebende Auflaffungserflärung gelegt, welche nunmehr bie 
dem Werthitempel unterworfene Urkunde darftellt. Nichte- 
beftoweniger gewährt das Gefeg feinen Anhalt dafür, daß 
e8 in der Abficht deſſelben gelegen haben könne, die Parteien 
zur Angabe des gemeinen Werthes des zu veräußernden 
Gegenftandes, — welchen zu ermitteln, ihrer Gewifjenhaftig- 
feit überlaffen wird, — für verbunden zu erklären und zu— 
gleich — falls fie dieſer ihnen auferlegten Verpflichtung 
nachfommen — Abweichungen in ihren Werthsangaben 
gegenüber den fpäteren Werthsermittlungen der Steuer- 
behörde neben der Entrichtung des danach gebotenen Stempel- 
betrage8 unter fchwere Bermögensftrafen zu ftellen, obwohl 
vie Beftimmung des gemeinen Werthed eined Imwobile, 
als nicht auf feſten zweifellofen Thatfachen und Verhältniſſen 
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fondern auf fubjeftiver Würdigung beruhend, dem Irrthum, 
fowie verſchiedener Auffaffung jeder Zeit unterworfen bleibt. 
Eine berartige Strafandrohung würbe ohne Vorgang auf 
dem Gebiete der Preufifchen Stempelgefeggebung gewefen 
fein und dem Geifte berjelben wiberfprocdhen haben. — Es 
ift hierbei darauf hinzuweiſen, daß das Geſetz betreffenb bie 
Erbfchaftsftener v. 30. Mai 1873 (GS. ©. 329), welches 
dem Gef. v. 5. Mat 1872 analoge Beftimmungen über bie 
Ermittlung des Betrages der Maffe nach dem gemeinen 
Werthe zur Zeit bes Anfallee — 8 12 l.c. — über bie 
Verpflichtung des Senerpflichtigen zur Angabe des Werthes 
— 818 1.e. — und bie Befugniß der Stenerbehörbe zur 
ferbftftändigen Ermittlung deſſelben im alle obwaltender 
Bedenken gegen die Nichtigkeit der Werthsangabe der Par- 
teien, 8 191. c. enthält, die zu nieprige Angabe bes Wertes 
Seitens der letzteren ebenfalls nicht unter Strafe ftellt, 
fondern nur die wifjentliche Verfehweigung zu einem ſteuer— 
pflichtigen Anfalle gehöriger Gegenftände, fowie wiffentlich 
unrichtige Angaben über die Thatfachen, welche bie Steuer- 
pflichtigfeit, tie Höhe des Steuerſatzes oder des Steuer- 
betrages beftimmen, mit Strafe bedroht: 8 42 1. c.; vergl. 
auch 8 33 des Geſetzes betreffend die Einführung einer 
Klaſſen⸗ und Haffifizirten Einfommenfteuer v. 1. Mai 1851 
(GS. ©. 193). Daß das Geſetz v. 5. Mai 1872 einen 
jtrafbaren Thatbeftand in der zu niedrigen Angabe des ge- 
meinen Wertbes eines Immobile nicht erkannt wiffen will, 
geht auch aus der Beftimmung des 8 5 a.a. O. hervor, 
nach welcher die felbitftändige Feftfegung des zu entrichtenden 
Stempelbetrages Seitens der Steuerbehörde von einem 
Einigungsverjuche mit vem Steuerpflichtigen abhängig gemacht 
wird. Man würbe unter Vorausjegung der Strafbarkeit 
einer berartigen zu niedrigen Wertbsangabe annehmen müffen, 
baß Das Gejet es in die Hand bed Steuerpflichtigen Habe 
legen wollen, fih ber Beahndung einer für ftrafbar er: 
achteten Handlung nach deren Begehung durch eine Einigung 
mit der Steuerbehörbe zu entziehen. Schließlich erfcheint 
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anch die Annahme, baß durch eine Auslegung bes Geſetzes, 
wie fie der freifprechenden Entſcheidung bes erjten Richters 
zu Grunde liegt, der Stempelftenerbefraudation Thür und 
Thor geöffnet werde, nicht zutreffend. Für bie überwiegende 
Mehrzahl ver Veräußerungsfälle, in welchen der Auflafjungs- 
erklärung Verabredungen über den Veräußerungswerth zu 
Grunde liegen, ift durch die in S 4 Abſ. 2 a. a. O. enthaltene 
Strafbeitimmung bei unrichtiger Wertbsangabe der Parteien 
das Stempelinterefje ausreichend gewahrt. Kommt e8 aber 
in andern feltneren Fällen zur Angabe bes gemeinen 
Werthes, fo gewährt die der Steuerbehörde eingeräumte 
Befugniß zur Feſtſetzung des Werthes derjelben für die Ent« 
richtung des dem wirflihen Werthe entſprechenden Stempels 
den erforberlihen Schub. 

Antr. d. EStA.: gleichl. 137.—8.] 


Begünftigung. - Bortheil. 

Begünftigung eigenen Vortheils wegen Fann an- 
genommen werden, wenn eiue Ehefrau in der Abficht 
gehandelt hat, das Fleiſch von ihrem Ehemanne ge— 
ftohlener Schafe in ihrer gemeinfchaftlichen Wirth- 
Schaft zu verwenden. 

SIEB. $ 268 8 257 [n. 20]. 
Erf. (3.1) v. 15. Juni 1875 e. Bargmann (605 LI. Cr.). 

Antr. d. EStA.'s: gleichl. 137. - 8. 


Mündlichkeit. - Zengniß. — Alten. 

Der Grundſatz der Mündlichkeit iſt verletzt, 
wenn der Appellationsrichter ſeine Entſcheidung, auch 
nur bei Erörterung der Glaubwürdigkeit eines Zeugen, 
auf ein in einer Unterſuchung gegen andere Perſonen 
abgelegtes Zeugniß gründet, ohne es zum Gegen— 
fiand der mündlichen Verhandlung gemacht zu haben. 
Bd. v. 3. Jan. 1849 $ 14 [n. 1]; Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 101 

[n. 65]. 
Erl. G. I.) v. 15. Juni 1875 e. Elöner (537 II. Cr.) 
Antr. d. GSLA.: entgegen. 137.—8.] 
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Hausfriedensbrud. - Haus - uubewohntes. 


Auch durch widerrechtliches Eindringen in ein 
unbewohntes und unverfchloffenes Haus Tann Haus: 
friedensbruch begangen werben. 

StGB. 5123 [n. 2). 

Erf. (3. 11.) v. 15. Suni 1875 e. Heldt (659 II. Cr.). 

Nicht die Perfon, fondern bie in ihrer Gewähr befind- 
lihe Sache, das befriebete Beſitzthum derfelben tft der we— 
fentliche Gegenitand des Durch das Gejeg gewährten Schuße®. 
Ein Haus, welches zur Bewohnung dient und dazu beftimmt 
ift, unterliegt daher auch dem Schuke des Geſetzes felbit 
dann, wenn ed von dem Berechtigten zur Zeit bes Ein- 
bringens nicht bewohnt iſt. Cbenfowenig ſetzt das Ein- 
bringen die Bewältigung eines Wiberftandes voraus. Auf 
die augenblidliche Anweſenheit des Berechtigten in feiner 
Wohnung oder dem dazu beftimmten Gebäude kann es 
daher ebenfowenig anfommen. 

Antr. d. GStA.: gleich. 127.—8.) 


— — 


Polizeigericht. - Fiskalgerieht. - Schöffen. - Nichtigkeit. 


Nichtigkeit tritt ein, wenn der Polizeirichter 
über eine Zuwiderhandlung gegen ein Abgaben- 
gesetz unter Mitwirkung von Schöffen entscheidet. 
— Das Berufungsgericht muss diese Nichtigkeit 
von Amtswegen — also auch, wenn sie nicht 
gerügt worden, berücksichtigen. 

StPO. $ 485 Abs. 1 $ 379 Abs. 2. 

Erf. (8.1) v. 16. Inni 1875 c. Behrens (515 I. Cr.). 

Nah 8 485 Abf. 1 der StPO. v. 25. Yuni 1867 ift 
das Polizeigericht nur ohne die Mitwirkung von Schöffen 
zur Aburtbeilung von Zuwiderhandlungen gegen die Bor- 
ohriften über Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
berufen und es hat in ber Hauptverhandlung erfter Inſtanz 
das Polizeigericht feine fachliche Zuftändigleit überfchritten 
indem es unter Heranziehung von Schöffen in der Sache 
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erfannte, Für das Berufungsgericht lag fomit ber Fall 
bes 8 379 Abf. 2 der StPO. vor, wonach daſſelbe, auch 
ohne daß der Mangel durch bie Berufung gerilgt worden 
wäre, fich der definitiven fachlichen Entſcheidung zu enthalten 
und behufs orbnungsmäßiger Wiederholung der Verhand— 
lung erfter Inſtanz die Zurücdverweifung der Sache borthin 
zu verfügen hatte. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 


Sehwurgericht. - Fragstellung. - Merkmale. - Auflösung. - 
Nichtigkeit. 


1. Das Gesetz schreibt nur die Aufnahme der 
Merkmale in die schwurgerichtliche Fragstellung 
vor, deren Gesammtheit die Anwendung des Straf- 
gesetzes begründet, nicht aber auch derjenigen 
Thatsachen aus welchen jene Merkmale herge- 
leitet werden. Regelmässig genügt daher An- 
schluss an die Worte des Strafgesetzes. 

StPO. 8 317. 


2. Die Auflösung solcher Merkmale, deren 
Benrtheilung im gegebenen Fall durch rechts- 
kundige Einsicht in den Sinn und Zusammenhang 
der Gesetze bedingt ist, unterliegt dem Ermessen 
des Schwurgerichtshofs im einzelnen Fall und 
kann deshalb nicht zum Gegenstand einer Nich- 
tigkeitsbeschwerde gemacht werden. 


StPO. 8 318. 
Erf. (3.1.) v. 16. Juni 1875. o. Bühler (503 L Cr.) 
Antr. des GA: gleich. [68.—6. | 


— — nn Ant 


Schöffen. - Beeidung. 
Appellation. - Beschwerden. - Rüge. - Nichtigkeit. 
1. Dem Erforderniss der Beeidung der Schöffen 


ist nicht genügt, wenn ein Schöffe vor der Ein- 
führung der StPO. von 1867 auf Grund früherer 
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Landesgesetze zum Schöffenamte berufen und 
beeidet war. 
StPO. 1867 Anhang $ 15. 


2. Der deshalbige Mangel ist vom Appella- 
tionsrichter auch ohne Rüge zu berücksichtigen 
und dessen Geltendmachung in der Nichtigkeits- 
instanz steht es nicht im Wege, wenn er in der 
Appellationsinstanz nicht gerügt war. 

StPO. 1867 8 379 Abs. 2; $ 390 Abe. 2. 

Erk. (8. 1.) v. 16. Juni 1875 e. Enler (491 L Cr.). 

In einer Privatanllagefache hatte ein Schöffe mitgewirkt, welder 
nah dem Protokoll im Jahre 1866 als folcher beeidbet war. Da bie 
StPO. von 1867 erfi am 1. Septbr. 1867 in Wirkfamleit getreten 
war, jo fonnte bie frühere Beeidung dieſes Schöffen unr nad ben 
Vorſchriften ˖ ber früheren Kurheffiihen Strafprogeßorbnung flatt ge⸗ 
funden baben. Dieſer Umftand war in ber Berufungsinftanz nicht 
erwähnt, in ber Nichtigkeitsbeſchwerde des Verklagten wurde er aber 
als Beichwerbepunft geltend gemadt. Das OTr. vernichtete. Gründe: 

Die von dem Befchuldigten erhobene NB. erfcheint bes 
gründet, Der Artifel XXI der Von. v. 25. Yuni 1867 
betreffend das Strafrecht und das Strafverfahren ıc. be 
ſtimmt, taß die nach der Anlage zur StPO. v. 25. Juni 
1867 zu berufenten Schöffen mit dem 1. Januar 1868 
ihre Wirkfamfeit beginnen follen und daß es bis dahin bei 
den Beltimmungen ber bisherigen Landesgefege über bie Be- 
rufung der Schöffen und über die Vereidung verfelben fein 
Bewenben zu behalten habe. Daraus folgt, daß vom 1. Ja⸗ 
nuar 1868 ab die nach den VBorfchriften der neuen StPO. 
heranzuziehenden Schöffen auch nach den bezüglichen Be- 
ſtimmungen des 8 15 der Anlage zur StPO. zu vereibigen 
find, und daß fich mit einer bereit vor jenem Zeitpunfte auf 
Grund ber früheren Pandesgefege ftattgehabten Berufung zum 
Schöffenamt und Beeldigung nicht begnügt werden Tann, 
indem insbefondere auch die Vorſchrift des 8 15 cit., wonach 
aledann, wenn ber Schöffe in einem früheren Sabre 
ben Schöffeneib geleiftet hat, bie Verweifung auf dieſen 
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Eid genügen joll, nur von einer Berufung zum Schöffen 
und Vereidigung nah Maßgabe der Beftimmungen ber 
neuen StPO. bezw. ihrer Anlage zu verjteben ift. Geht 
man hiervon aus, dann turfte fich bei ber Verhandlung 
bom 15. Dezember v. J. bezüglih des als Schöffen 
berangezogenen ꝛc. H. nicht mit deſſen im Jahr 1866 ſtatt⸗ 
gehabter Vereidigung begnügt werben, vielmehr war berfelbe 
von Neuem nach VBorfchrift des 8 15 ecit. ver Beftimmungen 
über die Berufung zum Schöffenamt zu vereibigen. Da 
dies unterblieben, erjcheint da® Verfahren des Amtsgerichts 
nah 8 18 der mehrzitirten Beitimmungen nichtig, und wäre 
das Berufungsgeriht nach 379 Abf. 2 der StPO. ver- 
pflichtet gewefen, das amtögerichtliche Urtheil auch troß ber 
unterlafjenen Aufftellung einer deshalbigen Rüge Seitens 
bes Appellanten von Amtswegen aufzuheben. Die Außer» 
achtfegung diefer für das Derfahren in der Berufungsinftanz 
wefentlihen Vorſchrift begründet eine Nichtigkeit dieſes Ver- 
fahrens im Sinne des 8 390 Nr. 3 der StPO. und ver 
Geltendmachung ber deshalbigen Befchwerben in ber jetigen 
Inſtanz fteht auch nicht entgegen, daß dieſer Nichtigkeits⸗ 
grund nicht bereit8 zum Gegenſtande der Berufung gemacht 
war, weil der Schlußfaß bed $ 390 cit. nur Befchränfungen 
des Angeklagten in Prozepbefugnifjen gilt, worum es ſich 
bei der hier vorliegenden Frage nicht handelt. 

Ar. d. EStA.: entgegen. [49. — 6.) 


1. Widerſtand. - Jagdberechtigter. - Pächter. 

2. Appellationsriehter. - Urtheil. - Begründung. 

1. Die Strafbarkeit des Widerſtands gegen den 
Jagdpächter fegt die Rechtswirkſamkeit des mit dem 
Berechtigten abgefchlofjenen Jagdpachtvertrages voraus, 

StGB. 8 117 [n. 6). 
2. Die Bezeichnung der rechtlichen Beurtheilung 
des ersten Richters als „im Allgemeinen“ zu- 
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treffend, enthält keine genügende Rechtsgrundlage 
des Berufungsurtheils. 
StPO. 8 261. 
Erk. (V. 1) v. 16. Inni 1875 c. Kehl (459 1. Or.). 

K. hatte von ber Gemeinde M. die Jagd in ihrer Feldmark er- 
ſteigert. Gleichwohl war nochmaliger Steigerungstermin angeießt 
und in biefem ber Zuſchlag an v. ©. ertheilt. Als letzterer nun die 
Jagd ausübte, erfolgte Seitens des K. Wiberfland dagegen, den K. 
damit zu rechtfertigen verſucht, daß nit v. ©., fonbern K. ſelbſt in 
Folge der früheren Pacht Jagdberechtigter geweſen fei. Die Inflanz- 
gerichte verurtbeilten aber umb das AG. führt an, daß ber fpätere 
Pächter zur Ausübung des Jagdrechts befugt fei, und dem 8. nur 
Entſchädigungsanſprüche gegen bie Gemeinde zuftehen könnten. Das 
DTr. vernictete. Gründe: 

[3u 1.] Zum erften Angriffe, daß mit Unrecht ber 
Frhr. v. ©. als der in der Gemarkung M. Jagdberechtigte 
fei anerfannt worden, erweilt jih der von dem Berufungs- 
gericht aufgeftellte felbftitändige Entfeheidungsgrunt, wonad) 
bie Nechtögültigfeit de von der Gemeinde mit dem Mit- 
angeklagten K. abgefchloffenen Vertrags die Rechtswirkjamteit 
bes zweiten mit bem Frhrn. v. S. abgefchloffenen nicht 
ausschließen, fondern dem Mitangeflagten K. nur die Bes 
fugniß ertheilen fell, feine Rechte gegen die Gemeinde geltend 
zu machen, als rechtöirrig. Hiernach würde aljo dem Mits 
angeflagten K., ungeachtet der unterjtellten, vechtmäßig be- 
wirkten Webertragung ber Ausübung des Jagdrechts der 
Gemeinde vor Erftreitung veffelben in Wege des Prozeſſes 
fein Recht der Jagdausübung zuftehen, wohl aber ver 
fpätere Pächter dazu die Befugniß befigen. Es ift aber 
nicht abzufehen, wie ein perfekt gewordenes Fontraftliches 
Recht, wie ter Pachtvertrag es verleiht, durch den einfachen 
Rücktritt des Verpächtere oder deſſen zu erfennen gegebenen 
Willen den Vertrag nicht als verbindlich zu erachten, follte 
alterirt werben können. Beſtehen zwei giltige Pachtverträge, 
fo bejtehen auch zwei jagbberechtigte Pächter; das Alter ber 
Pachtverträge kann nicht entjcheiden, am wenigften dem 
jüngeren Pächter ein Vorrecht vor dem älteren gewähren, 
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ba ber Pachtvertrag fein dingliches Necht verleiht und eine 
Vefignahme ober Weberlieferung des Jagdausübungsrechts 
für deſſen Erwerb nicht vorausgefegt wird. Zwar nimmt 
dad angegriffene Erkenntniß rückſichtlich der Angeklagten 
außerdem auf bie rechtliche Beurtheilung ber I. Inſtanz 
Deziehung, welche es als „im Allgemeinen” zutreffend be 
zeichnet. Diefe Qualifikation „als im Allgemeinen zutreffend“ 
läßt erfennen, daß im Einzelnen Bedenken gegen bie Rechts— 
ansführungen des eriten Richters Eeftehen, fpricht fich aber 
darüber nicht aus, welches. biefe Bedenken’ find, und welche 
Gründe des eriten Urtheil® der zweite Michter fich ohne 
Vorbehalt aneignet. Die hiernach theils unrichtige, theils 
unklare Rechtsgrundlage bes angegriffenen Urtheils gegen 
alle Angellagte muß zur Vernichtung des leßteren führen. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [68.—6.] 

1. Rechtskraft, relative. - Beibehaltung der Strafe. 
| 2. Strafantrag. - Dunlifizirung. 

3. Beleidigung. - Erwiedernug - auf der Stelle. 

4. Ideallonkurrenz. - Schwerere Strafe. 

5. Beleidigung. - Strafe. - Veröffentlichung des Urtheils. 
6. Idealkonkurrenz. - Urtheilspublilation. - Mißhand— 
lung. - Oeffentliche Beleidigung. 

1. Der Appellationgrichter ift nicht behindert eine 
wegen wörtlicher und thätlicher Beleidigung erfannte 
Strafe beizubehalten, wenn er auch die Beleidigung 
nur in Handlungen, nicht in Worten findet. 

Bon. v. 3. Jar. 1849 Abfchn. IV (n. 59]. 

2. Die Wirkfamfeit eines Strafantrags ift nicht 
davon abhängig, daß der Antragfieller die gerügte 
Handlung rechtlich ebenfo qualifizirt hat, wie dies 
der erkennende Richter thut. 

StGB. $ 61 [n. 17). 

3. Im Fall einer erft nachträglich zur Kenntniß 
des Erwiedernden gelommenen Peaanaung Pängt bie 

Rechtſpr. d. 8. O.⸗Ar. ac. VI. 

E 
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Annahme einer „auf der Stelle” erfolgten Erwiederung 

davon ab, ob von dem Zeitpunfte der Kenntniß- 

nahme bis zu der Erwiederung ein folder Zeitraum 

verfloffen ift, daß die leptere noch unter der Wir 

fung des Affefts verübt angefehen werden Tann. 
StGB. $ 233. 199 [n. 4). GA. 21. 589. 

4. Für die Beurtheilung der Frage, welde 
Strafe die ſchwerere fei, ift nur das Verhältniß der 
in Th. 1 Abfchn. 1 des St GB.'s zufammengeftellten 
öffentlichen Strafen ins Auge zu faflen. Die in 
$ 200 vorgefehene öffentliche Belanntmadhung des 
Urtheile bleibt dabei außer Betracht. 

StGB. $ 78 [n. 14). ' 

5. Die Publifationsbefugnig des Urtheils bat 
nicht die Natur einer Strafe, fondern einer von der 
Willfür des Beleidigten abhängigen Privatgenug- 
thuung. 

StGB. 8 200 [n. 2]. 

6. Im Fall idealer Konkurrenz kann die Publi- 
fationsbefugniß nur dann ausgeſprochen werden, wenn 
fie in dem zur Anwendung zu bringenden Gefege, 
welches vie ſchwerſte Strafe androht, nicht wenn fie 
nur in dem nicht zur Anwendung zu bringenden, 
welches die minder ſchwere Hauptſtrafe androht, ge⸗ 
ſtattet if. 

StB. $ 73 [n. 14]. 

Ert. (3.1) v. 16. Juni 1875 0. Wollmaun (579 1. Cr.). 

Gründe zu 3—6; 

Die Ausführung, daß der App.-Nichter die Strafeider 
Mikbandlung nah 8 223 StGB.'s in Vergleich mit der 
Strafe der öffentlichen Beleidigung nach 88 185. 200 ibid. 
mit Unrecht für die fehwerfte Strafe im Sinne des 8 73 
erftärt habe, daß vielmehr die Strafe des 8 185 bei dem 
Hinzutreten der öffentlihen Belanntmachung nah 8 200 
durch die Summe der beiden Strafübel zur ſchwereren Strafe 
werbe, ift unzutreffend. Unbedenklich ift im 8 73 eit. nur 
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das DVerbältniß der öffentlichen Strafen, welche im erften 
Abſchnitt des erjten Theild des StGB.'s zufammengeftellt 
find, in das Uuge gefaßt, nicht aber die im 8 200 eit. vor» 
gefehene Publikationsbefugniß, welche die Natur einer von 
der Wilffür des Beleidigten abhängigen Privatgenugthuung 
hat und nach der Redaktion des 8 200 felbft nicht als 
Strafe aufgefaßt ift, fontern nur zugleich mit der 
Strafe erfannt werben fol. Für eine rechtsgrundjägliche 
Werthſchätzung der Publikationsbefugniß im Verhältniß zu 
ben verjchiedenen Strafarten des Strafgefegbuch® fehlt es 
an jedem Maßſtabe; das in der NB. vertretene arithmetifche 
Prinzip, nach welchem das Zufammentreffen mehrerer Uebel 
gegenüber einem einzigen das Webergewicht im Sinne des 
8 13 ſchaffen müffe, kann als ein richtiges nicht anerkannt 
werben und würde daher auch dann als das Entſcheidende 
nicht anzufeben fern, wenn tie Publikationsbefugniß zu den 
im $ 73 gemeinten Strafen und Strafarten zu rechnen 
wäre. Endlich kann auch der anfgeitellte Grundfag: daß 
der 8 200 de StGB.'s fiets Anwendung finden müſſe, 
wenn eine Verurtheilung wegen öffentliher Beleidigung 
erfolge, ohne Unterfchieb ob mit diefer öffentlichen Beleidigung 
noch ein anderes Delift ideell fonkurrire oder nicht, als ein 
gefeglih begründeter nicht erachtet werden. Im Halle ber 
idealen Konkurrenz darf nach der ausdrücklichen Vorfchrift 
des 8 73 StGB.'s nur dasjenige Geſetz, welches bie 
fchwerfte Strafe, beziehungsweife die fehwerfte Strafart 
androht, zur Anwendung fommen. Hiermit ift bie 
Anwendung jedes andern Gefeges, möge daffelbe eine Haupt⸗ 
ftrafe, eine Nebenftrafe oder die Privatgenugthuung betreffen, 
für das Strafverfahren ausgefchloffen; denn der 8 73 ecit, 
unterfcheidet nicht nach dem Inhalte der fonft etwa anwend- 
baren Geſetze und befchränft fich nicht auf die Anordnung, 
dag nur die Strafe aus dem die fehwerfte Straffanktion 
enthaltenden Gejege entnommen werden folle, verjagt viel- 
mehr anderen Gefegen die Anwendung überhaupt. Der 
8 200 des StGB.'s kann nicht als eine Ausnahme von 
29* 
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ber Regel des 8 73 aufgefaßt werben, nicht als bie fpecielle 
Beltimmung gegenüber der allgemeinen; er bat die Fälle 
ber Konkurrenz gar nicht zum Gegenftande, fett vielmehr 
eine Konfequenz der Beitrafung wegen öffentlicher Belei— 
digung, ohne Rückſicht auf das Zufammentreffen einer folchen 
mit fonfurrirenden Straftbaten, feft. Liegt alfo eine folche 
Konkurrenz von Deliften vor, fo Tann fich bie rechtliche 
Behandlung derfelben nur nach den für biefe Fälle gegebenen 
beſonderen Beſtimmungen richten. 

Autr. d. GStA.'s: gleichl., zu 6 entgegen. [40. - 6.) 


Berein. - Abſicht der Mitglieder. — Berbindung mit an: 
deren Bereinen. 


1. Zu den wefentlihen Borausfegungen eines 
Vereins gehört es nicht, daß fämmtliche in denfelben 
eingetretene Perfönen von der näheren Drganifation, 
den fperiellen Zielen, der Art und Weife wie, und 
den Mitteln, mit welchen er feine Zwecke verfolgen 
will, eingehende Kenntniß befigen. 

Von. v. 11. März 1850 $$ 2. 13. 


2. Für die Strafbarkeit der Vorſteher eines 
Vereins aus $ Sb., 16 der Verordn. v. 11. Mär; 
1850 fommt es nicht darauf an, daß der Verein 
feine beabfichtigte Zhätigkeit in Berfammlungen bereits 
begonnen hat. 

Daf. $8b, 16. 

3. Es ift Fein Erfordernig einer befonderen 
Vereinsbildung, daß die Mitglieder des neuen Ber- 
eins in irgend welche fonftige Äußere Verbindung 
unter einander getreten -find. 

Daſelbſt. 
Ert. (B. II.) v. 17. Juni 1875 e. v. Bonverot (684 II, Cr.) 


8. und Genoſſen — Geſchäftsführer des Mainzer Katholiten-Ber- 
eins — find beſchuldigt, als Borfteher eines Tolalvereins der Katholiken 
für den Stabt- und Lanbfreis D., welcher Erörterung öffentliber An- 
gelegenheiten in Berfammlungen bezgwede, ven $$ 3, 13 und 8b., 16 
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ber Berorbn. v. 11. März 1850 zuwider gehandelt zu baben. Die 
Inſtanzgerichte Sprachen frei. Sie erfannten au, daß es fih um Be 
gründung eines Lokalvereins des Mainzer Katholikenvereins gehandelt 
babe umd daß die Befchuldigten bie ihnen unter dem Namen von 
Geſchäftoführern zugewieſene Stellung in ihrer Bedeutung als Vorſteher 
und Leiter eines beabfichtigten Zweig-Bereins deffelben aufgefaßt haben. 
Gleichwohl erfolgte Freiſprechung, weil 
1. die eingetretenen Mitglieder nicht Die Abſicht oder das Be⸗ 
wußtfein gehabt hätten, einen befonderen Lokalverein zu bilden, 
2. nicht erwiefen fei, daß die einzelnen Mitglieder Zufammen- 
fünfte gehalten oder fouft in Verbindung mit einander ge- 
treten feien. 
Das OTr. kaffirte auf Kafl.-Relurs des Ob.-Prolur. Es erwog: 
[zu 1.] daß e8 zu dem wejentlichen Vorausſetzungen 
eines ſolchen Vereines offenbar nicht gehört und fein Zur 
ftandefommen nicht bedingen fann, daß ſämmtliche Per— 
fonen, welche einer bie näheren Modalitäten feiner Orga- 
nifation nicht beſonders barlegenden „Aufforderung zum 
Eintritt ohne Vorbehalt Folge leiſten, von ber beabfichtigten 
"näheren Orgunifation des Vereines, feinen fpeciellen Zielen, 
der Art und Weife wie, und den Mitteln, mit welchen er 
jeine Zwede verfolgen will, genaue und eingehende Kenntniß 
beſitzen; 
daß es vielmehr lediglich der freien Würdigung bes 
Richters im einzelnen Falle unterliegt, ob nicht die Conſti⸗ 
tuirung eines ſolchen Vereins auch da ſchon als erfolgt be— 
trachtet werden kann, wo anzunehmen iſt, daß nur die zur 
Bildung eines Vereins unerläßlich erforderliche Anzahl von 
Perſonen mit der wenn auch nur allgemeinen Wiſſenſchaft, 
daß es ſich um die Bildung eines zu localer Wirkſamkeit be— 
ſtimmten Vereinsorganes handele, dem Vereine ſich auge— 
ſchloſſen und damit den Intentionen der als Gründer und 
eventuelle Leiter hervorgetretenen Perſonen und ter dem 
Vereine von ihnen gegebenen Organiſation im Allgemeinen 
und ohne Vorbehalt zugeſtimmt hat, während die Uebrigen, 
— je nach der individuellen Verſchiedenheit und nach dem 
größeren oder geringeren Intereſſe der Einzelnen an ber 
Bereinsfache — ſich mit einer minder genauen Kenntniß 
bes Detail der Drganifation begnügten; 
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daß daher auch im vorliegenden alle, ohne bag fich, 
wie der Mppelfrichter ohne jede Befchränfung annimmt, 
bie eingetretenen Perfonen fümmtlich der Tendenz und ber 
Bedeutung der Organifation des Gefammtvereind in der 
fraglichen Richtung nothwendiger Weife hätten bewußt fein 
müffen, zu prüfen gewefen wäre, ob nicht auf der Grund— 
lage des tem Gefchäftsführer vom Vorftande erteilten, von 
biefem in dem entfprechenden Sinne aufgefaßten Auftrags 
und der Aufforderung deſſelben zum Eintritte in ben Verein 
wenn auch nicht alle Aufgenommenen, doch eine hinreichende 
Anzahl von Perfonen mit dem nach Vorſtehendem erforber- 
lichen Grade der Wiffenfhaft um die Tendenz des Vor- 
ſtandes eingetreten und dadurch die von der Sefammtleitung 
des Vereins bezwedte, durch deren Gejchäftsführer zu 
bildende Iocale Vereinigung zu Stande gekommen ift; 

[zu 2.] daß wenn gleich das Abhalten von Verſamm⸗ 
ungen unter Betheiligung der in einem gewiflen Bezirke 
wohnenden Vereinsgenoſſen als eine wejentliche Bethätigung 
eines localen Vereinslebens bei der Entſcheidung über die 
Thatfrage in Betracht kommen mag, doch die Anwenbbarkeit 
des Gefeßes auf die Vorjteber, Ordner und Leiter eines 
übrigens für fonftitwirt zu erachtenden Vereins nicht davon 
abhängig gemacht ift, daß bergleichen Verfammlungen bereits 
itattgefunden haben; 

daß dadurch, daß nach 8 8b. des Vereinsgejeges allen 
Bereinen, welche politifche Gegenftände in Verfammlungen 
zu erörtern bezweden, bei Bermeibung der im 8 16 ange⸗ 
drohten Strafen unterjfagt wird, mit andern Bereinen 
gleicher Art zu gemeinfamen Sweden in Verbindung zu 
treten, vielmehr ausgefprochen ift, daß es für die Straf» 
barfeit der Vorjteher, Ordner und Leiter nicht darauf an 
fommt, ob der Verein feine beabfichtigte Thätigkeit in Ver⸗ 
jammlungen bereit8 begonnen habe, daß vielmehr fchon vie 
Conftituirung folder in verbotener organischer Verbindung 
jtehenber politifcher Vereine jenen Perjonen gegenüber bat 
unter Strafe geftellt werden ſollen; 


nd 4. m: 
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[zu 3.] daß es auch als em mefentliches Erforderniß 
einer bejonveren Vereinsbildung nidyt angefehen werben 
fann, daß die Mitglieder des neuen Vereins in irgend welche 
fonftige äußere Verbiudung unter einander getreten feien, 
da ein Verein auch da ohne Zweifel rechtlich al8 zu Stande 
gefommen betrachtet werben könnte, wo eine perſönliche 
Thätigfeit der übrigen Mitglieder noch gar nicht begonnen 
oder wenigſtens nur in ber Entridtung von Beiträgen, Die 
einzige Berbindung zwifchen benjelben aber in ver gemein- 
ſchaftlichen localen Leitung beitanden hätte, welcher die Ver: 
tretung aller Vereinsintereffen und vie Entwidelung ber 
Vereinsthätigfeit ausfchlieglich überlaffen fein kann. 

Autr. d. EStA.: entgegen. (32.—8.] 


Zwangsvollitredung. - Bereitelung. - Dolus. 

1. Eine drohende Zwangsvollſtreckung iſt vor- 
handen, wenn die von einem Gläubiger eingeleiteten 
gerichtlichen Schritte nur Verurtheilung des Schuld- 
ners und in deren weiterer Verfolgung eine Zwangs- 
vollſtreckung gegen den legtern in nahe Ausficht ftellen. 
Es iſt nicht nöthig, Daß bereits ein exefutorifcher 
Titel exiſtire und beflimmte Gegenflände für die 
Srefution ind Auge gefaßt feien. 

StGB. 5 288 In. 4]. Bgl. RrOTr. 15. ©. 809. 


2. Der erforderliche Dolus ift ſchon dann anzu— 
nehmen, wenn der Schuldner auch nur die vorzugs- 
weife Befriedigung desjenigen Gläubigers verhindert, 
von deſſen Seite die Zwangsvollſtreckung bevorfteht. 

Daf. [n. 8]. ROTr. 15. ©. 184. 


Ertl. (3.0) v. 17. Inni 1875 6. Bernd (693 11. Cr.). 
Antrag des GSLA.: gleicht. [50.—8.] 


Unterfhlagung. - Jagdvergehen. - Hirſchgeweih. 


Das abgeworfene Geweih eines Hirſches iſt, ſo 
lange es von Niemanden in Beſitz genommen iſt, eine 
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berrenlofe Sache, durch deren Aneignung weder Unter: 
ſchlagung noch Jagdvergehen begangen wird. 
StB. $ 246 [n. 4]; 8 292 [n. 1. 9]. 

Erf. (8. 1) v. 17. Juni 1875 e. Franke (662 II. Cr.). 

Die F. hatte in einem fremden Fagdreviere mehre abgemorfene 
Hirfchftangen gefunden, biefelben um fie für fih zum erwerben, mit 
nad Haufe genommen, theilweis verlauft und bie noch in ihrem Befitz 
befindliche fpäter auf Erforbern an ben Forſtaufſeher abgegeben. Ju 
diefen Handlungen fand der AR. die Requifite einer Unterfchlagung. 
Auf NB. der F. vernichtete das OTr. und erlannte auf reis 
ſprechung 

Der 8 246 a. a. O. erfordert zu ſeiner Anwendbarkeit, 
daß der Thäter eine fremde bewegliche Sache ſich rechts— 
widrig aneignet; beide Requiſite liegen aber hier nicht vor. 
Der Jagdberechtigte, in deſſen Revier ein Hirſch ſein Ge— 
weih abgeworfen hat, hat vermöge ſeines Jagdrechtes keinen 
ausſchließlichen Anſpruch auf Okkupation eines ſolchen Ge- 
weihes, denn das Jagdrecht beſteht begrifflich in dem Aufſuchen 
und Sichaneignen jagdbarer wilder Thiere, (ALR. Th. U. 
Tit. 16 8 30 nf. und Th. J. Tit.9 8127 u. f.) fo daß 
der Jagdberechtigte allerdings ausſchließlich befugt iſt, das 
Geweih eines in ſeinem Revier erlegten Hirſches ſo lange 
daſſelbe noch einen integrirenden Theil des Thieres bildet, 
zu okkupiren, wogegen aber ein Geweih, wenn es von dem 
Thier bereits abgeworfen worden iſt, eine beſondere, für ſich 
ſelbſt beſtehende, Sache bildet (ALR. Th. J. Tit.2 8 31), 
die als ſolche dem Jagdrecht deſſen, in deſſen Revier das 
Abwerfen deſſelben zufällig erfolgt iſt, nach dem Begriff 
dieſes Rechtes nicht unterworfen ſein kann, es müßte denn 
durch eine ſpecielle geſetzliche Vorſchrift etwas Anderes in 
dieſer Hinſicht angeordnet ſein, was aber weder in dem 
ALR., noch in der Jagdordnung für Schleſien v. 19. April 
1756 geſchehen iſt. Ebenſowenig aber als das Jagdrecht 
den ausſchließlichen Titel zur Beſitzergreifung ſolcher abge⸗ 
worfener Hirſchgeweihe bilden kann, beſteht für den Beſitzer 
oder Eigenthümer des Waldes oder ſonſtigen Terrains, wo 
das Geweih zufällig abgeworfen worden iſt, ein ausſchließ⸗ 
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liches Recht, ſich daſſelbe anzneignen. in folches Recht 
wäre juriftifch nur zu konſtruiren, wenn das abgemworfene 
Geweih zu den Acceffionen des Grund und Botens felbit 
zu zählen wäre, was aber nach den Begriffsbeftimmungen 
der An und Zumüchje, der Nugungen der Früchte ꝛc. wie 
fie im ALR. Th. J. Tit. 9 Abſchn. 6 anfgeftellt find, felbit- 
rebend nicht der Fall tft. Hiernach find folche abgeworfene 
Hirfchgeweihe, fo lange fie noch von Niemandem in Beſitz 
genommen worden find, lediglich als herrenlofe Sachen im 
Sinne des ALR. Th. IL. Fit. 16 $ 7 zu betrachten, bie, 
ba jich der Staat das Recht zum Beſitz nicht ausdrücklich 
vorbehalten hat, auch ohne deſſen Einwilligung jede Privat» 
perfon in DBefi zus nehmen berechtigt ift, es fann mithin 
nach dem von ben Juſtanzrichtern fejtgeftellten Thatbeſtand 
weder von einer fremden, d. h. im Befit oder Eigenthum 
eines Dritten befindlichen, Eache, noch von einer wiber> 
rechtlichen Aneignung berfelben Seitens der Angeklagten 
bie Rebe jein. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [14.—8.] 


Schwurgericht. - Wahriprud. - Verneinung. - Umftände, 
begleitende. - Stimmenzahl. 

1. Im Fall der Verneinung der Hauptfrage be- 
darf ed, wenn ein begleitender Umftand in diefelbe 
aufgenommen war, über den legtern feiner befonderen 
Abftimmung der Gefhworenen und feiner Erwähnung 
des Ergebnifjes einer folhen in ihrer Antwort. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 91 [n. 14). 


2. Die Angabe der Stimmenzapl in dem Wahr- 
ſpruch in einem Fall für welchen das Geſetz fie 
nicht erfordert, begründet Feine Nichtigkeit. 

Gel. v. 3. Mai 1852 Art. 93 In. 7). 

Ert. (3.1) v. 17. Juni 1875 e. Häger (593 II. Cr... 

Die Frage aus 8 221 StOB.'s: „ob H. dem Hülfloſen R. fir 
deffen Unterbringung er zu forgeu hatte, in bülffofer Lage vorjätlich 
verlaffen und dur biefe Handlung den Tod des R. verurſacht habe”, 
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war von den Geſchworenen unter Angabe der Stiimmeuzahl verkeint. 
Hterauf war Freifprehung erfolgt. Die NB. des StA.'s rägte: es jet 
nicht erfennbar gemacht, daß die Berneinung fi nicht lediglich anf 
die Sefammtfrage, fondern auch — abgeiehen von dem erfolgten Tode 
— auf die Hauptfrage, ohne Ridficht auf biefen begleitenden Umfand 
bezogen babe. 

Zurilckweiſung. Gründe: 

Nur wenu die Frage in Betreff der Hauptthat bejaht 
wird, foll über das Vorhandenfein begleitendber Umftänbe, 
felbft dann, wenn diefelben in die Hauptfrage aufgenommen 
find, befonders abgeftimmt nnd das Ergebeniß in dem Aut 
fprudhe befonders erwähnt werden. Der Wahrfprucd ber 
Gefchworenen hat mithin die im Gefege, Art. 97 a. a. O. 
poransgefegten Erforberniffe dev Deutlichkeit und Voll: 
ftändigfeit. Daffelbe gewährt für die Annahme ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde, daß nach dem Inhalte des Verdikts 
die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen erſcheine, es hätten die 
Geſchworenen, ſtatt zuerſt über die Hauptfrage allein, viel⸗ 
mehr über die ihnen ad 1 vorgelegte Frage im Ganzen 
abgeftimmt und ſich dabei mit Rückſicht auf die von ihnen 
beabjichtigte Verneinung des erſchwerenden Umſtaudes, be 
jtimmen laffen, die Geſammtfrage zu verneinen, feinen An- 
halt. Denn abgejehen davon, bag bie vorgängige Abftimmung 
über die Hauptfrage fih in Fällen der vorliegenden Art 
als in der Natur der Sache begründet, von felbft ergieht, 
fo entzieht fih die Sprucfindung und Abftimmung ver 
Gefhworenen bei Ermangelung beftimmter Borjchriften, 
nach welchen das Ergebniß der legteren in dem Wahrfprud 
erfichtlich zu machen ift, jeder Nachforſchung und Kontrolle, 
mithin jeder Kritik in dev Nichtigkeitsinſtanz. Der Herbei- 
führung eines orbnungsmäßigen Berfahretis in biefer Rich⸗ 
tung zu dienen, ift Iebiglic die Vorſchrift des Art, 79 
a. a. O., beziehungsweife bie danach dem Vorſitzenden ob- 
liegende Belehrung der Geſchworenen beſtimmt. 

[3u 2.] Endlich ift auch aus dem Umftande, daß die 
Geſchworenen bei ihrem freiſprechenden Verdikte ohne 
Rothwendigkeit die Zahl der Stimmen, mit welchen bad 
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Verdikt geiprochen worden ift, ansgebrädt haben, eine Uns 
vegelmäßigleit des legteren ber Art, wie fie bie Vorfchrift 
des Art. 97 a. a. O. im Auge hat, nicht zu folgern. Die 
Beftimmung des Art. 93 a. a. O., wonach außer dem bafelbjt 
angegebenen Falle die Zahl der Stimmen niemald ausge» 
drückt werben darf, ift lediglich veglementarifcher Natur und 
nicht bei Strafe der Nichtigkeit gegeben. 

Antr. d. GSA.: gleichl. [37.—8&] 
Rheiniſches Berfahren. - Kaſſationsrelurs. - Sukkumbenz⸗ 

ftrafe. | 

Es bedarf nur einmaliger Hinterlegung Der 
Suttumbenzflvafe wenn mehre Mitbefchuldigte gleich- 
zeitig den Kaffationsrefurs einlegen, 

NH. CrPO. Art. 420. 
Ert. (Z. I.) v. 17. Juni 1875 oc. Müller (703 II. Or.). 

M., L. und K. waren bejhuldigt und verurtheilt, durch Fahr⸗ 
läffigleit ben Tod eines Dritten verurfacht zn haben. Alle brei Be- 
ſchuldigte — gegen das verurtheilende Erkenntniß ben Kafjations- 
relurs an, auch if die Suffumbenzfirafe hinterlegt, nach Inhalt ber 
Duittung aber nur für M. und &. Das DTr. eraditete jedoch au 
den Kafj.-Relurs des K. für annehmbar, indem es erwog: 

daß aus dem Umſtande, daß die Suffumbenzitrafe nach 
Inhalt der produzirten Quittung nur für bie Befchuldigten 
M. und 2. hinterlegt worben, ein Bedenken gegen die An 
nehmbarfeit des gleichzeitig non dem Angeklagten K. einge- 
legten Kaſſations⸗-Rekurſes nicht herzuleiten ift, da bei der 
Verwandtſchaft des Intereſſes der 3 Befchuldigten die ein« 
malige Hinterlegung diefer Strafe für ausreichend erachtet 
werben fann. 

Antr. d. ESLA.: gleichl. [32.—8.] 





1. Nichtigkeitsbeſchwerde.-Rechtfertigung.-Subſtantiirung. 
2. Bertagung. - Wiederholung. 
3. Branntweinftener-Defrandation. - Ronfislation. 
1. Die Beweisanträge, auf deren Ablehnung 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegründet werden foll, müffen 
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in derfelben angegeben werben. Bezugnahme auf 
den Inhalt der Appellationsrecdhtfertigung genügt nicht 
zur Subftantiirung der Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Se. v. 3, Mai 1852 Art. 111 [n. 2]. Bgl. RdOTr. 15. ©. 575. 


2. Im Fall einer Vertagung der Sitzung nach 
begonnener Beweisaufnahme ift es dem freien Er- 
meffen des Inſtanzrichters überlaſſen, zu prüfen, ob 
eine Wiederholung der in der erſten Sitzung ſtatt 
gehabten Beweisaufnahme für geboten zu erachten 
iſt, oder nicht. 

Von. v. 3. Jan. 1849 8 34 [n. 9]. 


3. Die in Folge einer Maifchfteuerdefraudation 
ftattfindende Konfisfation der gebrauchten Gefäße 
trifft die Sache, ohne Rüdfiht darauf, wer der 
Eigenthümer derfelben ift. 

ARD. v. 10. Fan. 1824 Nr. 5; Regul. v. 1. Dezbr. 1820 $ 11; 
Einf.Geſ. v. 31. Mai 1870 82 [n. 7]. 
Ert. (3.11) v. 17. Juni 1875 e. Bid (617 II. Cr.). 


Zu 3 bezog fi das OTr. auf die Gründe der Entfheibung von 
Banfow, RdOTr. 15. S. 203. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [37.—8.] 


Kirchengeſetze. - Geiftlihe Amtshandlung. 

Die Strafbarfeit eines Geiftlihen aus Art. 2 
des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 hängt lediglich davon 
ab, dag er Amtshandlungen vornimmt ohne den vor⸗ 
gefchriebenen Nachweis führen, zu können. Die vor- 
genommenen Handlungen müffen fich objectiv als 
geiftlihe Amtshandlungen darftellen. 

"Bel. v. 21. Mai 1874 Art. 2. Berge. RdoOTr. 16. S. 150. 

Erf. (3.1.) v. 17. Inni 1875 e. Strade 401 11. Cr... 

Die NB. war barauf genützt, bag der App.-Richter mit Unrecht 
angenommen babe, daß im vorliegenden Falle das Meffelefen und vas 
Erläutern des Evangeliums eine geifllihe Amtehandlung gewefen fei, 
während aus den fefgeftellten Umſtänden bervorgehe, daß St. ein 
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Kirhenamt nit ausgeübt, fondern nur ein Privatoratorium gelefen 
babe, ohne alle Beziehung auf Pflichten derjenigen welche bie Meffe 
anhörten. 

Zurückweiſung der NB. Gründe: 

Nah Art. 2 des Geſ.'s v. 21. Mai 1874 hängt bie 
Strafbarkeit eined Geijtlichen nicht davon ab, daß bie 
Vebertragung eined Amts an ihn von Seiten des geiftlichen 
Dberen ftattgefunden noch auch nur davon: daß er über- 
haupt in einem wenngleih nur ufurpirten Amte gehandelt 
babe, vielmehr Lediglich davon, daß er Amtshandlungen vor- 
nimmt, ohne den Nachweis führen zu können, daß er zu 
einem hierzu ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung 
oder Hülfsteiftung in einem ſolchen Amte unter Beobachtung 
ver SS 1—3 des Geſ.'s v. 11. Mai 1873 berufen worden 
je. Zwar ijt die Vornahme von Amtöhandlungen als 
Thatbeſtandsmerkmal beftehen geblieben, und zur Erfüllung 
terjelben genügt nicht die Bornahme jeder beliebigen geijt« 
lichen Funktion zu welcher der ordo d. h. die Priefterweihe 
befähigt. Allein jenes Merkmal Hat nur tie Bedeutung, 
daß die zu ſtrafenden geiftlihen Handlungen folche fein 
mäffen, welche objektiv, ihrem Wefen und ihrer äußeren 
Erſcheinung nah, ſich als geiftlihe Amtshandlungen, als 
Ausflüſſe der Ausübung eines geiſtlichen Amts darſtellen, 
nicht die, daß der betreffende Geiſtliche auch ſubjectiv in 
Ausübung eines — wenngleich nur angemaßten — lokalen 
Kirchenamts handle. Dieſe dem Wortlaut des Art. 2 durch⸗ 
aus entfprechende Auslegung wird, worauf auch fchon der 
App.⸗Richter Hinweilt, durch die Motive und den Zweck des 
Geſetzes auf das entfchievenfte unterftügt, insbeſondere leiten 
die Motive gerade aus dem in der NB. geltend gemachten 
kirchenrechtlichen Grundfage, daß ein Kirchenamt nur burch 
die firchlichen Vorgefegten übertragen werden könne, bie 
Nothwendigkeit her, eine Ergänzung des von der gleichen 
Borausfegung ausgehenden 8 23 des Geſ.'s v. 11. Mai 
1873 eintreten zu laffen. Hiernach hat aber der Appell.» 
Richter die im vorliegenden Bulle in Frage ftehenden Hands 
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lungen mit Recht für „Amtshandlungen” erklärt, obwohl 
er feftitellt, daß die Stapelle zu H., in. welcher fie vorge— 
nommen worden, Privateigenthum 5 bortiger Grunbbefiger 
fei, und obwohl er nicht davon ausgeht, daß der Implorant 
irgend ein geiftliches Amt babe augüben wollen. Denn er 
betrachtet zugleich als thatfüchlich feftftehenn, daß die frag- 
lichen Handlungen öffentlich vor einem nicht gefchloffenen 
Publikum und zwar vor Angehörigen der dortigen Pfarr- 
gemeinde Sch. bezw. der Filialgemeinte F. vorgenommen 
worben find; war das aber der Fall, fo tragen fie ihrer 
äußeren Erjcheinung nach den Charakter von Handlungen 
an fich, welche regelmäßig von tem Inhaber eines geiftlichen 
Amts vorgenommen werden, dienen gleich biefen zur Be— 
friedigung bes religiöfen Bedürfniſſes des Publikums und 
ftellen fich deshalb als geiftliche Amtshandlungen im Sinne 
bes Art.2 a. a. O. dar. Ob auh nach den Grundjägen 
des Tanonifchen Rechts und des ALR.'s dergleichen Hand- 
ungen als „Umtshandlungen” anzufehen feien, fann ganz 
bahingeftelft bleiben, da das Gef. v. 21. Mai 1874 allein 
maßgebend ift. 

Antrag d. GStA.: gleicht. 144.—8.] 


Schulzwang. - Alter. 

Die Schulpflichtigfeit eines Kindes hört nicht 
mit einem beftimmten Lebensalter auf. 

ARD. v. 14. Mai 1825 Nr. 2; ARD. v. 20. Juni 1835. 
Erf. (8.11) v. 17. Juni 1875 e. Zimmermann (656 11. Cr... 

Der (Rh.) Polizeirichter ſprach den 3. von der Beſchuldigung 
feinen Sohn mehrfach nidt zur Schule geſchicht zu haben, frei, weil 
er bereits dad 14. Lebensjahr erreicht habe. Er erwog, daß zwar bie 
Schuipflichtigkeit eines Kindes wicht unbedingt mit dem zurüdgelegten 
14. Lebensjahre defjelben anfhöre, daß das jedoch zufolge einer von 
der betreffenden Regierung zu D. aui 13. Febr. 1874 erlaffenen In⸗ 
Arnftion die allgemeine Regel bilde, indem nad 8 1 derſelben in die 
von ber Ortsbehörde vor Beginn des Schuljahrs aufzuftellende Life: 
nur Kinder im Alter von 5 bi9 14 Fahren aufgenommen werden 
jolten, daß daher vor Allem um die Fortfegung bes Schulunterrichtg 
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bei Kindern über 14 Jahreu zu rechtfertigen, eine Prüfung derſelben 
Seitens ber competenten Behörde vorausgehen müſſe, von einer ſolchen 
aber nichts konſtirte. Auf Kaſſ.⸗Rek. des Polizeianwalts Taffirte das 
DTr. das Urteil, indem es erwog: 

daß nah Nr. 2 der Kab.Ordre v. 14. Mai 1825 die 
Schulpflichtigfeit eines Kindes nicht wit einem beftimmten 
Lebensalter aufhört, vielmehr fo lange fortbauert, bis das⸗ 
felbe' nach dem Befunde ſeines Seelforger® die für feinen 
Stand nothwendigen Kenntniffe erlangt hat; 

daß die Borfehrift der Regier.-nftr. v. 13. Februar 
v. J., zufolge deren vor Beginn jedes Schuljahres von der 
Drtspolizeibehörde eine Lijte über bie im Schulbezirfe lebenden 
Kinder im Alter von 5—14 Jahren aufzuftellen und biefe 
als Grundlage für die Verſänmnißliſten dienen foll, von 
der Thatſache ausgeht, daß erfahrungsmäßig die größte 
Mehrzahl der Kinder mit dem 14. Lebensjahre die erforder- 
lichen Elementarkenntniſſe fich angeeignet bat und deshalb 
mit diefem Alter aus der Schule entlaffen wird, fo daß 
eine Ausdehnung der Lifte über das angegebene Alter hinaus 
nicht geboten erfchien; 

daß die bezogene Inſtruction eine Entjcheidung darüber, 
mit welchem Zeitpunfte die Schulpflicht ihr Ende erreiche, 
gar nicht treffen mollte, jedenfalls aber eine dem Gefege 
zuwiderlaufende Regel, wie das in dem angefochtenen Urtheile 
gejcheben ift, aus berjelben nicht hergeleitet werten Tann; 

daß nach der Vorfhrift in Nr. 2 der Kab.Ordre v. 
20. Inni 1835 das Strafverfahren wegen der Schulver- 
fäumniffe auf die vom Lehrer angefertigte und Seiten® des 
Schulvorftandes atteftirte Lifte eintritt; 

daß dem Polizeirichter hier die vorjchriftsmäßig ge- 
führten Liften vorlagen, ans denen fich ſowohl die Thatjache 
der Nicht-Entlafjung des P. Z., als bie Fer! des⸗ 
ſelben ergaben; 

daß demnach der Polizeirichter, indem er den Caſſ.⸗ 
Berflagten aus dem Grunde freifprach, weil die Schulpflicht 
regelmäßig mit dem 14. Yebensjahre ber Kinder aufhöre, 
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und ein Nachweis über bie Berechtigung ben genannten 
Sohn beffelben über viefes Alter hinaus zum Schulbefuche 
anzuhalten nicht vorliege, tie Beſtimmungen ber bezogenen 
AKO. v. 14. Mai 1825 und 20. Juni 1835 verlegt hat. 

Antr. d. GStA.: gleicht. 148.—8.] 


Appellationsrichter. - Thatbeftand. - Ergänzuug. - 
Beweisanfuahme. 


Dem App.-Richter ift Die Ergänzung eines vom 
erften Richter unvollfländig feftgeftellten Thatbeſtandes 
nur auf Grund erneuerter Beweisaufnahme geftattet. 
Ge. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 19]. Vgl. RdOTr. 15. ©. 747. 

Er. (8.1) v. 18. Juni 1875 ce. Anders (351 I. Cr... 

Der erfte Richter hatte fefgeftellt, Daß A. Gerfte, von weicher er 
ben Umfänden nad annehmen mußte, daß fie mittel® einer ſtrafbaren 
Handlung erlangt war, angelauft babe und ans 8 259 StGB.'s ver- 
urtheilt. Der App.Richter verkaunte nicht, daß durch jene Fefflellung 
ber Thatbeftand des 8 259 nicht erfchöpft war, weil darin nicht enthalten 
war, daß A. bie Gerfie feines Vortheile wegen angelauft habe; 
er bielt fidy aber für befugt fie in biefer Richtung ohne neue Beweis⸗ 
aufnahme zu ergänzen, weil der erfle Richter für bewiefen angenommen 
babe, daß der Anlauf zum Preife von 2 Rmt. für deu Scheffel ge- 
ſchehen ſei und aus biefem niedrigen Preis ohne Weiteres geſchlofſen 
werben könne, daß A. fi einen Boriheil zu verſchaffen geſucht habe. 
Das OTr. erflärte die hiergegen gerichtete NB. für begründet. 

Der App. Richter hat das zur Anwendung des 8 259 
des StGB.'s erforderliche Begriffs- Moment, daß der Ange- 
klagte „ſeines Vortheils wegen” gehandelt habe, in ber erjt« 
richterlichen Feftftellung mit Recht vermißt. Zur Ergänzung 
der mangelhaften Feſtſtellung Hat er auf eine vom erjten 
Nichter für ermwiejen angenommene Thatfache Bezug ge: 
nommen und fich berechtigt gehalten, auf Grund derſelben 
die unvoliftänbjge Feftftellung zu ergänzen. Hierdurch ift 
gegen die Mare Vorſchrift des Artifel8 101 a. a. O. ver- 
ftoßen, nach welcher eine Ergänzung ber Feſtſtellung nur 
auf Grund einer in zweiter Inſtanz ftattgehabten Beweis— 
aufnahme erfolgen durfte, da es jich hier feineswegs um 
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Befeitigung von bloßen Bedenken gegen die Feftitellung bes 
erjten Urtels, fondern um eine bejondere, in dem erften Urtel 
fehlende Fejtftellung hanbelte. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [40.—6.] 


——— 


Kirchengeſetze. Annahme eines Amtögehülfen. - 
Approbation. 

Die Uebertragung der Vertretung durch vertrags⸗ 
mäßige Annahme eines fländigen Amtsgehülfen von 
Seiten eines katholiſchen Pfarrers iſt erfi in der 
Erteilung der gefeglich erforderlichen Approbation 
des geiftlichen Oberen zu finden. 

@ei. v. 11. Mai 1873 $ 23; Gel. v. 21. Mai 1874 Art. 2; ALR. 
II. 11. 85 510. 513. 
Ert. (3.1) v. 18. Inni 1875 e. Bak (513 I. Cr). 

B., ein katholiſcher Bilar, hatte mit dem Probf 9. in X. einen 
Bertrag Über bie Vertretung des legtern in feinen Yunftionen bei der 
Kirhe zu ®. am 25. Mai 1873 abgeichloffen, zu welcher Zeit das 
Geſetz v. 11. Mai 1373 noch nit in Geltung getreten war. Der 
Bertrag batte aber erft nachdem dieſes gefchehen war, am 17. Juni 
1873 die Beſtätigung durch das erzbiſchöfliche Eonfiftorium erhalten. 
Der Berurtbeilung ans $ 23 des Geſ.'s v. 11. Mai 1873 ftellte bie 
NB. des B. entgegen, daß bie Uebertragung ber Stellvertretung ſchon 
vor dem Eintritte der Geltung diefes Geſetzes flattgefunden habe. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Wenn der 8 510 Tit. 11 IH. II ALR. den katholifchen 
Bfarrern geftattet unter Approbation des vorgejegten Con» 
fiftorii, beftändige Amtsgehülfen anzunehmen und der 8 513 
hinzufügt, daß die Vertheilung der Gefchäfte, die Dauer 
der Vertretung u. f. w. durch ten unter Approbation der 
geiftlihen Dberen gejchloffenen Vertrag beſtimmt werbe, 
fo kann e8 keinem Bebenfen unterliegen, daß das wiederholt 
hervorgebobene Erforderniß der Approbation eine wejentliche 
Bedingung der Wirkſamkeit des Vertrages barftellt und in 
ber Ertheilung berfelben die Webertragung der Vertretung 
gefunden werben muß. Ob bie vor diefem Zeitpunkte vorge- 


nommenen Amtshandlungen, wie Implorant nn gültig 
Rechtſprech. d. 8. D. Tr. ıc. XVI. 
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find, iſt Hier nicht zu prüfen, fa bie Fragen nach ber Güf- 
tigkeit der Amtshandlungen und nach der Strafbarkeit ihrer 
Vornahme mwefentlich verfchieden find. 

Antr. d. ES. : gleicht. [40.—6.] 


Notar. - Stempelftrafe. - Berjührung. - Appellations- 
gericht. 

1. Stempelftcafen gegen Notare in dem vor- 
maligen Kurheſſen find im adminiſtrativen Strafver⸗ 
fahren von dem Appellationsgeriht als vorgefegter 
Dienft- und Disziplinarbehörde feftzufegen. 

Bon. ». 19. Zuli 1867 88 16. 17. 13. 21. 22; Ordn. v. 39. Inli 
1867 88 6—9; Bon. v. 26. Juni 1867 8 21; Gel. v. 26. April 1851 
Art. 10 [n. 3]. 

2. Durch die von dem Appellationggericht in 
feiner Eigenfhaft als Auffihtsbehörde des Amte- 
gerihts an dieſes wegen Einleitung des Strafver- 
fahrens, gemäß $ 23 Abf. 2 der Von. v. 19. Zuli 
1867 erlafjenen, Verfügungen wird die Verjährung 
nicht unterbrochen, 

SIEB. 5 68 [n. 8]. Bol. RrOTr. 15. ©, 683. 

Beſchl. (1.) v. 18. Juni 1875 ce. Berlein (131B. TI. Cr.). 

Zu 2 wurde darauf hingewieſen, daß das Appellationsgericht ben 
Beihluß, aus melden bie Steuerbehörbe die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung herleiten wollte, nicht als Richter gegen ben Thäter, mithin 
in einem bereit® eingeleiteten Verfahren ober als Anfang eines foldhen 
fondern als Auffihtsbehörbe Über das Amtsgericht erlafjen habe; übrigens 
jei au einer vom App.-Geriht als Adminiftratiofirafbehdrde voll⸗ 
zogenen Unterfuhungshandlung nah RdOTr. 15. ©. 683 die Be- 
dentung einer richterlihen im Sinne des $ 68 StGB.'s nicht beizulegen. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [68.—6.] 


— — — nn 


Appellationsrichter. - Beweiswiederholung. - Noth⸗ 
wendigfeit. 
Sowohl eine abweichende Würdigung der Be— 
weile als eine Dmiffion des erflen Richters in 
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Bezug auf die thatfächliche Feftftellung einzelner that- 
beftandliher Momente nöthigt den Berufungsrichter 
zur Wiederholung der Bemweisaufnahme. Es ändert 
nichts wenn er in feinen Entfcheionngsgründen die 
nicht beibehaltene Feftftellung irrig auf einen Rechts- 
irrthum zurücführt. 
Geſ. dv. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 12. 19). 
Erk. (8.1) v. 17. Zuni 1875 0. Nowad (458 I. Cr.) 


Der erfie Richter hatte die N. wegen Bebrohung mit einem Ber- 
brehen (StGB. 8 241) verurtheilt, der Appellationsrichter aber biefe 
Feſtſtellung nicht beibehalten, weil ihr ein Rechtsirrthum zum Grunde 
liege, und ohne Beweiswiederholung bezliglich ber Anklage aus $ 241 
freifprechenb erfannt. Die nähere Begründung bes App.» Richters 
‚ging aber nur dahin, daß es am jeber Unterlage für bie Annahme 
ber Abficht zur Ausführung ber angebrohten That und für bie 
Roͤglichkeit ihrer Ausführung durch geeignete Mittel fehle, daher bie 
thatſächliche Feſtſtellung bei dem Mangel der genügenden Borausfeungen 
nicht erreicht werden löune. Das OTr. vernidhtete anf NB. des 
Staats⸗Auwalts. 

Antr. d. EStA.: gleichl. 40.- 6.) 


1. Schwurgericht. - Eventualfrage. 
2. Blutſchande — unzüchtige Handlungen - unehelicher 
Bater. - Pflegevater. 

1. Bei einer auf Blutfchande gerichteten Anflage 
it Eventualfrage wegen unzlichtiger Handlungen mit 
Pflege- Kindern nicht unzuläffig. | 
Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 86 [n. 29]; Einf.-Gef. v. 14. April 1851 

Art. 25. 

2. Das Berhältnig des unehelichen Vaters ift 
mit dem eines Pflegevaterd nicht unvereinbar und 
fann daher der Beifchlaf mit der unehelichen Tochter, 
wenn dem Vater das verwandtfihaftliche Verhältniß 
unbefannt war, den ZThatbeftand unzüchtiger Hand- 
lungen mit einem Pflegefind enthalten. Es begründet 
dann feinen Widerſpruch, wenn die Gefchwornen 

30* 
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bezüglich derfelben Perſon unehelihe Vaterſchaft und 
Pflegevaterfchaft annehmen. 
StGB. 8 173 [n. 2. 4). $ 174 [n. 5. 6). 

Erf. (3.1) v. 18. Juni 1875 e. Oberftädt (307 I. Cr.). 

Die Geſchwornen hatten ihren Wahrſpruch mit 7 gegen 5 Stimmen 
dahin abgegeben, daß DO. den Beifchlaf mit feiner unebelichen Tochter 
Bertha B. vollzogen babe. Sie hatten aber auch angenommen, daß 
ihm bei Begehung der That unbelannt gewefen fei, daß die B. feine 
außerehelihe Tochter war und endlich eine Eventnalfrage dahin bejabt, 
Daß er mit ihr, als feiner Pflegetochter unzuchtige Handlungen vor- 
genommen habe. Der Gerichtshof enthielt fich einer Entfcheidung über 
den erfierwähnten Punkt und verurtbeilte aus 8 174 Nr. 1. Die 
NB. des D. rligte: 

1. daß die Eventualfrage aus 8 174 Nr. 1 geftellt fei, obwohl 
das bier bezeichnete Delilt und das der Hauptfrage zum 
Grunde gelegte ans 8 173 fi gegenfeitig ausſchlöſſen; 

2. daß ber Gerichtshof ſich nicht Über die nur mit 7 Stimmen 
beiahte Hanpifrage fchlilffig gemacht Habe, da durch deren 
Bejahung feftgefiellt worben wäre, daß O. ber außereheliche 
Bater der B. fei unb dann die Annahme, daß er deren 
Pflegevater fei, ausgeichloffen gemeien wäre, ba das Ber. 
hältniß der Baterfhaft mit dem der Pflegevalerſchaft un⸗ 
vereinbar fet. 

Zurädweifung. Grünbe: 


[31 1.] Die Stellung von eventuellen Fragen, möge 
biefelbe auf Grund bed Art. XXV des Einf.-Gef.’8 vom 
14. April 1851 oder auf Grund des Art. 86 des Geſ.'s 
v. 3. Mai 1852 erfolgen, hat ſtets zur Borausfegung, daß 
ber Thatbejtand der Delikte, welche in der Prinzipalfrage 
und in ber eventuellen Frage zur Entfcheidung geftelft 
werben, nicht übereinftimmt. Bedingung ber Anwenbbarfeit 
des Art. 86 cit. kann daher unmöglich bie Feſthaltung des 
richterlichen Thatbeftandes des in der Anklage bezeichneten 
Delikts fein und der Wortlaut des Art. 86 fpricht Dies 
ganz Mar aus, indem er die Stellung befonverer Fragen 
auch dann zuläßt, wenn vie Thatjachen, welche ber Anklage 
zum Grunde liegen ober die etwa hervorgetretenen näheren 
Umſtände, von welchen diefelben begleitet waren, verbunden 
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ober vereinzelt, von einem Gefichtspunfte aus als ftrafbar 
erfcheinen, unter welchen fie bie Anflage nicht gebracht hat. 
Wenn baber der gefchlechtliche Verkehr des Angellagten mit 
der B. 2. in der Anklage als Beifchlaf, in der Eventual- 
frage als unzüchtige Handlung, wenn ferner das Verhältniß 
bes Angeklagten zu ver B. B. in ber Anklage als das eines 
auferehelichen Vaters, in der Eventualfrage als das eines 
Pflegevaters bezeichnet ift, fo find Dies Mopififationen, durch 
welche die Identität der Handlung, auf welche die Anklage 
fich bezieht, mit der in der Eventualfrage bezeichneten in 
feiner Weife berührt wird. ine Verlegung des Art. 86 
eit, liegt daher nicht vor. 

[3u 2.] Wenn pas Verhältniß der außerehelichen Vater- 
ſchaft mit dem der Pflegenaterfchaft unvereinbar wäre, fo 
würde der Gerichtshof nicht darin gefehlt haben, daß er bie 
Entſcheidung auf die erjte Frage feinerfeits unterlafien Hat, 
fondern darin, daß er nicht eine Löſung des Widerfpruchs 
gemäß Art. 97 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 herbeigeführt 
hat. Es hätte daher ein progeffuntifcher Angriff auf Art. 97 
cit. gejtügt werden können, was nicht gejchehen it. Yu 
der That ift aber auch der behauptete Widerfpruch in bei 
Verdikten nicht zu finden und demnach auch der materielle 
Angriff verfehlt. Denn es befteht kein rechtlicher Grunt, 
aus welchen das vertragsähnliche Verhältniß des Pflege- 
vaters zu feinem Pflegefinde nicht von Jemandem einge- 
gungen werben könnte, der — wie bier von den Gefchworenen 
angenommen war — zwar ber aufereheliche Vater viefes 
Kindes ijt, hiervon aber feine Kenntniß hat. Die behauptete 
Verletzung der SS 173. 174 des StGB.'s Tann daher nicht 
anerkannt werben. 


Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 
Mennoniten. - Abendmahl. - Kirchliche Straf: nnd 
Zudıtmittel. 


Die Verweigerung des Abendmahls wegen er= 
füllter Kriegsdienftpfliht Seitens eines Mennoniten- 
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Aelteften ift ein geſetzwidriges Firchliches Straf- und 
Zuchtmittel. 
Geſ. v. 13 Mai 1873 82 Nr. J. 

Erk. (3.1) v. 18. Juni 1875 e. Benner (432 I. Cr.). 

Der Mennonit F. hatte feine geſetzliche Militärdienſtpflicht ale 
Trainfoldat geleiftet. Nachdem dieſes gefchehen war, verfagte ihm der 
Aelteſte PB. den Zutritt zum Abendmahl. Deshalb ans $ 2 Nr. 1 
Se. v. 13. Mai 1873 beftraft, ergriff P. NB. und führte in ber- 
felben aus: er babe nicht beabfidtigt, den Staatsgefegen Widerftand 
zu leiften, F. fei durd Leitung des Militärbienfies nah ben Grund. 
fägen ber altmenmonitifchen Lehre von jelbft aus der Gemeinde ge» 
ichieven und P. Habe ihm das Abendmahl daher nicht reichen können, 
weil er nicht mehr zur Gemeinde gebört babe; bie unterftellte Zu⸗ 
widerhanblung gegen bas Gele liege daher nit vor. Das OTr. 
wies die NB. zurüd. Gründe: 

Die Behauptung, daß der Nachweis der Abficht, ven 
Staatsgeſetzen Widerftand zu Ieiften erforberlich gewefen 
wäre, ift in Bezug auf den bier in Betracht kommenden 
82 Ne. 1 des Geſ.'s v. 13. Mai 1873 unbedenklich nicht 
begründet. Die Vorausſetzung vefjelben ift: daß die Kirchen⸗ 
zuccht gegen ben von ihr Betroffenen deshalb geübt ‚worden 
jei, weil er eine Handlung, zu welcher die Gefete ıc. ver- . 
pflihten, bereit6 vorgenommen habe. Es kann baher 
in dieſem alle von einem durch das Straf» oder Zucht- 
mittel bezwedten Widerſtande nicht mehr die Rede fein. 
Eine Verlegung der Artt. 34 und 12 der Berfaffungsurfunde 
v. 31. Sanuar 1850 und des Geſ.'s v. 9. Novbr. 1867 
liegt nicht vor. Durch die allgemeine Verpflichtung zum 
Striegsbienit ift eine Beränberung in dem Belenntniffe der 
Dennoniten allerdings nicht herbeigeführt. Wenn aber nad) 
dieſem Belenntniffe die Leiftung des Kriegsdienſtes Die Aus» 
ichließung aus der NReligionsgejellfchaft zur Folge hat, fo ijt 
durch die Beitimmungen des Gef.’ v. 13. Mai 1873, die 
Verwirklichung dieſer Folge unterfagt und diefem Verbots— 
gejege gegenüber kann eine Berufung auf das Bekenntniß 
der Mennoniten, weil bemfelben in dieſer Richtung Die 
itaatliche Anerkennung verfagt worden ift, nicht durchgreifen. 
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Der Staat verlangt allerdings nicht, daR bie Neligionsge- 
ſellſchaſt ihr Bekenntniß nach ven Satzungen des Staats 
umgeftalte; er verlangt aber, daß alle Staatsangehörigen, 
ohne Unterfchied, welcher Neligionsgejellfchaft fie angehören, 
bie Gefeke des Staats befolgen. Das allgemeine Gebot 
der Militärpflicht durch das Geſetz vom 9. Novbr. 1867 
gehört zu den gefeglichen Anordnungen, welche eine ftants- 
bürgerliche Pflicht beftimmen. So lange die Mennoniten 
in dem Rechtsgebiete dieſes Geſetzes leben, find fie demjelben 
unterworfen und die Behauptung, daß durch jene Beſtim— 
mungen das Belenntnig der Mennoniten nicht geändert 
worben fei, ift hiernach zwar richtig, aber rechtlich umer- 
beblid. Die fernere Behauptung bes Imploranten, daß er 
dem B. F. das Abendmahl nicht fowohl darum verweigert 
habe, weil derſelbe Mititärdienfte geleiftet, als vielmehr 
darım,: weil er durch Leiftung des Militärbienftes nach altem 
Herkommen als ein aus der Gemeinde Ausgefchiedener zu 
betrachten gewejen fei, enthält eine Belämpfung ver that- 
ſächlichen Feititelung, den Vorwurf einer faktifch ivrigen 
Anffaffung Seitens des A. R. und ift ſchon darum in biefer 
- Smftanz nicht zu berückfichtigen. Eine Verlegung des Ge- 
jeßes vn. 13. Mai 1873 Könnte aber, felbjt wenn man der 
Auffaffung des Imploranten folgt, nicht anerfannt werden, 
ta nach dieſer Auffaffung der Implorant durch die Ver— 
weigerung des Abendmahls gegenüber dem B. F. die Aus» 
fchließung aus ber Religionsgeſellſchaft thatfächlich zur Gel- 
tung gebracht haben würde, und dieſe Ausfchliegung nach $ 1 
a. a. O., ebenfo wie bie Entziehung der Innerhalb ber Re: 
Iigionsgejelffchaften zuftehenden Nechte, zu denjenigen Straf: 
mitteln gehört, welche, an fich erlaubt, nur unter den Be- 
fohränfungen de8 82 a. a. O. zur Anwendung gebracht 


werben dürfen. 
Antr. d. HSA.: gleicht. [40.—6.] 


— — — — 
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1. Zengenausiage. - Verleſung. 
2. Appellationsridter. - Beweiserhebung. - Umfang. 


1. Die Berlefung der Ausfage eines Zeugen ift 
genügend gerechtfertigt, wenn die Unmöglichkeit ihn 
zu ermitteln Fonftatirt wird. Kine Nachprüfung 
dieſer Annahme findet in der Nichtigkeitsinſtanz 
nicht Statt. 

Son. v. 3. Jan. 1849 $ 21 (n. 17). 


2. Der Umfang der Beweiswiederholung in 2. 
Inftanz unterliegt dem Ermeſſen des Appellationg- 
richters. Beſchwerde über Ablehnung einzelner Ent- 
laftungsbeweife muß dieſe bezeichnen. 

Geſ. v. 3. Mai 18523 Art. 101 [n. 76]. 


Ert. (3.1) v. 18. Juni 1875 e. Rafael (471 1. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—6.] 


Appellationsrichter. - Feitftellung. - Beibehaltung. - 
Gründe. 


Nur die thatbeftandliche Feſtſtellung unterliegt 
feinev Aenderung in der Appellationsinftanz ohne 
Beweiserneuerung. Die thatfächlihe Begründung 
derfelben kann ohne folche verändert werden. 

Gel. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 33]. 
Ert. (3.1) v. 18. Juni 1875 c. Rogalindti (876 1. Cr.\. 

Der erſte Richter fiellte feſt, daß R. fih an einer Schlägerei bes 
theiligt habe, durch welche der Tod eines Menſchen verurfacht worden 
(StGB. $ 227). Der App.⸗Richter fand dieſe Feſtſtellung inſofern 
bedenllich, als der erſte Richter es für gleichgültig erklärte ob die Ber- 
letzung bei der in einer Schenke zu W. ſtatt gehabten oder bei einer 
vor derfelben erft fpäter fortgeiegten Schlägerei erfolgt fei, obwohl 
R. nur bei der erjiern, nicht bei der letztern anweſend gewejen war. 
Er entnahm aber aus den bisherigen Verhandlungen, abweichend von 
dem erften Richter, ohne Beweisreprodultion, daß die Berlegungen bei 
der erſten Schlägerei in dem Wirthéhaus zugefügt jeien und beftätigte 
unter Beibehalinng der Schiußieiftelung. Der GStA. hielt das für 
unzuläffig, weil die Anmejenheit zur Zeit der Berlegung ein weſent⸗ 
liches Requifit der Mißthat (3 227) fei und biefes in der erftrichter- 
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lichen Feſtſtellung nicht enthalten war. Das OTr. wies aber bie 
NB. des R. zurüchk, weil die Schlußfefifiellung beibehalten und das 
vom App.-Richter anerkannte Bedenken durch die bisherigen Verhand⸗ 
lungen für befeitigt erachtet fei. 

Antr. d. GSA.: entgegen. [30.—6.] 


Gerichtsſtand. - Hinverweifung. 


Nah rechtskräftiger Erledigung einer Strafſache 
gehört das Gericht bei welchem fie anhängig war, 
nicht mehr zu den „an fi Fompetenten Gerichten”, 
an welche eine bei anderen Gerichten gegen den— 
felben Angeklagten anhängige Straffadhe nah Art. 4 
des Geſ.'s vom 3. Mai 1852 verwiefen werden 
Fönnte, 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 4 [n. 7]. 


Beſchl. (1.) v. 18. Juni 1875 0. Schmidt (141B. I. Cr.) 
Anır. d. GSIA.: gleichl. [40,—8.] 


— — — — nn 


Widerſtand. - Amtsausübung. - Gemeinde-Vorſtand. - 
Nachlaßrichter. 

Ein Gemeindevorſtand befindet ſich als Voll—⸗ 
ſtreckungsbeamter in rechtmäßiger Amtsausübung, wenn 
er im Auftrage des zuſtändigen Richters der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit in einem Nachlaßregulirungs⸗ 
verfahren ein Inventar aufnimmt. 

StGB. 8113 [n. 4. 14]. 

Erk (3.1) v. 22. Juni 1875 c. Adler (716 U. Cr.). 

Die NB. beftritt die Anwendbarkeit des $ 113 StGB.'s, weil 
die Berfügung der Aufnahme eines Nachlaginventars durch den Nachlaß⸗ 
tichter feine zwangsweiſe vollfiredbare Verfügung jei, vielmehr jederzeit 
anf Antrag der Interejfenten wieder befeitigt werben könne, und machte 
weiter geltend, baß ber inventarifivende Gemeindevorftand ſich in ſofern 
nicht in rechtmäßiger Amtsausübung befunden habe, als er einen nicht 
zum Nachlaß gehörigen Gegenftand in das Inventar habe aufnehmen 
wollen. Das OTr. wies die NB. zurüd. Gründe: 

Der S113 des StGB.'s fpricht überhaupt nicht von 
„zwangsweiſe vollftregbaren Verfügungen‘, jondern allgemein 
von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte. Wenn num auch 
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eine Verfügung des Nichters der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
in dem Sinne als eine vollſtreckbare jich darſtellen muß, 
als die Gefeglichkeit der ergangenen Verfügung Voraus: 
fegung der Anwendbarkeit des cit. 8 113 ift, fo fteht doch 
biefem Requifite der Gefeglichleit untergebenen Falls felbit- 
verftänblich Die Eventwalität nicht entgegen, daß das einge: 
leitete Nachlaf-Regulirungd- Verfahren und mit ihm bie darin 
ergangene Verfügung zur Uufnahme tes Inventars auf 
Antrag der berechtigten Intereſſenten wieder befeitigt werben 
fonnte. — Die zweite Befchwerbe verneint daß der Gemeinde: 
Borjtand ſich in rechtmäßiger Ausübung feines Aıntes be 
funten babe, da ber in Rede ftehente Gegenſtand nicht zum 
Nachlaß der M.A., und alfo auch nicht in das aufzunehmenbe 
Inventar gehört babe. Da indeß bei Aufnahme einee 
Nachlaß⸗Inventars, infoweit die Zubehörigfeit einzelner 
GSegenftände zum Nachlaß in Frage kommt, der ansführenbe 
Beamte auf die deshalbigen Erflärungen ber Betheiligten 
verwieſen ift, fo fann das Erforberniß „rechtinäßiger Ans⸗ 
übung des Amtes" nicht fchon um deswillen verneint werben, 
weit der mit Aufftellung eines folchen Inventars betrante 
Gemeinbe-Vorftand, bei unterbliebenem Widerfpruch Seitend 
ver anwefenden Betheiligten, irrthümlich einen zum Nachlaß 
nicht gehörigen Gegenftand in das Inventar aufzunehmen 
beabfichtigt hat. Mit Necht nimmt daher das angefochtene 
Erfenntniß an, daß die ermangelnde Nachlaßqnalität bes 
fraglichen Gegenftandes den Angeflagten zur Erhebung eine® 
Widerfpruchs gegen beffen Aufnahme in das Inventar, 
nicht aber zum thatfächlichen Widerſtand gegen ben immerhin 
in ber rechtmäßigen Ausübung feines Amts fich befintenden 
Beamten ermächtigt habe. 

Antr. d. GSLA.: gleichl. 150.—8.] 


l. Anordnung der Obrigkeit, konkrete. 
2. Redaktenr. - Nachweis des Verfaſſers 2. - Selbſtthäter. 


1. As „Anordnung der Obrigkeit” ift jede Map- 
vegel einer Die Regierungsgewalt ausübenden Behörde 
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anzufehen, [auch wenn fie einen Einzelfall zum Gegen- 
ftande hat und mit diefem erledigt ifl]. 
StGB. $ 131 [n. 17]. 


2. Iſt gegen einen Zeitungs-Redakteur wegen 
Nichtnachweiſung des Verfaffers eines flrafbaren Ar- 
tifeld Anklage erhoben, fo verlegt der Inſtanzrichter, 
welcher den Antrag, den Angeklagten als Selbfithäter 
zu befirafen, als unzuläffig ablehnt, das 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 30 [n. 53). 
Erf. (3.8.11) v. 22. Juni 1875 ec. Blum & Suren (447 II. Cr.). 

[1.] Ein Rechtsirrthum der Borberrichter ift barin 
nicht zu erkennen, daß biefelben die Anwendung des 8 131 
StGB.'s deshalb für gerechtfertigt erachten, weil bie in 
dem Artikel bezüglich ver ärztlich für krank erklärten Soldaten 
aufgeftellte unmwahre Behauptung den Zweck gehabt habe, 
Haß und Verachtung gegen die NeichBregierung und beren 
Drgane zu erregen; denn folche Handlungen diefer Organe, 
nach dem Ausdruck des zweiten Richters: die harten, ja 
betrügerifchen Maßregeln, durch welche nach der Inſinuation 
bes Artikels, Invaliden von den Berwaltungsbehörden zum 
Betteln gezwungen fein follen, haben unzweifelhaft als Maß⸗ 
regel der die Negierungsgewalt ausübenden Behörden, alſo 
als angebliche Anordnungen ber Obrigfeit betrachtet werden 
fönnen. 

[2.] Die Anklage war auf Grund der 88 28. 32. 33. 
34 und 35 des Br. Preßgeſ.'s v. 12. Mai 1851 deéhalb 
gegen ihn erhoben worden, weil er als Verleger der ıc. 
Zeitung, einer Drudfchrift, bei feiner erſten gerichtlichen 
Bernehmung den Berfaffer des in Nr. 10 biefer Zeitung 
abgebrudten Leitartikel: „Wo find die 5 Milliarden 
hingekommen?“ durch welchen in diefer ‚Zeitung ein Preß- 
vergehen verübt worden, nicht nachgewiefen hat. Es Tann 
nicht zweifelhaft fein, daß der mit dieſer Anklage befaßte 
Ynftanz Richter prozeſſualiſch nicht verhindert, vielmehr nach 
Art. 30 bed Geſ.'s v. 3. Mai 1852 verpflichtet War, ſobald 
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fih im Laufe der Berhandlungen Umjtäude ergaben, nach 
weichen das Verhalten des Angeflagten bezüglich des Artikels 
als eine Theilnahme an dem Vergehen bes eigentlichen Ur: 
hebers im Sinne bes 8 34 cit. beziehungsweife 8 20 des 
R.Preßgeſ.'s v. 7. Mai 1874 erſchien, die Handlungsweiſe 
tefjelben auch unter einem folchen neuen Gefichtspunfte zum 
Gegenjtande feiner Beurtheilung und Entſcheidung zu machen. 
Wenn der App. Richter den hierauf gerichteten Antrag ber 
StA.⸗ſchaft mit dem erften Richter für prozgeffualifch unzu- 
täffig erachtet und ausführt, daß es fih im vorliegenden 
alle nicht um begleitende Umftände der That im Sinne 
des Art. 30 cit. fondern um ganz nene, der in ber Anklage 
vorgetragenen birelt wiberfprechende Thatſachen handele, 
fo fann e8 im vorliegenden Falle dahin geftellt bleiben, ob 
diejenigen Thatſachen, deren Berüdfichtigung nachträglich 
Seitens der Auflage verlangt wurde, als begleitende Um⸗ 
ftände der That im Sinne bed Art. 30 cit. aufzufafjfen 
waren, Jedenfalls war aber als diejenige Handlung bes 
Angeklagten, mit welcher das Gericht durch die erhobene 
Anklage befaßt war, deſſen ganzes Verhalten zu dem in 
jeinem Verlage erfchienenen ftrafbaren Artikel zu betrachten. 
Mochte die urfprüngliche Anklage ſich auch darauf befchräntt 
haben, den Verleger des Blattes nur auf Grund der 88 35 
des Pr. und 21 des R.-Preßgef.’8 verantwortlich zu machen, 
fo durfte Doch nach der ansbrüdlichen Vorſchrift dieſer 88 
die dort angebrohte Strafe gegen den Berleger nır dann 
verhängt werben, wenn derjelbe nicht als Urheber ober 
Theilnehmer zu beftrafen war. Das VBorhandenfein von Uın- 
ſtaͤnden, aus welchen fich diefer höhere Grad ftrafrechtlicher 
Verantwortlichkeit ergab, ſchloß feine Beltrafung ex 88 35 
und 21 aus, der Richter war daher verpflichtet, ehe er auf 
die bier angedrohten Fahrläffigfeitsftrafen erfennen Tonnte, 
jetbft von Aıntswegen zu prüfen, ob nicht das Vergeben 
der Urheber- oder Theilnehmerjchaft für gegen den Ange: 
Hagten erwieſen zu erachten war, aljo alle diejenigen Um: 
jtände nicht uuberückſichtigt zu laſſen, welche für dieſe Prüfung 
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von Erheblichkeit fein fonnten, gleichviel ob dieſelben erſt im 
Laufe der gerichtlichen Verhandlungen und über den Rahmen 
der Anklage hinaus hervorgetreten waren. Um fo weniger 
durfte daher ber erfte Richter aus den angeführten, vom 
zweiten Richter gebilligten prozeffualifchen Gründen ver 
durch einen fürmlichen Antrag der Staatsanwaltfchaft an⸗ 
gerufenen Entjcheidung darüber fich entziehen, ob die neu 
bhervorgetretenen Umftände das Verhalten des S. bezüglich 
bes fraglichen Artikels in einer ſolchen Weiſe zu charafterifiren 
geeignet waren, daß er als Theilnehmer des Vergehens 


gegen den $ 131 des StGB.'s zu betrachten war. 
Antr. d. GStA.: gleihl. [(68.—8.] 


Beleidigung. - Bekanntmachung ‚des Urtheils. 


Die Gerichte find befugt, auch die Stelle der 
Zeitung zu beflimmen, an welcher die erfannte Ver- 
öffentlichung des Urtheils ftatt finden fol, 

StGB. 8 200 [n. 9]. 

Ert. (3.11) v. 22. Juni 1875 ec. Boß (674 IL. Cr.). 

B. wurbe wegen eines das Kgl. Staatsminifterinm beleibigenden 
Artikels in dem von ihm rebigirten Kl. Vollsfreund verurtheilt und 
zugleih die Beröffentlihung des Tenors des Urtheils an berfelben 
Stelle des Volksfreundes verfügt, wo der infriminirte Artikel geftanden 
hatte. Im dieſer letztern Anordnung findet B. eine Verlegung bes 
8 200 cit. Das OTr. verwarf jeboh den Kafj.-Relurs intem es 
ermog: 

daß der Abf. 1 des bezogenen $, welcher den ganzen 
Kreis der öffentlichen Beleidigungen umfaßt, die VBorfchrift 
enthält, daß in dem erlaffenen Strafurtheile die Art der 
Belanntmachung, jowie die Frift zu derſelben zu bejtimmen ift; 

daß wenn nun der Abf. 2 für den Fall, daß die Bes 
leidigung in einer Zeitfchrift ober Zeitung erfolgt ift, ver- 
ordnet, daß der verfügende Theil des Urtbeils auf Antrag 
des Deleidigten durch die öffentlichen Blätter, wenn möglich 
durch diefelbe Zeitung oder Zeitſchrift befannt zu machen, 
damit, wie aus tem Zufammenhange des & fich ergiebt, eine 
nähere Beftinnmung bezüglich des Modus biejer Publikation, 
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3. B. bezüglich des Theiles der Zeitung ober Zeitjchrift, in 
welchem legtere ihren Plag finven folle, nicht ausgeſchloſſen iſt; 

daß auch Die angefochtene Verfügung der Appellfammer 
niit der Abficht des Geſetzes vollfommen im Einklange fteht, 
da biefe dahin gerichtet ift, dem Peleibigten durch die Be— 
kanntmachung des Strafurtheild eine Reparation und einen 
Erfag zu gewähren, für den Zwed aber ter Umſtand daß 
die Veröffentlichnng an derfelben ebenfo in die Augen 
fallenden Stelle, als die beleidigende Mittheilung ftattfinte, 
von wefentlicher Bedeutung fein fann. 

Autr. d. OStA.: gleigl. [48.—8.] 


Haufiren. - Beihülfe. 

In dem Zureden zum Abfaufe von einem Dritten 
außer Wohnorts feil gehaltener Waaren ift Fein 
eigener Betrieb des Hauſirgewerbes, fondern eine 
Beihülfe zu dem von dem Dritten betriebenen (nad) 
6 49 StGB.'s) zu erbliden. 

Hanf.-NRegul. v. 28. April 1824 8 1. 26. StGB. 849 (21). 


Erf. (3.11) v. 22. Inni 1875 e. Kolmann (414 II. Cr.). 
Antr. d. ESMN.: gleichl. [27.—8.) 


1. Geiftlider. - Friedensgefährdung. - Staatsangelegen: 
heit. - Dolus. 
2. Auftiftung Mehrerer. — Realkonkurrenz. 


1. Die auf das Verhalten des Staats der Kirche 
gegenüber bezüglichen Maßregeln ſind Staatsange— 
legenheiten. — Gefährdung des öffentlichen Friedens 
kann darin gefunden werden, daß die fraglichen Er— 
örterungen geeignet waren, den öffentlichen Frieden 
zu gefährden. — Das Bewußtſein einer Gefährdung 
des öffentlichen Friedens enthält den erforderlichen 
Dolus. 

St®B. 9 1304. [n. 10. 11]. 

2. Anftiftung mehrer Perfonen durch Ddiefelbe 

Handlung begründet Zheilnahme bezüglih aller in 
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deren Folge begangenen firafbaren Handlungen in 
realer Konkurrenz und folgeweife Anwendung der 
Beflimmungen des S 74 und 79 StGB.'s. 
StGB. 548 [n. 12]. 
Erf. (3.1) v. 22. S:ni 1875 e. Oneren (691 II. Cr.). 
Eine Mehrzahl Tatholifcher Beiftlider war wegen Berkünbung 
eines bifhöflichen Erlafſes aus $ 130 a. StGB.'s verurtbeilt. Gegen den 
Biihof M. von welchem diefer Erlaß ausgegangen war, wurde anf 
Grund der Feſtſtellung 
daß er die Geiſtlichen zu den erwähnten ſtraſbaren Hand⸗ 
lungen durch Mißbrauch des Anſehens und ber Gewalt vor⸗ 
ſätzlich beſtimmt babe 
8 48 StGB.'s zur Anwendung gebracht und auf eine Geſammt⸗ 
ſtrafe von 3 Monaten Feſtungshaft erkannt. Da aber von anderen 
Berichten wegen Anfiftnng anderer Geifllihen zu berfelben Handlung 
erfaunt war, jo wurde zugleich angeorbnet, daß diefe Strafen für ben Fall 
ihrer Vollſtreckung auf bie jest erfannte Bmonatlihe Fefungsfirafe in 
Anrehnung zu bringen feien. Die NB. ber Geiflliden war auf un— 
richtige Anwendung bes 8 130a. eit. geſtützt und wurde vom OTr. 
zurückgewieſen, indem daſſelbe bie obigen Grundſätze unter 1 ausſprach. 
Biſchof M. Flüge feine NB. zugleib auf Artt. 30 und 86 bes Gef.’s 
v. 3. Mai 1852 insbefondere des Grundiages „ne bis in idem* und 
der 88 73, 47—49 StGB.'s. 

Zurüdweijung. Grünbe: 

Der App. Richter ftellt feft, daß „der Angeflagte 
(Biſchof M.) wegen des Hier fraglichen Erlajfes, 
als Anftifter, durch das Ktreißgericht zu H. am 18. Juni 
1874 zu zwei Monaten Feltungshaft und durch die Kreis- 
gerichtöbepntation W. R. am 30. Juni 1874 zu brei Mor 
naten Feſtungshaft, vefp. für den Fall, daß die vom Kreis- 
gericht zu H. erfannte Strafe zur Vollftredung kommen follte, 
zu einen Monat Feſtungshaft verurtheilt fei". Syn ber 
NB. wird ferner bemerkt, daß in diefen Sachen bezw. unterm 
24. Novbr. und vom 27. Dftbr. 1874 vom AG. erfannt 
fei; es fonnten mithin die angeführten beiden Erkenntniſſe 
erjter Inſtanz am 21. September 1874, wo in ber vor» 
liegenden Sache das Erkenntniß I. Inſtanz erging, noch 
nicht vechtskräftig jein. Dieſes voransgejegt, ijt es der 


[22. Suni 1875.) 480 


Beftimmung des $ 79 des StGB.'s entfprechend, wenn ber 
App.-Richter, gleich dem erſten Richter beftimmt, daß auf 
die jetzt erkannte Strafe bezw. die von dem Kreisgericht zu 
H., und von der Depntation W.⸗R. in den angeführten 
beiden Erfenntniffen erfannten Strafen im Fall ihrer Boll: 
ftredung in Unrechnung zu bringen feien. Alferdings irrt 
der App.-Nichter, wenn er in feiner Debuftion, durch bie 
er zu biefer Beſtimmung geleitet wird, von dem $ 73 a. a. O. 
ausgeht, der von ter f. g. ideellen Concurrenz ker 
Strafgeſetze handelt. Denn der 8 79 a. a. O. bezieht ſich 
nicht auf den $ 73, ſondern nur auf die 88 74 -78 a. a. O. 
in welchen von der realen Concurrenz ftrafbarer Hand⸗ 
lungen die Rede ift. In der That muß aber auch, nad 
dem was der App.-Richter felbft feftjtellt, im vorliegenden 
Falle mit rechtlicher Nothwendigkeit eine reale, nicht aber 
eine ibeelle Concurrenz ald vorhanten angenommen werben. 
Der Biſchof M. hat nach tiefer Feftftellung durch den hier 
vorliegenden Erlaß vom 14. März 1874 die fänmtlichen 
Geiftlihen feiner Diözefe angefliftet fi des im 8 1308. 
bes StGB.'s vorgefehenen Vergehens ſchuldig zu machen. 
Wäre daher dieſer Erlaß auf feiner Seite wirktiih nur ale 
eine einheitliche Handlung anzufehen, fo wiirde e8 damit 
doch an den Erforderniffen des $ 73 fchon deshalb fehlen, 
weil immer nicht die Verlegung mehrerer, fondern nut 
eines einzigen Strafgeſetzes vorläge, 

Abgeſehen hiervon Tann aber auf Seiten des Bifchofs M. 
als Gegenftand der Beitrafung gegen ihn nicht bloß eine 
einmalige ftrafbare Handlung al® vorhanden angenommen 
werden. Denn wenn nach 8 48 des StGB.'s der Anftifter 
nur infofern beitraft wird, als die Handlung, zu ber er 
angejftiftet hat, wirklich begangen ift, dann aber nach dem— 
felben Strafgefege, wie ber von ihm angeftiftete Thäter, ſo 
folgt von felbft, daß wenn Jemand mehrere Berfonen zit 
berfelden ftrafbaren Handlung angeftiftet Bat, gleichviel, ob 
e8 hierzu nur einer einzigen, oder mehrerer für fih be 
jtehender Handlungen beburft hat, das Strafgefeg gegen 
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ihm fo oft zur Anwendung kommen muß, als Perfonen 
vorhanden find, die es in Folge feiner Anftitung übertreten 
haben. Wenn dann aber gegen den Anftifter mit Noth- 
wenbdigfeit eine veale Concurrenz ftrafbarer Handlungen ein- 
tritt, fo müffen felbftverftänblich bei Abmefjung ber von ihm 
verwirkten Strafen die Grundſätze der SS 74 bis 79 a. a. O. 
zur Anwendung lommen. Da das angefochtene Erkenntniß 
im Reſultate diefen Grundfägen entfpricht, fo ift objektiv 
durch dafjelbe ein Rechtsgrundſatz nicht verlegt worden, es 
fonnte mithin auch ein Grund zur Vernichtung des ange- 
fochtenen Erfenntniffes darin nicht gefunden werden, daß 
der App.-Nichter zu dem richtigen Schluffe durch rechtlich 
unzutreffende Prämiſſen gelangt ift. 

Antr. d. ES. : gleichl. [47.—6.] 


Jagd. - Grundftüd. - Teich. 
Die Beflimmungen des Jagd-Pol.-Gef.’s vom 
7. März 1850 66 7. 17. bezüglich der von zufammen- 
hängenden Wäldern umſchloſſenen Grundftüde finden 
auch Anwendung auf Teiche. 
Zagd-Pol.-Bel. v. 7. März 1850 88 7. 17. 


Ert. (3.11.) v. 22. Juni 1875 eo. Targiel (723 IL. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. 18.-8.) 


— — ——————— — 


Mord, - Bergiftung. - Konkurrenz. 


Der Thatbefland des Mordes (Mordverfuchs) 
fann mit dem der Beibringung von Gift mit der 
Abficht der Geſundheitsbeſchädigung ideell Eonkurriren. 

StGB. $ 229 [n. 6]. 

Ertl. (8. IL) v. 22. Juni 1875 e. Ziehm (459 II Cr.). 

Die Geſchworenen hatten bie vorgelegte Frage, ob die 3. ſich 
eines Mordverſuchs gegen ihr Gmonatliches Kind ſchuldig gemacht habe, 
ebenfo aber auch die Nebenfrage bejaht, ob fie die Ausführung der 
beabfihtigten Handinng aufgegeben habe, ohne bag fie an biefer Aus⸗ 
führung durch Umſtände gehindert worden fei, welche von ihrem Willen 
unabhängig waren”. Dagegen hatten fie eine ferner gefiellte Eventual⸗ 
frage, ob die 3. ſchuldig fei: 

Rechtſpr. d. 8.D.-Tr. ıc.. XVI. 31 
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„— ihrem 6 Monate alten Rinde, um befien Geſundheit 

zu bejhäbigen, Gift beigebracht zu haben" — 
unbeantwortet gelaffen. Der Schw.-CH. hat dieſes gebilligt und frei« 
ſprechend erfannt, weil nach dem erfien Wahrfprudde der Dolus ber 
Angellagten auf Tödtung des Kindes gerichtet geweien ſei und «6 
danach nicht weiter in Frage kommen könne, ob fie eine Geſundheits⸗ 
beihädigung beabfichtigt habe, ba nad $ 229 StGB.'s bie Feſtſtellung 
dieſer Abficht erforderlich fei, mithin das bloße Bewußtfein, baß bie 
Geſundheitsbeſchädigung die nächſte Folge der Beihringung von Gift 
fei, nicht genüge. — Auf die NB. des SIA.’S erfolgte 

Vernichtung. Gründe: 

Zwar begreift der zum Thatbeftande des Mordes, alfo 
auch der zum Verſuche diefes Verbrechens nah 8 211 des 
StGB.'s erforderlihe Dolus auch die Abficht zu töbten. 
Allein die auf Tödtung eines Andern gerichtete Abficht 
fchließt die Abſicht, mitteljt der zur Nealifirung der erftern 
vorfäglid unternommenen Handlung auch bie Geſundheit 
beffelben zur beſchädigen, jedenfalls nicht aus. War daher 
auch vorliegend durch den Wahrfpruch der Gefchworenen 
auf die den Mordverſuch betreffenden Fragen feftgeftelit, 
daß der Dolus der Angeklagten auf Töbtung ihres Kindes 
gerichtet geweien; fo konnte doch immerhin noch in Frage 
fommen, ob die Angellagte dem Kinde das Gift, in ber 
Abfiht die Gefundheit deſſelben zu befchädigen, vorfäglich 
beigebracht habe, ob alfo eventuell nicht das im 8 229 des 
StGB.'s vorgefehene Verbrechen ber Vergiftung vorliege. 
Gerade bie Erledigung biefes eventuellen Geſichtspunktes 
hatte die auf den Antrag der Staatsanwaltfchaft geftellte 
eventuelle Frage zum Zwed. Der Grund, welchen ber 
Schwurgerichtähof zur Wechtfertigung der unterbliebenen 
Beantwortung diefer Frage anführt, daß nämlich das bloße 
Bewußtjein der Angeklagten, daß die Beſchädigung der Ge- 
fundheit die nächfte Folge der Belbringung von Gift fei, 
nicht genüge, ift unzutreffend, weil die edentuelle Frage auf 
bie Ubficht, die Geſundheit des Kindes zu befchäbigen, ge= 
richtet war, wodurch zugleich die Beurtbeilung, ob biefe 
Abficht als vorhanden anzunehmen fei, wenn bie Angellagte 
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in jenem Bewußtjein dem Kinde das Gift beibrachte, ben 
Geſchwornen überlaffen wurde. Die ans $ 229 des StGB.’E 
geftellte Trage mußte daher ter Beantwortung ber Ges 
ſchworenen unterworfen werben. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [27.—8.] 


Appellationsrichler. - Sachliche Zuständigkeit. - In- 
kompetenzartheil. 


1. Der Berufungsrichter darf sich, auch wenn 
er annimmt, dass das Gericht erster Instanz seine 
sachliche Zuständigkeit überschritten habe, nicht 
einfach auf die Aufhebung des Urtheils beschrän- 
ken, er muss vielmehr in diesem Falle zurück oder 
vor das zuständige Gericht verweisen. 

StPO. $ 379 Abs. 2 


2. Die Gerichte haben nach eröffnetem Haupt- 
verfahren eine Unzuständigerklärung nur dann aus- 
zusprechen, wenn sie eine den Kreis ihrer Zu- 
ständigkeit überschreitende Strafthat fürerwiesen 
halten; ausser diesem Fall sind sie befugt, definitiv 
und auch freisprechend in der Sache zu erkennen. 

StPO. $ 47. 

Erk. (8.1) v. 23. Juni 1875 e. Dürnte (537 I. Cr.) 

Der Pol.⸗Richter hatte auf Grund Nattgehabter Beweisaufnahme 
feftgeftellt, daß gegen D. kein Beweis erbracht und die gegen den Mit- 
Angeflagten 3. erwielene That nit mit Strafe bedroht fei und bes- 
halb beide jreigefprodhen. Auf Berufimg des Pol,-Anwalte bob der 
App.⸗Richter das Erfenutniß lediglich anf, weil ein Vergeben vorliege, 
befien Aburtheilung zur Zuftändigfeit der Straflammer gehöre, das 
Pol.Gericht aljo die eigene fachliche Zuftändigleit überſchritten habe. 
Der Staats: Anwalt erhob nit wegen der Entſcheidung über bie 
Kompetenifrage, fondern allein gegen bie ſonſtige progefiualiihe Be⸗ 
banblung der Sahe NB. und das OTr. erfannte Vernichtung und 
Zurüdweifung der Sade in die 2. Inſtanz. Gründe: 

Der 8 379 Abf. 2 der StPO. erfcheint hinfichtlich der 
Zuftändigkeit nur anwendbar, wenn dad Gericht erfter In- 
Inſtanz feine fachliche Zuſtändigkeit nen „spot und 
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geitattet auch in biefem Falle ebenfowenig, wie in ven 
übrigen Fällen des Abf. 2, vem Berufungsrichter, ſich einfach 
auf die Aufhebung des erften Urtheils zu befchränfen. Gr 
hindert denſelben nur über bie Verurtbeilung ober Yrei- 
fprechung des Angeklagten zu erfennen, während bie Cr- 
(affung der übrigen auf Fortſetzung bed Verfahrens ge 
richteten Anordnungen, beftehen fie je nach Beſchaffenheit 
ber Sache in deren Zurückverweiſung in die Vorinftanz oder 
in der Verweifung vor das zuftändige Gericht gemäß 8 47 
der StPO., fih im Uebrigen aus feiner Stellung als mit 
der ganzen Sache befaßter Richter ergiebt. Vorliegend aber 
befteht eine Weberfchreitung jeiner Zuftändigkeit auf Selten 
des I. Richters überhaupt nicht, weil, nachdem das Haupt 
verfahren vor ihm gemäß 8 356 Abf. 1 der StPO. ſtill⸗ 
fehweigend eröffnet worden war, er zufolge der 88 259 und 
262 ver StPO., die dort aufgeführten bier nicht zutreffenden 
Ausnahmen abgerechnet, in der Sache erfennen mußte und 
nach 8 47 eine Unzuftändigfeits-Erflärung nur auszufprechen 
war, wenn er eine That als erwiefen annahm, welche ben 
Kreis feiner Zuftändigfeit überfchreite, indem unter biefer 
Borausjegung der fachlich zuftändige Nichter über die That 
und deren DVerfolgbarfeit oder Strafbarkeit befinden foll. 
Es ftand mithin prozeffualifch für ihn nichts im Wege, daß, 
indem er rücfichtlich des einen Angeklagten überhanpt feine, 
rüdfichtlich des anderen feine unter ein Strafgefeß fallende 
That als erwiefen annahm, er beide Angeklagte freifprad. 
Diefe Auffaffung des $ 47 der StPO. ftimmt überein mit 
derjenigen des Art. 7 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852, welcher 
bemjelben zu Grunde gelegen. Hieraus ergiebt ſich benn 
bie Stellung, welche der Berufungsrichter einzunehmen hatte, 
um bie enbliche Entſcheidung herbeizuführen. Nachdem ber 
jelbe nämlich durch Wiederaufnahme des Weweisverfahrend 
zu erfennen gegeben, daß er Bedenken gegen bie thatjächliche 
Veitftellung des J. Richters bege, mußte er gemäß 88 386 
und 353 der StPO. zunächſt die Beweisergebniffe prüfen 
und fi darüber ausſprechen, ob er jene Zeftftellung bei 
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behalte oder welche anderweite Feititellung an deren Stelle 
treten laſſe, wonächſt auf den biernach ermittelten Thatbeitand 
Das materielle Gefeß anzuwenden, ober wenn fich bie fach» 
liche Zuftänbigfeit eines höheren Gerichts als des Polizei⸗ 
gerichts für die al8 erwiefen angenommene Strafthat ergab, 
nunmehr gemäß 8 379 Abf. 2, neben Aufhebung des erften 
Urtheild, die Berweifung an den zuſtändigen Richter in 
ber Weife zu bewirken war, wie bie SS 47 und 48 ber 
StPO. dieſes vorfchreiben. 

Antr. d. GSA.: gleicht. 168.—6.] 


1. Verordnung, Königliche. - Richterliche Prüfung. 
2. Geiftliher, evangelifher. - Entjegung. - Wirkung. 

1. Die Gerichte haben vie Verfaffungsmäßigfeit 
einer Königlichen Verordnung nicht zu prüfen, auch 
wenn fie vom Könige als Inhaber des äußern Re— 
giments der evangelifhen Kirche erlaffen ift. 

Pr. Berfafjung v. 31. Ian. 1850 Art. 106. 

2. Ein durch die flaatlih zuftändige Behörde 
entfegter evangelifcher Beiftlicher verliert dadurch 
dieſe feine Eigenſchaft gänzlich; er kann alſo nicht 
mehr in dieſer Eigenſchaft geiſtliche Amtshandlungen 
vornehmen. 

Geſ. v. 21. Mai 1874 Art. 2. 

Ertl, (8.1) v. 23. Inni 1875 eo. Gerhold (505 I. Cr.). 

[1.] Was die frage der Gefeglichkeit und Verfaffungs- 
mäßigfeit des Königlichen Konfiitoriums betrifft, jo fteht 
einer gerichtlichen Prüfung der Stöniglihen Erlafle vom 
13. Juni 1868 und 24. April 1873, wodurch jene Behörde 
konſtituirt wurde, der Art. 106 ver Berfafjungsurfunte v. 
31. Yan. 1850 in diefer Richtung entgegen, indem daſelbſt 
Berorbnungen des Königs, ohne Unterfcheidung in welcher 
Eigenfchaft, ob als Inhaber der oberjten Staatögewalt ober 
als Inhaber des äußeren Regiments der evangelifchen Kirche, 
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von demfelben erlaffen, für verbindlich erflärt werben, wenn 
fie in der vorgeſchriebenenForm befannt gemacht find. 

[2.] Rechtsirrig und auf einer Verfennung fowohl bes 
Begriffe eneis Geiftlichen der proteftantifchen Kirche als 
des Inhalts und der Bedeutung des SKonfiftorial-Erfennt» 
niſſes erweift fich die Annahme des Berufungsrichters, daß 
Angeklagter noch Geiftlicher fei, weil das Abſetzungserkenntniß 
ihm nur die Ausübung der durch die Ordination erlangten 
Nechte für den Bezirk des Konſiſtoriums [zu €.) unterfage. 
Das proteftantifche Kirchenrecht kennt einen character 
indelebilis des Geiftlichen nicht, welcher, wie in ber fatho- 
liſchen Kirche durch die Priefterweihe, vermöge ihrer ſakra⸗ 
mentalen Natur für bie proteftantifchen Geiftliden durch 
die Ordination erworben wird. Letztere wird vegelmäßig 
nur aus Veranlaffung der Vokation zu einem beftimmten 
Amte oder einer bejtimmten zur Aushilfe oder Vertretung, 
wenn auch nur vorübergehend und wiberruflich zugewiejenen 
feelforgerifchen Thätigkeit ohne förmliches Amt als Firchliches 
feierliche Zeugnig der Würbigfeit und Fähigkeit des Or- 
binirten zum Dienfte am Worte ertheilt, die ausnahmsweiſe 
Ertheilung derjelben jchlechthin mit Rüdficht auf Tünftige 
fonfret noch unbeftimmte geiftliche Verrichtungen aber, wie 
fie bei Miffionsgeiftlihen vorkommt, beruht weniger auf 
einer DVerfennung ober Aufgebung bes Prinzips, als der 
Befriedigung eines aus dem mehr bem Allgemeinen als dem 
Befonderen ber Kirche gewibmeten Berufe diefer Klaffe von 
©eiftlichen fich ergebenden praftifchen Bedürfniſſes. Somie 
die Kirche dieſes Zeugniß der Würpigfeit und Befähigung 
ertbeilt, fo befindet fie fih auch in ber Lage folches auf 
Grund fpäterer Vorgänge und dadurch nachgewiefener Un- 
würbigfeit ober Unfähigkeit zurüdzunehmen und fie nimmt 
es zurüd, indem fie den Geiftlichen feines Amtes entfegt, 
alfo dadurch zu erfennen giebt, daß derfelbe aus ber einen 
ober anderen Urfache fich zur ferneren Verfehung ungeeignet 
erwiefen habe ober, wenn ein förmliches Amt noch nicht 
übertragen war, indem fie ihm die Rechte aus dev Ordination 
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aberfennt.e Durch beide Maßregeln verliert der Entſetzte 
andy ohne fpezielle und ausdrückliche Degrapation ben kirch⸗ 
lichen Beruf zum Dienfte des Evangeliums, er wirb Laie 
und bebarf, wenn biefe Conſequenz auch vielleicht nicht überall 
ftreng gezogen worben fein mag, bei eintretender Revokation 
in ein Tirchliched Amt der Reordiuation. Man Tann zu- 
geben, daß diefe Auffaffung des Ordinationsbegriffs, welche 
fih auf die auch bei Büff, Kurh. Kirchen⸗Recht S 117 
Note 2 veferirte Aeußerung Luthers, verb: 

„weil er (der Priefterfland) ein Amt iſt, geht er vor, wo ex 

abgeſetzt, in er ein Bauer oder Bürger, wie die andern” 
zurüdführen läßt, bei den älteren protejtantifchen Kanonijten 
unter dem Einfluß fatholifirender Tendenzen nicht gleich 
mäßigen Ausprud gefunden; vergl. J. H. Böhmer: Jus ecel. 
Prot. 1. 1 tit. 16 8 12: 

„Sed adeo Icti nostrates principia ecclesiae Romanae se- 

quuntur, ut asserant, tum demum privilegia statumque 

clericalem amitti, si degradatio solennis accessit* 


und Hommel: epit. iur. sacr. cap. 16 $ 5: 

„Caeterum in bac materia tam parum constantes Evan- 

gelici, ut quid sibi velint, plane nesciant“., 
Dagegen ift ber fortjchreitenden Entwidelung ber trage 
auf dem Gebiete der neueren Doctrin fowohl für das gemeine 
als das jpecielle Kirchenrecht bes vormaligen SKurfürften- 
thums Heffen die Anficht der Reformatoren fait allgemein 
und mit wenigen auf ganz exceptioneller Grundanfchauung 
über das Wefen des geiftlichen Amtes fußenden Ausnahmen, 
zur Geltung gelangt; vergl. Drofte-Hülshoff, Kirchenrecht 
Bd. U Abth. J S. 119; Srolmann, Kirchenrecht 8 134; 
Richter, Kirchenrecht 4. Ausg. 8 172; derſ. 7. Aufl. ed. 
Dove ©. 608 Note 13; Hinfchins, Rechtslex. v. Holkenborff 
H. ©. 276; Büff, Kurh. Kirchenreht, 8 117 und 131. 
Art. 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1874 hat den landrecht- 
lichen Begriff des Geiftlihen in Th. II Tit. XI 8 59, 
welcher darunter Perjonen verjteht, welche bei einer chrift- 
lichen Kirchengemeinde zum Unterricht in der Religion, zur 
Beforgung des Gottesdienſtes und zur Verwaltung ber 
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Saframente beftelit find, alfo die unter Wahrung aller 
geſetzlichen Vorausſetzungen erfolgte Mebertragung bes geiſt⸗ 
lihen Amtes zur Borausfegung nimmt, zwar nad ber 
Richtung erweitert, daß er aus Griinden, welche die Motive 
des Geſetzes klar ergeben, nicht blos benjenigen, welchem 
die Kirche ein Amt oder einen feelforgerifhen Auftrag ohne 
Wahrung der Erforderniffe des Geſ.'s v. 1873 übertragen, 
wie dieſes der 8 23 des Geſ.'s v. 11. Mai 1873 verlangte, 
fondern darüber hinaus, den Geiftlichen Tebiglich als den 
möglichen Vollzieher geiftlicher Amtshandlungen in das Ange 
fafiend, welche fo lange dem ftaatlihen Geſetze nicht volles 
Genüge gefchehen, verhindert werben follen, ſchon benjenigen 
als Geijtlichen betrachtet, welcher auch ohne Amt oder amt 
lihen Auftrag die von ihm vollzogenen objektiv in ben 
Bereich des geiftlichen Berufes fallenden Handlungen nad 
der Verfaffung der betreffenden Kirche, wenn nicht lieite, 
dann boch valide vorzunehmen befähigt if. Mit ver Er 
löſchung dieſer Befähigung erlifcht auch die geiftliche Qualitoͤt 
und es erfcheint nur als ber Ausfluß dieſes gefeßgeberifchen 
Gedankens, wenn bie fogenannten Mlaigefege z. B. in $ 24 
des Geſ.'s vom 11. Mai 1873 Ind 8 31 des Geſ.'s vom 
12. Mai 1873, wo fie fich gegen Amtshandlungen von 
Perfonen richten, welche durch Richterſpruch bie Fähigkeit 
zur Ausübung des geiftlichen Amtes verloren haben, ob 
ans ihrem Amte entlaffen worden find, wie die Bezugnahme 
auf ben 8 11 des erfteren und ben 8 30 des letzteren Ge⸗ 
ſetzes ergiebt, überall nur bie Erkenntniſſe weltlicher Gerichte, 
fei es ber ordentliche Strafrichter ober des Kgl. Gerichtöhefs 
für Kirchliche Angelegenheiten, im Auge haben und bamit inbirelt 
anerkennen, daß Berfonen, welche nach dem zuftänbigen 
foweit vorgefchriebenen unter Mitwirkung des Staates zu 
Stande gelommenen Ausfpruche der betreffenden Kirche 
und ihrer verfaffungsmäßigen Organe nicht ober nicht meht 
Geiftliche find, auch von den ftaatlichen Strafbeftimmungen 
gegen Geiftliche nicht haben betroffen werben follen. Hier 
mit widerlegt fich die Annahme des Berufungsgerihld 
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wonach das Erkenntniß bes Konſiftoriums, indem es dem 
Angeflagten die Ausübung der aus der Ordination erlangten 
Rechte innerhalb des Konfiftorial⸗Bezirks unterfage, dem⸗ 
felben gewiffermaßen die geijtlihe Qualität in abstracto 
vorbehatte. — — 

Aber auch hiervon abgefehen und die Aberfennung ver 
Drdinationsrechte für fi) als felbftftändiger Theil des Er- 
fenntnifjes betrachtet, würde ein für den Conſiſtorialbezirk E. 
feiner geiftliden Qualität durch Lnterfagung der daraus 
bervorgehenden Rechte entkleideter Geiftlicher rückſichtlich der 
Handlungen, welche er innerhalb defjelben vollzogen, mögen 
folhe auch objektiv dem geiftlichen Umte zufommen, ale 
Geiftlicher derjenigen betreffenden Kirche, welcher der Bezirk 
räumlich angehört, fich nicht anertennen laffen; es enthält 
einen Widerfpruch, daß Jemand für ein territorial begrenztes 
Gebiet die Eigenfchaft als Geiftlicher verloren und dennoch 
in wirflider und nicht blos angemaßter Kigenfchaft ale 
Beiftlicher Amtshandlungen vafelbft vorgenommen haben 
fol. Ein abftrafter Vorbehalt der Rechte des Geiftlichen 
mit gleichzeitigem Verbot ihrer Ausübung aber würde that- 
tächlich mit der vechtöirrigen Anerkennung des character 
indelebilis und der Degradation im fatholifchen Sinne zu- 
fammenfallen. 

Antr. d. GStaA.'s: gleichl. [68.-6) 


Hauptverhandlung. .- Kommiſſariſche Vernehmung. - 
Berhafteter. - Bertheidiger. 


Der verhaftete Angeklagte hat feinen Anſpruch 
auf Anmefenheit bei den im Hauptverfahreu 2. In⸗ 
Hanz angeoroneten kommiſſariſchen Bernehmungen. 
Es genügt daher, wenn der Vertheidiger, infofern 
ein folcher beftellt oder zugeordnet worden iſt, von 
dem Zermine in Kenntniß gefegt wird. 

She. v. 3. Yan. 1849 $ 21 [n. 10]; $ 184 [n. 18]. 
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Erl. (3.1) v. 24. Juni 1875 0. Hartmann (744 II. Cr.). 
Da bie im Hauptverfahren der weiten Entfernung wegen 
fommiffarifch erfolgenden Zeugenvernehbmungen nur ben 
Zweck haben, die Vernehmung der Zeugen in ber Aubienz 
zu erfegen, fo fann der Angeklagte ein Recht, ſolchen Ver⸗ 
nehmungen beizuwohnen, nur foweit in Anfpruh nehmen 
als er fordern kann, in der Audienz felbft zugelaffen zu werben. 
Nach 8 134 der Bon. v. 3. Yan. 1849 hatte num aber ber 
Implorant weil er verhaftet war, Fein Recht in der Aubienz 
2. Inſtanz vorgeführt zu werden; er konnte vielmehr nur 
verlangen, baß er durch einen von ihm felbft beftellten, ober 
ihm auf Verlangen von Amtswegen zu beftellenden Ver⸗ 
theibiger vertreten würde Es ift deshalb auch hier bei 
der fTommiffarifchen Vernehmung der genannten beiden 
Zeugen in 2. Inſtanz dem Geſetze dadurch genügt worden, 
daß tem damals vom Angeklagten felbjt mit Vollmacht ver- 
jehenen Bertheidiger von dem bazu angefegten Termine 
Kenntniß gegeben worden ift. 
Antr. dv. EStA.: gleidl. 128. 8.) 


Regierungsverorduung. — Kollekten. - Kirchliche Zwecke. 


Das durch Regierungsverordnung verbotene Ver⸗ 
anftalten und Abhalten von Hauskollekten ohne Ge— 
nehmigung der zuftändigeu weltlihen Behörde ift 
auch dann flrafbar, wenn es mit Geftattung der geift- 
lichen Oberbehörde zu kirchlichen Zwecken gefchieht. 
Geſ. v. 11. März 1850; Pr. Berf.-Urkunde Art. 15; StGB. Th. 11 

Abſchu. 29 [n. 21], 

erl. (3.1.) v. 24. Juni 1875 ec. Müller (732 11. Cr.). 

Eine Polizeiverorbunung der Regierung zu 8. v. 26. Auguſt 1853 
verbietet unter Strafandrohung alle Kollelten, mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, welche in Privatfreifen abgehalten werben, ohne Genehmigung 
bes Oberpräfidenten. Pfarrer M. war beichuldigt, dieſe Vorſchrift 
dadurch Übertreren zu haben, daß er in feiner Pfarrei eine Sammlung 
zu Beiträgen zur Anfhaffung einer Orgel durch Umbertragen von 
Unterzeignungsliften bewirkt hatte. Er berief fi barauf, daß Art. 15 
ber Verfafſung den Kirchen das Recht zu derartigen Sammlungen 
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eiuräume, wie bies mehrfach von dem Minifter ber geifllichen Ange- 
Iegenheiten anerfannt fei und daß die biſchöfliche Behörde die Pfarrer 
mit Anmeifungen verjehen babe, auf deren Grund die Kollekte erhoben 
ſei. Das OTr. verwarf ben Kaff.-Rekurs gegen das verurtheifenbe 
Erlenntniß des Polizeigerichtd. Es erwog: 

daß and dem im Art. 15 der Verf.-Urf. v. 31. San. 
1850 ber evangelifchen und der vömifch-Fatholifchen ſowie 
jeder anderen Religionsgefellichaft zugeftandenen Nechte ihre 
Angelegenheiten ſelbſtſtändig zu orbnen und zu verwalten, 
die in Anfpruch genommene Befugniß der kirchlichen Be— 
hörden und Organe nicht hergeleitet werben fann, Haus- 
foffeften zu Tirchlichen Zwecken, wenn auch nur in dem be« 
treffenden Pfarreibezirke unter alleiniger Antorifation ber 
geiftlichen Dberen zu veranftalten ; 

daß der Art. 15 eit., wie die in demſelben betonte 
Selbſtftändigkeit der Kirchen bei der Ordnung und ers 
maltung ihrer Angelegenheiten klar erkennen läßt, die ver- 
ſchiedenen Kirchen nur von der befonderen Beanffichtigung, 
Oberleituug und Einwirkung entbunden hat, welche dem 
Staate Durch die frühere Gefeßgebung rüdfichtlich der Orb- 
nung und Verwaltung firchlicher Angelegenheiten vorbehalten 
war und berfelbe fomit die Kirche in ihrer verfafjungs- 
mäßigen Organifation als in rechtlicher Hinficht Jelbitftändige 
Rechtsfubjelte anerkannt hat; 

daß dieſe den Kirchen verliehene rechtliche Selbitftänpig- 
feit aber jelbftverftändlich biefelben davon nicht entbinden 
fonnte und entbunden bat, bei der Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten ebenfo wie alle Übrigen im Bereiche 
ber Stantsgewalt befindlichen phyfifchen und moralifchen 
PBerfonen, auch Fünftig die allgemeinen Geſetze des Staats 
und die nach Vorfchrift der Gefete mit gleicher Wirkſamkeit 
ausgeftatteten allgemeinen polizeilihen Verordnungen feiner 
Behörden zu befolgen; 

daß als eine allgemein verbindliche polizeiliche Vorſchrift 
ber leßteren Art insbefondere die anf Grund des Gefetes 
über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850 erlaffene 
Polizej⸗Verordnung ber. Kgl. Regierung zu K. v. 26. Aug. 





[24. Juni 1875.) 492 


1853 — Amtsbl. der gedachten Regierung S. 312 — be» 
treffend die Abhaltung üffentlicher Kollekten im bortigen 
Negierungs-Bezirk zu betrachten ift; 
dag an der Verbintlichfeit berartiger allgemein verbinb- 
licher Vorſchriften auch für die Eirchlichen Organe es grunb- 
füglih Nichts zu ändern vermöchte, wenn durch Reſcripte 
des Minifters der geiftfichen Angelegenheiten dem Art. 15 
eit. insbeſondere bezüglich des Rechts ver kirchlichen Organe 
zu kirchlichen Zwecken Hausfollelten vorzunehmen, im eim«- 
zelnen alle eine weitergreifente Tragweite beigelegt worben 
wäre: taß die gebachte Polizei-Verorpnung in ihrem Ein- 
gange bezüglich der Kirchenkollekten hervorhebt, daß bei ihnen 
bie zu fonftigen Stolfeften nach $ 11 Nr. 4 litt. e. der Ober- 
Präfidialinftruftion v. 31. Dezbr. 1825 einzubolende Ge⸗ 
nehmigung des Dber-Präfidenten ber Provinz nicht ausreiche, 
vielmehr biejenige des Kgl. Minifteriums erforberlih ſei, 
„infoweit folche nicht auf Grund des Art. 15 der Berfafl.- 
Urkunde von den kirchlichen Oberen ertheilt werben könne“; 
daß die Polizei-Verordnung fonach davon ausgegangen 
ift, daß bei Ertheilung der Genehmigung zu Hauslolleften, 
worunter ohne Rüdjicht auf ben Zwed alle biejenigen zu 
verftehen find, welche nicht innerhalb ber Kirchengebäude, 
fondern von Haus zu Haus ftattfinden, allgemein nur burch 
bie bezeichnete weltliche Behörde zu erfolgen babe, indem 
nämlich die im Eingange der Verordnung bezüglich folcher 
Kollekten, zu welchen nach Art. 15 die kirchlichen Obern 
die Genehmigung zu ertheilen hätten, gemachte Ausnahme 
nur Kirchenkollekten betrifft; 
daß bie PolizeisBerorbnung, indem fie die Abhaltung 
von Hausfolleften unbedingt für der Genehmigung bes 
Dber-Präfidenten bebürftig erklärt, und beren Beranftaltung 
oder Abhaltung ohne Genehmigung diefer zuftändigen Be 
hörde im 84 unter Strafe ftellt, mit feinem Geſetze ins- 
en — joweit es fih um Hauslolleften zu Tirchlichen 
ndelt, — nicht mit dem Art. 15 der Berfaff.- 
Widerfpruch getreten iſt; 








daß fonach, da nach den Feititellungen des Polizeigerichts 
im vorliegenden Falle nicht eine Kirchenkollekte, jondern nur 
eine folhe in Frage fteht, welche durch die Verbreitung 
von Unterzeichnungsliften bei einer Anzahl von Einwohnern 
des Pfarrbezirkes J. bewirkt worden, die Autorifation des 
Erzbiſchofes zu K., wenn fie Statt gefunden haben follte, 
nicht geeignet fein würde, dem &rforberniffe der Polizei- 
Verordnung Genüge zu leiſten; 

bag mithin anf das gegen bie Befchulbigten feitgeftellte 
Veranftalten reſp. Abhalten der Kollelte ohne die Genech- 
migung der zuftändigen weltlichen Behörde — des Ober- 
Präfidenten — die Strafbeftimmung des $ 4 ber Polizeis 


Berordnung mit Recht zur Anwendung gebracht worben ilt. 
Antr. d. ES:A.: gleichl. [32.—8.)] 


Geſchwornenſpruch. - Widerſpruch. 

1. Es iſt kein Widerſpruch wenn die Geſchwo— 
renen einen Strafausſchließungsgrund (Exceß der 
Nothwehr) feſtſtellen und gleichwohl die Frage nach 
mildernden Umſtänden bejahen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Urt. 97 In: 14). Vergl. RdOTr. 14. S. 198. 


Es begründet keine Nichtigkeit wenn der Obmann 
der Geſchworenen in einem ſolchen Falle, die jedes 
Einflußes auf die Sache entbehrende Antwort der 
Geſchworenen in Betreff der mildernden Umſtände 
gar nicht verlieſt. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 96 In. 13]. 


Ertl. (3.1.) v. 24. Juni 1875 0. Niemer (739 II. Cr.). 
Antrag d. GStA.: gleichl. 132.—8.] 


Diebftahl. - Antrag. - Handlungsgehülfe. 

Der Diebſtahl falarirter Handlungsgehülfen an 
Vermögensftüden ihrer Prinzipale Fann ohne Antrag 
verfolgt werben. 

StOB: 8247 [n. 9]. Bel RrOTr. 15. ©. 238. 


Ert. (8.1) ». 24. Iuni 1875 eo. Wülfing (749 II. Cr.). 
Antı. d. ESIA.: gleichl. [32.—8.] 
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Sehuldbekenntniss. - Feststellung. - Verstärkte Straf- 
kammer. 


Im Falle der Erledigung schwurgerichtlicher 
Strafsachen durch die verstärkte Strafkammer 
oder ohne Geschworene auf Grund eines Schuld- 
bekenntnisses, bildet das letztere die einzige that- 
sächliche Unterlage des Urtheils, aus welcher auf 
die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit des 
Strafgesetzes geschlossen werden muss. Von 
einer thatsächlichen Feststellung durch den Richter 
im Sinne des $ 353 StPO. und der Angabe von 
Thatsachen, aus welchen das Vorhandensein der 
durch das Bekenntniss hergestellten einzelnen 
rechtlichen Merkmale der That gefolgert worden, 
kann dabei nicht die Rede sein. 

StPO. $ 447. 345. 353. 
Erf. (3.1) v. 25. Inni 1875 ec. Leitſch (612 1. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. (68.—6.] 


1. Broteft. - Antrag? - Brotofoflirung. 
2. Widerſtand. - Yorftbeamter ꝛc. - Borfag. 


1. Ein Antrag, einen Proteft gegen die Zuläffig- 
feit des Verfahrens im Sigungsprotofolle zu kon⸗ 
ftatiren, fteht einem Antrage, das Berfahren als un- 
zuläffig einzuftellen, nicht gleich. Iſt daher vie 
beantragte Protofollirung erfolgt, fo kann daraus, 
daß über die Zuläffigkeit des Verfahrens Feine aus: 
drückliche Entfcheidung erfolgt ifl, eine formale Nich— 
tigfeit nicht hergeleitet werden. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 108 [n. 33]. 

2. Bei dem Berbrechen des gewaltfamen Wider: 
flandes gegen einen Forſtbeamten, durch welchen eine 
Körperverlegung des letzteren verurfacht worden ifl, 
bildet die Borfäglichfeit der gedachten Verlegung Tein 
weſentliches Begriffsmerkmal. 

StSB. 8 117 [n. 12a]. 118 n. 3]. 
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Ertl. (3.1) v. 25. Juui 1875 e. Vielitz (497 I. Cr.). 

Die RB. des wegen gemwaltfamen Wiberfianbes gegen einen Forſt⸗ 
Beamten ꝛc. ans 88 117, 118 StGB.'s veruribeilten V. rügte: 

1. daß der Schw.⸗GH. den vom Bertheibiger vorgebrachten 
„Proteſt“ gegen bie AZuläjfigkeit der Strafverfolgung (wegen res iudi- 
cata), deſſen Konflatirung im Sigungsprotofolle ausbrädiich beantragt . 
und bemgemäß erfolgt fei, unberückſichtigt gelaflen, und baß 

2. die vom Vertheidiger beantragte Zuſatzfrage „ob der Angeflagte 
dem Forfibeamten bie Körperverlegung vorſätzlich zugefügt habe“ 
abgelehnt worden ſei. 

Zurädweifung. Die Gründe führen: 

[zu 1] aus, daß ber Schw.GH. dem auf Brotolollirung bes 
Proteſtes gerichteten Antrage vollſtändig entiprochen habe; ba ein weiteres 
nicht verlangt worden fei, fo bilde die ftillfehweigende Verwerfung bes 
(im Uebrigen unbegründeten) Proteſtes Leine Nichtigkeit. Sodann 
erwog das OTr. 

[zu 2] der Beſchluß ſdes Shw.-GH.8] ftüge fich auf 
den rechtlich zutreffenden Grund, daß in den SS 117 und 
118 StGB.'s das Wort „vorjäglich” nicht enthalten d. h. 
daß die Borjäglichkeit der verurfachten Körperverletzung fein 
wejentliches Merkmal des gejetlichen Thatbeitandes fei. 

Antrag des GStA.: gleich. [46.—6.] 


Jagdpacht. - Gemeindebehörde. - Form. 

Die Gemeindebehörde vertritt in Zagdpadıt-An- 
gelegenheiten die Grundeigenthümer kraft eigenen 
Rechts, fie kann alfo zu einer Verpachtung übergehen, 
ohne die Tegteren vorher zu hören. 

Es iſt nicht unerläßlich, daß eine folche Verpach— 
tung an den Meiftbietenden erfolge, auch die Ver— 
gebung aus freier Hand ift flatthaft. 

Br. Jagd-⸗Pol.⸗Geſ. v. 7. März 1850 88 9. 10. 


Ertl, (3.1) v. 25. Juni 1875 c. Worm (510 I. Cr.). 
Antr. d. GStaA.: gleichl. [46.—6.] 


Widerklage. -Zurüeknahme. - Ausbleiben des Widerklägers. 


Die Vorschrift, dass das Ausbleiben des 
Privatklägers auf eine gehörige Vorladung zur 
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mündlichen Verhandlung Zurücknahme der als Pri- 
vatklage gelte, findet auch auf den Widerkläger An- 
wendung. — Das fälltaber weg, wenn bei Androhung 
der Nachtheile des Ausbleibens in der Vorladung, 
Beweisaufnahme und fernere Hauptverhandlung 
über die Widerklage in Aussicht gestellt worden ist. 
StPO. $ 506 Abs. 2. 

Ert. (8.1) v. 25. Juni 1875 c. Geidler & Klein (503 I. Cr.) 
Für die Bejahung der Frage [ob 8 506 Abſ. 2 der 
StPO. auch anf die Widerklage Anwendung finde, foweit 
dort tie Vorausfegung zutrifft, wo von einer Vorladung 
des Miderklägerd zur mündlichen Verhandlung die Nebe 
fein kann —] muß die Rückficht entfcheiden, daß fachlich Die 
Widerklage nicht weniger wie die Vorklage den biefelbe Er- 
hebenden als Kläger erjcheinen läßt, daß die Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe, welche zu einer gemeinfchaftlichen Verhandlung beider 
in bemfelben Verfahren, abweichend von den Grundſätzen 
des $ 50 über den Zufammenhang geführt haben, fachlich 
eine derartige Unterfcheidung nicht rechtfertigen und endlich 
im Abf. 2 des 8 508 die formalen Abweichungen bed Ver⸗ 
fahrens für bie Widerklage von demjenigen für die Vorklage 
durch Ausſchließung der 88 492 und 493 ausbrüdlich prä- 
eifirt find, wonach die Annahme berechtigt erfcheint, daß im 
Uebrigen beide in prozeſſualiſcher Beziehung denfelben Kegeln 
unterworfen fein follen, wie biefes auch daraus hervorgeht, 
daß das Gericht jeder Zeit die Trennung vornehmen kann, 
wodurch fouft Außerlic die Widerklage die Geftalt einer 
Vorklage annehmen würde. Was dagegen die Form ber 
Borladung für die Widerklägerin zu dem Verbandblungs- 
termine in I. Inſtanz v. 23. Dezbr. 1874 betrifft, welche 
beftimmt genug zum Gegenjtande der Beſchwerde in ber 
Berufungsinftanz gemacht war, fo mangelt es, wenn aud 
bie Beftimmtheit nach Zeit und Ort ausreichen mag, gegen 
die wejentliche Vorfchrift des 8 195 Abf. 2 der StPO. an 
einer binlänglich befliimmten Angabe der für ben Fall des 
Ausbleibens eintretenden Nachtheile. Denn wenn auf einer 
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Seite der anzunehmende Berzicht anf die Wiberflage an⸗ 
gebroht ift, fo wird doch gleichzeitig für den Hall des Aus⸗ 
bleiben® der Befchuldigten, welche zugleich Widerflägerin ift 
nnd nicht in der einen Eigenfchaft ausbleiben und in ber 
anderen erfcheinen Tann, Beweisaufnahme und fernere Haupt⸗ 
verhanblung über bie Widerflage in Ausficht geftellt und 
damit die Wirkung des Verzicht wiederum paralyfirt, fo 
dag Widerflägerin fi zu der Annahme berechtigt Halten 
fonnte, es werde auh im Falle ihres Nichterfcheinens die 
Verhandlung auf die Widerflage ihren Fortgang nehmen. 
Diefer prozefjunlifhe Mangel bewirkt vie Nichtigkeit des 
Verfahrens über die Widerflage, welche ohne daß es einer 
Prüfung der vor der Implorantin als Beschuldigten gegen 
die Entfcheidung der Vorklage erhobenen materiellen Be- 
ihwerde bedarf, auch das Verfahren über die Vorklage er- 
greifen muß, bamit der nochmaligen Verhandlung die Mög- 
lihleit einer Compenfation, wie fie 8 233 StGB. unter 
Umftänden geftattet, offen gehalten werde, welche anderen 
Valle durch die vechtöfräftige Verurtheilung der Beſchuldigten 
anf die Vorklage durch Verwerfung ihrer NB. abgefchnitten 
werben würde. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [68.-- 6.) 


Nichtigkeitsbeſchwerde. - Rechtsanwalt. - Bollmadıt. 


Ein Rechtsanwalt, welcher weder in den früheren 
noch in der Nichtigkeits-Inflanz eine Vollmacht des 
Angeklagten beigebracht bat, ift nicht qualifizirt, in 
Vertretung deſſelben die Nichtigfeits-Befchwerde zu 
rechtfertigen. 

Se. v. 3. Mai 1852 Art. 110 (n. 35). 


Beſchl. (1.) v. 30. Juni 1875 e. Koſiolel (569 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 


Strafkammer, verstärkte. - Schuldbekenntniss. 


Die verstärkte Strafkammer, an welche eine 
schwurgerichtliche Sache wegen vorliegenden 
| Kechtſprech. d. K. D.-Ir. ıc. XVI. 32 
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Schuldbekenntnisses vorerst verwiesen ist, kann 
nicht freisprechen, sondern muss den Auftrag 
für erledigt erklären, wenn sie in dem Inhalt des 
Bekenntnisses ein thatbestandliches Merkmal der 
Missthat vermisst. 

StPO. $ 474. 

Erl. (8.1) v. 30. Iuni 1875 60. Ulrichs (541 I. Cr.). 

Gegen die U. war ſchwurgerichtliche Anklage dahin erfannt, daß 
fie eine zum Beweife von Rechten erhebliche Privaturkunde, nämlich 
ein an ben Kaufmann S. gerichtetes Schreiben, welches den Auftrag 
ber Frau R. in N. enthielt, der Weberbringerin Waaren anf Erebit 
zu verabfolgen, fälſchlich angefertigt habe. Die Sache war bei vor- 
liegendem Schulobelenntuig an bie verſtärkte Straflammer verwielen. 
Bor diefer wiederholte bie U. ihr Schuldbekenntniß. Die Straflanmer 
ſprach aber gleichwohl frei, weil der Inhalt des fälſchlich angefertigten 
Briefs, diefen nicht ale eine ſolche Privaturkunde erfcheinen Laffe, welche 
zum Beweife von Rechten erheblich fei, mithin ber Thatbeftand bes 
8 267 StGB.'s nicht vorliege. Das OTr. vernihtete das von ber 
StA.⸗ſchaft angefochtene Erkenntniß, erllärte den Auftrag ber verflärkten 
Straflammer zür erledigt unb verwies bie Sache vor bag Schwur⸗ 
geriht. Gründe: 

Das im 8 446 StPO. v. 25. Yuni 1867 für Die 
ausnahmeweife Verhandlung von Schwurgerichtsſachen vor 
der verftärkten Straffammer vorgeichriebene Verfahren be- 
rubt ebenfo wie dasjenige der SS 345 und 347 daſ. auf 
der Borausfegung, daß das Schuldbekenntniß des Ange 
klagten, indem baffelbe alle Thatfachen, welche bie thatbeftand- 
lichen Merkmale der als Gegenftand des DVermweifungs- 
befchlufjes erfcheinenden ftrafbaren Hanblung bilden und 
die fonftigen in dem Verweifungsbefchluffe hervorgehobenen 
nach befonberer gefeglicher Vorjchrift Die Strafe erſchwerenden 
Umftände umfaßt, ven Wahrſpruch ver Gefchworenen infofern 
erſetzt, als in vemfelben fich alles dasjenige in glaubwürbiger 
Weife bejaht findet, was nach den SS 218 und 76 daſelbſt 
im anderen alle den Gejchworenen feitzuftellen obgelegen 
haben würde. Zu den von den Gefchworenen zu entfchei- 
denden Merkmalen der vorliegenden von der Anklage unter 
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5 267 StGB.'s gebrachten Handlung aber gehörte, daß bie 
von ber Angeklagten fülfchlih angefertigte Privaturkunde 
zum Beweife von Rechten oder Nechtöverhältniffen von Er⸗ 
beblichleit fei, mag die darauf bezügliche Trage direkt oder 
nah $ 318 StPO. in Geftalt einer Auflöfung der darin 
enthaltenen Nechtsbegriffe in die konkreten Thatfachen geftellt 
werden, wie vorliegend in beim DVerweifungsbefchluffe das 
Eine wie das Andere gefchehen ift. Auch in dem lekten 
Falle liegt ein Schulpbelenntniß Über das Merkmal ver 
Deweiserheblichfeit Seitens des Angeklagten im Sinne ber 
SS 447 und 345 nur vor, wenn das Gericht das Vorhanben- 
fein defjelben in ben zugeftandenen Thatjachen zu erfennen 
vermag, es liegt aber nicht vor, wenn das Gericht das 
Gegentheil daraus entnimmt und alfo folgeweije nicht an- 
erfennen Tann, baß bie Handlung, welche Angellagter zu- 
gefteht, diejenigen Merkmale an fich trage, welche ihren 
ftrafrechtlichen Charakter im Sinne des VBerweifungsbefchluffes 
begründen. Wenn nun ba® Iektere im untergebenen alle 
die fälſchlich angefertigte Privaturkunde als ein an ben 
Kaufmann ©. gerichtetes Schreiben bezeichnete, welches ben 
Auftrag der Frau R. aus N. ergebe, ber Ueberbringerin 
deſſelben verfchievene darin bezeichnete Ouantitäten Zeug 
anf Erebit zu verabfolgen, was nach der Anficht des Ver- 
weifungsbejchluffes bie Bemeiserheblichkeit des Schreibens 
begräünbete, die Straffammer aber, tiber die Erklärung ber 
Angeklagten hinaus, auf den Grund felbitftändiger Prüfung 
bes Briefinhalts denfelben dahin verfteht, daB dadurch ber 
Kaufmann S. nur angewiefen werbe feine Zahlung bei ber 
Frau R. in Empfang zu nehmen, die Namensunterjchrift 
und folgeweife ben Greditanftrag der Letzteren aber nicht 
enthalte, jo deden fih Eingeftändnig und Verweifungsbefchluß 
nicht, einer Seits, weil Angeklagte ſich über die Eigenfchaft 
des Briefs als eine beweiserheblihe Urkunde überhaupt 
nicht geäußert, zum Andern die Straflammer zu erfennen 
giebt, daß fie ben fätfchlihen Auftrag der Frau R. in dem 
Belenntniffe nicht finde, oder wenn fie ihn barin findet, 
32” 





f1. Juli 1875.] 500 


das Belenntniß nicht für glaubwürdig erachte. Die Straf 
kammer hat durch die erfolgte Freiſprechung ben ertheiften 
Auftrag überfchritten. Sie mußte vielmehr ben Auftrag 
für erledigt erflären und wegen Aburtheilung der Sade 
vor dem Schwurgerichte das Weitere veranlaffen. Wegen 
Ueberſchreitung ihrer fachlichen Zuftänbigfeit unterliegt baber 
das Erfenntniß der Vernichtung, ohne daß es noch auf eine 
Prüfung der materiellen Befchwerbe ankommen Tann. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 


Feſtſtellung. - Widerſpruch. - Nichtigleit. 

Es begründet keine Nichtigkeit, wenn ein und 
daſſelbe thatſächliche Moment in Beziehung auf einen 
Thatbeſtand bejaht, in Beziehung auf einen andern 
verneint wird, ſobald dieſes auf den Grund ver⸗ 
Ihiedener Hauptverhandlungen gefchieht. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 31 [n. 16). Bgl. ArOXTr. 5. ©. 406. 

Ertl. (3. 1.) v. 1. Juli 1875 e. Winter (758 II. Cr.) 

W. unter ber Anklage der Zumiderbandlung gegen die 88 2 und 
Sb, des Vereinsgeſ.'s v. 11. März 1850 (durch verſchiedene ſelbſtſtändige 
Handlungen) vor die Gerichtsahtheilung geftellt, war in erſter Inftam 
beider Straffälle fhuldig befunden worden; das AG. erachtete bagegen 
ben Thatbeftanb des $ Sb. eit. für nicht vorliegend, und ſprach don 
biefer Anklage frei, verhängte daher nur wegen ber Zuwiberbandlung 
gegen 8 2 eine Geldſtrafe. Dieſes Urtheil war, — foweit e8 frei⸗ 
fprah, vom OTr. vernichtet, und die Sade an ein anderes AO 
(zu A.) verwiefen worden. Auch biefes ſprach frei, weil es nid 
für erwieſen erachtete, dag — wie bie Anklage aufflellte — in R. ein 
politiſcher Verein befanden habe, befjen Leiter und Vorfieber W. gewelen. 
— Die NB. des OSſStA.'s rügte Verlegung ber res iudicats: Die 
vom AO. für nicht erwiefen erachtete Tharfache habe auch zu ben Be- 
grifismerfmalen der erfien aus $ 2 cit. erhobenen Anklage gehört, und 
fei im ben früheren Verhandlungen von beiden Inſtanzrichtern fomit 
rechtokräftig als erwieſen fergeflellt worben; es babe daher dem AG. 
zu %. nicht mehr zugeflanden, die Thatfache, in Beziehung anf die 
feiner Kognition überwiefene Anklage aus 8 8b, cit. zu verneinen. 

BZurüdweifung. Grlinde: 











501 [1. Juli 1875.] 


Der Yuftiz-Senat hatte, indem er in feinen Gründen 
bie thatfächliche Feftjtellung des Kal. KG.'s zu N. infofern 
beibehielt, auch in bem Tenor feines Erfenntuifjes den An- 
geflagten wegen Vergeben gegen den $ 2 des PVereind- 
geſetzes beſtraft. Durch dieſen in Folge Zurückweiſung ber 
NB. vechtöfräftig geworbenen Theil jeiner Entjcheivung 
war es allerdings jeder ferneren Anfechtung entzogen, baß 
der Ungellagte fih damals einer jtrafbaren Zuwiderhand- 
lung gegen ben $ 2 cit. ſchuldig gemacht Hat. Allein die 
Beitjtellung ber den Thatbeſtand diefer Uebertretung bildenden 
wejentlichen Merkmale erlangte durch dieſes Urtheil doch 
bie Bedeutung einer immerhin nur formell, gleichwohl un— 
umftößlich richtigen nicht über die vechtöfräftige Verurtheilung 
binaus, deren Grundlage fie gebildet hatte, alfo namentlich 
nicht für die Beurtheilung einer gegen benjelben Angeklagten 
erhobenen felbjtftändigen ferneven Anklage, fofern dabei 
zeitlich und örtlich biefelben bereit in jener vechtöfräftigen 
Entſcheidung feftgeftellten Thatfachen in Frage kommen. 
Die Anklage ex 8 8b,, fowie fie gegen ben Angeklagten W. 
gleichzeitig mit derjenigen ex $ 2 erhoben war, muß aber 
als eine durchaus felbftftändige von berjenigen ex 8 2 un- 
abhängige betrachtet werben, wenn auch die Thatfachen, 
auf welchen fie beruht, theilwelfe ganz bie nämlichen find, 
wie diejenigen, welche ber Anklage ex $2 zum Grunde 
gelegt wurden. Allerdings würde der Nichter, welcher gleich» 
jeitig über beide Anklagen zu erkennen berufen war, bie 
beiden Anklagen gemeinfamen Thatfachen, daß an einem 
gewiffen Orte ein politifcher Verein beftanden habe, und 
daß ter Angeklagte Vorfteher und Leiter befjelben gewefen 
jei, nicht bezüglich der einen Anklage bejahend, bezüglich der 
andern verneinend haben feftitellen können, ohne fich eines 
Widerſpruchs der einzelnen Theile feines Urtheils unter- 
einander ſchuldig zu machen, der feine Entfcheidung im 
Ganzen nichtig exfcheinen laſſen mußte. Aber auch nur 
wenn er gleichzeitig über beide Anklagen zu erfennen 
hatte, Anders wiirde ſich tie Sache auch für benfelben 
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Richter geftalten, wenn er, was ja gefeßlich möglich wäre, 
fucceffive zuerft mit der Anklage ex 82 und nach beren 
rechtöfräftiger Erledigung mit derjenigen ex 8 8b. befaßt 
würde. Ohne daß darin eine Verfennung ber Rechtskraft 
feines früheren ex $ 2 erlaffenen condemnatorifhen Er⸗ 
fenntniffes oder ein fonft unzuläſſiger Widerfpruch gefunden 
werben könnte, würde berfelbe fogar für verpflichtet erachtet 
werben müffen, die hier wieberfehrenden Fragen nach der 
Eriftenz eines politifchen Vereins und nach der Borfteherfchaft 
bes Angellagten einer abermaligen Prüfung zu unterwerfen. 
Er wäre ebenfowenig befugt, fich ohne eine ſolche Prüfung 
einfach auf bie in einem andern Urtheile und in anderer 
Hinficht getroffene Feftftellung zur beziehen, als er verpflichtet 
fein kann jene Seftftellung, obgleich er bei nochmaliger Prü⸗ 
fung beren Unhaltbarkeit erkannt hat, auch jet wieber 
gelten zu laffen, und ein Urtheil darauf zu gründen, von 
deſſen Unrichtigkeit er fonach felbft überzeugt wäre. Als 
Negel gilt, taß jeder zur Entſcheidnng über eine nene An 
lage berufene Richter über alle bei biefer Entſcheidung 
in Betracht kommenden thatfächlichen und rechtlichen Fragen 
infoweit mit nöthiger Selbitftänbigfeit und ohne durch bie 
Auffaffung anderer Gerichte gebunden zu fein, zu entfcheiden 
hat, als ihm nicht durch gefegliche Vorfchriften beftimmte 
Grenzen hierbei gezogen find: vergleichen Befchränfungen 
beftehen insbeſondere für den künftigen Richter rückſichtlich 
einzelner Elemente bes Thatbeſtandes einer neuen Anklage 
nicht, welche ein früheres über eine andere Anklage er» 
gangene® Erfenntniß demſelben Angeklagten gegenüber für 
erwiefen erflärt bat. Hierin kann es auch Nichts ändern, 
daß im vorliegenden Falle das AG. zu A. in Folge der 
nur theilweifen Vernichtung des Erfenntniffes des Juſtiz⸗ 
Senats gewiffermaßen zur Ergänzung ber Entjcheidung des 
legteren an deſſen Stelle getreten, es mithin nur eine {Folge 
der theilweifen Vernichtung ift, daß die Entfcheidung über 
beide Anklagen nicht gleichzeitig erfolgte. Denn auch in 
biefem Falle entbindet fein Geſetz den durch die Verweiſung 
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befaßten Richter von der die Kegel bildenden Verpflichtung, 
ben Thatbeitand des zu feiner Entſcheidung gelangenden 
Vergehens felbitftändig feftzuftellen. Wenn der Art. 118 
bes Geſ.'s v. 3. Mai 1852 das Gericht, an welches eine 
Sade vom OTr. gewiefen worben ift, verpflichtet, bie 
Rechtsgrundfäge, weldhe das OTr. aufgeftellt und der aus⸗ 
gefprochenen Vernichtung zum Grunde gelegt hat, als maß» 
gebend anzuerkennen und der ferneren DBerhandlung und 
Entſcheidung gleichfalls zum Grunde zu legen, jo ift bamit 
zugleich anerkannt, daß in jeder andern Hinficht, insbeſondere 
binfichtlih der ihm aubeimfallenden thatfächlichen Bes 
urtheilung, der abermals mit der Sache befaßte Richter 
unbefchränft, und eben veshalb in bemfelben Umfange auch 
verpflichtet ift, eine felbftjtändige Prüfung eintreten zu laſſen 

Anır. d. GStA.: entgegen. [32.—8.] 


Gewerbeordnung. - Arbeitseinftellung. - Drohung. 


In einer Handlung, welche einem Andern zur 
Verhinderung feines Rüdtritts von einer Bereinigung 
zur Arbeitseinftelung die Gefahr eines Vermögens» 
nachtheilg in Ausficht ftellt, gegen den ev nad) dem 
Willen des Geſetzes geſchützt fein fol, Tann eine 
Drohung gefunden werden. 

B.⸗Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 153, 

Erf. (3.1.) v. 1. Juli 1875 e. Böhmer (645 II. Cr.). 

Arbeiter einer Fabrik, welche die Arbeit eingeflellt, hatten fich 
verpflichtet, flir den Betrag ber Unterftügungsgelber, die fie zur Durch 
führung ber Arbeitseinftelung erhielten, Wechfel zu acceptiren uub 
ſolche für ben Fall ber Wiederaufnahme ber Arbeit zu bezahlen. Diefe 
Wechſel waren dem B. und 8. ale Bertranensmännern übergeben worben, 
ſollten aber von biefen erft dann in Umlauf gefetst werden, wenu ber be» 
treffenbe Acceptant vor Beendigung der Arbeitseinftellung wieber in 
Arbeit trete. Nachdem ber Arbeiter R. die Arbeit wieder aufgenommen, 
warb ber von ihm acceptirte Wechſel durch B. Iınd K. mit ihrer Unter- 
ſchrift als Auspeller verfehen. Da aber wegen ber Beflimmung bes 
8 162 der Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 Auſprüche aus bem Wechſel 
gegen R. von B. und K. felbR nicht hergeleitet werben Tonnten, fo 
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baten fie, um einen Drud auf R. auszuüben, ben von dieſem accep- 
tivten Wedel an einen Dritten begeben. Das Apy.-Gericht nimmt 
an: dadurch hätten fie dem R. bie ihm aus dem $ 152 cit. zuſtehende 
Einrebe entzogen, mithin ihn mit Zahlung ber Kenventionalfirafe, zu 
ber er geſetzlich nicht verpflichtet geweſen fei, in ber Abficht bedroht, 
um ihn zu hindern won der gebachten Verabrebung zurüdzutreten. 
Das OTr. findet darin eine Verkennung bes Rechtsbegrifje ber 
„Drohung“ nicht. 

Antr. d. GSA.: gleich. ⸗ [50.—8.] 


Stenervergehen. - Verjährung. 


Zuriderhandlungen gegen die VBorfchriften ver 
SS 17 und 73 der Steuer-Ördn. v. 8. Febr. 1819 
verjähren in 3 Jahren. 

Einf.⸗Geſ. v. 31. Mai 1870 87 [n. 3]. 

Erf. (8. 1.) v. 1. Juli 1875 e. Düpont (677 IL. Cr.) 

Der Kupferſchmied D. bat einen von ihm gefertigten Defillir- 
apparat an ben auswärtigen Befteller abgefenbet, ohne bem Steueramte 
feines Wohnorts hiervon Anzeige gemacht zu baben und fomit bie 
85 17 und 73 der Stener-Orbn. v. 8. Febr. 1819 Übertreten. Das 
App.-Geriht nahm an, dag dieſe Zuwiderhandlung als Webertretung 
verjährt jei, weil deren Verfolgung erft nach Ablauf der im $ 67 Abſ. 4 
StGB.'s vorgefchriebenen 3 monatlichen Frift flattgefunden habe. Diele 
Auffaflung erlärte das OTr. für rechteirrthümlich. Gründe: 

Diefe Auffaffung ift vechtsirrthümlich. Die VBorfchrift 
bes Art. V des Geſ.'s v. 22, Mai 1852 (GS. S. 250) 
in Betreff der für Vergehen und Webertretungen, welche 
durch Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften über bie 
Entrihtung der Steuern, Zölle zc. begangen werben, 
vorgefchriebenen fünfjährigen Verjährung hat durch $ 7 
des Einführungsgeſetzes zum R.StGB. infofern eine Ab- 
änderung erfahren, als danach Zuwiderhandlungen gegen bie 
Vorſchriften über die Entrichtung der Branntweinfteter, ber 
Bierftener und der.Poftgefälle in drei Fahren verjähren. 
Der von dem Vorderrichter geltend gemachten Anficht, daß 
bie Vorſchrift dee ST a. a. O. fih nur auf ſolche Vor⸗ 
ſchriften beziehe, welche unmittelbar gegen Steuer- 
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befrandationen gerichtet find, fteht Wortlaut und Sinn 
des Gefepes entgegen. Unter Vorjchriften „über die Ent- 
rihtung der Branntweinfteuer” 2c. müffen bei ungezwungener 
Auslegung des Geſetzes alle Vorfchriften verftanden werben, 
weiche zum Schuge und zur Sicherung bes Ertrages ber 
fraglichen Steuern gegeben und deren Hinterziehung, fel es 
mittelbar ober unmittelbar zu verhindern bejtimmt find. 
Zu derartigen Vorjchriften gehört die in den 88 17. 73 
ber Steuer- Ordnung enthaltenen, gegen die ohne vorgängige 
Anzeige bei der Steuerbehörbe erfolgte Fortgabe von Deftillir- 
apparaten gerichtete Strafbeftimmung, welche fich auch in 
ber Steuererbnung unter dem Marginale des Geſetzes „Ver⸗ 
ftenerung des Branntweins” aufgenommen findet. Cine 
Borjchrift, welhe von ter vorgejchriebenen breijährigen 
Berjährungsfrijt zum Nachtheile Des Steuerinterefjes, welches 
das Geſetz zu wahren beftimmt ift, als Webertretungen 
unter Strafe geftellte Drbnungswibrigfeiten hätte ausfchließen 
wollen, würde eine biefer Anficht entfprechende, weniger 
allgemeine Faſſung haben finden müffen. Es kommt aber 
Binzu, daß in dem Gefege, und zwar, — wie, zumal nach) 
dem Vorgange älterer Steuergefete (vergl. Geſetz über bie 
Befteterung des Tabads vom 26. Mai 1868 88 12. 10 
ad 2: BIS. S. 321; Sefe betreffend die Sicherung der 
Zolivereindgrenze in den vom Zollgebiet ausgefchloffenen 
Hamburgifchen Gebietsantheilen v. 1. Juli 1869 Art. XII: 
BGS. ©. 372; efr. auch das Geſetz wegen Erhebung der 
Brauftener v. 31. Mai 1872 8 40: RGBl. S. 166) ange: 
nommen werten muß — augenfcheinlich nicht ohne Abficht 
für die der dreijährigen Verjährung unterworfenen Straf- 
thaten der Ausdrud „Zumwiderhandlungen” gewählt ift, 
welcher Uebertretungen jeder Art mit umfaßt. Die Annahme, 
daß es beabfichtigt geivefen fei, tie in $7 a. a. O. vorges 
ſehene dreijährige Verjährungsfrift, und zwar gerade für 
beftimmte in die Bundeskaſſe fließende Steuern auf Steuer- 
befranbationen zu beſchränken, verbietet fich überbies bei 
ber Betrachtung, daß nach ben Vorfchriften der vor und 
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nach Emanation des R.StGB's ergangenen anderweitigen 
Stenergefege, Zumiberhandlungen, welche mit Orbnungs- 
ftrafen bedroht find, überall in längerer Friſt verjähren, 
als tiefelbe in 8 67 des R.⸗StGB.'s allgemein für Ueber- 
tretungen georbnet ift; vergl. die oben angeführten Gefege, 
efr. auch Art. XI der Preuß. Verordn. v. 25. Juni 1867: 
GS. ©. 921. Für Preußen würde endlich die von dem 
Borberrichter geltend gemachte Auffaffung nicht fowohl dahin 
führen, daß ftrafbare Orbnungswidrigleiten, wie bie in 
Frage jtehende, nach Anleitung des $ 67 des StGB.'s in 
drei Monaten verjährten, fondern, — da unter ben gebachten 
Borausfegungen Art. V bes Geſ.'s v. 22. Mai 1852 zur 
Anwendung kommen müßte — vielmehr dahin, daß De— 
fraudationen der in$T a.a.dD, gebachten Steuern in 
drei Fahren, Ordnungswidrigkeiten aber exit in fünf Jahren 
verjährten. Eine derartige Konfequenz herbeizuführen, bat 
der Abficht des Geſetzes ferngelegen. 

Antr. d. GSiA.: gleichl. [37.--8.] 


Polizei-Verordnung. - Weg. - Anlage. 

Die duch PolizeisVerordnung begründete Straf⸗ 
barkeit von Anlagen an Rommunalwegen wird durch 
eine geringe Entfernung der Anlage von dem Wege 
nicht ausgefhloffen. 

Geſ. v. 11. März 1850 8 11. 
Erf. (8. I.) v. 1. Inli 1875 e. Haſenklever (730 I. Cr.). 

Die Bezirfspolizei-Verorbnung ber Regierung zu D. v. 26. Aug, 
1873 unterfagt die Aufführung von Gebäuden, Mauern, Heden, 
Zäunen u. |. w. an den Kommunalwegen, ohne hierzu in Gemäßheit 
ber Reg.-Berorbn. v. 12. Mai 1853 bie Erlaubniß des zufländigen 
Bürgermeifters eingeholt zu haben. H. hatte nun ohne polizeiliche 
Erlaubniß etwa 2'/, Fuß von der Straßenfante eines Kommunalweges 
entfernt einen Pallifabenzaun geſetzt. Deshalb angefchulbigt wurde er 
vom Pol.-Ger. freigefprocdhen, weil bie cit. Bon. v. 1873 nur bie Er- 
rihtung von Zäunen an Wegen von polizelliher Erlaubniß abhängige 


made. Das OTr. kaſſirte auf Kafl.-Relurs bes Pol.⸗Anw. unter 
der Erwägung: 
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daß der angeführte 82 ber Verordnung allgemein und 
ohne Beichränkung das Aufführen von Gebäuden, lauern, 
Zäunen ꝛc. an Kommmnalwegen von ber vorgängigen 
Erlaubnig des VBürgermeifters abhängig macht, und auch 
nach dem Zwecke diefer Beftimmung, welche namentlich die 
polizeiliche Feitftellung der Richtungslinie fichern will, auf 
ven Umftand, daß der fragliche Zaun 2, Fuß vom Wege 
entfernt ift, nichts anfommen Tann. 

Antr. des GStaA: gleichl. [48.—8.] 


Lotterie, answärtige. - Xoosverlanf. - Befördern. 


1. Ausländer, weldhe als Mittelsperfonen den 
Berfauf von Loofen ausmwärtiger im Preußiſchen 
Staat nicht zugelaffener Lotterien in Preußen be» 
fördern, haben im Inland delinguirt. 

StB. 53 [n. 6). 


2. Wenn fie fih der Pot als Mittel oder Werk⸗ 
zeug zur Beförderung des die Aufforderung zur 
Betheiligung an der Lotterie enthaltenven Briefes 
an den im Inland wohnenden Adreffaten bedienen, 
fo ift an dem Orte der Aushändigung des Tegtern 
das Delift Fonfumirt und die Kompetenz der Gerichte 
dieſes Drtes begründet. 

StGB. 53 [n. 9]; Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 2 [n. 8]. 


3. Die Verordnung vom 5. Yuli 1847 das 
Spiel in auswärtigen Lotterien betreffend, iſt durch 
F 286 des StGB.'s und $2 des Einf.-Gef.’3 nicht 
aufgehoben. 

StGB. 5 286 [n. 13]; Einf.-@d. $ 2 [n. 30). 

4. Das unter Strafe geftellte Befördern des 
Verkaufs von Loofen ſetzt nicht voraus, Daß der 
Verkauf folcher Loofe wirklich zu Stande gefommen fei, 

Son. v. 5. Iuli 1847 $ 1; RtOTr. 15. ©. 112. 638. 


Ertl. (3.1) v. 1. Juli 1875 e. Hedider & Kahn (725 II. Cr.). 
Gründe: 
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[3u 3]. Der $ 286 des R.-StGB.’8 hat nur die Ber: 
anftaltung öffentlicher Lotterien ohne obrigfeitliche Geneh— 
migung unter befondere Strafe geftelt. Nur infoweit ijt 
alſo ter entfprechenden gleichlautenden Beftimmung ver 
Verordn. v. 5. Juli 1846 berogirt, während im Webrigen 
biefelbe, wie Died auch die Motive zu 8 286 des StGB.'s 
ausdrücklich befagen (S. 137) als Landesvorfchrift in Kraft 
geblieben: ift. 

[Zu 4.) Das in $ 1 der Bon. v. 5. Juli 1847 unter 
Strafe geftellte Befördern des Verkaufs von Looſen auswärtiger 
Lotterien 2c. fett Feineswegs, wie die NB. auszuführen fucht, 
das wirkliche Zuftandefommen tes Verkaufs folcher Loofe, 
rorand. Im Sinne der fraglichen Geſetzesvorſchrift ift 
vielmehr unter demjenigen, welcher den Verfauf als Mittels- 
perjon befördert, eine Perſon zu verjtehen, welche im In⸗ 
teveffe des Verlaufs mit ihrer Thütigkeit durch Handlungen 
eintritt, die zur Beförderung refp. Herbeiführung bes Kauf 
gefchäfts dienen follten und konnten, gleichviel ob der Zweck 
erreicht wurde ober nicht. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [27.—8.] 


Grube. - Nidht-Berwahrung. - Bergwerk. 

Die Berabfäumung einer genügenden Verwahrung 
einer Bergwerfs- Grube ift aus $ 367 Nr. 12 
StGB.'s firafbar. Dem fleht es nicht entgegen, 
daß nah dem Pr. Berggefeg v. 24. Juni 1865 
die Behörde die Aufficht über den Schu der Dber- 
fläche des Bergbaus zu führen hat. 

StOB. $ 367 Nr. 12 (n. 71). 
Erf, (8. 11) v. 1. Zali 1875 e. Mittrad (459 1. Cr.). 


Eine dem ꝛc. T. gehörige Brauntohlengrube war nicht gehörig 
duch eine Umzäunung verwahrt; die Folge war, daß ein Arbeiter 
durch Hineinfallen feinen Tod fand. Wegen Berabläumung jener Um- 
zäunung ward gegen ben Repräfentanten jener Grube M. Anklage 
aus 8 367 Nr. 12 StGB.'s erhoben, berfelbe aber vom AG. jrei⸗ 
geſprochen, weil nach 88 196-203 bes Pr. Berggeſ.'e v. 24. Juni 
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1865 bie Behörbe bie Auffiht über den Shut ber Oberfläche des Berg. 
banes im Intereffe der perjönlichen Sicherheit und bes öffentlichen Ber- 
kehre 3m führen und dahin gehörige polizeiliche Anorbnungen zu treffen 
babe, und fomit dem M. eine derartige Berpflichtung nicht obliege. 

Bernihtung. Grünte: 

Zunächſt kommen hier bie vom App.-Richter bezogenen 
88 193 bis 203 des Berggeſ.'s v. 24. uni 1865 nicht 
in Betracht. Diefelben handeln won der Bergpolizei, fpeciell 
von dem Erlaß bergpolizeiliher Vorjchriften und Anord— 
nungen. Es fteht bier nım aber ebenfowenig die Berech- 
tigung der Oberbergämter und Revierbeamten, bergpolizeis 
lide Verordnungen zu erlaffen reſp. im einzelnen Falle 
befondere bergpolizeiliche Anorbnungen zu treffen, in Frage, 
al® die Verpflichtinug der Bergwerksbeſitzer und ihrer Ver- 
treter, derartige Vorjchriften und Anordnungen zu befolgen 
und auszuführen. Der 5 76 l.c., den der App.-Richter 
mit im Auze gehabt haben mag, bejtimmt nun zivar, daß 
tie Perfonen, welche bie Leitung oder Beaufſichtigung bes 
Bergwerks⸗-Betriebes übernommen haben, für die Innehaltung 
der Betriebspläne, fowie für die Befolgung aller im Ge— 
jege enthaltenen oder auf Grund defjelben ergangenen Vor- 
fhriften und Unordnungen verantwortlich find; indeß dieſe 
Beftimmung ſchließt die konkurrirende Verantwortlichkeit der 
Gruben-Eigenthüimer und NRepräjentanten, infofern diefelbe, 
jei e8 Durch das Berggefeg, fei e8 durch andermeite Rechts— 
vorſchrift, begründet ift, nicht aus. Im gegenwärtigen 
Falle Handelt es fih nun nicht von einem unmittelbaren 
durch die Betriebsführung veranlaßten Unfall, oder der 
Haftung aus einer jpeziellen bergpolizeilichen Vorſchrift, es 
handelt fich vielmehr von der Anwendung der allgemein 
und für Jedermann gültigen Strafbeftimmung des 8 367 
Nr. 12 des StGB.'s, und dieſe unterfcheidet nicht, welchen 
Ursprung und Zweck die unverwahrte Grube, Oeffnung ıc. 
im einzelnen Falle haben mag. Für die Zuwiderhandlung 
gegen die bezogene Geſetzesvorſchrift ijt regelmäßig ber 
Cigenthümer rejp. Inhaber der Grube ꝛc. verantwortlich, 
im vorliegenden Falle der Stellvertreter des im Auslande 
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wohnenden Gruben-Eigenthümers, der Angefchulbigte, ber 
zugleich Ziegelmeifter tjt und ber Beftimmung bes 8 134 
bes Berggefetes entfprechend, als Repräjentant ber fraglichen 
Grube fungirt, in dieſer Eigenfhaft aber — cfr. 88 119, 
124, 125, 198, 199, 200, 207, 208 1. c. — die bem Eigen 
thümer fonft obliegende Berantwortlichfeit trägt. 

Antr. d. GSiA.: gleicht. [48.—8.] 


Berfommlungsredht. - Aufzüge. 

Die Strafbarkeit der Theilnahme an einem poli- 
zeilich nicht genehmigten Aufzuge ifl, wenn er in 
Ortſchaften oder auf Öffentlichen Straßen flattgefunden 
bat, nicht durch das Bemwußtfein der mangelnden Ge⸗ 
nehmigung bedingt, 

Bon. v. 11. März 1840 8 17. 
Erl. (V. 1) v. 1. Juli 1875 c. Voß (737 IL. Cr.). 

Das OTr. erwog: 

daß nah 89 und 10 der Von. v. 11. März 1850 
öffentliche Verfammlungen unter freiem Himmel, ſowie 
öffentliche Aufzüge in Städten, Ortfchaften und auf öffent 
lihen Straßen der vorgängigen fchriftlihen Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde bebürfen ; | 

baß ber 8 17 ber bezogenen Verordnung in bem erften 
Sate des Abf. 3 beftimmt, daß die ben Xheilnehmern, 
Leitern u. |. w. angedrohten Strafen jederzeit verwirft 
find, wenn die Verfammlung oder der Aufzug in Städten 
und Ortjchaften oder auf Affentlihen Straßen Statt ge 
finden hat, während in allen anderen Fällen bie genannten 
Perfonen nur dann ftrafbar find, wenn bie Verfagung ber 
Genehmigung oder das nachträgliche Verbot öffentlich ober 
ben Theilnehmern befonvers befannt gemacht worden, daß 
alfo in ben erftgenannten Fällen das Bewußtſein der 
mangelnden Genehmigung zu ten Vorausſetzungen ber 
Strafbarfeit jener Perfonen nicht gehört, vielmehr die bloße 
Theilnahme an einer folchen Verfammlung u. f. w. bie ge 
feglihe Strafe nach fich zieht; 


en 1 
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daß auch and ben legislatoriſchen Verhandlungen fich 
ergiebt, daß der erfte Sat bes Abf. 3 cit. in dieſem Sinne 
gefaßt ift, um jeden Einwand ber Theilnehmer, baß fie ſich 
bezüglich de8 Vorhandenfeins der polizeilichen Genehmigung 
in gutem Glauben befunden hätten, abzufchneiben; | 

bag fomit von dem angefochtenen Urtbeile, wenn das⸗ 
jelbe die Caſſ.Verklagten aus dem Grunde freigefprochen 
bat, weil e8 für fie genligt habe, daß von dem Leiter bes 
Aufzuges die Verfiherung gegeben worden, daß die Geneh- 
migung ertbeilt fei, zumal der Ortsvorfteher Theilnehmer 
bes Aufzuges gemwejen, ter bezogene erfte Sat bes Abi. 3 
817 der Von. v. 11. März 1850 verlet ift. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [48.—8.] 


Strafantrag. - Freiſprechung. 

Der Strafrichter darf wegen mangelnden Straf- 
antrags nicht freifprechen und fo lange der Ablauf 
der Antragsfrift nicht außer Zweifel fteht, ebenfowenig 
die definitive Unzuläffigfeit des Strafverfahrens fondern 
nur die zeitige Unftatthaftigfeit der Verfolgung aus- 
zuſprechen. 

StGB. $ 61 [n. 36]. 


Erf. (8.1) v. 2. Inli 1875 ce. Buſſe (448 I. Cr). 
Antr. db. EGStA.: entgegen. [40.—8.] 


1. 2. Strafnmwandlung. - Monat - Haft. 
3. Wegnahme eigener Sachen. - Pfandrecht. 


1. Der Umftand, daß der Monat nah $ 19 
StGB.'s nah der Kalenderzeit gerechnet wird, alfo 
von 28 bis 31 Tagen mwechfelt, fliegt die Sub— 
fitution einer einmonatlichen Freiheitsſtrafe für eine 
nicht beizutreibende Geldſtrafe nicht aus, fofern nur 
die höchſte Dauer der einmonatlichen SFreiheitsftrafe 


noch innerhalb der für die GSubftitution gezogenen. 


Grenzen liegt. 
StGB. $ 29 (n. 2]. 
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2. Aus $ 152 B.-Zollgef.’8 zu ahndende Ord⸗ 
nungswidrigkeiten find Webertretungen, bie erkannte 
Geldſtrafe darf daher nur in Haft, nicht in Ge— 
fängnig umgewandelt werben. 

StGV. 8 28 [n. 22]. 

3. Die Wegnahme einer in einer fleueramtlichen 
Niederlage befindlichen Waare zu Gunften des Cigen- 
thümers derfelben, iſt au dann aus $ 289 StGB.’8 
zu betrafen, wenn fie durch die mit der Auffiht und 
Berwahrung betrauten Steuerbeamten gefchieht. 

SB. $ 289 [n. 10). 
Erf. (8. 1.) v. 2. Inli 1875 e. Politt (307 I. Cr.). 

Die Steneranffeher P. und D. hatten unverzollte Waaren, bie 
fih in einer öffentlihen Niederlage (B.-Zollgef. v. 1. Juli 1869) 
unter zollamtlicher Anffiht befanden, aus derfelben ohne vorſchrifts⸗ 
mäßige Abfertigung weggenommen und bem Eigenthümer ansgebäubigt. 
Mit Rückſicht darauf, bag nach $ 100 1. c. der Zollbehörbe an biefen 
Waaren ein Pfandredt zuftand, wurde Anllage aus $ 289 StEB.'« 
erhoben. Das App.-Gericht verneinte aber ben Thatbeſtand biefer 
Befimmung aus dem Grunde weil die Steueraufieher P. und D. 
ſelbſt mit der Auffiht und Verwahrung ber in bem Lagerhauſe nieber- 
gelegten Waaren amtlich betraut gemefen, diefelben alfo diefe Waaren 
in ihrer Gewahrſam gehabt hätten unb' daher in ber wenn anch pflicht⸗ 
widrigen Anshändigung berfelben eine Wegnahme nicht gefunden 
werben könne. Diele Auffaffung erflärt das OTr. für redtlih um- 
baltbar, indem es erwog: 

daß die in ben öffentlichen Nieverlagen befindlichen 
Waaren unbevenklich fich nicht in der Gewahrfam des ein- 
zelnen Beamten, welchem nur bie Aufficht über jene 
Räume übertragen ift, befinden, daher eine Wegnahme durch 
diefen Beamten jehr wohl möglich ift. 


Antr. d. GStA.: gleich. [40.—8.] 
® ——— 
Disziplinarſache. — Berufung. - Ausdehnung der An- 
ihuldigung. 


Es iſt unftatthaft, eine Disziplinarunterfuchung 
in zweiter Inflanz auf einen neuen — in erfter In⸗ 
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flanz nicht zum Gegenftande der Anfchuldigung ge- 
machten — Thatbeſtand auszudehnen. 
Er. (1. Eiv.-Sen.) v. 2. Juli 1875 e. ©. (107 D. I. Civ.⸗Sen.) 


Grund: weil dadurch „der Augeſchuldigte eine Juſtanz verlieren 
wäre". [(—9.] 


Zengen- Zwang. - Schlußfolgerungen. / 
Die Pfliht zum Zeugniß bezieht fih auch auf 
vie Beantwortung von Fragen über Schlüffe und 
Folgerungen aus den von dem Zeugen wahrgenom- 
menen Thatfachen. 
Bon. 0.3. Ian. 1849 5 20 [n. 2]; Er.-Orbn. $ 324. 
Beſchl. (1.) v. 2. Inli 1875 e. Manlowäli (149B. I. Cr.). 
M. als Zenge in einer Unterfudungsjache vernommen, weigerte 
fih, die Frage zu beantworten, wen er füc ben Berfaffer eines auf 
die Sache bezüglichen und von ihm ohne Unterfchrift erhaltenen Briefes 
gehalten habe. Gegen die Anwendung von Zwangsmaßregeln führte 
er Beichwerbe unter Bezugnahme anf $ 324 der Crim.Ordn. Das 
OTr. verwarf die Befchwerbe, indem es erwog: 
daß das Kgl. AG. davon ausgeht: daß aus dem von 
dem Zengen angegebenen Inhalte des an ihn gelangten 
Briefes, insbefondere aus der Form der Anrebe, die nähere 
Belanntichaft ded Zeugen mit dem DVerfaffer des Briefes 
Har bervorgehe, daß Handſchrift und Faffung des Briefes 
bei dem Zeugen thatfächlich den Eindruck und die Schluß- 
folgerung über eine beftimmte Perfon des Briefverfaflere 
herporgerufen habe, und eine Vernehmung über biefen that» 
ſächlichen Eindrud und diefe Schlußfolgerung durchaus ftatt» 
haft ſei; 
baß biefe Annahme keineswegs, wie der Befchwerbe- 
führer meint, auf einer unrichtigen Auffafjung bes 8 324 
der Krim.Ordn. beruht; 
dag nämlich der $ 324 cit. in dem Abfehnitte „vom 
Verfahren des Richters bei Aufnahme der Beweife” und 
unter dem Marginale: „Rückſicht auf den Grund der Wiffen- 


ichaft des Zeugen” verorbnet: 
Rechtſpr. d. K. D⸗Tr. ꝛc. XVI. 33 
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ber Inquirent maß auch befonbers dahin fehen, daß ter 
Zeuge nur ber eigentlihe Thatfachen, die er mit feinen 
Sinnen erlannt ober erfahren bat, ausfage, und nicht etwa 
bie daraus fidh gebilbeten Schtüffe und Folgerungen mit 
dem Facto ſelbſt verwechſele; 
daß dieſe Beſtimmung nicht entfernt ein Verbot ent⸗ 
hält, die Zeugen über Schlüſſe und Folgerungen aus den 
von ihnen wahrgenonmenen Thatſachen zu befragen, vielmehr 
nur die ſorgfältige Scheidung der Bekundungen, welche auf 
unmittelbarer. Sinnes⸗Wahrnehmung beruhen, und ver 
Schlüſſe, welche der Zeuge aus feinen Wahrnehmungen ges 
zogen bat, bezwedt, in&befondere verhüten will, daß folche 
Schlüſſe und Folgerungen in dem Protofolf über die Ber- 
nehmung bed Zeugen als Belundungen gefaßt werten, 
welche auf unmittelbarer Sinned: Wahrnehmung beruhen; 
daß aljo das Gefeg nicht die unmögliche Anforderung 
ftelit, bei der Vernehmung ber Zeugen ein Befragen der» 
felben über ihre Folgerungen aus den gemachten Wahr⸗ 
nehmungen andzufchließen, fondern nur nach Möglichkeit 
dahin wirken will, daß derjenige Theil der Bekundung, 
welcher ein Urtheil enthält, auch als ſolches erkennbar fei, 
tamit nicht ber Zeuge fein Urtbeil an bie Stelle ber 
richterlichen Beurtheilung fee, daß alfo bet der Vernehmung 
ber Zeugen und ber protofolfarifchen Redaktion ihrer Ans- 
fagen mit möglichfter Genauigkeit und Sorgfalt verfahren 
und entſchieden werde, inwieweit die einzelnen Bekundungen 
auf finnlicher Wahrnehmung bernhen, inwieweit fie anderer: 
ſeits anf Folgerungen des Zeugen aus biefen Wahrneh- 
mungen zurũckzuführen find; 
daß biefe Auffaffung dur den Zufammenhang ber 
88 321 bis 327 der Krim.Ordn. und fpeziell für Fälle, wie 
der hier in Rede ftehende, durch 8 322 a. a. O. außer 
Zweifel geftellt wird. 
Antr. d. EStA.: gleicht. [40.—8.] 
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1. Gefängnißftrofe. - Dauer. 

2. 3. Meineid. - Beihülfe. - Aberlenunug der Ehren: 
rechte und ber Fähigleit ald Zeuge sc. eidlich vernommen 
zu werden. 

1. Die Dauer einer verhängten Freiheitsfirafe 
darf nicht nach Bruchtheilen eines Monats beflimmt 
werden. 

StGB. 8 19 fn. 1]. 


2. Segen den Gehülfen eines Meineids iſt auf 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, 

3. nicht aber auf dauernde Unfähigkeit als Zeuge 
20. eidli vernommen zu werden, zu erfennen. 

SER. 5 161 [n. 3). Bgl. ©. 518. 
Ert. (3.8.1) v. 2. Juli 1875 e. Maſchlanka (449 1. Cr.). 

[1.] Zunächft entfpricht die Feſtſetzung ber gegen ben 
Angeklagten M. erkannten Gefängnißſtrafe auf die Dauer 
von vier und einem halben Monat nicht den Beftimmungen 
des StGB.'s. Nah 8 19 dafelbit wird der Monat bei 
Treibeitsjtrafen nach dem Kalender berechnet. Die Dauer 
eines halben Monats ift daher unbeftimmt und da in der 
Terminologie des StGB.'s diefes Strafmaaß nicht vorfommt, 
fo ift bei Strafe unter einem. Monat, um Zweifel über 
deren Dauer nicht auflommen zu laſſen, bie letztere ſtets 
nah Wochen oder Tagen zur bejtimmen. Das angegriffene 
Urteil ift daher in Beziehung auf die Dauer der Gefängniß- 
ftrafe zu vernichten. 

[2.] Mit Recht gravaminirt die NB. ferner darüber, 
daß gegen den Augellagten nicht auf den Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte auf Zeit erfannt worden iſt. Die That, 
welcher der Angellagte fih nach der Annahme des Schwur- 
gerichtshofe® vor dieſem ſchuldig befannt Hat, iſt Beihilfe 
zum falfchen Zengniß nach Inhalt der 55 49 und 154 
Abi. 1 SiGB.'s. In Beziehung auf die Hauptthat war 
daher nach Art. 161 Abf. 1 die Aberfennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte geboten, und da nad) 8 49 in Verbindung 

33* 
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mit 8 45 das Gleiche in Beziehung auf bie Beftrafung des 
Gehülfen gelten foll, fo mußte auch gegen ben Angeklagten 
ber Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit verhängt 
werben. Der Ehw.-GH. hat indeffen nicht auf dieſe Neben- 
ftrafe erkannt, weil er dafür hielt, daß der Ausnahmefall 
des 8 157 Nr. 1 1. c. vorliege, und bies dahin motivirt, 
daß der Ungeflagte, wenn er die Zeugen, denen er zum 
Meineide Hülfe geleiftet, im Anbienztermine am Schwören 
gehindert hätte, fich jelbit eines Vergebene, der unbefugten 
Ausübung der Jagd befchulbigt haben würde. Allein ab- 
gefehen davon, daß ver in Rebe ftehende Strafermäßigungs- 
geund nach dem cit. 8 nur dem meineidigen Zeugen felbft 
zu Gute fommen fol, wenn die Angabe der Wahrheit gegen 
ihn felbft eine Verfolgung wegen eine® Verbrechens oder 
eines Vergehens nach fich ziehen konnte, und zwifchen dieſem 
Falle und dem bier in Frage befangenen, wenn ber Gehülfe 
eines meineidigen Entlajtungszengen burch Verzicht auf 
deſſen Eidesleiftung ober Vernehmung fih dem Verbachte 
eines Verbrechens oder Vergehens ausfegen wilrde, nicht 
einmal eine Analogie beiteht, fehlt ed der Annahme bes 
Schw.⸗“GH.'s, daß der Angelingte durch den Verzicht auf 
das Schwören der beiden Zeugen fich felbft eines Vergebene 
beſchuldigt haben würde, ar jeder prozefjualifchen Unterlage. 
Diefelbe wird nicht auf den Inhalt des vom Angellagten 
abgelegten Schulpbefenntniffes geftügl. Im Falle ber 
Verhandlung ohne Gefchworene ift der Schw.-GH. aber 
nicht in ber Lage, noch befugt, außer dem Umfange des 
Geſtändniſſes des Angeklagten irgend eine thatfächliche Feſt⸗ 
ftellung zu treffen, und ift daher auf die gedachte Annahme 
feine Rüdficht zu nehmen. Nach den oben cit. Geſetzes⸗ 
ftelen mußte daher gegen ben Angeflagten auf Verluſt ver 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden und ift das ange 
griffene Urtheil, ſoweit dies nicht gefchehen, zu vernichten; 

[3.] Dagegen kann die Befchwerde darüber, daß nicht 
gegen den Angeklagten M. auf die dauernde Unfähigkeit, 
als Zeuge oder Sachverftänbiger eivlih vernommen zu 
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werben, erfannt worden ift, für begründet nicht erachtet 
werben. Weber bie Zeftrafung des Verſuchs enthält das 
StGB. in den 88 44 und 45 befondere Beftimmungen, 
welche nach 8 49 bafelbjt auch auf die Beitrafung ber Bei- 
hülfe Anwendung finden, Nachdem ım 8 44 Vorfchriſten 
über die Hanptftrafe gegeben worden, bejtimmt 8 45, baß, 
wenn neben der Strafe des vollendeten Verbrechens oder 
Vergehens die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
zuläjfig ober geboten fei oter auf Zuläſſigkeit von Polizei⸗ 
auffiht erkannt werden könne, gleiches bei der Verſuchs⸗ 
ftrafe gelte. Vor der Zuläffigfeit oder Nothwenpigfeit, auf 
andere Nebenitrafen, als die beiden genannten, da wo fie 
für die vollendete That oder die That ſelbſt angebroht find, 
zu erfennen, ift dagegen hier feine Rebe, und muß hieraus 
gefchloffen werten, daß auf diefelben im vorliegenden Falle 
alfo auch auf die oben erwähnte Unfähigkeit nicht erfannt 
werten darf. Wäre ver Geſetzgeber davon ausgegangen, 
daß Hinfichtlich der zu erfennenden Nebenftrafen auch beim 
Berjuch die Beftimmungen über bie vollendete That An- 
wendung fänden, fo hätte es des $ 45 nicht beburft. Da⸗ 
raus, baß er diefen für erforderlich gehalten, darin aber 
nur von den beiden darin bezeichneten Nebenftrafen ge⸗ 
fprochen, folgt, daß er bie übrigen für bie vollendete 
That angebrohten Nebenftrafen bier nicht für anwendbar 
gehalten Bat. 

Antr. db. EStA.: gleichl. (33.—8.] 


often. - Niederfhlagung. - Ober-Tribumal. 
Das Ober-Tribunal ift nicht dazu berufen, über 
die Niederfchlagung von Koften zu befinden. 
Gef. v. 10. Mai 1851 $ 13; Von. v. 3. Ian. 1849 $ 178 [n. 16]. 


Beſchl. (I.) v. 6. Zuli 1875 0. Hönfer (132B. II. Cr.). 
[37.—6.] 
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1. Fragstellung. - Rechisbegrif. - Auflösung. 
2. Meineid. - Beihülfe. - Zengnißunfähigleit. 
3. Kosten. - Solidarhafl. 

1. Es ist lediglich dem Ermessen des Schwur- 
gerichtshofs überlassen und im Wege der Nichtig- 
keitsbeschwerde nicht nachzuprüfen, ob ein ge- 
setzliches Merkmal der That nur durch rechts- 
kundige Einsicht in Sinn und Zusammenhang der 
Gesetze beurtheilt werden und eine Auflösung in 
die zu seiner Beurtheilung wesentlichen That- 
sachen geschehen kann. 

StPO. $ 318. 

2. Wegen Beihülfe zum Meineid ift nicht auf 
Unfähigkeit zu eidlicher Vernehmung als Zeuge zu 
erkennen. 

StGB. 5161 In 3); Bgl. &. 516. 

3. Mitangeklagte haften für die Kosten des 
Verfahrens nur insoweit solidarisch, als eine 
Betheiligung derselben an den betreffenden De- 
licten festgestellt ist, nicht aber in Betreff anderer 
mit untersuchter Strafthaten. 

StPO. 8 440 Abs. 2. 
Ert. (8.1) v. 7. Juli 1875 e. Dingel (531 1. Cr... 

Gründe zu 2: 

Wenn auch der Wortlaut des 8 161 des StGB.'s, 
welcher die VBerurtheilung wegen Meineids für eine Derartige 
Unfähigfeitserflärung vorausfeßt, nicht nothiwendig erfordern 
mag, daß bie Verurtheilung nur wegen Thäterſchaft und 
nicht wegen Theilnabme erfolgt fei und in Wirflichkeit rüd- 
fichtlich des Anftifters zu einem geleifteten Meineide vie 
Nechtfprechung bes Kal. OTr.'s fich für bie Anwendbarkeit Des 
8 161 in biefem Punkte entfchieden hat (vergl. RrOTr. 13. 
©. 656, 14. &. 313, 15. S. 27. 526), fo liegt doch bie 
Trage anders in Beziehung auf den Gehllfen. Während 
nach 8 48 bie Strafe des Anftifters, und zwar vhne Unter- 
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ſcheidung zwifchen Haupt⸗ und Nebenftrafe, nach demjenigen 
Gefetze ſich bemefjen fol, welches auf die Handlung An- 
wendung findet, bie ben Gegenftand der Anftiftung bildet, 
ift die Strafe des Gehülfen zufolge 8 49, nach den über 
tie Beitrafung des Verſuchs aufgeftellten Grundſätzen zu 
ermäfigen und daß zu biefen Grundfügen auch die Vor⸗ 
Schrift des 8 45 gehört, wird in ben Motiven zu dem Gefet- 
entwurf S. 66 ausdrücklich anerfannt und wäre auch ohne 
dieſes ebenfowenig zu bezweifeln, wie, daß der 8 45 feiner 
Stellung im Syſteme des Geſetzes nach die Nebenftrafen 
des Verſuchs allgemein zu regeln bejtimmt ift. Hiernach 
aber wirb unter den Nebenftrafen eine Unterfcheidung dahin 
getroffen, daß zwar bie Aberfennung der Ehrenrechte und 
die Zutäffigfeit der Polizeianfficht auch auf ven Verſuch An- 
wendung findet, dagegen gejchieht der fonftigen Nebenftrafen 
und darunter auch der Unfähigkeit zur Zengnißablegung ꝛc. 
feine Erwähnung und muß daraus entnommen werben, 
daß der Geſetzgeber ſolche nicht hat zulaffen wollen. 

(60.- 6.] 


Hanfiren. - „Begleiter”. - Gewerbebetrieb. 


Derjenige, weldyer im Gewerbeſchein eines Hau- 
ſirers ꝛc. als deffen „Begleiter genannt ift, macht 
fih firafbar, wenn er für Rechnung jenes felbft das 
Gewerbe betreibt. 

Regul. v. 28. Aprif 1824 88 30. 20. 26; Bol. ROLL. 4. ©. 417; 
1. ©. 454; 12. 8.484; 14. ©. 444. 

Ert. (3.1) v. 7. Inli 1875 6. Hirſch (548 1. Or... 

Rah den SS 2. 7. 8 bis 11 des Negul. v. 28. April 
1824 bebarf Jeder, der ein Gewerbe umherziehend betreiben 
will, eines hierauf lautenden Gewerbefcheind, der unter An- 
derm ein volfftändiges Signalement des Inhabers enthalten 
muß. Nah 820 a. a. O. gilt diefer Gewerbefchein nur 
für die darin genannte Perfon, und darf niemals an einen 
Dritten verliehen, abgetreten ober auf irgend eine Art über⸗ 
laſſen ober anderer Mißbrauch bamit getrieben werben, und 
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ebenjowenig darf eine darin nicht genannte Perfon, wäre 
fie auch von ber Familie bes Inhabers, von Letterem mit 
umbergeführt, ober das Gewerbe für Nechnung des In⸗ 
haber® von einer dritten, in dem Gewerbefchein nicht ge- 
nannten Perfon, ausgeübt worden. Unter bem Ausdrucke 
aber: „eine in dem Gewerbefcheine nicht genannte Perjon“ 
ift ausfchließlih eine folche zu verftehen, welche in dem 
Gewerbejcheine nicht als berechtigt bezeichnet ift, fir Rech 
nung bes Inhabers das Gewerbe zu betreiben. Es folgt 
dies aus dem Wortlante der SS 20 und 28 und wirb Durch 
den 8 13 ibid, beftätigt. Nach dieſem können folchen Per- 
fonen, welche Werke der bildenden Kunſt, Landkarten, In⸗ 
ftrumente ꝛc. umbertragen oder fchidlen, zum Betriebe ihres 
Gewerbes auch Gehilfen bewilligt werben, jedoch müffen 
auch für folche in den Gewerbefcheinen tie Namen und 
deren Signalement® enthalten fein. Verſchieden von biefen 
Gewerbögehilfen find in bemfelben $ 13 bloße Begleiter 
aufgeführt, welche zum Zransport ber Waaren u. f. w. 
dienen follen, indeß ebenfalls mit der Maaßgabe, daß fie in 
dem Gewerbefcheine genannt und fignalifirt find. 

Autr. d. ES. : gleichl. (%0.—6.] 


1.2, Privatanklage. - Beleidigung, andre. - Zeit und Ort. 
3. Strafantrag. - Friſtwahrung. 
4. Verhandlung. - Verhör des Angeklagten. 

1. Das Gericht ist nicht verhindert, eine andre 
als die vom Privatkläger behauptete, diesen be- 
leidigende Aeusserung des Verklagten zum Ge- 
genstand der Aburtheilung zu machen, wenn aus 
der Verschiedenheit der Aeusserung und den 
Nebenumständen kein Zweifel über die Identität 
des Vorgangs, welchen Klage und Urtheil im 
Auge hatten, zu entnehmen ist. 

StPO. 8 4, 445. 


2. Die Angabe der Zeit und des Orts der 
That berührt nur die Identificirung derselben und 
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“kann nicht weiter, als zu diesem Zweck nöthig 
ist, erfordert werden. 
StPO. $ 353 Abs. 1; $ 76. n. 2. 

3. Für die Berechnung der Antragsfrift ift fie 
an fih unerheblich, da folche erſt mit der Kenntniß- 
nahme der That auf Seiten des Verletzten beginnt. 
Behauptet der Kläger diefe Kenntnig erſt zu einer 
fpäteren Zeit erlangt zu haben, fo ifl es Sache des 
Verklagten Thatfachen zu behaupten und unter Beweis 
zu fiellen, woraus eine früher erlangte Kenntniß und 
der Ablauf der Frift hervorgeht. 

EIER. 5 61 [n. 3). 

4. Die Abweichung von der Vorschrift, dass 
der Angeklagte vor der Beweisaufnahme über 
die Sache verhört werden soll, begründet nur 
dann Nichtigkeit des Verfahrens, wenn darin eine 
Erschwerung der Vertheidigung zu finden ist. 
Dies ist nicht der Fall, wenn der Angeklagte 
nicht bloss Gelegenheit sich zu erklären, sondern 
auch das letzte Wort gehabt hat. 

StPO. 8 385 Abs. 2 $ 238. 


Ertl. (3.1) v. 7. Inli 1875 Jakobs c. Qualmann (373 I. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. [68.—6.] 


Realkonknrrenz. - Geſammt-, Einzelftrafe. 


Nichtigkeit tritt ein, wenn der wegen Realkon⸗ 
kurrenz zu einer Gefammtftrafe verurtheilende Richter 
es unterläßt, zunächft Die Cinzelfivafen für die zu- 
fammentreffenden Delikte zu beftimmen. 

SIEB. 5 74 In. 24]. By. RoOTr. 13. ©. 225. 373; 15. ©. 557; 
16. ©. 42. 
Erk. (8 1) v. 7. Juli 1875 e. Oelkers (585 I. Cr.) 
Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 
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Zengniß. - Pflicht. - Selbſtbelafinng. 

Ein, feine Vernehmlaſſung verweigernder Zeuge 
kann dieſes durch die Behauptung: er müſſe be— 
fürchten durch eine ſolche ſich ſelbſt einer ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfolgung auszuſetzen, nur dann rechtfertigen, 
wenn er gleichzeitig darlegt und befcheinig:, daß eine 
ſolche Befürchtung nicht ohne feheinbaren Grund fei. 
Ob dieſem Erforderniffe genügt fei, unterliegt dem 
inftanzrichterlichen Ermeffen. 

Erim.-Ordn. 8 313 Nr. 4; Bon. v. 9. Jun. 1849 $ 20 [n. 11]. 

Beil. (.) dv. 7. Juli 1875 0. Wagner (157B. L fe 

20.—8.] 


— — — — — 


Strafantrag. - Diebftahl und Unterſchlagung. - Koſt 
und Lohn. 


| Diebftahl und Unterſchlagung, welde ein mit 
feftem Gehalt bei dem Beſchädigten angeftellter 
Handlungsgehülfe zu deffen Nachtheil begeht, unter- 
liegt der Beftrafnng, ohne daß es eines Strafantrage 
bedarf. 
SiGB. $ 247 [n. 8]; Bol. MOTr. 15. ©. 283. 

Erf. (3.11) v. 8. Juli 1875 e. Keſſel (706 U. Cr.). 

Die im 8 247 StGB.'s zuerft gedachten Kategorien: 
Angehörige, Vormünder, Erzieher bebingen gleichmäßig ein 
Berhältniß der Angehörigfeit oder nahen Zugehörigkeit, wie 
daffelbe Durch das Band der Familie und Verwandtichaft, 
vergl. 8 52 StGB.'s oder in ähnlicher Weife — Vormünder, 
Erzieher — begründet wird, und in weldem für eine 
Sühne der begangenen unerlaubten Handlung auf anderem 
Wege als auf dem Gebiete öffentlicher Strafe Raum ge- 
währt ift. Wenn nun den gedachten Kategorien eine vierte 
ſolcher Perjonen „in deren Lohn oder Koft fich der Thäter 
befindet”, auf den Antrag ber Kommiſſion bes Reichstags 
Hinzugefügt ift, fo wird erfennbar, daß damit nur eine Er- 
gänzung des Geſetzes im Sinne ber erfteren beabfichtigt 
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worben if. Es het alfo damit nur ein Geflnde- oder ein 
dem naheſtehendes Verhältniß, nicht aber ein Vertragsver⸗ 
hältuiß, wie das zwiſchen einem Handlungsgehülfen und 
beffen Prinzipal beſtehende, gemeint fein können, weil nach 
der Natur und Befchaffenheit des Tetteren nicht ausgefchloffen 
ift, daß dem Thäter gegenüber dem Befchädigten eine über» 
wiegend felbftftäntige und unabhängige Stellung eingeräumt 
geweſen ift, in welcher er der ſittlichen Einwirkung beffelben 
nicht, wie in ben übrigen Fällen des Geſetzes vorausgeſetzt 
wird, unterworfen war. Die Richtigkeit diefer Auffaſſung 
wird aber auch durch die Wahl der Ausdrücke: „Lohn oder 
Koſt“ gerechtfertigt, welche ein untergeorbneted nieberes 
Dienftverbältniß andeuten und eine Anwendung auf Hand- 
Iungsgehülfen dem Sprachgebrauche nach nicht zulaffen, wie 
dann auch in den Artt. 57, 60, 63 des D. HGB.'s bie 
ben Handlungsbienern für ihre Dienfte zu gewährenbe Ent- 
ſchaͤigung als „Gehalt und Unterhalt“ bezeichnet wird. 
Eine Ausrehnung der fraglichen fich als ein Ausnahmegeſetz 
darftellenden Vorjchrift des 5 247 des StGB.'s anf jedes 
dauernde, auf einer Geldentſchädigung reſp. Geltbelchnung 
beruhente Dienftverhältniß, — wie diefelbe in der NB. für 
gerechtfertigt erachtet wird, — würde in weiterer Konſequenz 
dahin führen müfjen, das Geſetz für das Berhäftniß von 
privaten Beamten jeber Art zur Anwendung zu bringen, 
was ficher nicht in ber Abficht bes Geſetzes gelegen hat. 
Allerdings ift für die weitere Entwidlung ber fogenannten 
Antragsbelifte und die Ausbehnung ter Zahl der nur auf 
Antrag zu beftrafenden Handlungen in der neueren Gefeß- 
gebung auch die Rüdficht auf das Intereſſe der durch bie 
Strafthat Verlegten beſtimmend geweſen. Hiernach Tann 
aber die Interpretation der Vorfehrift des 3 247 StGB.'s 
nicht beeinflußt werben, welche bie Bedeutung bes Intereſſes 
des durch die Strafthat Verletzten, die fragliche Handlung 
der amtlichen Unterfuchung und Beitrafung entzogen zu fehen, 
doch eben nur für beftimmte feftbegrenzte Verhältniffe an⸗ 
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erfennt unb nach ihrem ganzen Inhalt auf bie Nothwendig⸗ 
feit einer engen Auslegung binweift. 
Antr. d. GSM. : gleichl. . [37.—8.] 


Braumalzſteuer. - Defrandation. - Ordnungsitrafe. - 
Konkurrenz, reale. 


1. Selbfiftändige flrafbare Handlungen melde 
mehre Strafgefege oder ein Strafgefeß mehrmalg 
verlegen, find nad den Grundfägen von ber Real: 
konkurrenz auch dann zu beurtheilen, wenn die eine 
Handlung als Mittel zur Ausführung oder Ver— 
defung der andern gedient hat. 

SiGB. 8 74 [n. 6]. 


2. Die Regel des 6 35 Abf. 1 des Brauftener- 
gefepes v. 31. Mai 1872 ift nicht dahin zu ver- 
fieben, daß neben der Defraudationgftrafe auf eine 
Ordnungsſtrafe auch dann nicht zu erkennen fei, 
wenn die eine und Die andere wegen verfchiebener 
ſelbſtſtändiger Handlungen zu verhängen ifl. 

R.-Branfteuer-Gef. v. 31. Mai 1872 8 35. 

Ertl. (2. I.) v. 8. Juli 1875 o. Pötter (704 IL. Cr.). 

Gegen ben Bierbrauereibefiger P. wurbe feſtgeſtellt, daß er an 
77 Tagen Quantitäten undeflarirten Malzſchrots in einem ber Steuer- 
behörde nicht angezeigten Raume lagern gehabt und während biefer 
Zeit in 52 Fällen von biefem Malzſchrot jedesmal 2 Centner mittels 
Berlegung eines durch ein Siegel bewirkten amtlichen Verſchlufſes nach⸗ 
gemaiſcht habe. Die App.-Kammer verurtheilte ihn deshalb wegen 
Stenerbefraubation und Vergebene gegen 6 136 StGB.'s im ibeealer 
Konkurrenz und bradıte die Strafe des letzteren, als bie härtere, zur 
Anmenbung ; fie hielt dagegen eine weitere Orbnungsfirafe um bes- 
willen für ansgeichloffen, weil dae Lagern bes Malzſchrots gerabe zu 
dem Zwed geſchehen jei, um nadher das Einmaifchen vorzunehmen 
und jene Orbnungsfrafe nur eintreten folle, wenn tie Defrandatione- 
firafe nicht verwirkt iſt. Gegen dieſes Urtheil ergriff ver Ob.⸗Prokurator 
ben Kaffations-Relure, weil nicht meben ber Defrandationsfirafe 
gemäß $ 35 des Brauſteuergeſ.'s v. 31. Mai 1872 anf eine Orbnungs- 
ſtrafe erfannt fei. Das OLr. laffirte daB Urtheil der App.-Rammer 
und begründete fein Urteil burch bie Erwägungen: 
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was zumächft die 52 Fälle angeht, in welchen zugleich 
eine Defraubation feitgeftellt ift, daß der Caſſ.Verklagte 
durch jenes Hinlagern von Malzfchrot auf den der Steuer- 
behörbe nicht angezeigten Darrboden ber Vorſchrift bes 
8 13 des bezogenen Brauftenergefeßes und ber Nr. 1 ber 
Kab.-Orbre v. 10. Yan. 1824 zuwiberhanbelte; 

daß nicht feftgeftellt ift, baß in den hier fraglichen 
Fällen diefes Hinlagern im unmittelbaren zeitlichen Zus 
fammenhange mit dem Nachmaifchen ftattgefunden hat; baß 
aber durch das angefochtene Urtheit feftiteht, daß größere Quan— 
titäten von ſolchem Schrot, al8 die zur Defraudation jedesmal 
verwendeten, in dem genannten Raume fich befunden haben ; 

daß fomit, was die Anwendung bed Strafgefeßes be- 
trifft, bezüglich des Nachmaifchen® und des Lagernd von 
Malzſchrot nicht eine und diefelbe Handlung im Sinne des 
8 73 des StGB. anzunehmen, hier vielmehr verfchiebene 
jelhftftändige Handlungen vorliegen; 

daß folche felbitftändige Handlungen, welche mehrere 
Strafgefege oder daſſelbe Strafgeſetz mehrmals verlegen, — 
abgeſehen von dem Hier nicht zur Sprache kommenden Falle, 
wo eine geſetzliche Strafandrohung die Merkmale verſchiedener 
jtrafbarer Handlungen vereinigt, — nach den Grunpfägen 
der Real: Konkurrenz zu beurtheilen find, ohne daß hierbei 
gejeglich darauf etwas anfommt, daß etiwa die eine Hand» 
lung als ein Mittel zur Ansführung oder Verdeckung ber 
anderen gedient hat; 

daß zubem der von ber App.-Kammer außer Acht ge- 
taffene 8 37 des Brauftenergefeges, im Falle mit der De- 
fraudation eine Verlegung befonderer Vorfchriften derſelben 
verbunden ift, ausdrücklich die SS 74 bis 78 des StGB.'s 
für anwenbbar erklärt; 

baß endlich der $ 35 1. c. tie Regel aufftellt, daß bie 
Webertretretung der Beftimmungen deſſelben, ſofern nicht 
die Defraudationsſtrafe verwirft worden, mit einer 
Dronungsftrafe bis zu 50 Chir. zu ahnden fei, diefe Regel 
aber nicht mit der App. Kammer dahin zu verftehen ift, daß 
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neben ber erfteren auf eine Orbnungsftrafe auch daun nicht 
erfannt werben könne, wenn bie eine unb die andere wegen 
verfchiedener felbftftinbiger Handlungen zu verhängen iſt; 

In Erwägung in Betreff der 25 Fälle, in welchen 
nach der Feitftellung des angefochtenen Urtheils ein Nach 
maifchen nicht ftattgefunden hat; 

dag wenn bie App. Kammer bie Anwenbung des $ 35 
eit. hier aus dem Grunde ausfchließt, weil nicht nachgewiefen 
fei, daß die fraglichen Quantitäten Mal;fchrot andere als 
diejenigen gewefen, welche ver Caſſ.⸗Verklagte in den vor» 
angegebenen Fällen zum Nachmaifchen verwendet babe und 
bezüglich deren er beftraft werde; — tiefer Grund als ein 
rechtsirrthümlicher fich darſtellt; 

daß nämlich der thatſächlichen Feſtſtellung gegenüber 
die Strafbarkeit des Caſſ.⸗Verklagten von einem Nachweiſe 
der Art nicht mehr abhängig gemacht werben kounte und 
und bie Argumentation der App.Kammer auf der in Vor 
ſtehendem reprobirten Anficht beruht, daß burch den Eintritt 
der Defraudationsftrafe bezüglich der fraglichen Quantitäten 
die Ordnungsſtrafe des 8 35 1. c. ausgeſchloſſen fei. 

Antr. d. EStA.: gleichl. (48.—8.] 


nn — — —— — 


Zengniß⸗Pflicht. - Verſprechen der Verſchwiegenheit. 
Ein einem Andern gegebenes Verſprechen der 
Verſchwiegenheit befreit nicht von der Pflicht zur 
Ablegung eines Zeugniſſes über die betr. Thatſache. 
Erim.-Orbn. $ 813; Bon. dv. 3. Jan. 1849 $20 [n. 10). 


Beſchl. (I) v. 8. Juli 1875 0. Schmidt (123B. II. Cr.) 
(87.—6.] 


Betrug. - Bermögensbeihädigung. - Kredit. 
Eine Bermögensbefhärdigung kann auch dann 
vorliegen, wenn der durch die Vorſpiegelung der 
falſchen Thatſache verſchaffte Vermögensvortheil nur 
in der Erlangung eines Kredits beſteht, ohne daß es 
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in diefem Halle noch darauf anfommt, ob fpätere 
Zahlang möglich oder beabſichtigt ift. 
StGB. 8 268 [n. 18. 35]. 


Ert. (3. 4.) v. 8. Juli 1875 e. Schmidt (769 IT. Cr.). 
Antr. d. GSM.: gleichl. [50.—8.] 


Geiftliher. - Amtshandlung. - Stile Meſſe. 
Cine von einem Geiftlichen, welcher den Nachweis 

gefeglicher Berufung zu einem dazu ermächtigenden 
Amte nicht führen Tann, gelefene ftille Meſſe, ift 
nicht unter allen Umflänven, als geiftliche Amtshand- 
lung anzufehen. Ob es im Einzelfall anzunehmen 
fei, iſt aber nicht blos nach der Abficht des Geift- 
lichen, fondern nad der äußeren Art und Erfcheinungs- 
for des Mefielefens zu beurtheilen. 

Geſ. v. 21. Mai 1874 Art. 2; Vgl. RrOTr.’s 15. ©. 172. 853. 867. 
Er. B.1.) v. 8. Jali 1875 0. Echneiderd (767 LI. Cr.) 
Das freiſprechende Urtheil der App.» Kammer berubte anf ber 

Auffaſſung, daß eine ftifle Meſſe, weiche ein Geiſtlicher zur Befriedigung 

feines religiöjen Bebärfniffes an einem Seitenaltar, gleichzeitig mit 

einer von dem Pfarrer in der Pfarrfiche dienſtmäßig gelefenen öfjent- 

Iihen Meſſe celebrirt, eine geifiliche Amtshandlung nicht darſtelle. Das 

OTr. fand dieſe Anffaffung In einer derartigen Allgemeinheit rechts⸗ 

irrthümlich, indem es erwog: 

daß zwar das Leſen einer ſtillen Meſſe nicht unbedingt 
als eine geiſtliche Amtshandlung angeſehen werden muß, 
vielmehr unter beſonderen Umſtänden den Charakter einer blos 
privaten, lediglich die Erfüllung einer Gewiſſenspflicht in 
ſich ſchließenden Handlung an ſich tragen kann; 

daß aber für die Frage, ob im einzelnen Falle das 

Meſſeleſen eine geiſtliche Amtshaudlung ſei, nicht die bloße 

Abficht, in welcher der betreffende Geiſtliche die Function 

vorgenommen hat, das entjcheibende Merkmal bildet, und 

ebeufowenig der Umftand, daß gleichzeitig mit ber ftillen 

Meſſe in der Pfarrkirche von ben Pfarrer eine öffentliche 

Mefte celebrirt worden, von durchgreifender Bedeutung ift, 
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baß vielmehr fie für die äußere Art und Erfeheinungsform 
des Mefielefens im Berhältniß zu dem Publikum, insbeſondere 
zu den Gemeinbemitgliebern maßgebend ift, und wenn bier» 
nach daſſelbe fich als eine geiftliche Function barftellt, ge 
eignet, das religiöfe Bedürfniß der Gläubigen zu befriebigen, 
es auch den Charakter einer geiftlichen Amtshandlung an 
ſich trägt, gleichviel ob es der Abficht des Geiftlichen, feine 
Priefterpflicht zu erfüllen, zunächit feine Bornahme verbanft, 
und ob das Bedürfniß der Gläubigen auch durch das An- 
hören ber feierlichen Meſſe befriedigt werben konnte. 

Ante. d. GSta.: gleihl. [44.—8.] 


Beweisanfnahme, - Berleiung. - Abweichung. 


Cine Abweichung von der erftrichterlichen SFeft- 
ftelung durch den Appellationsrichter iſt nur dann 
für gerechtfertigt zu erachten, wenn das Sitzungs⸗ 
protofoll nachweift, dag und in welcher Art eine 
Erneuerung oder Wiederholung der Beweisaufnahme 
ftatt gefunden hat; eine Erwähnung der flattge- 
babten Beweiserhebung in den Urtheilsgründen reicht 
dazu nicht hin. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 In. 91); Vgl. RdOTr. 2. ©, 216; 
3. ©. 408. 

Ert. (8. 1.) v. 8. Juli 1875 e. Nedwarth (768 II. Cr.). 

Das App.-Urtheil nahm eine vom erflen Urtheil abweichende that- 
ſächliche Feſtſtellung vor; die Gründe befagen, Daß wegen weſent⸗ 
Iicher Bedenken eine Wiederholung der Beweisaufnahme durch Ber- 
lefen früherer Ausjagen des Angeklagten für nothwendig erachtet fei. 
Das Audienzprotofol conflatirt aber nur bie Berlefung, nicht aud, 
zu welchem Zwed fie erfolgt if. Das OTr. vernichtete. Grünbe: 

Unbedenklich ift e8 als eine wefentliche Vorfchrift bes 
Verfahrens zu betrachten, daß nach Art. 101 des Geſ.'s 
v. 3. Mai 1852 der App.-Michter an bie Thatfeſtſtellung 
bes erften Richters fo lange gebunden ift, al® er fich nicht 
durch eine neue oder durch die Wieberholung der in erfter 
Inſtanz ftattgehabten Beweisaufnahme in bie Lage geſetzt 
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bat, eine abweichende thatjächliche Feitjtellung zu treffen. 
Hieraus und aus ber Beftimmmng bed Art. 78 ib. in fine, 
daß die Beobachtung der vorgefchriebenen Förmlichkeiten 
nicht anders als durch das Aubienzprotofolf bewiefen werben 
Könne, folgt aber die Nothwenbigfeit, daß durch das Audienz- 
protokoll felbft conftatirt werde, daß der Appellationsrichter 
in eine neue oder erneuerte Beweisaufnahme bat eintreten 
wollen, und daß zu diefem Zwecke ein gewiffer prozeffualijcher 
Akt ftattgefunden habe. Dieſem Erforberniffe ift im vor- 
liegenden Falle nicht genügt, das Protokoll Liefert den er- 
forberlihen Beweis nicht, läßt insbeſondere nicht erkennen, 
ob tie Berlejung der Ausfagen des Angeklagten v. 16. Ja⸗ 
nuar und 5. Februar 1875 etwa durch den Neferenten als 
eines Theiled ſeines Referats und vermöge feiner eigenen 
Smitiative oder unabhängig von bemfelben auf bejonvere 
Anordnung des Gerichtd und zu welchem Zwede erfolgt ift. 
Die in den Entfcheidungsgründen enthaltene nachträgliche 
Conftatirung, daß das Gericht eine Wiederholung der Beweis: 
aufnahme durch jene Verlefung bezwedt habe, kann hiernach 
niht ausreichen, und dies um fo weniger, als e8 darauf 
anlam, die Abficht des Gericht, die Ausjagen zum Zwecke 
der Beweisaufnahme verlefen zu laffen, ſchon im Laufe der 
mündlichen Verhandlung zur Kenntniß der Parteien zu 
bringen, und dadurch die Verlefung als Akt der Beweis- 


aufnahme ihrer Erörterung zu unterbreiten. 
Antr. d. GSitA.: gleicht. [82.— 8.) 


Richter. - Befaſſung. - Andrer Gefihtspunft. 


Dadurch daß die Anklage nur auf Beleidigung 
duch Behaupten unerweislicher Thatſachen ($ 186 
StGB.'s) gerichtet war, ift der Richter nicht behindert, 
auf Grund feiner Feſtſtellung wegen falſcher An- 
ſchuldigung ($ 164) zu verurtheilen. Die Frage, 
ob der Angeklagte wider beſſeres Wiſſen nn 

Rechtſpr. d. K.D.-Tr. ıc. XVI. 
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bat, bildet einen die hat begleitenden Umftand im 
Sinne des 
Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 30 fo. 10]. 


Erf. (3.1) v. 9. Zuli 1875. ec. Nofenhain (514 I. Cr.) 
Antr. d. GStA.: gleichl. 147. - 6. 


Gewerbeſteuer. - Hauſiren. - Gewerbeſchein. 


1. Die Vorſchriften des F 55 der B.⸗Gew.⸗O. 
v. 21. Juni 1869 vegeln den Gewerbebetrieb nur in 
polizeilicher Beziehung und fommen für die Steuer- 
pflichtigfeit und die Beftrafung aus 6 7 und 26 des 
Hauf.-Regul. v. 28. April 1824 nicht in Betracht. 
Hanf.-Regul. v. 28. April 1824 8 7. 26; B.-Gem.-Orbn. v. 21. Imi 

1869 $ 55; Bgl. ArOXr. 11. ©. 557. 

2. Der Betrieb eines Gewerbes im Umherziehen 
ohne Gemwerbefchein zieht eine Steuerftrafe auch dann 
nah fih, wenn der Gewerbefchein nah AD. vom 
12, Febr. 1831 und Gef. v. 19. Zuli 1861 6 20 
fleuerfrei zu ertheilen gewefen wäre. 

Hanf.-Regul. v. 28. April 1824 $ 26; Gef. v. 19. Juli 1861 $ 20; 
Dal. RrOXr. 165. ©. 739. 


Et, (3.1) v. 9. Inli 1875 e. Simfon (524 I. Cr.). 
Antr. d. EGStA.: gleichl. [46. - 6.) 


Gewerbeordnung. — Gewerbliche Gehülfen. 


Auch ein einzelnes Unternehmen und deſſen Aus— 
führung kann den Begriff des Gewerbes erfüllen. 
Hierzu bedarf es nicht überall einer einheitlich in 
dauernd beſtimmter Richtung anhaltend fortgeſetzten 
Erwerbsthätigkeit. 

B.⸗Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 8 152. 158. 
Erk. (V. 1.) v. 9, Inli 1875 ec. Wiesnowski (494 I. Cr... 


Ein Bauunternehmer hatte bie Herfiellung eines Bahnhofeplauums 
nnd der hierzu erforderlichen Erdanſchüttungen übernommen. Einen 
Theil diejes Unternehmens bildete das Ausfchachten und ber Transport . 
des Erdreichs. Behufs Leitung biefer Erdarbeiten hatte ber Unter⸗ 
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nehmer einen Schachtmeiſter angeftellt. Bon biefem war eine Anzahl 
Arbeiter in Lohn genommen, zu denen W. gehörte, welcher andere 
Arbeiter durch Drohungen zu beftimmen verfuchte, an Berabrebungen 
zur Erlangung glnftigeren Lohnes Theil zn nehmen. Deshalb ans 
$ 153 der B.-Gew.-Ddn. v. 21. Juni 1869 angeflagt, wurde er vom 
App.⸗Gericht freigejprochen, weil ba8 Unternehmen Erbe abzugraben 
und abzufahren als ein Gewerbe nicht anerkannt werben Tonne und 
ein &ewerbebetrieb jebenfalls eine einheitliche in bauernder Richtung 
anhaltend fortgeſetzte Erwerbsthätigkeit verlange; ein einzelnes Unter⸗ 
nehmen und befjen Ausführung dagegen ben Begriff bes Gewerbes 
nit erfülle; wenn aber auf Seiten des Unternehmers ein Gewerbe- 
betrieb nicht vorliege, W. auch nicht als gewerblicher Gehlilfe im Sinne 
ber 68 152 und 153 ber Gew.Ordn. bezeichnet werben könne. Das 
OTr. hielt diefe Auffaſſung des Begrifjs des Gemerbebetriebs für zu 
eng und fprad in dem vernichtenden Erlenntniß aus: 

Der App.» Richter hätte fih der Prüfung der Trage 
unterziehen müfjen, ob das in Trage befangene ganze Unter- 
nehmen nicht als ein einheitliches zu betrachten und ob 
beifen Ausführung von dieſem Standpunkte aus nicht ale 
ein Gewerbebetrieb im Sinne ber 88 152 und 153 der 
R.Gew.⸗Ordn. zu betrachten, ob ferner der Angeklagte nicht 
durch Bermittelung das betreffenden Schachtmeifters in ben 
Lohn des Unternehmers als Arbeitgebers getreten fei, in 
welchem alle nicht wie der App.-Richter thut, auf defjen 
Ipezielle ober örtliche Beichäftigung würde Werth gelegt 
werben Fönnen. 

Antr. d. GSſtA.: gleicht. [46.—6.] 


Rheiniſcher Prozeß. - Unterſuchungsrichter. - Unfähigkeit? 

Es befteht Feine gefegliche Vorſchrift, durch welche 
in den zur Kompetenz des Zuchtpolizeigerichts ge= 
börenden Sachen die Mitwirkung des Unterfuchungs- 
richterd als Richter in zweiter Inſtanz bei Strafe 
der Nichtigkeit unterfagt wäre. Der Art. 257 der 
Rh. StPO. bezieht fih nur auf das Verfahren vor 
den Affifenhöfen. 

Ertl. (3.11) v. 12. Juli 1875 e. Air (716 II. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. 82.—8.] 
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Hanfiren. - Gegenftand des Wodenmarft-Berfehrs. 


Gegenftände des Wochenmarft-Verfehrs dürfen 
auf foldhen Märkten ge- und verfauft werben, ohne 
daß es dazu eines Gewerbeſcheins bedürfte. 

Haufir⸗Regul. v. 28. April 1824 $ 14 Nr. 1; R.Gew.⸗Ordn. v. 
21. Juni 1869 8 64. 66. 
Erf, (8.11) v. 12. Juli 1875 co. Berfentopf (779 IL. Cr.). 

Zuvörderſt ift fo viel Har, daß, weil Eier nach 8 14 
Nr. 1 des Hauſir⸗Regul. vom 28. April 1824 unzweifelhaft 
zu den Gegenjtänten des Wochen marktverkehrs gehören, 
dergleichen auf ſolchen Märkten ohne Rüdficht auf ihren 
Urfprung und ob fie zu ben felbjtgewonnenen Probuften 
ber Verkäufer gehören oder nicht, von Jedermann in bes 
liebiger Quantität und ohne Daß es dazu eines Hauſirſcheins 
bedarf, aufgefauft werden können. Dies folgt fchon aus 
tem $ 64 Abf. 1 und $ 66 der R.-Gew.-Orbn. v. 21. Juni 
1869, welde ven SS 75 und 78 der Pr. Gew.Ordn. v. 
17. Yan. 1845 wörtlich entnommen find, da biernach 

ber Beſuch der Mefien, Jahr- und Wochen märkte, fo wie 
ber Kanf und Berkauf anf denfelben einem Jeden mit 
gleihen Befugniſſen freifteht, 
rohe Naturerzeugniffe aber und frifche Lebensmittel aller 
Art, aljo fiher auch Eier, zu ven Gegenftänden des Wochen⸗ 
marktverkehrs gehören. Darnach bedurfte alfo der Ange- 
Hagte zum Ankaufe ber Eier auf dem Wochenmarfte eines 
Gewerbeſcheins nicht und ebenfowenig unterlag diefer Ankauf 
irgend einer fonftigen Steuer, ba der Marftverfehr 
„in keinem Falle mit anderen, als folgen Abgaben belaftet 
werben darf, welde eine Bergiitigung für ben überlaffenen 
Raum und den Gebrauch von Buben und Geräthſchaften 
bilden“: (a. a. DO. beziehungsweile $ 68 und 77.) 
Tolgerecht würde biernach der Angeklagte auch für den 
Weiterverkauf der auf dem Wochenmarkte angelauften 
Eier nicht ftrafbar fein, wenn feftftände, daß diefer Weiter 
verfauf auf dem Markte ſelbſt ftnttgefunden habe, ins- 
befondere würte biefer Verkauf auch nad $ 1 bes Haufir- 
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Regulatios v. 28. April 1824 nicht als Hauſirhandel 
anzuſehen fein. 
Antr. d. GSN.: entgegen. [28.—8.] 


— nn — — 


Strafantrag. - Handlungs-Reiſender. - Unterſchlagung. 


Die ſtrafrechtliche Verfolgung eines, feſten monat⸗ 
lichen Gehalt und Proviſion beziehenden Handlungs⸗ 
reiſenden wegen Unterſchlagung zum Nachtheil ſeines 
Prinzipals iſt nicht durch Strafantrag bedingt, weil. 
jenes Verhältniß nicht als ein Lohnverhältniß anzu⸗ 
ſehen iſt. 

StGB. $ 217 [n. 7]. Bgl. RdOTr. 13. ©, 222; 16. ©. 621. 

Erf. (8.1) v. 12. Juli 1875 c. Hofftätter (784 II Cr.). 

Antr. d. GStA.: gleichl. (32.—8.] 


— — — — 


Gewerbeordnung. - Verkehr. - Polizei-Verordnung. 


Die Borfchrift des S 37 der R.⸗Gew.⸗Ordn. v. 
21. Zuni 1869 ift eine ganz allgemeine und umfaßt 
auch den Güterverkehr und die den Zwecken des— 
felben dienenden Zransportmittel. 

B.⸗Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 8 37. 
Erk. (8.1) v. 12. Juli 1875 e. Pauly & Gen. (775 I. Cr.) 

Eine auf Orund des 8 37 ber R.-Gew.-Ortn. v. 21. Juni 1869 
für die Gemeinde L. erfafjene Ort6polizei-Berorbnung dv. 19. Augufl 
1873 Initpfte bie Ausiibuung des Schrötergemwerbes an polizeiliche Kon⸗ 
zeſſion. B. und Gen. hatten ohne foldhe gewerbsmäßig verfchtedene 
Fuder Wein nach der Moſel in das Schiff gefchrotet reſp. transportirt. 
Deshalb angeklagt, wurden fie freigefprocdhen, weil ber 8 37 cit. auf 
das Schrötergewerbe nicht zu beziehen fei, die Polizeiverorbnung daher 
mit Unrecht deſſen Betrieb von einer Konzejfion abhängig mache. Das 
OTr. faffirte das Urtheil in Erwägung 

baß der 8 37 der B.Gew.Ordn., in deſſen Ausführung 
die Polizei.Verordu. für die Bürgermeifterei X. v. 19. Aug. 
1873 erfaffen ift, beftimmt, vaß die Unterhaltung bes 
öffentlichen Verkehrs innerhalb der Orte durch Wagen aller 
Art, Gondeln, Sänften, Pferde und andere Transport⸗ 
mittel, fowie das Gewerbe derjenigen Perfonen, welche auf 
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Bffentlichen Straßen oder Blägen ihre Dienfte anbieten, ver 
Regelung durch die Orts-Polizeibehörde unterliegt; 

baß dieſe gefetliche Beitimmung den Zwed hat, bie 
burch die Verkehrs⸗Intereſſen gebotene Regelung ber ſo— 
genannten Straßengewerbe, weil hier lokale Berhältniffe 
wefentlich maßgebend find, in das Ermeſſen der Drts-Po- 
lizeibehörbe zu ftellen; 

baß diefelbe ganz allgemein lautet und befonders auch 
‚ven Güterverfehr und die den Zwecken deſſelben dienenden 
Transportmittel umfaßt. 

Antr. d. GStaA.: entgegen. [48.— &] 


Ideal⸗Konkurrenz. - Unftatthaftigleit der Berfolguug ans 
dem härteren Gejeb. 


Wenn in einem Falle der Ideal-Konkurrenz die 
Strafverfolgung aus dem Geſetze, welches die ſchwerſte 
Strafe androht, unftatthaft ift, fo folgt nicht, daß 
deshalb auch die Befirafung aus dem andern ebenfalls 
verlegten Gefege als ausgefihloffen zu erachten wäre. 

StGB. 8 73 [n. 12). 
Erf, (3. 11.) v. 12. Juli 1875 e. Rieſe (788 IL. Cr.). 

R. war des gewerbemäßigen Glüdsipiels aus 8 284 und des 
Banbkhaltens aus $ 360 Nr. 14 ſchuldig. Aus $ 284 war Strafe nicht 
erkannt, weil der nachgewiejene Kal in Verbindung mit einem fchon 
früher beftraften, ben Begriff des Kolleftivvergehens des gemerbsmäßigen 
Blüidsfpiels darfiellte. Dagegen war aus 8 360 Nr. 14 geflraft. Das 
OTr. wies die biergegen eingewenbete NB. zurüd, indem «6 
obigen Sat anfflellte. 

Autr. d. GStA.: gleich. [48.—8.] 


Gewerbepolizei-Contravention. - Errichtung von Anlagen. 


Unter den Anlagen zum Gewerbebetrieb, welche 
befonderer Genehmigung bedürfen, find nur beflimmte, 
zum Zweck eines fortgefegten Betriebs dienende und 
daher auf eine gewiffe Dauer berechnete Einrich- 
tungen zu verſtehen. Die Strafbarkeit verfelben fegt 
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aber nicht voraus, daß bereits Nachteile in deren 
Folge eingetreten find. 
R.-Gew.-Ordn. v. 21. Juni 1869 8 16. 147 n. 2. 
Ertl, (3.1) v. 12. Inil 1875 eo. Simon (721 II. Cr... 

S. hatte in B. ein Schlächtergewerbe begonnen und verfchiedene 
Tiere theils in feinem Stall, theils in dem Waſchhauſe geſchlachtet. 
Deshalb aus 8 10 R.-Gew.-Orbn. angellagt wird er freigeiprocen, 
weil nicht erhelle, daß er dauernde Anlagen zum Betriebe des Schlächter- 
gewerbes gemacht habe. Die NB. des OSſStA.'s führte aus: daß ber 
Betrieb bes Schlächtergewerbes in irgend einer Räumlichkeit, unter 
Benutzung der denſelben ermöglihenden Mittel, zugleich die Errichtung 
ber Anlage einer „Schlächterei” im ſich enthalte, fo daß alfo Beginn 
der Ansübung des Schlädhtergewerbes und Errichtung einer Schlächterei 
zufammen fielen. Das OTr. hielt die NB. für unbegründet. Gründe: 

Die Vorfhrift des 8 16 a. a. O. ſetzt bei den daſelbſt 
gewählten Worten: „zur Errichtung von Anlagen” noch 
für den Thatbeſtand ber vorgejehenen ftrafbaren Handlung 
beftimmte, zum Zwecke eines fortgejegten Gewerbebetriebes 
dienende, und daher auf eine gewiffe “Dauer berechnete, 
Einrichtungen voraus. Es geht dies auch aus ber Quali⸗ 
fifation der gebachten Anlagen im Gefete, — 

ba nur derartige dauernde Einrichtungen Nachtheile und 
Gefahren, wie fie das Geje im Auge bat, berbeiflihren 
können, — 


und aus der Strafandrohung des $ 147 Abf. 2 der R.- 
Gew.⸗Ordn. gegen diejenigen, welche „gewerbliche Anlagen” 
errichten, zweifellos hervor. Die Errichtung folcher Anlagen, 
nicht alfo die gewerbliche Thätigfeit an fi), ohne Geneh- 
migung ber zuftänbigen Behörde, ift unter Strafe geftellt, 
wie denn das letztere auch nicht gefchehen Tonnte, va der 
Beginn ftehender Gewerbe mit bejtimmten, im Geſetze ge- 
ordnieten Ausnahmen, — 8 29 seq. a. a. O. — nur an bie 
Anzeige bei der zuftändigen Behörde, — 88 1.14 a. a. O., 
8 19a. des Gew.⸗St.Geſ.'s, — nicht aber an die Geneh- 
migung derfelben gebunden if. Es Tann zugegeben werben, 
daß ein fortgeſetzter zweckentſprechender Gewerbebetrieb, wie 
überhaupt bei den Gewerben, welche $ 16 a. a. O. im Auge 
bat, fo auch bei dem Schlächtergewerbe, ohne Errichtung 
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der im Geſetze gebachten gewerblichen Anlagen nicht wohl 
denkbar erfcheint. Dennoch ijt nicht ausgefchloffen, daß im 
einzelnen Falle der Beginn eines ftehenden Gewerbes, — 
vergl. Ss 14 a. a. O., 88 19a., 39b. des Gew.⸗St.⸗Geſ.'s 
— stattgefunden haben kann, ohne daß zum Betriebe bes- 
jelben beveit8 Anlagen errichtet waren, welche unter bie 
Vorſchrift ver SS 16, 147 Abf. 2 der R.-Gew.-Orbı. fallen. 

Dafür kann anch nicht geltend gemacht werden, daß 
8 16 ber R.Gew.⸗Ordn. ftatt des in dem übrigens gleich- 
Iautenden S 1 1. des Preußifchen Gejeges v. 1. Yuli 1861 
(GS. ©. 749) — vgl. 8 27 der Br. Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 
1845 — gewählten Ausdruckes „Schlachthäufer,, ven allge» 
meineren „Schlüchterei” gewählt Bat. Denn immerhin 
veriteht das Gefe auch unter einer Schlächterei nicht, — 
wie die NA. vermeint, — einfah die Thätigkeit des 
Schlächters, fondern eine zur Ausübung dieſes Gewerbes 
errichtete Anlage. Die Frage nun, ob zum Betriebe eines 
beftimmten Gewerbes, Anlagen, wie fie $ 16 a.a. D. voraus⸗ 
fett, errichtet find, bewegt fich wefentlich auf thatfächlihem 
Gebiete und ijt alfo von dem Ynftanzrichter nach den durch 
die Anklage und Verhandlung gebotenen Grundlagen zu 
entfcheiben. 

Die Strafbarkeit des in 8 16 a. a. O. vorgefehenen 
Thatbeſtandes bedingt allerdings nicht, daß die dafelbit er- 
wähnten Nachtheile in Folge der Errichtung der gewerblichen 
Anlage bereitd eingetreten und im konkreten Falle nachge⸗ 
wiefen find. Auch iſt das Borhandenfein des gebachten 
Ihatbeftandes nicht davon abhängig, ob eine gewerbliche 
Einrichtung, falls fie objektiv unter den Begriff der in 
816 a. a. O. aufgeführten gewerblichen Anlagen fällt, bie 
gedachten Nachtheile, Gefahren over Beläjtigungen herbei» 
zuführen geeignet if. Die Gründe der Vorerfenntniffe 
laffen aber auch nicht entnehmen, daß die Inſtanzrichter von 
einer berartigen irrthümlichen Auffaffung ausgegangen find. 

Antrag d. GSM.: entgegen. [37.—8.] 
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Beleidigung. - Abdrud einer Vertheidigungsrede. 

Die Strafbarkfeit einer Beleidigung wird dadurch 
nicht ausgefchloffen, daß fie durch Mittheilung des 
ftrafbaren Inhalts einer in öffentlicher Gerichtsfigung 
vorgetragenen Bertheidigungsrede begangen worden iſt. 

StGEB. 8 185 [n. 19]; R.-Preßgei. v. 7. Mai 1874 $ 17. 20. 

Erf. (3.11) v. 12. Inli 1875 c. Wenzel (752 IL. Cr.). 

Gründe: 

Die durch ten Anhalt einer Druckſchrift begangenen 
ftrafbaren Handlungen unterliegen den allgemeinen Straf- 
gejegen, infoweit nicht das Reichsgeſetz v. 7. Mai 1874 
abweichende Beftimmungen enthält. ine dahin abzielende 
Beftimmung, daß die Mittheilung des ftrafbaren Inhalts 
einer Vertheidigungérede durch eine Zeitung ftrafloe 
fei, enthält das angezogene Geje nicht, insbeſondere auch 
nit in den von bem Angeklagten fpeciell in Bezug ge» 
nommeneng 17, welcher nur die vorzeitige Veröffentlichung 
beftimmter Schriftftüdle eines Strafprozeffes verhindern will, 
die alfgemeine Beftimmung aber nicht trifft, daß die Straf⸗ 
barkeit eines Preßerzeugniffes dann ausgefchloffen fei, wenn 
daffelbe ein Referat aus einer vorhergegangenen öffentlichen 
Gerichtsverhandlung enthält. Mit Unrecht leitet daher der 
Implorant aus der Deffentlichfeit der vorangegangenen 
Gerichtsfigung und der Straflofigfeit der darin von ihm 
gehaltenen Vertheidigungsrede als folder zugleich auch 
feine Befugniß zur Veröffentlichung des inkriminirten Ar- 
tikels ab, der nach den vorinftanzlichen Feftftellungen die 
thatbeftandlichen Merkmale des Vergehend der Beleidigung 
in fich begreift. 

Antr. d. EGStA.'s: gleichl. 150. —8.] 

Kirche. - Altkatholiken. - Beihimpfung. 

Die Gemeinfhaft der Altkatholifen fällt vom 
ftaatlihen Standpunft aus unter den Begriff der 
Fatholifchen, alfo einer chriftlichen Kirche im Sinne des 

StGB. 8 166 [n. 6); Bgl. RrOTr. 14. S. 399, 15. ©. 687. 
Ertl. (3.11) v. 12. Juli 1875 e. Wißmann (681 II. Cr.). 
Antr. d. GStaA.: gleicht. [50.—8.] 
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Bereindgefeb. - In Berbindung Treten. 


Vereine treten nur dann in Verbindung mit- 
einander, wenn eine beiderfeitige beftimmte Thätigfeit 
derfelben in diefer Richtung ſtattgefunden bat. 

Bereinsgef. v. 11. März 1850 $ 8b. 

Beſchl. (.) v. 12. Juli 1875 e. Ziegler (122B. IL Cr.). 

Das OTr. erwog: 

daß in der Annahme des AG. ein Rechtsirrthum nicht 
zu erkennen ift, daß ein „in Verbindung-Treten“ ſchon nach 
dem jprachgebräuchlihen Sinne diefer Worte nicht bereite 
in einem einfeitigen, zur Herftellung einer Verbindung ge- 
fhehenen Schritte gefunden werben kann, hierzu vielmehr 
auch gehört, „daß diejenige Handlung, durch welche der eine 
Theil ſich mit dem andern in Verbindung fegen will, eine 
entfprechende Erwieberung Seitens des Lebtern finde, oder 
eine fonftige auf die Herjtellung gegenjeitiger Beziehungen 
gerichtete Thätigfeit deffelben zur Folge habe; 

baß erſt Hierdurch die Verbindung hergeſtellt wirb, 
welche beftehen muß, bevor behauptet werden kann, baß ber 
Eine mit dem Anderen in eine Verbindung getreten jei; 

daß dafür, daß in gleihem Sinne auch die Vorjchrift 
bes 8 86 ecit. aufzufafjen fei, insbeſondere auch noch fpricht, 
daß unter den beifpielsweife aufgeführten Mitteln, durch 
welche die den politifhen Vereinen unterfagte Verbindung 
zu gemeinfamen Sweden hergeſtellt werben könne, namentlich 
auch des „gegenfeitigen Schriftwechfets" gedacht ift. 

Antr. d. ESN.: gleich. [32.—8.) 


Arreſtbruch. - Dritter Befiter. - Dispofitionsverbot. 
Der Dritte Befiger der Sache eines Erequenden, 
welcher angemwiefen ift fie nicht an den lepteren aus: 
zubändigen, macht ſich des Arreftbruchs nicht ſchuldig, 
wenn er fie verkauft, weil er fich nach einem früheren 
Vertrag mit dem Erequenden dazu für berechtigt hält. 
StGB. $ 137 [n. 6); Gel. v. 20, Mai 1854 $ 18, 
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Ert. (3.1) v. 13. Juli 1875 c. Hener (734 II. Cr.). 

H. if in Uebereinflimmung mit $ 13 des Geſ.'s v. 20. Mai 1854 
auf Antrag des Erefutionsfuchers durch gerichtliche Verfügung angewiefen, 
ein in feinem Beſitz befindliche, angeblich dem Exequenden gehöriges 
Klavier bei eigener Vertretung nit am dieſen oder auf beflen 
Anweilung an einen Dritten auszuhändigen, fondern an bie ihm 
bezeichneten Exekutoren abzuliefern, widrigenfalls die Erekutions⸗ 
ſucher zur Klage auf Herausgabe gegen ihn berechtigt ſei. Er bat 
aber das Klavier nicht an das Gericht abgeliefert, fondern verkauft, 
weil er fih nad einem mit dem Erequenden abgefchlofjenen Vertrage 
bazu für berechtigt erachtet... Das App.Gericht hat die Strafvorfchrift 
bes $ 137 StGB.'s auf diefes Verfahren des H. nicht für anwendbar 
erffärt und da8 OTr. vie NB. des StA.'s zurlidgewiefen. Gründe: 

Es Tann der NB. zugegeben werben, daß das im 8 18 
a. a. O. geordnete Verfahren, da e8 ben Zweck verfolgt, ein 
im Befige eines Dritten befinbliches, angeblich dem Exe— 
quendus gehöriges, Vermögensobjeft zum Gegenjtande ber 
Zwangsvollitvedung zu machen, in feiner Gefammtheit ben 
Charafter einer gerichtlichen Beichlagnahme dieſes Vermögens» 
objefte8 trägt und daher auch in Abj.3 des 8 18 a. a. O. 
fo bezeichnet wird. Daraus folgt aber nicht zugleich, daß 
die Handlungsweife des Dritten, welcher entgegen der an 
ihn gerichteten Anweifung den in Befchlag genommenen 
Gegenftand nicht an das Gericht abliefert, fondern ander- 
weitig darüber verfügt, unter den Thatbeftand des in $ 137 
StGB.'s vorgefehenen Vergehen falle. — Mit einer folchen 
Annahme ift die Natur der Sache und der Inhalt des in 
Rede ftehenden Prozepgefeges, welches für die Beurtheilung 
der Modalität und des Umfanges der angeorbneten Bes 
jchlagnahme maßgebend erfcheint, nicht vereinbar. Die 
Grundlage bes in 8 18 a. a. O. angeordneten Verfahrens 
bildet die einſeitige Behauptung des Gläubigers, daß ſich 
eine beſtimmte dem Schuldner eigenthümlich gehörige Geld— 
ſumme oder Sache im Beſitze oder in der Gewahrjam eines 
Dritten befinde. Lediglich ter auf eine folche unerwiefene 
Behauptung geftügte Antrag des Exekutionsſuchers bildet 
die Vorausfegung für den Erlaß der in 8 15 a. a. D. vor- 
geihriebenen Anweifungen an den Beſitzer der Sache und 
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an den Erequendus. Daraus folgt nach allgemeinen vecht- 
lihen Grundfägen ſelbſtredend, daß durch Tas auf den An= 
trag bes Gläubigers eingeleitete erefutivifche Verfahren bas 
swijchen beim Exequenden und dem Dritten bejtebende, nicht 
zur gerichtlichen Erörterung gezogene Rechtsverhältniß über- 
haupt nicht berührt wirt. Durch das gebachte erefutinifche 
Verfahren kann in vie Beſitzrechte des bei dem Streite 
zwifchen Gläubiger und Erequendus unbetheiligten Dritten 
nicht eingegriffen und es kann dieſer Dritte nicht in Betreff 
ber ihm an der Sache zuftehenden Rechte in eine fchlechtere 
Lage verjegt werben, als bie vor Erlaß ber durch 8 18 
a, a. O. gebotenen Anweifungen ber Fall war. Es kann 
ihm alſo auch nicht unbebingt und mit ftrafrechtlicher Wir: 
fung die Dispofition über bie in feinem Befige befindliche 
Sache unterfagt werben. Der entgegengefegten Auffafjung, 
wie fie den Ausführungen der NY. zu Grunde liegt, ftebt 
auch der Inhalt des 8 18 a. a. O. nicht zur Seite, Hierbei 
tommt die Entftehungsgefchichte des $ 18 a. a. O. wefentlich 
in Betracht. 8 101 Tit. 24 TH. I AGO. fohreibt für das 
Berfahren bei ter Befchlagnahme von ausſtehenden For- 
berungen eines Exequenden vor, daß der Schuldner beffelben 
angewiefen werben foll, dem Gläubiger keine Zahlung weiter 
zu leiften, fondern biefelbe, fo weit zur Befriedigung bes 
Erefutionsfuchers erforderlih, nach Ermeffen des Gerichts 
entweder unmittelbar an ben letteren ober in das gericht: 
liche Depofitum abzuführen, unter dev Verwarnung, daß 
dem Schuldner, wenn er dem Verbot zuwiberhandle, bie 
Gelber auf feine Schuld als gültige Zahlung nicht ange: 
rechnet werben würden. Dem zu Erequivenden wirb anbe- 
foblen, fich aller Ceſſion, Verpfändung oder anderweitigen 
Dispofition über die in Befchlag genommenen Stapitalien 
bei Vermeidung ber in den peinlihen Rechten 
verordneten Strafen zu enthalten. — Danach iſt nicht 
zweifelhaft und auch in der Judikatur des Kgl. OTr.'s er- 
kannt, — vgl. Erkenntniß v. 16, Septbr. 1864, ROTr. 5. 
©, 119 — daß zwar ber Erequenbus ſich durch Dispofition 
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über die in Befchlag genommene Forderung ſtrafrechtlich 
verantwortlich macht, daß aber das an ben Schuldner bes 
Exequenden erlafjene Berbot nırr von civilrechtlicher Wirkung 
begleitet ift, der Art, daß die ungeachtet des ergangenen 
Inhibitorii anf das verſtrikte Aftivum  geleiftete Zahlung 
tem Erefutiondfucher gegenüber nicht für gültig gezahlt an- 
gefehen wird, der Schuldner vielmehr dem legteren zu noch: 
maliger Zahlung verpflichtet bleibt. Es fehlte nun nach dem 
Inhalte der gedachten Vorſchrift an einer Beſtimmung für 
das einzufchlagende Verfahren, wenn es fich nicht um bie 
Erefution in ansjtehende Forderungen, fondern in Sachen 
oder Gelder des Erequenden handelt, welche fich, wie be- 
hauptet wird, im Beſitze eines Dritten befinden. Ein 
bireftes Mittel deren Ausantwortung Seitens des Dritten 
herbeizuführen, mar für den Erelutionsfucher nicht gegeben. 
Dem hiernach vorhandenen Bedürfniſſe einer Ausdehnung 
des $ 101 a. a. O. ift durch Die nee Gefeßgebung begegnet; 
— dgl. die Motive des Negierungs- Entwurfs zum Gefeße 
v. 20. März 1854 zu 88 18 und 19, Drudf. der II. Kammer 
1853/54 Nr. 24 ©.23. — Bereitd in 8 31 ber dem Ge- 
feße vom 20. März 1854 vorangegangenen, für die öftlichen 
Provinzen erlaffenen Verordnung v. 30. Juli 1853 wegen 
erefutivifcher Beitreibung von Steuern und öffentlichen 
Angaben (ES. ©. 909) wurde die Beſchlagnahme aus⸗ 
jtehender Forderungen und Diejenigen bei einem Dritten 
befinplihen Sachen bed Schuldners gleichmäßig behanbelt. 
An den Schuldner wird die Aufforderung erlaffen fich 
jeder Dispofition über die in Beſchlag genom- 
menen Summen ober Saden zu enthalten. Die- 
jenigen Handlungen, welche der Dritte in Anſehung ber 
legteren zum Nachtheil der Kaffe vornimmt, follen in Be: 
ziehung auf bie letztere dergeftalt als nicht gejchehen ange- 
jehen werden, daß ber Dritte zur Zahlung der ſchuldigen 
Sache oder ihres Wertbes der Kaffe verpflichtet bleibt. 
Bei verweigerter Zahlung oder Ausantwortung der Yor- 
berung ober Sache wird bie Kaffe zur Klage gegen ben 
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Dritten ermächtigt. Nach dieſem Vorgange hat $ 18 bes 
Geſ.'s v. 20. März 1854 für die Erefution in Sachen oder 
Gelber, welche dem zu Exequirenden eigenthümlich gehören, 
fich jedoch im Befite eines Dritten befinden, ein dem im 
8 101 Tit: 24 Th. J AGO. für die Beſchlagnahme von 
Activis angeordnetes analoges Verfahren allgemein vorges 
ſchrieben. Schon diefer Gang ber Gefeßgebung macht er- 
fichtlich, daß mitteljt derjelben eben nur eine Erleichterung 
ber Erxefution in die in der Hand eines Dritten befindlichen 
Sachen des Erequendus, nicht aber eine Abänderung bed 
geltenden Rechts in Betreff der diefem Dritten zuftehenven 
Befugniffe beabfichtigt worden ift. Dem entſprechend hat 
bie in 8 18 a. a. O. vorgefehene Befchlaguahme, wie nad) 
der Vorfchrift des 8 101 a. a. D. die Forderung des Ere- 
quenden, fo bier eben nur den Anfpruch beffelben, welcher 
ihm auf die Ausantwortung ber Gelder oder der Sache an 
den Dritten zufteht, zum Gegenſtande. Der Erlaß des 
Inhibitorii erfolgt zu gleihem Zwede, wie bei ber Be 
Ihlagnahme von Forderungen, um ber Bejchlagnahme ihre 
Wirkung zu fiihern und zu bewirken, daß die Ausantwortung 
der Sache in Anfehung des Erefutionsfuchers nicht mehr 
rechtsgültig an ben Erequenden erfolgen kann. Die Ver 
ſchiedenheit des Inhaltes der an ben Exequendus und be- 
ziehungsweiſe an den dritten Beſitzer der Sache gerichteten 
Anweiſung, wonach dem Erſteren jede Verfügung über die 
Sache bei Vermeidung der geſetzlichen Folgen, dem Letzteren 
aber — ohne das Verbot einer anderweitigen Dispofition 
auszuſprechen — nur die Ausantwortung an den Exequendus 
bei Vermeidung der dem Exekutionsſucher zu überlaſſenden 
Klage unterſagt wird, macht es unzweifelhaft, daß das Geſetz 
die Handlungsweiſe des Dritten, welcher der an ihn er- 
laffenen Anweijung zuwiberhanvelt, nicht in gleicher Weile, 
wie biejenige bed Erequendus unter den Thatbeſtand des 
ftrafbaren Arreftbruches fallend angefehen hat. Erſt die 
von dem Exekutionsſucher demnächft gegen ben Dritten an 
zuſtellende Klage ijt dazu beftimmt, das zwiſchen letzterem 
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und bem Exequendus in Betreff ter in Befchlag genommenen 
Sache obwaltende Rechtsverhältnig, beziehungsweife bie 
Gründe theil® des dem Exequendus zuftehenden Anfpruches 
zur gerichtlichen Erörterung zu bringen. Es läßt fich auch 
nicht behaupten, daß eine Auslegung bes 8 18 a. a. O., wie 
fie der vorftehenden Ausführung zu Grunde liegt, das In⸗ 
terefje der öffentlichen Rechtsficherheit zu gefährben geeignet 
erfcheinen könnte. Die Strafbarkeit der Handlungsweife 
bed Dritten, welcher in unerlaubter Weife über bie in 
feinen Händen befindliche Sache des Erequendus bisponirt 
oder Im Einverſtändniß mit dem Exequendus ber nad 
818 a. a. DO. verfügten Befchlagnabme entgegenhanpdelt, 
ift felbftwerftändfich nicht amsgefchloffen, wenngleich vie 
formelle Befchlagnahme der Sache an fich nicht ausreicht, 
eine Dispofition feinerfeit® über die Sache ftrafbar er- 
feinen zu laſſen. 

Antr. d. EStA.: entgegen. 137. -8.) 


Mitthäter. - Verſchiedene Wahrſprüche. 


% 

Es Tiegt Fein Widerſpruch darin, wenn einer 
von mehreren Mittbhätern der That mit —, der 
andere derſelben ohne erſchwerende Umftände fchuldig 
befunden wird. 

StGB. $ 47 [n. 12]. 

Ertl. (3.11) v. 13. Juli 1875 ec. Scheja (781 II. Cr.). 

Sch. nnd X. waren unter ber Auflage eines gemeinſchaftlich ver- 
übten ſchweren Diebflahl® vor den Schw.GH. geftellt worden. Die 
Geſchworenen erflärten auch beide der gemeinfdaftlichen Berübung bes 
betr. Diebſtahls ſchuldig, nahmen auch in Betreff des X. die er- 
fhwerenden Umflände für erwieſen an, verneinten biefelben aber in 
Betreff des Sch. Demgemäß verurtheilte der Schw.GH. den X. wegen 
ihweren Diebſtahls aus $ 243, den Sch. wegen einfachen Diebfiahle 
aus 8 242. Die NB. bes letzteren fuchte auszuflihren dag, da X. eines 
ſchweren Diebſtahls ſchuldig befunden worben, er ſelbſt nicht Mitthäter 
befielben Diebſtahls ale eines einfachen jein könne. 

Zurädweijung Gründe: 
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Darin, daß die Gefchworenen bem X. gegenüber in 
Beziehung auf den bier fraglichen Diebftahl zum Nachtheil 
des H. die erfchwerenden Umftände ber Hauptthat bejaht, 
folhe aber, dem jetigen Imploranten Sch. gegenüber ver- 
neint haben, ift ein Wiverfpruch nicht zu finden, da abge- 
fehen davon, daß ber Andere, in beffen Gemeinfchaft ber 
Diebſtahl ftattgefunden haben foll, in der betr. Frage nicht 
benannt ift, auch bei einer gemeinfchaftlichen Thäterſchaft 
ber Dolus des Mitthäter in Bezug auf bie Ausführnng ber 
That und namentlich ihre begleitenden Umftände ein ver: 
fihiedener fein kann, und insbefondere der Eine der Mit- 
thäter für das Thun des Andern nur infoweit verant- 
wortlich ift, als es jeinem Wiffen und Willen entfpricht. 

Antrag d. EStA.: gleichl. 127.—8.] 


Verächtlichmachen von Staatseinrihtungen. - Thatſache. - 
Schiußfolgerung. 

Das Ziehen falfher Schlußfolgerungen über die 
Beweggründe der Staatsgewalt zu einem beflimmten 
Handeln Fann als Bebhaupten von Thatfachen an 
gefehen werden. 

StGB. 8 131 [n. 2]. 

Erk. (B. 11) v. 13. Juli 1875 e. Stein 765 II. Cr.) 

Der Appell. Richter geht von der Annahme aus, 
daß das Ziehen von falſchen Schlußfolgerungen aus einem 
beftimmten Verhalten der Staatsgewalt als ein Behaupten 
von Thatſachen im Sinne des 8 131 StGB. nicht anzu⸗ 
ſehen. Diefe Annahme beruht aber auf einer rechtsirethlim- 
lichen Auffaſſung. Wie ſchon in einem ähnlichen Falle 
durch ein Urtheil des Königl. Ober-Zribunald v. 24. Mai 
1873 — RrOTr. 14. ©. 396 — erfannt worden, iſt hier 
grundjäglich zu unterjcheiden, ob derartige Schlußfolgerungen 
als die jubjeftive Meinung des Aeußernden über bie in der 
Zukunft möglicherweife eintretenden Folgen jenes Verhalten 
erjcheinen, oder ob als Nefultat etwas Gefchehenes, an- 
geblich bereits Vorhandenes — 3. B. der in ber Vergangen- 
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heit liegende Beweggrund des Geſetzgebers, der mit einer 
beſtimmten Maßnahme gewollte Zweck der Regierung — 
hingeſtellt wird. Der Begriff der „Thatſache“ im Sinne 
des 8 131 cit. bildet den Gegenſatz zu allgemeinen Raifon- 
nements, fubjeltiven Meinungs⸗Aeußerungen und Schluß. 
folgerungen, ift aber nicht auf das Gefchehene over Eriftent* 
Gewordene, infoweit e8 äußerlich erfennbar in die Erſcheinung 
tritt, zu befchränfen; die Beweggründe des Handelns, ber 
gewollte Zweck find ſelbſt etwas Eriftirendes, innere That⸗ 
fachen, die in ven Kreis ber Strafprohung des 8 131 fallen. 
Aus den Motiven zu dem bezogenen Paragraphen ergiebt 
ſich, daß der Gefetgeber hier gerade das Verdächtigen non 
Stantseinrichtungen und Anordnungen ter Obrigkeit in 
ihren Motiven und Zweden mit Strafe bedrohen wollte. 
Der App.⸗Richter, der wie angeführt, als Thatfachen im 
Sinne des 8 131 eit. beftimmte Handlungen, jeien fie 
bereit8 ins Leben getreten oder Doch mwenigftens bereits im 
Beifte Des Handelnden geftaltet, bezeichnet, hätte von 
diefer Definition aus konſequent zu ber hernorgehobenen 
Unterfcheivung gelangen und vom Stanbpunfte berfelben 
den Hirtenbrief prüfen müſſen. Daß er das unterlaffen 
hat, verlegt die bezogene gefegliche Beftimmung. 

Antr. d. GSA.: gleichl. [48.—8.)] 


Banterntt. - Bilanz - nnvollendete. 


1. Ein Kaufmann hat die vorgefchriebene Bilanz 
feines Vermögens in jedem Jahr anzufertigen, aud 
dann, wenn auf Grund des Art. 29 HGB.'s Die 
Aufnahme des Inventars des Waarenlagers alle 
2 Zahre für genligend erachtet wird. | 

StGB. 8 283 [n. 20]; Hanb.-Gej.-B. Art. 29. 
2. Die Nichtvollendung der Bilanz fteht der 


Unterlaffung glei. 
Daſelbſt. 
Reqhtſprech. d. K. D.-Tr. ax. XVI. 35 


"rap 
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Erl. (3. 1) v. 14. Juli 1875 e. Banmbach (552 1. Cr.). 

Der Eingang des Art. 29 HGB.'s verfteht unter ber 
Anfertigung ‚des Inventars bie VBerzeihnung der Grund- 
ſtücke, Forderungen und Schulden, des baaren Geldes und 
der übrigen Vermögensſtücke, und unter ver fich anfchließenven 
Bilanz den bei Angabe des Werthes der Vermögensſtücke 
das Verhältniß des Vermögens und ver Schulden bar- 
ſtellenden Abſchluß und der Abſatz 2 des gedachten Artikels 
bispenfirt von ber affjährlichen Inventur nur im Umfange 
bes Waarenlagers, wenn ber Kanfmann ein foldhes hat, 
und nach der Bechaffenheit bes Gefchäftes die Inventur 
diefes Waarenlagers nicht füglich in jedem Fahre gefchehen 
fan. Bon der Inventur im Uebrigen wird überhaupt 


nicht entbunden. 
Antr. d. GStA.: gleicht. [49.—6.] 


Mord. - Tödtung bei Unternehmung einer Mißthat. - 
Ideal⸗Konkurrenz. 


Tödtet Jemand bei Unternehmung einer Mißthat, 
um ein der Ausführung derſelben entgegentretendes 
Hinderniß zu beſeitigen ꝛc., einen Menſchen vor— 
fäglih und mit Ueberlegung, fo liegt Ideal-Kon—⸗ 
furrenz vor, und $ 211 wird anwendbar, 

StGB. $ 211 [n. 18]; $ 214 [n. 8]. 
Er. (3.1) v. 14. Juli 1875 c. Bergmann (650 1. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. 120.- 6. 


Meineid. - Gehülfe. - Unfähigkeit zum Zengniſſe. 
Bei einer Verurtheilung wegen Beihülfe zu einem 
Meineide ift nicht auf die Unfähigkeit als Zeuge ic. 
eivlich vernommen zu werden, zu erkennen, 
StGB $ 161 [n. 3]; gl. oben ©. 511. 
Erf. (3. 1.) v. 14. Juli 1875 e. Börnile (659 I. Cr.). 
Die NB. der Kgl. StA.-fchaft ift Hinfällig, wie aus 
dem für die Beurtheilung der vorliegenden Nechtöfrage 
maßgebenden 8 49 StGB.'s in Verbindung mit 8 48 ibid. 
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fih ergiebt. Während dem nach dem letzten Strafgefet 
bie Strafe des Anftifterd nach demjenigen Geſetze feftzufegen 
ift, welched anf die Handlung Anwendung findet, zu welcher 
er wiffentlich angeftiftet hat, und hiernach bie Anwendbarkeit 
des 8 161 Abſ. 1 1. c. ohne allen Zweifel gegen ven An—⸗ 
ftifter Pla greifen muß, wie bereits das Kgl. OTr. mehr- 
fach und namentlich in den Erfenntniffen v. 12. Dezbr. 1872 
u. 25. April 1873 (RdOTr. 13. ©. 656; 14. ©. 313 :xc.) 
ausgeführt hat, beitimmt der 8 49 Abf. 2, hiervon aus- 

vrüdlih abweichend, daß die Strafe des Gehilfen nad 
bemjenigen Geſetze feftzujegen ift, welches auf die Handlung 
Anwendung findet, zu welcher er wiljentlich Hülfe geleiftet 
hat, jedoch nach den — über die Beftrafung des Ver: 
ſuches aufgeftellten Grundfägen. Nah SA a. a. O. 
wird aber das verfuchte Verbrechen oter Vergehen milder 
beftraft, als das vollendete, und im Anfchluffe hieran Heißt 
es im 8 45 1.c., daß, mwenn neben ber Strafe des vol: 
Iendeten Verbrechens oder Vergehens, die Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte zuläffig oder geboten ift, oder auf 
Zuläſſigkeit von PolizeisAufficht erkannt werben fann, ein. 
Gleiches bei der Verſuchsſtrafe eintreten fol. Hierdurch 
find die Grenzen gezogen, innerhalb deren bei dem Verſuche, 
bezw. bei der Hilfsleiftung, außer ber Hauptftrafe, auf 
eine Nebenftrafe überhaupt erkannt werden darf, und 
hieraus folgt die Unanwendbarkeit des erſten Abſatzes bes 
S 161 in den Fällen ber vorliegenden Art, befien in dem 
8 45 a. a. O. nit erwähnt ift, was jedenfalls gefchehen 
ſein würde, wenn derſelbe nicht hätte ausgeſchloſſen bleiben 
ſollen. | 
Antrag des GSLN.: gleichl. [20.—6.] 


Unterſchlagung. - Bevollmächtigter. | 

Der mit Verwaltung eines fremden Forftes Be— 
auftragte handelt bei dem Berfauf ver Waldprodufte 
an Dritte als Benollmächtigter des Eigenthümers. 
Das dafür empfangene Geld wird Eigenthum des 


35 * 


ur 


Letztern und die Zueignung deffelben durch den Be— 
vollmächtigten ift eine rechtswidrige. 
StGB. 8 246 [n. 91. 


Ert. (3.1.) v. 14. Juli 1875 e. Dalchow (587 I. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. [33.—6.) 
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Appellationsrichter. - Beibehaltung der Yeftitellung. - 
Begründung. - Alten. 

1. Der App.-Richter iſt nicht verhindert die 
Beibehaltung der erftrichterlihen Feftftelung durch 
Heranziehung anderer Gründe zu motiviren. 

Geſ. v. 3, Mai 1852 Art. 101 [n. 33]. 

2. Er Tann zur Befeitigung etwaiger Bedenfen 
gegen die erftrichterliche Feſtſtellung auch nicht ver- 
lefene Aftenftüde der Vorunterſuchung benugen, 

Daſelbſt [n. 65). 


Erf. (3.1) v. 14. Inli 1875 e. Krohm 589 I. Cr). 
Antr. d. EStA.: gleichl. [33.— 6.) 





Berlefung. - Gerichtsbeſchluß. - Gerichtsſchreiber. 

1. Durch Gerichtsbefhluß Tann die Berlefung 
von Ausfagen der Zeugen fowie des Angeklagten 
aus der Dorunterfuhung oder einer früheren Gerichts- 
fitung, zur Aufflärung angeorbnet werben. 

Bel. v. 3. Mai 1852 Art. 25 (n. 9a. 12]. 

2. Es befteht Feine Vorſchrift, wonach dergleichen 
Berlefungen nur duch den Gerichtsfchreiber und 
nicht durch den VBorfigenden bewirkt werden dürften. 
Von. v. 3. Jan. 1849 8 21 [n. 16]; Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 

[n. 95]. 


Ertl. (3.1) 0. 14. Juli 1875 ce. Pilaret (473 I. Cr.). 
Anır. d. GSM. : gleichl. [33.— 6.} 
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Appellationsrichter. -Reproduktion der Beweisanfnahme. - 
Antrag. 


Die Wiederholung der Beweisaufnahme erſter 
Inſtanz iſt lediglich in das Ermeffen des Appellationg- 
richters geftellt. Er kann daher den Antrag auf 
Reproduktion verfelben unerwähnt Taffen und ohne 
Begründung ablehnen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 36]. 


Ertl. (3.1) v. 14. Juli 1875 ec. Schmidt (638 I. Cr.). 
Antr. des GSA : gleicht. [145.—6.] 


Erpreflung. - Drohung. 

Zum Begriff der Drohung gehört weder die 
Ankündigung einer konkret beflimmten nod einer 
unerlaubten Handlung. 

SGB. $ 253 (n. 3]. 
Erf. (3.1) v. 16. Inli 1875 0. Bednarzewäli (556 II. Cr.‘. 

Das OTr. ſprach diefen Grundfaß aus und erflärte es für den 
Thatbeftand der Erprefjung für genügend: 

bag durch die Ankündigung eines in ber Thätigfeit des 
Anfündigenden beruhenden wenn auch sur velativen Uebels, 
wie vorliegend die gewaltfame Hinderung an einer Abreife, 
auch ohne Bezeichnung der Handlung wodurch diefelbe erreicht 
werben foll, der Betreffende zu einer Handlung ꝛc. beftimmt 
worden ift, welche ev im andern Falle nicht vorgenommen 


haben würde, 
Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—8.] 





Strafantrag. - Onalifizirung. 

Ein geftellter Strafantrag tft auch dann wirkfam, 
wenn dabei die betr. firafbare Handlung vechtlich 
unrichtig qualifizirt worden ift. 

StGB. 561 [n. 17]; Bgl. ROT. 15. S. 281; 16. ©. 449. 

Erf. (3.1.) v. 16. Juli 1875 c. Raisner (464 1. Cr.). 

Antr. d. EStA.: gleichl. 120.—8.) 
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Betrug. - Falſche Thatſache. - Möglichkeit. 

Eine ven Thatbeſtand des Betruges erfüllende 
„falſche Zhatfache” ift auch da anzunehmen, wo eine 
Erſcheinung oder ein Zuſtand, welche nach der Natur 
oder den Denkgefegen unmöglid vorkommen Tann, 
als real eriftivend dDargeftellt wird (3.8. Hexerei). 

StGB. 8 263 [n. 39]. 


Erf. (3. 1) v. 16. Juli 1875 c. Nuffert (438 L Cr.). 
[33.—8.] 


Unterfuhungshaft. - Anredinung. - Reallonturrenz. 


Wird über realiter konkurrirende Migthaten in 
einem Urtheile aberfannt, fo kann die Unter- 
ſuchungshaft unbefchränft angerechnet werden, felbft 
wenn in Betreff des Falles, welcher die Veranlaffung 
zu derfelben gegeben hatte, Freifprechung erfolgt. 

StGB. $ 60 [n. 2]. 

Erf. (3.1) v. 16. Juli 1875 e. Schu (625 I. Cr.). 

©. war zweier real konkurrirender Mißthaten beihuldigt und 
wegen einer berjelben freigefprochen, wegen der anderen aber verurtbeilt. 
Das Gericht Hatte anf die deshalb erfannte Gefängnißftrafe einen he⸗ 
fiimmten Xheil der Unterfuhungshaft angerechnet. Der StA. be- 
gründete die biergegen ergriffene NB. damit, daß bie fragliche Im. 
haſtirnug nur derjenigen Anklage gegolten babe, von welder ©. frei 
gefprochen worben ſei. Das OTr. bezeichnete bie Beſchwerde als 
verfehlt. Gründe: 

Der 8 60 des R.StGB.'s ftatuirt allgemein, daß die 
Unterfuhungshaft erft bei Fällung bes Urtheils anf die 
erkannte Strafe angerechnet werben könne, ohne für den 
Fall der realen Concurrenz nah $ 74 StGB.'s eine 
Unterfheidung im Sinne ber Bejchwerbeausführung zu 
machen, und es iſt demnach ein Weiteres nichtazu erfordern, 
als daß die Unterfuchungshaft in Bezug ftehe zu derjenigen 
Strafverfolgung, auf welche fich die Urtheilsfällung zu er- 
Itreden hat. Dies iſt vorliegend der Fall, die Schwur- 
gerihtsverhandlung v. 24. Mai d. 3. und die barauf ge- 
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gründete Urtheilsfällung begriff gleichmäßig die beiden zur 
Berfolgung gezogenen Fälſchungen, worauf e8 für die Ans» 
wendbarkeit des 8 60 eit. allein anfommt, während die 
nicht gleichzeitige Führung der VBorunterfuchung und ber 
Erlaß verfchiedener Verweifungsbefchlüffe feitens der An— 
Hagelammer gegenüber der einheitlichen Verhandlung und 
Aburtheilung bedeutungslos erfcheint. 

Antr. d. EGStA.: gleichl. [49.—8.] 


Beleidigung. - Reditöwahrung. 

Die Feſtſtellung der beleidigenden Abficht genügt 
zur Ausfhliefung der Straflofigfeit aus 6 193 
StGB.'s, wenn die Beleidigung in objectiver Be- 
ziehung fefifteht. 

St@B. $ 193 [n. 2]. 


Ert. (3.1) v. 16. Juli 1875 e. Tiboldt (611 I. Cr.). 

Die Inſtanzgerichte Nellten, um die Strafbarkeit einer in Rechte: 
wahrung begangenen Beleidigung zu begründen nur bie Abficht, nicht 
aber ausbrädlicy das Borhandenfein einer Beleibigung fe. Die hierauf 
geftügte NB. wurde vom OTr. zurüdgewiefen. Grünbe: 

Der 8 193 StGB.'s ſetzt die allgemeinen Erforderniffe 
der Beleidigung, eine objectiv beleidigende Handlung und 
das Bewußtſein des Handelnven von biefem objectiv be> 
leidigenden Charakter als gegeben voraus; berfelbe regelt 
nur den all, wo dieſes Bewußtſein für fich allein das 
Moment der jubjectiven Verſchuldung nicht zum Ausprud 
bringt, weil die Handlung felbjt in Ausübung eines Rechts 
oder berechtigten Intereſſes erfolgt war. Für diefen Tall 
wird die übrigens fich auch aus der Natur der Sache er: 
gebende und eines fpeziellen geſetzlichen Ausſpruchs kaum 
bedürfende Anordnung getroffen, daß, um zur Annahıne 
einer Beleidigung zu gelangen, noch eine weitere über 
diejenige ber Wahrung des Rechts oder berechtigten In— 
terejjes hinausgehende Abficht des Handelnden, nämlich 
diejenige durch die Kundgebung gleichzeitig die Ehre bes 
davon Betroffenen zu kränken, hinzutreten und diefe Abficht 


[16. Juli 1875.) 552 


in einer an fich für den nächften Zwed der Rechtswahrung 
nicht nothwendigen auch äußerlich den Charakter der Be: 
leidigung an ſich tragenden Form der Kundgebung oder aus 
den ſonſtigen Umſtänden der Handlung ſich manifeſtiren müſſe. 
Der 8 193 berührt alſo nur die ſubjective Seite der That 
und es wird derſelben, vorausgefegt, daß die Beleidigung, 
wie bier, in objectiver Beziehung bereits feftfteht, genügt, 
wenn der Richter fih im Weiteren nım über vie Abficht 
zu beleidigen ausfpricht, anftatt neben derjelben nochmals 
iiber die Annahme einer Beleidigung, alfo der fubjectiven 
und objectiven Merkmale einer ſolchen, ausdrücklich zu 
befinden. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [68.— 8.) 


Beleidigung. - Kränkung der Berufschre. - Official- 
verfolgung. - Delegation. 


1. Die Verfolgung der einfachen Beleidigungen 
des Pr. StGB.’s ist nicht mehr auf den Weg der 
Privatanklage eingeschränkt. 

StPO. $ 488. 


2. Die Delegation des Polizeigerichts wegen 
Kräukung der Berufsehre kann nicht mehr 
stattfinden. 

StPO. $ 448. 

Ert. (8. 1.) v. 16. Juli 1875 c. Bieregge (599 I. Cr.) 

Der StA. erhob Anklage gegen B. wegen Kräulung ber Bernfs- 
ehre. Die Straflammer beſchloß nad) $ 443 StGB.'s, daß das Po- 
fi zeigericht fib ber Berhandlung und Entſcheidung der Sade zu muter- 
ziehen habe. Diefes erfannte in erfter und bie Straflammer im zweiter 
Inſtanz in der Sache. Das OTr. vernihtete auf NE. des Sı“.'s 
und verwies die Sache unter Anfhebung des Urtheils des Polizei- 
gerichts zu anderweiter Berhanblung an die Straflammer ale Gericht 
erfter Inflanz. Gründe: 

Dem R.StGB. find die verjchiedenen Arten von Be- 
leidigungen, wie joldye in&befondere das Pr. StGB. in 
den 88 102, 152 und 343 als felbitftändige Vergehen be 
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ziehungsweiſe Webertretungen aufftellt, fremd; bafjelbe be— 
greift vielmehr in den 88 185 u. ff. unter dem Gattungs⸗ 
begriff des Vergehens der Beleidigung alle Beleidigungen 
ohne meitere begriffliche Unterſcheidung. Diefer veränderte 
Standpunkt des Strafgeſetzes ift auch nicht ohne Rückwirkung 
auf das Strafverfahren geblieben, infofern als — abgejehen 
von der unberührt gebliebenen Beitimmung des 8 497 
StPO., wonach die Privatfiage wegen alfer nicht durch die 
Preſſe begangenen Ehrenkränkungen ausſchließlich vor das 
Polizeigericht gehört, — nicht blos ver Abf. 1 des 8 488 
StPO., worin die Verfolgung der einfachen Beleidigung 
auf den Weg der Privatklage eingefhränft wird, fondern 
auch-der 8 448 StPO. in feiner Anwendung auf das im 
8102 des Pr. StGB.’ bejonters hervorgehobene Vergehen 
ber Kränkung der Berufsehre gegenſtandslos geworben ijt. 
Die Verweiſungen in den erwähnten 88 488 und 448 
SPO. auf die durch das R⸗StGB. außer Kraft gefegten 
befonderen Vorſchriften ver SS 343 und 102 des Preuf. 
StGB.'s ergeben fih als hinfällig und es erfcheint un— 
thunlich im Anwendung des $ 3 tes Einf.Geſ.'s zum 
R-StGB. die entſprechenden Vorfchriften des Tebteren an 
die Stelle treten zu Laffen, da dieſes derartige mit dem 
Strafverfahren in Verbindung ſtehende Vorjchriften nicht 
enthält, und ohne pofitive landesgefetliche Beſtimmung ins— 
befondere dem 8 448 cit. nicht etwa lediglich im Gefolge 
des veränderten Stanbpunftes bes R.-StGB.8 eine allge: 
meine Anwendbarkeit auf alle durch die StA.-fchaft bei dem 
Collegialgericht verfolgten einfchlagenden Beleidigungen bei- 
gelegt werden Tann. 

Hiernach hätte der 5 448 der StPO. überhaupt nicht 
mehr zur Anwendung gebracht werben bürfen, vielmehr 
mußte das Amtsgericht bei nicht begründeter Zuftändigfeit 
nah 8 449 StEO. den ihm ertheilten Auftrag für erledigt 
erflären, beziehungsweiſe hiernächſt das Berufungsgericht 
auf Grund des 8 379 Abſ.2 StPO. das Erkenntniß des 
Amtsgerichts aufheben und die Sache zur erſtinſtanzlichen 
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Verhandlung und Entſcheidung an die Strafkammer ver⸗ 
weiſen. 
Autr. d. GStA.: gleichl. 149.—6.] 


Strafantrag. - Zurüduahme, - Vormund. 


Im Geltungsbereiche des Pr. ALR.'s kann der 
Vormund den von ihm geſtellten Strafantrag nicht 
ohne Beibringung der ober-vormundſchaftlichen Ge— 
nehmigung zurücknehmen. 

StGB. 8 65 In. 14]; Pr. ALR. I, 18 $ 287. 239. 
Erk. (3.1) v. 3. Septbr. 1875 c. Erdmann (715 I. Cr.) 
vermweift zur Begründung des obigen Sates auf die eitt. 88 des ACH. 
und auf bie in der ROTr. 12, S. 541; 15. S. 219. 514 abgedrudteu 


Vorentſcheidungen. 
Antr. d. EGStA.: gleicht. [49.- 6.) 


Oeffeutlichkeit. - Ausſchließung. — Förmlichkeit. 

Sind der Staatsanwalt, der Angeklagte und ſein 
Vertheidiger mit der Ausſchließung der Oeffentlichkeit 
einverſtanden, ſo iſt es unweſentlich ob das Protokoll 
nachweiſt, daß die Verhandlungen über dieſen Punkt 
in nicht öffentlicher Sitzung gepflogen und daß der 
anordnende Gerichtsbeſchluß öffentlich verkündet 
worden ſei. | 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Act. 18 [n. 5); Bgl. RoOTr 4. S. 145; 
6. S. 545; 9. S. 396; 15. ©. 827. 


Erf. (3.1.) v. 3. Septbr. 1875 c. Schoufeldt (704 1. Cr.) 
verweift zur Rechtfertigung des obigen Satzes auf 3. (I, 715) vom 
19. Juni 1868 (XdOTr. 9. ©. 396). 

Antr. d. GStA.: gleichl. 120.- 6.) 


1. Hehlerei. -Dolus. 
2. Fund. - Unterſchlaguug. 
1. Zum Thatbeſtande der Sachen-Hehlerei genügt 
als Dolus, das Wiſſen, daß die Sache überhaupt 
durch irgend eine ſtrafbare Handlung erlangt worden, 
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möchte auch der Hehler fih über die Natur dev 
letzteren irren. 
StGB. 8 259 [n. 11]. 


2. Das Anbieten einer gefundenen Sache zum 
Verkaufe fchließt eine, den Zhatbefland der Unter- 
ſchlagung vollendende, ZJueignung in fi. 

StGB. $ 246 [n. 61]. 


Erf. (3.11.) v. 6. Septbr. 1875 c. Hirſch (833 II. Cr.). 
Antr. d. GSLA.: gleicht. [48.—6.| 


— — — — — 


Gewerbeſteuer. — Verbotenes Gewerbe. 


Der Thatbeſtand einer Gewerbeſteuer-Kontra— 
vention ſetzt den Betrieb eines erlaubten Gewerbes 
voraus. 

Gew.⸗Steuer⸗Geſ. v. 30. Mai 1820 8 19a. 39. Sie.: 3. (I, 1067) 


[8 


14. Deybr. 1855, B. (I, 278) 30. Mär; 1859 (Goltd. Arch. 4. S. 236. 
7. S. 230); Contra: RhOTr. 8. ©. 526; 10. S. 425. 786. 
Erf. (3.1) v. 6. Septbr. 1875 e. Schiedel (374 II. Cr.). 
Sch. hatte unbefugter Weije hHomöopathifche Arzneimittel gewerbs— 

mäßig feilgebalten, ward aber von der aus 3 367 Nr.3 StGB. er— 

hobenen Anklage wegen des Ablaufs der PBerjährungsfrift, und von 
einer Bewerbe-Steuer-Contravention deshalb freigefprocdhen, weil das 

Gewerbe⸗Steuer⸗Geſetz bei verbotenem ©ewerbe außer Anwendung 

bleibe. NB. des DSIA.'S. | 
Zurüdweifung. Die Orlinde erwägen: 

dag non Entrichtung einer Gewerbejtener und von der 

Anmeldung bes Beginns eined Gewerbed nur bei an ſich 

erlaubten Gewerben, nicht aber in einem Fall die Rede fein 

könne, in welchen der Angeklagte unerlaubte Handlungen 
gewerbsmäßig begangen habe. 
Antr. d. ESIN.: entgegen. (37.— 6.) 


Urkundenfälſchung. - Dolus. 


Die zum Thatbeſtande der Urkundenfälſchung 
erforderliche „rechtswidrige Abſicht“ liegt vor, wenn 
die letztere dahin ging, das Falſifikat gegen die Rechte 
eines Dritten zu benutzen. 
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er 


Demgemäß genügt die Abſi cht einen katholiſchen 
Pfarrer zu veranlaſſen, einen im gerichtlichen Wege 
von ſeinem Ehegatten Geſchiedenen mit einem Dritten 


wieder zu trauen. 


StGB. 8 267 [n. 1]. 
Erf. (3.11) v. 6. Septbr 1875 e. Stiene & Gen. (810 IL Cr.) 


St. welcher won feiner Ehefrau redhieskräftig geſchieden war, wellte, 
obgleih Katholik, fi anderweitig wieber verheirathen; um nun feinen 


"Pfarrer glauben zu machen, daß aud fein kirchliches Hinderniß feiner 


Verheirathung entgegenftehe, legte er demjelben eine gefälfchte Urkunde 
vor, welche den Tod feiner erfien Fran befundete. Aus $ 267 StGB.’ 
befiraft, ergriff er die NB. weil er als rechtskräftig Gefchiebener nad 
dem bürgerlichen Gelee befugt geweſen ſei, ſich anderweitig wieder Ju 
verbeirathen, fomit fei feine Abftcht Leine „rechtswidrige“ geweſen. 

Zurückweiſung. Gründe: 

Der $ 267 des StGB.'s ſetzt eine rechtöwibrige d. h. 
auf Benutung des Falſifikats gegen die Rechte Dritter ges 
richtete Abficht voraus, oder wie die Imploranten nad 
Dppenhoff ad $ 267 n. 1 dvefiniven, den „Willen, eine 
Folge herbeizuführen, welche dem beſtehenden Rechtszuſtande 
suwiberläuft, diefen verlett." Es irren nur die Imploranten 
mit dem erjten Richter, wenn jie in diefer Definition das 
Wort „Rechtszuſtand“ ftatt im fubjectiven im objectiven 
Sinne, gleichbedeutend mit „gefeglicher Zuftand“ nehmen. 

Durch die Vorlegung der faljchen Urkunde ift ver 
Pfarrer H. in ven Irrthum verfegt, daß der nach Tatholifchem 
Ktirchenrechte unftatthaften Wieberverheirathung des St. ein 
Hindernig nicht entgegenjtehe, und zu einer Handlung be 
ftimmt worden, welche — ohne diefen Irrthum — ein 
Vergehen gegen feine amtlichen Pflichten varftellen und bei 
Kenntniß des Sachverhalts von ihn nicht vorgenommen 
jein würde. Das Handeln ber Imploranten war alfo ein 
abjichtliches, die Rechte ded Pfarrers H. verlegendes. Wenn 
num die Imploranten geltend machen, es fei Rechtszuſtand 
in Preußen, daß ein vechtsfräftig gefchiedener Chegatte 
wieder heirathen könne, fo kann es darauf bier nicht an- 
fommen. Der Umftand, daß die zweite Ehe des St. nad 
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dem bürgerlichen Geſetze zuläffig war, Tann es nicht ftraflos 
machen, daß berjelbe, um zur Traunng zu gelangen, den 
Pfarrer H. durch eine fälfchlich angefertigte Urkunde über 
das dieſer Ehe entgegenjtehende Tirchliche Hinderniß ge⸗ 
täufcht hat. 

Antr. d. EStA.: gleich. [48.—6.] 


Real-Konknrrenz. - Geſammiſtrafe. - Berfdiedenheit der 
Gerichte. 


Werden mehrere, in Real-Konkurrenz verübte, 
Mißthaten in verſchiedenen Verfahren verfolgt, ſo 
daß die zweite That in erſter Inſtanz abgeurtheilt 
wird, ehe es zur Verhandlung zweiter Inſtanz wegen 
der erſten kommt, ſo begründet es keine Nichtigkeit, 
wenn bei Aburtheilung der zweiten That die frühere 
erſtinſtanzlichen Verurtheilung außer Berückfichtigung 
gelaſſen und nicht für den eventuellen Fall der ſpäter 
eintretenden Rechtskraft des letztern, in Betreff der 
Geſammtiſtrafe Beſtimmung getroffen wird, inſofern 
dieſe Beſtimmung noch in der wegen der zweiten 
That zu verfolgenden Berufungs-Inftanz nachgeholt 
werden Tann. 

St82. 8 79 [n. 5). 

Erf. (3. N.) v. 7. Septbr. 1875 e. Davitö (795 IL. Cr.). 

Nachdem die D. vom RO. zu Münfter wegen mehrerer Mißthaten 
vernriheilt worden war, erging gegen fie wegen mehrerer mit jenen 
in Real⸗Konkurrenz begangener Vergeben beim Kreisgericht zu Unna 
eine zweile Berurtheilung, bei welder die gedachte erſte Entidheibnng 
— troß ber Borſchrift der SS 74. 79 — deshalb außer Berüdfichtigung 
blieb, „weil jene noch nicht rechtskräftig jei”. Gegen das Urtheil von 
Müufter appellirte die D., während die StA.-fhaft das zu Unna er- 
gangene Urtheil wegen Nichtbeobachtung der citt. 88 74. 79 anfocht. 
Das AS. zu Mänfter, an welches die Ayppellation der D. gelangte, 
beſchloß indefien, die Entſcheidnug der Sache fo lange zu vertagen, bis 
beim AS. zu Hamm rechtskräftig über die gegen das Urtheil von 
Unna ergriffene Appellation aberlannt fein werbe, um bann feinerfeits 
nach Höhe der dort zu verhängenden Strafe auf eine Zufagfirafe zu 
erkennen. Unter diefen Umſtänden erachtete das AG. zu Hamm bie 
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Appellatioun des StA.'s, foweit ſich biejelbe anf bie Ricktanmwendung 
bes 8 79 bezog, für verfehlt, und beftimmte feiner Seits die Strafe 
wieberum fo, daß dabei die Münfterjche Berurtheilung und S 79 um 
berüdfihtigt blieben. 

Die NB, des OSſtA.'s fand hierin eine Verlegung bes cit. $ 7% 
das AG. habe für den ev. Fall, daß das Urtheil des AG.’ Münfer 
demnächſt beflätigt werden würde, Beſtimmung in Betreff der An- 
wendung bes $ 79 treffen müffen. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Wenn auch das AG. in Hamm unbedenklich befugt 
gewejen wäre, auf eine folde eventuelle Zufatitrafe 
feinerjeit® Schon jett zur erfennen, fo lag für den Kgl. StA. 
in Hamm doch fein ausreichender Grund vor, darüber, daß 
tolches nicht gefchehen wor, in der gegenwärtigen Sache 
Befchwerde zu führen, weil ver Vorjchrift des 8 79 a. a. O. 
auch vom AG. zu Münfter in dem von biefem abzufaffenden 
Appellationg-Erfenntniffe in der anderen Sade genügt 
werden kann und nach dem Befchluffe vom 26. Februar ge 
nügt werden wird. Es kommt dazu, daß wenn das AG. 
in Münfter feine Entfcheivung fällen wird, das Erkenntniß 
in ber jet vorliegenden Sache rechtskräftig geworben, 
das AG. in Münfter mithin in ber Lage fein wirb bie 
Zuſatzſtrafe definitiv auszufprechen, während das AG. zu 
Hamm in der jetigen Sache dieſes immer nur eventuell 
hätte thun können, mithin für den Fall, daß demnächſt in 
Münfter ein abünderndes Erfenntniß ergehen follte, Ver⸗ 
widelungen möglich gewejen wären, bie bei dem gegenwärttig 
vom AG. zu Hamm eingejchlagenen Verfahren nicht ent- 
ftehen können. Da hiernach weber das öffentliche, noch dad 
Intereſſe der Angeklagten es erforderte, daß das AG. in 
Hamm jchon jett auf eine eventuelle Zufagftrafe erkannte, 
fo mußte die deshalb geführte NB. des StA.'s zurüdge 
wiefen werben. 

Antr. d. EStA.: gleicht. (38.—6.] 


— — — — — 
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Behörde, - Ehrenrath der Rechtsanwälte. 


Der Chrenrat der Rechtsanwälte ıc. ift eine 

Behörde. 
SiGB. 8 114 [n. 6a.]. 

Erf. (3.1) v. 7. Septbr. 1875 e. Sauer (708 II. Cr.) 

Nah den SS 1. 2. 21 der Bon. v. 30. April 1847 
(GS. ©. 196) find die ‚Ehrenräthe, deren in dem Bezirfe 
eines jeden Landes Yuftizkollegiums je einer beftehen, und 
jebesmal in einer vom Präfidenten einzuberufenden und zu 
leitenden Berfammlung der Rechtsanwalte (Suftiz« Kom- 
mifjarien) Abvofaten und Notarien des Bezirks aus deren 
Mitte gewählt werben foll, von der oberjten Staatsgewalt 
an Stelle der früher nach dem Gefete v. 29. März 1844 
zuftändig gewefenen Stants-Behörden dazu berufen über 
die im Disziplinarwege zu rligenden Vergehen ihrer Standes⸗ 
genoffen zu entſcheiden und nach Befund gegen diefelben 
Strafen zu verhängen, mithin fowohl in Bezug auf ihren 
Urfprung, als auf ihre amtliche Verrichtungen als Bes 
hörden zu betrachten. 

Antr. d. EStA.: gleichl. (28.—8.] 


— — — — 


Strafantrag. - Koſt oder Lohn. - Haudlungs-Reiſender. 


„In Lohn oder Koft befinden” fih nur folde 
Derfonen, welche untergeordnete häusliche, wirthfchaft- 
liche oder gewerbliche Dienfte leiften, und bei denen, wie 
z. 3. beim Gefinde, ein näheres perfünliches Ver— 
bältni zur Herrschaft flattfindet. — Demgemäß ge- 
hört ein gegen Zahresgehalt und Spefen angenom- 
mener Handlungs-Reifender nicht hierher; auf ihn 
findet Feine Anwendung 
SIOB. 5247 In. 8]. Bgl. oben ©. 116. 122. 296. 369. 493. 522. 

Erf. (8. 11.) v. 7. Septbr. 1875 e. Teiche (856 II. Cr.) 

Bei der Auslegung des 8 247 des StGB.'s, von der 
es fih hier handelt, ift zunächit, was der App.-Richter 
außer Acht gelafien hat, grundfäglich davon auszugehen, daß 


Fa 
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bie Beitimmung vefjelben von der allgemeinen Regel, daß 
jtrafbare Handlungen von Amtöwegen zu verfolgen find, 
eine Ausnahme bildet und daher ftrift zu interpretiren: ift. 
Der bezogene 8 enthielt im Entwurfe nur die drei erjten 
Kategorien, und machte bei Diebftählen und Unterfchlagungen, 
die zum Nachtheil von Ungehörigen, Vormündern und Er- 
ziehern begangen werben, mit Nüdfiht auf das nahe ver- 
wanbtfchaftlihe reſp. perjönliche Verhältniß, weldes im 
biefen Fällen zwifchen dem Thäter und dem Verletten be- 
fteht, die Beftrafung von dem Antrage des lekteren ab«- 
hängig. Wenn nun die Reichdtags-Commilfion eine vierte 
Siategorie, „die der Perfonen, in deren Lohn oder Koft fich 
der Thäter befindet,” — Hinzugefügt mit den drei erften 
in einem und demfelben Sate in unmittelbare Verbindung 
gebracht hat, fo ift nach den Regeln ver Auslegung nur 
anzunehmen, daß dieſe vierte Kategorie eine Ergänzung des 
Gejekes im Sinne ber erfteren bildet. ‚Unter „Perfonen bie 
fih in Jemandes Lohn oder Koſt befinden”, verfteht num 
auch der allgemeine Sprachgebrauh nur folche Berfonen, 
die untergeorbnete, fei e8 Häusliche, wirtbichaftliche ober 
gewerbliche Dienfte leiften, bei denen, wie 3.8. bei bem 
Geſinde, ein näheres perſönliches Verhältniß zur Dienft- 
herrſchaft ftattfindet. Daß der Gefeßgeber burch den in 
Frage ftehenden Zufag bie eng begrenzte Beſtimmung bes 
Entwurfs auf den weiten Kreis der in einem vertraglichen 
Privat-Dienftverhältniffe ftehenden Perfonen — gejchweige 
der öffentlichen Beantten — habe ausdehnen wollen, obne 
Rückſicht darauf, welcher Natur dieſes Verhältniß fei, und 
in welcher focialen und rechtlichen Stellung ber die Dienjte 
Leiftende dem Empfänger verfelben gegenüber fich befinde, 
— dafür fehlt e8 an jedem Anhaltspunkte. 

Es iſt richtig, daß das Wort „Lohn im weiteften 
Sinne — gleih Belohnung, Vergütung — die Bedeutung 
einer vertragsmäßigen Vergütung geleifteter Dienfte bat; es 
ift das aber nicht die Bebentung deffelben, wenn es in 
einem Zufammenhange wie bier und in Verbindung mit 
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„Koft" gebrancht wird, Auch find Lohn und Gehalt nicht 
zwei gleichbebeutende Bezeichnungen, vielmehr weilt legtere 
gegenüber jener anf eine verfchiedene fociale und rechtliche 
Stellung de8 Empfängers bin. Nicht minder unterfcheibet 
das Geſetz zwifchen Beiden. Während es bei tem Gefinve 
und den Gewerbegehülfen von Lohn, Lohn und Koft, ſpricht, 
gebraucht das D. HGB., wie ſchon das bezogene Wrtheil 
angeführt hat, in dem Mbfchnitte von den „Handlunge- 
gehülfen“ — und ein folches Verhältniß fteht bier gerabe 
in Frage — in den Artt. 57, 60 und 63 ben Ausprud: 
„Gehalt und Unterhalt”, — und der Art. 65 beitimmt aus- 
drücklich, daß es hinfichtlich der Perfonen, welche bei dem 
Vetriebe des Handelsgewerbes Gefinde-Dienfte verrichten, 
bei den für das Gefinde-Dienftverhältniß beftehenden Vor- 
Ihriften jein Bewenden hat. Auch das Gefeg v. 21. Juni 
1869, betreffend die Beſchlagnahme bed Arbeits- oder Dienft- 
Ichnes, führt in feinem $ 1 „Lohn, Gehalt, Honorar ꝛc.“ 
als verfehiedene Arten ber Vergütung für geleiftete Arbeiten 
oder Dienfte auf. Aus dem Vorſtehenden erhellt, baß der 
Wortlaut der in Frage ftehenden Gefetes -Vorfchrift der 
Auffaffung des App.» Richters nicht zur Stütze gereichen 
fann. Wenn berfelbe endlich ausführt, „daß das Geſetz 
den Strafantrag überall da für nöthig eracdhte, wo bie 
Verletzung der Intereſſen bes Privaten vorwiege, das all: 
gemeine Intereſſe und das dffentlihe Wohl Dagegen nur 
in zweiter Reihe beeinträchtigt werbe, biefe Rückſicht aber 
bei jedem banernden Dienftverhättniffe, bei vem des Geſindes, 
wie bei dem auf fefte Anftellung engagirten Reiſenden, bei 
dem, der Pohn empfange, wie bei dem mit höherem Gehalt 
Eugagirten, „in gleihem Maße zutreffe," fo it dem, 
was die leßtere Behauptung betrifft, nicht beizupflichten, 
vielmehr anzunehmen, daß die angegebene Nüdficht bei 
Dienftverbältniffen der erfteren Art, eben wegen der hier 
torwaltenden näheren perfünlichen Beziehung, in entſchieden 
höherem Grabe Pla greift. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [48 —8.] 

Rechtſpr. d. 8. O.⸗Tr. ıc. XVI. 36 
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Rechtsmittel. - Zurückweisang darch den Vorsitzenden 
des Gerichts 1. Instanz, - Wiedereinsetzung. 


Erlangt der Angeklagte, nachdem sein Rechts- 
mittel in Ermangelung einer ordnungsmässigen 
Rechtferligung durch den Vorsitzenden des Ge- 
richts erster Instanz zurückgewiesen worden ist, 
gegen den Ablauf der Rechtfertigungsfrist die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, so wird 
dadurch die zurückweisende Verfügung des Vor- 
sitzenden erledigt, ohne dass es einer förmlichen 
Beseitigung derselben bedürfte.. Der Vorsitzende 
hat sonach neuerdings über die Zulässigkeit des 
Rechtsmittels Verfügung zu treffen. 

StPO. $ 372. 415. 

Beil. (.) v. 8. Septbr. 1875 e. Buchholtz (102B. 1. Cr.) 

B. hatte gegen die Berfilgung des Borfigenden bes Gerichts erſter 
Inſtanz (v. 12. Juni 1875), durch welche feine NB. wegen Mangel 
einer ordnungsmäßigen Rechtfertigung zurlidgewiefen worben war, 
rechtzeitig einen Antrag auf Abänderung eingereiht und ſodann am 
9. Auguft gegen den Ablauf der Rechtfertigungsfrift die Wieberein- 
jegung in den vorigen Stand erwirkt. Nunmehr gelangten bie Alten 
zur Eniſcheidung über den Abänderungsantrag an das Kgl. Ober- 
Tribunal; biefes mies aber den letztern als nunmehr gegenftandelos 
zurüd, indem es erwog: 

daß die Verfügung bed Vorfikenden der Straffammer 
v. 12. Juni cr., deren Abänterung durch bie vorliegenden 
Anträge bezwedt wird, die damalige Sachlage, wonach eine 
ordnungsmäßige Rechtfertigungsfchrift des Angeklagten inner: 
halb der Frift nicht eingegangen war, zur Grimblage hatte, 
biefe Grundlage ihr jedoch durch die nachträgliche protofol= 
larifche Rechtfertigung und die mit Bezugnahme auf biefelbe 
burch ten Befchluß der Berufungsfammer v. 9. Auguſt cr. 
erteilte Wiebereinfegung in den vorigen Stand gegen Ver—⸗ 
fänmung der Nechtfertigungsfriit entzogen und damit bie 
Berfügung felbft als in ſich hinfällig und für die Rechts— 
mittelfrage bedeutungslos geworten, einer formalen Pe» 
jeitigung nicht mehr bebarf; 
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daß es vielmehr Sache des Vorfigenden der Straf- 
fammer fein wird, auf Grund der durch die Reftitittions- 
ertbeilung neu gefchaffenen Sachlage eine anberweite Ver⸗ 
fügung über bie Zuläffigfeit des Rechtsmittel zu ertheilen 


und biefer entfprechend das Weitere zu veranlaffen. 
Antr. d. EStA.: entgegen. [68.—6.] 


Non bis in idem. - Holzdiebstahl. 


Ein rechiskräftiges Urtheil, durch welches .ein 
mit der Anklage des Holzdiebstahls befasstes 
Polizeigericht von dieser freispricht, weil die 
That „nicht als Holzdiebstahl anzusehen sei“, 
schliesst eine demnächstige Verfolgung derselben 
That aus einem andern Gesichtspunkte (z.B. des 
gemeinen Diebstahls) nicht aus. 

BtPO. $ 419. 
Beſchl. (1.) v. 8. Septbr. 1875 ce. Cohn & Gen. (691B. T. Cr.). 

In Erw., daß das Erfenntniß des PG.'s zu E. v. ıc. 
nur ansgefprochen hat, daß die That der Angeflagten nicht 
als Holzbiebftahl im Sinne des Geſ.'s v. 2. Yuni 1852 
anzufeben und baher auf Freilprechung der Angellagten von 
bem den Gegenftand der Anklage bildenden Holzdiebftahl zu 
erkennen fei, biernach aber nur über die rechtliche Quali⸗ 
filation der That, welche die Anklage derſelben beilegt und 
nicht über das Beſtehen oder Nichtbeftehen einer ftrafbaren 
That überhaupt und insbefondere eines gemeinen Diebſtahls 
hat erkannt werden jollen und, ungeachtet der gewählten 
unpaffenden und verwirrenden Formel emer Treifprechung 
anftatt einer Inkompetenzerklärung, in Wirklichkeit erkannt 
worden ilt; 

daß demzufolge ber angegriffene Beſchluß auf einer un⸗ 
richtigen Auslegung jenes Erfenntniffes beruht und die Straf. 
kammer burch das Lestere auf Grund des $ 419 der StPO. 
v. 25. Juni 1867 nicht behindert war ber Anklage bes 
StA.'s dv. ꝛc. wegen rechtskräftig beendigter Unterfuchung 

36” 
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über die nämliche That des nämlichen Angeflagten weitere 


Folge zu geben. 
Aıtr. d. GESſStA.: gleicht. [68.-- 9.) 


— — 





Beweismittel, urkundliches. — Verleſung. — Anordnung 
durch wen? 


Die Verleſung eines urkundlichen Beweismittels 
kann der Vorſitzende ohne vorgängigen Gerichts- 
beſchluß veranlaſſen, unbeſchadet des Rechts der 
Parteien auf einen ſolchen Beſchluß zu provoziren. 

Ton. v. 3. Jan. 1849 8 14 In. 45]. Bol. RoOTr. 15. ©. 524. 

Erf. (3.1) v. 8. Septbr. 1875 ec. Gabel (847 I. Cr.). 

Die NB. rligte, daß ber Vorfigende des Shw.-GH.'8 „ben In⸗ 
halt zweier von einer Zeugin zu den Alten fberreihten Schriftſtücke 
(eines Briefes und eines Telegramme) mitgetheilt“ habe, obne daß 
dieſes durch einen vorgängigen Gerichtsbeſchluß angeordnet gewejen fei. 

Zurüdweijung. Grlnbe: 

Nach der Faſſung des Audienz-Protofolles, welches an 
der betreffenden Stelle wörtlich dahin lautet: 

„Im Anſchluſſe an dieje Ansſage [dev Zeugin M.} theilt der 
Borfiende den Inhalt der Depefhe und des Briefs mit, 
welchen Zeugin anerfennt, indem fie gleichzeitig bie Schrift- 
Rüde relognoseirt," — 
gewinnt es zunächjt den Anſchein, als ob die gebadhten 
Schriftſtücke gar nicht als felbitftändige Beweismittel, fondern 
nur als Gegenjtände ber Wahrnehmung der Zeugin M. 
und als integrivende Theile der von berfelben in der Vor: 
unterfuchung abgelegten Ausſage vor den Gefchworenen zur 
Verhandlung gekommen ſeien. Wäre aber auch bie Ver- 
lefung ber Schriftitüde als ein jelbitfiändiger Beweisauf- 
nahmeaft aufzufaffen, jo würde fich gleichiwehl die Berech⸗ 
tigung des Vorfigenden, als Leiters der Beweisverhandlungen 
einen derartigen Aft ohne vorgängigen Gerichtsbefchluß vor- 
zunehmen, unbefchabet ver Befugniß der Parteien, auf einen 
förmlihen Gerichtsbeſchluß zu provoziren, nach Art. 76 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 nicht bezweifeln laffen. Denn bie 
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verlejenen Schriftitüde fallen als urkundliche — urſprüng— 
lihe — Beweismittel, welche in feiner anderen Form, ale 
in ber ber Verlefung zur Kenntniß der Geſchworenen ge 
bracht werden Ionnten, überhaupt nicht unter den Geſichts— 
punft des Art. 25 1. e.; — ihre Berlefung bedurfte deshalb 
wie bereit8 in dem 3.1. v. 4. Septbr. 1874 (RdOTr. 15. 
S. 524) näher ausgeführt worden iſt, auch feines bieje 
Maßnahme rechtfertigenden Gerichtöbefchluffes. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [48.—6.] 


Sigungsprotofoll. - Mängel. - Nichtigkeit. 

Mängel des Sigungsprotofolles begründen nur 
infofern die Nichtigkeit des Verfahrens, als dadurch 
die Prüfung eines fpeziellen Angriffs verhindert wird. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 78 [n. 64]. 

Erf, (3.1) v. 8. Septbr. 1875. ec. Haal (792 1. Cr.) 

Die NB. des 9. rügte, daß ein zufammenhängendes Protololl 
über die (ſchwurgerichtliche) Hauptverhandlung gar nit vorliege, viel— 
mehr ein Bild des Hergangs in der Verhandlung mur durch Ber- 
weifungen bes Protololls auf Beilagen befjelben gegeben ſei; das jei, 
mit Ausnahme bes im Art. 78 Abf. 3 des Geſ.'s v. 3, Mai 1852 
vorgeſehenen Falles unſtatthaft, würde auch eine befendere Unterzeich— 
nung des Protokolls erfordern. 

Zurückweiſung. Cründe: 

Die Vorſchrift des Art. 78 eit. kann an und für ſich 
zu den wefentlichen VBorjchriften des Verfahrens im Sinne 
des Art. 108 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 aus dem Grunde 
nicht gerechnet werden, weil die Entjeheidung nicht auf dem 
Protokoll, fondern auf der Verhandlung beruht und daher 
bie Rechte und Intereſſen des Angeklagten durch die Mangel: 
baftigleit des Protokolls an ſich nicht, vielmehr nur in dem 
Falle beeinträchtigt werden, wenn durch tiefe Mangelhaftig— 
feit bie Prüfung eines fpeziellen Angriffs verhindert wird. 
Ein folcher ift aber nicht erhoben. 

Antr. d. GStA.: gleich. [40.— 6.] 
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Kindes: Mord. - Heberlegung. - Anitifter. 

Derjenige, welcher eine Frauensperſon zur vor=- 
fäglih und mit Ueberlegung ausgeführten Tödtung 
ihres neugebornen unehelichen Kindes anftiftet, ver- 
wirft die Todesſtrafe. 

StGB. 8 217 [n. 16]. 211. 48. 
Erl. (3.1) v. 8. Septbr. 1875 e. Jafter (820 I. Cr.). 
Die Geſchwornen hatten die Ehefran D. ſchuldig befunden: 
„— ihr uneheliches Kind glei nach der Geburt vorfäglich 
getöbtet zu haben, und zwar mit Ueberlegung,“ — 
und ebenfo gegen 3. den Zhatbefland der Anftiftung zu diefer That 
feſtgeſtellt. Der GH. verurtheilte Demgemäß bie D. ans $ 217, ben 
3. aber wegen Auftiftung zu einem Morde aus $ 211 zum Tode. 
Seine NB. warb vom OTr. zurüdgewiefen. Gründe: 

Es kann nicht, wie in dev NB. gejchehen ijt, bei ber 
Prüfung des anzumwendenden Strafgefeged ver 5 48 Abf. 2 
StGB.'s ausfchlieflih, fondern nur in Verbindung mit 
ber ausbrüdlichen Bejtimmung des 8 50 a. a. DO. in Betracht 
gezogen werden. Das argumentum e contrario [aus 
biefen] ergiebt, daß befonvdere Thatumſtände der in dem 8 
bezeichneten Art dem Thäter oder Theilnehmer, bei welchem 
fie nicht vorliegen, nicht zuzurechnen find. In dem eriten 
Entwurfe war dies durch die Faſſung: „nur demjenigen 
Thäter oder Theilnehmer zuzurechnen" angebeutet. Durch 
bie Veränderung der Nebaftion ijt eine Aenderung bes 
Prinzips nicht beabjichtigt. Diefes Prinzip ift auf den vor⸗ 
liegenden Fall mit Recht angewendet worden. Die Kindes 
tödtung des $ 217 StGB.'s ijt Fein beſonderes Delikt; fie 
ijt vielmehr nur eine befondere Art der vorfäglichen Tödtung 
eines Menfchen und müßte an ſich als Mord nah 8 211 
oder ald Todtſchlag nach 8 212 ibid, qualifizirt werden, 
je nachdem fie mit oder ohne Ueberlegung ausgeführt worden 
iſt. Der Gefeßgeber Hat indeſſen die befonderen Verhält⸗ 
niffe, in denen fich die Mutter eines unehelichen Kindes 
in ober gleich nach der Geburt deſſelben befindet, berüd- 
fichtigt und auf diefelben eine Ermäßigung ber in ben 
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88 211. 212 angedrohten Strafen gegründet. Das Ver—⸗ 
bältniß ter Thäterin zu dem Objekte des Verbrechens, das 
Verhältniß der Mutter zu ihrem unehelichen Kinde tft die 
nothwendige VBorausfekung der Verminderung ber Straf 
barfeit; dieſe Verminderung beruht alfo gerade auf einem 
derjenigen Thatumjtände, welche im 8 50 cit. vorgejehen 
ſind. Allerdings hatte der $ 180 des Pr. StGB.'s eine 
ausdrückliche Beitimmung, daß gegen die Theilnehmer an 
tem Verbrechen des Kindesmordes die Beftimmungen über 
Word oder Todtſchlag, fowie über die Theilnahme an diefem 
DBerbrechen zur Anwendung zu bringen feier, Aus ber 
Nichtaufnahme einer derartigen Beftimmung in das D. StGB. 
it indefjen nicht ein Aufgeben des in derſelben ausgefpro- 
henen Grundfages zu folgern, vielmehr ergeben bie Motive 
zum Entwurf des D. St GB.'s (S. 110), daß von der aus⸗ 
drücklichen Hervorhebung abgejehen worben ift, weil bie 
Anwendung der ordentlichen Strafe des Mordes gegen bie 
xheilnehmer eine Folge des im 8 50 ausgejprochenen allge- 
meinen Grundfages jei. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—6.] 





Nieht.-Beschwerde. - Uebertretung. - Frist. - Form. 


Ist in einer Sache, bei welcher es sich ledig- 
lich um eine Uebertretung handelt, die Berufung 
durch Beschluss des Berufungsgerichts zurück- 
gewiesen worden, so ist die Annehmbarkeit der 
vom Ober-Staatsanwalt mit ministerieller Ermäch- 
tigung ergriffenen Nicht.-Beschwerde dadurch be- 
dingt, dass die betr. Schrift innerhalb der vor- 
schrifismässigen sechswöchentlichen Frist an das 
Kgl. Ober-Tribunal gelange. 

StPO. $ 381. 407. Vgl. RdOTr. 15. 8. 290. 886, 


Beil. (1.) v. 8. Septbr. 1875 e. v. Sand & Gen. (362 I. Cr.). 
168.—6.] 


[8.,9. Septbr. 1875.) 68 


- Berufung. - Beschluss einer Hauptverhandlung. - 
Rechtsmittel. 


Der Beschluss des Berufungsgerichts über die 
Berufung auf Grund einer Hauptverhandlung zu 
erkennen, kann nicht durch Beschwerde ange- 
fochten werden. 

StPO. $ 373. 381. 383. 

Beil. (1.) v. 8. Septbr. 1875 ec. Schulz 690 1. Cr.). 

Das OTr. erwog zur Begründung, daß 

nah $ 373 der StPO. v. 25. Yuni 1867 in Ber- 
bindung mit 88 38. 382 daf. das Gericht auch in ben 
Fällen, wo das Rechtsmittel formell fih als unjtatthaft 
erweift, befugt erfcheint, barüber im Wege ver Hauptver- 
handlung zu befinden und nicht genöthigt ift, daſſelbe durch 
Beichluß zurückzuweiſen, die Trage baher, ob das Nechte- 
mittel wegen Mangels der Sörmlichkeiten hätte zurlidigewiefen 
werben müffen, nur im Wege ver NB. gegen das demnächſt 
ergangene Urtbeil zum Austrag gebracht werden Tann. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [68.—6.) 





— - Staatd-Anwalt. — Uebereinſtimmuug mit 
deſſen Antrag. 

Eine Beſchwerde des Staatsanwalts Tann nicht 
leviglih aus dem Grunde zurüdgemiefen werden, 
weil der betr. Beſchluß im Einklange mit dem vor- 
bergegangenen Antrage deſſelben ſtehe. 

on. v. 3. San. 1849 Abſchn. IV (&. 452) (n. 8). 


Beſchl. (11.) v. 9. Septbr. 1875 c. Frühauf (137 B. IL. Cr... 
Antr. d. GEA.: gleichl. [48.—3-] 


Berfteigernng. - Abhalten von Bieten. 
Das Abhalten vom Bieten bei einer öffentlichen 
Verſteigerung iſt nicht mehr firafbar aus 
Pr. St@B. 5 270. Bgl. RoOTr. 15. ©. 555. 801; 16. ©. 448. 
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Beſchl. (M.) v. 9. Septbr. 1875 e. Kücken & Gen. ‚161B. II. Cr.). 

In Erw., daß, wie bereit in dem Befcht. II. vom 
19. Novbr. 1874 [ROTr. 15. S. 801] ausgeführt worden, 
bei der Abfaſſung des R⸗StGB.'s die Abfiht obgewaltet 
bat, insbejondere auf den 25. Abjıhnitt des zweiten Teiles 
bes R.StGB.'s, welcher „ven ſtrafbaren Eigennutz“ be 
handelt, gegenüber dem gleihe Nummer und Weberichriit 
tragenden Abfchnitte des Pr. StGB.'s neu und erſchöpfend 
zu veguliren, daher aus den Umftande, daß die Straivor- 
ſchrift des S 270 des legteren in dem R-StGB. werer 
daß dieſe Vorfehrift überhaupt habe bejeitigt werden ſollen; 

daß fi das näher auch dadurch beftätigt, dal ver 
entfprechenne $ 283 des Entwurfs als eine, wie bei den 
Berhandlungen wiederholt hervorgehoben worden, veraltete 
und mit den Rechtsanſchauungen der Bevölkerungen in 
Widerſpruch ftehende Beftimmung enthaltend, deren Be— 
jeitigung im allgemeinen Intereſſe erforderlich erjcheine, vom 
Reichstage abgelehnt worden ift, der Bundesrath feinerjeits 
aber diejer Ablehnung zugejtimmt hat, ohne daß Ausweis 
der Neichstagd-Verhandlungen jei es Seitens des letzteren 
oder des Neichdtages eine Auffafjung Hervorgetreten wäre, 
wonach die fragliche Strafvorjchrift aus bejonderen Gründen 
für einzelne Rechtsgebiete des Bundes aufrecht zu erhalten 
oder der Landesgeſetzgebung vorzubehalten fei. 

Antr. d. GSM.: gleichl. [43.—6.] 


— — — — 


Strafautrag. - Verzicht. - Vollmacht. 

Im Geltungsbereiche des gemeinen Rechts bedarf 
es zum wirkſamen Verzichte auf einen geſtellten 
Strafantrag, wenn derſelbe durch einen Bevollmäch— 
tigt en erfolgen ſoll, einer Spezial-Vollmacht. 

StGB. $ 65 In. 9]. 
Beil. (I1.) v. 9. Septbr. 1875 e. Müller-⸗Rentz (916 I. Cr... 


Auf ben Srund einer von dem Bater der fiebenzehnjährigen L. E. 
feinem Sohn ertheilten fchriftlichen Bollmacht, hatte der Sohn ©. C, 
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die Strafverfolgung gegen M.-R. wegen einer ber 2. E. zugefügten 
Mißhandlung beantragt, demnächſt aber in der Hauptverbandlung „auf 
- jenen Strafantrag verzichtet.” Demzufolge fiellten die Infanzgerichte 
da8 Berfahren ein. Auf die Beichwerde bes OStA.'s bat das DTr. 
den Beihluß des AG.'s (zu Frankfurt a. M.) aufgehoben, indem 
es ermog: 

daß nach gemeinvechtlicher Vorfchrift die Legitimation 
zum Abſchluſſe eines Vergleiches oder zum Verzicht auf bie 
im Brozeffe geltend gemachten Rechtsanſprüche nur durch 
eine barauf gerichtete Specialvollmacht geliefert werben 
kann; und | 

daß der Bevollmächtigte G. E. mithin zur Abgabe einer, 
wie gejchehen verzichtenden Erklärung Namens jeined Macht: 
gebers überhaupt nicht für legitimirt erachtet werben konnte; 

daß ſonach dem Befchluffe der Anklagelammer des 
Königl. App.Gerichts zc., nach deſſen Grünten aus dem 
von dem Bevollmächtigten G. E. erklärten Verzicht der 
Schluß gezogen ift, daß der Vater der minderjährigen 
2. E. den Antrag auf Beftrafung der verehelichten M.-R. 
wegen Körperverlegung durch feinen Bevollmächtigten zurüde 
genommen hat, — in Folge befjen die Angeflagte außer 
Verfolgung geſetzt iſt, — eine rechtsirrthümliche Auffaffung 
zu Grunde liegt, welche deifen Aufhebung geboten er- 
ſcheinen läßt. | 

Antr. d. GEA.: gleichl. [37.—6.] 


Geihworner. - Offizier à la suite der Arkiee. 


Ein & la suite der Armee ftehender Offizier 
gehört nur infofern zu den im aktiven Dienfle be: 
findlihen Militärperfonen, als er fich in einer dienft- 
lihen Berwendung bei der Armee befindet und nur 
für die Dauer einer folhen Verwendung, Außer 
diefer Zeit ift derfelbe von dem Dienft ale Ge- 
ſchworener nicht befreit. 


Bon. v. 3. Jan. 1849 5 68 Rr.4 In. 4a). 








571 [9. Septbr. 1875.] 


Beſchl. (I) v. 9. Septbr. 1875 e. v. Sch.⸗W. (97B. II. Cr.) 
fpricht den obigen Grundſatz aus und erwägt dabei, daß dieſe Auf- 
faffung von ber höchſten Militärbehörde getheilt werde. 

Antr. d. GSM.: gleicht. 137.—9.] 


Friſtenlauf. - Angellagter. - Abwejenheit.- Ausfertigung. - 
Urtheils-Bublifation. 

Für den bei der Hauptverhandlung nicht an— 
wefend geweſenen Angeflagten beginnt der Lauf der 
Frift zur Anmeldung ꝛc. der Nicht.-Beſchwerde nur 
mit der Behändigung einer Urtheilgausfertigung, 
nicht mit einer nachträglichen Verkündung des Urtheils 
zu Protofoll. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 Abſchn. IV [S. 458 n. 44]. 


Beſchl. (1.) v. 9. Septbr. 1875 c. Sebaftian (829 II. Cr.\. 
| [28.--9.] 


Redaktenr, verantwortlidyer. - Zeugnisszwang. 


1. Nicht jede thatfächlih fi an der Redaktion 
einer periodifchen Drudichrift betheiligende Perſon, 
fondern nur der auf der Druckſchrift als „verantwort- 
licher Redakteur” Genannte, haftet für die Durch den 
Inhalt verübten ftirafbaren Handlungen als „Thäter“. 

R.⸗Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 88 20. 7. 

2. Demgemäß entbindet jene thatfählihe Be— 
theiligung an der Redaktion nidt von der Pflicht 
ver Vernehmlaffung als Zeuge über die über die 
Derfon des Verfaffers u. f. w. eines für firafbar er- 
achteten Artikels. 

3. Ebenſowenig ift der Verleger als folder von 
der betr. Pflicht entbunden, 

4. Dur den Umſtand, daß in der Perfon des 
Redakteurs ein als Thäter für ven flrafbaren Inhalt 
Haftbarer bekannt ift, wird die betr. Pflicht (Nr. 2 
bis 3) nicht aufgehoben. 
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5. Das dringende Interesse, welches ein als 
Zeuge Vernommener bei der Nichtermittlung des 
Urhebers der strafbaren Handlung hat, ermächtigt 
den Richter, von der Vereidung desselben abzu- 
sehen, giebt aber jenem nicht das Recht, das ge- 
forderte Zeugniss zu verweigern. 

StPO. $ 161 Nr. 3. 162. 
Beſchl. (I.) v. 9. Septbr. 1875 e. Sonnemann 948 II. Cr.) 

In einer wegen zweier, durch bie Frankfurter Zeitung veröffent- 
lichter, inhaltlich für firafbar erachteter Artilel warb der Eigenthümer 
und Verleger diefer Zeitung S. zum Zeugniffe über bie Perfon der 
Berfaffer oder Einfender aufgefordert. Er verweigerte feine Vernehm- 
lafjung, obgleih ihm vorgehalten wurde, daß er zur Offenbarung 
folder Thatumftände, welche ihn felbft ale Arafbar erfcheinen laſſen 
fönnter, nicht verpflichtet fei (StPO, $ 155). Gegen die bieferhalb wider 
ihn erlaſſeuen Zwangéverfügungen (1. c. $ 158) ergriff er die NB. 
ju deren Begründung er fih u.a. darauf berief, daß er nicht blos 
Sigenthlimer und Berleger ſondern auch Mit-Rebalteur ber Frankfurter 
Zeitung fei, und daß er als Eigenthlimer ein „bringenbes Interefle 
zur Sache” ($ 162) babe. 

Das OTr. hat diefe NB. zurüdgewiejen, indem es erwog: 

[1. 2] daß na 8 155 der StPO. Jedermann im 
Staate ohne Unterfchied verpflichtet ift, in ber zur Er⸗ 
mittelung des Urheber einer ftrafbaren Handling einge 
leiteten Unterfuhung ein gerichtliche Zeugniß abzulegen, 
und dieſe Verpflichtung nur in den durch die Gefege felbit 
fanktionirten Ausnahmen ihre Begrenzung erhält; 

baß der Implorant fich nicht in einem der im Abf. 2 
und 3 deffelben 8 angeführten Ausnahmefälle befindet, ins⸗ 
befondere von ihm die dem Zeugen nach Abj. 3 nicht anzu- 
finnende „Offenbarung folcher Umftände, welche den Zeugen 
jelbft als ftrafbar erfcheinen Laffen” nah dem ihm im 
Termine gemachten Borhalte nicht verlangt worden ift; 

daß auch Feine derjenigen Vorausfegungen zutrifft, 
unter welchen nach 8 161 ibid. der Implorant nicht würde 
vereidet werben dürfen; insbefondere der Fall des 8 161 
Nr. 3 nicht vorliegt; 
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daß vielmehr, wie in dem angegriffenen Beſchluſſe 
hervorgehoben wird, die von dem Imploranten behauptete 
Mitthätigleit deſſelben an ver Redaktion der Frankfurter 
Zeitung fowenig, wie feine Eigenfchaft als Verleger und 
Druder ihn ohne Weiteres als der Theilnahme an ber in 
Unterfuchhung befangenen That im Sinne des 8 20 tes 
Preßgeſ.'s v. 7. Mai 1874 verbächtig erfcheinen läßt; 

daß diefe Annahme der Anftagefammer, welche foweit 
fie fih als eine thatfächliche barftellt, vem Angriffe mit der 
Nichtigkeitsbeſchwerde entzogen: ift, eine rechtsirrthiimliche 
Auffaffung des Geſetzes nicht erkennen fäßt; 

daß zwar nah 8 20 Abf. 21. c. der verantwortlide 
Redakteur einer periodifchen Drudjchrift wegen tiefer Eigen- 
fchaft allein als Thäter zu beftrafen ift, wenn nicht durch 
bejondere Umftände die Annahme feiner Thäterfchaft aus— 
geichloffen wird; | 

bag indefjen die Frage inwieweit ungeachtet diejer Be- 
jftimmung ber nach 8 20 Nbf. 3 ftrafbare verantwortliche 
Redakteur im Hinblid auf 8 161 Nr. 3 eit. für verpflichtet 
zu erachten wäre, zum Zwecke der Ermittelung bes eigent- 
lichen Verfaſſers eines infriminirten Artikels ein eibliches 
Zengniß abzulegen, im vorliegenden Falle der Entfcheidung 
nicht bebarf, da e8 fich in dem Imploranten nicht um ben 
verantwortlichen Redakteur handelt; 

daß der 820 cit. fi nur auf den verantwortlichen 
Redaktenr der Zeitung im Sinne ded 8 7 des Preßgefees, 
alfo auf diejenige Berfon bezieht, deren Namen und Wohnort 
als eines folhen auf der betreffenden Nummer enthalten, 
ober wenn die verantwortliche Redaktion von mehreren 
Berfonen geführt werden fol, anf diejenigen Perfonen, deren 
Benennung unter beftimmter Bezeichnung des Theils der 
Drudichrift, für welchen Gebe verjelben vie Redaktion be— 
forgt, in gleicher Weiſe erfolgt ift; 

baß tagegen die angebliche Eigenfchaft eines fih an 
der Redaktion nur thatfächlich betheiligenden, auf der Drud- 
ſchrift aber nicht in ber vorgefchriebenen Weife bezeichneten 
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Mitrebakteurs den bie Ordnung der Preſſe betreffenden 
und die Verantwortlichkeit für bie durch bie Preſſe be« 
gangenen ftrafbaren Handlungen betreffenden gefeglichen 
Beitimmungen gegenüber ohne vechtliche Bedeutung ift, ein 
folder Mitredakteur durch dieſe Eigenfchaft allein der ſtraf⸗ 
rechtlihen DBerantwortlichleit im Sinne des 8 20 Abf. 2 
nicht unterworfen wird, folgeweife er ſchon beshalb auch 
nicht berechtigt fein kann zur Begründung ber Weigerung 
eines in den Grenzen ber allgemeinen Zeugenpfliht von ihm 
geforderten Zeugniffes über den Verfaſſer eines infriminirten 
Artikels anf den 8 20 Abf. 2 Bezug zu nehmen; 

[3.] daß den Imploranten auch feine Eigenfchaft ale 
Berleger der Zeitung von der Verpflichtung zur Ablegung 
des geforderten Zeugnifjes über die Perfon des Verfaſſers 
oder Einſenders gefeglich nicht zu befreien vernag; 

daß das Preßgeſetz fo wie es vorliegt, eine Beftimmung 
nicht enthält, aus welcher eine folche Befreiung bes Ver⸗ 
legers hergeleitet werben könnte; 

[4.| daß für die in Rede ftehende Verpflichtung des 
Verlegers der Umftand vechtlich nicht ins Gewicht fällt, ob 
in der Perfon des verantwortlichen Redalkteurs bereit® eine 
in Gemäßbeit des $ 20 Abſ. 2 als Thäter ftrafbare Perfon 
befannt ift, ta nach 8 20 Abſ. 1 die Verantwortlichleit für 
ftrafbare, durch den Inhalt einer Druckſchrift verübte Hand⸗ 
lungen fich nach ven beftehenden allgemeinen Strafgejegen 
richtet, und daher die gedachte Strafbarkeit des Redalteurs 
nicht Diejenige des außer ihm noch vorhandenen Verfaſſers 
und Einſenders eines Artikels als Mit⸗Urheber oder Theil⸗ 
nehmer des Preßvergehens ausſchließt; 

daß auch der Verleger in dieſer ſeiner Eigenſchaft 
wegen feiner etwaigen Strafbarkeit ex 8 21 cit. ſich ſchon 
deshalb nicht auf die allgemeine Vorſchriſt des 8 161 Nr. 3 
der StPO. berufen könnte, weil die bei ibm ftrafbare 
Tahrfäffigkeit fich nicht mit der im 8 161 Ne. 3 unter- 
ftellten Strafbarteit al8 Thäter, Theilnehmer, Begünftiger 
oder Hebler deckt; 
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[5.] daß endlich die Bezugnahme auf ven $ 162 1. c. 
ſich als eine verfehlte varftellt, weil nach der Haren Faſſung 
diefes Paragraphen daB Intereſſe, welches der Implorant 
als Eigenthümer der Zeitung an der Nichtermittelung des 
Einſenders haben könnte, zwar den Richter beftimmen kann, 
bie Abnahme bes Zeugeneibes zu unterlaffen, nicht aber 
dem FImploranten die Befugniß giebt, das geforderte Zeugniß 
zu vermeigern. 

Antr. d. ESA.: gleidt. [42.—6.) 


Zengnißzwang. - Redakteur. 


Der Redakteur einer Zeitung kann feine zeugen 
eidliche Vernehmlaſſung über den Einſender eines 
veröffentlichten Artikels nicht ablehnen, wenn es fi 
von der Krmittelung des Dienſt-Vergehens eines 


Beamten handelt. 
R.⸗Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 8 20. Bgl. oben ©. 571. 


Beſchl. (M.) dv. 9. Septbr. 1875 c. Stein (151 B. II. Cr.). 

In Erw., daß nad $ 309 der Crim.Ordnung (Jeder: 
mann im Stante verpflichtet ift, fich auch darüber, ob ein 
Dienftvergehen von einem Beamten begangen worden, als 
Zenge eidlich vernehmen zu laffen, fo lange er nicht eine 
derjenigen Ausnahmen für fich anzuführen vermag, burch 
welche diefe allgemeine Berpflichtung im Gefete felbft be- 
Ichränft reſp. feine zeugeneidliche Vernehmung für gejeglich 
unftatthaft erklärt worden ift; 

daß eine foldhe Ausnahme zu Gunften des Bejchwerde- 
führers nicht befteht, insbefondere aus feinem Intereſſe bei 
der Geheimhaltung derjenigen Berfonen, von welchen ein 
Zeitungs⸗Redakteur feine Mittheilungen erhält, nicht herge. 
leitet werben kann, da ihn ein ſolches Intereſſe zur Abs 
legung eines eidlichen Zeugniffes nach 8 357 Nr. 7 und 358 
ibid, nicht unfähig erfcheinen läßt; 

baß zwar nach 8 356 Nr. 8 ibid. alle diejenigen als 
Zeugen nicht nernommen werben follen, welche an dem 
Verbrechen, worüber ihr Zengniß erfordert wird, ober an 


® 
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den barans entjtandenen Bortbeilen wiſſentlich mittelbar 
oder unmittelbar Theil genommen haben; 

dag auch nach 8 20 Abf. 2 des R.Preßgeſ.'s v. 7. Mai 
1874 der verantwortliche Redalteur einer Drudfchrift wegen 
ber durch diefelbe begangenenen ftrafbaren Handlung als 
Thäter bejtraft werden foll, wenn nicht Durch befonbere 
Umstände die Annahme feiner Thäterjchaft ausgefchloffen wird; 

daß dieſe ftrafrechtlihe Verantwortlichkeit des Re 
dakteurs als Thäter ſich aber, wie ſich aus dem 8 20 Abſ.! 
ergiebt, jedenfalls auf den Fall beſchränkt, wo die Straf 
barkeit Durch den Inhalt der Drudfchrift begründet 
wird und fich jelbftverftändlich auf einen ſolchen Fall nidt 
erftreden Tann, in welchem dieſe Strafbarleit nur in ber 
perfönliden Stellung des Einfenders als Be 
amter und in der dieſem obliegenden Verpflichtung 
zur Amtsverfchwiegenheit ihre Begründung findet, in 
welchem alfo eine Handlung in Frage iſt, an welcher eine 
Itrafrechtliche Verantwortlichleit bes Redakteurs als Thäter 
undenkbar und jomit deren Annahme ausgeichloffen ift; 

daß hiernach, dba im vorliegenden Falle inhalts ber 
angegriffenen Verfügung lediglich nur die Vernehmung bei 
Beichwerbeführers zur Ermittelung desjenigen Beamten in 
Frage fteht, durch deſſen ftrafbaren Bruch bes Amtsgeheim⸗ 
niffes der Inhalt eines von dem Kgl. Kommiffarius für bie 
bifchöfliche Vermögens: Verwaltung in der Diözefe P. an 
die Königliche Regierung zu U. gerichteten Schreibens ber 
Redaktion des Central-VBolfd-Blattes bekannt geworben ill, 
für bie Ablehnung feines Zeugniffes von dem verantwort- 
lichen Redakteur dieſes Blattes auch auf den 8 20 bj. 2 
eit. beziehungsweife den 8 356 Nr. 8 ber Crim.-Orbnung 
Schon deshalb nicht Bezug genommen werben Tann, weil e 
hier an der Vorausfegung bes 8 20 Abf. 2 eit., der Mößg 
lichfeit einer ftrafrechtlichen Berantwortlichkeit bes Ne 
dafteurs als Thäter, gebricht. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [42.—8.] 
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Gewerbeftenervergehen. - Wiederholung deffelben Jahrs. 


Mer, nachdem er wegen Gewerbefteuer - Ber: 
gehend (Betrieb eines Gewerbes ohne vorgängige 
Anmeldung zur Befteuerung) verurtheilt worden, in 
demfelben Jahre dafjelbe Gewerbe ohne Anmeldung 
weiter betreibt, macht fih eines abermaligen Steuer- 
vergebens fchuldig. 

Gef. v. 30. Mai 1820 8 19. 39, Bgl. RdOTr. 14. ©. 30. 

Ert. (B. 1.) v. 10. Septbr. 1875 e. Gutmann (364 I. Cr.). 

©. Hatte im Anfang 1873 zu St. die Schanlwirthſchaft ohne 
polizeiliche Konzeffion und ohne biefes Gewerbe zur Beſteuerung an- 
gemeldet zu haben, betrieben, und war deshalb am 25. Novbr. 1872 
in der Weife verurtheilt worden, daß babei auch das Steuervergeben 
Berüdfihtigung gefunden hatte. Nach diefem Urtheile fette er jenen 
Betrieb unter benfelben Boransfegungen fort. Das AG. firafte daher 
wegen wieberholten Gewerbepolizeivergehens, erachtete aber eine aber- 
malige Gewerbefteuer-Hinterziehung nicht für vorliegend, weil nicht 
erhelle, daß das nah dem 25. Noobr. 1872 betriebene Gewerbe ein 
neues ſelbſiſtändiges fei, vielmehr angenommen werden müfje, baß er 
nur das im Anfang 1873 begonnene Gewerbe fortgeſetzt habe. 

Bernihtung. Gründe: 

Schon in dem ®. J. 9. 8. Januar 1873 c. Kuklinski 
(SA. 21. ©. 234; [RHOTr. 14. ©. 30]) iſt ausgeführt, 
daß diefelbe Perfon in demſelben Stenerjahre fich wiederholt 
einer Verlegung der 85 19, 39 des Gew.⸗Steuer⸗Geſ.'s v. 
30. Mai 1820 ſchuldig machen könne. Der App.-Richter 
bat Dies nicht verlannt, jedoch angenommen, daß ber auf- 
geftellte Grundfag nur dann zutreffe, wenn ein zweites nenes 
jelbftftändiges Gewerbe ohne die gefeglich vorgefchriebene 
Anzeige feines Anfangs bigonnen worden ſei. Dies ift 
rechtsirrthümlich. Ein newer, zur gefetlichen Anzeige ver- 
pflichtender Gewerbebetrieb ift ſtets dann als vorliegend 
anzunehmen, wenn ber Gewerbebetrieb zum Gegenſtande 
einer Strafverfolgung gemacht, jedenfall® wenn wegen des⸗ 
felben eine Berurtheilung ergangen war, und bas Gewerbe 
demnächſt wieberum betrieben worden ift. 

Antrag d. GStA.: entgegen. [40.—8.) 


Rechtſpr. d. K. O.Tr. ıc. XVI. 37 
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Widerftand. - Nechtmäßige Amte-Ausübung. - Höberer 
Auftrag. 


Ein Unter- Beamter, welcher im Auftrage der 
zuftändigen höheren Behörde zu einer Crefution 
fchrietet, befindet fi) in der „rechtmäßigen Ausübung 
feines Amtes” felbft wenn derfelben nicht das geſetzlich 
vorgefhriebene Mahnverfahren vorhergegangen iſt. 
StGB. 8 113 [n. 13. 15); Bgl. RdOTr. 14. ©. 197; 15. ©. 97; 

16. S. 388. 

Ert. (8. 1.) v. 10. Septbr. 1875 c. Korda (549 I. Cr.) 

Die ıc. 8. hatte dem eine Erelution gegen fie vollſtreckenden 
Amtsdiener 3. mit Gewalt Widerftand geleiftet, war aber in 2. In⸗ 
flanz von ber ans $ 113 StGB.'s erhobenen Anflage deshalb frei- 
geſprochen worden, weil jene Erelution nicht da® in ber Bbn. vom 
30. Juli 1853 $ 9 angeorbnnete Mahnverfahren vorhergegangen, biejelbe 
alfo nit als eine „rechtmäßige Ausübung des Amtes” anzufehen fet. 

Bernihtung. Grünbe: 

Es ift bereits in dem 3.1. 7. März 1873 (RdOTr. 
14. ©. 197]; GA. 21. S. 276) nachgewiefen, daß dem 
Exekutor eine Prüfung des ihm ertheilten Pfändungs-Auf- 
trags in der bemängelten Richtung nicht zufteht, daher bie 
Rechtmäßigkeit feiner Amtsausübung durch die Vorzeitigfeit 
der Ertheilung jenes Auftrages nicht berührt wird. Durch 
die entgegengefegte Auffafjung hat ber App.-Richter den 
8 113 des StGB..'s verlegt. 

Antr. d. GSIA.: entgegen. [40.—6.] 





Meineid. - Gefahr eigener Verfolgung. - Auftifter. - 
Ehrverlnft. 

1. Wenn auch ein meineidiger Zeuge, weil vie 
Angabe der Wahrheit gegen ihn felbft eine Straf: 
verfolgung nach fich ziehen Fonnte, nur die ermäßigte 
Strafe des S 157 Nr. 1 reg SGB.’ verwirkt 
bat, wird doch der Anflifter zu jenem Verbrechen, 
bei welchem der gedachte mildernde Umſtand nicht 
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obwaltet, von der vollen Strafe der SS 153. 154. 
48 betxoffen. 
StGB. 8 157 [n. 4a.]. 153. 154; Bel. RdOTr. 15. ©. 167. 


2. Der Anflifter zu einem falfchen eivlichen 
Zeugniffe hat die dauernde Unfähigkeit, als Zeuge ıc. 
eivlich vernommen zu werben, verwirkt. 

SGB. $ 161 [n. 3]. Bar. RdOTr. 15. &.526; 16. ©. 646. 
Ert, (3.1) v. 15. Septbr 1875 0. Erdmann (634 I. Cr.). 

Die Geſchwornen hatten die K. eines wifjentlich falfchen Zeug⸗ 
niffes und den E. ber Anfiftung zu dieſem Verbrechen ſchuldig befunden, 
gleichzeitig aber in Betreff der K. fengeftellt, daß die Angabe ber 
Wahrheit gegen fie felbft die Verfolgung wegen eines Vergehens nach 
fi ziehen konnte. Dieſerhalb verhängte ber GH. gegen bie 8. die er- 
mäßigte Strafe aus 8 157 Nr. 1 StGB.'s, uub gegen ©. die volle 
Strafe aus ben 88 153. 154. 48; Dagegen erfannte er nicht auf bie 
Unfähigfeit zur Ablegung eines eidlihen Zeugniffes, weil $ 161 auf 
bie Anfiftung zum Meineide nicht zur Anwendung kommen könne. 
Sn Beireff des letzteren Punktes erfolgte 

Vernichtung. Gründe: 

[1.] €. ift mit Recht auf Grund ber 88 153. 154. 48 
StGB.'s. wegen Anftiftung zum wiffentlichen Meineide zu 
Zuchthaus und Verluſt der bürgerlichen Chrenrechte ver- 
uvtheilt worden; denn wenn auch die ꝛc. K. unter Anwen⸗ 
bung des $ 157 Nr. 1 a. a. O. wegen wiſſentlichen Mein- 
eides nur zu Oefängniß und Verluſt ber bürgerlichen 
Ehrenrechte verurtheilt ift, weil Durch einen ferneren Spruch 
ter Geſchworenen fejtgeftellt ift, daß die Angabe ter Wahr- 
heit gegen fie jelbft die Verfolgung wegen eines Vergehens 
nach fich ziehen konnte, fo ift damit boch nur ein perfün- 
liches DVerhältniß der ꝛc. K. fetgeftellt, welches nach ber 
Vorſchrift des 8 50 a. a. O. nur ihr durch Verminderung 
der Strafe zuzurechnen ift, auf die Beftrafung des ꝛc. €. 
aber, bei welchem dieſes Verhältniß nicht obwaltet, keinen 
Einfluß hat. 

[2.] Gegen ven ꝛc. E. mußte daher auch ber ausbrüd- 
lichen Borfchrift des S 161 a.a.D. gemäß auf dauernde 
Unfähigkeit, als Zeuge oder Sachverſtändiger eiblih ver- 

37* 
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nommen zu werben, erkannt werben, unb wenn ber Schw. 
Ger.-H. dies unterlaffen bat, weil er davon ausgeht, daß 
8 161 a. a. O. gegen ben Anftifter zum Meineide nicht zur 
Anwendung flommen könne, jo ijt dies rechtsirrthümlich, wie 
dies von dem Kal. OTr. bereit in dem V. II. v. 12. De 
zember 1872 (RdOTr. 13. ©. 656) und dann wiederholt 
ausgeführt worden ft. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [30.—6.) 


Holzdiebstahl, einfacher, - Unzuständigerklärung. - 
Rechtsmittel. 


Auch in Lauenburg steht dem Staatsanwalt 
gegen ein Urtheil durch welches das mit einer 
Anklage wegen einfachen Holzdiebstahls befasste 
Polizeigericht sich unzuständig erklärt hat, weil 
die That der Entscheidung der Strafkammer unter- 
liege, nicht die Nicht.-Beschwerde, sondern nur 


die Berufung zu. 
StPO. $ 48; Einf.-Vdn. v. 25, Juni 1867 Art. II. D.1. 8 38; 
Lauenb. Ges. v. 4. Dezbr. 1869 Art. IV; (HDGeſ. v. 2. Juni 1852 
8 38). — Bol. RoOTr. 15. S. 228, 


Beſchl. (1.) dv. 15. Septbr. 1875 co. Ohle (683 I. Cr.). 

Die Gründe verweilen auf Beſchl. I. 15. April 1874 (RdOTr. 
15. ©. 228). 

Antr. d. GSA.: gleichl. [68.—6.] 


1. Kirche. - Austritt. 
2. Amtövergehen. - Mitthäter. - Theilnehmer. 
3. Geiftlider, evangelifdher. - Amtsentfesung. - Wirkung. 
1. So lange der Austritt aus der Kirche, welcher 
Jemand bisher angehört hat, nicht in den Formen des 
Ges v. 14. Mai 1873 bewerfftelligt if, genügt 
eine thatfächliche Losfagung von diefer Kirche nicht, 
bie Mitgliedſchaft aufzuheben. 
Gef. v. 14. Mai 1873, 
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2. Ein Nicht⸗Beamter kann ſich zwar nicht als 
Mitthäter, wohl aber als Anſtifter oder Gehülfe an 
einem Amtsvergehen betheiligen. 

StGB. € 48 [n. 4]. 

3. Ein durch die flaatsrechtlich zuftändige Be— 
hörde entfegter evangelifcher Geiftlicher, verliert das 
durch dieſe Eigenfchaft gänzlich, kann alfo nicht mehr 
in dieſer Cigenfchaft geiftliche Amtshandfungen vor- 
nehmen und fi dadurch ſtrafbar machen. 

Geſ. v. 2. Mai 1874 82; Bol. oben ©. 485 
Ert. (3. 1.) v. 15. Septbr. 1875 e. Wolfram & Gen. (828 1. Cr.). 

[3.] Die Gründe für die nnter Nr. 3 bervorgehobenen Sätze 
flimmen mit den in 3.1. 21. Juni 1875 (RpOTr. 16. S. 485) ent» 
widelten ‚überein. Dagegen erwägt das OTr. zu 

[2.] Die Strafbeftimmungen des Gef.’ v. 21. Mai 
1874 enthalten ihrem Wortlaute nach feine Andeutung in 
ber Richtung, daß die allgemeinen Grundſätze über Anz 
ftiftung und Beihülfe darauf feine Anwendung zu finden 
hätten. Cbenjowenig folgt diejes, wie die NB. behauptet, 
aus der Natur und dem Zwede ber joy. Maigefege im 
Allgemeinen ober des Geſ.'s v. 21. Diai 1874 insbeſondere. 
Es ijt weder ausnahmslos richtig, daz die Vornahme geijt- 
licher Amtshandlungen ohne Mitwirkung dritter Perfonen 
unmöglich fer, noch würde diefes far fich allein zu einem 
anderen Ergebniffe führen, al8 daß tiefe Dritten zumal wenn 
fie Laien find wegen der in der Perſon des Thäters er- 
forderten befonderen Qualität eines Geiftlihen, niemals 
als Mitthäter erjcheinen können, die Möglichkeit einer An 
jtiftung oder Beihülfe aber nicht ausschließen. Wenn ſodann 
auf die pofitive Natur der Maigefege und den Mangel an 
Motiven des fittlichen und rechtlichen Gewiffens, welche bie 
Strafbarkeit der dort vorgefihenen Delikte rechtfertigten, 
hingewiefen wird, jo läßt fi, davon abgefehen, 05 und in 
wie weit diefer Mangel zuzugeben wäre, nicht erkennen, 
wie dadurch an fich die Anwendbarkeit jener nicht weniger 
pofitiven BVorfchriften ausgefchloffen werben fol. Der 
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hervorgehobene Umftand enplich, dag die Hauptthat nur von 
einem Geiftlichen begangen werben kann, fteht der Anwend⸗ 
barfeit der 88 48 und 49 StGB.'s ebenfowenig entgegen. 
Zwar follen nach 8 50 dafelbitebie perfönlichen Eigenjchaften 
oder Verhältniffe, von welchen das Geſetz die erhöhte ober 
verminderte Strafbarkeit einer Handlung abhängig macht, 
nur demjenigen Theilnehmer zugerechnet werben, bei welchem 
fie vorliegen. Allein dieſe Vorſchrift betrifft nur die Fälle 
wo die höhere ober geringere Strafbarleit ver That von 
jenen Umftänden abhängt und trifft nicht zu, wo Letztere 
durch ihr Vorhandenſein die Strafbarkeit an ſich erſt be 
gründen, alfo ein nothwendiges Merkmal der Strafthat 
bilden. Gerade diefe in dem Pr. StGB. nicht enthaltene 
Beftimmung läßt durch ihre negative Seite die Abficht tes 
Geſetzes, daß auch die ſog. Standesdelikte den allgemeinen 
Borfchriften über die Theilnahme, foweit eine ſolche ohne 
Srweiterung ihres Begriffes denkbar ift, unterliegen follen, 
hervortreten und erweift fich namentlih der Umftand, daß 
ber 8 331 des Pr. StGB.'s, welcher ausprüdlich die Grund— 
füge über die XTheilnahme an Verbrechen und Vergehen 


der Beamten auch auf Nichtbeamte angewendet wiffen wollte, 


in dem Neichögefeg feine Aufnahme gefunden, nicht als 
Argument für das Aufgeben diefer Theorie, fondern als 
ein Anerfenntniß des Ueberflüßigen eined wiederholten Aus- 
fpruches derfelben, nachdem folhe in dem 8 50 bereits 
mittelbare Anerkennung gefunden. Es ijt daſſelbe Ber- 
hältniß wie dasjenige des 8 180 Abf. 2 des Preuß. zu 8 217 
des R-StGB.E, wie folches durch die Motive zu 8 212 
des Reichdentwurfs ©. 110 daf. erläutert wird. 
Antr. d. GStA.'s: gleichl. [68.— 6.) 
1. Real-Konlurrenz. - Nachträgliche Berüdfihtigung. - 
Unterlafjung. 
2. Beleidigung. — Urtheil. - Beröffentlihung. - Stelle 
der Zeitung. 
1. Hat der Angefchuldigte es verabfänmt, ben 
Richter darauf aufmerkfam zu machen, daß er bereits 
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wegen eined Real-KRonkfnrrenzfalles zu Freiheitsſtrafe 
verurtheilt worden fei, fo begründet es feine Nichtig- 
feit, wenn der Richter in Unkenntniß jener That⸗ 
fache, nicht in Gemäßheit des $ 79 StGB.'s ver⸗ 
fahren iſt. 

StB 8 79 [n. 15]; Bgl. oben S. 364. 

2. Es ſteht dem Gerichte zu, in der Verfügung, 
burh welche dem Beleidigten geflattet wird, Die 
Berurtheilung in dem Blatte durch welches das 
Bergehen begangen worden, befannt zu machen, 
auch die Stelle des Blattes zu bezeichnen, wo der 
Abdruck erfolgen fol. 

StEL. $ 200 [n. 9a.]; Bgl. oben S. 477. 


Erf. (3.11) v. 16. Septbr. 1875 co. Boah (878 II. Cr.). 
[48.—8.] 


Beleidigung. - Berbreitung. - Dolus. 


Das Berbreiten einer einen Andern verächtlich 
machenden Thatſache ift firafbar, auch wenn der 
Thäter Diefelbe nicht als eigene Behauptung vor- 
gebracht hat. 

StGB. $ 186 (n. 3). 187. 131 [n. 6]. Bol. RdOTr. 15. ©. 882. 

Ext, (8. IL) v. 16. Septbr. 1875 e. Hürth (792 IL Cr.). 

9. hatte nach der inftanzrichterlichen Ferftellung in der von ihm 
rebigirten Zeitung einen Artikel veröffentlicht, durch welchen er wider 
befferes Wiffen einem Beamten Mißbrauch des Amtes und Willlitr 
vorwarf. Gleihwohl ſprachen ihn die Juſtanzgerichte frei, weil nad) 
dem Zufammenhange und Sinne des Artikels die bezüglihen Behaup⸗ 
tungen nicht als eigene Behanptungen bes Berfaflere anzufehen feien. 

Bernihtung. Gründe: 

Die Artt. 186 bezw. 187 bedrohen auch Denjenigen 
mit Strafe, welcher herabwürbigende Tchatfachen verbrei- 
tet, ohne zugleich das Erforderniß aufzuftellen, daß der⸗ 
jenige, welcher folche Thatſachen verbreitet, vie bezüglichen 
beleibigenben Behauptungen ſich aneigne und als bie 
feinigen binftelle. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 150.—8.] 
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Preſſe. - Gerichtsſtand. 


Werden die Exemplare eines gedruckten Blattes 
von verſchiedenen Expeditionsorten aus verbreitet, ſo 
iſt an jedem derſelben der Gerichtsſtand begründet. 

R.⸗Geſ. v. 7. Mai 1874 8 21. 
Erf. (3. 11.) v. 16. Septbr. 1875 c. Stein (766 IL. Cr.) 
Die von St. rebigirte in A. gebrudte Zeitung warb nad ber 
inftanzrichterfihen Feſtſiellung nicht blos von A. fondern aud von 
einer in W. (dem Wohnorte des Berlegers) befindlichen Erpebition 
aus, wohin fie St. bem Berleger zufanbte, verbreitet. In Betreff 
einer fo nach W. verfandten Nummer flellte das Inſtanzgericht feſt: 
„daß die Verbreitung biefer Ar. im Sinne ber preßgefeg- 
Yichen Borfchriften nicht durch die Berfendung derſelben nach 
W., fondern erft durch bie Beförderung an die Abonnenten 
vom Berlagsorte erfolgt jei* 

und folgerte daraus, daß in W. ein Gerichtsftand begründet fei. 

Hierin fand das OTr. feinen Rechtsirrthum, wenngleih es im 

Uebrigen anerkannte, daß 

„der Thatbeſtand eines durch die Preſſe begangenen Ver⸗ 
gehens mit der Veröffentlichung, bezw. Verbreitung bes 
Preßerzenguifjes vollendet fei, und daß ber Umfanb daß 
eine bereits verbreitete Drudichrift demnächſt auch in einem 
andern Orte vorgefunden und in Beichlag genommen worben 
nicht mehr einen Theil bes ftrafbaren Thatbeſtandes ſelbſt⸗ 
foudern eine Folge befielben barfielle und daher an ſich nicht 
geeignet fei den Gerichtöfland ber begangenen That zu be- 
gründen“. 

Anır. d. GStA.: gleichl. [37.—8.) 


Urtheil. - Berlündung ohne Gründe. - Folge? 
Ein Urtheil, welches nad dem Sigungsprotofolle 
ohne die Gründe publizirt worden, iſt deshalb nicht 
nichtig. Jener Mangel hat nur die Folge, dag vie 
Frift zur Anmeldung der Nicht.-Befchwerde erft mit 
der Behändigung einer Ausfertigung zu laufen beginnt. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 32 [n. 6). Bol. RrOLr. 7. ©. 546. 


Ertl. (3.11) v. 16. Septbr. 1875 0. Thees (880 II. Cr.) 
Antr. db. ESA.: gleichl. . [28.—8.] 
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Hehlerei. - Gewerbömäßigfeit. - Einzelhandlung. 

Eine einzige mit der Abſicht der Fortſetzung 
und zum Zwecke des Erwerbes vorgenommene Einzel- 
handlung fann als der Beginn einer gemerbsmäßigen 
Zhätigfeit angefehen werden. 

SISB. $ 260 [n. 2]. 
Ertl. (3.1. v. 17. Septbr. 1875 e. Aron (643 1. Cr.). 
[46.-6.] 
Erpreflung. - Bermögensvortheil, rechtswidriger. - Er: 
langung eines Mitſchuldners. 

Als ein „rechtswidriger Vermögensvortheil” (Er— 
prefiung) ift e8 anzufehen, wenn Jemand für eine 
an fi begründete Forderung neben dem Schuldner 
einen Zweiten, Nichts Schuldenvden, als mithaftend 
erlangt. 

StOB. 8253 [n. 5); Pgl. oben ©. 95. 


Ertl. (3.1) v. 17. Septbr. 1875 e. Morit (626 I. Cr.). 
Anır. d. GEIM.: gleichl. [28.—6.] 





Notar. - Wechſelſtempelhinterziehung. - Nicht-Anzeige. 
Der Notar, welder eine bei Aufnahme eines 
MWechfelproteftes entdeckte Zuwiderhandlung gegen das 
DB. : Wechf.- Stemp.- Gef. v. 10. Juni 1869 nicht 
fofort zur Anzeige bringt, fällt der Disziplin anheim. 
Es iſt gegen ihn nicht auf eine Ordnungsſtrafe aus 
der Pr. ARD. v. 3. Yan. 1830 zu erkennen. 
3.Wedi.-St. Gef. v. 10. Juni 1869 2. Nr.1. 821; Pr. ARD. v. 
3. Jan. 1830 Nr. 8 (85. ©. 9). 
Erf. (1. Civ.Sen.) 17. Septbr, 1875 c. T. (105 D. I. Civ. Sen.) 
Der Notar T. hatte es verabjäumt, eine von ihm bei Gelegenheit 
Der Aufnahme eines Wechſelproteſtes entdedte Zuwiderhandlung gegen 
Das B.⸗Wechſ.Stemp.⸗Geſ. v. 10. Zuni 1875 fofort bei der zufän«- 
Digen Behörde zur Anzeige zu bringen. Deshalb im Disziplinarmwege 
anf Grund der Bon. v. 30. April 1847 und $ 2 Nr. 1 des Geſ.'s 
v. 21. Inli 1821 („Berlegung einer ihm obliegenben Pflicht*) verfolgt, 
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1 

warb er vom Chrenrath nicht aus ben citt. Befegen, fonbern ans 
einer Pr. ARD. v. 2. Yan. 1830 zu einer Orbnungsftrafe von neun 
Mark verurtheilt, weil das gedachte Gefe den vorliegenden Fall fpeziell 
vorgefehen und mit einer Geldftrafe von 1—5 Thalern bedroht habe, 
derfelbe auch al® lex specialis eine Beſtrafung aus ben ſpätern Dis- 
ziplinargefegen ausſchließe. Auf die Berufung bes Ob.-StA.’s if biefes 
Erkenntniß abgeändert umb auf eine bisziplinariiche Geldfirafe 
erfannt, Gründe: 

Zunächſt kann es nicht dem geringften Zweifel unter 
liegen, daß die in der gedachten AKO. v. 3. Fan. 1830 
unter 1 bis 7 gegebenen Bejtimmungen, welche lebiglid 
Mopififationen und Erläuterungen ber Beitimmungen bes 
Pr. Geſ.'s v. 7. März 1822 über den zu Wechfeln zu ver- 
wendenden Stempel enthalten, durch 8 25 bes B.Geſ.'s v. 
10. Juni 1869 aufgehoben find. Denn dieſer $ bejtinmt, 
daß die in den einzelnen Bunbesftaaten beitehenden Stempel» 
abgaben von Wechfeln aufgehoben werden. Es läßt fich 
ihon hiernach nicht annehmen, daß bei Erlaß bes cit, 
Bundesgefeges die Abficht obgewaltet Hat, bie Beitimmung 
unter 8 der eit. AKO., welche lediglich beftimmt war, bie 
Berwendung bes früher zu zahlenden, jest aber aufgehobenen 
Preußiſchen Wechfel-Stempeld zu fichern, aufrecht zu er- 
halten, und auf eine ganz andere zur Bundeskaſſe fließende 
Abgabe auszudehnen. ever Zweifel ſchwindet aber bei 
Einficht der Entftehungsgefchichte des 8 21 des B.-Gefekes. 
Der Gefegentwurf enthielt nämlich noch die ganz bem 
Paſſus 8 der AKO. entfprechende Beftimmung, daß Notare, 
welche eine bei Ausfertigung eines Wechfelproteftes zu ihrer 
Kenntniß gekommene Stempelftener-Hinterziehung anzuzeigen 
verabfäumen, mit einer durch die Auffichtsbehörbe feftzu- 
jegenden Strafe von 2 bis 5 Thalern belegt werben follen. 
Hiergegen wurbe geltend gemacht, bag, da auch andere Be- 
hörden zu folchen Anzeigen verpflichtet feien, diefe Strafen 
gehäffig erfcheinen müßten und der Bundeskommiſſar ent- 
gegnete, daß die Aufnahme geringer Orbnungsjtrafen in 
den Entwurf einfach beahalb erfolgt fei, weil fie, in Preußen 
feit langer Zeit eingeführt, zu feinen Befchwerden Ver⸗ 
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anlaffung gegeben haben. Für die Verwaltung jei e& ziemlich 
gleichgültig, ob man auf den Weg. ver Disziplin verweile 
oder ein für allemal ein Heined Maaß von Strafen feſt— 
jege. Hieraus ergiebt fih, daß von feiner Seite bei Be— 
. rathung des Geſetzes der Gedanfe gehegt iit, jene Preußijchen 
Partitularbeftimmungen würden neben dem Bunbesgefeg 
fortbeftehen; man bat fie nur ihrem Inhalte nach in Das 
Bundesgefeg aufzunehmen vorgefchlagen; da aber dieſem 
Vorſchlage feine Folge gegeben ift, fo find fie in ver That 
nad tem Willen des Gejeßgebers aufgehoben. Iſt dies aber 
ver Fall, fo kann ed nad dem, was oben ausgeführt ijt, 
feinem Bedenken unterliegen, bie gegen den Angejchulpigten 
fejtgeitellte Pflichtverlegung unter 8 2. 12 der Von. vom 
30. April 1847 zu fubfumiren und wird baburch die Er- 
Örterung der Frage: ob dem Ehrenrath überhaupt, wie er 
gethan hat, das Recht zuftand, eine Orbnungsftrafe, wie 
bie in der AKO. v. 3. Jan. 1830 ——— — 
entbehrlich. 

Antrag d. GSt A.: gleichl. -9.) 


Schürfverbot im Walde. — Berggeſetz. 


Der Umſtand, daß das Pr. Berggeſetz v. 21. Juni 
1869 das unbefugte Schürfen nicht mit Strafe be— 
droht, ſteht nicht entgegen, vom forſtmäßigen Stand— 
punkte aus Verbote für Waldungen zu erlaſſen. 

Geſ. v. 21. Juni 1869. 
Erl. (V. U) v. 21. Septbr. 1875 ec. Britten & Gen. (872 11. Cr.). 

Br. u. Ben. waren, obgleich gefländig in einem Kgl. Walde ge- 
fhürft zu haben, von der bieferhalb aus einer NegierungseHorfiver- 
ordnung erhobenen Beſchuldigung deshalb freigefproden worden, weil 
jegt das cit. Berggeſetz bie fragliche Materie vollfländig beberriche, 
dieſes aber die Handlung wicht beftrafe. 

Bernihtung Das OTr. erwog: 

daß ber $ 15 der Forſtpolizei-Vdn. ber Kgl. Regierung 
zu Trier v. 13. Dezbr. 1850 denjenigen, der im Walde 
nnerlaubt Steinbrüche, Lehm-, Thon⸗ oder andere Gruben 
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oder Schürfe eröffnet, mit einer Geldſtrafe von 1 bis zu 
10 Thaler bebroht; 

daß dieſe Beitimmung nicht einen bergpolizeilichen 
Character hat, vielmehr lediglich den Schug ber Waldungen 
bezwedt; 

dag nun allerdings nach den Vorfchriften des Berg⸗ 
gefeged v. 21. Juni 1869 —.8 4. 5 — 8 und 207 bas 
Schürfen, welches auf fremdem Grund und Boden ohne 
Erlaubniß des Eigenthümers gefchieht — abgefehen von den 
Fällen des 8 4 cit. nicht unter Strafe geftellt ift; 

daß durch dieſe Vorfehriften aber der $ 10 der be: 
zogenen älteren Berorbnung, ter fein bejonderes Gebiet und 
einen jpeziellen forftpolizeiliden Zwed bat, nicht berührt wird. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [48.—8.] 


Rheiniſches Verfahren. - Beweismittel. - Vorbringen in 
der Sitzung. 

Auch nach Rheiniſchem Berfahren ift ein Urtheil 
nichtig, wenn es feine Feſtſtellung zum Theil auf 
ſolche Beweismomente ftügt, melde nicht der Gegen- 
fland der Hauptverhandlung find, follten fie auch in 
einem andern, einen ähnlichen Straffall betreffenden 
Berfahren verhandelt, und dort auf Grund -derfelben 
eine Feſtſtellung getroffen fein. 

Rh. StPO. Art. 154. 189. 


Er. (8. II.) v. 21. Septbr. 1875 c. Endepohls (882 IL Cr.). 
[32.—8.] 


Gewerbe, Umberziehen. - Waarenbeſtellung. - Gewerb- 
treibender. 
Das Auffuhen von Waarenbeftellungen bei Ge- 
werbtreibenden erfüllt nicht den Thatbeſtand eines 
Gewerbebetriebe im Umberziehen. 


Regul. v. 28. April 1824 855. 25; ARD. v. 12. Febr. 1831; id. 
v. 3. Dezbr. 1843. — Bol. RdoOTr. 7. ©. 637; 8. S. 490; 10. 
Y S. 515. 
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Erk. (8. 1.) v. 21. Septbr. 1875 e. Herrmann (660 II. Cr.) 

Der in M. ein ſtehendes Kurzwaaren⸗Geſchäft betreibende H. hatte 
im Ladenlolale des Buchbinders M. zu S. unter Borzeigung von 
Proben Waarenbeflellnngen geſucht, ohne im Befitz eines Gewerbeicheins 
zu fein. Das ihn bdieferhalb wegen unbefugten Gewerbebetriebe im 
Umberziehen verurtheifende Exrfenntniß warb vom OTr. vernidtet. 
Gränte: 

8 5 des Hauſir⸗Regulativs betrachtet als Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen nur das Geſchäft derjenigen Per⸗ 
ſonen, welche im Lande umherziehen, um in Privathäuſern 
und Gaſthöfen oder auf offener Straße Waaren irgend 
einer Art zum Wiederverkaufe zu erſtehen oder um Waaren⸗ 
beſtellungen zu ſuchen. Hier iſt nun zuvörderſt von dem 
Aufſuchen einer Waarenbeſtellung in Gaſthöfen oder auf 
offener Straße, wie e8 das Geſetz im Auge hat, feine 
Rede und es kommt alfo nur darauf an, ob die Annahme, 
dab ver Angeflagte in Privathäufern Waarenkejtellungen 
gefucht Hat, gerechtfertigt erſcheint. Diefe Frage muß aber 
verneint werben. Der Zweck bes Geſetzes, 8 5 des Haufir- 
Regulativs, geht, wie dies auch aus der Vergleihung mit 
ber allgemeinen Beftimmung des 8 25 a. a. O. zweifellos 
bervorgeht, wejentlich dahin, die Beläftigung des Publikums 
durch Berfonen, welche Waaren zum Verlaufe anbieten, 
oder Wanrenbeftellungen fuchen, zu verhindern. Gewerbe- 
treibende aber, welche auf den Anfauf von Waaren zum 
Wiederverkaufe nach ihrem Gewerbe angewiefen find, koͤnnen 
feldftverftändlih durch Anbieten von Waaren ober Auf- 
fuchen von Beftellungen, welche in ihren Gewerbebetrieb 
einschlagen, nicht beläftigt werben. Die Räumlichkeiten 
(Läden) ſolcher Gewerbtreibenpen, in welchen biefelben Fa— 
drifate und Waaren dem Publilum ausftellen und verkaufen, 
fönnen mithin als Privathänſer im Sinne des 8 25 
a. 0a. O. nicht erachtet werden. Durch die fpätere Geſetz— 
gebung hat die Vorſchrift des 8 5 a.a. O. feine Aendernng 
erlitten und insbeſondere haben die AK.Ordres v. 12. Te 
bruar 1831 (GS. S. 5) und v. 8. Dezbr. 1843 (GS. 
S. 15) den Thatbeſtand einer Hauſirgewerbeſteuer⸗Defrau⸗ 
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bation nicht geändert. Dies Alles ift auch bereits wieber- 
holt in iudiecando von dem Koͤnigl. OTr. angenommen 
worden — vergl. bie Erfenntniffe 3. I. v. 16. Novbr. 1866, 
V. J. v. 28. Juni 1867: ROTr. 7. ©. 637; 8. ©. 430. 
Der Angeklagte bedurfte mithin, wenn er bei einem Buch» 
binder in deſſen Ladenlokal Beftellungen unter Vorzeigung 
von Muftern auffuchte, eines Hauſirgewerbeſcheins nicht 
und bat ſich ſonach damit einer Haufirgewerbefteuer- 
Defraudation nicht ſchuldig gemacht. 

Antr. d. ESA.: gleichl. [87.—8.] 


1. Beweismittel, urkundliches. - Borlegung. - Berlefung. 
2. Meineid, wiſſentlicher, fahrläffiger. 


1. Ein urkundliches Beweismittel, z, B. ein in 
einer anderen Sache aufgenommenes Vernehmungs⸗ 
protofoll, kann vom Inftanzrichter nur dann berüd- 
fihtigt werden, wenn es in der Hauptverhandlung 
vorgelegt, bezw. vorgelefen worden iſt. 

Bon, v. 3. Ian. 1849 $ 14 In. 46] 


2. Der fahrläffige und der wiſſentliche Meineid 
haben verfchiedene, felbfiftändige Thatbeflände. Liegt 
daher objektiv ein Meineid vor, fo kann bie „Fahr⸗ 
läffigfeit deſſelben nicht Tediglih aus dem Umſtande 
gefhloffen werden, dag die „Wiffentlichfeit” nicht 
bewiefen fei. 

StGB. 8 59 [n. 26). 

Erf. (8. 1.) v. 31. Septbr. 1875 0. Meifel (746 IL. Cr.). 

M. in J. 1865 wegen Diebſtahls zu einer einjährigen Gefängniß⸗ 
firafe, Unterfagung der Ausübung der Ehrenrechte ıc. verurtheilt, hatte 
die Freiheitsſtrafe abgebüßt. Gleichwohl verneinte er, im Jahre 1873 
in einer Injurienſache als Zeuge eiblih vernommen, bie Frage, ob er 
ſchon beftraft, und insbefondere ob er ber Ausübung der 2c. Ehren- 
rechte verluftig erflärt worden fei. Deshalb des jahrläffigen Meineids 
angeklagt warb er in beiden Inſtanzen aus 8 163 St@B.'8 verurtheilt; 
ber erſte Richter erwog, „eine fahrlälfige Falſchſchwörnng des Eides 


u 
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fei anzunehmen, weil bem DM. nicht babe nachgemwiefen werben Tönnen 
bag er dieſes wifjentlih getban; bei Abmeffung der Strafe fomme 
aber in Betracht, daß der Fall an die Grenze bes wifjentlihen Mein- 
eides fireife.” Der zweite Richter fand bie erftrichterliche Feitfielung 
nndedenflih und unerſchüttert. 

Vernichtung. Gründe: 

Der erſte Richter, dem der zweite in dieſer Beziehung 
lediglich beitritt, ſchließt wie die mitgetheilte Stelle ſeines 
Erkenntniſſes ergiebt, auf das Vorhandenſein einer Fahr⸗ 
läſſigkeit von Seiten des Angeklagten lediglich deshalb, weil 
demſelben ein wiſſentlicher Meineid nicht nachgewieſen 
ſei, der vorliegende Fall vielmehr nur hart an die Grenze 
des wiſſentlichen Meineids ſtreife. Bei dieſer Aus— 
führung iſt der erffe Richter anſcheinend von der Annahme 
ausgegangen, als ob die Wiffentlichkeit gleihfam ein 
erſchwerender Umftand beim Verbrechen des Meineides 
fei, nach deſſen Wegfall noch das einfache Verbreden 
beziebu ngsweife Vergehen des Meineives übrig bleibe, 
und der fahrläflige Meineid als ein folches anzufehen fei. 
Diefe Auffaffung enthält offenbar einen Rechtsirrthum, weil 
ber wiffentliche und ver fahrläffige Meineid zwei für fich 
beftebende, in ihrem Thatbeftande wefentlich von einander 
abweichende ftrafbare Handlungen find. Beide haben nur 
das gemein, daß bie eidlich behauptete Thatſache objektiv 
unwahr fein müſſe. Diefer Umftand für fich allein, 
macht aber ben geleifteten Eid noch zu feinem ftrafbaren 
Meineide. Es muß vielmehr hinzulommen, daß der Schwö— 
rende fich im Augenblide der Eidesleiſtung der Unmwahrheit 
feiner Behanptung entweder wirklich bewußt gewefen fei, 
oder daß er durch einen Ihm als fittlide Schuld anzıt= 
rechnenden Mangel an Aufmerkſamkeit e8 verſäumt habe, 
bie Mittel anzuwenden, bie ihm zu Gebote ftanden, um fich 
diefer Unmahrheit bewußt zu werden. Im erjten Falle 
liegt wiffentlicher, im zweiten fahrläffiger Meineib vor. 
Nahm Hiernach ver erfte Richter nach den Ergebniffen der 
Deweiserhebung an, daß ver Angellagte fich bei der Eides- 
leiftung der Unmahrbeit einer unter dem Eide mit be 
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griffenen Thatſache (bier der Thatjache, daß er früher noch 
nicht zur Unterfuchung gezogen und beftraft fei 2c.) nicht 
bewußt gewefen, alfo des wiffentlihen Meineides 
nicht ſchuldig fei, fo mußten um ihn des fahrläffigen 
Meineides. fir ſchuldig erflären zu lönnen nach Art. 31 des 
Geſ.'s v. 3. Mai 1852 zur Begründung dieſes Urtheils 
diejenigen Umftände angegeben werben, aus benen zu folgern 
war, daß ber Angeklagte ſchuldbarer Weiſe e8 an derjenigen 
Aufmerkfamfeit habe fehlen laffen, die ihn in ben Stand 
gejet haben würde, zu erfennen, daß er eine unwahre Be- 
hanptung mit dem ide befräftige. 

Antrag des GStA.: gleichl. [28.—8.) 


1. 2. Verſuch, beeudeter, nicht beendeter. - Beihädigter. - 
Rene. - Entdedung. 


1. Der $ 46 Nr. 1 StGB. bezieht fih nur 
auf den noch nicht beendeten, die Nr. 2 dagegen auf 
den fog. beendeten Verſuch. 

SGB. 8 46 [n. 5). 


2. Eine Mißthat gilt für „ontvedt” und eine 
thätige Reue hat Straflofigkeit Dann nicht zur Folge, 
wenn der Beſchädigte oder Drgane defielben auch nur 
im Maße eines die nähere Feſtſtellung erheifchenden 
Verdachts, Kenntnig davon erlangt haben. 

StGEB. 8 46 [n. 14). 
Erf. (3. 1) v. 21. Septbr, 1875 c. Schede & Ben. (985 II. Cr.). 

[1.] Der App.-Richter führt mit Necht aus, daß ber 
846 Nr. 1 StGB.'s fih nur auf den nech nicht beendigten 
Verſuch, der 8 46 Nr. 2 dagegen fih auf den fogenannten 
beendigten Verſuch beziehe. Die Nichtigkeit dieſer Unter: 
ſcheidung ergiebt fih aus dem Wortinhalte des Paragraphen 
felbft, da von einem Aufgeben der Ausführung einer beab- 
fichtigten Handlung dann nicht weiter die Rede fein fann, 
wenn der Thäter bereits Alles gethan hat, was feinerfeits zur 
Ausführung der ftrafbaren Handlung zu thun, und nur der er- 
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wartete Erfolg bisher nicht eingetreten ift. Denn dann ift 
eben Nichts mehr auszuführen, alfo auch ein Aufgeben ber 
Ausführung einer bisher nur beabfichtigten Handlung be- 
grifflich ausgefchloffen. 

[2.] Eine an fich ftrafbare Handlung, auch wenn beren 
Erfolg durch die eigene Thätigkeit des Thäters abgewendet 
worten wäre, it im Sinne des $ 46 Nr. 2 als eine noch 
nicht entdedte dann nicht mehr zu betrachten, wenn ber 
Beſchädigte oder Organe veffelben felbft nur in dem Maße 
eines die nähere Feititellung erheifchenden Verdachts Kenntniß 
davon erlangt hat. Inwieweit im einzelnen Falle ſolches 
ber Fall, unterliegt der thatfächlihen Würdigung des Inſtanz⸗ 
richter®, der jedenfalls ohne Rechtsirrthum annehmen konnte, 
tag ter Betrugsverſuch des Angeklagten Sch. in jenem 
Zeitpunfte fein noch unentdeckter gewefen fei, wenn er fejt- 
ftellte, daß bie Vertreter ter Verficherungsgefellichaft bie 
Richtigkeit feiner Liquidation und feiner protofollarifchen 
Erklärungen in Zweifel ziebend, deſſen Hanblungsweije ale 
„ein gewagtes Spiel" erkannten und ber Verdacht der Be- 
gehung einer fteafbaren Handlung gegen Sch. fi in bem 
Maße fteigerte, daß ihnen die Ergreifung von Sicherheits: 
maßregeln und die Anftellung ber umfafjendften Ermittelungen 


zur Klarſtellung ber wahren Sachlage geboten erfchien. 
Antr. d. GESA.: gleichl. [32.—8.] 


Gebäudeftener. - Anmeldung. 


Es befteht Feine BVerpflihtung zur Anmeldung 
eines fiewerpflichtigen Gebäudes, wenn daffelbe zur 
Zeit der Einführung des Gebäudeſteuergeſetzes bereits 
entflanden und nußbar war, wenngleih der Ein- 
tritt in die Steuerpflicht erſt fpäter begann und Die 
behufs deſſen Anmeldung gewährte gefegliche Frift 
noch nicht verfirichen war. 

Bhn. v. 28. April 1867. Gef. v. 21. Mai 1861 95 17. 19. 

Redtfor. d. 8. Dselr. ıc. XVI. 38 
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Erf. (3.1) v. 22. Septbr. 1875 e. Bandel (684 I. Cr.) 

B. hatte Fabrikgebäude in Hannover, bie vor dem 1. Juli 1867 
(dem Zage ber Einführung bes Gebäudefleuergef.’s vo, 21. Mai 1861 
in 9.) entflanden und nutzbar geworben waren, zur Gebändeſteuer 
nicht angemeldet und für die Zeit vom Januar 1870 bie 1874 nidt 
verfleuert. Er wurbe gleihwohl von der auf 8 19 des Gebäudeſteuer⸗ 
gefeges v. 21. Mai 1861 geftügten Anklage freigelproden, weil eine 
Berpflihtung zur Anmeldung fleuerpflichtiger Gebäude zur erſten Ber; 
anlagung nicht beftehe, die daranf bezüglihen Ermittlungen vielmehr 
Officialfahe ber Steuerbehörde ſei. Die StA.'ſchaft führt in der 
NB. aus, daß die Anwenpbarleit der Strafbefiimmung des Gebäudes 
ſteuergeſetzee fi Daraus ergebe, daß zur Zeit, wo die Anmeldung des 
Gebäudes erjorberlich gewejen wäre, aljo zur Zeit der Eontravention 
jenes Geſetz in H. bereits eingeführt geweien ſei. Das us wies 
die NB. zuräd. Gründe: 

Es handelt fich um bie Frage, ob die vor dem 1. Juli 
1867, dem Zeitpunkt ver Einführung des Geſ.'s v. 21. Mai 
1861 in Hannover, bereit8 bewohnbar beziehungsweije nutz⸗ 
bar gewordenen Gebäude von Amtswegen zur Gebäube- 
jteuerveranlagung herangezogen werben follen, auch wenn 
die im 8 19 daſelbſt gewährte Frift noch nicht verftrichen, 
ober ob im lekteren Falle auf derartige Gebäude bie auf 
Erhaltung der aufzuftellenden Gebäudeſteuerrollen bei ber 
Gegenwart bezüglichen Vorfchriften über die Anmelbungss 
pflicht des Eigenthümers oder Nutznießers und Beftrafung 
der Unterlafjungen in dieſer Richtung in den 88.15. 16. 
17 daſelbſt Anwendung finden. 

Das Geſetz unterfcheidet zwiſchen Gebäuden, welche 
nach beſtimmten objectiven oder fubjectiven Rückſichten von 
ber Gebäudeſteuer gänzlich befreit, alfo fo lange dieſe Voraus» 
jegung befteht, als unftattbaftes Steuerobjelt überhaupt 
nicht einzufchägen find, wie ſolche in 8 3 bafelbft unter 
Ziffer 1 bis 8 aufgeführt werben, und ftenerpflichtigen 
d. h. denjenigen, für welche die Steuerpflicht mit Einführung 
bes Gefeges fofort beginnt. Wenn unter ben Rebteren fich 
auch folche befinden, bei welchen, wie bie im $ 19 Ziffer 
1. 2 bezeichneten, die Heranziehung zur Steuer erjt zu 
einem fpäteren Zeitpunfte erfolgen foll, fo hindert biefes 
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nicht die rechtliche Möglichkeit Der alsbaldigen Einfchätung, 
fondern trägt nur den Charakter eines Nachlafjes ber erft 
fünftig fällig werbenden Steuern an ſich, ebenfo wie bie 
Ziffern 3 bis 5 daſelbſt fich auf den Erlaß und Räckerſatz 
bereits fällig gewordener beziehen. 

Es ergeben dieſes zunächft die Worte des 8 19 Ziffer 1, 
dag neuerbaute ꝛc. Gebäude erjt nach Ablauf zweier Kalender⸗ 
jahre feit demjenigen Kalenderjahre, in welchem fie bewohnbar 
beziehungsweife nutbar geworben find, zur Gebäudeſtener 
„berangezogen” werben follen, welche den Unterjchieb 
zwifchen Steuerbefreiung und unterbleibender Heranziehung 
zur Steuer berportreten laffen, noch mehr aber drückt fich vie 
Abſicht des Geſetzes in der Ziffer 2 daſelbſt aus, dag Steuer- 
erböhungen in Folge von Verbeflerungen der Gebäude erft 
nah Ablauf von zwei Jahren feit dem Stalenderjahre in 
Kraft treten jollen, in welchem die Verbeſſerung vollendet 
worben ift, indem bafelbft die Veranlagung zur Steuer und 
das in Kraft treten derſelben als zeitlich auseinanderliegend 
geradezu unterftellt ift. 

Wenn fodann im 8 17 Abi. 3 dem Eigenthümer ober 
Nusgnießer neu entftandener Gebäude ꝛc. die Auflage gemacht 
wird, dieſe fpäteftend drei Monate vor dem Termine 
anzumelden, in welchem fie zur Verftenerung gelangen , 
müffen ($ 19 zu 1 unb 2), fo wird bamit das Recht der 
früheren Anmeldung, aljo auch die Möglichkeit und Zuläffig- 
feit einer fofort mit dem bewohnt« oder benuttwerden bed 
Gebäudes eintretenden Einſchätzung anerfannt und ed er- 
geben fich überhaupt im Gefege keinerlei Anhaltspuntte 
dafür, daß die Einſchätzung nothwendig dem Zeitpunft des 
Beginns der Stenerzahlung unmitttelbar vorauszugehen 
babe. Hiermit in MWebereinftimmung hat denn auch bie 
Allgemeine Verfügung des Kgl. Finanz-Minifterd v. 4. Mai 
1867 betreffend die Iufammenftellung der Veranlagungs⸗ 
grundfäge für die auf dem Gefege vom 21. Mai 1861 be- 
ruhende Gebäudeſtener (Amtsbl. für Hannover S. 300) 
ebenſo wie die gleiche Anweiſung v. 21. Mai 1861 über 
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die Ausführung jenes Geſetzes in ben alten Landestheilen 
feine Anordnung getroffen, welche bie im 8 19 Ziffer 1 
und 2 vorgefehenen damals bereits bewohnten ober benntten 
Gebäude von der Dffizial-Ermittlung und Veranlagung 
Ceitend ber damit betrantenBehörden ausſchloß, indem tie 
für die Nothwendigkeit der Einſchätzung geitatteten Aus: 
nahmen (vergl. 88 der Zufammenftellung von 1867 und 
S 1 der Anweifung von 1861) überall nur die in $ 3 vor⸗ 
gefehenen Befreiungen betreffen. 

Anır. d. EStA.: entgegen. [68. -6.] 


Brauer. - Buchführung. 


Der Brauer ift verpflichtet bei jedem Zu⸗ oder 
Abgang zuderhaltige Malzfurrogate, dag betr. Ge- 
wicht genau zu ermitteln und zu buchen. Der „buch⸗ 
mäßige Sollbeftand” des Lagers kann fih nur aus 
diefer Buchung ergeben. 

N.-Brau-Steuergef. v. 31. Mai 1872 $ 14 Nr.3; $ 29 Nr. 3. 
Erf. (3.1. v. 22. Septbr. 1875 e. Brlinger (664 I. Cr.). 

Die NB. des Angekl. beruht auf der Anfchauung, daß das 
angefochtene Erfenntniß den Begriff des „buchmäßigen Soll: 
beſtandes“ im Sinne ber 8$ 14 Ziffer 3 und 29 Ziffer 3 
des Reichsgeſetzes v. 31. Mai 1872 die Erhebung der Brau⸗ 
Steuer betreffend, unrichtig beurtheile, indem es darunter 
denjenigen Lagerraum an zuderhaltigen Malzfınrrogatftoffen, 
welder zur Zeit der Reviſion nach dem Contobuch vor- 
handen fein muß und nicht vielmehr ben gefammten, feit 
der legten Revifion in das Contobuch eingetragenen Zugang 
ohne Rüdfiht auf den inzwifchen erfolgten Abgang und 
Verbrauch verftehe und bei Berechnung ver zu bonifizirenden 
10 Prozent der Gewichtsdifferenz gegenliber dem effektiven 
Lagervorrath zu Grunde gelegt wiffen wolle. Wenn aber 
$ 14 unter Ziffer 1 verlangt, daß die zur. Bierbereitung 
bejtimmten Vorräthe an zuderhaftigen Surrogaten von dem 
Brauer, was ben Zugang betrifft, fofort bei der Einbrin⸗ 
gung, Hinfichtlich des Abgangs aber fogleich bei Ablaſſung 
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ber verjtenerten Menge in die Brauftätte nach Gattung, 
Menge zc. in ein von dem Brauer zu führendes Buch 
einzutragen, — ferner unter Ziffer 3, daß dieſes Buch ben 
Stenerbeamten jeder Zeit auf Verlangen zur Einficht vor- 
zulegen und Letzteren auf Grund deſſelben Rechnungsab- 
ichlüffe zu fertigen und Beftandsaufnahmen ver Vorräthe 
zu bewirken geftattet fei, fo weilt biefes auf eine Kontrol⸗ 
maßregel hin, welche bezwedt zu jeder Zeit die Höhe des 
jtattgehabten Berbrauch8 der im Gemwahrfam des Brauers 
befindlich gebliebenen Vorräthe zu ermitteln und tanach bie 
Richtigkeit der nach 8 16 daf. vor der Verwendung über 
die Gattung und Menge der zu verbrauchenden Stoffe zu 
erjtattenden Anmeldung und ber bafür zu entrichtenben be= 
ziehungsweife entrichteten Brauftener zur: bemeffen. Der 
buchmäßige Solfbeftand läßt fih aber nur dadurch herſtellen, 
daß der buchmäßige Abgang von dem buchmäßigen Zugang 
und bem bei dem letzten Abjchluffe verbliebenen Vorrathe 
in Abzug gebradht wird und wenn das Geje im $ 14 
Ziffer 3 und $ 29 Ziffer 3 bei einem durch Vergleihung 
des hiernach als buchmäßiger Beſtand fich ergebenden Reftes 
mit dem in Natur vorhandenen Borrathe einen Minderbefund 
von 2%, unberüdfichtigt läßt, den weiteren Minderbefund 
bis zu 10 °/° 6108 zur Nachverftenerung heranzieht, und 
darüber hinaus aber unterftellt, daß das gefammte Manko 
auf einer unverjtenerten Verwendung im Brauereibetriebe, 
alfo einer Defraudation berube, fo erweilt es fich als eine 
willkürliche durch Nichts gerechifertigte Auslegung, wenn 
Implorant jene 10 %, nicht von der Minderdifferenz, fondern 
einem einzelnen dabei in Betracht kommenden Faktor, dem 
buchmäßigen Zugang, berechnet wiffen wil. Wenn zu 
Gunſten diefer Auslegung ausgeführt wird, der Geſetzgeber 
wolle, da nach Bejchaffenheit ver Objekte, um welche es ſich 
handle eine genaue Feitftellung und Tefthaltung bed Ge— 
wichts fich nicht ermögliche, jeden einzelnen Zugang von 
vorn herein um. 10%, zu Guniten bes Brauerd vermindert 
und in biefer Verminderung bei Berechnung des Soll- 
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beſtands einbegriffen wiljeu, jo ergiebt das Geſetz Hierfür 
feinerlei Anhaltspunkte, im Gegentheil würde es alsdann 
nicht erflärlich fein, weshalb daneben nochmals 2%, des 
Minderbefundes von Steuer und Strafe befreit bleiben 
ſollten. Diefe letztere Begünſtigung weift vielmehr mit 
Entſchiedenheit auf die Verpflichtung des Brauers hin, bei 
jeden Zu» und Abgang das Gewicht der betreffenden Quan⸗ 
titäten forgfältig zu prüfen, und nur das auf biefe Weife 
ermittelte Gewicht in jein Buch einzutragen, fo daß bei ber 
Reviſion der Solldeftand mit dem Iſtbeſtand fich in Weber- 
einftimmung befindet, ein Mlinderbeftand aber, foweit er 
nicht auf unvermeidliche Zufälle zurüdzuführen, welche in 
ben vorgejehenen 2%, Berlidjichtigung gefunden, dem Ber- 
fchulden des Brauers zugerechnet und bei beftimmter Höhe 
auf einem fraubulofen Verhalten beruhend, angefehen und 
behandelt werden follen. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [68.—6.] 


— nn 


Diebſtahl. - Holz, gefälltes. 

Der Diebftahl von Holz, welches ein Dritter, 
Unberechtigter vorher im Frevel gefällt hatte, ift 
firafbar, nicht aus dem HDGeſ., fondern aus 

St@B. 3 242 [n. 62]. 


Erf. (3.1) v. 22. Septbr. 1875 e. Dieb (607 I. Cr.). 
[49.—6.] 


Strafe. - Yuriftiihe Perfon. - Forſtpolizeivergehen. - 
Hannover. 

Die in $ 15 der Hannoverifhen Min. -Bel. v. 
26. Zuli 1859 (betreffend die Ausführung des Ge- 
feges v. 10. Zuli 1859 über die Verwaltung der 
Kirchen» und Gemeindeforften), den Cigenthümern 
angedrohten Strafen find nicht gegen die juriftifche 
Perfon des Eigenthümers, fondern gegen die phy— 
ſiſchen Bertreter deſſelben zu erkennen. 

Hann. Min.-Bel. v. 26. Juli 1859 $ 15; Hann. Geſ. v. 10. Juli 1859, 
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Erf. (8.1) ©. 8. Septbr. 1875 e. Henle & Gen. (674 I. Cr.). 

Die Min.-Belanntm. v. 26. Juli 1859 droht gegen bie Eigen⸗ 
thiimer von Gemeinden- und Kirchenforften, welche in benfelben Hau⸗ 
ungen und Ausrodungen ohne Genehmigung der Betriebsnerwaltung 
vernehmen, eine in dem vierten Zheile des Werthes bes eigenmädhtig 
gehauenen oder ansgerodeten Holzes und außerdem in einer Summe 
von 2 bie 50 Thlr. beſtehende Gelbbuße an. Im Fragefalle hatte die 
Handlung in einer Kirchenwaldung ftattgefunden. Das Ob.Ger. erkannte 
an, daß regelmäßig nur die einzelnen Mitglieder, nicht Die Korporation 
als ſolche, als der firafbare Theil rüdfichtlich eines von ber Mehrheit 
oder Gefammtheit befchloffenen Delilts anzufehen fei, verhängte aber 
vorliegend gleihwohl bie Strafe nicht gegen die einzelnen Dlitglieder des 
angellagten Rirchenvorftandes, fondern gegen biefen ſelbſt als ſolchen, 
weil e8 annahm, daß $ 15 der cit. Belanntm. eine Ausnahme von 
ber Regel beabfichtigt habe, indem bie cit. Bon. zwiſchen dem Yorf- 
eigenthümer und beffen Bertreter fiberall ſcharf unterfcheide, den Letztern 
nur erwähne, wo es fih um die Befugniffe und Pflichten bei Feſt⸗ 
Nellung der allgemeinen Wirthſchafts⸗ und Kulturpläne, um bie Ber- 
theilung oder Berwerthung bes Holzes, fowie bie Verhandlungen der 
Betriebsverwaltung und ben Korflbeamten gegenüber handle, während 
ale fonfigen Rechte und Pflichten und damit auch die Geldbußen 
dem Eigenthümer zugewiefen werden unb diefer Ansbrud wörtlih zu 
nehmen fe. Das OTr. vernidhtete das vom StA. angefochtene 
Erkenntniß. Gründe: | 

Richtig erfcheint zunächft nur die Ausführung des De- 
rufungsrichters, daß überall, wo in der Belanntmachung 
von ben Verhandlungen und dem Verkehre zwifchen Betriebs- 
verwaltung und Waldeigenthümer bie Rebe ift, (vergl. die 
$5 4. 8. 9.11.12. 13. 14. 21) der Vertreter des Letzteren 
Erwähnung geſchieht. Es erweiit fich dieſes indefjen als 
Konfequenz der Vorſchrift des 8 7 Abf. 5, daß überall, felbft 
da, wo wie bei den Forftgenoffenfchaften der Landgemeinden 
eine Verhandlung mit den phufifchen Perionen der Genofjen 
an ſich möglich wäre, die Betriebsverwaltung ftetd nur mit 
den Vertretern verhanbeln folle, feien biefe die gejeglichen 
Organe ber Landgemeinde, Kirchen und Volksſchulen oder 
pie befondere Vertretung ber Forftgenoffenfchaft wie fie $ 7 
Abi. 2 bis 4 der Bekanntmachung v. 26. Yuli 1859 für 
die Behandlung ber Forftangelegenheiten ordnet. an Dagegen 


122. Septbr. 1875.) 600 


folgt daraus keineswegs der vom Berufungsrichter gezogene 
Schluß, daß nunmehr auch überall, wo die Belanntmachung 
fi) des Ausdrucks „Eigenthümer“ bedient, darunter ſich 
niemald der Vertreter verftehen laſſe. Schon ber hier zu- 
nächft in Betracht fommende 8 15 ergiebt diefed. Denn 
wenn bafelbjt den Forſteigenthümern eigenmächtige Hauungen 
und Ausrodungen unterfagt werben, fo richtet ſich das 
Berbot in der That nur gegen bie Vertreter bed Eigen⸗ 
thümers, foweit legterer zu ben juriftifchen Perſonen gehört, 
bei denen die Selbftuornahme folder Handlungen fich nicht 
denken läßt. Nichtödeftoweniger aber anzunehmen, daß bie 
an das Verbot gefnüpfte Strafe den Eigenthümer treffen 
foli, wie das Berufungserfenntniß will, hieße unterftellen, 
daß ber Geſetzgeber nicht bloß in derſelben Dispofition 
die Bezeichnung „Eigenthümer“ im verfchiedenen Sinne 
verfianden, fondern auch, daß er die Strafandrohung an 
ein anderes Subjeft als dasjenige, welches das Verbot 
übertreten, gerichtet, aljo gleich fchwerer Verjtöße gegen 
bie gejeßgeberifche Technil wie gegen bie gefeßgeberifche 
Politik fich fchulpig gemacht habe. Ganz dieſelbe Abnormität 
würde binfichtlich der in $ 16 gegen den Eigentümer ge— 
prohten Strafe vorliegen. Mag immerhin zugegeben werben, 
daß die Bekanntmachung regelmäßig, wo es fih um bie 
materielle und finanzielle Haftbarfeit für die im Intereſſe 
der Foritwirthichaft angeorbneten Maßnahmen handelt, auf 
den Eigenthümer im eigentlichen Sinne hinweift und zwar 
mit Recht, weil für diefen Fall die Verpflichtung befjelben 
für die Handlungen der Vertreter aufzulommen fich feinem 
Bedenken unterworfen zeigt, fo liegt dagegen bie Sache 
anbers bei Handlungen ber Vertreter, welche, wie bie nicht 
in dem jährlihen Betriebsplan vworgefehenen, aljo bamit 
inbirelt von der Betriebsverwaltung für ungeeignet erachteten 
Hauungen zc. fich als dem Intereſſe des Forjteigenthiliners 
zuwiderlaufend bdarftellen, welches das Geſetz gerate zu 
ſchützen beftimmt iſt. Um auch nach diefer Seite hin dem 
nach ber Auffafjung des Geſetzes bennchtheiligten oder ge« 
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fährdeten Eigenthümer, ſoweit ihn eine Schuld nicht trifft, 
dennoch auch für die Strafe haftbar zu erachten, würde 
jeden Falls die Wahl einer prägnanteren Ausdrucksweiſe 
nothwendig geweſen ſein, als ſolche ſich in der wirklich ge— 
brauchten erkennen läßt, Die Annahme des Berufungs— 
gerichts, daß der 8 15 Die Abficht ergebe, das Prinzip des 
Artikel 56 des Hannov. Crim.Geſetzbuchs zu durchbrechen, 
erfcheint Hiernach nicht gerechtfertigt. Es muß vielmehr 
angenommen werben, daß ber, übrigens für die Fälle, mo 
bie Mitglieder einer Genofjenfchaft mit Umgehung der Forit- 
vertreter derartige Cigenmächtigfeiten in ihren Waldungen 
vornehmen, auch fachlich einigermaßen zutreffende Ausdruck 
„Eigenthümer“ über die Frage wen bie materielle Haft- 
barleit zufalle, wenn eine Korporation durch ihre Organe 
handelt, eine Entſcheidung nicht hat ertheilen, fonbern der 
bereits bejtehenden allgemeinen Strafgefeggebung hat über: 
faffen wollen, wonach jeder der betheiligten Vertreter für 
feine Mitwirkung der vollen gefetlichen Strafe unterliegt. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [68.—6.] 





— | — 


Entlaſſung, vorläufige. - Geſuch, wo anzubringen. 

Anträge auf vorläufige Entlafjung eines Straf- 
gefangenen find bei der Verwaltungsbehörde anzu— 
bringen, und zwar zunächft dem Vorſtand ‚der betr. 
Strafanftalt einzureichen. 

StGEB. $ 25 [n. 1a]. 

Beſchl. (1.) v. 22. Septbr. 1875 e. Kintel (235 II. Cr.) 
fpridt den obigen Grundſatz unter Bezugnabme anf die Berfüg. ber 
Pr. Min. d. Sum. u. d. Juſtiz v. 21. Jan. 1871 88 an®. 

Antr. d. ESMN.: entgegen. [20.—9.] 





Sonntagsfeier. - Jagd. - Verbot. 

Eine Polizei-Verorbnung, welche die Ausübung 
der Jagd an Sonn ꝛc. Tagen unbedingt unterfagt, 
iſt nicht rechtsverbindlid) ; eine Zuwiderhandlung gegen 
diefelbe nicht ſtrafbar aus 

StB. 8 366 Nr. 11n. 3]. 
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Erf. (3.11) v. 23. Septbr. 1875 c. Aſchermann & Gen, (759 II. Cr.). 

Inſofern die für Preußen an die Stelle des gleich: 
lautenden $ 340 Nr. 8 Pr. StGB.'s getretene Vorfchrift 
des 8 366 Nr. 1 R.StGB.'s die Zuwiderhandlung gegen 
Anordnungen mit Strafe bebroht, welche gegen die Stö- 
rung der Feier der Sonn- und Fefttage von ben 
Polizeibehörben der Einzelſtaaten erlafjen find, ergiebt fich 
ſelbſtverſtändlich, daß derartige Verordnungen fich ihrem 
Gegenftande nach innerhalb der Grenzen jenes Geſetzes be— 
wegen müſſen und daß ihre Gültigkeit von dieſer ihrer 
Vebereinftimmung mit dem Gefege abhängig if. Es ent- 
jpricht dies auch der ausdrücklichen Vorfchrift des 8 15 Des 
Geſ.'s v. 11. März 1850, wonach in die erlafjenen polizei- 
lichen Verordnungen feine Beitimmungen aufgenommen 
werben bürfen, welche mit den Geſetzen in Widerſpruch 
fteben. Die gefegliche Gültigleit einer Polizei-Verordnung 
in diefer Richtung zu beurtheilen, ift, wie aus der Natur 
der Sache folgt, und in 8 17 a. a. DO. ausprüdlich anerkannt 
wird, Gegenftand dev richterlichen Prüfung, Was ſodann 
die biernach aufzuwerfende Trage betrifft: ob bie der er- 
hobenen Anklage zu Grunde liegende Polizei» Verordnung 
v. 38. Zuni 1851 ſich mit der Beftimmung des $ 1 inner» 
halb der durch $ 366 Nr. 1 St GB.'s aufgeftellten Schranten 
bewegt, fo muß dieſelbe mit den Inſtanzrichtern verneint 
werden. Zwar kann bie Strafbarkeit der Angeklagten im 
gegebenen Falle nicht davon abhängig gemacht werben, ob 
burch deren Hanblungsmeife eine Störung der Sonn» und 
Feſttagsfeier wirklich herbeigeführt ift, denn cit. $ 366 Nr. 1 
bebroht, — wie in der NB. richtig bemerkt wird, — mit 
Strafe nicht denjenigen, der die Sonntagsfeier ftört, ſondern 
denjenigen, welcher den gegen die Störung der Sonntags 
feier erlaffenen Anordnungen zuwiderhandelt, Auch hanbelt 
ed ſich nach Vorfchrift des 8 366 Nr. 1 keineswegs lediglich 
um biejenige Feier der Sonn und Feſttage, welche mittelft 
gottesbienftlicher Berfammlungen und Andachtsübungen jtatt- 
findet, ſondern um die im allgemeinen Intereſſe geſetzlich 
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zu jchügende Sonn- und Feittagsfeier überhaupt und im 
Ganzen. Endlich ift es richtig, daß die Nothwendigkeit und 
Awedmäßigfeit der einzelnen Beitimmungen der nach An⸗ 
leitung bes 8 366 Nr. 1 erlaffenen Berorbnungen keinen 
Maßſtab für die richterliche Prüfung der Gültigkeit Derfelben 
zu bitden bat und daß aljo der Inhalt und die etwaige 
Strenge folder Beitimmungen feinen Grund zu deren An- 
fechtung gewähren, fo lange jene Vorfchriften überhaupt in 
dem Geſetze, auf welches fie, als auf ihre Quelle zurlid- 
zuführen find, Rechtfertigung finden. Aber es ift doch nicht 
zu verfennen, daß das Geſetz eben nur Anorbnungen im 
Ange hat, welche gegen die Störung ber Sonntage- 
feier gerichtet find und mithin Handlungen unterjagen, 
welche geeignet find, die allgemeine eier der Sonn= und 
Sefttage zu ftören und zu beeinträchtigen. Handlungen alfo, 
welche möglicher Weife eine angemefjene und wiürbige 
Sonntagsfeier des Einzelnen ausſchließen, aber einen 
ftörenden Einfluß auf die allgemeine Feier zu üben nicht 
im Stande find, fallen nicht unter den Gefichtspunft des 
8 366 Nr. 1 und können alfo durch polizeiliche Verorbnungen 
nicht unter die Strafe diefer Vorfchrift geftellt werben. 
In diefer Richtung nun gebt Die Polizei-Verordnung 
v. 18. Yımi 1851 über bie in dem Geſetze $ 366 Nr. 1 
a. 0. D. gezogenen Grenzen erfichtlich hinaus, wenn fie bie 
Ausübung der Jagd an Sonn- und Felttagen gänzlich 
unterfagt. Es ift gewiß anzıterfennen, dag die Ausübung 
ber Jagd unter bejtimmten Umſtänden, alfo nach der Art 
und Zeit, fowie dem Orte der Ausübung eine Störung der 
Sountagsfeier herbeizuführen geeignet ift, wie denn auch 
beifpielsweife für Preußen die Königlichen Negierungen 
durch minifterielle Verfügung darauf Hingewiefen find, Stö⸗ 
rungen der Sonntagsfeier durch Xreibjagden fchlechthin, 
fowie durch andere Jagden während der Stunden des 
Gottesdienſtes mittelft entfprechenver Anordnungen entgegen- 
sutreten: Reſcript vom 10. März 1818 (Kamptz Ann. IL 
S. 249; Cirkular⸗Verfg. ver Minifter des Innern und ber 
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landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vom 12. Juli 1852 
(B.-Minift-BL. ©. 174). Daß aber die Ausübung der 
Jagd an Sonn» und Feſttagen bedingungslos geeignet fei, 
eine berartige Störung mit jich zu führen, Tann nicht bes 
- bauptet werben, und die Polizei-Verorpn. v. 18. Juni 1851 
enthält daher mit der gebotenen gänzlichen Unterfagung ber 
Jagd an Sonn- und Felttagen eine Befchräntung der per: 
fönlihen Freiheit und des Bedürfniſſes bes Einzelnen, 
welche in der Vorfchrift des $ 366 Nr. 1 feine Rechtfertigung 
findet. In der That läßt auch die Motivirung ber qu. 
Berorbnung, für deren Erlaß insbejondere mitbeſtimmend 
gewefen ift, daß die Jagd gerade an Sonntagen Häufig 
frevelhaft betrieben wird, und die Faſſung des $ 1 derjelben, 
welche das fragliche allgemeine Verbot enthält, eriennen, 
daß das letztere nicht ſowohl lediglich gegen die Störung 
der Sonntagsfeier durch Ausitbung ber Jagd, fondern viel- 
mehr gegen letztere felbjt, mag fie nun eine Störung ber 
Sonntagsfeier mit fih führen oder nicht, gerichtet worden 
it. Zu gleichem Ergebniffe führt die Beurtheilung des 
Inhalts der Verorbnung, foweit für biefelbe die noch in 
Geltung befindliche Preußiſche AND. v. 7. Febr. 1837 — 
GS. ©. 19 —, welhe den Pantes-Regierungen die Be 
fugniß ertheilt, durch polizeiliche Veſtimmungen die äußere 
Heilighaltung der Sonn- und Feittage zu bewahren, map- 
gebend fein ſollte. Denn indem diefe ARD. Anordnungen 
vorausfegt, welche die äußere Heilighaltung ber Sonn⸗ 
und Fefttage zum Zwecke haben, ſchließt fie in gleicher Weife 
wie 8 366 Nr. 1 cit. (8 348 de8 Pr. StGB.) Anorb- 
nungen aus, welche fich gegen Handlungen richten, . bie 
ihrer Beichaffenheit nach die allgemeine Sonntagsfeier zu 
ftören nicht angethan find. 

Antr. d. GSA.: entgegen. [37.—3.] 


— | 








Feuer⸗Verſicherungs-Agent. - Bolizeilihe Genchmigung. - 
Aushändigung durd einen Dritten. 


Der Feuer-Verfiherungs-Agent, der cine Ber: 





— 
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fiherungs- Police an den Berficherten gelangen läßt, 
ehe die Drtspolizeibehörde dazu ihre Genehmigung 
ertheilt hat, wird dadurch nicht ſtraffrei, daß jenes ohne 
fein Zuthun, durch einen feiner Bedienfteten ge- 
Ihehen ift, fo lange nicht dargethan wird, daß ihm 
durch befondere Umftände die Erfüllung der ihm ob- 
liegenden Pflicht unmöglich gewefen fei. 
Oef. v. 8. Mai 1837 $ 14. 

Ert. (8. 11.) v. 23. Septbr. 1875 e. Fauß (818 IL. Cr.). 

Den Agenten von Fener-Verfiherungs-Gefeflfchaften 
find nach den Borjchriften des Geſ.'s v. 8. Mai 1837 
(85. S. 102) beitimmte Verpflichtungen bei Strafe auf- 
erlegt, deren Erfüllung der Staatsbehörde die Möglichkeit 
einer vorgängigen Prüfung der abzufchließenden Berficherungs- 
Berträge gewähren foll, SS 13.14 a.a. DO. Insbeſondere 
verpflichtet S 14 a. a. O. die Agenten folcher Gefellfchaften 
bei Vermeidung der in 8 31 a. a. O. angebrohten Strafe, 
vor Aushändigung ber Policen Über eine abgefchloffene Ber- 
iherung die amtlihe Erklärung der Polizei-Obrigleit des 
Wohnorts des BVerficherungsfuchenden einzuholen, daß der 
Anshändigung in polizeilicher Beziehung Teine Bedenken 
entgegenfteben. Bei dem Zhatbeftande bes hiernach unter 
Strafe geftellten Vergehens handelt e8 fich mithin, — wie 
auch bie Tafjung des 831 a.a.D.: „Hat ein Agent bie 
in 8 14 vorgefchriebene amtliche Erklärung einzuholen ver⸗ 
abſäumt“ beutlich ergiebt, nicht fowohl um eine durch das 
Gejeg verbotene Handlung, deren Vornahme nach allgemeinen 
ftenfrechtlichen Grundfägen nur dann jtrafbar erfcheint, 
wenn fie vorfäglih begangen wird, fondern um bie für 
ftrafbar erklärte Unterlaffung einer gefeglich gebotenen 
Handlung. Aus diefem von dem App,-Nichter verfannten 
Charakter des in Rede jtehenden Omiſſivvergehens folgt, 
daß die Strafbarkeit des Angeklagten nicht ohne Weiteres 
durch den Umftand befeitigt wird, daß nicht der Angeklagte 
jelbſt ſondern in feiner Abweſenheit der von, dem Ange: 
Magten mit Beforgung ber Agenturgefchäfte beauftragte 
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Kemmis X. die Aushäntigung der fraglichen Police an bie 
betreffenden Verficherungsfuchenden vor Einholung ber po- 
lzeilihen Genehmigung bewirkt hat. 814 a. a. O. ſtellt 
ſich nach Inhalt und Faſſung als eine Präventivvorſchrift 
polizeilicher Natur dar, welche, aus der Berufsftellung det 
Agenten hergeleitet, vemfelben die Erfüllung einer beftinmten 
Verpflichtung ver Staatsbehörde gegenüber abfolut gebietet 
und die Nichterfüllung für jeden Fall unter Strafe ftellt, 
in welchem ber Angeklagte die Erfüllung unterlaffen bat, 
obwohl ihn bewußt war, daß bie gefeglichen Vorausſetzungen 
bes Gebotes vorlagen. Im gegebenen Falle erjcheint alſo 
der Angellagte jtrafbar, weil er, — wie aus ben Feſtſtel⸗ 
(ungen der Vorberrichter hervorgeht, — bie ihm gebotene 
Bernfspflicht, für die innerhalb feines Gefchäftstreifes ab- 
gejchloffenen Verficherungsverträge vor erfolgter Aushän- 
bigung der Policen die erforderliche polizeiliche Genehmigung 
einzuholen, in Betreff der den Kaufleuten St. und ©. 
eingehändigten Policen zu erfüllen unterlaffen hat, ohne dei 
e8 darauf anfommen Tann, ob er bei biefer Unterlaffım; 
vorfäglich oder fahrläffig gehandelt hat. Nur dann würde 
die Strafbarleit des Angeflagten ausgefchloffen erfcheinen 
fönnen, wenn nachgewiefen wäre, daß es in Folge befonderer 
Umftände nicht in feiner Macht geftanden babe, vie ihm 
obliegende Verpflichtung zu erfüllen, beziehungsmweife eine 
ohne fein Zuthun erfolgte Aushändigung von Policen an 
bie Verfiherungsfuchenden vor Einholung ber polizeilichen 
Genehmigung zu verhindern. Eine derartige Sachlage it 
aber in dem vorliegenden Falle zweifello® nicht gegeben, in 
welchem ber Angeklagte, wie fejtgeftelit ift, vem Commis X. 
tie Vollmacht ertheilt bat, in feiner Abwefenheit bie ihm 
als General-Agent der beutfchen Feuerverſicherungs⸗Geſell 
haft zu Berlin obliegenden Gefchäfte als fein Subftitut 
auszuführen, obwohl ihm befannt fein mußte, daß X. die 
Befugniß zur Vermittlung von Yeuerverficherungen mur 
durch Uebertragung einer Agentur oder Unteragentur nad 
vorgängiger Anzeige bei ber Polizeiobrigfeit hätte erwerben 
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fönnen; vergl. Art. 1 SS 22. 170 des Gef.’ v. 22. Yuni 
1861 (GS. S. 441); $ 14 der R.»-Gew.-Orbn. v. 21. Juni 
1869 (BGBL. ©. 245). 

Antr. d. BEI.: gleichl. [37.—3.] 


Behörde, vorgelette. - Amtsvorſteher. - Kreis⸗-Ansſchuß. 

In Preußen ift der Kreis-Ausfchuß als die dem 
Amtsvorſteher vorgeſetzte Behörde, befugt, die Ver⸗ 
folgung einer dem Legteren im ꝛc. Amte zugefligten 
Beleidigung zu beantragen. 
StGB. 8 196 [n. 4a.]; Kreis-Orbn. v. 13. Dezbr. 1872 88 85, 47. 

50. 54. 59. 61. 67. 79. 80. 130. 135. 136, 

Ertl. (8.11) v. 23. Septbr. 1875 ce. Krug (830 IT. Cr.) 

Während der Kreistag nach 8 115 ber Kreis⸗Ordn. 
v. 13. Dezbr. 1872 (SS. ©. 661) berufen ift, über bie 
Kreisangelegenheiten zu berathen und zu befchließen, liegt 
bem Kreisansfchnife die Verwaltung ber Angelegenheiten 
des Kreiſes ob. 8130 a. a. O. In den Behufs Ver—⸗ 
waltung der Polizei und Wahrnehmung anderer öffentlicher 
Angelegenheiten in jedem Kreiſe gebildeten Amtsbezirken, 
847 a. a. O., deren Verwaltung dem Amtsvorſteher 
und dem Amtsausſchuſſe übertragen iſt, 8 50 a. a. D., ver⸗ 
waltet der Amtsvorſteher die Polizei nach ihren verfchiedenen 
Zweigen, $ 59 a. a. O. Danach erfcheint ver mit der Ver⸗ 
waltung bes Kreifes, 8 130 a. a. D., betraute Kreisausſchuß 
gegenüber dem Amtsausſchuſſe und deſſen VBorfigendem, dem 
Amtsporfteher, 8 54 a. a. O., als die höhere vorgejegte 
Terwaltungsbehörde, deren Entſcheidung daher auch 
nah 867 Abſ. 1 a. a. O. die Beſchwerden über tie Ver⸗ 
fügımgen des Amtsvorftehers unterliegen und zwar ins- 
befondere auch in polizeilichen Angelegenheiten, vgl. 88 59. 
19. 80 Abf. 2, 135 (I ad 2) IV. 2 a. a.O. Die dem 
Amtevorfteher ©. v. Fl. zu Er. Seitend ded Angellagten 
widerfahrene Beleidigung ift dem Erfteren in Beziehung auf 
eine von ihm nach den Borfchriften des Geſ.'s v. 14. Mai 
1852 erlaffene vorläufige Straffeftfegung, alfo in Beziehung 
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auf eine der ihm obliegenden Polizeiverwaltung angehörige 
Angelegenheit zugefügt worten. Es kann nun tahingeftelft 
bleiben, ob nicht ſchon die vorgedachte amtliche Stellung 
des Kreisausſchuſſes gegenüber dem ſachlich und gefchäftlich 
temfelben untergeordneten Amtsvorjteher bem Kreisansfchuffe 
nah Vorſchrift des S 196 R.StGB.'s die Berechtigung 
gewähren würde, tie in dem beleibigten Beamten verlekte 
Autorität des öffentlichen Amtes durch Stellung des Straf: 
antrage® zu wahren. Denn die vorgejfebte Stellung bes 
Kreisausfchuffes hat im 8 67 Abf. 2 der Kreis- Ordnung 
auch ferner darin einen Ausdruck gefunden, daß die Aufficht 
über die Gefchäftsführung des Amtsvorſtehers der Landrath 
als Borfigender des Kreisausſchufſes zu führen 
hat. — Es kommt hierbei in Betracht, daß der Landrath 
in feiner Funktion als Vorfigender bes Kreisausſchuſſes (vgl. 
das Marginale zu 8 136 a. a. D.) die laufenden Gefchäfte 
der kem Ausſchuſſe übertragenen Verwaltung führt, ben 
Kreis⸗Ausſchuß nach Außen vertritt und alle Schriftſtücke 
Namens des Ausjchuffes voliieht, 8 137 a. a. O. Aus 
dem Umijtande alfo, daß dem Landrathe die Aufficht über 
die Gefchäftsführung des Amtsvorſtehers eben nur in feiner 
Eigenſchaft als Vorfigender des Kreisausfchuffes Übertragen 
ijt, ergiebt ſich, daß das Gefek den Kreisausſchuß als Träger 
auch ver Auffiht über die Gefchäftsführung des Amtsvor⸗ 
ſtehers hat betrachten wollen. Eine fernere Anerkennung 
bafür findet fich in der Vorfehrift der 88 61. 35 a. a. O., 
nach welchen hinfichtlich der Dienftvergehen des Amtsvor⸗ 
fteher8 als Disziplinarbehörde erfler Inſtanz nach ben 
Vorſchriften des Geſ.'s v. 21. Juli 1852 an Stelle ber 
Bezirlsregierungen (vgl. $ 24 des gedachten Befekes) 
ver Kreis-⸗Ausſchuß fungirt, während dem Landrathe ein 
Recht, Orpnungsitrafen gegen den Amtsoorfteher feſtzuſetzen, 
nicht zuiteht: S 67 Abf.2 a.a. DO. Der App.-Nichter hut 
fonady rechtlich geirrt, wenn in den Gründen des Erfennt- 
niffes aus ter dem Yandrathe übertragenen Aufficht über 
die Gefchäfteführung des Amtsvorſtehers gefolgert wird, 
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daß nicht ber Kreisausſchuß, fondern lediglich der Vorfigende 
beffelben, der Landrath die Stellung eines bienftlichen Vor: 
gefegten bes Amtsvorftehers einnehme Vielmehr ift im 
gegebenen Falle der Vorfchrift des 8 196 des R.-StGB.’E 
burch den von bem Landrathe gezeichneten Strafantrag bed 
Kreisausfchuffes vollkommen genligt. 

Autr. d. EStA.: gleichl. [37.—3.| 


Diebftahl. - Raum, umfchloflener. - Offener Eingang. 
Der Umfland, daß in einen rings umfchloffenen 
Raum eine verfchließbare Thür führt, welche zeitweife 
offen fieht, nimmt jenem noch nicht die Eigenſchaft 
des Umſchloſſenſeins. Das Gegentheil Tann aber 
ohne Rechtsirrthum angenommen werden, wenn ber 
Zugang fortwährend, für Jeden fichtbar, offen ſteht. 
StGB. 8 243 Nr. 2 [n. 21]. 
Erf. (3.1) v. 23. Septbr. 1875 c. Mäde (885 IL. Cr.). 
Wenn bei der Entwenbung, welche aus einem Gebäude 
mittelft Erbrechens eines Behältniffes verübt wird, ber 
Diebftahl im Sinne des $ 243 Nr. 2 cit. qualifiirt er- 
heint ohne Rüdficht darauf, ob das Gebäude zur Zeit 
defielben offen geſtanden hat, oder nicht, hierbei vielmehr 
nur der Begriff des Gebäudes für ſich in Betracht kommt, 
fo ift die Qualifikation, welche derfelbe S mit dem Diebftahl 
aus einem umfchloffenen Raume mitteljt Erbrecheng eines 
Behältniffes verbindet, jebenfall8 von dem Dafein des ums 
ſchloſſenen Raumes abhängig. Das R.StGB. Hat eine 
Begriffsbeftimmung bafür nicht gegeben. Es ift davon, wie 
auch die Motive ausbrüdlich befagen (S. 120), abgefehen 
worden, weil man den Begriff als dem gemeinen Xeben 
gehörig anjah, welcher dem Verſtändniß des Laien zugänglich, 
und deshalb auch ſelbſt won den Schwurgerichten richtig 
gehandhabt werden würde. Verſchiedene frühere Gejet- 
gebungen, welche ven Diebjtahl aus einem umfchloffenen 
Raum ald einen fchweren betrachteten, haben es, namentlich 
mit Rücficht auf die Handhabung des Gefekes durch Schwur⸗ 
Rechtſprech. d. 8. D.+Tr. ıc. Al 39 
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gerichte für nothwendig erachtet, ven Begriff bes umfchloffenen 
Raumes befonders gefetlich feitzuftellen. Das frühere 
Rh. StGB. Hatte in dem Art. 391 verfchloffenen Raum 
angenommen auch dann, wenn fih in einem fonft einge. 
fchloffenen Raume Thüren befanden, welche zur Zeit bes 
Diebſtahls offen geftanden haben. Das im Allgemeinen 
als Borbild des gegenwärtigen R⸗StGB.'s geltende Pr. 
StGB. von 1851 hatte im wefentlichen Anfchluß an ven 
Preußifhen Entwurf von 1843 (8 408 Ne. 2) den Begriff 
viel enger begrenzt, indem es benfelben im 8 221 dahin 
definirte: ein Raum fei umjchloffen, wenn man in benfelben 
nur durch den Gebrauch von Schlüffeln, ober durch Ein: 
brechen oder Einfteigen gelangen könne. Offenbar Hat 
das gegenwärtige StGB., indem es bie Begriffsbeſtim⸗ 
mung vermieb, auch einer freiern, ber Auffafſung des ge 
wöhnlichen Lebens näher ſtehenden Begriffsweile Raum 
veritatten wollen, fo zwar, daß dabei das Wefen der Sache 
nicht außer Acht gelafjen wird. Hiervon ausgegangen, wird 
aber das Wefen der Sache fich darnach beftimmen, ob bie 
Umſchließung eines Raumes zur Zeit ber Strafthat jo be 
Schaffen war, daß daraus die Abficht einer „Wehre“, bie 
Abſicht, das Beſitzthum gegen das Eindringen Unberechtigter 
zu fehügen, hervorging. Unter biefem Standpunkt wird man 
denn allerbings einen Raum, welder von 3 Seiten nur 
mit Gebäuden, von der vierten Seite aber mit einem hoben 
Plankenzaun umgeben ift, in welchem fich ein verjchließbares 
Thor, ober mehrere der Art befinten, jedenfalls als einen 
umfchloffenen Raum im Sinne bes $ 243 Nr.2 StGB. 
zu betrachten haben, auch wenn die Shore zur Zeit ber 
Entwenbung nicht verfchloffen gewefen find. Eine andere 
Frage ift aber die, ob auch Gleiches in dem Falle gelten 
müffe, wo das Chor oder bie Thore, zwar vwerjchließbar, 
aber regelmäßig offen zu Stehen pflegten, fo daß alfo Jeder⸗ 
mann die Zugänglichkeit wahrnehmen fonnte, und biefe Frage 
ift nur dahin zu beantworten, daß im Sinne bed gegen- 
wärtigen StGB.'s der Richter rechtlich nicht irrt, wenn 
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er unter foldhen Umftänden annimmt, daß der Raum, aus 
welchem geftohlen wurde, ein umfchloffener Kaum nicht 
gewefen jei. 

Antr. d. GSta.: gleichl. [27.—3.] 


Ehebruch. - Eheſcheidung. - Verjährung. - Strafantrag. 
So lange eine gebrochene Ehe nicht rechtskräftig 
gefchieden ift, läuft wegen des Chebruds weder Die 
Berjährung noch die Antragsfrift. 
SIEB. 8 69 [n. 9]; 172 [n. 15]. Bgl. RdOTr. 15. ©. 708. 


Erf. (3.1) v. 23. Septbr. 1875 e. Beterd (967 II. Cr.) 
[32.—8.] 


Zengenansjage, kommiſſariſche. - Berlefung, wo? 
Nichtigkeit tritt ein, wenn in einem vom Geſetze 
nicht ausdrüdlich geftatteten Fall eine Fommiffarifch 
aufgenommene Zeugen-Ausſage verlefen wird, follten 
auch alle Parteien vorher eingewilligt haben. 
Bon. v. 3. Jan. 1849 $ 21 [n. 17). 
Erf. (3. 1) v. 24. Septbr. 1875 e. Funt & Gen. (870 I. Cr.). 


G. zur ſchwurgerichtlichen Verhandlung als Zeuge vorgelaben, 
zeigte an, daß er augenblicklich im Begriff ſtehe eine dringend gebotene 
Badereife zu machen und bat, ihn vorher kommifſariſch vernehmen zu 
laſſen. Das geſchah auf Auordnung des betr. Kreiegerichtsdirektors. 
Sodann „lonſtatirte“ der Schwurgerichts⸗Vorſitzende in der Schwur— 
gerichtsfitzung den obigen Hergang aus ben Alten, der StA. beantragte 
bie Berlefung des Protokolls, welchem ſich bie Vertheidiger anihlofien, 
worauf der Gerichtshof beſchloß „aus ben angeführten Griinben das 
Bernehmungsprotofoll zum Zwed der Beweisaufnahme verleien zu laſſen“. 

Bernidtung Gründe: 


Diefes Verfahren verftößt gegen das Tunbamental- 
prinzip der Mündlichkeit, welches namentlich in ben Beſtim— 
mungen des S 14 der Von. v. 3. Januar 1849 und bes 
Art. 25 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 feinen Ausdruck ge 
funden Hat. Erſterer fchreibt bei Strafe der Nichtigkeit 
dor, daß der Fällung bes Urtheils ein münbliches Berfahren 
vorhergehen foll, bei welchen namentlich Die Beweisaufnahme 
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vorzunehmen fei, und Iegterer bejtimmt, daß die Perjonen, 
welche über die für bie Entſcheidung erheblich erachteten 
Thatfachen Auskunft geben können, in ber Regel münblich 
vernommen werben follen. Bon biefer Regel finden außer 
den in den Artt. 24 und 25 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 
vorgefehenen Fällen, von benen hier nach Rage der Sache 
feine Rebe fein kann, nur die im $ 21 der Verordn. vom 
3. Januar 1849 bezeichneten Ausnahmen ftatt, und es muß 
angenommen werben, daß ber Schwurgerichtöhof bei feinem 
Beichluffe auch dieſen Paragraphen im Auge gehabt Hat, 
ba die Berlefung der Zeugenausfage zum Zwed der Beweis: 
aufnahme ftattgefunden Hat. Der Schwurgerichtshof war 
aber verpflichtet, feinen Beſchluß dadurch zu begründen, dab 
er eines ber im cit. Paragraphen namentlich bezeichneten 
oder ein anderes unabwenpbares Hinderniß als vorhanden 
Tonftatirte, wegen befjen das Erfcheinen und die Verneh—⸗ 
mung des Zeugen bei ber mündlichen Verhandlung nicht 
erfolgen könne, zumal ber fommifjarifhen Vernehmung 
deſſelben ein Gerichtsbefchluß überhaupt nicht vorangegangen 
war. Der gedachten Verpflichtung hat der Schwurgerichtd- 
bof durch die Bemerkung, daß die Berlefung aus ben voran⸗ 
geführten Gründen befchloffen werde, nicht genügt. Diefe 
Bezugnahme auf das vorher von dem Vorfigenden Vorge— 
tragene, welches blos in einer Mittheilung der Umftänbe, 
die zu der Fommifjarifchen Vernehmung des Zeugen geführt 
hatten, beftand, läßt vollftändig im Dunkeln darüber, worin 
ber Schwurgerichtshof das unabwendbare Hinderniß bes 
Erſcheinens bed Zeugen ©, erblicdt habe. Daß das Vor⸗ 
baben einer Badereife oder das Befinden auf einer folchen 
an ſich nicht als ein folches angefehen werden kann, bebarf 
feiner Ausführung. Es muß daher eine Verlegung eines 
wefentlichen Grundſatzes des Verfahrens als vorliegend 
anerkannt werben, wie dies auch das Kgl. Ober-Tribunal 
in einem ähnlichen alle, V. I. 3. Juni 1874 ROT. 
15. ©. 355), entfchieden hat. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [33.—8.] 
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Beihülfe. - Unterlaffung einer Pflicht. 

Eine wiffentlihe Beihülfe [durch That] kann 
durch Unterlaffung einer obliegenden Obhut, 5.2. 
Seitens eines Dienflboten, geleiftet werden. 

StOB. $ 49 [n. 8]. 


Ert. (3.1.) v. 24. Septbr. 1875 e. Gübler (620 I. Cr.). 
[30.—8.] 


Schanklokal. - Saft. - Privat-Gäfte. 


Das Verbot in einem Schanklofale über die 
Bolizeiftunde hinaus zn verweilen, trifft nur die 
Schank⸗- nit die Privatgäfte des Wirths. 

StGB. 8 365 [n. 2. 3). 

Erk. (8.1.) v. 24. Septbr. 1875. o. Korinth (705 I. Cr.) 

Unter „Gäften” im Sinne des $ 365 StGB.'s können 
nur Schanfgäjte, das Heißt folche Gäfte verftanden werden, 
welche fih im Schanftofale Getränte zum Genuß auf ber 
Stelle gegen Bezahlung verabreichen laſſen. Denn bie 
gebotene Polizeiftunde hat lebiglih den Zwed den Betrieb 
des Schanktgewerbes im öffentlichen Intereſſe zeitlich zu 
beſchränken. Der Betrieb des Schanfgewerbes aber bejteht 
in dem gewerbsmäßigen Feilhalten und entgeltlichen 
Berabreichen geiftiger Getränfe in einem offenen Xofale 
zum Genuß auf der Stelle. Den direkten Gegenfag von 
Schantgäften bilden die vom Inhaber der Schanfftube 
eingeladenen und umentgeltlih bewirheten PBrivatgäfte, 
Dergleihen Säfte auch außerhalb ber gebotenen Polizeiſtunde 
in ihren Schanftofalen zu bewirthen, fit den Inhabern von 
Schankſtuben nirgend unterſagt. Insbeſondere kann ein 
ſolches Verbot aus den Worten oder dem gefeßgeberifchen 
Zwede bes eit. 8 nicht gefolgert werben. 

Antr. d. EStA.: gleichl. (37.—6.) 
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- Nieht,-Beschwerde, - Vertheidiger. - Befähigung ‚zur 
Advokatur. 


Nur derjenige Vertheidiger, welcher die zur 
Erlangung eines Richteramts oder der Advokatur 
in Preussen eingeführte Prüfung bestanden hat, 
ist zur Anmeldung etc. einer Nicht.-Beschwerde 
qualifizirt. 

StPO. 5 370 Abs. 3. 

Beſchl. (1) v. 24. Septbr. 1875 c. Müller (226 B. I. Cr.). 

An Erw., daß nad 5 370 Abi. 3 der StPO. vom 
25. Yuni 1867 Schriften, wodurd eine NB. von Seiten 
bes Angellagten angemeldet oder gerechtfertigt wird, wenn 
folche nicht von einem Rechtsanwalt oder Advokaten verfaßt 
und unterzeichnet find, nur dann zugelaffen werben follen, 
wenn entweder der Angeklagte felbjt oder der für ihn zu 
handeln befugte VBertheidiger die zur Erlangung des Nichter> 
amts ober der Praxis als Rechtsanwalt oder Advokat ein: 
geführte Prüfung beftanven Hat; 

daß aber der vorliegend als Verfaffer ver NB. unter- 
zeichnete Landgerichtsaſſeſſor a. D. v. L. feinen eigenen An⸗ 
gaben zufolge zunächſt überhaupt nicht als Vertheidiger bes 
Angeklagten zu handeln befugt erfcheint, da er weber zu ben 
8 205 Ziffer 1 bi8 4 der StPO. genannten Perſonen ge= 
hört, noch gemäß Ziffer 5 daſelbſt mit bejonderer Geneh— 
migung des Gerichts in ben Vorinftanzen als Vertheidiger 
aufgetreten ift, außerdem aber Öenannter nicht bie zur Er- 
langung des Richteramts oder der Praxis als Rechtsanwalt 
oder Advokat eingeführte Prüfung bejtanden hat, indem 
bierunter fih nur bie für Preußen vorgejchriebene ver- 
fießen läßt, welcher die von dem Schriftverfaffer zurückge— 
legte Richterprüfung für das Großherzogthum Hefjen zufolge 
81 der Sal. Von. v. 8. Febr. 1867, betreffend die Ans 
ftellung der Juſtizbeamten in den neu erworbenen Landes- 
tbeilen und 3 1 des Gef.’ v. 12. März 1869 die Auftel- 
lung im höheren Juſtizdienſt betreffend, nur unter ber 
Doransfegung gleichitehen würbe, wenn derſelbe feiner Zeit 
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als richterlicher Beamter oder Anwalt oder als Angehöriger 
ber mit Preußen vereinigten Großherzoglich Heffifchen Landes⸗ 
theile zugleich mit letteren in den Preußifchen Staatsver- 
band wäre übernommen worden, was zu behaupten er nicht 
vermocht bat; 

daß auch die angerufene R.-Gew.-Ordn. v. 21. Juni 
1869 jowenig wie bie Reichöverfaffung v. 16. April 1871 
eine Aenberung in biefer Richtung herbeigeführt, da die 
Gewerbeorpnung in $ 6 bafelbit die advokatoriſche Praxis 
von ihrem Bereiche ausdrücklich ausgefchloffen, Artikel 3 der 
Neichsverfaffung aber binfichtlih der Zulaſſung zu öffent: 
lichen Aemtern die Angehörigen eines anderen Bundesſtaats 
den in einem anderen Einheimischen nur injoweit gleich— 
geftellt hat, als den an Letztern geftellten Anforderungen 
genligt worben; 

daß demzufolge die [zurücweifende] Verfügung des Bor- 
figenden ber Straflammer fich rechtfertigt. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 168. ⸗ 6 


Fragſtellung. - Allein-, Mitthäterſchaft. 


Es iſt nicht unſtatthaft, bei einer auf Allein— 
Thäterſchaft lautenden Anklage in die Fragſtellung 
die Worte aufzunehmen: „allein oder in Gemeinſchaft 
Anderer”, 

Gel. v. 3. Mai 1852 Art. 81 [n. 24]; StGB. $ 47 [n. 13]. 

Erf. (3.1) v. 29. Septbr. 1875 e. Rurle (894 II. Cr.). 

Die NB. des wegen Mordes aus $ 211 StGEB.'s werurtheilten 
R. rügte, daß, obgleih die Anklage auf Alleinthäterihaft lautete, in 
die den Geſchworenen vorgelegte Frage ohne ausreichenden Grund bie 
Worte mit aufgenommen worben feien: „allein ober in Gemeinjchaft 
Anderer“. 

Zurädweifung Gründe: 

Die Fragftellung von der in der Anklage enthaltenen 
Formulirung ift nicht nur zuläffig, fondern in vielen Fällen 
nothwendig. Die Feftftellung jener Formulirung iſt nirgends 
vorgefehrieben, vielmehr als Norm für die Faſſung der 
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Hanptfrage im Art. 81 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 nur 
aufgeftellt, daß die Trage alle Thatfachen enthalten müſſe, 
welche die wefentlichen Merkmale der dem Angeflagten zur 
Laft gelegten ftrafbaren Handlung bilden. Ueber die nach 
Art. 81ff. a. a. DO. zu-regelnde Faſſung der Fragen geftattet 
ber Art. 87 befondere Verhandlungen und ordnet das Ver- 
fahren im Falle von Differenzen über bie Fragſtellung. Es 
folgt hieraus, daß aus der Abänderung der Formulirung 
bes Anklagebefchluffes und der Anklage für fi allein eine 
Beichwerde nicht entnommen werden Tann, eine folche viel- 
mehr nur dann zu begründen ift, wenn bei der Menberung 
bie Formen bed Art. 87 nicht beobachtet worden find, ober 
wenn die Aenderung eine Fragitellung herbeigeführt hat, 
welche den gefeglichen Vorfchriften über die Faffung der 
Fragen nicht entſpricht. Letzteres behauptet nun allerdings 
der Implorant, boch ohne genügenden Grund. Die Aus—⸗ 
dehnung ter Frage auf bie Alternative der gemeinfchaftlichen 
Ausführung des Mordes durch den Angellagten und eine 
andere Perfon enthält feineswegs, wie Implorant meint, 
einen von ber Anklage abweichend aufgeitellten Gefichtspunft 
ber Strafbarkeit: Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 86; oder einen 
eventuellen, durch eine befonbere Frage zu erlebigenben 
Gefihtspunft: Einf.-Gef. 3. Pr. StGB. Art. XXV. Das 
rechtliche Verhältniß des Angeklagten in Bezug auf die That 
ift dafjelbe, mag die That von ihm allein oder in Gemein- 
fhaft mit einem Anderen ausgeführt fein, denn auch im 
letteren Falle wird er nach $ 47 des StGB.'s als Thäter 
beitraft. Wenn er daher in der Anklage ver Thäterfchaft 
beſchuldigt war, in ber Fragftellung das Verhältniß ber 
Thäterfchaft zum Ausdruck gebracht ift, fo ift durch die 
Frageſtellung nur die Anklage erledigt, nicht aber der— 
felben eine Ausdehnung im Sinne der Artikel 86 und 
XXV citt. gegeben. Die Hinzufügung ver Alternative ber 
Gemeinfchaftlichfeit ber Ausführung dient nur dazu bie 
mehrfachen thatfächlichen Geftaltungen, in denen eine Thäter- 
ſchaft rechtlich gefunden werben fann, — nämlich bie Aus» 
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führung durch eineu Einzelnen und die gemeinfchaftliche 
Ausführung durch. Mehrere — zu erjchöpfen, e8 lag daher 
feiner der Fälle vor, in denen eine befondere Frage er- 
forderlih war. Ob thatfüchliche Veranlaſſung vorgelegen 
habe, die Frage in der angegebenen Art zu ändern, kann 
in der Nicht.-Fnftanz nicht nachgeprüft werben. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 


Geſetzes⸗Wechſel. - Milderes Geſetz. 

Bei einem Gefegeswechfel ift dasjenige Geſetz 
anzuwenden, deſſen Vorfchriften, — fomweit fie auf 
den konkreten Fall wirklich zutreffen, in ihrer Zota- 
lität zu einer milderen Beurtheilung führen. 

StGB. $ 2 [n. 10]. 


Hiernah ift das R.-Preßgef. v. 7. Mai 1874 
621 in foweit es den Redakteur eines pertodifchen 
Blatts wegen fahrläffiger Verübung eines Vergehen 
mit Gefängniß bedroht, firenger als das Pr. Preß⸗ 
gefeg v. 12, Mat 1851 $ 37. Dagegen ift es 
milder, infofern es auch in dieſen Fällen Beweife 
nachläßt, welche ihn von Strafe befreien. 

Ert. (3. 1.) v. 29. Septbr. 1875 c. Ewald & Gen. 734 II. Cr.). 

Die NB. geht davon and, daß für die Frage aus 82 
des StGB.'s, welches Strafgefeg das milbere fei, der 
Sefammtinhalt fowohl ver früheren als der zur Zeit ber 
Aburtheilung beſtehenden Gejeßgebung in Beziehung auf 
die zur Anklage verjtellte That geprüft und die ſich danach 
ergebende mildere Gefeggebung zur Anwendung gebracht 
werden müſſe. Nichtig verftanden kann gegen dieſe Ans 
nahme fein Bedenken beftehen. Aber in Wirklichkeit ſcheint 
die RB. nur eine abjtrafte Vergleichung beider Geſetz⸗ 
gebungen im Auge zu haben, indem fie vorliegend, wo das 
ergangene Erfenntniß auf der Beurtheilung ber That zu- 
nächft unter dem Gefichtspunfte einer Fahrläffigkeit bei 
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Betrieb eines Preßgewerbes Seitens des verantwortlichen 
Redakteure, alfo aus S 37 des Br. Preßgeſ.'s v. 12. Mai 
1851 einerfeitd und 8 21 des R.Preßgeſ.'s v. 7. Mai 1874 
beruhte, weil eine Thäterfchaft oder Theilnahme nicht an⸗ 
genommen wurde, die Anwendung des 8 21 deshalb für 
ausgeſchloſſen erachtet, weil die Präfumtion des $ 20 Abi. 2 
bes Geſ.'s v. 7. Mai 1874 entgegenftehe, alfo mit anderen 
Worten, weil das letztere Gefeg, welches in dieſem Punkte 
allerdings das ftrengere ift, dadurch überhaupt als bag 
ftrengere fich darſtelle. Dieſes ift rechtsirrig, denn nicht 
darauf kann es ankommen, ob das eine ober andere Gefek 
im Allgemeinen die Preßdelikte ftrenger beurtheilt, ſondern 
nur darauf, ob diejenigen Vorfchriften des einen ober andern 
Gefeges, welche auf den in concreto vorliegenden Fall 
wirklich zutreffen, in ihrer Xotalität zu einer ftrengeren 
oder milberen Beurtheilug führen würden. 

Der erfte Richter ftellt feit und der Berufungsrichter 
tritt ihm darin bei, daß eine Fahrläffigleit des Angeklagten 
als Redakteurs in Betreff der Aufnahme bes beleidigenden 
Artikels vorliege, und obſchon babei lediglich auf 8 37 bes 
Pr. Preßgeſetzes ſich bezogen wird, fo erſchöpft doch biete 
Feſtſtellung zugleich den Thatbeftand der Fahrläſſigkeit 
im Sinne des 8 21 des Reichsgeſetzes und muß deshalb 
auch dorthin bezogen werben, jo baß damit der Vorwurf 
der NichtigkeitSbefchwerbe, e8 jei allein das Gefek von 1851 
berückſichtigt, thatfächlich feine Erledigung findet. Der 8 21° 
aber umfaßt in Beziehung auf die Haftbarkeit des verant- 
wortlichen Redalteurs einer periodiſchen Drudichrift, welche 
hier allein zur Frage fteht, verſchiedene Vorfchriften, welche 
in ihrem Berhältniß zum Pr. Preßgejeß, was die größere 
Strenge oder Wilde anbelangt, zu entgegenftehenden Re— 
fuftaten führen. SDaffelbe geftattet al8 Strafe wegen Fahr⸗ 
Läffigkeit Gefängnißftrafe bis zu einem Sabre, während 
837 des Gefeßes von 1851 für Tahrläffigkeiten, welche 
fih auf Vergehen beziehen, alfo auch Beleidigungen nur 
Gelpftrafe bis zu 500 Thaler zuläßt. In diefem Punkte 
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erweiit fich das Preußiſche Gejek mithin als das mildere, 
Strenger dagegen erfcheint daſſelbe in Beziehung auf ben 
Thatbeitand, welchen es ohne Ausnahme bei jeder in bem 
Platte begangenen Strafthat, welche fich ald Vergehen dar—⸗ 
jtellt, als gegeben erachtet, während das Neichögefeg ben 
Redakteur frei giebt, wenn er die Anwendung pflichtigemäßer 
Sorgfalt oder Umftände nachweiit, welche dieſe Anwentung 
unmöglich machten, oder er als Verfaſſer oder Einjender 
mit befjen Einwilligung die Veröffentlichung gefchehen, bis 
zur Verkündigung des erften Urteils eine Berfon nachweiit, 
welche fih in dem Bereich der rvichterlichen Gewalt eines 
deutſchen Bundesftaates befindet, oder falls ſie verſtorben 
iſt, ſich zur Zeit der Beröffentlihung befunden hat. ‘Den 
zweiten diefer Strafbefreinngsgründe Hat der Berufungs- 
richter in feinen gefeglichen Merkmalen fejtgeftellt und es 
unterliegt injofern feinem Bedenken den $ 21 in diefem 
Punkte al8 das mildere hier anwendbare Gefeg anzuerkennen, 
als gerabe dieſe Vorfchrift, welche die Exiftenz der Straf- 
that betrifit, als die den Fall beherrichende erachtet 


werben muß. 
Antr. d. SSA.: gleichl. [63.—6.] 


— — — — — 


Zeugenaussage, unbeeidigte. - Verlesung. - Bedingung. 


Ist in der Voruntersuchung die Vereidung 
eines vernommenen Zeugen, ohne genügende, — 
d. h. ohne einen der in den $$ 161 und 162 
der StPO. aufgezählten — Gründe unterblieben, 
so darf das betr. Vernehmungsprotokoll in der 
Hauptverhandlung nicht verlesen werden, es sei 
denn, dass vorier die Beeidigung des Zeugen 
nachgeholt wäre, oder dass das Gericht durch 
motivirten Beschluss ausgesprochen hätte, dass 
die Nachholung der Vereidung nicht mehr aus- 
führbar gewesen sei. 

StPO. $ 246. 161. 162. 
Er. (8. I) u, 29. Septbr. 1875 c. Onant- Jaftem (765 I Cr.) 

Antr. d. SA: gleichl. [49.—6.) 
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Gewerbe. - Heillunde. - Gewerbe-Orbnung. - Hanſir⸗ 
Regulativ. 


Abgeſehen von beſonderen Einzelbeſtimmungen 
finden auf den gewerbsmäßigen Betrieb der Heil- 
funde die Vorfchriften der B.-Gew.-Orbnung vom 
21. Zuni 1869, auch die den Betrieb des Gewerbes 
im Umherziehen betreffenden, feine Anwendung, 
wohl aber das 

Haufir⸗Regul. v. 28. April 1824 8 7 


Ertl. (3.1) v. 29. Septbr. 1875 c. Timme (697 1. Cr.). 
[68.—6.] 


Berjührung. - Gewerbs: Anlage, Erridtung. - Betrieb. 

Menn auch die ohne die erforderliche polizeiliche 
Genehmigung bewirkte Errichtung einer Gewerbe 
Anlage für fich allein flrafbar ift, fo läuft die Ver⸗ 
jährung in Betreff diefer Mipthat nicht, fo Tange 
ein Betrieb der nicht genehmigten Anlage flattfindet. 
StGB. $ 67 [n. 7]; B..Gem.-Orbn. v. 21. Juni 1869 8 147; Bgl. 

RdOTr. 15. S. 344. 

Erf. 8.11.) v. 30. Septbr. 1875 e. Baum (850 I. Cr.). 
Bernichtung bes angefochtenen Erkenntnifſes. Das OXr. ermog: 

baß ber $ 147 der B.-Gew.-Orbn., indem er denjenigen 
mit Strafe bedroht, welcher eine gewerbliche Anlage errichtet, 
zu der mit Nüdficht auf die Lage oder Befchaffenheit ber 
Betriebaftätte oder des Lokals eine bejondere Genehmigung 
erforberlich ift, fchon die bloße Handlung der Errichtung 
unter Strafe ftellt, und nicht wie die Nr. 1 ebendaf. die 
Unternehmung oder Fortjeßung des Betriebes zur Be 
bingung ber Strafbarfeit macht; 

daß wenn hiernach das Geſetz die Erreichung bed im 
8 16 der Gew.Ordn. bezeichneten Zweckes, die Beſitzer ober 
Bewohner der benachbarten Grunbftlide oder das Publikum 
überhaupt gegen erhebliche Gefahren, Nachtheile ober Be⸗ 
läftigungen zu ſchützen, für fo wichtig erachtet hat, um ſchon 
die ohne Genehmigung erfolgte Errichtung einer folchen 
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Anlage für ſtrafbar zu erklären, unmöglich angenommen 
werben kann, daß die Strafbeftimmung fich nicht auch und 
zwar banptfächlich, gegen diejenige Handlung, welche jene 
Nachteile, Gefahren ober Beläftigungen vecht eigentlich 
berbeiführt, nämlich gegen den Betrieb ber Anlage richte, 
daß gegen eine folche befchränfende Auslegung des Geſetzes 
auch die Schlußbeftimmung der cit. Nr. 2 fpricht, welde 
die Vornahme einer wejentlihen Veränderung in dem Be- 
triebe der Anlage mit Strafe bedroht; 

daß zwar nach dem in dem angegriffenen Urtheile be- 
zogenen 8 145 ber Gew.-Drdn. die im Tit. X berfelben 
mit Strafe bedrohten Handlungen — abgefehen von dem 
Falle des 8 153 — binnen 3 Monaten, von dem Tage 
an gerechnet, an welchem fie begangen find, verjähren; 

daß aber wegen des Betriebes der Anlage die Straf. 
verfolgung erſt mit dem Beginne befjelben möglich ift, die 
Berjährung dieſes Vergehens alfo auchnicht vorher, namentlich 
nicht mit der Errichtung der Anlage beginnen kann; 

daß die entgegengefegte Annahme zu dem mit dem 
Sinne und Zwede des Geſetzes in offenbarem Wiverfpruche 
ftehenden Ergebnifje führen würde, daß derjenige, welcher 
eine ſolche Anlage errichtet, ihrer Inbetriebſetzung aber 
3 Monate lang Anftand gegeben und folchergeftalt vermieden 
hätte, die aus dem Betriebe hervorgebenden Nachtheile in 
die Erſcheinung treten zu laffen, nunmehr biejenige Hand— 
Iung, welcher das Geſetz weſentlich entgegentreten will, 
nämlich den Betrieb der Anlage, ftraflos vornehmen könnte. 

Anır. d. EGStA.: entgegen. [48.—3.] 


Geihworene. - Berathungs-Zimmer. - Alten. 

Ob den Geſchworenen Akten in's Berathungs- 
Zimmer mitzugeben feien, unterliegt dem Ermeſſen 
des Schwurgerichtshofs. Der Angeklagte, welcher 
felbR einen bezüglichen Antrag nicht geftellt bat, 
Tann vie Ablehnung eines von den Geſchworenen 
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ausgegangenen Gefuchs nicht als Nichtigkeits-Grumd 
geltend machen. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 83 [n. 3); Bgl. RdOTr. 11. ©. 518. 
Erf. (3. 1.) v. 30. Septbr. 1875 co. Hälfenberg (837 IL Cr.) 
Die Geſchworenen hatten gebeten, ihnen gewifje, bei der Beweiß 
aufnahme benutzte Altenftüde ins Beratbungszimmer mitzugeben, dieſer 
Antrag aber war, auf den gemeinfamen Wiberfpruch bes Staatsanmwalte 
und der Bertheidigung als „mit bem Prinzipe der Münblichleit un⸗ 
vereinbar” abgelehnt worden. Demnächſt fucht der Angellagte biefe Ab- 
lehnung als Nichtigkeit geltend zu mahen. Zurüdweifung aus 
den obigen Gründen. 
Antr. d. EGStA.: gleicht. [87.—3.] 


Strutinial-Berfahren, - Geridt. 

Den im Sfreutinial-Berfahren von der Staats: 
anwaltfchaft an das Gericht gelangenden Requi— 
fitionen, iſt dieſes verpflichtet zu entfprechen; es ſteht 
ihm nicht, wie im Bor-Unterfuchungsverfahren, eine 
Prüfung und eventuelle Ablehnung derfelben zu. 

Thn. v. 3. Jan. 1849 $5 [n.3]; Bol. RrOFr. 14. &. 777; 7. 
S. 200; 11. ©. 276. 


Beil. (1) v. 1. Oltbr. 1875 c. X. (230B. I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [20.—8.)] 


— — —— — — 


Jagd⸗Revier. — Fremder Hund. - Erſchießen. — Poſen. 

Im Bezirk der vormaligen Süd-Preußiſchen 
Kriegs- und Domainenkammer [d. h. in der Provinz 
Pofen mit Ausnahme des Netze-Diſtrikts] fteht es 
dem Jagdberechtigten frei, ledig umherlaufende Hunde 
auch außerhalb des Waldrevierd zu tödten. Der 
Privat- Zagdberechtigte kann diefes Necht auch auf 
feine Bedienfteten übertragen, felbft wenn er biefen 
nicht das Recht einräumt, felbft die Jagd ausznüben. 


Publ. der Südpreuß. Kriegs. und Dom.-Kanımer v. 1. März 179 
$ 32; &tos. 5 302 [n. 4). 
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Erf. (3.1) v. 1. Olibr. 1875 e. Borian (735 I. Cr). 

Das gedachte Publikandum, welches — übereinftimmend 
mit dem Tit. XIV der Forſt-⸗Ordnung für Oftpreußen und 
Litthauen v. 3. Dezbr. 1775 — nach der AKO. v. 30. Mai 
1841 — Bofener Amtsblatt v. 1842 ©. 145 in dem vor» 
maligen Bezirke diefer Kammer noch jett zur Anwendung 
zu- bringen ift, verorbnet im $ 32: 

Niemand darf Hunbe ledig Taufen Laffen, als auf demjenigen 
Jagd⸗Diſtrikte, wozu er berechtigt if, und wo er die Hunde 
gebrandet ; in allen Übrigen Fällen follen die Hunde, welche 
in den Wälbern, auf ben Feldern und Lanbftraßen, ober 
auch in ben Städten und Dörfern ledig umherlaufen, und 
nit an Striden geführet, ober gehörig geknüttelt oder an 
ber Hinterfofje gelähmet find, von Unferen Korfibebienten 
ober andern todtgejchoffen und von dem Eigenthümer bes 
Hundes 1 Thlr. Schießgelb erleget werden. 
Hieraus ergiebt ſich, daß dem Umhertreiben folher Hunbe 
— welches, wie auch im 8 65 II, 16 ALR. anerkannt ift, 
die Jagdberechtigung beeinträchtigt — auch ba, wo ein 
Jagdrevier feinen Wald bat, durch Tödten der Hunde ent- 
gegengewirft werben foll, und daß die Forftbeamten dieſes 
Recht nicht in ihrer Eigenfchaft als Pfleger des Waldes, 
fondern als einen Alt des Jagdſchutzes ausüben; es iſt auch 
zugleich anerkannt, baß ein Privat-Fagbberechtigter dieſes 
Recht — welches er unzweifelhaft auch felbft ausüben kann 
— feinen Beamten zu übertragen befugt if. Die NB. 
erfennt dies auch an; fie behauptet aber, daß ber Ange- 
Hagte nur in dem Falle befugt gewefen fein würde, auf 
dergleichen Hunde zu fchießen, wenn ihm der Gutöbefiter M. 
neben dem dahin gerichteten Auftrage zugleich die Ausübung 
ber Jagd Übertragen hätte, daß alfo der App.⸗Richter, indem 
er die Treifprechung des Angellagten von der Anklage des 
im 8 303 StGB.'s bezeichneten Vergehens aufrecht erhielt, 
dieſes Strafgefeß durch Nichtanwentung verlegt, den $ 32 
bes gedachten Publifandums unrichtig angewendet und den 
Begriff eines Jagdbedienten verfannt habe. Eine folche 
Verlegung liegt jedoch nicht vor. Denn der Grundſatz, 
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daß ein Beamter des Jagdberechtigten nur dann, wenn er 
zugleich mit Ausübung der Jagd beirant ift, den Jagdſchutz 
in der angegebenen Weife ausüben dürfe, läßt fich weber 
aus dem Wortlaute des 8 32 a. a. D., noch aus dem Zweck 
bes Geſetzgebers, noch aus ber Natur ber Sache herleiten. 
Die Jagd befteht in dem Verfolgen und Erlegen wilber 
Thiere; das Tödten umherlaufender Hunde gehört nicht zur 
Ausübung der Jagd, fondern zum Jagdſchutze und es ift 
den Jagdberechtigten weder durch 8 32 a. a. D., noch durch 
ein anderes Geſetz geboten, feinen Beamten, welche er mit 
dem Jagdſchutz betrauen will, zugleich die Ausübung ber 
Jagd zu übertragen. 


Antr. d. GStA.: entgegen. [30.—8.] 
Wechſelſtempel. - Inhaber. - Pflidht der Prüfung der 
EStempelverwendung. 


Den Inhaber eines Wechfels, zu welchem der 
erforderliche Stempel in nicht vorfchriftsmäßiger Weife 
verwendet worden, macht es nicht firaflos, wenn er 
bei Weitergebung 20. des Wechſels in Unfenntnig 
ber bei der Stempelverwendung vorgefommenen Bor- 
fchriftswidrigfeiten handelte, 

Bd.⸗Geſ. v. 10. Juni 1869 68 6. 11; Bekanntm. d. R.-Kanzlers v. 
11. Auguft 1871 88 4—6. 13—16. 
. &rt, (3.1) v. 1. Oltbr. 1875 e. Plitzner (791 I. Cr.). 

Die Rüge der Verlegung refp. unrichtigen Anwendung 
von Geſetzen und Rechtsgrundſätzen fcheitert an der allen 
Erfordernifien der SS 6 und 11 des Wechfelftenpel-Gef.’s 
v. 10. Juni 1869 entfprechenden Thatfeftftellung des App.- 
Richters, welche eine vechtsirrthlimliche Auffafjung nicht 
erkennen läßt. Da ber App.-Richter insbefondere auch feft- 
geftellt hat, baß die Vorbatirung der Caſſ.⸗Vermerke auf 
ben verwendeten Stempelmarten im Hinblid auf die legal 
erlafjene Belanntmachung des Reichskanzlers v. 11. Auguft 
1871 deutlich erfennbar gewefen fer, fo kann ber Angeklagte, 
welchem nach ven SS 4. 5. 6. 13. 14 und 15 1. c. bie 
Berpflihtung oblag, die vorfchriftsmäßige Verwendung 
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der Stempelmarlen auf den einkaſſirten Wechfeln, bevor er 
biefelden ans ben Händen gab, forgfältig zu prüfen, fich 
mit Unkenntniß ber vorfchriftswidrigen Verwendung nicht 


fügen. | 
Autr. d. GStA.: gleicht. (46.—8.] 


Gewerbe. - Bolizei- - Steuer: Bergehen. - Ideal⸗Kon⸗ 
Inrrenz. - Berjährung. 

Trifft ein Gewerbe-Steuer- mit einem Gewerbe- 
PolizeisBergehen ideell zufammen, fo kann aud das 
Tegtere nicht mehr verfolgt werden, wenn das legtere 
verjährt ifl. 

B.-Gew.-Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 147. 148; EIGB. $ 73 [n. 10]. 

Ert. (3.1) 0. 1. Dltbr. 1875 e. Wiengraß (780 I. Cr.) 

Nach den in den ZB, 31. Yan. 1874 (RdOTr. 15. 
S. 14) entwidelten Orundfägen ift der in den Fällen bes 
$ 147 der R.-Gew.-Orbn. mit einem Gewerbe-Bolizei-Ber- 
geben Tonkurrirenden Zuwiderhandlung gegen die Steuer: 
Gejege nur bie Bedeutung eines Strafzumejfungs- 
grundes beizulegen. Hieraus folgt, daß eine derartige 
Zuwiderhandlung nicht nach den Grundfägen ber Ideal— 
Konkurrenz behandelt werden, und daß deshalb nach Ver- 
jährung des Gewerbe-Bolizei-Vergehend von einer be- 
fonderen Strafverfolgung berfelben nicht mehr die Rede 
fein Tann. 

Antr. d. GStA.: entgegen. [46.—8.] 


Eifenbahn. - Gefährdung. - Pferdebahu. 
Auf Pferdebahnen finden Feine Anwendung 
StGB. 8 315 [n. 2]; 316. 
Ertl. (BPl.) v. 2. Oltbr. 1875 ec. Karnaſch (3. Pl. 1876). 
Pferbeeifenbahnen können zu den Eifenbahnen im Sinne 
ber 88 315 und 316 StGB.'s nicht gezählt werden. Zwar 
begreift dad Wort Eifenbahn, wenn man ben bloßen Worte 
finn zur Grundlage der Auslegung nimmt, außer den mit 
Dampftraft betriebenen oder Lolomotiveifenbahnen nicht nur 
Redtfpr. d. K.O.⸗Tr. ı. XVI. 40 
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Pferbeeifenbahnen, fondern alle Anlagen, welche dazu bienen, 
anf eifernen Schienengeleifen Laften fortzubewegen, alfo auch 
bie Kleinen in Bergwerken vorkommenden Eifenbahnen auf 
denen Keine Wagen durch Menſchen oder Hunde fortbewegt 
werten, fo wie alle im Innern von Hüttenwerken, Fabriken 
und anberen gewerblichen Anlagen befindlichen Eiſenbahnen, 
welche bloß zum Transport von Gegenftänden im Innern 
derſelben dienen. Daß indeffen der Gefeßgeber mit ben 
ſchweren in Den allegirten Baragraphen angebrohten Strafen 
nicht eine Gefährdung des Betriebs anf allen berartigen 
Anlagen hat treffen wolfen, leuchtet fofort ein. Es ift 
daher auch in der Theorie allgemein anerfannt, daß das 
Wort Eifenbahn in jenen Stellen einer den buchftäblichen 
Sinn einfhränfenten Auslegung unterliegt. Manche glauben 
bie richtige Grenze darin zu finden, daß unter daſſelbe auch 
folhe Pferbeeifenbahnen einzubegreifen feien, welche tem 
allgemeinen Verkehr des Publitums zugänglich feiern und 
auf denen daher ein umfangreicher Perfonen- ınd Güter- 
transport ftattfinde, find dann aber wieder verfchiebener 
Anficht darüber, welche Ausdehnung bed Verkehrs hierzu 
erfordert werde; vergl. Oppenb. $ 315 n. 2; Rüd. ibid. 
n.1; v. Kirchm. S. 190. Wirft man jedoch einen Rück⸗ 
blid auf die gefammte die Materie betreffende Gefetzgebnug, 
wie fie ſich bisher in Preußen und im Deutfihen Reiche 
entwidelt bat, jo gelangt man zu ber Weberzeugung, daß 
das Wort Eiſenbahn hier in einem noch engeren Sinne 
aufzufaffen und auf Zolomotiveifenbahnen zu befchränten: ift. 
As die Eifenbahnen ver letteren Art in Preußen und 
Deutfhland ſich auszubreiten begannen, wurden zunächit 
burh das Geſetz über die Eifenbahnnnternehmungen vom 
3. Novbr. 1838 die Grundfäge über die Anlage und ben 
Betrieb der Eijenbahnen geordnet. Ein Blick auf bie ein- 
zelnen Beftimmungen dieſes Geſetzes zeigt fofert, daß in 
demjelben unter Eifenbahnen nur Lokomotiveiſenbahnen v<r= 
ſtanden fine. Als demnächſt mit der wachfenden Ausdehnung 
biefer Bahnen die mit deren Betriebe für das Publikum 
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verbundenen Gefahren immer mehr hernortraten, erging, um 
biefen entgegenzutreten, die Bon. v. 30. Novbr. 1840 wegen 
Beltrafung der Beſchädiger von Eiſenbahnanlagen (GS. 
1841 ©. 9), bie Quelle ver einfchlägigen, mit berfelben in 
den Grundzügen und in vielen Einzelvorfchriften überein- 
jtimmenten Strafbeitimmungen des Pr. und D. StGB.'s. 
Beim Erlaß diefer Verorbnung betrachtete man es augen- 
ſcheinlich als jelbftverftänplich, dag unter Eifenbahnen nur 
Lokomotivbahnen zu verfteben jeien und iſt bies um fo 
weniger zu bezweifeln, als damals in Preußen zur Be- 
förderung von Perfonen bienenbe Pferbeeifenbahnen kaum 
befannt waren. Hiermit ftimmt auch der Sprachgebrand) 
in ber nachfolgenden Preußifchen Geſetzgebung überein. Es 
bebarf in biefer Beziehung nur ber Hinverweifung auf ein- 
zelne Geſetzeserlaſſe z. B. AKO. v. 22. Novbr. 1842 (SS. 
©. 307), Bon. v. 24. Mai 1844 (GS. ©. 117), Allerh. 
Erlaß v. 29. April 1848 (GS. S. 134), Geſetz bie von 
ben Eiſenbahnen zu entrichtenden Abgaben betreffend vom 
30. Mai 1853 (GS. ©. 449), Gel. v. 16. März 1867 
GS. ©. 465), Vbn. v. 22. Septbr. 1867 (GS. ©. 1639). 
Auch die Geſetzgebung des Norddeutſchen Buntes und des 
Deutſchen Reichs bat fich dieſem Sprachgebrauch angefchloffen. 
Zunädft Tann ter Ausorud „Eifenbahnwejen" in der Ver» 
faffung bes Norddeutſchen Bundes, fowie des Deutfchen 
Neiche nur auf Lolomotiveifenbahnen bezogen werben, und 
ebenfo find in Art. 42 dafelbft, wonach bie Bundesregierungen 
fich zur einheitlichen Verwaltung ber deutſchen Eijenbahnen 
und zur Anlegung neu herzuftellender Eifenbahnen nach 
einheitlichen Normen verpflichten, unter Eifenbahnen angen- 
fcheintih nur Lokomotivbahnen verftanden. Desgleichen 
bezieht fich das Bahnpolizei⸗Reglement für bie Eifenbahnen 
im Nordveutfhen Bunde vom 3. Juni 1870 (BGBL 
©. 461ff.) und das Betriebsreglement für biefelben vom 
10. Yuni 1870 (ebend. ©. 419ff.) nebft den fpäter dazu 
ergangenen abändernden und ergänzenden Beltimmungen 
offenbar nur auf Lolomotivbahnen. Hiermit ftimmt auch 
40* 
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der Sprachgebrauch des gemeinen ebene überein, welcher 
unter Eifenbahnen fchlehtweg nur Lofomotiveifenbahnen 
verfteht, während man Pjerbeeifenbahnen mit dem Ausdruck 
Pfervebahnen zu bezeichnen pflegt. Wenn daher auch zur 
Zeit der Emanirung des StGB.'s f. d. Norbdeutichen Bund 
auf deſſen -Gebiet bereitd Pferdebahnen in größerer Aus- 
dehnung beitanden, fo fehlt e8 doch an jedem Grunde, an⸗ 
znehmen, daß daffelbe an ber fraglichen Stelle vem Worte 
Eijenbahn eine weitere Bedeutung habe beilegen wollen, als 
ihm in dem oben cit. Gefeg von 1840 und dem Pr. StGB. 
beigelegt war, und bietet hierfür die Entftehungsgefchichte 
bes erjteren nirgend einen Anhalt. Aber auch die Faſſung 
ber in Rede ftehenden Paragraphen und gewichtige innere 
Gründe jprechen für die hier vertretene Auslegung. Zwar 
ijt zuzugeben, daß auf den Umftand, daß tiefelben in dem 
mit der Ueberſchrift „Gemeingefährlide Verbrechen oder 
Vergehen” verfehenen Abfchnitt des StGB.'s enthalten 
jind, fein entjcheidendes Gewicht zu legen ift, da in dieſem 
Abſchnitt auch Handlungen unter Strafe geftellt find, bei 
benen von einer gemeinen Gefahr nur in bejchränktem 
Maße die Rede fein kann, und auch bei der Gefährdung 
des Transports auf einer Pferdebahn eine gemeine Gefahr 
in biefem weiteren Sinne fih nicht in Abrede jtellen läßt. 
Dagegen deuten bie hohen Strafen, welche namentlich $ 315 
androht, darauf Hin, daß der Gefeßgeber hierbei einen fehr 
hoben Grad von gemeiner Gefahr im Auge gehabt. Wenn 
der erjte Abſatz dieſes 8 jede vorjägliche Handlung, durch 
welche der Transport auf einer Eifenbahn bloß in Gefahr 
gefegt wird, felbft wenn auch nicht einmal ber Fleinfte 
Schaden wirklich eingetreten ift, mit Zuchthausftrafe von 
einem bis zu zehn Jahren ahndet, und außerdem die Zu- 
laflung von mildernden Umftänden ausfchließt, fo ift dies 
nur dadurch zu erklären, daß dabei an Handlungen gebacht 
worten, teren Folgen gar nicht zu überfehen und welde 
eine dringende Gefahr von ungewöhnlidem Umfange für 
bie Betheiligten herbeizuführen geeignet find. Dies trifft 


629 [2. Okibr. 1876.] 


bei Lokomotivbahnen in hohem Grabe, Dagegen bei Bferbe- 
bahnen nicht zu. Aruf den erfteren wird ber Transport 
in Zügen, tie and einer Reihe von Wagen beftehen und 
auf welchen ſich häufig viele Hundert Perfonen und große 
Waarenmaſſen befinden, betrieben, die Schnelligfeit der Be- 
wegung nnd die Schwierigkeit raſcher Hemmung fteigern 
die Gefahr eined Zufammenftoßes oder einer Entgleifung 
und den Umfang und bie Antenfität der alsdann ter Ge» 
fundheit und dem Leben vieler Menfchen und der Erhaltung 
großer Waarenmaſſen drohenden unheilvollen Folgen in 
hohem Maße, wie dies die Erfahrung nur zu jehr beftätigt. 
Der Transport auf den Pferdebahnen wirb dagegen ſtets 
nur in einzelnen Wagen bewirkt, welche nur eine befchräntte 
Anzehl von Berfonen, oft nicht mehr al& ein Omnibus auf: 
zunehmen vermögen, tie Schnelligkeit der Bewegung ift 
ftetS nur eine fehr mäßige, häufig eine geringere als bier 
jenige der fich daneben bewegenben gewöhnlichen Fuhrwerfe, 
die Hemmung ift ziemlich vafch zu bewirken, fo baß bie 
Gefahr für die Inſaſſen, felbft wenn fih tem Transport 
ein Hinderniß entgeg:nftellt, Feine große ift. Vergleicht man 
einen von einer Rofomotive gezogenen, mit Winteseile über 
Thäler, Abgründe, Ströme und Hinderniffe aller Art auf 
hohen Dämmen, fchwintelnten Brüden und Bogenftellungen 
dahin braufenden fanggeftredten Eiſenbahnzug mit einem 
über die Straßen und Pläge einer Stadt mitten im leb⸗ 
Hafteften Verkehr fich ruhig dahin bewegenden Pferbeeifenbahn- 
wagen, fo jpringt der große Linterjchied beider Transport: 
arten und der damit verbundenen Gefahren fofort in die 
Augen. Es Tann daher nicht angenommen werben, baß 
das StGB. die Gefährdung des Transports auf beiden 
Anftalten mit gleichen Strafen habe treffen wollen. Was 
fodann die Wortfaffung der fraglichen 88 betrifft, fo itellt 
8 315 al8 den Transport gefährtente Hinterniffe an die 
Spike falſche Zeichen und Signale, was auf Lokomotiv⸗ 
eifenbafnen, die überall mit Telegraphen und jonftigen 
Signalifirungsapparaten reichlich verſehen find, Hindeutet, 
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dagegen auf Pferbebahnen, bie mit dergleichen nicht verfehen 
find, nicht paßt. Berner können unter den im 8 316 Abf. 2 
bezeichneten, zur Leitung ber Eifenbahnfahrten und zur 
Auffiht über die Bahn und den Beförderungsbetrieb an« 
geftellten Perſonen nur die bei Lokomotivbahnen angeitellten 
verjtanden werben, wie namentlich ein Vergleich mit $ 65 
des R.⸗Mil.⸗“St.⸗Geſ.'s v. 2. Mai 1874 (RGEBl. ©. 45ff.) 
zeigt, wo mit den Angeftellten bei einer Eifenbahn, die bei 
einer Mobilmachung berüdfichtigt werben follen, augenfcheintich 
nur bie bei einer Lolomotiveifenbahn angeftellten, nicht aber 
etwa Kutſcher oder Schaffner einer Pferbebahn gemeint 
find. Eine Gleichſtellung beiter Arten von Eifenbahnen 
würde auch dahin führen, daß eine nach $ 319 StGB.'s 
wegen Fahrläffigfeit im Lokomotiveiſenbahndienſt zu einer 
ferneren Befchäftigung im Eifenbahndienjte unfähig erklärte 
Perſon auch zum Dienfte bei einer Pferbebahn und ebenfo 
eine wegen Tahrläffigkeit im Dienfte einer Pferbebahn in 
in gleicher Weife unfähig erflärte Perfon zum Dienfte bei 
einer Lokomotivbahn für unfähig erachtet werden müßte, 
Konfequenzen, die nicht als in der Abficht des Geſetzes ge⸗ 
legen angefehen werben können. 

Diefem Altem gegenüber kann e8 auch nicht in's Ge» 
wicht fallen, wenn das Reichsgeſetz v. 7. Juni 1871, betr. 
bie Schavenerfatverbindlichkeit von Eifenbahnen, Bergwerten 
u. ſ. w. (RGBl. S. 207) mit Rückſicht auf die beftinmnte, 
in den Reichstagsverhandlungen unmwiberfprochen gebliebene 
Erflärung in den Motiven auch auf Pferbeeifenbahnen an⸗ 
zuwenten und bier alfo dad Wort Eifenbahnen ausnahms⸗ 
weife in einem weiteren, auch die Pferbeeifenbahnen um- 
faffenden Sinne gebraucht fein mag. Dieſes Gefeg gehört 
ausſchließlich dem Gebiete des Civilrechts an, für welches 
ganz andere Gefichtspunfte, als für das Strafrecht maß- 
gebend find. Es wurde dadurch nicht nur den Betriebs- 
unternehmern von Eifenbahnen, fonbern auch jenen von 
Bergwerlen, Fabriken u. f. w. eine erhöhte civilvechtliche 
Haftbarleit für die, Menfchen bei vem Betriebe ihrer Unter⸗ 
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| nehmungen zugefügten Körperverlegungen auferlegt, ohne 


baran irgendivie ftrafvechtliche Folgen zu Inüpfen. Waren 
daher bie in Trage befangenen Strafbeftimmungen vor 
Erlaß des gebachten Geſetzes auf Pfervebahnen nicht an- 
wendbar, fo können fie e& in Folge deſſelben nicht geworben 


ſein, felbft wenn man ben dadurch mit einer größeren civil- 


rechtlichen Berantwortlichfeit Belafteten Pferdebahnbetriebs⸗ 
Unternehinern einen Anſpruch auf Gewährung eines ent- 
ſprechenden höheren Schuges durch bie Strafgefeße zugejtehen 
wollte. 

Antr. d. ESA.: gleidl. 133.—9.) 


Anfforderung zum Uugehorfam. - Dolns. 

Derjenige, welcher die von einem Andern aus» 
gegangene Aufforderung zum Ungeharfam ıc., mit 
der Kenntnig von dieſem Inhalt weiter verbreitet, 
verwirft die Strafe des H 110 StGB.'s, auch wenn 
feine Abfiht nicht dahin gerichtet war, in Andern 
den Willen zu einem Handeln gegen die Gefege ıc. 
bervorzurufen, vielmehr der Grund zu feiner Hand» 
Iungsweife in ganz andern Rüdfichten Tag (3.3. im 
Wunſche eines Redakteurs ıc. feinen Lefern von allen 
wichtigen politifchen Aftenftüden Kenntnig zu geben). 

StGB. $ 85 [n. 20). 110 [n. 1]. 

Erf, (8. 1.) v. 5. Oltbr. 1875 e. Körner & Tordebent (1034 II. Cr.\. 

Nah 8 20 Abf. 2 des R.-Preßgefeges beftimmt ſich 
bie ftrafrechtlihe Verantwortlichfeit für Handlungen deren 
Strafbarfeit durch den Anhalt einer Drudjchrift begründet 
wird, nach den beftehenven allgemeinen Strafgefegen. Wenn 
nun, wie der App.⸗Richter anerkennt, die päpftliche Enchelica 
auch in der gemilderten Faſſung, in welcher die Effener 
Volkszeitung fie veröffentlicht hat, die Aufforderung zum 
Ungehorfam gegen rechtsgältige Gefege enthäft, wenn nicht 
minder die Mitwirkung der beiden Angellagten bei der Ver⸗ 
öffentlichung berjelben feftgeftellt worden ift, jo beburfte es 
zur Anwendung bes 8 110 des StGB.'s gegen die Ange- 
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flagten des vom App.⸗Richter vermißten Nachweifes eines 
befonderen Dolus nicht weiter. Der $ 110 cit. erforbert 
zu feiner Anwendung nicht ben Nachweis, daß die Abficht 
bes Thäters bei öffentlicher Verbreitung der Wufforberung 
zum Ungehorfam gegen die Gefete dahin gerichtet gewefen 
fei, in Anderen den Willen zu einem Hanbeln gegen bie 
Geſetze bervorzurufen. Es genügt nach den allgemeinen 
Strafgefegen die Feitftellung: daß das die Aufforderung zu 
ſolchem Ungehorfam enthaltende Schriftſtück durch die Au⸗ 
geflagten öffentlich verbreitet worden, ohne daß biefelben 
eine derjenigen Beftimmungen für fich anzurufen vermöchten, 
welche nach den allgemeinen Grunpfägen des StGB.'s die 
Strafbarkeit ausfchließen. Hätten fie daher auch, wie ber 
App. -Nichter annimmt, bei der Veröffentlihung nur bie 
Abſicht gehabt, die Enchelica als einen Alt von bejonderer 
politifcher und hiſtoriſcher Bebentung ihren Lefern zur 
Kenntniß zu bringen, fo würde eine folche Abficht doch 
nicht als geeignet "betrachtet werden können, fie vor der 
Anwendung bed Strafgefeges zu ſchützen; fie würden fich 
vielmehr jelbft jtrafbar gemacht haben, wenn fie mit bem 
vom Inſtanzrichter nicht in Zweifel gezogenen Bewußtfein, 
daß Lie Enchelica den von letterem feitgeftellten Inhalt 
habe, alfo zum Ungehorfam gegen rvechtögültige Geſetze auf- 
fordere, biejelbe in ihrem Blatte noch weiter verbreiteten 
und fo bie in berfelben enthaltene firafbare Aufforderung 
in noch weitere Kreife trugen. Daß die Enchclica etwa nur 
zu einem einer folchen Aufforderung entgegengefegten Zwecke 
und deshalb auch in einer Einkleidung in das Blatt auf 
genommen worden wäre, burch welche ihr ber Charalter 
einer ftrafbaren Aufforderung zum Ungehorfam gegen Gefete 
genommen gewefen wäre, hat ber App.-Richter nicht feft- 
geftelt, aus feiner oben vorgetragenen Feſtſtellung ergiebt 
fich vielmehr das Gegentheil. Aber auch den 8 20 Ubf. 2 
des Prefgefeges, welcher übrigens nur rückſichtlich des Au⸗ 
geflagten K. als verantwortlicher Redakteur in Betracht 
fommen koͤnnte, bat ber Appell.-Richter gleichzeitig rechts⸗ 
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irrthümlich auegelegt, wein er in ter erwähnten Abficht 
einen Aft von eminent politiicher Bedeutung lediglich zur 
Kenntniß ferner Lefer zu bringen, fowie darin, daß die An- 
‚ gellagten gewiffe, ihnen beſonders bebenflich ſcheinende 
Stellen der Enchclica beim Abdruck wegließen, folche be= 
fondere Umftände findet, durch welche, wie e8 in 820 
heißt, die Annahme der Thäterfchaft ausgefchleffen wird. 
Der App.-Richter Ift Hierbei unverkennbar eben wieder von 
den als rechteirrthümlich nachgewiefenen Stanppunfte aus» 
gegangen, daß zum Thatbeftande des 8 110 tie Feftitellung 
ber pofitiven Abficht gehöre, zum Ungehorfam gegen rechts⸗ 
gültige Geſetz aufzufordern, daß deshalb da dieſe Abficht 
bier nicht nachgewiefen fei, auch von einer Thäterfchaft im 
Sinne des $ 20 nicht die Rede fein könne. Nah 820 
Abſ. 2 cit. reicht zur Begründung der Anklage gegen den 
verantwortlichen Redalteur wegen Thäterfchaft bie That⸗ 
ſache aus, daß das Diatt, in welchen fich ein feinem In⸗ 
halte nach ftrafbarer Artikel vorfinvet, feinen Namen als 
ben des für ben betreffenden Theil des Blattes verant« 
wortlichen Redalteur enthält. Es wire nom Geſetze v er⸗ 
muthet, daß er Thäter (Urheber) der ſtrafbaren Handlung 
ſei, ſo lange er nicht Umſtände nachweiſt, welche dieſe Ver⸗ 
muthung widerlegen und entkräften. Solche Umſtände 
konnen alfo im Sinne des Geſetzes nur ſolche fein, welche 
beweifen, daß die vermutbete Thäterfchaft des Nebakteurs 
in Wirklichkeit nicht beftehen fünne, beifpielöweife die durch 
große Entfernung des Redakteurs vom Verlag: oder Druck⸗ 
orte begründete Unmöglichkeit, daß er bei ver Beförderung 
eined Artikels zum Drucke betheiligt fei, feine abfolnte 
geiftige Unfähigkeit. Das vie vom App.⸗Richter hervorge- 
hobenen, oben erwähnten Momente die Annahme der Thäter- 
fhaft in dieſem Sinne ausfchlöffen, alfo geeignet feien die 
geiegliche Vermuthung zu widerlegen, baß ber verantwort- 
lihe Redakteur eine die ‚wefentlihen Merkmale des frage 
lihen Bergehens an ſich tragende Handlung verübt, hier 
alſo mit dem allein erforderlichen Bewußtſein die nach feiner 
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Seftftellung zum Ungehorfam gegen die Geſetze auffordernde 
Enchelica durch fein Blatt weiter verbreitet habe, hat vom 
App.-Nichter nicht behauptet werben follen und nicht be— 
hauptet werden fönnen, ba er ſich dadurch mit feiner 
pofitiven Fefiftellung in Witerfpruch gefeßt haben würde, 
daß ter Angeklagte K. als Redakteur den Abdruck des ge- 
dachten Schriftftücds nach einer mit bem Verleger deshalb 
gepflogenen Berathung veranlaßt babe, 

Antrag des GStA.: gleichl. [32.—8.] 


Schwurgerichts: Verhandlung. - Schlußvortrag des Bor: 
ſitzenden. 

Es iſt nicht unſtatthaft, eine ſchwurgerichtliche 
Verhandlung nach den Schlußvorträgen der Parteien 
auf den folgenden Tag zu vertagen und dann erſt 
den Schlußvortrag des Vorſitzenden folgen zu laffen. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 79 (n. 19). 

Ert. (3.1.) v. 5. Oktbr. 1875 60. Lazarnus (1068 1. Cr.) 

Die NB. welche die Unſtatthaftigkeit des gedachten Verfahrens 
aus den Eingangsworten des eit. Art. 79 Abſ. 2 herleiten wollte, 
warb zurüdgewiejen. 

Es kann weder als Verlegung des Art. 79 des Geſ.'s 
v. 3. Mai 1852 noch einer fonftigen Prozesporfchrift ange- 
fehen werben, wenn, nachdem In der Sigung v. 16. Yuli 
die Zeugen Nr. 9 bis 31 vernommen und der Staatsanwalt, 
jowohl als der Vertheidiger mit ihren Schlu:vorträgen ger 
bört worden waren, die Situng alfo vermutblich lange 
Zeit gewährt hatte, das Nefume tes Vorfigenven bis zum 
folgenden Morgen vertagt worden ift, weil der im Art. 79 
a. a. O. gebrauchte Ausdruck: „Sodann hat der Vorfigende 
die geſammte Lage der Sache auseinander zu ſetzen ꝛc.“ 
keine Beſtimmung darüber enthält, binnen wie langer Zeit 
nach dem Schlußvortage des Vertheidigers ſolches geſchehen 
müſſe; am wenigſten aber eine zur Erholung bes Gerichts⸗ 
perſonals unerläßliche Pauſe ausgefchloffen werden ann. 

Antr. d. EStN.: gleich. [28.—8.] 
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Diebſtahl. - Koft oder Lohn. 

1. Der (jederzeit Fündbar) im Tage» over 
Wochenlohn eines Andern Stehende befindet fi 
deshalb noch nicht „im Lohn“ deſſelben. Inwiefern 
die längere Zeit hindurch ohne Unterbrechung ftatt- 
gehabte Fortfegung dieſes WVerhältniffes demſelben 
den im $ 247 StGB.'s vorausgefegten dauernden 
Charakter beilege, unterliegt der thatfächlichen Be— 
urtheilung. 

2. Ein Deftillationsgehülfe gehört nicht zu den 
im Lohne befindlichen Perfonen, 
SIEB. $ 247 [n. 7]. 


Er. (3.1) v. 6. Oltbr. 1875 c. Kasztellan & Gen. (632 I. Cr.). 
Antr. bes GStA': gleicht, [146.—6.] 


— 


l. Privatklage. - Ablehnender Beschluss. - Berufung. - 
Frist. 
2. Strafantrag. - Privatllage. - Theilung. 

1. Die Berufung gegen den die Einleitung der 
Privatklage ablehnenden Beschluss ist an keine 
Frist gebunden. 

StPO. 8 498. 407. 

2. Die Vorſchriften über die Untheilbarfeit des 
Strafantrags und feiner Zurüdnahme gelten gleich- 
mäßig, mag die Berfolgung im Wege der Privat: 
oder der Öffentlihen Klage erfolgen. 

-1. Demgemäß ift das Gericht in einem alle wo 
die Privatklage nicht gegen alle Betheiligte gerichtet 
worden ift, befugt, das gerichtlihe Verfahren fo 
lange zu beanftanden, bis vafjelbe nicht auch gegen 
die fibrigen beantragt fein werde. 

StOB. 5 61. 63 [n. 4]. 


Beil. (1.) v. 6. Oltbr. 1875 Kerle e. Vogelfaug & Gen. 
231B.1.Cr.). 
Das OTr. erwog: 
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; 


[1.] In Erw., daß die zunächft erhobene formale Be- 
fchwerbe wegen Zulaſſung der Berufung des Privatllägers 
gegen ben polizeirichterlichen Befchluß v. 26. Maid. J. ihre 
Erledigung dadurch findet, Daß nah 5 407 der StPO. v. 
25. Juni 1867 das Rechtsmittel vorliegend an eine Friſt 
nicht nebunben ift und unter biefer Borausfegung ven fonftigen 
daſelbſt erfichtlichen vorliegend nicht gemachten Formvor⸗ 
fohriften eine weſentliche Bedeutung infoweit nicht zufommt, 
als dieſelben nur die Gleichzeitigfeit der Anmeldung und 
Rechtfertigung fowie die unmittelbare Einreichung bei dem 
Berunfungsgerichte betreffen; 

[2.] daß das Berufungsgericht, abweichend von bem 
Polizeirichter, die in Anfehung der gegen die brei Befchul- 
digten feftgeftellten gemeinjchaftlicden Beleidigung des Privat⸗ 
klägers vor begennener Strafvollitredung gemäß 8 194 
StGB. 8 erfolgte Zurücdnahme des Strafantrags gegen bie 
Beſchuldigten V. und B. rüdfichtlich des Befchulpigten T. 
für unwirkfam erachtet und das Straferlenntniß gegen 
Letzteren für vollſtreckbar erklärt, weil-$ 63 des R.-StGB.8 
auf Antragsbelikte, welche im Wege ber Privatklage verfolgt 
werben, feine Anwendung finde, indem bier nad ber 
Natur der Sache das gerichtliche Verfahren fih auf bie 
jenigen befchränfe, welche Stläger belangt habe, e8 baber 
auch zuläffig erfcheinen müſſe die Privatklage rückſichtlich 
einzelner Theilnehmer aufzugeben, ohne daß damit auch das 
Berfahren gegen bie übrigen einzuftellen wäre; 

daß die 88 63 und 64 StGVB.'s eine derartige Unter- 
ſcheidung nicht treffen, ſondern fchlechthin und ohne Rückficht 
ob die Verfolgung ver That im Wege ber öffentlichen oder 
bemjenigen ber Privat-Strafflage gefchieht, die Konjequenzen 
ans dem Prinzipe der Untbeilbarfeit des Strafantrages 
dahin ziehen, daß vie Stellung wie bie Zurücknahme 
des letzteren gegen einen Betheiligten auch gegenüber den 
anderen wirlen foll, ebenfowenig aber ficb innere ans ber 
Natur der Sache folgende Gründe für das Gegentheil er- 
geben, da fowie 





637 [6. Oftbr. 1875.) 


. 13.) vie Erhebung der Privatllage gegen einen der Be— 
theiligten, vermöge des darin enthaltenen Strafantrags 
gegen dieſen, nach $ 63 das Gericht nicht hindert das gericht- 
liche Verfahren fo lange zu beauftanvden, als daſſelbe nicht 
auch gegen tie Uebrigen beantragt fein werde, der 8 64 es 
ebenjo nothwendig macht bei recht eitiger Zurücknahme bes 
Strafantrags gegen einen durch Zurüdnahme ver Privat- 
Hage (StPO. $ 506) die Einftellung des Verfahrens auch 
gegen die anderen Betheiligten eintreten zu laffen. 

Antr. d. GStA.: ad 1.2. gleihl., ad 3 entg. (68.—6.] 


an m — — 


Betrug. - Täuſchung. - Richter. 


Ein Betrug kann durch eine dem Richter vor- 

gelegte wahrheitswidrige Quittung verübt werden. 
StB. 8 261 [n. 61). 

Ert. (3. 1.) v. 6. Oltbr. 1875 0. Walter (758 I. Cr.). 

Wenn der Berufungsrichter darin, daß Angeflagter eine 
Quittung, beren Cchtheit dahin geftellt blieb, wovon aber 
feftfteht, daß darauf eine Zahlung nicht geleitet worden, 
unter Kenntniß dieſes Umſtandes feinem klagenden Prozeß- 
gegner gegenüber unter der Behauptung und zum Beweis 
der Zahlung in dem Rechtsſtreite produzirt hat, die Abſicht 
erkannte zur Erlangung eines rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vortheils das Vermögen ſeines Gegners zu beſchädigen, indem 
er durch Vorſpiegelung falſcher Thatſachen einen Irrthum 
zu erregen ſuchte, ſo läßt ſich darin ein Rechtsirrthum nicht 
erkennen. Iſt die Abſicht, auf den Grund einer Quittung, 
welche, wenn überhaupt von dem Gläubiger ausgeſtellt, auf 
einem Irrthum oder Mißverftäntniffe deſſelben über die 
Thatfache der vorausgegangenen Zahlung beruht, die Ab⸗ 
weifung ber an fich begrünteten Klage zu erlangen, einer 
Seitd auf einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zum 
Schaden des Gegners gerichtet, fo erfcheint anderer Seits 
die thatjächliche Möglichkeit für den Inſtanzrichter gegeben, 
die Vorlage der Quittung unter Behauptung der materiellen 
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Richtigkeit ihres dem wahren Sachverhalt wiberfprechenben 
Inhalts als auf Tänfchung, fei es des Gegners oder des 
Richters oder Beider über die Wahrheit der behaupteten 
Zahlung berechnet zu erfennen und läßt fih namentlich 
nicht zugeben, wenn tie Ausführungen der NB. darauf 
binweifen, daß der Gebrauch eines objectiv unrichtigen 
Beweismittels im Civilprozefje ven Thatbeſtand bes Betrugs⸗ 
versuche nur dann zu begründen vermöge, wenn Angeflagter 
auf unrechtmäßige Weife in deifen Befig gelangt fei. Die 
unrechtmäßige Befiterlangung bildet möglicherweife eine 
ftrafbare Handlung für fich, fteht aber nicht in nothwentiger 
Verbindung mit dem widerrechtlichen Gebrauche der Urkunde, 
mag biefe rechtmäßig oder unrechtmäßig in bie Hand bes 
Prodizenten gelangt fein. Zwar läßt fich nicht unter allen 
Umftänden der Gebrauch eines objektiv unrichtigen Beweis⸗ 
mittels, wie vorliegend der Gebrauch einer Quittung, welcher 
eine wirklihe Zahlung nicht zu Grunde liegt, auf rechts— 
widrige Abjicht und VBorfpiegelung falſcher Thatſachen be⸗ 
ziehen. Denn der Quittung einer Schuld können Berein- 
barungen zwifchen dem Gläubiger und dem Zahlenden 
vorausgegangen fein, welche, ohne daß in Wirklichkeit Zahlung 
gleiftet wäre, der Urfunde die Bebeutung eines Beweis⸗ 
mittels für die Erlöfchung der Schuld zu verleihen beftimmt 
und geeignet find. Wllein derartige Thatfachen find weder 
feftgeftelit, noch hat Angeklagter ſich darauf überhaupt be- 
rufen und den Inftanzrichtern läßt ſich Daher ein Rechte- 
irrthum nicht vorwerfen, wenn fie auf Grund ter Sachlage, 
wie fie fich aus den Verhandlungen ergab, zu ber gezogenen 
Schlußfeftitellung gelangten. 

Antr. d. GSNA.: gleich. [68.—6.] 


Geiftliher. - Stille Meſſe. - Geiftlihe Amtshandlung. 

Ob das Lefen einer ſtillen Meſſe ale eine geift- 
lihe Amtshandlung anzufehen fei oder nicht, unter- 
liegt felbft dann, wenn jenes in Gegenwart von 
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Gemeindemitgliedern gefhah, lediglich der thatfäch- 
lihen Beurtheilung des Inſtanzrichters. 
Gef. v. 11. Mai 1873 88 1--3. 23; Gef. v. 21. Mai 1874. 
Erf. (3.1. 0.7. Oltbr. 1875 ec. Feldmann (958 IL. Cr.). 

5, welcher ein geiftliches Amt in ber Provinz Naſſau bekleidet, 
batte bei einem breitägigen Bejuche bei feiner Mutter in X. (Weſt⸗ 
phafen) in der Kirche feines Heimathortes an jedem jener Tage an 
einem Nebenaltar Meffe gelefen, während bie gewöhnliche Pfarrmeffe 
von einem ber Orisgeiſtlichen geleſen wurde; während jenes Mefle- 
fefens des %., waren ®emeindemitglieber in ber Kirche geweſen. — 
Aus den Geſetzen v. 11. Mai 1873 und 21. Mat 1874 angellagt, 
ward er von den Inſtanzgerichten freigefprochen, weil das Leſen jener 
Meſſen nad den obmwaltenden Umſtänden ſich nicht als „geiftliche Amt 8- 
handlungen“, ſondern Tediglih ala Erfüllung einer jedem Geiftlichen, 
ohne Rüdfiht anf ein ihm übertragenes Amt, zu leiſtenden Pflicht 
harakterifire. — NB. des OſtA.'s. 

BAurüdweijung. Gründe: \ 

Zwar kann die Zreifprehung bes Ungeflagten nicht 
barauf geftügt werben, daß das Meffelefen von ihm nicht 
in Ausübung eines bejtimmten Amtes gefchehen fei, weil, 
wie in ber Rechtiprechung des Ober-Tribunals völlig feft- 
jteht, die Anwenpbarfeit bed Artifel8 2 a. a. O. nicht da⸗ 
durch betingt ift, daß bie geiftlichen Hantlungen „in einem 
Amte“ vorgenommen find, fondern nur dadurch, daß die; 
jeiben objektiv als Amtshandlungen fich barftellen. Dagegen 
wird das freifprechende Erfenntniß des App.-Richters durch 
den ferneren Grund getragen, daß im vorliegenden Falle 
das Mefjelefen des Angeklagten auch ohne Verbindung mit 
einem bejtimmten geiftliden Amte in feiner Weife ale 
Amtshandlung erjcheinen könne. Denn wie von dem Ober- 
Zribunal in zahlreichen Fällen erfannt ift; (vgl. Unterfuchung 
c. Juncker v. 15. Dezbr. 1874, Unterfuhung ce. Bispink 
v. 25. Gebr. 1875, Unterfuchung c. Heyers v. 4. März 
1875, Unterfuchung ce. Feihen v. 6. April 1875: RdoOTr. 
15. ©. 867 und 16. ©. 149. 184. 267), — hängt es von 
den Umftänden des einzelnen Falles ab, ob das Leſen einer 
jogenannten ftillen Meſſe — und um eine folche handelt 
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es ſich auch in der fraglichen Unterſuchung — als eine 
geiſtliche Amtshandlung oder eine bloß private, lediglich die 
Erfüllung einer Gewiſſenspflicht in ſich ſchließende Hands 
fung ſich tarfielle, und, wenngleich der Umftand, daß bie- 
felbe in ter Kirche in ber Gegenwart von Gemeinde. 
mitgliedern gelefen worden ift, in ber Regel zu ber erfteren 
Annahme führen wird, fo fehließt er doch nicht mit vecht- 
(icher Nothwendigkeit die letztere Annahme aus. Vielmehr 
bleibt e8 Sache der freien thatfüchlichen Beurtheilung, ob 
im einzelnen Falle in Folge befonverer Verhältniffe eine in - 
der Kirche in Gegenwart von Gemeindemitgliedern gelefene 
Meffe lediglich einen privaten Charakter an fich trage. Der 
App.-Richter hat nun im vorliegenden Falle auf Grund 
derartiger befonderer Verhältniffe den von dem Angeflagten 
gelejenen Meſſen dern Charakter geiftliher Amtshandlungen 
abgefprochen, und da bei tiefer Begründung ein vechtlicher 
Irrthum nicht vorgefommen ift, entzieht fich feine Ent- 
ſcheidung dem Angriffe in der Nichtigkeits⸗Inſtanz. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [44.—3.] 


— — — — — 


Jagd. - Stand des Wildes. - Auſchleichen. 


Wer, um ein auf feinem Jagdrevier ſtehendes 
Wild zu erlegen, daffelbe anfchleicht, und dabei — 
mit Jagdgeräth feinen Weg über ein benachbartes 
fremdes Jagdrevier nimmt, übt nicht unbefugt bie 
Jagd aus. 

StGB. $ 292 [n. 3}. 

Erf, (8. 11.) v. 7. Oltbr. 1875 e. Höppner (866 Il. Cr.). 

H. batte, um Rehwild, welches auf feiner Feldjagd fand, anıu- 
i&hleichen, feinen Weg — mit Jagdgeräth — durd die Kol. Forſt ge- 
nommen. In diefem „Anſchleichen über fremdes Revier" fand das 
AG. die unbefugte Ausübung der Jagd in Kgl. Forſten. 

VBernichtung. Gründe: 

Die Entſcheidung des App.-Richters beruht, ba unbe 
ftritten dad Feld, auf welchem tie Rebe ftanden, zur Dame- 
hagener Feldjagd gehört, auf welcher ter Angeklagte zu 
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jagen berechtigt war, auf einem Nechtsirrtfum. Der gefeß- 
lihe Begriff ver Jagdausübung befteht in Auffuchung und 
Verfolgung wilder jagbbarer Thiere zum Zwed bes Er- 
legend oder Okkupirens berfelden. Hier ging nad der Feſt— 
jtellung ded App.-Richters die Abſicht des Angeflagten auf 
Erlegung der auf feinem Jagdrevier befindlichen Rehe; ee 
fonnte alfo von einem unbefugten Sagen und namentlich 
von einem Jagen in der Kgl. Forft zu D. Teine Rebe fein. 
Wenn man auch annehmen will, daß Jemand, welcher zur 
Jagd ausgerüftet in einem fremden Jagdrevier betroffen 
wird, unter beſonderen Umftänden des konkreten Falles als 
in dieſem Revier jagend angefehen werben Tann, fo find 
doch im vorliegenden Falle ſolche bejondere Umſtände und 
namentlich die Abficht des Angeklagten, in dem Sol. Forſte 
jagen zu wollen, nicht nur nicht feitgeftellt, fondern es ift, 

wie bemerkt, gerate die entgegengefette Adficht des Ange 
klagten, nämlich die, auf feinem eigenen Jagdrevier jagen 
zu wollen, al8 erwiefen angenommen, wobei e& völlig gleich- 
gültig erfcheint, ob der Standpunkt, von welchem aus ber 
Angellagte die Jagd ausüben wollte, zu feinem eigenen, 
oder zu einem fremden Jagdreviere gehörte. Daß dies der 
Einn bes Geſetzes ift, ergiebt ſich ſchon aus der Straf- 
porfchrift des S 368 Nr. 10 des StGB.'s, da für die An: 
wendung biefer legteren Strafvorfchrift Fein Fall denkbar 
wäre, wenn jedes unbefugte Betreten eines fremden Yagd- 
reviers von Seiten eined zur Jagd Ausgerüfteten ohne 
Weiteres als ein unbefugtes Jagen auf dem fremden Revier 


angefehen werden könnte. 
Antı. d. GStA.: gleicht. [14.—3.] 


Zeuge. - Vereidung. - Formel. - Frankfurt a/M. 
Die ohne Widerspruch bewirkte Vereidung 

eines Zeugen unter Hinzufügung einer religiösen 
Rechtſpr. d. K. D.Tr. ıc. XVI. 41 
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Bekräftigung hat — auch in Frankfurt aM. — 

keine Nichtigkeit zur Folge. 

Einf.-Vdn. v. 25. Juni 1867 Art XII, Nr. 3; Frankf. Gesetz vom 
8. Juni 1848 (Frankf. Ges.-Samml. 8. 8. 260). 

Erf. (3.1) v. 7. Oltbr. 1875 eo. Lauth (925 II. Cr.). 

Die NB. des L. rligte, daß die Vereibung mehrerer theils katho⸗ 
lifher, theils enangelifcher Zeugen, — dem Frankf. Gef. v. 8. Juni 
1848 zuwider — unter Hinzufügung ber Belräftigungsformel: 

„lo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium“ 
flattgefunden babe. 

Zurüdweifung Das DEr. erwog: 

daß mit der NB. darin, daß die Zeugen ben gejeglich 
vorgejchriebenen Eid mit dem Zuſatze: „und fein beiliges 
Evangelium" abgeleiftet haben, weder die Verlegung einer 
weſentlichen Vorſchrift noch eines Grundfakes des Ver⸗ 
fahrens gefunden werben fann, ba bie erwähnte Geſetzes⸗ 
vorfchrift Fein abfolutes Verbot gegen Zufügung eines jeden 
Zufages zu der vorgefihriebenen Civesformel enthält, biefelbe 
vielmehr nur dahin auszulegen ift, daß den Zeugen eine 
weitere religiöfe Betheuerungsformel als die vorgefchriebene 
niht abverlangt werden folle, um ihrer rveligiöfen Auf: 
fafjung einen weiteren Zwang nicht aufzuerlegen, durch bie 
von den Zeugen ohne Anftand erfolgte Eidesleiftung mit 
einem Zufage, ber felbft auch dem evangelifchen Glaubens- 
befenntniffe jedenfalls nicht widerfpricht, der Eid in feiner 
übrigen dem Geſetze entfprechenden Form aber nicht be- 
einträchtigt erfcheinen Tann. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [27.—3.] 


-— 


Strafantrag. - Frift. - Kenntniß von der Berfon des 
Thäters. 

FM der Antrag auf Verfolgung einer flrafbaren 
Handlung rechtzeitig geftellt, fo wird derfelbe dadurch 
nicht unwirkſam, dag der Antragfteller zur Zeit den 
Urheber der Mipthat noch nicht Fannte, 

EI®R. 5 61 [n. 32). 
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Erk. (3.1) v. 7. Oltbr. 1875 ec. Molitor (874 II. Cr.). 

Der vom Bater der Gebr. F. Namens und im Auf- 
trage derſelben mit Rückſicht auf die ben letzteren am 
27. Septbr. 1874 zu B. widerfahrene Mißhandlung, fowie 
ber demnächſt am 30. Septbr. ej. von den Gebr. F. felbft 
bei ihrer gerichtlichen Vernehmung geftellte Antrag, auf 
Deitrafung derjenigen Perfonen, von welchen fie bei jenem 
Borfall verlegt und mißhandelt worden feien, war in feiner 
rechtlihen Wirkfamfeit davon nicht abhängig, ob den Ver- 
legten zur Zeit der Antragsftellung die Perfonen von 
welchen fie mißhandelt und verlegt fein ſollten, bereits be- 
fannt gemwefen find. Obſchon fie zur Zeit, nach ihrer eigenen 
Angabe, ihre Mißhändler nicht gefannt Hätten, bewährte 
auch ihr fo, und ohne Rückſicht auf eine beftimmte Perſon 
geftellter genereller Antrag ferne nefeglihe Wirkſamkeit gegen 
diejenigen Perſonen, welche der Gang der von ihnen ver- 
anlaßten Unterfuchung und gerichtlichen Verhandlung gegen 
die wirklichen Thäter oder Gehülfen bezüglich der ihnen 
zugefügten Mißhandlung herausjtellen werde, und er behielt 
feine gefegliche Kraft bis zu einer im vorliegenden Tall 
nicht erfolgten Zurüdnahıne. Die in dem $ 61 des StGB.'s 
enthaltene Beftimmung, daß ber Antrag geſtellt werben 
muß, binnen 3 Monaten, von dem Tage an, an welchem 
ber zum Antrag Berechtigte von der Handlung und von 
der Berjon des Thäters Kenntniß erhalten habe, hat 
nur die Nügefrift zum Gegenftande, welche für den Ber- 
legten nicht Schon vom Tage der begangenen Strafthat, 
fondern erit von da ab beginnen foll, wo er auch von der 
Berfon des Thäters Kenntniß erhalten, während die recht» 
zeitig erfolgte Stellung des Strafantrags durch diefe Kenntniß 
nicht bebingt, und hiervon höchſtens nur in dem alle bie 
Rede fein könnte, wo das Erforderniß des Strafantrages 
auf einem perfönlihen Verhältniffe zwijchen dem er: 
legten und dem Thäter beruht, von einem ſolchen Verhält⸗ 
nifje vorliegend aber überali nichts konſtirt. 

Antr. d. GStA.'s: gleichl. Br. 3 

41* 
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Beamter. - Lotterie⸗Kollekteur. 

In Preußen ift ein Lotterie- Kollefteur Fein 

Beamter. Ä 
SGB. $ 359 [n. 26]. 
Ert. (3. 11.) v. 7. Oltbr. 1875 o. Voltmaun (1026 II. Cr.) 

Zuridweifung ber NB. des OſStA.'s. Gründe: . 

Der Oberftantsanwalt überfieht, daß das Neich oder 
der Staat nicht für alfe feine Zwede ſich nothwendig nur 
amtlicher Organe bedienen kann und muß; daß ber Staat 
vielmehr unbedenklich zur Erreichung beftimmter, namentlich 
folder Staatszwede, bei welchen es fih um einen Erwerb 
für den Staat handelt, die Mitwirfung ter Privatinduftrie 
ins Auge faffen Tann, und daß diejenigen, welche ſich fo 
den Ameden des Staats dienjibar machen, für feine 
Zwede thätig fein wollen, wenn fie deshalb auch, gleich- 
viel in welcher Form, in eine nähere birefte Verbindung 
mit den verwaltenden Staatsbehörden treten, darum 
doch ein amtlicher Charakter nicht nothwendig beigelegt 
werden muß. Gin folhe Nothwendigfeit würde überall in 
ber Sache nur da begründet fein, wo es fich zugleih um 
die Ausübung eines Theiles der Staatdgewalt Handelt, 
welche nur in die Hand eines durch die öffentliche Autorität 
mit einem amtlichen Charakter ausgeftatteten Individuums 
gelegt werden Tann, Inwieweit im Uebrigen der Staat 
feine fonftigen Organe durch den Inhalt ihrer Beftallung 
als Beamte anerkennen, ihnen mit den Rechten auch die 
Pflihten ver Beamten beilegen will, muß, auch unter ber 
Herrihaft des R.-St&B.8, ven vom Staate zu treffenden, 
auf feine innere Organifation bezüglihen Beftimmungen 
überlaffen bleiben. Daß insbefonbere die Funktionen eines 
Kollekteurs der preußifchen Staats-Lotterie, wie fie fih aus 
ber Geſchäfts-Anweiſung ergeben, feine folchen find, bei 
welchen e8 fih um die Ausübung eines Theiles der Staats⸗ 
gewalt handelt, die Grundfäge des öffentlichen Rechts aljo 
nicht entgegenftehen, dieſelben durch einen lediglich privat« 
rechtlichen Vertrag in Privathände zu legen, bedarf ber 
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näheren Ausführung nicht. Wenn ed ich hiernach nur 
noch fragen Tann, inwieweit nach den in Preußen geltenden 
organischen Beftimmungen ben Lotterie⸗-Kollekteuren ein amt- 
licher Charakter beigelegt worden, ift jo muß dieſe Frage au 
den vom App.-Nichter zutreffend entwidelten Gründen ver- 
neint werden. Denn ſowohl nach $ 2 des ältern Yotterie- 
Edikts v. 20. Juni 1794 als nad 87 bes neueren Edikts 
vom 28. Mai 1810 ſind die durch den Druck bekannt zu 
machenden Pläne, Inſtruktionen für die Einnehmer und 
Publikanda die Geſetze, nach welchen die Rechte und 
Pflichten der General-Potterie-Direktion und der unter ihrer 
Antorität und von ıhr angenommenen Einnehmer beurtbeilt 
werben follen. Da nun aber der $4 der Geſchäfts-An— 
weifung für die Lotterie-Cinnehmer und Unter-Cinnehmer 
vom 1. Juli 1862 beftimmt: 

„Der Einnehmer fieht zur General Lotterie-Direltion lediglich 

im Verhältniß eines Bevollmädtigten. Er ift nit Staats— 

beamter”, 
fo ift es Har, daß in Preußen für bie Kollefteure ber 
Stants- Lotterie der amtliche Charakter nicht vindizirt 
werben kann. 

Antr. d. GStA.: gleicht. 132.—3,] 


Mitthäterſchaft. - Billigung. - Leiter eined Geſchäfts. - 
Proknriſt. 

Wenn der Leiter eines kaufmänniſchen Geſchäfts 
eine von einem Prokuriſten im Geſchäfte vorgenom— 
mene ſtrafbare Handlung [vorher] gebilligt hat, fo 
kann der Inſtanzrichter Darin eine maßgebende An- 
ordnung und ein pofitives Mitwirken zur Da 
Tung (Mitthäterfchaft) finden. 

StGB. $ 47 [n. 10a.]. 
Erf. (3.1) v. 8. Oftbr. 1875 e. Förfter (TIL I. Cr.). 
In der oben S. 161 näher bargefiellten Sache verurtbeilte auch 


bas neuerdings befaßte AG. die Gebrüder F. ale Mitthäter, weil fie 
als leitende Geſchäfteführer der betr. Fabrik ba8 Berfahren des Pro- 
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turiften Fr. gebilligt hätten, hierin aber eine maßgebende Aufforberung 
zu finden ſei. — NB. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Ein Rechtsirrthum ift Darin nicht zu finden, daß ber 
App.⸗Richter nicht mit Rüdficht auf die Stellung der An- 
geffagten als leitender Gefchäftsführer der Züllichauer Vereins⸗ 
Fabrik deren thatfächlich feftgejtellter, ausbrüdficher und 
bezw. ſtillſchweigender Billigung des F.'ſchen Verfahrens 
die Straft und Bedeutung einer maßgebenden Anordnung 
beigelegt und dieſe Anordnung felbft als ein pofitives Mit- 
wirten zu dem „in Verkehr bringen“ ver fälfchlich bezeich⸗ 
neten Tuchwaaren aufgefaßt hat. ’ 

Ant, d. GEN.: gleichl. [46.—8.] 


— — 


Arzneimittel. - Ueberlaſſen, entgeltlich? 


Das Ueberlaſſen eines Arzneimittels, deſſen 
Handel nicht freigegeben worden, an Andere iſt auch 
dann ſtrafbar, wenn es unentgeltlich geſchieht. 

StGB. $ 867 Nr. 3 [n. 27a]; 

Erl, (8.1, v. 8 Oltbr. 1875 co. Freitag (563 I. Cr.). 

Die Unterjcheivung, welche der Rekursrichter zwifchen 
entgeltlicher und unentgeltlicher Weberlaffung ber im 8 367 
Nr. 3 des StGB.'s bezeichneten Arzeneien an Andere macht, 
fann für gerechtfertigt nicht erachtet werden. “Diefelbe findet 
weder in den Worten, noch in Zwed und Abficht des Ge- 
feges eine Unterftügung. Der Wortlaut des 367 Nr. 3 1. c.: 

„Wer ohne polizeiliche Erlaubniß Gift oder Arzneien, foweit 

der Handel mir benfelben nicht freigegeben ift, zubereitet, feil« 

hält, vefauft ober fonft an Audere Hberläßt“, 
fpricht entjchieden für die Annahme, daß nicht nur ber 
Debit der vorbezeichneten Arzneien, fondern jede, — fei es 
käufliche, fei e8 nicht käufliche — Weberlaffung derſelben 
an Andere von einer polizeilichen Erlaubniß hat abhängig 
gemacht werden follen. Auch Zweck und Abficht des Geſetzes 
veben biejer Auffafjung das Wort. Das Verbot bed un- 
conceffionirten Ausgebens von Arzneien, deren Verkauf nur 
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den Apothekern geftattet iſt, deren Zubereitung und zweck⸗ 
mäßige Verwendung alſo kunſt- und fachverftändige Kennt⸗ 
niffe vorausſetzt, Joll dem Publikum polizeilichen Schug ge- 
währen gegen bie Folgen des Mißbrauchs mebizinifcher 
Subftanzen, deren zwedwidrige Verwendung das Leben und 
die Gefunpheit zu gefährden geeignet ift. Die Zufammen- 
ftellung der „dem Handel nicht freigegebenen Arzneien” mit 
„Siften” läßt hierüber feinen Zweifel. Auch die Entftehungs- 
gefchichte des 8 367 Nr. 3 1. o. bietet einen Anhalt dafür. 
Derfelbe ift nämlich hervorgegangen aus dem 8 345 Nr. 2 
des Pr. StGB.'s, welcher ſich unter den Uebertretungen 
„in Beziehung auf die perſönliche Sicherheit, Ehre und 
Freiheit” aufgeführt findet. Es liegt auf der Hand, daß 
der Zweck des Gefeges nur fehr unvollftändig erreicht werben 
würde, wenn bloß bie entgeltliche Weberlaffung von 
Giften und Arzneien der fraglichen Urt von einer polizei- 
lichen Erlaubniß abhängig gemacht fein follte. 

Antr. d. OStaA.: entgegen. [46.—6.] 


Lotterie. - Begriff. - Beranftaltung. 

Jedes Unternehmen, durch welches Jemand andern 
Perſonen gegen Zahlung eines bedungenen Preifes 
das Anrecht zufihert, je nah dem Ausfall einer 
Ausloofung entweder einen beflimmten Geldgewinn 
zw erlangen, oder den Einſatz ganz ober theilweiſe 
zurück zu verlieren, — iſt eine „Lotterie“ (Beiſpiel, 
Verheuerung eines Prämien-Anleihe-Looſes für eine 
einzelne Ziehung). 

Eine Lotterie iſt veranſtaltet, ſobald das Objekt 
derſelben bezeichnet und Anderen zum Erwerb zu- 
gänglih gemacht ifl. 

SIEB. $ 286 [n. 1. 5. 10]. 


Ert. (3.1) ». 8. Oltbr. 1875 e. Goldftein (628 I. Or.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. 183.—8.[ 
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Disziplin. - Nehtsanwalt. - Selbithandelu. - Bureau. 


Ein Rechtsanwalt fällt au dann der Disziplin 
anheim, wenn er die Abfaffung einer geſetzlich un- 
ftatthaften Befchwerde durch fein Kanzlei - Derfonal 
zugelaffen bat. 

AGO. IH, 7819-21. 
Ertl, (1. Civ.⸗Sen.) v. 8. Oltbr. 1875 e. Rechtsanw. R. (409 ID... 

Es waltet tarin fein Unterfchied, ob Angefchutdigter 
die gefeglich unftatthafte Befchwerbe felbft verfaßt, oder vie 
Abfaſſung durch fein Kanzlei-Berfonal zugelaffen Hat; 8 19 
bis 21 III, 7. ABO. legt dem Rechtsanwalt die Pflicht ob, 
ungefegliche Parteianträge von der Hand zu weiſen. Diefe 
Pflicht verlegt der Angefchuldigte, indem er auf indireftem 
Wege durch fein Bureauperfonal die Hülfe den A ’fchen | 
Eheleuten gewährte, welche er in feiner Eigenfchaft als 
Rechtsanwalt denfelben verjagen mußte, und es kann ihm 
um fo weniger zur Entfchuldigung gereichen, daß er bie 
Beſchwerdeſchrift einer Prüfung nicht unterzogen und nicht 
vollzogen habe, als es ihm nicht verborgen bleiben fonnte, 
daß die einmal von ihm feinem Bureau-Perſonal überlaffene 
Beſchwerde auch ohne feine Unterfchrift ihren weiteren un« 
gefeglihen Gang nehmen würde. 

Ant. d. GStA.: gleichl. [-9.| 





Woarenbezeihnung, falſche. - InsBerfehr-Bringen. 
Das Strafverbot des S 287 StGB.'s trifft 
nicht nur Denjenigen, welcher Waaren der gedachten Art 
zuerſt in den Verkehr bringt, fondern Jeden, welder 
die Waaren zum Gegenftande des Handelsverfehrs 
gemacht, d. h. zu Handelszwecken verwendet. 
StB. 5 287 [n. 13]. Bgl. RrOTr. 15. S. 85, und künftig R.-e. 


v. 30. Novbr. 1874 85 14—18. 26 (RGB. ©. 143); Inſtr. dazu 
v. 8. Febr. 1875 (IMBi. ©. 88). 


Ert. (3.1) v. 8. Oltbr. 1875 c. Spieh (661 I. Cr.) 
Der App.Richter hat die gefeßzeberifche Abficht des 
3 287 StGB.'s keineswegs unrichtig aufgefaßt, wenn er 


—— — 
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die Anwendbarkeit dieſer Strafporfehrift nicht auf denjenigen 
beichränft, welcher eine mit einer falfchen Firma ꝛc. bezeich« 
nete Waare zuerjt und unmittelbar nach ihrer Produktion 
oder Herjtellung in den Verkehr bringt. Denn al® ein „in 
Berkehr- Bringen" ber fälfchlich bezeichneten Waare im 
Sinne bed 8 287 cit. ift, wie in dem 3. I v. 13. Febr. 
1874 (RdOTr. 15. ©. 88) näher ausgeführt worden, jede 
Thätigkeit anzufehen, durch welche freie Waare zum Gegen⸗ 
Itande des Hanbelsverfehrs gemacht, d. h. zu Handelszwecken 
verwendet wird. 

Antt. d. GSA.: gleichl. [46.— 8.) 


Fragstellung. - Hauptihäter. - Theilnehmer. 


Ist eine Anklage gegen den Einen als Haupt- 
thäter und gegen einen Zweiten als Anstifter 
oder Gehülfen jenes erhoben worden, so muss 
über jede derselben ein Geschwornenspruch her- 
beigeführt werden. Es ist daher nicht statthaft, 
die die Anstiftung etc. betreffende Frage nur 
eventuell für den Fall zu stellen, wo der Haupt- 
thäter schuldig befunden würde. 

StPO. $ 315. 

Ert. B. 1) v. 13. Oltbr. 1875 0. Hentel (802 1. Cr.) 

Die Eheleute H. waren gleichzeitig unter ber Anllage des betr. 
Banlerntts, an welchem fih der Ehemann als Hauptthäter, die Frau 
als Gehulfin beiheiligt haben follte, vor ten Schw.GH. geflelt. Die 
in Betreff der Iegteren den Geſchworenen vorgelegte Frage wurde nur 
eventuell für ben Fall geftellt, wo die den Ehemann betreffende Hanpt- 
frage bejaht werden würde. Da diefe verneint wurde, fo unterblich 
die Beantwortung jener, und der GH. Iprad beide Angeklagte frei. - - 
Diefes Erlenntniß if vom OTr. in Betreff der Ehefrau veruidtet 
worden. Gründe: 

Da die Frage 3 nur für den Fall der Bejahung der 
Frage 1 an die Geſchworenen gerichtet, Die Tettere aber 
von den Gefchworenen verneint worben ift, jo hat eine 
Beantwortung der die Beibülfe der mitangeflagten Ehefrau H. 
zu dem ten Gegenftand ter Zrage 1 biltenten Berbrechen 
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ihres Ehemannes begreifenden Trage Seitens ber Geſchwo⸗ 
renen nicht ftattgefunden. Der Schw.-GH. war daher auch 
. nicht in der Lage, bie Ehefrau H. von der gegen fie er- 
hobenen Anklage freizufprechen und bat, indem er folches 
gleichwohl gethan, gegen bie Vorſchrift des 8 344 der 
StPO. veritoßen, wonach der Gerichtähof ein freifprechenbes 
Urtheil nur dann erlaffen kann, wenn ber Angeklagte von 
ven Gejchworenen für nicht ſchuldig erklärt worden ift. 
Die angefochtene Entfeheidung führt zwar aus, daß durch 
die Verneinung der erften Trage ein wefentlicher Beftanb- 
theil des ter Ehefrau H. zur Laft gelegten Verbrechens 
als nicht feftgeftellt anzufehen ift, und bie gleiche Erwägung 
lag fhon dem den Antrag des Kronanwalts, bie Frage 3 
nicht blos eventuell, fondern prinzipaliter zu ftellen, ab⸗ 
lehnenden Gerichtöbefchluffe zu Grunde. Hierbei ift aber 
überfehen, daß die Frage 1 ausſchließlich das Schuldig oder 
Nichtfchuldig des Ehemannes in Beziehung auf ben ihm 
zur Laft gelegten betrüglichen Bankerutt zum Gegenftanbe 
hatte und daß in gleicher Weife auch ber mitangellagten 
Ehefrau gegenüber nah $ 317 der StPO. die ihr m 
Laft gelegte That zum Gegenftande einer Hanptfrage zum 
machen gewefen wäre. Die Berneinung der Frage 1 konnte 
bie Stellung der Frage 3 ſchon um beswillen nicht abfälfig 
machen, weil felbft die hieraus etwa in Betreff der Schult- 
frage der Ehefrau in Beziehung auf die ihr zur Laſt gelegte 
Beihülfe fich ergebende logiſche Schlußfolgerung in Hinblid 
auf den 8 344 StPO. nur von ben Gefchworenen und 
nicht mit Webergehung verfelben vom Gerichtshof gezogen 
werben konnte, und überdieß läßt fich nicht einmal zugeben, 
baß es fich hierbei um eine logiſche Folgerung handle, ba 
die Frage 1 ausfchließli der Schulpfrage in Beziehung 
auf die Zurechnungsfähigkeit und Strafbarleit des (Che- 
mannes gilt, während e8 nicht undenkbar ift, daß nach ber 
befonderen Geftaltung der Umſtände zwar ter Thäter für 
nicht ftraflos befunden werden Tonnte, gleichwohl aber in 
Beziehung auf den Gehülfen das Schuldig ausgefprochen 
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wäre. Der Gerichtshof mußte daher unter allen Umftänben 
jede berartige Erwägung und Schlußfolgerung den Geſchwo⸗ 
renen überlaffen, und Hat, indem er ed ablehnte, dem ent- 
fprechend bie Frageftellung an die Geſchworenen einzurichten, 
und jener auf das Schuldig oder Nichtfchuldig ber Ehefrau H. 
bezüglichen Erwägung fich felbft unterzog, insbeſondere gegen 
die Vorjchriften der 88 317 und 344 ver StPO. verftoßen 
und dadurch wefentliche Grundſätze des fchwurgerichtlichen 
Berfahrens verlett. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [49.—6.] 


Strafantrag. - Bollmadıt, vermuthete. 

Zur Stellung eined Strafantrags für einen An- 
dern, genügt eine „vermuthete Vollmacht“ im Sinne 
der SH 119ff. I, 13 ALR., zumal, wenn der Ver— 
legte diefen Antrag, wenn auch erft nach Ablauf der 
Frift, genehmigt hat. 

StGB. 8 65 In. 3]. 


Erl. (3.1) v. 13. Oltbt. 1875 c. Kabloff (648 I. Cr.). 
Antrag d. EStA.: gleichl. 140.—6.] 


Privatklage. - Rechtsanwalt. - Vollmacht. - Nachbringen. 


Ist eine Privatklage von einem nichtbevoll- 
mächtigten Rechtsanwalt verfasst und eingereicht, 
so ist die Einleitung der Klage zur Zeit abzu- 
lehnen. Nachbringung der Vollmacht (vor dem 
Verhandlungstermine) kann den Mangel nichtheilen. 

StPO. $ 495. 503. 205 Nr. 4. 206. 208. 209. 210. 367. 
Erf. (8. 1.) v. 13. Oltbr. 1875 Zimmermann c. Rampe (936 I. Cr.). 

Es ift zwar den vorigen Gerichten darin beizutreten, 
daß ber von einem nicht bevollmächtigten Rechtsanwalte ver 
faßten und eingereichten Privatflage feine Folge gegeben 
werben könne; dieſer Mangel durfte aber nur dahin führen, 
die Einleitung der Klage zur Zeit abzulehnen, und der an- 
gefochtene Beſchluß gereicht daher ſchon aus dem Grunde 
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sur Beſchwerde, weil berfelbe bie Berufung gegen bie bie 
Einleitung ber Klage unbejhränft und namentlich zugleich 
ans tem Grunde des Ablanfes der breimonatlichen Antrags 
friit verfagende Verfügung des Amtsgerichts zurückweiſt. 
Unbegründet aber iſt die erhobene NB. infoweit fie aus⸗ 
zuführen fucht, daß das Gericht troß mangelnder Vollmacht 
die Klage einzuleiten gehabt habe, indem vie Vollmacht noch 
bis zum DVerbandlungstermine hätte nachgebracht werben 
bürfen. Denn der $ 503 der N. StPO. verweilt in Bezug 
auf die Zuläffigfeit einer Vertretung bed Privatklägers auf 
die für die Vertretung des Befchuldigten geltenden Bor: 
Iehriften, welche, infoweit es fich um bie deshalbigen Regeln 
handelt, im 11, Titel der N. StPO. zufammengeftellt find. 
Hierbei befagt insbeſondere der 8 215, daß der erwählte 
Vertheidiger, fo oft er ftatt des Beſchuldigten handelnd 
auftritt, fih durch eine Vollmacht ausweifen müffe, und 
nur der Fall des 8 205 Nr. 4 wird hiervon ausgenommen. 
Daß man unter diefem Auftreten eines Vertheidigers nicht 
blos, wie die Bejchwerbe vermeint, das perfönliche Auftreten 
in der Hauptverhandlung zu verftehen habe, ſondern ein 
iedes Handeln des Vertreters für den Angeklagten, ergiebt 
ihon der Wortlaut des 8 215, in welchem ber zur Haupf- 
verbanblung erwählte Vertheidiger dem ohne dieſe Be 
ſchränkung erwählten gegenübergeftellt wird; außerdem fpricht 
aber dafür auch der gefammte Anhalt des gedachten Titels 
und indbefondere der 88 206. 208. 209. 210 und 214, 
woraus erfichtlich ift, daß in Beziehung auf einen beftellten 
Vertheidiger im Gegenfage zu tem für bie Hauptverhand- 
lung gerichtsfeitig zugeordneten das Geſetz auch ſchon im 
Unterfuchungsverfahren ein handelndes Auftreten des Ber: 
treterd unterftellt. Auf die befondere Vorfchrift Des 8 367, 
wonach ber Vertheidiger bei Einlegung eines Nechtsmittels 
die Vollmacht auch nach Ablauf der Friſten beibringen 
fann, fteht fich nicht zu berufen; denn einmal ift dies eine 
fingulaire Vorſchrift, welche nur den Zwed bat, gegen ben 
Ablauf ber für die Einlegung der Rechtsmittel vorgefchriebenen 
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Friſten zu fehlen, und welche demnach nicht ohne Weiteres 
auf das Verfahren überhanpt ausgedehnt werben kann, und 
dann muß die Nachbringung erfolgen, bevor das Gericht 
über bie zn treffente Entſcheidung in Berathung getreten tft, 
an welcher Vorausfegung es vorliegend, wo die Vollmacht 
bei Ertheilung der Entfcheldung des erften Richters noch 
nicht nachgebracht war, ebenwohl gebricht. 

Antr. d. GSA.: gleihl. (49. —6.] 


Jagd. - Schlinge. - Diebſtahl. 

Die Aneignung eines in eine Schlinge gerathenen 
Wildes ift, je nachdem der Angeklagte oder ein 
Dritter die Schlinge gelegt hatte ıc., als Jagdfrevel 
oder als Diebftahl, in feinem Falle aber aus einem 
älteren Landes⸗Spezial-Geſetze zu beftrafen. 

StiGB. 8 292 [n. 11]. 

Ert. (8. 1.) v. 13. Oltbr. 1875. 0. Weiß (783 I. Cr.) 

Schon bei Einführung des Pr. StGB.'s mittels der Von. 
v. 25. Juni 1867 traten nach Art. V außer Kraft alle Straf: 
beftimmungen, vie Materien betrafen, aufwelche fich die neu ein- 
geführten Strafgefege bezogen, und blieben in Straft bie 
auf bie Jagd⸗Polizei bezüglihen Strafbeitimmungen nur in 
foweit, als hierüber dieſe Verordnung feine Anorbnungen 
traf. Bon einer ferneren Anwendung der Strafbeitim- 
mungen bes Großberzoglich Heffifchen Jagdftrafgeſetzes v. 
19, Zuli 1858 konnte daher fortan nur noch infofern bie 
Rede fein, als es fich um bie Mebertretung einer auf die 
Jagdpolizei bezüglichen Strafbeftimmung handeln würde, 
auf weldhe das Pr. StGB. feine Anwendung zu leiden 
hätte, wobei e8 fi) von felbit verfteht, daß die Frage ber 
Anwenpbarfeit des legteren nur unter zu Grunde⸗Legung 
der in biefem Geſetzbuche in Beziehung auf die thatbeftant- 
lichen Merkmale ver unter Strafe geftellten Bergehungen 
"getroffenen Beitimmungen Beantwortung finden Tann. 

Gleiches gilt bei der Anwendung des dermalen maaf- 
gebenten R-StGB.’8, In Beziehung auf weiches das Cin- 
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führungsgejeg im 8 2 wefentlich die Vorſchrift des Art. VI 
ver Bon. v. 25. Juni 1867 aufgenommen bat. Wendet 
man num auf ben vorliegenden [Fall das R.StGB. an, 
fo ergiebt fich bei zu Grunde⸗Legung der thatfächlichen Feſt⸗ 
ftellung der Inſtanzrichter: „daß der Angellagte einen Hajen, 
ber fich in einer Schlinge gefangen hatte, unbefugt fich zu— 
geeignet habe” unter allen Umftänden die Anwenbbarfeit ber 
88 292 beziehungsweife 293 oder 242 R.-StGD.!8 je nad 
ber weiter erforverlichen Feitftellung, ob etwa der Angeklagte 
oder der SYagbberechtigte oder ein britter Unberechtigter 
die Schlinge gelegt hat. — War die Schlinge vom Ange- 
klagten felbft gelegt, worüber fich der zweite Richter nicht 
unmittelbar ausgefprochen hat, während ber erfte Richter 
ſolches nur als nicht erwiefen bezeichnet, bann würden un⸗ 
zweifelhaft die SS 292 und 293 zur Anwendung gebracht 
werden müflen; war aber die Schlinge von einem Dritten 
gelegt, dann würde gemeiner Diebftahl vorliegen, wenn ſich 
folchergejftalt, fei e& für den Frevler, fei ed für den Jagd⸗ 
berechtigten, der Eigenthbumserwerb durch Decupation vollzog, 
für den Fall der Verneinung dieſes Ermwerbes aber jedenfalls 
unbefugte Jagdausübung nach 8 292 R.StGB.'s, da für 
die “Interpretation diefer Gefegesbeftimmung, wie ſchon er- 
wähnt, nicht die im Großherzoglich Heſſiſchen Jagdſtrafgeſetz 
aufgeftellten unterjcheivenden Begriffsmerfmale maaßgebend 
ericheinen, fondern der im Sinne bes R⸗StGB.'s mit ber 
unberechtigten Jagdausübung nach 8 292 fich verfnüpfende, 
viel weiter gehende und bie in Artifel 23 des Großherzoglich 
Heffiihen Jagdſtrafgeſetzes den Jagdfreveln des Artifels 14 
als bloße Jagdpolizei⸗Uebertretungen gegenüber geftellten 
Jagdausübungsfälle jedenfalls mitumfaſſende Begriff durch 
Schlagen muß. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [49.—6.] 


— — —— — 


Redakteur. 2 Angabe der Quelle. 


Der Redakteur, welcher einen Artikel ſtrafbaren 
Inhalts verbreitet, wird dadurch nicht firaflos, daß 
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er bei der Aufnahme des Artifels das Blatt be- 
zeichnet hat, aus welchem verfelbe entlehnt worden ift. 
R.⸗Preßgeſ. v. 7. Mat 1874 88 21. 


Ert, (3.1) v. 13. Oltbr. 1875 e. Meben (836 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleicht. [49.—6.] 


Gewerbeitener. - Aktien⸗-Geſellſchaft. - Vorftaud. 


Jedes einzelne Vorſtandsmitglied einer Aftien- 
Geſellſchaft ift für die unterlaffene Anmeldung eines 
Gewerbsbetriebs der Geſellſchaft haftbar. 

Gew. St.⸗Geſ. v. 30. Mai 1820 539; Vgl. RoOXr. 15. ©. 434. 843. 


Erf. (3.1) v. 13. Oltbr. 1875 c. Seydler (801 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 


Diebftahl ꝛc. - Koft oder Lohn. — Handwerksgeſelle. 

Die Brage, ob ein Hanpwerfsgefelle, ald Haus- 
genofje des Meifters, „fih in Koft und Lohn des 
leßteren befinde”, ift nicht in diefer Allgemeinheit, 
fondern nur nah Maßgabe der Umftände des Einzel- 
falles (z. B., ob er auf Stüdlohn arbeitet) zu löſen. 

StGB. $ 247 In. 7. 8]. 

Erl. (8.1) v. 13. Oltbr. 1875 0. Spieß (675 1. Cr.). 

Wenn das Könige. OTr. in früheren Entſcheidungen 
wieberholt den Grundſatz ausgefprochen hat, daß der 8 247 
eit. in den Worten: 

Sole Berfonen, in deren Lohn oder Koft er fi befindet“ 
anf ein Lohnverhältnig hinweiſe, welches der Stellung ber 
Dienftboten zur Dienftherrfchaft nahe komme, fo ift bamit 
nicht angedeutet, daß das rechtliche Verhältniß des Thäters 
zum Beſchädigten ſich mit der rechtlichen Stellung bes 
Dienftboten zur Herrfchaft völlig decken müffe, und eine 
thatfächliche Prüfung des konkreten Verhältniſſes unzuläffig 
ſei. Im Gegenthetl ift diefe konkrete Prüfung des faktiſch 
beftehenden DVerhältnifjes geboten und die Ausführung bes 
Imploranten: baß bie faktifchen Verhältniſſe überhaupt nicht 
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maßgebend jeien, daß an der Hand des Geſetzes geprüft 
werden müffe, ob auf das in Frage ftehende Verhältnig 
alle Voransfegungen des Dienftboten» Verhältnifjes An» 
wenbung finden, ericheint unhaltbar. Demnad ift bie in 
der NB. angeftellte Unterfuhung über die Verſchiedenheiten 
ber rechtlichen Stellung eines Gefellen und eines Dienft- 
boten ohne Bedeutung; am wenigften aber bürfte biefe 
Unterfuhung, wie es in der Beſchwerde gefcheben  ift, 
überwiegend auf die Beitimmungen des Pr. ALR.'s ge 
gründet werben, ba bie Beftimmungen des Landrechts feinen 
Anhalt geben, um reich&gefeglihe Normen zu interpretiren. 
Ein rechtliches Hinderniß, die Stellung eined Handwerks⸗ 
gejellen ala ein Lohnverhältniß im Sinne des $ 247 Straf- 
geſetzbuchs aufzufaffen, iſt in den Reichögefegen nicht gegeben; 
vielmehr ift in der Neich8-Gewerbe-Orbnung die Vergütung 
der Gefellen als „Lohn” bezeichnet (88 112 Nr. 4 und 152 
ber Gewerbe-Orbnung vom 21. Juni 1869). Ebenfowenig 
ift aber eine rechtliche Nothwenpigfeit vorhanden, dad Ver⸗ 
hältniß des Handwerfögefellen zu feinem Meifter ſtets ale 
unter den 8 247 cit. fallend aufzufaffen. Denn ber $ 247 
ift nicht auf Jeden anmwentbar, der eine als „Lohn“ zu 
bezeichnende Vergütung für feine Leiftungen bezieht, ſondern 
nur auf Diejenigen, welche in Lohn oder Koft bed Be- 
ſchädigten fich befinben; er ift daher beifpielgweije aus: 
gefchloffen, wenn eine dauernde Verbindung, eine Häusliche 
Gemeinfchaft nicht befteht, wenn ber zu zahlende Lohn fich 
als ein Stüdlohn darſtellt. Es ergiebt fich daraus, daß 
grade die in der NB. abgewiefene konkrete Prüfung ber 
thatfächlichen Verhältnifje Über die Anwendung oder Aus- 
fchließung des 8 247 entjcheidet. Dies vorausgeſetzt, iſt bie 
in der Beſchwerde behauptete Verlegung des 8 247 cit., 
obwohl den Ausführungen des Imploranten nicht beigetreten 
werben kann, als vorhanden anzuerkennen. Auf Grund 
der Ausfagen des Damnififaten, „daß ber Angeflagte im 
Auguft 1874 bei ihm in Lohn und Brot geflanden 
habe”, — hat ter erjte Richter ohne nähere Erörterung 


657 (15. Otibr. 1876.] 


ber konkreten Verhältniffe angenommen, daß Angeklagter 
ih bei tem Beſchädigten „mindeftens im Lohn befunden 
habe“. Schon diefe Annahne, welche nicht in die Form 
einer thatfächlihen Feſtſtellung gebracht ift, läßt nicht 
erfennen, ob die oben bargelegte Bedeutung des 8 247 
richtig anfgefaßt if. Der App -Nichter aber hat generell 
angenommen, daß die Gefellen als Hausgenoffen des Meijters 
anzufehen feien und das Verhältniß bes Gefellen zum 
Meifter annähernd das des Dienftboten zur Herrſchaft fei. 
Diefer allgemeine Sat, nach welchem Auf jeden Handwerks⸗ 
gejellen ohne nähere Prüfung feiner Stellung zum Meifter 
der 8 247 Anwendung finden müßte, it rechtsirrthümlich 


und das angefochtene Urtel unterliegt Daher der Vernichtung. 
Antr. d. GSM. : gleichl. - 140.—6.) 


Appellation. - Befafiung. - Relative Rechtskraft. 


Durh die Appellation wird der App.-Richter 
mit der ganzen Sache befaßt, ſowohl in thatfächlicher 
als in rechtlicher Beziehung. Hat daher der Staats— 
anwalt appellirt, fo kann von einer zu Gunſten des 
Angeklagten eingetretenen relativen Rechtskraft in 
Betreff folcher Punkte, welche nicht zum Gegenftande 
einer befonderen Beſchwerde gemacht waren, Feine 
Rede fei. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 Abſchn. IV [S. 450 n. 3]. 
Ert. (8.1) v. 15. Oltbr. 1875 co. Altenburg (845 1. Cr.). 

Antrag d. ESM.: gleichl. 146.-6.) 

Urkundenfülſchung. - Richtigkeit des Inhalts. 

Zum Thatbeſtande der Urkundenfälſchung genügt 
die rechtswidrige fälſchliche Anfertigung, ſollte auch 
das darin Bekundete dem wahren Sachverhalte ent⸗ 
ſprechen. 





StGB. 8 267 [n. 214. 
Erf, (3.1) v. 15. Oftbr. 1875 e. Bormeifter (863 I. Cr.). 


. B war gefläubig in einem Rechtsſtreite eine angeblid von dem 
Unternehmer U. Sch. unterzeichnete, in Wahrheit aber von ihm (B.) 
Rechtſprech. d. R.D.-Tr ıc. XVI. 
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ſelbſt angefertigte Schrift geltend gemacht zu haben, durch welde 
fih A. Sc. für den Ball gewifjer Eventualitäten zur Zahlung einer 
Konventionalftrafe verpflichtete, — er behauptete aber gleichzeitig, daß 
A. Sch. ihm wirklich einen ganz gleichlautenden Schein ausgeftellt, 
und daß er flatt befielben nur deshalb den felbfigeichriebenen vorgelegt 
babe, weil er ben erſtern nicht babe auffinden können. Aus 5 267 
StGB.'s verurtheilt, rügte er Geſetzesverletzung und Beſchränkung 
der Bertheibigung, weil das AG. den Über die Zufa-Behauptungen 
erbotenen Beweis als unerheblich abgelehnt habe. 
Zurückweiſung. Grlünbe: 

Der im 8 267° ded StGB..'s feftgeftellte Begriff ber 
Urkundenfälfchung iſt von den Vorberrichtern nicht verfannt 
worden, da zum Xhatbeftande ber Urkundenfälſchung nicht, 
wie der Befchwerbeführer mit Unrecht ausführt, zu erfordern 
it, baß das angeführte Dokument das richtige Sachverhältniß 
entftelle, vielmehr der Thatbeſtand der Urfunvenfälfchung 
auch dann vorliegt, wenn der Hergang felbft ver Wahrheit 
gemäß in der Urkunde niedergelegt wird, die Anfertigung 
der Urkunde aber rechtswidriger und fäljchlicher Weife von 
dem bazıı nicht Berechtigten gejchieht, um fich folchergeftalt 
ein falſches Beweismittel zu verjchaffen. 

Antr. d. ES: gleichl. [49.—6.] 





1. Geihworener. - Entlaffungsgefud). - Angellagter. 
2. Berlejung. - Frühere Ausſagen des Angeklagten. 

1. Die Ablehnung des Gefuchs eines Geſchwo— 
venen um Beurlaubung Tann vom Angeklagten nie 
als Nichtigkeits-Grund geltend gemacht werden. 

Son. v. 3. Jan. 1849 $ 72 [n. 8]. Bol. RdOTr. 4. ©, 437; 13. 
S. 349. 

2. Der Borfigende Fann die vom Angeklagten 
in der VBorunterfuhung zu Protokoll gegebenen Er⸗ 
Hörungen ohne einen dieſes anordnenden Gerichts: 
beſchluß verlefen laſſen. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 8 35 [n. 9). 


Erf. (3. 1) v. 15. Oftbr. 1875 ce. Görde (934 T. Cr.). 
Antr. d. ESA.: gleichl. [46.—6.] 
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Meineid, - Fragſtellung. - Eidesnorm. 


In Ermangelung befonderer im Laufe des Ver⸗ 
fahrens vorgefommener Umſtände, welde die Auf- 
nahme der befchworenen Eidesnorm in die einen 
Meineid betreffende ſchwurgerichtliche Frage nöthig 
machen, ift diefe Eidesnorm nicht ein wefentliches Er- 
fordernig im Sinne des 

Geſ. v. 3.Mai 1852 Art. 81 [n. 18]; St@®. $ 153 [n. 20]. 


Ertl, (3.1) v. 15. Oltbr. 1875 c. Nitolaud (810 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [20.—6.) 


— 





Stempel, - Dispofitionsidein. 


Ein „Dispofitionsfchein” unterliegt derfelben 
Stempelfteuer wie eine „Schuloverfchreibung” nad 
der nicht aufgehobenen 

AKO. v. 4. Septbr. 1823. 

Erf. (8.1) v. 15. Oltbr. 1875 c. Schnitzer (635 I. Cr.). 

Das inkriminirte Schriftſtück charakterifirt ſich als ein 
nach der AKO. v. 4. Septbr. 1823 (GS. ©. 163) der 
tarifmäßigen Stempeljteuer für „Schulpverjchreibungen" 
unterliegender „Dispoſitionsſchein eines Kaufmanns”. 
Die fortdauernde Giltigleit der gedachten AKD. kann feinem 
Bedenken unterliegen. Denn der $ 25 bes Wechfelftenipel- 
gefeßes v. 10. Juni 1869 erklärt nur die in den Staaten 
bes Norbbeutfchen Bundes beitehenden Stempelabgaben von 
Wechſeln, Anweifungen und diefen gleichgeftellten 
Papieren ($ 24) für aufgehoben. Das Gefek v. 26. Mai 
1852 (GS. ©. 299), betreffend die Beftenerung der trodenen 
Wechſel, Anweifungen und anderer Taufmännifcher Papiere, 
aber handelt nur von eigenen Wechjeln, Promefjen, Hanbels- 
Billets und kaufmänniſchen Anweifungen, welche mit ben 
fogenannten „Dispofitionsfcheinen" nicht zu identifiziren 
find, wie insbefondere daraus hervorgeht, daß bie Beſtim⸗ 
mung der AKO. vom 4. Septbr. 1823 in den durch die 
Bon. v. 19. Yuli 1867 (SS. ©. 1191 seqgq.) eingeführten 
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‚Stempeltarif für bie neu erworbenen Yanbestheile unter 


Bof. 17 mit übernommen worben ift. 
Antr. d. EStA.: gleidhl. | [46.—6.] 


Maiſchſteuer-Kontravention. - Maifhgefäß. - Einziehung. 
Im Falle einer Maifchfleuer-Rontravention iſt 
im Streafurtheile die Einziehung der gebrauchten Gefäße 
mit Nothwendigkeit auszufprechen, follte auch zur 
Zeit die Indentität diefer Gefäße nicht feftftehen; die 
Ermittlung der letztern gehört der Vollſtreckung an. 
ARD. v. 10. Yan. 1824 Nr. 5. Bol. RrOTr. 3. ©. 211; 11. ©. 315. 
Erf. (8. 1.) v. 15. Oltbr. 1875 e. Schüler (846 I. Cr.). 
Rechtsirrthümlich hat der erfte Nichter die in Nr. 5 
der AKO. v. 10. Yan. 1824 obligatorifch vorgefchriebene 
Einziehung der bei ten feitgeftellten Contraventionen 
gegen das Meaifchiteuergefeg gebrauchten Maifchgefüße 
auszujprechen lediglich um beswillen abgelehnt, weil nicht 
unzweifelhaft fetftehe, in welchen Gefäßen die undeflarirten 
Cinmaifchungen erfolgt feien. Denn das Geſetz fchreibt 
nirgend® vor, daß die einzuziehenden Gegenftände im Er- 
fenntniffe individuell ganz beftimmt bezeichnet werben follen, 
e8 genügt vielmehr, diefelben ihrer Individualität nach fo 
genau zu bezeichnen, daß fie von anderen gleichartigen Gegen- 
ftänden unterfhhieben werben fönnen. Die fpeziellere Er- 
mittelung berjelben muß dem Strafvollfiredtungsverfahren 
vorbehalten bleiben. Daß die NB. den vom App.⸗Richter 
nicht beanjtandeten Ablehnungsgrund des erften Nichters 
nicht ausdrücklich als rechtsirrthümlich angefochten, fonbern 
nur das verlette Strafgefeß bezeichnet hat, Tann ihr nad 
Art. 111 Abf. 2 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 ihre rechtliche 
Wirkung nicht entziehen. 
Anır. d. GStA.: gleichl. [46.—6.] 


Amtsansübung, rehtmäßige. = Befhlaguahme. - Ber: 
handlung. 


Der Exekutor thut genug, wenn er bie über die 
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Beihlagnahme von Bermögensftüden zum Zwecke 
der Srefutionsvollfiredung aufzunehmende Verhand—⸗ 
lung unmittelbar nach Beendigung der Befchlagnahme- 
Handlımg, 3. B. nad der Vebergabe der betr. Gegen- 
fände an den Ortsvorſtand, anfertigt. So lange 
diefer Zeitpunkt noch nicht eingetreten ift, Tann der 
Rattgehabten Befchlagnahme = Handlung aus dem 
Stunde, weil e8 zur Zeit an der vorfehriftsmäßigen 
„Verhandlung“ fehle, wever der Charakter einer 
„rechtmäßigen Ausübung des Amtes” 
noch der einer 
„Verſtrickung“ („Befchlagnahme”) 
verfagt worden. 
StGB. 8 113 [n. 15]; 137 [n. 2. 6). 

Erf. (8. IL) v. 16. Oltbr. 1875 c. Gorzel (883 II. Cr.) 

G. hatte dem Erelutor, welder bei ihm eine Beichlagnahme vor- 
genommen, Widerſtand geleiftet, und demnächſt die gepfändeten Sachen, 
auf dem Wege zum Ortsvorſtande, welchem fie zur Aufbewahrung über⸗ 
geben werben follten, wieber entriſſen. Gleichwohl fprach das AG. von 
der aus ben 88 113. 137 StGB.'s erhobenen Anklage frei, weil der 
Erekutor, der Vorſchrift bes $ 18 ber Bon. v. 30. Juli 1853 (GS. 
S. 909) entgegen, es unterlaffen, eine Berbanblung Über ben Hergang 
aufzunehmen, fih ſonach nicht in ber rechtmäßigen Ausübung feines 
Amtes befunden habe, fowie dann auch eine legale „Beſchlaguahme“ 
nicht vorliege, 

Bernichtung. Gründe: 


[1.] Nach 8 17 ver Bon. v. 30. Juli 1853 können bie 
abgepfändeten Gegenftänve bis zu deren Verfteigerung dem 
Schuldner gegen das Verſprechen für die Aufbewahrung 
zu forgen, belaffen werben. Bei Unzuverläffigteit des 
Schuldners find fie einem zahlungsfähigen Gemeindemitgliede 
oder dem Ortsvorſtande zur Aufbewahrung zu übergeben. 
Am vorliegenden Falle hat der Erefutor der letztgedachten 
Vorſchrift entfprechend gehandelt und den abgepfändeten 
Pelz daher mit fich genommen. Danach lag ed in ber 
Natur der Sache, daß der Erefutor die im 8 18 a. a. O. 
gebachte Verhandlung, welche ben Hergang bei ber Pfän- 
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bung enthalten und alfo auch Über ben Verbleib ber abge 
pfändeten Sache Auskunft geben muß, erft aufnehmen konnte, 
nachdem er ben abgepfändeten Gegenitand dem Ortsvorftande 
nach Vorfchrift des 8 17a. a. D. zur Aufbewahrung über: 
geben hatte. Danach ift es num zuvörderſt nicht zweifelhaft, 
daß bie unterlaffene Aufnahme der Verhandlung, wenn 
biefelbe auch als eine wefentliche und bindende Form für 
bie Exekutionsvollſtreckung anzufehen ift, im vorliegenden 
Falle auf die Rechtmäßigkeit ver Umtöthätigleit des Exekutors, 
— welchem die Sache entrifjen wurde, bevor er fie an ben 
Ort der Aufbewahrung gebracht Hatte, — keinen Einfluß zu 
äußern geeignet war, und daß der Angeflagte, joweit feine 
Handlungsweife im Uebrigen unter die Borausfegungen bes 
8 113 des R⸗StGB.'s fiel, mithin dem Exekutor in ber 
rechtmäßigen Ausübung feines Amtes Widerftand geleiftet hat. 

[2.] Wenngleih im 8 18 a.a.D. über ben Hergang 
bei der Pfändung eine Verhandlung aufgenommen werben 
muß, fo ftellt fich jedoch der Alt der Pfändung wiederum 
wenigftens in einem Falle, in welchem berfelbe der Aufnahme 
der Verhandlung nothiwendig vorausgehen mußte, unzweifel- 
haft al8 eine von dem berufenen Beamten mit obrigkeitlicher 
Auctorifation vorgenommene Berjtridung der Sache und fo 
nach als eine Bejchlagnahme bar, wie fie $ 137 des R.- 
StGB.'s im Auge hat. Einer vom Gefeß gebotenen, in 
legaler Weife vorgenommenen Handlung, welche alle Kriterien 
ber Beichlagnahme trägt, ann nicht um deshalb der Charalter 
einer jolchen abgefprochen werben, weil das Geſetz zur 
weiteren Sicherung der Legalität bes Exelutionsverfahrens 
noch bie Aufnahme einer Verhandlung über ben Hergang 
bei der Pfändung vorgeſchrieben bat. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [37.—8.] 


Geridtöftend. - Relative Rechiskraft. 


Hat der erfte Richter wegen einfachen Vergehens 
beftraft, indem er die in Frage gekommenen erſchwe⸗ 
renden Umflände als unerwiefen befeltigte, fo kann 


| 
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es auf die nur vom Angellagten ergriffene Berufung 
in zweiter Inftanz nicht mehr zur Erörterung gezogen 
werden, ob nicht, — mit Nüdfiht auf jene erſchwe— 
renden Umflände — die That der fchwurgerichtlichen 
Zufländigfeit angehöre. 
Bon. v. 3. Jan. 1849 Abſchn. IV (S. 462 n. 62]. Bol. RrO%r, 15. 
©. 185. 

Ertl. (3.11) v. 16. Oltbr 1875 0. Jeſchle (879 IL, Cr.) 

Die bier formirte auf die Inkompetenz der Gerichts- 
Abtheilung zur Entſcheidung über die vorliegende Sache 
geſtützte Befchwerbe findet ihre Erledigung dadurch, daß bie 
Angeflagten wegen ber ihnen zur Laft gelegten Thathand- 
lungen nur des einfachen Diebftahls reſp. Theilnahme an 
einem folchen aus 8 242 und 49 bed StGB.'s angeklagt 
waren, daß der mit einer Sache befaßte Richter auch zur 
felbitftändigen Prüfung feiner Competenz nach Maßgabe ber 
Anklage und dem Ergebnik der Verhandlungen berufen ift, 
daß vorliegend die mit dem einfachen Diebftaht befahte 
Gerichtsabtheilung die ans der Verhandlung der Sache 
bervorgetretenen thatfächlihen Momente, welche das Be- 
benfen anregen fonnten, ob die Strafthat nicht al8 Raub 
zu betrachten fei, nach diefer Seite hin ihrer Erörterung 
unterzogen aber angenommen hat, es liege ein Raub deshalb 
nicht vor, weil e8 an einem hinreichenden Anhalte dafür 
fehle, daß die an dem Beftoblenen verübte Mißhandlung 
gejhehen war, um die Wegnahme des Kaſtens zu ermög- 
lichen, in welchem das Objekt des Diebjtahls fich befunden 
bat. Dadurch war dasjenige thatfächliche Moment, welches 
den Diebftahl zu einem Ranbe qualifizirt haben würbe, be- 
jeitigt, und zwar endgültig, da bie von den Angeflagten 
allein eingelegte Berufung nicht die Folge Haben Tonnte, 
baß jener erfchwerende Umftand als noch in lite befinblich 
angefehen wurde. War aber die That, über die hiernach 
der App.-Nichter zu urtheilen hatte, ein einfacher Diebftahl, 
fo konnte von einer Unzuftändigfeit veffelben nicht bie 
Rede fein. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 27, ' 
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Jagd. - Diebſtahl. - Hirſchgeweih. 

Das abgeworfene Geweih eines Hirfches ift 
herrenlos; die Aneignung eines ſolchen ift daher 
weder als Jagdfrevel noch als Diebflahl anzufehen. 

StGEB. 5292 [n 9); Bgl. oben S. 455. 
Erl. (8. 11.) v. 19. Oltbr. 1875 e. Groffer (957 I. Cr.). 

Ein von dem Wilde abgeworfenes oder abgejtoßenes 
Geweih iſt weder dem Sagbrecht defjen, in beffen Revier 
daſſelbe zufällig abgeworfen worden ift, nach dem Begriff 
diefes Nechts, wie er im ALR. IL, 16 8 30fg. aufgeftellt 
ift, unterworfen, noch befteht für den Befiger over Eigen⸗ 
thiimer des Waldes ober des fonftigen Terrains, wo das 
Geweih abgeworfen worden ift, ein ausfchließliches Recht 
fih daffelbe anzueignen, da es zu den Wcceffionen bes 
Grund und Bodens, namentlich zu den An- und Zuwüchſen, 
zu den Nutzungen, oder Früchten ꝛc. felbftrebend nicht zu 
zählen ift, (aLR. I, 9 Abfchn. 6). Ein folches abgeworfenes 
Hirfchgeveih bilvet vielmehr eine befondere, für fich be 
ſtehende, Sache, (I. c. I, 2. 8 31) welche fo lange, als fie 
nicht von Jemandem occupirt ift, lediglich als eine herren- 
loſe im Sinne von 1. c. II, 16 8 7 betrachtet werben muß, 
welche, ba fich der Staat das Recht zum Beſitz nicht aus» 
drüdlich vorbehalten Hat, auch ohne deſſen Einwilligung von 
jeder Privatperjon berechtigter Weife in Befi genommen 
werben fann. Da nım in biefer Hinficht weder das ALH. 
noch die für Schlefien erlaſſene Jagdordnung v. 19. April 
1756 andere, von biefen Grunbfägen abweichende fpecielle 
Borfchriften enthält, jo kann im untergebenen Falle weder 
von einer fremben, d. H. im Befi ober Eigenthum eines 
Dritten befindlich gewejenen Sache, noch von einer wider⸗ 
rechtlichen Aneignung ber Hirfchftangen Seitens der An- 
gellagten die Rebe fein, und es fehlt mithin an ben weſent⸗ 
lichſten Requifiten einer ftrafbaren Unterfehlagung wie fie 
der 8 246 StGB.'s zu feiner Anwendung vorausſetzt. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [14.—8.] 
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Strafantrag. - Beleidigung. - Beamter. 


Iſt der Vorſtand einer Gerihts-Rommilfion in 
diefer feiner Eigenfchaft beleidigt worden, fo genügt 
es, wenn er den Strafantrag unter der Charaferis 
firung „Königliche Gerichts⸗Kommiſſion“ ftellt. 

StGB. 8 196. 65 [n. 5a.]. 


Ert. (3.11) v. 19. Oktbr. 1875 0. Molfe (963 II. Cr.). 
Antr d. GStA.: gleichl. (14.—8.] 


=— {0.0 -.{. 


Behörde. - Einzel-Beamter. - Kreisgerichts-Kommiſſion. 


„Behörde“ ift jedes Organ der Staatsregierung, 
welches berufen ift, unter öffentlicher Auctorität für 
die Herbeiführung der Zwecke des Staats nad) eigenem 
Ermeſſen thätig zu fein. 

Daß dafſelbe kollegialiſch zufammengefegt fei, 
wird nicht erfordert. 

In Preußen ift eine Kreisgerichts = —J ion 
eine Behörde. 

StGB. $ 114 [n.5]. 

Ert. (8. I.) v. 19. Oltbr. 1875 e. Rüge (705 IL. Cr.) 

Es unterliegt zuvörderſt Teinem Zweifel, daß nach 
allgemeinen Grundſätzen, von welchen auch ba8 StGB. nicht 
abgewichen ift, neben ven phufifchen Perfonen auch öffentlich" 
rechtliche mit ſtaatlich anerkannter Auctorität ausgejtattete 
Perfonen, insbefondere alfo Behörben Gegenjtand einer 
Beleidigung fein können, vgl. StGB. 8 196. Hierin wird 
durch den Umitand, daß das StGB. die Amtsbeleibigung 
als ein bejonveres Vergehen gegen bie öffentliche Ordnung 
nicht aufgenommen, fondern vie allgemeinen Strafbeftim- 
mungen über Beleidigungen auch im Falle der Beleidigung 
von Behörden und Beamten für ausreiihend erachtet Hat, 
nicht® geänbert. Der Thatbejtand des Vergehens der Be⸗ 
leibigung mobifizirt ſich, wenn die letztere einer Behörde 
zugefügt wird, nach dem Charakter einer folchen juriftifchen 
Perfäntichkeit nur infofern, als der ehrverlegende Angriff gegen 
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bie amtliche Thätigkeit der beleidigten Behörde gerichtet fein 
muß. Für den vorliegenden Fall bleibt alfo nur die Frage 
übrig: ob der KG.⸗Kommiſſion zu W., welche den Straf. 
antrag geitellt hat, der Charakter einer Behörde beimohnt 
und ob ſonach mittelft des gebachten Antrages ben Bor 
ſchriften des Gefeges genügt ift. Diele Frage ift won dem 
App. Richter rechtsirrthümlich aus dem Grunde verneint: 
weil „nur Follegialifch zufammengefegte Organe ber 
Staatsgewalt al8 Behörden zu erachten feien”. Behörden 
find alle Drgane ber Staatsregierung, welche berufen find, 
unter öffentlicher Auctorität für die Herbeiführung ber Zwecke 
des Staates nach eigenem Ermefjen thätig zujein. Für den 
Begriff einer Behörde tft alfo nicht fowohl deren Zufammen- 
ſetzung, als vielmehr der Charakter der berfelben won ber 
Staatsregierung zugewiejenen Xhätigfeit entſcheidend, und 
e8 erfcheint mithin einflußlos, ob dieſe Thätigkeit durch einen 
einzelnen mit berfelben betranten Beamten ober in ben 
durch Geſetz und Berfaffung vorgafchriebenen Formen von 
einer Mehrheit von Beamten geübt wird, wie benn 
auch, — abgejehen von dem engeren, eine fachliche Gleid- 
berechtigung der Mitglieder einer Behörde vorausſetzenden 
Begriffe der Kolfegialität, — die wichtigften behördlichen 
Funktionen vielfah von einzelftehenden Beamten geübt 
werben. Auch die Vorfchriften des StGB.'s gewähren 
für diejenige Unterſcheidung, welche der appellationsrichter- 
lichen Entſcheidung zu Grunde liegt, feinen Anhalt. Biel 
mehr ift aus dem Inhalte, namentlih der SS 277. 363 
a. a. O. erkennbar, daß e8 in Betreff der bafelbft erwähnten 
Behörden nah Sinn und Zwed der gebachten Vorſchriften 
nicht beabfichtigt ift, den XThatbeftand der vorgefehenen 
jtrafbaren Handlungen dahin zu befehränten, daß fie nur 
Tollegialifch zufammengefegten behördlichen Organen gegenüber 
begangen werben können. Es kann aber enblich auch nicht 
bezweifelt werben, daß Kreisgerichts-Kommiſſionen 
ben Charakter von Behörden tragen. Denn bie befiehenden 


Vorfchriften, — vgl. Vdn. v. 2. Jannar 1849, Geſchaͤfts⸗ 
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Regulativ für bie Gerichte erfter Inſtanz v. 18. Juli 1850 
5 20 ZMBL ©. 232f9. — laffen entnehmen, daß ben 
KG.'s⸗Kommiſſionen, wenngleich deren Vorfteher Mitglieder 
ber Tollegialifchen Kreisgerichte find, nichtöbeftoweniger ein 
umfangreicher Kreis Tamtlicher Tchätigleit angewiefen iſt, 
beren Selbitjtändigfeit ſowohl burch die Bejchaffenheit der 
in Rede kommenden Gefchäfte, als auch in 8 25 a. a. O. 
durch die Beilegung des Amtscharakters „Kgl. KG.'s⸗Kom⸗ 
miffion”, unter welchem bie von bverfelben zu erlaffenven 
Entſcheidungen und Verfügungen ergehen, gejeglich anerkannt 
worben ift. | 

Unter. d. GSM.: gleicht. [37.—8.] 


Zuftändigleit, örtliche. Ablehnung. - Forum. 
1. Eine dem Unterfuhungsrichter gegenüber münd- 
ih gemachte Aeußerung, welche nicht protofollirt, 
und deren Protokollirung nicht beantragt worden, ift 
zur Erhaltung der Einrede der örtlichen Unzufländig- 
feit nicht geeignet. 
Gef. v. 8. Mai 1852 Art. 5 [n. 1a.]. 


2. Das forum delicti commissi {ft bei dem- 
jenigen Gericht begründet, in deſſen Sprengel die 
Mipthat verübt iſt, nicht bei demjenigen, in deffen 
Sprengel diefelbe nad der [irrigen] Annahme der 
Anklage begangen fein follte. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 2 Nr. 1 [n. 2a.). 


3. Die dienftliche Correfpondenz eines Beamten, 
mit feiner vorgefegten Dienftbehörde, welche nicht 
leviglih den [augenblidlichen] innern Dienft zum 
Gegenſtande hat, kann ohne Rechtsirrthum als „Ur- 
kunde“ im Sinne des S 348 Abſ. 2 StGB.'s an- 
gefeben werden, wenn fie dazu beflimmt und in er- 
kennbarer Weife Dazu geeignet ift, als urkundliches 
Beweisftüd für die von der Regierung ausgegangenen 
Alte, z. B. für die von ihr befolgte Politik zu dienen, 
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Daß das Schriftſtück von Anfang an für dieſen 
Zweck, und dag es überhaupt zu einem Gebraude 
nach außen hin beflimmt gemefen fei, wird nicht 
erfordert. 

Inſoweit hierbei die Rechts-Erheblichfeit der zu 
erweifenden Thatſache in Frage fommt, genügt eg, 
wenn dieſe Erheblichfeit in Beziehung auf ein Ver— 
hältniß des öffentlichen Rechts obwaltet. 

Eine Urkunde kann einem Beamten amtlid an- 
vertraut und gleichzeitig zugänglich fein, Eins ſchließt 
das Andere nicht aus. 

StGB. 8 348 Abf. 2 [n. 13—15). 

Erf. (3. 1.) v. 20. Oltbr. 1875 co. dv. Arnim (919 1.Cr.). 

Der Angeklagte hat gegen das Erfenntnig bes Kol. 
Kammergerichts v. 24. Juni 1875 in gefeklicher Frift und 
Form bie Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt und gründet biefelbe 
auf die Behauptung der Verlegung einer wejentlihen Vor⸗ 
fchrift des Verfahrens und der Verlegung und unrichtigen 
Anwendung von Gefegen und Rechtögrundfägen. In beiden 
Richtungen jedoch kann die NB. nicht für begründet er- 
achtet werben. 

I. Der prozeſſualiſche Angriff beruht auf der Behaup⸗ 
tung, daß ber App.-Richter die gefeglichen Beltimmungen 
über die Kompetenz, insbefonbere den Art. 5 bed Geſ.'s v. 
3. Mai 1852, verlegt habe und demgemäß das angefochtene 
Erfenntniß nach Art. 108 Nr.2 a. a. D. an einer Nichtig- 
feit Teive. Zur Begründung biefes Angriffs ift ausgeführt: 
„ver App.⸗Richter habe den Angeklagten der Einrede ver 
Inkompetenz verluftig erklärt, weil derſelbe die Inkompetenz 
des Gerichts erſter Inſtanz, des Königlichen Stadtgerichts 
zu Berlin, nicht rechtzeitig gerügt habe; dieſe Annahme ſei 
nicht begründet. Der Angeklagte habe Beweis darüber an- 
getreten, daß er bei feiner am 4, Oftober 1874 erfolgten 
Verhaftung dem Unterfuchungsrichter ausdrücklich erklärt 
babe: er unterliege nicht der Kompetenz des Stabtgerichts 
zu Berlin. Dieſer Beweisantrag fei mit Unrecht abgelehnt 
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worden, ba das Geſetz eine befonbere Form, in welcher bie 
Rüge ber Inkompetenz zu erfolgen habe, nicht vorfchreibe, 
und auch eine mündliche Erflärung zur Erhaltung der Ein- 
rede genüge. Ferner babe ber Angeklagte bei feiner am 
5. Oftober 1874 erfolgten erften verantwortlichen Berneh- 
mung betaillirte Angaben über feine Wohnungsverhältniffe 
gemacht und bie Thatfache, daß er eine Wohnung bei feiner 
Schwiegermutter am Barifer Pla zu Berlin habe, pofitiv 
negirt; diefe Angaben könnten nicht — mit dem Appell.- 
Richter — als gleichgültige thatfächliche Bemerkungen an- 
gejehen werben, da fie gerade in Beziehung auf die Roms 
petenzfrage von Wichtigkeit ſeie. Wenn es nun nicht 
erforderlich fei, daß der technifche Ausdruck „ed werbe bie 
Einrede der Inkompetenz erhoben” gebraucht worden, viel- 
- mehr durch Interpretation feftgeftellt werben müffe, welchen 
Zweck der Angeklagte bei feiner protofollarifhen Erklärung 
über bie Wohnungsverhältniffe im Auge gehabt habe, fo fei 
in biefer Beziehung die Bemeiserhebung über bie am vor= 
bergehenden Tage mündlich abgegebene Erklärung, welche 
in der protofollirten Auslaffung ihre Vervollftändigung und 
Motivirimg gefunden habe, von größter Bedeutung”. 
Diefer Angriff ift indefjen aus boppeltem Grunde nicht 
für durchgreifend zu erachten: die behauptete Verlegung des 
Art. 5 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 liegt nicht vor und, 
wenn fie vorläge, würde gleichwohl der Einwand ber In⸗ 
fompetenz nicht zutreffen. Der Art. 5 des Gef.’s v. 3. Mai 
1852, welcher ven Fall der freiwilligen Prorogation des 
örtlichen Gerichtsftandes in Straffachen regelt, beftimmt 
Folgendes: 
Die Einrede der Inkompetenz, welche auf bie örtliche Be⸗ 
grenzung bed Gerichtsbezirks gegründet ift (Art. 2-4), muß 
bei Berluft berfelben von dem Beſchuldigten bei jeiner erſten 
Bernehmung über die Beſchuldigung und, falls bie Ber- 
nehmung erſt bei ber Hauptverhandlung erfolgt, vor bem 
Beginne bes Beweisverfahrens geltend gemacht werben. 
In der Borunterfuhung wird Darüber im Befchwerbewege 
definitiv entſchieden. Die Frift zur Einlegung ber Beſchwerde 
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ift die im $ 12 der Berorbuung befimmter Dafielbe gi, 
wenn bie Einrebe in der Hauptverhanblung vorgebradit und 
für gerechtfertigt erachtet wird. Wird fie verworfen, fo fan 
diefer Beſchluß nur zugleih mit ber Entfheibung in be 
Hauptſache angefochten werben. 

Bon Amtswegen Tann eine Inkompetenz⸗Erklärung bide 


Art Art. 2-4) nicht mehr ausgeſprochen werben, nachten 


fiber die Eröffnung der Unterfuhung Beſchluß gefaßt if. 

Den Borjchriften dieſes Geſetzes bezüglich der Erhaltung 
ber Einrede der örtlichen Inkompetenz hat der Angeklagte 
weder in der Verhandlung v. 4. Oftbr. 1874, noch in ber 
Berhantlung vom 5. Oftbr. 1874 genügt. Am 4. Okibr. 
1874 hat eine Vernehmung des Befchuldigten über tie Be- 
ſchuldigung nicht ftattgefunden, vielmehr ift die erfte Ver⸗ 
nehmung dieſer Art am 5. Oftbr. 1874 erfolg Wenn 
man nun auch dem Beſchuldigten die Berechtigung zugefteht, 
die Einrede zu antizipiren und biefelbe ſchon dem erften 
Alte des gerichtlichen Strafverfahreng — der am 4. Oktbr. 
vorgenommenen Verhaftung und Hausſuchung — entgegen- 
aufegen, fo ijt doch, wie der App.Richter mit Recht ausführt, 
eine dem Unterjuchungsrichter gegenüber münblich gethane 
Aeußerung, deren protofollarifhe Fixirung weder verlangt 
noch vorgenommen worden ift, zur Erhaltung ber Einrede 
nicht genügend. Denn eine foldhe Tann der Natur ber 
Sache nach dem Gericht, welches nach Art. 5 cit. zur Ent 
fcheidung über die Einrede berufen ift, nicht in authentifcher 
Form vorgelegt werden und es würde fonach bie Örundlage 
für den Befchluß des Gerichts und für die im alle ber 
Ablehnung der Einrede zur Erhaltung berjelben erforder 
liche Beſchwerde fehlen. 

In der That ſcheint auch in der NB. der behaupteten 
Erklärung vom 4. Oktober eine felbitftändige Bedentung 
für die Erhaltung der Einrede nicht beigemeſſen, vielmehr 
das Gewicht darauf gelegt zu fein, daß in ben Er⸗ 
Härungen ded Angeklagten zum Protofoll nom. 5. Oltober 
eine Wiederholung der Einrede zu finden jei und baß zur 
Interpretation dieſer Erklärungen ber Nachweis über ben 


| 
| 
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am vorhergehenden Tage erhobenen Proteft herangezogen 
werben müſſe. Doch auch biefer Ausführung kann nicht 
beigetreten werben. Zunächft hat ber Angeklagte felbft den 
Deweisantrag über bie Vorgänge vom 4. Oktbr. nicht in 
ber jett hervorgehobenen Richtung geftelit, vielmehr in der 
erften Juſtanz die Aeußerung nom 4. Oktbr. lediglich als 
eine felbftjtändige, die Einrede der Inkompetenz enthaltende 
Erflärung bdargeitellt, und in zweiter Inſtanz den Antrag 
ohne weitere Motivirung wiederholt. Wenn berfelbe daher, 
wie gejcheben, in der von dem Angellagten ſelbſt gewollten 
Richtung geprüft worden und in biefer Prüfung ein Nechts- 
irrthum nicht zu finden ift, fo kann in der Ablehnung des 
Antrags bie Verlegung einer wefentlihen Prozeßvorſchrift 
nicht gefunden werben und bie erjt in gegenwärtiger Inſtanz 
behauptete anderweitige Tendenz bed Antrages muß außer 
Betracht bleiben. Ueberdies könnte der Erflärung vom 
4. Oftober auch jür die Interpretation ber vom Implo⸗ 
ranten in Bezug genommenen Auslafjung vom 5. Oftober 
ein Gewicht nicht beigelegt werden. Das Protokoll von 
5. Oftbr. enthält nämlich am Schluffe der verantwortlichen 
Anslaffung des Angeklagten folgenden Sag: 
„Sine Wohnung babe ich Übrigens bei meiner Schwieger- 
mutter, der Gräfin v. A.B. hierſelbſt, nicht gehabt und 
babe auch fonft keinerlei Wohnung hierjelbft beſeſſen oder 
bezogen. Ich hatte nur zum 1. Oftober eine Wohnung hier- 
ſelbſt gemiethet, dieſelbe aber weder bezogen noch eingerichtet 
gehabt”. 
Dieje Erklärung würde, auch wenn der Angeflagte am vor- 
bergebenden Tage die Kompetenz bes Kgl. Stabtgerichts zu 
Berlin dem Unterfuchungsrichter gegenüber beftritten haben 
jollte, nicht als die Erhebung der Einrebe der Inkompetenz 
aufgefaßt werben fünnen, vielmehr ijt die Ausführung des 
App.⸗Richters, daß eine derartige Beziehung der Erklärung 
in feiner Weife erfennbar fei, durchaus begründet. — Der 
Angeklagte felbft hat auch den angeblich erhobenen Einwand 
niht anf dem im Art. 5 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852 vor- 
geſchriebenen Wege verfolgt; er hat es umnterlaffen, eine 
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Beſchlußnahme über die Kompetenz zu verlangen und bie 
behauptete Inkompetenz nöthigenfalls mittelft Beſchwerde 
feſtſtellen zu laſſen und iſt erſt nach Bekanntmachung det 
Termins zur Hauptverhandlung erſter Inſtanz in der Ein— 
gabe vom 24. Novbr. 1874, alſo lange Zeit nach Ablauf 
bes gejeglich vorgefehenen Zeitpunftes, mit der Behauptung 
hervorgetreten, daß er den Inkompetenz⸗Einwand am 4. Ob 
tober, nicht aber, daß er ihn am 5. Oftbr. 1874 erhoben 
habe. Hiernach ift mit Necht angenommen worden, daß 
der Angeklagte der Einrede ver Inkompetenz nach Art. 5 
cit. verluſtig fei. | 
[2.] Der Angriff könnte aber, auch wenn Angeklagter 
das prozeſſualiſche Necht zur Geltendmachung ber Einrede 
nicht verloren hätte, nicht von Erfolg fein, weil e8 zur 
Begründung der Kompetenz des Kgl. Stabtgerichts einer 
Anwendung ber Beltimmungen über das forum prorogatum 
gar nicht beturfte, vielmehr das Sal. Stabtgericht, ohne 
Rückſicht auf dieſe Beftimmungen, für kompetent erachtet 
werden muß. Beide Sinftanzrichter haben angenommen, daß 
bie von ihmen fetgeftellte ftrafbare Handlung in Berlm 
verübt fe. Da nun nah Art. 2 Nr. 1 des Geſ.'s vom 
3. Mai 1852 der Gerichtsftand bei dem Gerichte bed 
Sprengels begründet if, in welchem bie ftrafbare Handlımg 
begangen ift, fo war das Sal. Stabtgericht zu Berlin jur 
Entſcheidung unbedenklich fompetent. Wenn der App.-Richter 
davon ausgeht, daß das Kal. Stabtgericht zu Berlin durd 
die von der Unflage abweichende Feitftellung thatjächlicher 
Momente, (worunter jedenfall$ die abweichende Feftitellung 
des Ortes der That verftanden ift) feine Kompetenz nicht 
habe begründen können, fo ift diefe Annahme nicht für be 
grilndet zu erachten. Nah Art.2 Nr. 1 a. a. O. ift dad 
forum delicti commissi bei demjenigen Gerichte begrünbkt, 
in deſſen Sprengel die ftrafbare Handlung begangen ift, 
nicht bei demjenigen Gericht, in deſſen Sprengel biefelbe 
nach der Annahme der Unflage begangen fein fol. &, 
fann daher allerdings durch die in dem Urtel erfolgente 
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Feftjtellung des Drtes ber That die Kompetenz des erfennenden 
Gerichts nachträglich feitgeftellt werben, wenn daſſelbe auch 
nach der bei Eröffnung ber Mnterfuchung befannten Sach⸗ 
lage anfcheinend örtlich infompetent gewefen. Ob fich hieraus, 
wie behauptet worben, in einzelnen Füllen praftifche Inkon⸗ 
nenienzen ergeben können, mag bahingeftelit bleiben. Jeden⸗ 
fall8 würde dies nicht, gegenüber der pofitiven Geſetzes⸗ 
beftimmung, zu der Annahme berechtigen, daß das forum 
delicti commissi lediglich von der Auffaffung des Er- 
öffnungsbefchluffes und der Anklage bezüglich des Ortes 
der That abhänge. 

[3.] IL Der Angriff wegen Gefegesverlegung ftellt 
an die Spike der Begründung die Behauptung, daß ber 
App.-Richter ben Begriff der Urkunde im Sinne des 8 348 
Abſ. 2 des StGB.'s verfannt habe. Diefer Angriff kann 
für begründet nicht erachtet werden. Bei Prüfung des— 
felben ift mit Rüdficht auf die Begrenzung, welche das 
Geſetz tem Rechtsmittel der Nichtigfeitsbefchwerde gegeben 
hat, auf den näheren Inhalt derjenigen Schriftitüde, deren 
Beifettefhaffung dem Angeklagten zur Laft gelegt ift, nicht 
einzugehen; vielmehr Tann lediglich die von den Inſtanz⸗ 
richtern feftgejtellte thatfächliche Auffaffung des Inhalts die 
Grundlage der Beurtheilung bilpen. | 

Der. Uppellations-Richter hat nun feftgeftellt, daß 
jene Schriftſtücke fich äußerlich als dienftliche Gorrefpon- 
denzen bed Angeflagten mit feiner vorgefegten Behörde 
darftellen, daß fie ihrem Inhalte nach einen urfundlichen 
Beweis für bie von der Deutfchen Neichöregierung in Bezug 
auf die benorftehende Bapftwahl befolgte Politik, die deshalb 
von ihr und ihren Vertretern bei anderen Mächten ge- 
thanen Schritte, deren Erfolge und weiter erftrebten Zwecke, 
fo wie für bie von dem Angeklagten bezüglich jener Politik 
entwickelte Thätigfeit und gemachten Wahrnehmungen liefern 
und daß fie hierzu auch von vorn herein dazu beftimmt ge- 
wefen find, ferner daß die Schriftftüde in der Form in 
welcher Angeflagter fie mitgenommen, nämlich bie Erlaſſe 

Rechtſpr. d. 8.D.-Ir. sc. XVI. 43 
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in förmlicher Ausfertigung und die Berichte in ben von 
dem Angeflagten eigenhändig gefchriebenen Konzepten, alfo 
in den eigentlichen Originalen, felbft wenn legtere von bem 
Angeklagten nicht mit vollftändigem Namen unterjchrieben 
fein follten, auch von dritten Perfonen, indbefondere bon 
den auswärtigen Mächten, Falls fie etwa in deren Hände 
gelangten, für vollkommen beweifend angejehen werben 
würden, und daß auch der Angeklagte zur Zeit der Mit» 
nahme fich der Beſtimmung und Fähigkeit berfelben zum 
Beweiſe bewußt gewejen jet. 

Auf Grund diefer Feftftellungen erklärt der Appell. 
Richter die Hier in Rebe ftehenden Schriftitüde für Urkunden 
im Sinne des $ 348 Nr. 2 des StGB.'s, indem er aus⸗ 
führt, daß als foldhe nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
diejenigen Schriftftücte gelten müßten, welche geeignet find, 
eine Thatfache zu beweifen, zu einem folchen Beweife auch, 
fei e8 bei ihrer Anfertigung, fei es erft fpäter, in irgend 
einer Weife beftimmt worden find, und — worüber nad 
den thatſächlichen Umſtänden bes einzelnen Falles zu ent- 
ſcheiden — in diefer ihrer Bamweisfähigkeit in Betracht 
fommen. Es Tann nicht die Aufgabe diefer Inſtanz fein, 
zu erörtern, ob die vom App.-Richter gegebene, von ihm 
jelbft nur als fprachgebräuchlich bezeichnete Begriffsbeftim- 
mung, als juriftifche Definition angefehen, durchaus zutreffend 
jein würde; vielmehr ift e8 lediglich zu prüfen, ob, wie 
Implorant behauptet, durch die Auffaffung des App.-Nichters 
dem Begriffe der Urkunde zu weite Grenzen gezogen find, 
infomweit er bie vorliegend in Rede ftehenden Schriftftücle 
unter biefen Begriff fubjumirt hat. Diefe Frage muß ver- 
neint werden. Die Ausführungen des Imploranten geben 
dahin, daß Gorrefponvenzen ber Beamten und ihrer Vor⸗ 
gefeßten nur ben inneren Dienft angehen, die mündliche 
Inſtruktion und Berichterftattung erfegen und zum Gebrandhe 
nach Außen Hin nicht beftimmt, daher als Urkunden nicht 
anzufehen feien; die Zufammenftellung von Abf. 1 und Abf. 2 
des 8 348 ergebe, das auch in Abf. 2 nur öffentliche oder 
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ſolche Urkunden, welche eine rechtlich erhebliche Thatfache 
beurfunden, in das Auge gefaßt feien; das Requiſit bes 
Anvertrantfeind oder ber amtlichen Zugänglichfeit lafje er- 
fehen, daß der Gefetgeber an bie amtlich beftellten Ver⸗ 
wahrer von Urkunden und an Diejenigen gedacht habe, 
welche zufolge ihrer amtlichen Stellung zu dem Berwahrungs- 
orte berechtigten Zugang haben, eine Vorausfegung, die bei 
Gorrefpondenzen ber in Rede jtehenden Art nicht zutreffe, 
weil bei dieſen ber Erlaß des PVorgefegten direkt an den 
Beamten gerichtet und für ihn bejtimmt fei, das Konzept 
bes Anwortſchreibens aber fih von Haufe aus in den 
Händen des Beamten befinde. Diefe Ausführung kann 
nicht für begründet erachtet werben. Der Begriff der Ur- 
funde im 8 348 des StGB.'s ift ein weiterer als im 8 267 
des StGB.'s, da der lektere nur beftimmte Kategorien ver 
Urfunden als Objefte einer ftrafbaren Fälfehung ins Auge 
faßt, während ber erftere alle Urkunden ohne Befchränfung 
begreift. (Erf. v. 25. März 1874, ©. Arch. 21. S. 248; 
RdOTr. 15. ©. 186). Hiervon ausgegangen, fann nun 
zwar dem Imploranten zugegeben werben, baß Gorrefpon« 
denzen der Beamten mit ihren Borgefegten, infoweit fie 
nur ben inneren Dienjt betreffen, nicht als Urkunden an- 
zufehen find; die Vorausſetzung aber, daß alle Correſpon⸗ 
denzen jener Art nur als ein bienftliche8 internum zu be— 
trachten feien, ift nicht gerechtfertigt und ber Sat, daß bie 
Inſtruktionen des auswärtigen Amts an die Vertreter des 
Deutfchen Reichs ftetd in diefes Gebiet gehören, Tann ale 
rechtlich begründet nicht anerkannt werden; vielmehr ift es 
die Aufgabe der thatfüchlichen Prüfung, im einzelnen Falle 
nad dem Juhalte der vorliegenden Schriftjtüde feitzuftellen, 
in welche Kategorie diefelben gehören. Die thatjächliche 
Annahme des App.-Richters in diefer Beziehung ergiebt 
feinen Rechtsirrthum. 

Das in der NB. aufgeftellte Erforderniß: daß ein 
Schriftſtück um als Urkunde gelten zu fönnen, zum Gebrauche 
nach Augen Hin beſtimmt fein müſſe, darf als ein wejent: 
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liches Erforderniß zum Begriffe der Urkunde nicht angejehen 
werden. Die Urkunde ift ihrem Weſen nach ein gegenftänd- 
liches Zeugniß, und wie als Zeuge nicht ausſchließlich Der: 
jenige anzufehen ift, welcher von vornherein zu dem Zwede 
zugezogen war, um eine beitimmte Thatſache künftig zu 
befunden, fo ift auch die Qualität eines Schriftjiüdes ale 
Urfunte nicht davon abhängig, daß demfelben die Beftim: 
mung, nach Außen bin zum Zeugniffe zu dienen, ſchon bei 
der Abfaffung gegeben worben ift. Weberdies aber iſt aus⸗ 
drücklich feftgeftellt, daß die in Rede ftehenden Schriftjtüde 
zum Beweife von Thatſachen von vornherein beftimmt ges 
wejen jeien und dieſe Feſtſtellung fann in ber Nichtigkeits— 
inftanz nicht angefochten werben. 

Wenn ferner auch mit dem Imploranten die Nechts- 
erheblichleit der durch die Schrift zu erweifenden Thatfachen 
als Erforderniß der im 8 348 Abſ. 2 gemeinten Urkunden 
angefchen werten klönnte, jo würde hieraus Nichts zu Gunften 
des Angeklagten zu folgern fein, da dis Rechtserheblichkeit 
unbedenklich nicht allein in Betreff privatrechtlicher Ver— 
hältniffe, fondern auch in Betreff der Beziehungen des 
öffentlichen Nechts, Insbefondere des internationalen Rechts, 
in Betracht kommt, und baher die Ausführung bes App. 
Richters, welcher die politifche und diplomatifche Thätigfeit 
ber Neichöregierung in Bezug auf die nächte Papftwahl 
für eine vechtderhebliche, durch die hier in Rede ftehenden 
Schriftitüde zu erweifende Thatfache erklärt, nicht als rechts⸗ 
irrtbümlich anzufeben ift. 

Die Behauptung, daß im 8 348 Abf. 2 nur die zur 
DBerwahrung von Urkunden bejtelften Beamten und folce 
Perjonen, denen bie Archive ꝛc. amtlich zugänglich find, ge 
meint feien und aus biefem Grunde unter Urkunden im 
8 348 nicht ſolche Schriften verſtanden fein könnten, welche 
bireft an den Beamten gerichtet und für ihn beftimmt feien, 
und ebenfowenig Konzepte die jich von Haufe aus in feinen 
Händen befinden, ift nicht begründet, da grade die Zuſammen⸗ 
jtellung des Unvertrautfeind und dev Zugänglichkeit ergiebt, 
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bag bie pflichtwidrige Dispofition über amtliche Urkunden 
im vollen Umfange, gleichviel ob fie dem Beamten un— 
mittelbar eingehändigt (anvertraut) oder anderweitig amtlich 
zugänglich find, den Gegenftand der Strafbeftimmung bildet, 
welche die Sicherung des Staats gegen jede derartige Dis— 
pofition über die in ben Archiven befindlichen oder für 
biefelben beftimmten Urkunden bezwedt. Um Urkunden ber 
letzteren Art handelt es fih im vorliegenden Falle aus» 
ſchließlich, da nad) der rechtlich unbedenflichen Annahme dee 
App.⸗Richters die hier in Rede ftchenden Erlafje nicht für 
die Perfon des Angeklagten, fondern für die zeitweife von 
ihm vertretene Botfchaft, alfo auch für feine Amtsnachfolger 
beftimmt waren, und aus diefem Grunde nebſt den zuge— 
hörigen Berichts- Konzepten im Archiv ter Botfchaft auf- 
bewahrt werden mußten. Cine rechtlich unbaltbare Erwei—⸗ 
terung des Begriffs ver Urkunde kann daher dem Appell. 
Richter nicht mit Grund zur Laſt gelegt werben. 

[4.] Implorant behauptet ferner, daß der zweite Richter 
bie Begriffe des Anvertrantjeins und der Zugänglichlfeit ber 
Urkunden nicht richtig aufgefaßt zu haben feheine. Während 
ter 8 348 Abf. 2 des St GB.'s nur von einer „amtlich an- 
vertrauten ober zugänglichen Urkunde” fpreche, habe der 
App.⸗Richter beide Begriffe fombinirt — „amtlich anvertraut 
und zugänglich — feitgeftellt. Da nun aber logiſch nur 
der eine oder der antere Fall denkbar fei, fo ergebe ich, 
Daß der Richter über bie rechtliche Bedeutung dieſer Nequifite 
nicht zur Klarheit gefommen ſei. Auch diefer Angriff ift 
verfehlt. 

Eine Iogifch unzutreffende Beurtheilung als folche iſt, 
als in das thatfächliche Gebiet fallend, der Rüge in ber 
Nichtigkeitsinftanz gejetlich entzogen; die erhobene Rüge 
könnte daher nur dann Berückſichtigung finden, wenn fie 
dahin aufgefaßt würde, daß bie beiden Begriffe, al® logiſch 
unvereinbar, einander rechtlich ausſchließen. Indeſſen Tann 
die Beſchwerde auch in diefem Sinne nicht für begründet 
erachtet werben; benn es iſt fehr wohl denkbar, daß eine 
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und diefelbe Urkunde bemfelben Beamten, welchem fie zu⸗ 
nächſt amtlich anvertraut war, fpäter, nachdem fie an ben 
amtlichen Verwahrungsort gebracht worden, noch amtlich 
zugänglich ift, und alsdann erjcheint eine |pezielle Feſtſtellung, 
welche der beiten — rechtlich gleichbeveutenden — Alter: 
nativen im Augenblicke ber Beifeitefehaffung vorgelegen hat, 
entbehrlih. Im vorliegenden Falle aber, in welchem es 
ih um eine Reihe von Urkunden handelt, konnte der App.« 
Richter davon ausgehen, daß einzelne derfelben amtlich ans 
vertraut, andere amtlich zugänglich gewejen find. Nur in 
diefem Sinne ift die Feftftellung aufzufaffen und demnach 
eine Verkennung jener Begriffe aus ver Kumulation der 
beiden Alternativen nicht zu folgern. 

Endlich rügt Implorant, daß das Requifit der Beiſeite⸗ 
ſchaffung nur in ſchwankender Weife feftgeftellt jei. Zwar 
habe der App.-Richter anfänglich von dem Erforberniß einer 
dauernden Entziehung gefprochen, demnächft aber Hinzugefügt: 
„der Umstand, daß Angeklagter die Schriftftüde, nachbem 
er fie ſechs Wochen lang behalten, ohne erweislih davon 
Gebrauch zu machen, dem auswärtigen Amte zurückgeſtellt 
babe, ftehe der Annahme nicht entgegen, daß er bei ber 
Mitnahme eine dauernde Entziehung dem Berechtigten gegen- 
über bezweckt habe”, ferner: „welchen Zweck Angeflagter bei 
der Mitnahme der Schriftſtücke nach Karlsbad verfolgt habe, 
erhelle nicht mit Sicherheit”, und endlich: „Angeklagter habe 
beabfichtigt, durch den Befig der Schriftftüde und die Mög: 
lichfeit ihres Gebrauches ſich auch nach dem ungünftigen 
Verlaufe des Konflitts dem Gegner gegenüber noch für bie 
Folge in einer drohenden Stellung zu erhalten”. Hiernach 
fei eine Beifeitefhaffung ohne die pofitive Feſtſtellung, daß 
eine dauernde Entziehung der Schriftftücde beabfichtigt ge⸗ 
weſen fei, angenommen worden. 

Indeſſen ift auch dieſer Angriff nicht gerechtfertigt. 
Es kann davon abgefehen werben, ob die nicht erfolgte 
ausdrückliche Feftftellung eines in der Begrifföbeftimmung 
bes Geſetzes nicht ausgefprochenen Erforderniſſes zum Gegen: 
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ftande der Rüge wegen Geſetzesverletzung gemacht werben 
barf; denn die Urtelöbegründung in ihrem Zuſammenhange 
läßt feinen Zweifel darüber, daß der App.-Richter die Ab- 
ficht einer dauernden Entziehung der Schriftftüdle für un— 
bedenklich feftgejtellt erachtet und nur in Beziehung anf bie 
Zwecke, welche der Angeklagte durch dieſe Entziehung erreichen 
wollte, die Sache nicht für binlänglich aufgeklärt angefehen 
bat. Für den Thatbeſtand des Delifts ift aber die Felt: 
ftellung der Zwede, welche der Angeklagte bei Begehung 
beffelben vor Augen gehabt, ohne rechtliche Bedeutung. 

In der mündlichen Verhandlung hat ver Vertheidiger 
des Angekl. noch die Behauptung aufgeftelit, daß der Angekl. 
rechtsirrthümlich als Beamter angefehen worden, da er zur 
Zeit der ihm zur Laft gelegten ftrafbaren Handlung bereits 
zur Dispofition geftellt geweſen ſei. Bei der Feftftellung des 
App.⸗Richters aber, daß Angeflagter tie That im Mai 1874 
verübt habe und daß er erſt vom 1. September 1874 ab 
zur Dispofition geftellt worben fei, ift ein Rechtsirrthum in 
der Unnahme feiner Beamtenqualität nicht erfindlich. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [40.—9.] 


Geiftlider. - Geiftlidhes Amt. - Approbatio pro cura. 


Die Ertheilung einer approbatio pro cura Seitens 
eines geiftlichen Oberen ift als die Genehmigung der 
Uebertragung eines geiftlichen Amtes anzufehen. Der 
Geiftliche, welcher auf Grund einer ſolchen Appro- 
bation geiftlihe Amtshandlungen vornimmt, ohne 
dag die Borfhriften der SS 1— 3 des Geſ.'s vom 
11. Mat 1873 beobachtet find, verwirkt die Strafe 
des cit. 

Ge. v. 11. Mai 1873 9 23. Bol. RdoOTr. 16. ©. 339. 

Erf, (8. 1.) v. 21. Oltbr. 1875 e. Gierfe (680 IT. Cr.) 

Der App. Richter hat zwar nicht ausprüdlich thatfächlich 
feftgeftelft, aber, wie ans dem Zufammenhange feiner Ent- 
fcheidungsgründe bervorgeht, als feftitehend angenommen, 
daß der Angeklagte nach feiner im Auguſt 1873 erfolgten 
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Weihe zum Priefter vom Bifchof zu B. eine fog. approbatio 
pro cura erhalten babe, Kraft welcher er generell in ten 
zur Didcefe PB. gehörenden Orten „de consensu tamen 
eorum quorum interest“ zur Vornahıne geiftlicher Amts⸗ 
handlungen ohne fpeciellen jedesmaligen Auftrag des Bifchofs 
befugt fei, befjenungeachtet jeboch für nicht erwiefen erachtet, 
daß ter Bifchof von P. die geiltliche Amtsthätigfeit des 
Angeklagten in der Zeit vom Dezember 1873 bis Februar 1874 
genehmigt habe. Hierin Liegt, wie der OStA. in ver NP. 
mit Recht hervorhebt, eine vechteirrthlimliche Auffaſſung ber 
approbatio pro cura und folgeweife auch tes 8 23 bes 
Geſ.'s v. 11. Mai 1873. Allerdings it in Folge ber in 
den Worten „de consensu tamen eorum, quorum inter- 
est“ enthaltenen Bejchränkung die Einwilligung desjenigen 
erforderlib, ohne deſſen Zuftimmung in dem Sprengel 
einer Pfarre geiftlihe Anıtehandlungen von einem mit ber 
approbatio pro cura Berfehenen nicht vorgenommen werben 
"dürfen; bie Uebertragung eines geiftlichen Amtes Tann 
daher in ber Ertheilung der approbatio pro cura nidt 
gefunden werben. Wohl aber liegt wie auch das Ober: 
Tribunal bereits mehrmals erkannt hat (vergl. V. II. vom 
4. Mai 1875: ROTr. 16. ©. 339), in der Ermächtigung, 
geiftliche Amtshandlungen vorzunehmen, welche unter ver 
Bedingung ertheilt ift, Daß bie Zuftimmung von den hierzu 
Berechtigten gegeben werde, eine für den Fall des Ein- 
tritt8 diefer Bedingung ertheilte Genehmigung 
biefer Bornahme. Nah Inhalt des im 8 22 bezogenen 
82u.0.d. fteht die Anordnung ber Hülfsfeiftung in einem 
geiſtlichen Amte mithin auch die Vornahme einzelner geift- 
licher Amtshandlungen ber Webertragung eines geiftlichen 
Amtes gleich. Die Genehmigung der Vornahme einzelner 
Amtshandlungen iſt daher im Sinne des 8 22 die Geneh- 
migung ber Webertragung eines geiftlichen Amtes, fofern 
nicht das Gefeg als nothwendig vorausſetzen follte, daß bie 
Genehmigung zur Vornahme geiftliher Amtshandlungen in 
einem fpeciell bejtimmten Amte ertbeilt ſei. Allein 
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eine folhe Vorausfekung ift, wie in dem oben erwähnten 
Erfenntniffe näher ausgeführt worden, weder nach ber 
Faſſung noch namentlich nach tem Zwecke des Gefekes für 
richtig anzuerkennen. Allerdings fann von der Beftrafung 
ber zur Vornahme einzelner Amtshandlungen ertheilten Geneh- 
migung nicht die Rede fein, wenn nicht beftimmte Amts- 
bandlırngen Statt gefunden haben. Darans folgt aber 
nicht, daß die Amtshandlungen ſchon zu der Zeit bejtimmt 
gewefen fein müffen, wo unter ter Bedingung der Zuftin- 
mung des zu ihrer Ertbeilung Berechtigten die Vornahme 
geiftlicher Amtshandinngen in allen Pfarrfprengeln der Diöcefe 
zum Voraus genehmigt wurde Ob in einem ſolchen Falle 
ber geijtliche Dbere von der wirklich ftattgefundenen Bor- 
nahme geiftlicher Amtshandlungen Kenntniß erlangt hat, 
ift rechtlich ohne Bedeutung, da durch feine Nichtlenntnig 
bie Strafbarfeit der von ihm zu jener Dornahme bedingungs⸗ 
weile im Voraus ertheilten Genehmigung nicht aufgehoben 
werben fann. 

Iſt aber die Erteilung ber approbatio pro cura von 
Ceiten des geiftlichen Oberen als die Genehmigung ber 
Vebertragung eines geiftlichen Amtes im Sinne der 81 
bie 3 und 22 a.a. O. aufzufaffen, fo unterliegt auch ein 
Seiftlicher, welcher auf Grund einer folchen approbatio 
geiftlihe Amtshandlungen vornimmt, ohne daß bie Vor» 
ichriften der SS 1—3 beobachtet find, der in 8 23 a. a. O. 
angebrohten Strafe, und der App.-Richter hat mithin, indem 
er dieſes verfannt hat, den 8 23 durch Nichtanwendung 
verlegt. 

Antr. d. EGStA.: gleichl. [44.—8.] 


Nheinifches Verfahren. - Strafantrag. - Tutor ad hoc. - 
Erneunungöbefugniß. 

Nah Rheinifhem Rechte muß bei Lebzeiten beider 

Eltern die nothwendig gewordene Ernennung eines 


= 
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tutor ad hoc für das Kind, vom Gerichte, — nicht 

vom Familienrathe ausgehen. 

Ah. BGB. Artt. 389. 390. Bol. künftig Pr. Vormundſch.⸗Ordu. v. 
5. Juli 1875 5 86. ' 


Erk. (B. 1) v. 21. Oftbr. 1875 c. Grober (914 II. Cr.) 
Antr. d. SSA.: gleichl. [32.—8.] 


App.⸗Richter. - Vernichtung des erften Urtheils. - Selbi: 
Entiheidung. — Bollitändige Beweis-Aufnahme. 
Als eine „felbfiftändige Beweis-Aufnahme” im 

Sinne des Art. 102 Abf. 3 des Geſ.'s v. 3. Mai 

1852 ift nur eine ſolche anzufehen, welche für fih 

allein und ohne Zuhülfenahme ver Beweis-Refultate 

erfter Ynftanz den App.-Richter in den Stand feßt 

über die Schuld des Angeklagten ein Urtheil zu fällen. 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 102 [n. 24]. 

Erf. (8. 11.) v. 21. Ottbr. 1875 0. Kleff & Gen. (1010 II Cr.). 

Unter einer vollftändigen Beweisaufnahme [im Sinne 

des Art. 102 des Geſ.'s v. 3. Mat 1852] kann im Gegen 

fate zu ven Beitimmungen im Art. 101 Abfchn. 2 und im 

Art. 102 Abſchn. 1, die in den dort voransgejetten Fällen 

auch eine theilweife Beweisaufnahme vor dem zweiten 

Nichter geftatten, nur eine folche verftanten werben, melde 

für fih allein und ohne Zuhülfenahme ver in erjter 

Inſtanz jtattgehrbten Feſtſtellungen und Beweiserhebungen 

ven App.⸗Richter in ben Stand fett, Über Schuld und 

Nichtſchuld des Angeklagten ein Urtbeil zu fällen. Da nun 

eine folche volljtändige Beweisaufnahme in der vom zweiten 

Richter veranlaften nochmaligen Vernehmung ber 9. ©. 

nicht gefunden werden kann, weil derſelbe außer auf beren 

Zeugniß noch mehrfach auf die in erjter Inſtanz erfolgten 

Zeugenvernehmungen Bezug nimmt, damit aber eine weſent⸗ 

liche Prozeßvorſchrift verlegt ift, mußte das angefochtene 

Erkenntniß vernichtet werden. 

Antr. d. GS.: gleicht. [28.—8.] 
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Holzdiebstahl. - Unzuständig-Erklärung. - Rechtsmittel. 


In Holzdiebstahlssachen kann das eine Unzu- 
ständig-Erklärung aussprechende Urtheil nur durch 
Berufung angefochten. werden. . 
Holz⸗Diebſtahl⸗Geſ. v. 3. Juni 1852 8 38; Einf.Vdu. v. 25. Juni 

1865 Art. IID.; — Bgl. ROTr. 15. 8. 228, 


Beil. (1) v. 21. Oftbr. 1875 0. Kloßmann (988 I. Cr.). 
Antr. d. ES. : gleichl. [68.—6.] 


— —— — — — 


Aktien⸗-Geſellſchaft. - Vorſtand sc. - Haudels-Regiſter. - 
Falſche Augaben. | 

Die Mitglieder des Auffichtsrathes und Des 
Borftandes einer Aftiengefellfchaft verwirken durd 
unrichttge Angaben über die Einzahlung des Grund- 
kapitals bei der Eintragung ins Handels-Regiſter 
auch dann die Strafe des $ 249 Art. 1 des HGB.'s, 
wenn der Gefellfihaftsvertrag fofort zwifchen allen 
Aktionären abgefchloffen, und alle die Erfüllung der 
Erforderniffe für die Eintragung ins Handelsregifter 
[wahrheitswidrig] anerfannt haben. 

HB. Art. 249 Art. 1. 

Ertl. (3.11) v. 21. Oltbr. 1875 0. Wei (780 II. Cr.) 

In ber Strafbeftimmung bes Artifel 249 wird ein 
Unterfchieb zwifchen den beiden im Art. 2098, vorgefehenen 
Fällen, daß vor der Anmeldung eine Generalverfammlung 
über die Richtigkeit der beigebrachten Beicheinigungen zu 
bejchließen gehabt, oder daß es eines folchen Befchlufjes 
nicht bedurft bat, weil der Geſellſchaftsvertrag zwijchen 
fämmtlihen Aktionären gejchloffen iſt, nicht gemacht und 
ebenfowenig ift aus den Gründen, welche den Geſetzgeber 
muthmaßlich zu jener Beftimmung vermnocht haben, die 
Zuläſſigkeit einer folchen Unterfcheidung zu entnehmen. Denn 
augenfcheinlich hat der Art. 249 den Zweck, das Publikum, 
welchem Aktien new gegründeter Gejellichaften der vor- 
liegenden Art zum Hanf angetragen werben möchten, gegen 
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bie aus unfoliden Unternehmungen entfpringenben Gefahren 
nad Möglichkeit zu jichern, und e8 Liegt auf der Hand, daß biefe 
Gefahren deshalb nicht geringer find, weil fich bei Abgabe 
beg erforberlihen Anerfenntniffe von Seiten ber Gründer | 
die ſämmtlichen Aktien noch in beren Händen befunden 
haben, da nicht nur feine Gewähr dafür gegeben ift, daß 
fie da bleiben werben, ſondern im Gegentheil die möglichſte 
Berbreitung ber Aftien gemeinhin der Zwed und das Be- 
jtreben ter erjten Gründer zu fein pflegt. Hält man dieſen 
Geſichtspunkt feft, fo kann es zunächft feinem Zweifel unter: 
liegen, baß bie Strafbejtimmung des Art. 249 Abſ. 1 auf 
ben Angeklagten G., ter als erwählter VBorftand der Ge— 
feltfchaft wifjentlih unmwahre Angaben über die erfolgte 
Einzahlung von 10%, des Grundkapitals Behufs Eintragung 
der Gefellichaft in das Handelsregifter bei dem zuftänbigen 
Gerichte gemacht hat, mit Recht zur Anwendung gebracht 
ift. Allein auch in Betreff der übrigen Angeklagten kann 
ein begrünbetes Bedenken hierüber nicht obmwalten. Denn 
wenn der Art. 24I Nr. 1 außer den Mitgliedern bes Vor- 
ftandes auch die Mitglieder des. Aufſichts raths für der- 
gleichen falfche Angaben mit Strafe bebroht, unerachtet der 
Art. 2108. nur die erftern zur Anmeldung ber Gefell- 
[haft beim Handelsgerichte verpflichtet und ber Art. 211 
erflärt, daß vor erfolgter Eintragung in das Handelöregifter 
die Altiengefellfchaft als folche nicht beftebt, fo ift 
e8 Har, daß der Gefegeber unter den Mitgliedern des 
Auffichtsrathes, die er für falfche Angaben mit verantwortlich 
macht, diejenigen verjtanben wiſſen will, bie in ben vorangegan- 
genen Verhandlungen für den Ball, daß bie Geſellſchaft fünftig 
durch Eintragung in das Hanbelsregifter in's Leben treten 
werde, nach ber Vorfchrift des Art. 209 Nr. 6 zum Borans 
als foldhe zu bejtellen gewefen find, fofern dieſelben in 
diefen Verhandlungen zur Herbeiführung der demnächſt vom 
Borftande gemachten falfchen Angaben mitgewirkt haben. 
Das Lestere ift bier von den fünf Angeklagten ꝛc. feſt⸗ 
geftelltermaßen gefchehen. D.nn fie haben in der notariellen 
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Berlautbarıngs-Verhantlung v. 29. Mai 1872 bie erfolgte 
Einzahlung von 10%, auf das Aktienkapital anerkannt, ob» 
gleich ihnen tie Unwahrheit dieſes Anerfenntniffes wie der 
App.⸗Richter feititellt, befannt war. Wenn fie dann in ber 
notariellen Verhandlung von demſelben Tage fich felbft als 
Aufſichtsrath der Geſellſchaft Tonftituirt, und den zum 
alleinigen Borftand ernannten Dlitangeflagten ©. er- 
mächtigt haben, die erforderliche Anmeldung ver Gefellfchaft 
beim Handelögerichte zu beforgen, fo haben fie zu ver von 
biefem gemachten faljchen Angabe infofern mitgewirkt, als 
fie wiffen mußten, daß nad dem Geſetze (Art. 210a.) 
das von ihnen in dem onrgedachten Notariatsakte abgegebene 
falihe Anerfenntniß dem Anmeldenden als Belag für feine 
eigene Angabe werde dienen müfjen, fie diefen nothwendigen 
Belag alfo dem Anmeldenden wiſſentlich geliefert haben. 
Hiermit zerfallen denn auch die weiteren Ausführungen ber 
genannten 5 Angeklagten, welde bahin gehen, daß jie jenes 
falſche Anerkenntniß noch nit in ihrer Eigenfchaft als 
Mitglieder des Auffichtsrathes, fondern lediglich als Aktionäre 
abgegeben hätten, im fich felbit. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [28.—8.] 


Bankerutt. - Zahlungseinftellung. - Raufmaun. - Zeit: 
punlt. 

Eine nad Aufgabe des Faufmännifchen Gefhäfts 
eintretende Zahlungseinftellung Tann jedenfalls nur 
dann den Thatbeftand des Bankferutts erfüllen, wenn 
fie mit der Nichtzahlung folder Schulden in Ver— 
bindung ftehet ıc., welche fpäteflens während des 
Gemwerbebetriebes als Kaufmann entflanden find. 

| StGB. 8 281 [n. 21]; 283. 

Erf. (3.1) 21. Oltbr. 1875 e. Berhöven (930 II. Cr.). 

In Erw., daß die Frage dahin geftellt bleiben mag, 
inwieweit es für den Thatbeſtand des Bankerutts von Er: 
beblichkeit fein fänne, ob die Zahlungseinftellung während 
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bes Betriebs des kaufmänniſchen Gefchäfts oder erjt nach 
der Aufgabe defjelben erfolgt ift; 

daß die Strafbarkeit im Tetteren Falle aber jedenfalls 
davon abhängt, daß die Zahlungseinftellung mit der Nicht 
zahlung folder Schulden in Verbindung ftehe, bezw. dadurch 
herbeigeführt fei, welche fpäteftens während des Gewerbe 
betriebs als Kaufmann entftanden find, da die Nichtzahlung 
dieſem Gewerbe fremder Schulden, welche erft nach der 
- Aufgabe des früheren Gewerbes von einem Nichtfaufmann 
kontrahirt werben, vie Folgen ter Zahlungseinftellung eines 
Kaufmanns gefetlich nicht nach fich zieht, und als Zahlungs- 
einftellung eines folchen im Sinne des StGB.'s nicht 
angefehen werben fann; 

daß der App.-Richter aber ausdrücklich feftgeftellt Hat, 
baß die im Jahre 1873, nachdem der Befchuldigte längft 
aufgehörthatte, Handelsmann zufein, ftattgefundene Zahlungs- 
einftellung befjelben leviglich die oben erwähnten, nicht ale 
Hanvelsgefchäfte anzufehenden Wechjelaccepte, zum Gegen 
jtande hatte, d. h. Durch die Nichteinlöfung berfelben herbei— 
geführt worben ijt, daß damit alfo die Negative jenes Er- 
forderniffes vom Inſtanzrichter ats thatfächlich feſtſtehend 
angenommen und fomit die Anwendbarkeit des $283 StGB. 
ausgejchloffen worden ift; 

daß es hierbei auch nichts zu erheben vermag, daß nad 
ber weiteren Feltftellung des App.-Richter der Beſchuldigte 
auch gegenwärtig aus ber Zeit feined Handelsbetriebes noch 
verfchietene Handelsſchulden bat, da nicht erhellt, Daß die 
betreffenden Gläubiger zur Zeit ihre Befriedigung verlangt 
hätten und die Exiſtenz dieſer Schulden in irgend einer 
Weiſe als mitwirkendes Moment bei der Zahlungseinftellung 
in Betracht gekommen wäre. 

Anır. d. EStA.: entgegen. [32.—3.] 


Hausfriedensbruch. - Strafantrag. - Ehefran. 


Iſt das Hausreht des Wohnungs-Inhabers in 
der Perfon der ihren Ehemann vertretenden Ehefrau 
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verlegt, fo Fann diefe auch in Vertretung des Che- 
mannes und unbefchadet des MWiderfpruchsrechts des 
legteren, wirkffam den Strafantrag ftellen. 
StB. $ 123 [n. 21]; Bgl. RdoOTr. 15. ©. 133; OAG. Dresden, 
23. Ian. 1874 (Sächſ. ©.-Zeit. 18. ©. 203). 
Erf. (8.11) v. 21. Oktbr. 1875 c. Wüſtehnbe (808 II. Cr.). 
Allerdings fteht nur dem Ehemann, ald dem Haupte 
ver Familie, — deſſen Entfchluß in gemeinfchaftlichen An- 
gelegenheiten ben Anschlag giebt, — ALR. IL, 1 8187. — 
und dem eigentlichen Inhaber der gemeinfchaftlichen Woh: 
nung die entfcheldende Verfügung über die zu letterer ge- 
hörigen Räume und bie Beitimmung darüber zu, wem zu 
benfelben Zutritt zu geftatten ſei. Es folgt daraus, baf 
auh nur der Ehemann, ald Träger des Hausrechts, zur 
felbitftändigen Stellung des Strafantragd wegen Haus⸗ 
friedensbruchs berechtigt if. S 61 des StGB.'s. Eben 
fowenig unterliegt e8 aber einem Zweifel, daß die Ehefrau 
in Folge der ihr durch ihr eheliches Verhältniß angewiejenen 
Stellung, — vergl. ALR. I, 1 8$ 174. 184. 194 — bei 
Abwefenheit oder Verhinderung des Ehemannes in defjen 
Vertretung zur Wahrung des Hausrechts in ber gemein- 
ſchaftlichen Wohnung für berechtigt erachtet werben muß. 
In der Handlung besjenigen, welcher ſich, wenn er ohne 
Befugniß in der Wohnung eines Andern verweilt, unter 
den gebachten Vorausſetzungen auf die Aufforderung der 
Ehefrau des Wohnimgsinhabers nicht entfernt, kann mithin 
unter den obigen Borausfegungen der Thatbeftand des Hans⸗ 
friedensbruch8 gefunden werben. Ferner folgt aber auch) 
aus den durch die eheliche Gemeinfchaft begründeten Ver: 
hältniffen und aus dem Umftande, daß in bem voraus— 
geſetzten alle die Verlegung des Hausrechts des Wohnungs- 
inhabers in der Perfon der ihren Ehemann vertretenden 
Ehefrau erfolgt ift, die Befugniß der Iegteren, in Vertretung 
des Ehemannes und unbeſchadet des Nechtes veffelben zum 
Wiberfpruche, den Strafantrag wegen Hansfriedensbruchs 
zu Stellen. — So lange mithin das Gegentheil nicht erjichtlich 





[22. Olibr. 1875.] 688 


ift, muß in folhem Falle der von ber Ehefrau geftellt: 
Strafantrag als in Vertretung des Ehemannes geftellt an 
gejehen werben. 

Antr. d. GSLA.: entgegen. [37.—8.] 


Strafkammer. - Bildung. - Uutersuchungsrichter. 


Der Umstand, dass ein Richter in einer Sache 
die Voruntersuchung geführt hat, steht nicht ent- 
gegen, dass er demnächst in derselben Sache als 
Mitglied der Strafkammer mitwirke. 


StPO. 8 24. 
Ert. (3.1) v. 22, Oltbr. 1875 ce. Horftmann (968 I. Cr.). 


Antr. d. GStA.: gleicht. 168.—6.] 


Ideal-Konkurrenz. - geld-Entwendung. - Hansfriedens: 
bruch. 


Derjenige, welcher um eine Feld-Entwendung 
verüben zu können, widerrechtlich in das befriedete 
Beſitzthum eines Andern eindringt, macht ſich beider 
Mißthaten in Ideal-Konkurrenz ſchuldig. 

StGB. 8 73 [n. 5. 6). 
Erf. (V. l.) v. 22. Oltbr. 1875 c. Preuß (727 I. Cr.). 
Die Inſtanzrichter battem gegen Pr. feftgefellt, daß er 
„— bem ꝛc. M. ans deſſen umfchloffenen Krautgarten mitteld 
Einfleigens Bartenfrlichte von unbedeutendem Werthe und 
in geringer Quantität unbefugter Weife aber ohne geminn- 
ſüchtige Abſicht entwendet habe, — fowie baf er in ber 
jelben Naht in das berriedete Beſitzthum bes ꝛc. M. — 
zum Zwede ber Eutwendung der Bartenfrüchte eingedrungen 
und fih der Widerrechtlichleit des Eindringens bewußt ge 
weſen fer”. 
Das AG. flrafte deshalb nur aus 8 42 Nr. 2 der FPO., indem e 
die Auwendung der Borfchriften der $$ 73. 123 StGB.'s anf Art. Il 
bes Geſ.'s v. 22. Mai 1852 bier für ansgefchlofien erachtete. 
Berudtung Gründe: 


Der Art. III des Geſ.'s v. 22. Mai 1852 enthält 
nicht, wie in dem zweiten Urtel noransgefegt ift, bie Be 
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ftimmung, daß die etwaige Strafbarfeit des Einfteigen® burch 
die Strafe des mittelft vefjelben verübten Feld» oder Garten- 
biebftahl8 abjorbirt werde, daß alfo in der Strafe ber 
Entwenbung die Strafe wegen bes Einfteigens eingefchloffen 
jei, er trifft vielmehr nur die Anordnung, daß für einen 
Feld» und Gartendiebftahl nicht aus dem Grunde die hohe 
Strafe des fchweren Diebftahls eintreten folle, weil dieſer 
Diebftaht durch Einfteigen verübt worden ift. Er enthält 
alfo als negative Beftimmung die Ausfchließung der Diebftahls- 
ftrafen, als pofitive die Anwendung der Feld⸗Polizei⸗Ord⸗ 
nung anf bie verübte Entwenbung, über die Frage aber, 
ob ein anderes konkurrirendes Delikt mit Strafe zu belegen 
jet, oder nicht, beftimmt der Artikel III eit. nichts, vielmehr 
ift biefe Frage nach den allgemeinen Grundfägen über 
Konkurrenz zu entfcheiven. Wäre eine foldhe Beltimmung 
im Artikel III eit. zu finden, fo würde fie überdies burch 
das R.StGB. für aufgehoben zu erachten fein, da in dem 
$ 2 des Einf.-Gef.’8 v. 31. Mai 1870 zwar die befonveren 
Iandesrechtlihen Feld-Polizei-Gefege aufrecht erhalten find, 
nicht aber die etwaigen Beftimmungen des Ranbesrechts über 
ſolche Delikte, welche mit Feld-PolizeirContraventionen kon⸗ 
ferien und in dem R.StGB. vorgefehen find. Der 
App.» Richter hat ferner den Sat unrichtig angewendet, baß 
Konkurrenz nicht vorliege, wenn eine Handlung, welche für 
ih allein fchon ftrafbar ift (das Einfteigen, welches unter 
die VBorausfegungen des Hausfriedensbruchs fällt), in con- 
creto zugleih als Das gejegliche Dualififationd- Moment 
einer anderen Strafthat (des Diebſtahls) erfcheine; denn 
nach Art. II eit. ift bei dem Felddiebſtahl das Kinfteigen 
nicht als Qualifikations- Moment anzufehen, vielmehr Hat 
der Wrtifel DIT gerade ben Zwed, feftzufegen, daß der Feld⸗ 
diebftahl unter alfen Umſtänden nur nach ber Feld-Polizei- 
Ordnung geftraft werben foll, gleichviel ob er mitteljt Ein- 
fteigens verübt ift oder nicht. Dies ift das Gegentheil der 
Aufftellung eines Qualififations- Moments und darum ijt auch 
die vom App.-Richter herangezogene Analogie des 8A Nr. 3 
Rechtſpr. d. 8. O.⸗Tr. ıc. XVl 44 
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bes Holzdiebſtahls⸗Geſetzes v. 2. Juni 1852 verfehlt, (vergl. 
Beil. I v. 2. April 1875 RdoOTr. 16. ©. 264). 
Antr. d. GSIA.: gleichl. [40.—6.) 


Feuerung. - Anlage. - Bolizei-Berordnung. 


Durch das Strafverbot, neue Feuerflätten ohne 
polizeiliche Erlaubniß anzulegen (StGB. 6 368 Nr. 2), 
ift eine Ältere Polizei-Verordnung, welche auch die 
Errichtung einer befonderen Art von mit Teuerung 
verbundener Anlagen, von einer polizeilichen Erlaubnif 
abhängig macht, nicht aufgehoben. 

Einf.Geſ. 5. StGB. $ 2 [n. 5]; StGB. $ 368 Nr. 8 [n. 5]. 
Erf, (V. 1.) dv. 26. Oltbr. 1875 e. Brüggen (999 IL. Or.). 
Antr. d. GSA.: gleicht. [27.8] 


Wechſelſtempelhinterziehung. - Dolns. 

Der Acceptant eines mit der erforderlichen 
Stempelmarke verfehenen Wechfels haftet nicht dafür, 
daß die betr. Marke eine bereitd anderweitig ver- 
wendete war, fobald er von dieſer Zhatfache Feine 
Kenntniß hatte. 

StGB. 8 59 [n. 9a.]. 
Ert, (3. 11.) v. 26. Oltbr. 1875 0. dv. Gottberg (890 IL Cr.). 

Zunächſt gibt dafür, daß das Gefeg ohne Rückficht auf 
das fubjeftive Schuld-Moment die Strafbarleit lediglich an 
die Thatjache ver Nicht-Beobachtung feiner Vorſchriften 
habe fnüpfen wollen, der Wortlaut deſſelben Teinerlei ge 
nügenden Anhalt. Wenn baher ver $ 15 des Geſ.'s vom 
10. Yunt 1869 bejtimmt: | 

dag die NRicht-Erfüllung ber Berpflidtung zur Eutrichtung 
bes Wechſelſtempels mit einer Geldbuße im fünfzigfaden 
Betrage ber binterzogenen Abgabe befiraft werbe, — 
fo ift das, — ohne daß es einer ausdrüdlichen Beſtimmung 
in biejer Beziehung bedurfte, — nur von einer nach allgemeinen 
Itrafrechtlihen Prinzipien zuzurechnenden Nicht: Erfüllung 
der gefeglihen Vorfchriften zu verftehen. Und da tritt bean 
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ber Grundſatz ein, der an im $ 59 des StGB.'s vollen 
gefeglichen Ausdruck erhalten bat: 
bag das Vorhandenſein von Umſtänden, welche zum gefeb- 
lihen Thatbeftande einer frafbaren Handlung gehören, dem 
Thäter nicht zugerechnet werben kann, wenn er biefelben 
weder gelannt, noch feine Unkenntniß durch Fahrläſſigkeit 
verſchuldet hat. 


Die Beſtimmung des 8 59 cit. gilt aber bei allen 
itrafbaren Handlungen, alfo auch bei denen, die durch ein 
Special-Gefeg mit Strafe bedroht find, vorausgeſetzt, daß 
nicht letzteres etwas Abweichendes beftimmt hätte, was indeß 
bier nicht der Fall iſt. Die NB. ftellt zwar den Sag auf: 
baß ber 8 59 eit. im vorliegenden Falle nicht Play greifen 
fönne, weil in dem Geſetze v. 10. Juni 1869 zur Sicherung 
ber dem Fiskus zuftehenden Abgabe die Strafbarfeit lediglich 
von dem objektiven Thatbeſtande der nicht ftattgehabten 
Verwendung des gejetlihen Stempel abhängig gemacht 
worden, — hat aber diefen Sag, der in feinen Conſequenzen 
dazu führen würde, daß bie fämmtlichen Beftimmungen des 
vierten Abfchnitts im erſten Theile des StGB.'s, welche 
von den Gründen der Strafansfchließung oder Milderung 
handeln, bier außer Anwendung bleiben müßten, mit nichts 
näher begründet. Der 8 7 bes Geſ.'s v. 10. Yuni 1869 
verpflichtet den Acceptanten eines unverftenerten Wechfels, 
vor der Nüdgabe oder jeder anderweiten Aushändigung 
beffelben die Derftenerung zu bewirken. Die Angeflagten 
hatten fich daher zu vergewiffern, ob letere hier den gejeß- 
lihen Vorſchriften entfprechend nom Ausſteller gejchehen 
war. Der App.-Richter hat nun thatjächlich feitgeitellt: 
„daß bie Angeflagten aus der Äußeren Erfcheinung ber zu 
dem fraglichen Wechfel verwendeten Stempelmarfen beren 
frübern Gebrauch und dadurch eingetretene Entwerthung nicht 
hätten erkennen können, und ihnen eine Fahrläſſigkeit in 
tiefer Beziehung nicht zur Laft falle”, — fowie ferner: 
„daß tie Angeflagten das unter den vorliegenpen Umftänden 
ganz gerechtfertigte pofitive Bewußtſein von ver bereits 
roffftändig und richtig durch den le gefchehenen 
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Berftenerung des Wechſels gehabt hätten”. — Wenn ber 
App.⸗Richter dann an biefe thatfächliche Yeftftellung bie 
juriftifche Schlußfolgerung knüpft; „es fei bei aller Strenge 
ber die Sicherung ber Wechfelftempel-Steuer bezweckenden 
gejetlichen Vorfchriften nicht. anzuerkennen, daß den Wechſel⸗ 
Berbundenen felbft in dem Falle, wenn der Wechfel nad 
feiner äußeren Erfcheinung richtig verfteuert, die Ungüttigleit 
ber verwendeten Marken aber auf Thatumftände zurüdze- 
führen fei, die fie nicht fennen könnten, alfo auch im Falle 
einer, felbft bei pflichtfchulpiger Aufmerkfamfeit unvermeid⸗ 
lichen, Täuſchung durch entwerthete oder gefälfchte Marten, 
die im Unterlaffungsfalle ftrafbare Verpflichtung zur nod- 
maligen Berjtenerung des Wechſels obliegen follte”, — ſo 
ift darin ein Rechtsirrthum nicht zu erbliden. Diefe An- 
nahme ftehbt auch mit dem Sage, der in der Rechtſprechung 
bes Königlichen Ober⸗Tribunals ſtets feftgehalten ijt: daß 
bei Steuer-VBergehen die Strafbarleit weder durch bie 
Abficht einer Steuer-Hinterziehung, noch dur das Bewußt⸗ 
jein der Nechtswidrigfeit des Verhaltens bebingt fei, — in 
feinem Widerfpruche, ta biefer Sat ſich nicht auf folde 
Fälle bezieht, in welchen der Thäter, ohne daß ihm eine 
Fahrläſſigkeit zur Laft fällt, ſich in Unkenntniß der That 
ſachen, welde die Steuerpflicht begründen, befunden bat. 


Zudem iſt hier, wie bereits angeführt, thatfächlich feftgeftellt, 


daß bie Angeklagten in dem gerechtfertigten pofitiven 
DBewußtjein, daß die Vorfchriften des Gefeges erfüllt worben, 
gehandelt haben. Als Ergebniß der vorftehenden Ausführung 
ift anzunehmen, daß das Bundesgefeg vom 10. Inni 1869 
bie Anwendung des $ 59 des StGB.'s nicht ausſchließt 
und baher die NB. des OStA.'s der Begründung entbehrt. 

Antr. des GStA: gleicht. [48.—8] 


Vermögens. 


Zur Annahme einer „drohenden Zwangsvoll⸗ 
fredung” genügt es, wenn eine folde auf Grund 
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einer erſt zu erwirkenden Verurtheilung beabſichtigt 
war und in naher Ausſficht ſtand. 
StGB. 5 288 In. 4). 
Erl. (3. 1.) v. 26. Oltbt. 1875 c. Kühnel :1011 11. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleigl. 144.—8.] 


Berjährung. - Richterliche Handlung. - Mangel der 
Anklage. 


Richterliche Unterfuchungs- Handlungen und felbft 
ein Urtheil, welche erfolgt find, obgleich es zur Zeit 
an einer von der Staatsanmwaltfchaft erhobenen Be- 
ſchuldigung fehlte, find nicht geeignet, die Verjährung 
zu unterbrechen. 

StGB. 5 68 [n. 11]. 
Erf. (3.11) v. 26. Oltbr. 1875 e. Schmib (1015 II. Cr.). 

Wegen mehrerer — ausbrüdlich hereorgehobener — Stellen eines 
durch Sch. veröffentlichten Zeitungs-Artileld, hatte der (Nh.) Ober- 
Profurator Beſchuldigung erhoben; das Gericht beftraite aber auch 
noch wegen einer anderen vom Ober-PBrofurator nicht hervorgehobenen 
Stelle deſſelben Arrilels. Das eractete die App.-Kammer für un—⸗ 
Ratthaft, und bob, foweit es diefe Stelle betraf, das erſte Urtheil auf. 
Nunmehr erhob der Dber-Profurator auch wegen des Inhalts dieſer 
Stelle Beſchuldigung, die Inflanzgerichte erachteten aber nunmehr bie 
Serjährung für angetreten. Der Kafj.-Relurs des Ob.-Prolurators 
ſuchte auszuführen, daß durch die im erſten Verfahren wegen ber 
jet fraglichen Stelle fRattgebabten richterlihen Handlungen, befonders 
das verurtheilende Erkenntiniß erſter Inſtanz die Verjährung unters 
brochen worden fei. 

Zuräüdweifung Gründe: 

Sn Erw., daß mit den Tage der Wirkjamkeit bes 
Geſetzes, welches den Rechtszuftand der Preſſe, einheitlich 
für das ganze Reich, in neuer und umfaffender Weife ge- 
ordnet bat, die Randes-Prefgefege, namentlich auch das 
Preuß. Gefeg v. 12, Mai 1851 aufer Kraft getreten find, 
ohne daß es einer ausdrücklichen Aufbebung verjelben, fei 
e8 im Ganzen, ſei es in einzelnen Beſtimmungen, beburft 
hätte; 
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daß das Reichsgeſetz über die Unterbrechung ber Ver⸗ 
jährung befondere Borfchriften nicht enthält, daher auf den 
8 68 des StGB.'s zurüdzugeben ift, nach weldem nur 
vichterliche Handlungen die Verjährung zu unterbrechen ger 
eignet find; 

daß ſchon bei Einführung des R.StGB.'s — 82 
Abf. 2 des Einf.⸗Geſ.'s — das Landes-Preßſtrafrecht 
nur infoweit aufrecht erhalten war, als bafjelbe befonbere 
Borfchriften über ftrafbare Verlegungen ber Preßpolizei— 
Geſetze enthielt, daher auch die auf die Verjährung be- 
züglichen Beftimmungen deſſelben ſeitdem nur bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen ſolche Preßpolizeigeſetze, nicht aber bei 
gemeinen durch die Preſſe begangenen Vergehen in An« 
wendung fommen fonnten; 

daß wenn hiernach die Inftanzrichter Davon ausgegangen 
find, daß in ber vorliegenden Sache, in welcher es ſich 
von einem Vergehen gegen ven $ 131 bes StGB.'s Handelt, 
die Verjährung nur durch richterlihe Handlungen habe 
unterbrochen werben fünnen, damit der 8 68 1. c. richtig 
angewenbet und ter 5 2 des Einf.Geſ.'s zu demfelben nicht 
verlegt ift, der nicht mehr in Kraft befindliche $ 4Y des 
Preuß. Geſ.'s v. 12, Mai 1851 aber nicht verletzt fein kann; 

was ſodann die einzelnen in Frage ftehenden Unter⸗ 
brehungs- Handlungen, und zwar zunächit das verurtheilente 
Erfenntniß der Zuchtpolizeifammer vom 2. Dezember v. J. 
betrifft; 

daß ber 8 68 des StGB.'s beftinmt, daß jede Hand⸗ 
lung, welche wegen der begangenen That gegen den Tchäter 
gerichtet ift, die Verjährung unterbricht; 

daß nun aber bier vechtsfräftig feititeht, baß wegen 
des gegenwärtig verfolgten Paffus des fraglichen Artifels 
in dem früheren Verfahren eine Befchuldigung gar nicht 
erhoben war und das bezogene Urtheil deshalb von der 
App.⸗Kammer aufgehoben worden ift; 

baß der vorliegende Fall auch nicht, wie zur Begrün- 
bung des Caſſ.-Relurſes geltend gemacht wird, demjenigen 
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gleichiteht, vo das Straf-Erfenntniß von einem infompetenten 
Richter erlaffen worden; 

daß es fih nämlich bier von einer Verurtheilung 
handelt, die, weil e8 an dem erforderlichen Strafantrage 
der Staatöbehörbe fehlte, pure aufgehoben, d. h. mit allen 
ihren Wirkungen vernichtet ift; 

was bie ferner noch in Betracht kommenden Prozebur- 
Alte, die Terminbeſtimmung des Präfidenten der Appell. 
Kammer v. 6. Yan. und den Vertagungsbefchluß der letzteren 
v. 18. Febr. d. J. angeht; 

daß biefe Akte ebenfalls als wegen ber hier fraglichen 
Strafthat gegen den Befchuldigten gerichtet nicht angefehen 
werten können, weil, wie nach dem VBorausgeführten vechts- 
träftig feitfteht, der gegenwärtig infriminirte Pafjus jenes 
Artifeld in dem früheren Verfahren nicht Gegenftanb ber 
Beſchuldigung gewefen ift; 

daß nach alle diefem das angefochtene Urtheil gegen 
den 8 68 eit. nicht verjtoßen hat, wenn durch dafjelbe ſowohl 
dem Straferkenntniffe v. 2. Dezbr. v. J. als den zflekt 
genannten Prozedur. Alten die Wirkung einer Unterbrechung 


der Verjährung abgefprochen worben it. 
Autr. d. GSIA.: entgegen. [43.—3.] 


Fiſcherei⸗Polizei⸗Uebertretung. - Strafautrag. 

Die Vorſchrift, daß die Verfolgung eines Fifcherei- 
freveld nur auf Antrag erfolgen darf, iſt auf Zu: 
widerhandlungen gegen andere, in Kraft verbliebene, 
Tifchereis Polizei-Gefege nicht auszudehnen. 

SISB. $ 370 Nr. 4 [n. 16). 
Ertl, (B. I.) v. 26. Ottbr. 1875 e. Wintels (979 IL. Cr.). 

In Erw., daß das Fifchen zur Paichzeit im Sinne des 
Art. 6 Tit. 31 der Orbonnanz von 1669 feinen erjchwe- 
renden Umftand des unberecdhtigten Fifchens enthält, Tas 
Dagegen gerichtete gefegliche Verbot ſich vielmehr als eine 
polizeilide Anordnung barftellt, welcher auch der zur 
Fiſcherei Berechtigte unterworfen it; 


m. 
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daß, wenn baher auch das unberechtigte Fiſchen in 
fremben Gewäſſern nach Maßgabe ter früheren Rheiniſchen 
Sefepgebung nur auf Antrag des zur Fiſcherei Berechtigten 
erfolgen konnte, das dem Art. 6 ber cit. Orbonnanz wiber- 
fprechende polizeiwibrige Fiſchen überhaupt der öffentlichen 
Anklage, ohne einen folhen Antrag, felbftredend unterliegen 
mußte, und auch fo in ber Nechtfprechung und Doctrin 
behandelt worben iſt; 

daß die Vorfchrift des 8 370 Nr. 4 des R.StGB.'s, 
indem fie Verfolgung der desfallfigen Zuwiderhandlung von 
einem Antrag bed Berechtigten abhängig macht, fi nur 
auf das umberechtigte Fischen, alfo auf ven unbefugten Ein- 
griff in das Dffupationsrecht des Berechtigten bezieht; 

daß dagegen aber das Preuß. Gefe über die Fiſcherei 
v. 30. Mai 1874 die in den einzelnen Gebietstheilen bes 
Staates in Beziehung auf bie Schonzeit ber Fiſche bes 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften (jelbftverftänblich, ſoweit 
fie in den Strafbeſtimmungen ben nach dem R.StGB. 
anerfannten Strafarten nicht. widerfprechen) zur Zeit noch 
in Kraft erhalten hat (8 22 Nr. 2 des Gefetes und Motive 
zu demfelben, Kletke Fifcherei-Gefeßgebung Einleitung und 
Note zu 8 22) und dabei der polizeiliche Charakter der bes» 


fallſigen Vorfehriften ausprüdlich anerkannt ift. 
Antr. d. EStA.: gleichl. [27. - 8. 


Stempel. - Punktation. - Uebergabe an einen Notar. 


Eine Punftation bleibt nur dann ftempelfrei, 
wenn fie binnen 14 Zage einem Notar zur no- 
tariellen, oder dem Gerichte zur gerichtlichen Voll⸗ 
ziehung (durch einen Aft der freiwilligen Oerichte- 
barkeit) überreicht wird, nicht aber, wenn fie einem 
Rechtsanwalt zur Anftellung einer Klage, ober 
dem Gerichte mit einer Klage überreicht wird. 

AGO. v. 24. Novbr. 1838. 
Ert. (3.1) v. 27. Oltbr. 1875 0. Saß (775 LCr.). 
Weder bie Uebergabe des Vertrages an einen Rechte 
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anwalt zur Anftellung einer Kluge, noch die Webergabe an 
das Prozeßgericht, deſſen Entfcheibung über einen aus dem 
Bertrage bergeleiteten Anſpruch angerufen wird, Tann bie 
Boransfegungen der AKO. v. 24. Noobr. 1838 erfüllen. 
Diefelbe erfordert vielmehr, daß die Punktation innerhalb 
14 Tage entweder tem Notar als ſolchem zur notariellen 
Bollziehung, oder dem Gericht zur Aufnahme eines Altes ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, der gerichtlichen Bollziehung, 
überreicht wird. Die Ueberreihung an einen Rechtsanwalt 
als ſolchen kann nicht genügen, und der zufällige Umſtand, 
baß derfelbe zugleich Notar, ändert in der Sachlage nicht, 
fofern ihm die Punktation eben nicht in feiner Eigenſchaft 
als Notar übergeben worden ift; ebenfo ift es gleichgültig, 
ob das Gericht, welchem die PBunftation überreicht wird, 
zur Aufnahme von Alten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
fompetent ift, fo lange es nicht zur ſolchem Zwede, ſondern 
lediglich alS Prozeßgericht angerufen wird. Inwieweit ber 
82 des Geſ.'s v. 5. Mai 1872, betreffend die Stempel» 
abgaben von gewifjen bei dem Grundbuchamt anzubringenden 
Anträgen, eine Aenderung in ber Stempelpflichtigfeit ver 
Verträge herbeigeführt haben foll, wie Implorant behauptet, 
ift nicht erfindlih. Der S2 eit. beftimmt, daß die Auf- 
taffungserflärung dem im 8 1 feitgefegten Werthitempel 
nit unterworfen fei, wenn mit berfelben oder innerhalb 
der gleichzeitig nachzufuchenden von dem Grundbuchamte zu 
beſtimmenden Frift die das Veränferungsgefchäft enthaltende, 
in an fich ftempelpflichtiger Form ausgeitellte Urkunde in 
Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Abfchrift dem 
Örundbuchamte vorgelegt wird. Hier ift nur über bie 
Stempelpflichtigleit der Auflaffungserflärung eine Anordnung 
getroffen, eine Aenderung ber gefeglihen Beſtimmungen 
über die Stempelpflichtigfeit der Verträge aber nicht entfernt 
angebeutet, vielmehr in ben Motiven des Negierungs-Ent- 
wurfs ausdrücklich erflärt: „die Urkunde über das wirkliche 
Veräußerungsgeſchäft bleibt wie bisher ftempelpflichtig und 
ed treten alle Folgen der Stempelftener-Defraudation ein, 
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falle die Nichtverftenerung berfelben entvedt wird". Im 
vorliegenten Kalle iſt aber überhaupt gar nicht feitgeftellt, 
daß eine Auflaffung ftattgefunden babe und von verfelben 
die Stempelabgabe erhoben worben fei, fondern nur daß 
eine Klage auf Abgabe der Auflaffungserflärung angebracht 
worben if. Daß die Anftellung diefer Klage irgend einen 
Einfluß auf die Erfüllung der Stempelpflicht äußern könnte, 
dafür fehlt e8 an jedem gefeglichen Anhalt. 

Antrag d. GStA.: gleich. 140.—6.] 





— — 


Amtshandlung. - Kaplan. 


In der Regel Tann ein Kaplan aus eigenem 

Rechte die eigentlichen — pfarramtlichen — Handlungen, 

(Zaufen, Beerdigungen ꝛc.) nicht vornehmen, vielmehr 

bedarf er dazu der Ermächtigung des Pfarrers. 
Geſ. v. 21. Mai 1874 Art. 2. 


Erf. (8. 11.) v. 28. Oltbr. 1875 e. Brügge (823 IL. Cr.\. 
Antr. d. GSHN.: gleichl. [44.—8.] 


1. 2, Attien-Gefellihaft. - Eintragung. - Beidheinigung. - 
Baar-Einlage. - Berpflihtungsicein. 
3. Altien= Gefellfhaft. - Borftand. - Unwahre Barftellung 
der Berhältnifie. 

1. Die der Anmeldung einer Handels - Gefell 
haft behufs Eintragung in das Handelg - Regifter 
beizufügende Befcheinigung, dag mindeftend zehn x. 
Prozent des gezeichneten Betrages von jedem Aktionär 
eingezahlt feien, wird durch den — ebenfalld vorzu- 
legenden — Beihlug der Aktionäre, worin jene 
Einzahlung anerkannt wird, nicht erſetzt. 

2. Die Abgabe eines „Verpflichtungsſcheins“ fteht 
der Baarzahlung des erwähnten Betrages nicht gleich. 

D. HEB. 8 2098. 2108. 249 Nr. 1. 


3. Iſt in einer General-Berfammlung wiffentlid 
der Stand der Verhältniſſe durch Verſchweigen er⸗ 
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bebliher Thatſachen unwahr dargeftellt oder verfchleiert 
worden, fo trifft fomohl den Vorſtand als die fämmt- 
lichen Mitglieder des Auffichtsraths, welche ſich jenes 
Verſchweigeus ſchuldig gemacht haben, die Strafe des 
HGB.'s 8 249 Nr. 3 
Erf. (3.11) v. 28. Oltbr. 1875 e. Kaufmaun (911 II. Cr.) 

In Erwägung was zuvörberft die Vorausjegungen ber 
gegen den Gafj.-Kläger zur Anwendung gebrachten Bejtim- 
mung bes Art. 249 Nr. 1 des D. HGB.'s angeht: 

daß das HGB. als Bedingung für bie Conſtituirung 
einer Aftiengefellfchaft die Einzahlung von mindeftens 10%, 
auf jebe gezeichnete Aktie fordert, und für die Erfüllung 
diefer fowohl im Intereſſe der Altionäre als Dritter ges 
ſtellten Vedingung eine doppelte Garantie verlangt; 

daß zunächft der Vorfchrift des Art. 209a. 1. c. zufolge 
von ten Altionären, fei e8 im Geſellſchafts-Vertrage, wenn 
fie fämmtlih bei deſſen Abfchluffe Tonfurriren, fei e8 in 
einer nah Zeichnung des Grundkapital zu berufenden 
General-Verfammlung die gefchehene Einzahlung anzuerkennen 
refp. duch Beſchluß feftzuftellen iſt; 

daß fodann vor Eintragung der Gefellfhaft in das 
Hanbelsregifter diefe Yeititellung refp. Anerkennung ſowie 
deren Richtigkeit von dem Richter zu prüfen ift; 

daß zu dem Ende ber Art. 210a. 1. c. vorfchreibt, baf . 
ber Anmeldunz des Vorſtandes — abgefehen von dem nach 
Art. 210 in das Handelsregiſter einzutragenden Gefelljchafts- 
vertrage — (Nr. 2) die Befcheinigung über bie gefchehene 
Einzahlung und (Nr. 4) betreffenden Falls die gerichtliche ober 
notarielle Urkunde Über den Befchluß der General⸗Verſamm⸗ 
fung — Art. 2093. — beizufügen find; 

daß der bezogene Artifel parüber, was als hinreichende 
Befcheinigung im Sinne der Nr. 2 deſſelben anzujehen, 
nähere Borfchriften nicht enthält, hier daher das Ermefjen 
des Richters weſentlich Platz greift; 

daß nach dem Audgeführten die Behauptung bed Laff.- 
Klägers, daß die Anerkennung reſp. Feitftellung der Aktionäre 
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allein den Erforberniffen des Gefeßes Hier Genüge leifte, 
fowohl mit dem Wortlaute, als mit der Abficht deſſelben 
im Witerfpruche ftebt; 

baß es ferner auf einem erfichtlich irrigen Schluſſe 
beruht, wenn der Caſſ.⸗Kläger ausführen will, daß wie 
na Art. 2098. die Erklärung der Altionäre in dem Ge- 
ſellſchaftsvertrage den Beſchluß der General: Verfammilung 
mit den derſelben vorzulegenden Bejcheinigungen erfege, fo 
auch jene Erklärung die durch Art. 210a. vorgefchriebene 
Befcheinigung vertreten müffe, da eben Zwed und Bedeutung 
beiter — der DBefcheinigungen, die nach Art. 209. der 
General-Verſammlung der Aktionäre etwa von den Gründern 
borgelegt werben, und ber Befcheinigung, bie zufolge Art.210a. 
zum Zweck ver Eintragung ber Geſellſchaft dem Richter 
beizubringen, — ganz wefentlich verfchieden ift; 

daß endlich, wie ſchon von der App.Kammer hervor- 
gehoben worden, ber Cafj.- Kläger felbft die bier in Frage 
jtehende Erklärung, daß 50%, des gezeichneten Kapitals 
eingezablt worden, in feiner Eigenfchaft als Vorſtand ber 
Eiberfelder Disconto- und Wechsler-Banf felbftftändig und 
ohne die notarielfe Urkunde über die Anerkennung ver 
Aktionäre auch nur zu beziehen abgegeben hat; 

[2.] In Erw., daß der Kaff.- Kläger einräumt, daß zur 
Zeit jener Erklärung die fraglichen 50%, nicht baar ein- 
gezahlt gewefen, dagegen aber geltend macht, daß — was 
nach faufmännifchen Anfchaunngen von gleihem Werthe fei, 
— eine Buchung der refp. Beträge zu Laften ber Aftionäre 
ftattgefunten und ein VBerpflichtungss refp. Bürgfchaftsfchein 
vorgelegen Habe; 

daß nun zunächft nach der thatfächlichen Feſtſtellung 
der App.Kammer jeder Nachweis dafür fehlt, daß überhanpt 
vor der Anmeldung zum Handelsregiſter ein Verpflichtungs: 
feyein, wie er behauptet worden, vorhanden gewefen jei; 

daß wenn man aber auch mit dem eriten Richter bie 
Eriftenz eines folchen annehmen wollte, immerhin doch ein 
bloßer Verpflichtungs⸗ reſp. Bürgfchaftsfchein, der gar nicht 
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ben Zweck Hatte, ald Zahlungsmittel zu bienen, fondern 
nur den, die anderweite Zahlung der Uftionäre ficher zu 
ftellen, der bezogenen Geſetzesvorſchrift, welche um ber neu 
Tonftituirten Gefellfhaft parate Mittel zu fchaffen, ver 
„Einzahlung“ von 10 rejp. 20% auf jebe Aftie ver- 
langt, in keiner Weife Genüge geleiftet hätte und daher bie 
Erklärung des af. Klägers zu einer wahren nicht gemacht 
haben würde; 

daß es demnach auf eine Prüfung der Frage, ob dem 
Geſetze hier ansfchlieglih eine Zahlung in baarem Gelbe 
entfpreche oder auch andere Zahlungsmittel als zuläffig zur 
erachten, nicht weiter anlommt; 

[3.] In Erwägung was ſodann den Rekurs bezüglich 
der zweiten Befchultigung angeht; 

daß ber Art. 249 Nr. 3 des HGB.'s die Mitglieder 
des Auffichtsrathes und des Vorftandes mit Strafe bedroht, 
wenn biefelben in ihren Darftellungen, in ihren Ueberfichten 
über den Vermögenéſtand der Gefellichaft oder in ben in 
ber General-Berfammlung gehaltenen Vorträgen wifjentlich 
ben Stand der Verhältniffe der Gefellfehaft unwahr bar- 
ftellen oder verfchleiern;; 

daß ver Begriff des Verſchleierns — und von einem 
ſolchen Handelt es ſich hier — namentlich auch das Ver: 
jhweigen von Thatjachen, welche zu Tennen in dem berech— 
tigten Intereſſe der Betheiligten liegt, umfaßt ; 

daß am 2. April 1872 zwifchen dem Caſſ.⸗Kläger und 
den Mitgliedern des Auffichtsratbes der am nämlichen 
Zage Tonftituirten und am 8. ej. in. das Hanbelsregifter 
eingetragenen Gefellfchaft ver Vertrag abgefchloffen ift, zufolge 
beffen K. unter ben näher angegebenen Bedingungen — 
namentlih gegen eine in acht Jahresraten zu zahlende 
Kapitalabfindung von 100,000 Thlr. — das bis dahin von 
ihm geführte Bankgeſchäft an die Geſellſchaft überteng und 
bie Direktion derſelben zu übernehmen fich verpflichtete, in 
Ausführung dieſes Vertrages auch als Vorftand der Gefell- 
[Haft fungivt und ihre Gejchäfte geleitet hat; 
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daß die auf Art. 211 des HGB.'s geftütte Behauptung 
bes Gafj.- Klägers, daß der genannte Vertrag die Gefellfchaft 
nicht habe verpflichten können, von der App.Kammer aus- 
reichend widerlegt worden ift; 

daß num das angefochtene Urtheil thatfächlich feſtgeſtellt 
hat, daß diefer Vertrag, ber eine erhebliche Kapitalbelaftung 
für die Gefellfchaft enthalte, auch mit Nüdjiht auf feinen 
fonftigen Inhalt in Betreff ver Verzinfung von 50,000 Thlr., 
fowie des Gehaltes und der Zantieme des Caſſ.Klägers 
unter allen Umftänden den Aktionären nicht hätte ver- 
ſchwiegen werben bürfen und hierbei auch auf ven Umftand 
nichts ankommen fann, daß die an ben letteren zu leiftende 
Rapital-Abzahlung für das Jahr 1872 nicht aus Mitteln 
ber Gefellfehaft, fondern aus dem Gründer-Agio gezahlt 
worben ift; 

daß wenn bie App.-Fammer hier erwägt, „daB es 
dahin geftellt bleiben fönne, ob es Taufmännifch richtig ge- 
wefen jein wiirde, fofort im erſten Gejchäftsjahre tie ganze 
Sapitalfumme unter die Paſſiva zu bringen oder in ben 
einzelnen Jahren die alsdann fülig gewordenen Raten in 
diefelben aufzunchmen”, und weiter binzufügt, „daß bie 
Form, in welcher die Bekanntmachung des Vertrages hätte 
erfolgen müfjen, fei es in ver Bilanz felbit, fei e® in anderer 
geeigneter Weife nebenfächlich erfcheine”, damit doch, wie 
fih aus dem Zufammenhange des Urtheild ergiebt, die Ber- 
pflichtung des Caff.- Klägers, dieſe Befanntmachung, im Falle 
diefelbe nicht anderweit gejchab, in der von ihm vorzulegenden 
Bilanz zu bewirken, in feiner Weife in Zweifel gezogen 
werben follte; 

daß nun thatfächlich feftfteht, daß die vorliegende Bilanz 
für das Jahr 1872 von dem fraglichen Vertrage nichts 
enthält, auch in ber General-Berfammlung .v. 26. März 
1873, worin 8. anwefend war, ben Aktionären Kenntniß 
davon nicht gegeben iſt, eine Mittheilung in diefer Beziehung 
vielmehr, fowie eine bezügliche Eintragung in bie Bilanz 
erit im folgenden Jahre ftattgefunten bat; 
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taß bie Verurtheilung des Caſſ.-Klägers, wie e8 aus 
ben Motiven des angefochtenen Urtheils fich ergiebt, ſpeciell 
an die Bilanz bed Jahres 1872 gefnüpft ift, und baher 
die Nüge veffelben, daß e8 an einer Bezeichnung derjenigen 
Darftellung over Vermögens-Ueberſicht, in welcher bie ſtraf⸗ 
bare Berjchleierung enthalten fein folle, bier fehle, ebenfo 
der Begründung entbehrt, als der weiter beregte Umitand, 
daß ter Cafj..stläger — in dem Dispofitive bes Wrtheils 
— mit zwei gleichfalf8 beſchuldigten Aufſichtsrathsmitgliedern 
in einem Satze und ohne jede Sonberung der Zuwiderhand— 
(ung gegen den Art. 249 Nr. 3 eit. für überführt erklärt 
worden, unerheblich erfcheint; 

daß damit auch die weitere Anführung des Caſſ.⸗Klägers 
fich erledigt, die dahin geht, daß mit der: Vorlegung ter 
erwähnten Bilanz feine Verantwortlichfeit aufgehört Habe, 
da ed Sache bed Auffichtsrath8 geweſen fei, diefelbe zu 
prüfen, und den Aktionären darüber Bericht zu erftatten, 
in ter genannten General-Berfammlung aber ein Vortrag 
von ihm gar nicht gehalten worden, da gefeglich bie Ver- 
antwortlichfeit des Auffichtsrath8 neben der des Vorftandes 
befteht, und bie eine, wie bie andere, im vorliegenden Falle 
ftrafrechtlih in Anfpruch genommen ift; 

In Erw. endlich bezüglich des Dolus, 

dag die App. Kammer thatfächlich feftgeftellt hat, daß 
die Verſchweigung des fraglichen Vertrages wifjentlich und 
mit Vorbedacht gefchehen fei, um die Verhältniffe der Ge- 
jellichaft, die für das erfte Jahr ein fehr gutes Gefchäfte- 
Reſultat veröffentlichte, günftiger, als fie wirktich waren, 
darzuftellen, damit aber die Requiſite des ftrafrechtlichen 
Dolus hier gegeben fint. 

Autr. d. GStA.: gleichl. [48.—8.] 


Wegnahme von Erde. - Feldfrevel. - Eivil:Einrede, 


Die unbefugte Wegnahme von Erde ıc. aus 
einem fremden Grundftüde ift ein Feldfrevel (vgl. 
Pr. ZPO. vom 1. Novbr. 1847 $ 42 Nr. 1). 
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Schügt daher der Angeflagte eine Civilberechtigungg- 
Einrede vor, fo muß der Inflanzrichter nach dem 
Gef. v. 31. Jan. 1845 (Gef. v. 14. April 1856 
Art. I.) verfahren, 

SIEB. 5 370 Nr. 2 [n. 5]. 


Erf. (8.1) v. 38. Oltbr. 1875 e. Zabel (662 11. Cr.). 
Anır. db. GStA.: gleicht. [27.- 8] 


Hanfirvergehen. - Geldftrafe. - Umwandlung. 

Die ARD. v. 31. Dezbr. 1836, betr. die Um- 
wandlung der wegen Hauſirvergehens verhängten Geld- 
frafen in Freiheitsſtrafe, war nur an die Bermwal- 
tungsbehörden gerichtet, und nur für diefe maßgebend. 
Die Gerichte hatten Tediglich nah F 31 des Haufir- 
Regulativg zu erkennen, an deſſen Stelle jet $ 29 
des StGB.’ getreten if. 

Regul. v. 28. April 1824 5 31; ARD. v. 31. Dezbr. 1836, 

Ert, (8.1) v. 29. Oftbr. 1875. 0. Derz (623 I. Cr.) 

Der ganze Inhalt der AKO. v. 31. Dezbr. 1836 er- 
giebt auf das. beutlichfte, daß fie nur an die Verwaltungs⸗ 
behörden gerichtet, und lediglich von diefen in Anwendung 
zu bringen ift. Dies gilt auch von der in derſelben ent- 
haltenen Beftimmung, über die Umwandlung ber feftgefegten 
Geld» in eine entjprechende Gefängniß Strafe. Für bie 
Gerichte blieb bei ihren Entfcheidungen die biesfällige Vor: 
fohrift des $ 21 des Haufir-Negulative v. 28. April 1824 
maßgebend, welche mit dem damals geltenden AR. II, 2 
888 im Einflange ftand. Das Lebtere ift aber bereits 
burch ven 8 17 bes früheren Pr. StGB.'s In Wegfall ge 
bracht, wie das Königliche Ober-Tribunal jchon öfter und 
namentlich in den Erfenntniffen v. 3. Novbr. 1855 c. Lobeck 
und v. 8. Febr. 1865 c. Andrä (ROTr. 5. ©. 466) bes 
Näheren ausgeführt hat. Damit iſt auch der 8 31 des 
Haufir-Regulativs v. 28. April 1824 befeitigt worden, fo 
daß gegenwärtig der $ 29 des R.-EIGB.8 in den gedachten 
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Fällen eintritt, und als Bindende Norm angefehen werben 
muß. Der App.-Richter hat daher rechtlich geirrt, wenn 
er, wie gefchehn, die ARD. v. 31. Dezbr. 1836 als eine, 
bie Gerichte verbindende angewendet bat. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [20.—8.] 


Kirche. - Beſchimpfung. - Begriff. 
‚ Eine grobe Schmähung iſt eine „Beſchimpfung“ 
im Sinne des 
.  St08. 8166 [n. 3). 
Beſchl. (1.) v. 29. Oltbr. 1875 eo. Dr. 8. (257B. I. Cr... 
Das AG hatte die Eröffnung der Unterfuhung gegen Dr. 8. 
wegen Beichimpfung einer Einrichtung ber katholischen Kirche (des 
Mönchsweſens) aus $ 166 StGB.'s abgelehnt, weil bie inkfriminirten 
Arugerungen zwar „eine grobe Schmähung“ nit aber eine „Be- 
ſchimpfung“ des Mönchsweſens enthielten. — Auf die NB. des DEIN.’S 
dat das OTr. diefen Beſchluß aufgehoben, meil 
„Beſchimpfung“ und „grobe Schmähung“ nach dem gewühn- 
fihen, auch dem $ 166 zum Grunde liegenden Spradı- 
gebrauche begrifflih für gleichbebeutende Auebrüde erachtet 
werben müßten“. 
Antrag des GStA.: gleichl. [46.—8. | 


Sahrläffigleit. - Gewerbsthätigleit. - Unbefähigter. 
Der Eintritt in eine Thätigfeit, welche eine be- 
ſtimmte Kenntnig und Befähigung nothwendig voraus- 
feßt, ohne den Beweis einer folhen Fann im Falle 
eines demnächſt eingetretenen unglüdlichen Erfolges 
diefer Thätigkeit, den Vorwurf ftrafbarer Fahrläffig- 
keit begründen, wenn der Handelnde fi feiner Un- 
fenntniß bewußt fein mußte und fonad Den einge- 
tretenen Erfolg vorausfehen konnte. 
StGEB. $59 [n. 20a). 


Er. (3.1) v. 2. Novbr. 1875 ce. Siegemund (988 I. Cr.). 
Antr. d. EStN.: gleichl. [37.—8.] 


— — — — 


Nechtſprech. d. K. D.-Tı. ıc. XVL. 45 
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&ift. - Geringe Onnutität. 


Eine ihrer Natur nach zu ben giftigen zählende 
Subftanz, in einer fo geringen Menge, daß die 
Möglichkeit eines gefundheitsbefchädigenden Einfluffes 
auf irgend welchen menſchlichen Organismus ausge- 
Ihloffen wird, ift nicht mehr „Gift“ und deshalb 
ein zur Vergiftung abfolut untauglihes Mittel. — 
Dagegen reicht es zur Annahme der Gift- Qualität 
hin, wenn die betr. Menge genügte, um bie Ge— 
ſundheit irgend eines Menfchen, 3. B. eines Kindes, 
zu befchäpigen. 

StGB. $ 229 [n. 3]. 

Erf. (3.1) v. 3. Novbr. 1875 ce. Blant (813 I. Cr.) 

Die ıc. Bl. hatte der Ehefrau ©., um ihre Geſundheit zu be 
ſchädigen, drei Schwefelhölzer mit zmei Milligramm Phosphor in das 
für die ©. beflimmte Warmbier geworfen. Die Sadverfländigen er- 
Härten, daß Phosphor in fo geringer Onantität für einen erwachfenen 
Menſchen keine Geſundheitsnachtheile zur Folge habe, daß er bagegen 
in gehörig präparirter Form eingeflößt, genügen wird, ben Tod 
eines lleinen Kindes anzunehmen. Die Inflanzgerichte nahmen dem⸗ 
zufolge einen Verſuch mit einem nicht abfolut, fonbern nur relativ 
untaugliden Mittel an. — NB. 

Zurüdweifung. Gründe: 

Richtig ift, daß nicht jede Subſtanz, welcher nach ber 
Terminologie der Wiffenfchaft oder des täglichen Lebens bie 
Eigenfchaft als Gift beigelegt wird, auch im konkreten Falle 
in den Augen bed Geſetzes ohne Nüdficht auf das ange 
wendete Quantum und die möglichen Folgen als folches 
erfcheint. Eine an fich giftige Subftanz in einer fo geringen 
Menge, daß die Möglichkeit eines gefundheitsbejchäbigenden 
Einfluffe® auf irgend welchen menfchliden Organismus 
ausgefchloffen Bleibt, erfcheint nicht mehr als Gift, fie fällt 
unter den Gefichtspunft eines zur Vergiftung abjolut un⸗ 
tanglichen Mittels, während über diefe Grenzen hinaus, ben 
alfigemeinen Grundfäten über ven Verſuch entſprechend, es 
nicht darauf anfommen kann, ob nach Befchaffenheit des 
betreffenden Individuums ber angewendete an fich feiner 
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Menge nah zur Geſundheitsbeſchädigung eines Menfchen, 
und wäre biefer auch ein neugeborenes Kind, geeignete Stoff 
feinen Zwed zu erfüllen vermochte. 

Diejes Auseinanderbalten bei Beſtimmung des Begriffs 
„Gift“ je nach der abjoluten Unmöglichkeit oder ber wenig- 
ftens relativen Möglichkeit einer nachtheiligen körperlichen 
Einwirkung, wie folche bereit in ber Spruchpraris des 
Königl. OTr.'s auf Grund des $ 197 des Pr. StGB.s 
bervorgetreten, liegt ungeachtet de® dagegen von der ange» 
fochtenen Entſcheidung angeregten Zweifels, auch ben Motiven 
bes bier einfchlagenden dem 8 229 des Geſetzes entſprechenden 
8 224 des Entwurfs zum R. StGB. zu Grunde, indem 
diefelben S. 114 in demjenigen Theile ihrer Ausführungen, 
welcher fi auf „Gift“ im Gegenfage zu „anderen Stoffen, 
welche die Geſundheit zu beſchädigen geeignet find”, beziehen, 
ausbrüdtich betonen, daß im Sinne des Geſetzes bie an— 
gewenbete nach der hergebrachten Auffafjung des gemeinen 
Lebens giftige Subftanz auch objektiv geſundheitsbeſchädigend 
fein müffe. Sowie aber hiernach die objektive Geſundheits— 
gefährlichkeit ausreicht, muß bie fubjektive konkrete Geführ- 
lichkeit in biefer Richtung nicht weniger wie die objektive 
Ungefährlichleit der angemwenbeten Mienge von den geſetzlichen 
Merkmalen des Thatbeftandes ausgefchloffen erfcheinen. 

Antr d. GSLA.: gleichl.. [68.—6.] 


Beamter. - Brivat:Eifenbahn. - Stantöverwaltung. 

Hat der Staat den Betrieb und die Verwaltung 
einer Privat: Eifenbahn-Gefellfhaft übernommen, und 
zu dieſem Ende eine „Rönigliche-Direktion” beitellt, 
fo find auch die von diefer innerhalb ihres Geſchäfts— 
Freies angeftellten Perfonen „Beamte. 

SWL. 8 359 [n. 40-42). 

Erf. (3.1) v. 3. Novbr. 1875 o. Kallowsti (803 I. Cr.). 
.Nachdem durch den Vertrag v. 17. Septbr. und bie 
Königl. Beftätigungs - Urkunde vom 13. Oktbr. 1856 (GS. 
S. 857) der Preußiſche Staat für Rechnung dev Ober— 

45° 
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ſchleſiſchen Eifenbahn « Gefellichaft tie Verwaltung und ben 
Betrieb fänmtliher, das Oberfchlefifhe Eiſenbahn-Unter⸗ 
nehmen bildenden Bahnunternehmungen übernommen bat 
und zu dem Ende unter der Benennung „Königliche Direktion 
der Oberfchlefifchen Eiſenbahn“ eine Direktion beftellt ijt, 
welche innerhalb ihres Gefchäftsfreifes die Rechte und 
Pflichten einer öffentlihen Behörde Haben fol, Tann es 
feinem Bedenken unterliegen, daß bie demnächſt von biefer 
Direktion innerhalb ihres Gefchäftstreifes angeftellten Be— 
amten Organe ber Staatdgewalt und im Sinne bed $ 359 
R.StGB.'s Beamte find, ohne daß e8 darauf anfommen 
fann, ob dies bei ihrer Anftellung von ber Direktion 
noch befonders ausgefprochen ift; es kann auch nach ber 
ausdrücklichen Beſtimmung des 8 359 nicht barauf anfommen, 
daß der Angellagte nur probeweife, alfo nicht befinitiv in 
den Dienft aufgenommen war. 

Antr. d, GSM.: gleichl. [30.— 6.) 


Körperverletzung, fahrläffige. - Tridinofe. - Schlächter. 

Aus dem Gewerbebetriebe eines Schlächters kann 
ber Inſtanzrichter die Verpflichtung herleiten, die 
von ihm gefchladhteten Schweine vor dem Verkaufe 
genau auf Zrichinofe unterfuchen zu laſſen, aud 
wenn ein folches Berfahren nicht polizeilich vorge: 
ſchrieben ift. 





StGB. 8 222. 230 [n. 1a| 

Erf. (3.1.) v. 3. Novbr. 1875 0. Lerch :835 I. Cr.\. 

Es fann nicht für rechtsirrthümlich erachtet werben, 
daß einem Schlächtermeifter, vermöge diefes feined Ge- 
werbebetriebe8 die Verpflichtung auferlegt wird, mit allen 
ihm zu Gebote ftehenden Mitteln dafiir Sorge zu tragen, 
daß die von ihm in ben Verfehr gebrachten Fleifchwaaren 
nit von bie Gefundheit ober gar das Leben der Con— 
jnmenten gefährdenver Bejchaffenheit feien, und wenn bie 
Inſtanzrichter Hieraus fpeziell für den Angeklagten auch bie 
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Verpflichtung herleiten, Daß er die zu feinem Gewerbebetriebe 
gefehlachteten Schweine auf Trichinoſe mifrojfopifch unter- 
fuchen laſſen müffe, fo beruht dieſe weitere Feſtſtellung 
auf den beſonderen konkreten Verhältniffen und läßt eben- 
fowenig einen Rechtsirrtgum erkennen, da fich aus der von 
App.⸗Richter als unbedenklich beibehaltenen Feftitellung des 
erften Richters zugleich ergiebt, daß dem Angeklagten das 
Mittel der milrosfopifhen Unterfuchung, deſſen Nichtan- 
werbung ihm zur Fahrläffigfeit zugerechnet worden iſt, 
binlänglich bekannt war, 

Die gedachte aus dem Gewerbebetrieb hergeleitete Ver⸗ 
pflihtung zu befonderer Sorgfalt kann auch rechtlich nicht 
davon abhängig gemacht werden, daß tem Angeklagten bie 
Durchfekung des von ihm verkauften Fleifches mit Trichinen 
befannt gewefen, oder taß die vorgängige Unterfuchung auf 
Zrichinen polizeilich geboten oder wenigftens thatjächlich von 
ben bortigen Schlächtern gehandhabt fei; und inwiefern hierauf 
im Tonfreten Falle gerüdfichtigt werden Tönne, fällt der- 
geftalt dem thatfächlichen Ermeffen der Inſtanzrichter anheim, 
daß eine Erörterung darüber in ber Nichtigkeitsinftanz aus⸗ 
gefchloffen erfcheint. 

Die in der Befchwertefchrift angezogene Entſcheidung 
(vgl. ROTr. 15. ©. 30 f.) wird mit Unrecht aufgerufen, 
ta fie die Beantwortung der Frage, ob mit Rüdjicht auf 
bie Umftände des Falles in ihrem Zufammenhang eine 
Tahrläffigfeit als vorhanden fich darjtelle, als Gegenjtand 
thatjächliher Erwägung behandelt, und mit Rückſicht hierauf 
e8 bei ter Treifprechung von der dort allein in Frage ge- 
ftandenen Webertretung des $ 367 Nr. 7 des R.StGB.'s 
beließ; und gleichergefialt ift in einem fpäteren — dem bier 
verfolgten wefentlich gleichen Falle (vgl. Archiv 22. ©. 613) 
unterm 20. Mat 1874 die gegen die Verurtheilung erhobene 
NB. zurücdgewiefen worden, weil in den feftgeftellten Ton: 
freten Umſtänden die nftanzrichter ohne Verlegung eines 
Geſetzes eine grobe Fahrläffigkeit und eine Vernachläfftgung 
einer Gewerbepflicht erfennen burften. 

Anır. d. EStA.: gleicht. 149. - 6. 
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Angriff, mehrerer. - Verſchiedeuheit der Perfonen. - Ber: 
antwortlichkeit. 


Der Umftand, daß ein Menfch von verſchiedenen 
Perfonen an verfchiedenen Drten und zu verſchiedenen 
Zeiten angegriffen worden ift, ſchließt es nicht aus, 
das Ganze als einen einheitlichen Angriff aufzufaffen, 
wenn die Kenntniß von der Abfiht und dem Zwecke 
des Einen den Andern zur felbfiftändigen Mitwirkung 
beftimmt. 

StB. 8 227 [n. 7a.] Vgl. OAG. Münden v. 16. Ian. 1875 
(8. Entſch. 5. ©. 11). 
Ert. (8. 1.) v. 3. Novbr. 1875 c. Schäfer & Gen. (815 I. Cr.! 

X. war nach ber inftanzrichterlichen Annahme in der Nacht vom ꝛc. 
mehrmals (nah einem einftünbigen Zwildhenraume) von verfchiebenen 
Perſonen angegriffen worben, und hatte babei Körperverletzungen er- 
fitten, welche feinen Tod zur Folge hatten. Gleichwohl ſprachen 
bie Inftanzgerichte bie bei jenem Angriffe Betheiligten von der aus 
6 227 erhobenen Anklage frei, weil biefer $ ein gleichzeitige Augreifen 
mehrerer Perfonen vorausfee, hier aber ber X. von verfchiedenen 
Perfonen zu verfciebenen Zeiten nad zwei Hanptgruppen etwa eine 
Stunde anseinanberliegenden Zeitpunkten und an verſchiedenen Dat 
lichkeiten, wmitteld minbefleus zweier gejonderter Körpernerlegungen 
erlitten babe. — Bernichtung und Zurückverweiſung ber Sade an 
ein auberes AG. 

Die Ausführungen des AG. beruben auf einer Auf- 
faffung bes für bie beiden Thatbeſtände bes 8 227 des 
R.StGB.'s Abſ. 1 und 2 gemeinfchaftlichen Merkmals eines 
„Angriffe Mehrerer”, welche ſich als zutreffend nicht aner- 
fennen läßt. Wenn dabei nämlich das Hauptgewicht Darauf 
fällt, daß die bei dem Angriff hervortretende Thätigfeit der 
Betheiligten, um einheitlich zu fein, eine unter allen Um⸗ 
ftänden gleichzeitige fein, d. h. alſo jede einzelne Angriffe 
Handlung fih ber Zeit nah mit der anderen beiden 
müßte, jo erweift ſich biefe Begrenzung des Begriffs nicht 
weniger als zu eng, wie wenn als ein weiteres, allerbings 
mit weniger Entjchiebenheit hervorgetretenes, Erforderniß 
in dieſer Richtung bie Kontinuität des Vorgangs auch in 
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Beziehung auf den Ort und die betheiligten Perfonen ver- 
langt wird. 

Der Angriff ift die Form, worin die Abficht fich voll» 
zieht, zu irgend welchem Zwecke mittelſt phyſiſcher Gewalt 
auf die Perſon eined Menfchen einzuwirfen. Sowie aber 
die Gleichzeitigkeit der auf jene Wirkung gerichteten Thätig⸗ 
feit mehrerer Perfonen ohne Rückſicht auf die Willens» 
rihtung des Einzelnen regelmäßig das Moment abgeben 
wird, welches die an fich felbftändigen und von einander 
unabhängigen Einzelthätigfeiten zu einer einheitlichen unter 
ber Gefammtbezeichnung „Angriff Mebrerer” zufammenge- 
fasten geftaltet, jo wird doch nicht weniger zugegeben werben 
müffen, daß auch die Kenntniß von der Abficht und dem 
Zwede des Einen den Anderen zur felbftändigen Mitwirkung 
bejtimmen und auf diefe Weife die fucceffive Abficht und 
die jucceffive Thätigfeit Aller in Beziehung auf den zu er= 
reihenden Zwed, wenn fie nicht durch veränderte Zwiſchen⸗ 
entfchlüffe unterbrochen wird, ben verfchiedenen Einzelthätig- 
feiten das Gepräge der Einheitlichfeit verleihen Tann. Bon 
diefem Gedanken aus würde fich 3. B. auch nach gemeinem 
Sprachgebrauch, welchen das Geſetz hier unverfennbar ge- 
folgt iſt, der Angriff derſelben Perjonen, wenn er durch 
die Flucht oder das DVerbergen des Angegriffenen zeitlich 
unterbrochen und erft nach bem Einholen oder Auffinten 
befjetben wieder aufgenommen wird, immerhin nur als ein 
fortgefegter und nicht als ein wiederholter Angriff bezeichnen 
lafien. Was aber von denfelben Perfonen gilt, muß auch auf 
einen eintretenden Wechfel der Angreifer Anwendung leiden, 
denn auch bier hört die Eriftenz des Angriffs dadurch nicht 
auf, daß einer oder einzelne Betheiligte nach deſſen Beginn 
erft beitreten oder vor deſſen Beendigung ſich zurüdziehen. 
Die auf diefe Weife bei dem eingetretenen Erfolge Unbe⸗ 
theiligten kommen zwar bei Zurechnung bes Letteren nicht 
in Betracht, aber die Charalterifirung des ganzen Vorgangs 
als Angriff berührt dieſes nicht. Noch weniger kann ein 
Wechfel in der Dertlichleit des Vorgangs in dag Gewicht 
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fallen, wie dieſer gerade bei eintretender Flucht und Ber- 
folgung in der Natur ver Dinge ſich als begründet barftellt 
Bon diefen Gefichtspunkten aus aber hat das Berufungs- 
gericht ten Vorgang nicht erwogen und unterliegt infofern 
fein Erfenntniß der Vernichtung. Gegenftaud ber anter: 
weiten Prüfung aber wird es fein müſſen, inwiefern bie 
Aufforderung des Hauseigenthiimers zur Entfernung des fpäter 
Getödteten, die Abficht jedes der Angeklagten, viefer Auf- 
forterung zu entſprechen und, wie bie Befchwerbe ber 
StA.⸗ſchaft beifügt, ven gehakten und gefürchteten Getöbteten 
durch Mißhandlungen von der Fünftigen Rüdtehr nach dem 
Dorfe abzuhalten, fowie tie anſcheinend von dem erften 
Richter unter einer Beſchränkung anerkannte Kenntniß jebes 
von dem Entfohluß des Undern oder ber bereits in das 
Werk gefegten Vollziehung beffelben, fofern dieſe Umftänbe 
fih beftätigen, al8 Beweisunterlage für die Annahme eines 
Angriffs Mehrerer ausreichen. 

Auch was insbefondere den in Abſ. 2 des 5 227 vor- 
gejebenen Yall betrifft, welchen die StA.-fchaft in’ ber Ber 
rufungsinſtanz al8 vorhanden erachtete, fo ergiebt fich eine 
weitere rechtsirrthümliche Behandlung darin, daß das Be 
rufungsgericht einerjeitd mehrere an jenem Abend auf ben 
Getöbteten gruppenweife d. h. von Mehreren erfolgte An 
griffe al8 vorhanden anerkennt, andbererfeitd aber zur An 
wenbbarfeit jenes Geſetzes die gleichzeitige Betheiligung Aller 
bei allen Angriffen erfordert. Haben, wie feftgeftelit ift, 
alle Angeklagte den Getöbteten mißhandelt und dadurch ben 
Tod herbeigeführt, fo fchließt dieſes nicht aus, daß bie 
Wirkungen der erjten Angriffe den tödtlichen Erfolg blos 
vorbereiteten und erleichterten, ber lette Angriff aber ben- 
jelben vollendete. Hierüber verbreitet ſich die thatfächliche 
Feſtſtellung nicht, wäre aber folches anzunehmen, fo würde 
ein vechtliche® Hinderniß nicht beftehen den Erfolg ben 
mehreren bei dem lebten Ungriff Betheiligten allein zuzu⸗ 


rechnen. 
Autr. d. EGStA.: entgegen. [68.—6] 
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Strafantrag. - Bormund. - Bormundfchaftlihes Gericht. 


Nah dem Pr. ALR. ſteht das Recht für eineu 
Minderjährigen den Strafantrag zu fielen, dem 
Vormunde, nit dem vormundfchaftlichen Gerichte 
zu. Das legtere ift dagegen befugt dem Vormund 
in der gedachten Beziehung bindende Anmweifungen 
zu ertheilen. 

StB. 8 65 [n. 13. 14]; Bol. RdOTr. 12. ©. 540; 15. S. 219; 
524 ; 16. S. 534 und Minfiig Pr. Bormundfhafte-Ortn. v. 5. Juli 
1875 $ 27. 42. 51. 

Erf. (3.1. 0.4. Novbr. 1875 e. Schaller (968 II. Cr.). 

Nah 8 61 des StGB.'s hat im Falle der Minder- 
jährigfeit der Verlegten, der gefegliche Vertreter berfelben 
das Recht den Strafantrag zu ftellen und der Schwur⸗ 
gerichtshof hat mit Necht angenommen, daß ala gefeßlicher 
. Dertreter ber minderjährigen Sch. nur deren beftellter Vor⸗ 
mund, nicht die vormundjchaftliche Gerichtsbehörde zu er- 
achten fei. Zwar gehören nah ALR. IL. 18 8 6 Unmünbige 
und Minderjährige zu ben Pflegebefohlenen des 
Staats und nah 8 235 a. a. O. follen die venfelben be- 
ſtellten Vormünder als Bevollmächtigte des Staats an- 
geſehen werden. Aber die dem Staate für die Unmündigen 
und Minderjährigen, als feine Pflegebefohlenen obliegende 
Sorge findet nach dem Geſetze eben darin ihren Ansdruck, 
daß den Letzteren Vormünder vom Staate beſtellt werden, 
—87 a. a. O. —, welchen von dem Staat die Sorge für 
biefelben in Anfehung aller ihrer Augelegenheiten aufgetragen 
ft — 833 a.00D,. —. Der ven VBormündern ertheilte Auf- 
trag ift alfo gerade dahin gerichtet, die Pflegebefohlenen in 
Betreff ihrer Perfon und ihres Vermögens zu vertreten; 
— 8231000. —, wie fie denn nach der ansbrüdlichen 
Borfchrift des 8 240 a. a. O. bei Pflegebefohlenen zunächft 
die Stelle der Eltern vertreten follen. Dagegen ftehen bie 
Bormünder bei ber Führung des ihnen übertragenen vor⸗ 
mundfchaftlichen Amts unter der Leitung und Aufficht bes 
vormunbfchaftlichen Gerichts und haben fich dabei nach ben 
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Vorſchriften des Gefees und den befonderen Anweifungen 
bes vormundfchaftlichen Gerichts zu achten. 8 236 a. a. O. 
Wenn fonach die DVertretungsbefugniß der VBormünder in 
ber Aufficht des Gerichts ihre Begrenzung und Beichränfung 
findet, fo gewährt diefe Auffichtegewalt tem Gerichte doch 
andererſeits nur das Necht, auf die Amtsführung der Bor- 
minder durch Anmweifungen einzuwirken, nicht aber dasjenige, 
unmittelbar und felbitftändig handelnd für bie “Pflege- 
fohlenen aufzutreten. 

Antr. d. GSM. : gleidl. 137.—8.] 


Geſchworenenſpruch. — Ausſcheidung eines Begriff3-Merl: 
mals. - Mildernde Umſtände. 


Es Tiegt Fein Widerſpruch darin, wenn die Ge- 
fhworenen der That fehuldig erflären jedoch unter 
Ausscheidung eines wefentlihen Begriffsmerfmals, — 
und gleichzeitig die Frage nad) mildernden Umftänden 
bejahen. | 
Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 97 [n. 14); Bgl RdOTr. 10. S. 395. 

Ert. (3.1) v. 5. Novbr. 1875 c. Maledi (616 I. Cr.) 

Ein Widerſpruch der Ausfprüche auf die beiden Fragen 
fann darin nicht gefunden werben, daß die Schulbfrage mit 
einer Befchränfung, deren Folge bie Freiſprechung des An- 
geflagten war, bejaht und demnächſt auch bie Frage nad 
mildernden Umftänben bejaht worden ift; denn die Geſchworenen 
haben bei Beantwortung ber ihnen geftellten Fragen die recht- 
lihen Folgen der Antworten nicht ind Auge zu faffen; vie 
Nichtberüdfichtigung der rechtlichen Konjequenz ihres erften 
Ausſpruchs begründet daher nicht die Annahme des behaup⸗ 
teten Widerſpruchs. 

Anir. d. EStA.'s: gleichl. | [40.—6.] 





Unzüdhtige Handlung. - Beamter, - Obhut. 
Sin Beamter, welcher mit einer feiner Obhut 
anvertrauten Perfon unzüchtige Handlungen vornimmt, 
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verwirkt nur dann, wenn 'diefe Obhut eine amtlid) 
übertragene war, die Strafe des 
StGB. 8 174 Nr. 2 [n. 13]. 

Beſchl. (1.) dv. 9. Novbr. 1875 c. BI. (197B. I. Cr... 

In Erw., daß, wenn nad 8 174 Nr. 2 St GB.'s mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren beftraft werben follen Beamte, 
die mit Perfonen, welche ihrer Obhut anvertraut find, uns 
züchtige Handlungen vornehmen, es vom Geſetze nicht beab- 
fichtigt fein Tann, die Beamten blos wegen biejer ihrer 
Eigenfchaft auch wegen unzüchtiger mit folchen Perfonen 
verübter Handlungen mit jener Strafe zu belegen, über 
welche ihnen die Obhut Tediglih in Folge von Privat- 
beziehungen und Verhältniffen und nicht al8 eine amtliche 
übertragen worben ift; 

daß für das Gegentheil der weitere Inhalt 
beffelben Abſatzes fpricht, welcher fih auf die Beamten 
bezieht, die eine Unterfuchung gegen bie betreffende Perſon 
zu führen haben, nicht minder ber auf gleicher Linie 
ſtehende Fall des Abſ. 3 deſſelben $, zufolge beffen Beamte, 
auch ohne daß es ber Feltitellung ihrer amtlichen Ver— 
pflihtung zur Obhut der zur Unzucht gebrauchten Berfonen 
beburfte, zu gleicher Strafe verurtheilt werben follen, wenn 
fie nur in Gefängniffen over öffentlichen, zur Pflege von 
Kranken, Armen ober anderen Hülfloſen beftinmten An- 
ftalten befchäftigt oder angeftellt find und mit ben in das 
betreffende Gefängnig oder in bie Anftalt aufgenommenen 
Perfonen unzüchtige Handlungen verüben; 

daß mithin, wie in bem erften Falle des Abf. 2 an 
bie amtlichen Funktionen des Angellagten gegenüber ben 
Mißbrauchten, fo auch im Abſ. 3 die Strafbarfeit an bie 
Thatſache ber Befchäftigung und Anftellung in ben betreffenven 
Anftalten, alfo an das amtliche Verhältniß geknüpft ift, 
durch welches dem Beamten bie Gelegenheit zur Berührung 
mit den zur Vornahme unzüchtiger Handlungen gebrauchten 
Berjonen eröffnet wurde, und überall nur der Mißbrauch 
bed Amtes, welcher fich in den fraglichen Handlungen be= 
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thätigt, als der Grund ihrer befonberen Strafbartet = 
darſtellt; 

daß daher ber 8 174 Abſ. 2 auch bezüglich ſein 
zweiten, bier in Frage ſtehenden Falles nur ſolche Berhi 
niffe im Auge haben kann, in Folge welcher ven betreffet« 
Beamten in tiefer Eigenfchaft die Obhut über bie ıh 
brauchte Perfon anvertraut war, wo mithin tie Obhut 4 
al8 eine Ausübung feiner amtlichen Pflicht oblag; 

daß aber das zmwifchen dem Bürgermeifter und ben m 
ihm angenommenen und gegen Entgeld auf feinem Buree 
befchäftigten Schreiber beftehende Verhältniß, fo wie es ad 
den thatjächlichen Grunblagen des angefochtenen Beſchluſſe 
hier ftattgefunden hat, hierher nicht gehört, derartige Schrei 
vielmehr lediglich Privatgehülfen des Bürgermeifters 
welcher zu deren Annahme nicht amtlich verpflichtet ifl, 
deren Thätigfeit nur wegen feiner perfönlichen Verantır 
lichfeit für ihre Arbeiten zu beauffichtigen bat, aber & 
weitere perfönliche Obhut über feine Schreiber jedenfall 
nicht vermöge feined Amtes auszuüben berechtigt und ver 
pflichtet ift; 

Antr. d. GSM. : gleichl. (32.- 


Rechtsmittelfriſt. - Dienftitunde. 
Eine Redtsmittelfrift ift nur dann gewahrt, wen 
die das Rechtsmittel einlegende Schrift vor Schluf 
der Dienfiftunden [des Tegten Tages] zur Präfen 
tation gelangt ift. 
Ton. v. 3. Jan. 1849 Abſchn. IV [5.459 m. 53]; Bol. RpOLr. 3 
©. 458, 

Beil. (11.) v. 9. Novbr. 1875 c. Schulte (1062 II, Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. (37.—9. 
Erprefiung. - Bedrohter. - Selbftgewährung des Ber: 

mögendvortheils. 

Der Thatbeftand der Erpreffung fegt die Iden⸗ 
tität des Bedrohten und Desjenigen, welcher IM 
Bermögensportheil gewähren fol, voraus; dagegen 
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iſt es nicht erforderlich, daß die angedrohte Handlung 
in ihren Folgen dieſen letztern, oder einen Dritten 
treffen ſollte. 
StEB. 8 253 [n. 14). 

Ert. (3.1.) v. 10. Novbr. 1875 ec. Elia 890 I. Cr). 

Wenn auch zur Anwendung des $ 253 cit. die Identität 
des Bedrohten mit Demjenigen, welcher den Vermögens— 
vortheil gewähren foll, erfordert wird, fo ijt biejelbe im 
vorliegenden Falle feftgeitellt, da zwar der App.-Nichter an 
einer Stelle feiner Begründung erklärt, die Drohung fei 
nicht direft gegen ©. (d. i. den Genöthigten) gerichtet ge- 
wefen, der Zufammenhang der Ausführung aber feinen 
Zweifel barliber läßt, daß nach ber Annahme des Appell.- 
Richters der Akt der Drohung dem Gendthigten ſelbſt gegen- 
über vorgenommen worden iſt und nur die angebrohte 
Handlung (eine Denunciation wegen Diebftahls) in ihrer 
Wirkung nicht ihn, fondern feinen Sohn getroffen haben 
würde. Daß bei dieſer Sachlage eine Bedrohung des Vaters, 
wie dies gefchehen ift, feitgeftellt werben fonnte, unterliegt 
feinem rechtlihen Bedenken. 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6.] 


Strafantrag. - Zurüdnahme. - Einftellung des Verfahrens, 

Wird der Strafantrag im Hauptverfahren zurüd- 
genommen, fo ftellt das Gericht das Verfahren fofort 
durch Beſchluß ein. 

Ein folher Beſchluß ſteht nicht entgegen, dem— 
nächſt die That vom Gefichtspunfte eines Official- 
Delifts aus zu verfolgen. 

SiGB. 8 64 [n. 16). 
Beil. (II.) v. 10. Novbr. 1875 c. Räuber (192 B. II. Cr.\. 

Das OTr. erwog: 

daß es dem Schw.:GH. geſetzlich zuftand, nach erfolgter 
Zurücdnahme des Strafantrages das Verfahren gegen ben 
Angeklagten R. durch Befchluß einzuftellen, injofern nicht, 
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entweder die Thatſache der Zurücknahme ſelbſt oder deren 
Zuläſſigkeit reſp. Wirkſamkeit mit Grund beftritten war; 

daß in erſterer Beziehung die StA.-fchaft nicht be 
hauptet, daß die unter der Zurüdnahme-Erftärung befinblice 
von dem RA. W. Iegalifirte Unterjchrift „Gottlieb Müller“ 
nicht von dem Vater ber Verletzten W. M. herrübre, das 
geltend gemachte Bebenfen aber, welches lediglich aus der 
Stellung des ıc. W. als Vertheidiger des Angellagten R. 
hergeleitet ift, unerheblich erjcheint; 

daß fodann bie bloße Möglichkeit, daß aus der Verhand⸗ 
(ung der Sache eine andere rechtliche Mobifilation fir die 
That fi habe ergeben können, Hier nicht in Betracht 
fommen kann, in der Beſchwerde auch jede nähere Anführung 
dafür fehlt, taß zu einem Vorbehalte im Sinne bes Art. 86 
bes Geſ.'s v. 3. Mai 1852, den der StA. vermißt, ein 
genügende thatfachliche Veranlaffung vorgelegen habe, zuben 
der angefochtene Beſchluß, der nur bezüglich der Anklay 
ber Körperverlekung das Verfahren einftellt, eine andermeit 
Berfolgung des ꝛc. R. auf Grund des $ 366 Nr. 11 de 
StGB.'s nicht ausjchlieft. 

Antr. d. ESA.: gleichl. [48.—8.| 





Real-Koukurrenz. - Einzelftrafe. - Rechtskraft, relative. 
Im Falle einer Real-Konkurrenz if nur bie 
Sefammtftrafe als folde, — nicht die arbitrirte 
Einzelfttafe der relativen Rechtskraft fähig. 
StOB.8 74 [n. 24); Bl. oben ©. 437. 


Ertl. (3.1) v. 11. Novbr. 1875 co. Hagen (1063 I. Cr.). 
Autr. d. GStA.: gleichl. [48.—8.] 





TSheilnehmer. - Geſammt⸗Thätigkeit. 

Es ift nicht erforderlih, dag der Theilnehmer 
(Mitthäter) bis zur Konfumtion der Mißthat, mit 
thätig fei. 

StGEB. 8 47 [n. 10]. Bl. oben ©. 710. 
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Ert. (3.1) v. 11. Nopbr. 1875 e. Körte (1090 II. Cr.). 

Der App.-Richter Tonnte in dem Umſtand, daß Im⸗ 
plovant das Schriftftüd zum Zwecke der Einreichung bed- 
felben bei der Behörde verfaßt hat, feine Theilnahme an 
ber Beleidigung ber Polizeibehörde ohme Verlegung eines 
Gefeges finden, gleichviel ob zur Zeit feiner Thätigkeit das 
Bergehen der Beleidigung ſchon fonfumirt war oder nicht, 
indem dadurch der Begriff der Theilnahme an einer ftraf- 
baren Handlung nicht ausgefchloffen wird, daß der XTheil- 
nehmer nicht gerade bis zur Conſumtion der Strafthat mit 
thätig geweien ift, fowie er denn auch diejenigen Hanb- 
Inngen ber übrigen Mitthäter fich imputixen laffen muß, 
mit denen er in gleichem ftrafrechtlihen Dolus, wie bier 
von den Inſtanzrichtern feftgeftellt worden, die Strafthat 


gemeinfchaftlich verübt bat. 
Antr. d. GStau.: gleich. [14.—-8.) 


Bereine, politiihe. = Befondere. - Schließung answärtiger. 


1. Der Richter, welcher über die Frage zu ent- 
fcheiden hat, ob fih an einem gewiſſen Orte ein be— 
fonderer politifcher Verein gebildet habe, hat dieſe Ent- 
Scheidung nicht lediglich nach dem Inhalt des Statuts, 
fondern unter freier Würdigung aller ermittelten 
Umftände zu treffen und kann fihon in dem felbft- 
fländigen Auftreten eines einzelnen, an defjen Spike 
ftehenden Mitgliedes eine Berhätigung der Gelbft- 
fländigfeit des Vereines felbft erkennen. 

Bon. v. 11. Mär; 1850 8 2. 8b. 


2. Für den Umfang des Preugifhen Gebiets 
kann auch über ſolche politifche Vereine die Schließung 
verhängt werben, welche von einem außerhalb des 
Preupifhen Staats refldirenden Vorſtand geleitet 


werden. 
Bon. v. 11. März 1850 $ 16. 
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Erk. (3.1) v. 11. Novbr. 1875 e. 2. (1080 II. Cr.). 

Die Schließung eines politiichen Vereins hat neben 
ber ben BPolizeibehörten dadurch auferlegten Verpflichtung 
weitere Verhandlungen und eine fonftige Thätigkeit eines 
ſolchen Vereins nicht weiter zu geftatten, nach $ 16 Abi. 2 
des Vereinsgeſ.ss v. 11. März 1850 namentlich die Be 
deutung und Wirkung, daß derjenige, welcher fih an einem 
gefchloffenen politifchen Vereine ferner als Mitglien be 
theiligt, deshalb allein mit Gelbftrafe von 5—50 XTlr 
oder Gefängnißitrafe von 8 Tagen bis 3 Monaten belegt 
wird. Die Schließung bed Vereins enthält fonach ein 
unter Strafe geftellted Verbot der ferneren Betheiligung 
an bem gefchloffenen Vereine. Wenn nun ein Berein in 
feinen Mitgliedern bejteht und demgemäß fih auch auf 
baffelbe geograrhifche Gebiet erſtreckt, in welchem fich ihm 
Mitglieder anfchließen oder für feine Zwede thätig find, 
fo ift e8 felbftverjtändlich, daß ber Staat, teffen Gefeke 
für den ganzen Umfang feines Gebiet verbindlich find, 
auch einem, von einem außerhalb des Staats refibirenden 
Borftande geleiteten politifchen Vereine gegenüber die Maf- 
regel der Schließung für den Umfang feines Gebiets ver- 
hängen Tann, fobald dieſer Verein durch feine im Staate 
oder außerhalb deſſelben wohnenden Mitglieder innerhalb 
des Staatsgebiets bie in feinen Gefegen den Vereinen ge- 
zogenen Grenzen in einer durch dieſe Geſetze mit ber 
Schließung bedrohten Weife überfchreitet. Der Staat fpridt 
durch dieſe Maßregel nur aus, daß ber Verein ſich in 
jeinem Gebiete vergeftalt außerhalb des Geſetzes geftellt 
habe, daß er dadurch der Nechte eined auf Grund bes durch 


die Berfaffung vorbehaltlich der gefeglichen Regelung gewähr⸗ 


leifteten Vereinigungsrechtes beftehenden Vereins nach ben 
Gefegen bes Staates verluftig geworben fei, und indem er 
durch die Schließung für den Umfang feines Gebiets biefe 
Vorausſetzung der eit. Strafandrohung bes 8 16 Abj. 2 
für eingetreten erflärt, tritt er dem ferneren Beſtehen bed 


Vereins in feinem Gebiete und ver bafelbft durch feine | 


| 
| 
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Mitglieder zu entwickelnden Thätigkeit entgegen. Hierzu 
muß ter Staat aber um fo unbebdenklicher für berechtigt 
erachtet werben, ald es fonft von jedem politifchen Vereine 
abhängen würde, durch Verlegung feines Sitzes nad einem 
außerhalb Des Staats liegenden Orte feine Mitglieder von 
ber ihnen unzweifelhaft obliegenden Verpflichtung zu ent: 
binden , innerhalb des Staats die Vereindgefege deſſelben 
zu beobachten, 

Antr. d. ES. : gleicht. [32.—8.] 


Strafantrag. - Behörde. - Bergwerks-Juſpektion. 


Eine Königliche Bergmerfs - Infpeftion ift eine 
Behörde und als foldhe zur Stellung des Straf: 
antrags, wegen einer einem ihr untergeordneten Be— 
amten 20. zugefügten Beleidigung qualifizirt. 

StB. 8 196 [n. 4); 8 114 [n. 6a]. 

Ert. (3. 1.) v. 11. Novbr. 1875 ec. Sauer (1075 II. Cr.). 

Der Appell.» Richter hat den von der Bergwerks-In—⸗ 
fpeftion zeitig geftellten Strafantrag allerdings als einen 
Antrag der Inſpektion als „Behörde“ und nicht als einen 
ſolchen angeſehen, ter von den Mitgliedern der Inſpektion 
mit Rückſicht auf ihre individuellen Perjöntichkeiten geftellt 
fei. Er betrachtet aber auch die fragliche Inſpektion ale 
eine „Behörde” indem er annimmt: die Inſpektion fei zu» 
nächft eine kollektive Mehrheit von Perſonen, welche berufen 
und berechtigt fei, eine vom Staate anerfannte Auctorität 
auszuüben. Er jagt weiter, indem er zugleich die Gründe 
billigt, aus welchen ber 1. Richter, und zwar mit Bezug: 
nahme auf Kloftermannd Kommentar zum Bergwerksgeſ. v. 
24. Inni 1865, die Bergwerks⸗Inſpektion als Behörde an— 
gefehen bat, daß unter einer „Behörde“ ein jedes Organ 
der Staatsgewalt zu verftehen ſei, welche® von biefer Dazu 
berufen jei, nad eigenem Ermefjen für die Zwede des 
Stantes thätig zu fein, und findet, daß dies bei den mit 
per Verwaltung fisfalifcher Bergwerke betranten Kgl. Berg- 

Recht ſpt. d. R.D.-Tr. ıc. XVI. 46 
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werks⸗Inſpektionen unzweifelhaft zutreffe, und dadurch nicht 
ausgefchloffen werde, Daß diefe wieder einer höhern Behörde 
unterworfen feien. Insbeſondere träfen die Vorausſetzungen 
zur Unnahme einer Behörde Seitens ber Bergwerks-In⸗ 
fpeftion zu T. überall zu, wenn biefelbe, wie ber Angeklagte 
felbft behaupte, nur in ber Weberwachung des Betriebes 
ber fisfalifchen Bleierz⸗Grube „Fr.“ beftehe. In dieſen 
grundſätzlichen Annahmen über die Natur einer Behörde 
iſt ein Rechtsirrthum ebenſowenig erfindlich, als dies bei 
der Subſumtion der Inſpektion unter das Prinzip der 
Fall iſt. Sind nämlich auch die Inſpektionen der fiskaliſchen 
Bergwerke in der Nomenklatur des 8 187 des Bergwerks— 
geſetzes nicht unter den Vergwerksbehörden ausdrücklich 
hervorgehoben, fo beftehen fie doch in anerkannter Wirk: 
famteit fort. Ihr Beruf, und ihre Bildung beruht auf 
einem Akt der Staatöverwaltung, welche für die Verwendung 
der fisfalifchen Mittel filr die Zwecke des Staates gefetlich 
bejteht. In der Sphäre ihres Berufs find die Inſpektionen 
ſelbſtſtändige Unterbehörben, welchen bie ökonomiſche und 
technifche Leitung ber fisfatifhen Gruben nah Maßgabe 
ihrer gefchäftlihen Begrenzung und Unterordnung unter 
die Behörden, von welchen fie refjortiren, fonft aber nach 
Ermefjen auszuüben haben, fo daß fie jenachdem nur dem 
Tinanz-Minifter oder dem betreffenden Oberbergamte unter- 
worfen find. Rechtlich Hat alfo der App.-Nichter nicht 
gefehlt, werrn er die Bergwerks⸗Inſpektion von T. als eine 
Behörde im gejetlihen Sinne angefeben hat. Insbeſondere 
ift die von dem Imploranten aufgeftellte Gfeichftellung ber 
Verwaltungen fisfalifcher Bergwerke mit ven Verwaltungen, 
welche zum Betrieb ähnlicher bergwerklicher Anjtalten von 
Privatperfonen aufgeftellt werben, nicht zutreffend, da dieſe 
Berwaltungen einen rein privaten Charakter haben, während 
bie fisfalifchen Verwaltungen von Gruben, Salinen u. dgl. 
zu den Zweden des Staats organifirt find, und zugleich 
bie innere Natur folder Verwaltungen ven ftaatlichen Charalter 


an ſich trägt und mit diefem Charakter bekleidet erfcheint. 
Antr. d. GStA.: gleichl. [27.—8.] 
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Fahrwaſſer. - Störung. - Fluß. - Schiffbarkeit. 

Die Störung des Fahrmwaffers ıc. in einem 
Fluſſe (Kanal) ift nur dann firafbar, wenn dieſer 
ſchiffbar ift, die bloße Flößbarkeit genügt nicht. 

StiGB. 5 821 [n. 4a]. 
Erf. (3. 1.) v. 12, Novbr. 1875 co. Masloch (921 I. Cr.) 

Der Thatbeftand des 8 321 cit. fett, wie der App.- 
Richter mit Recht annimmt, eine gemeingefährliche d. h. eine 
mit Gefahr für das Leben oter die Gefundheit von Menfchen 
verbundene Störung bes Fahrwaffers in einem fchiffbaren 
Strome, jhiffbaren Fluſſe oder fchiffbaren Stanale 
voraus. Hierfür fpricht insbefondere die gemeingebräuchliche 
Bedeutung des Wortes „Fahrwaſſer“ als einer zur 
Schifffahrt geeigneten Waſſerſtraße. Die Ausführung 
der NB., daß das Wort „Ichiffbar” im $ 321 eit. nur 
auf „Ströme” zur beziehen fei, und daß gerade die Neben- 
einanberjtelung der fchiffbaren (öffentlichen) Ströme 
mit ben nicht fchiffbaren Flüffen (Privarflüffen) und 
Kanälen die Annahme redhtfertige, daß der Gefetgeber die 
Gefährpung des Gebrauhs einer jeden zum Trans» 
porte benugten Wafferftraße babe unter Strafe ftellen 
wollen, daß folglich auch der nad Feſtſtellung bes erften 
Richters wenigftens zur Holzflößerei benutzte Wafferlauf des 
Braheflufjes unter dem Schuge bed $ 321 cit. ftehe, ew- 
ſcheint weber mit dem Wortlaute, noch mit der gefeßgeberifchen 
Abficht der mehrgedachten Strafbeftimmung vereinbar. Jene 
Annahme findet auch weder In ben Vorfchriften des ALM. 
II, 15 welche überhaupt zur Interpretation des R.-StGB.8 
nicht herangezogen werben fönnen, noch in den Materialien 
zu dem bem $ 321 cit. zum Grunde liegenden $ 301 des 


Pr. StGB.'s eine Unterftügung. 
Anır. d. BGSA.: gleichl. [46.—6.] 
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Beamter. - Kreis⸗Ausſchuß. - Kreis-Ordnung. - Ber: 
. eidung. 

Die Befugnig des Kreis: Ausfchuffes zur Ernennung 
von Beamten ift auf die in der Kreis⸗Ordnung felbft 
ausdrücklich erwähnten Beamten nicht beſchränkt. Hat 
derfelbe nach einem lokalen Bedürfniſſe auch noch 
die Anftellung Anderer (3.3. eines Amts-Sekretärs) 
beichloffen, fo kann diefem die Eigenfchaft eines Be- 
amten nicht abgefprocden werden, mag er einen 
Dienfteid geleiftet haben oder nicht. 

StGB. $ 359 [n. 31]; Kr.Ordn. v. 13. Dezbr. 1872 8 134 Nr. 2. 
Ertl. (8.1) v. 12. Novbr. 1875 ec. Schwendide (897 I. Cr.). 

Nach 5 134 Nr. 3 der Kreis⸗Ordnung v. 13. Desbr. 
1872 hat der Kreis⸗Ausſchuß die Beamten des Kreifes zu 
ernennen. Welihe Kategorien von Beamten zur Streisver- 
waltung erforderlich find, darüber iſt in der Kreis-Ordnung 
eine Beitimmung nicht getroffen, insbejondere nicht ange- 
ordnet, daß die Befugniß des Kreis-Ausfchuffes zur Er- 
nennung von Beamten auf die in ber Kreis⸗Ordnung felbft 
ausdrücklich erwähnten Beamten befchränft ſei. Es ift baher 
unbebenflih, daß der Kreis-Ansſchuß felbit hierüber nach 
den lokalen Bebürfniffen zu befinten bat, und in ber 
Gircular-Berfügung der WMinifter des Innern und ter 
Finanzen v. 10. Juni 1873 über die Vertheilung ber zur 
Ansjtattung* der Provinzial und Kreisverbände bewilligten 
Fonds (Minifterial-Dlatt der innern Verwaltung ©. 137) 
ift daher auch mehrerer Klaffen von Beamten — insbeſondere 
auch eines Sekretairs — gedacht, welche in der Kreiß-Orb- 
nung nicht erwähnt find. Wenn daher der App.-Michter 
auf Grund der Thatfache, daß in der Kreis-Ordnung bem 
Amtsvorſteher feine mit Beamten:Eigenfchaft ausgeftattete 
Hülfskraft zur Verfügung geftellt jei, zu dem Schlufje ge— 
langt, daß ein Gehülfe des Amtsvorſtehers lediglich in einem 
Privatbienftverhältniffe ftehe, fo ift tiefer Schluß rechtlich 
unhaltbar. Hat der Kreis⸗Ausſchuß die Anftellung eines 
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Amts⸗Sekretairs angeorbnet, fo kann dieſem die Eigenfchaft 
al8 Beamter nicht abgefprochen werden und die Annahme, 
daß F. nur als Privat-Beamter thätig gewefen fei, entbehrt 
daher einer rechtlich zureichenden Grundlage, infofern nicht 
erörtert ift, ob 3. von tem Kreis-Ausſchuß angeftellt worden 
ift, und welche Funktionen ihm übertragen worden find. 
Die Begründung des Urteld des App.-Nichters beruht aber 
ferner auch anf einer Verlegung ver 88333. 359 des St GB.'s. 
Der App.Richter bat zwar anerkannt, daß nach 8 359 des 
StGB.'s die Beamten-Eigenjchaft nicht nothwendig mit der , 
Ableiftung eines Dienfteides zufammenhänge, er hält aber 
dafür, daß bie Beeibigung deshalb von Erheblichkeit fei, 
weil fie erfehen laffe, ob %. bei feiner Verhandlung mit 
dem Angellagten in einer unter Amtseid ftehenpen 
Amts» oder Dienftpflicht thätig gemwefen fe. Durch ben 
zweiten Sag dieſer Argumentation wird ver erfte feinem 
Wefen nach aufgehoben und zugleih in den 8 333 des 
StGB.'s eine Unterfcheidung hineingetragen, welche durch 
Faſſung und Zweck diejer Beftimmung nicht begründet, viel» 
mehr durch 8 359 des StGB.'s geradezu ausgefchloffen ift. 
Wenn die Beamtengqualität im Sinne des St GB.'s von 
ber Leiftung des Dienfteivs überhaupt nicht abhängig ift, fo 
fann die Beichränfung des Dienfteided auch nicht zur Bes 
gründung der Behauptung herangezogen werben, daß bie 
Beamtenpflichten durch den Dienfteid befchränft feien. Es 
liegt dieſer Auffafjung vielmehr eine Verwechſelung ber 
Pflihten des Beamten in Bezug auf die ihm fpeciell über- 
tragenen Funktionen mit der allgemein aus der Beamten⸗ 
ftelfung, wie auch aus ber im konkreten Falle in Rede 
ftehenden Stellung fich ergebenden, ohne fpeciellen Auftrag 
zu erfüllenden Pflicht zum Grunde In letzterer Beziehung 
wird die Dienftpflicht des Beamten durch ten Dieniteid 
nicht begrenzt, das dienſtlich pflichtmäßige Verhalten des 
Beamten ift durch die Erfüllung der ihm fpeciell über» 
tragenen Funktionen nicht erfchöpft, und wenn baher ber 
App.-Richter zur Verneinung der Trage nach dem Vor⸗ 
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hanbenfein einer Amts- oder Dienftpflicht Durch die Be- 
trachtung gelangt, daß 8. nur ale Protolollführer 
($ 147. 148 der Kreis⸗Ordnung) vereidet fei, fo iſt diefer 
Grund, wie gezeigt, rechtlich unhaltbar. 

Der App.-Richter hat ferner auch die Frage nach ber 
Dienftpflicht des 3. aus bem Grunde verneint, weil %. bei 
der Verhandlung mit dem Angeflagten nicht amtlich thätig 
gewefen fei. Auch hierin liegt ein Rechtsirrthum, da bie 
Amts: und Dienfipflicht nicht auf die während der amt- 
lihen ZThätigkeit vorkommenden Thatfachen befchräntt ift, 
vielmehr die Verlegung jener Pflicht ſehr wohl durch die 
Unterlaffung der Anzeige über Wahrnehmungen, welche 
außerhalb viefer Thätigkeit gemacht waren, begründet fein 
kann. Es wäre daher eine fpecielle Prüfung, inwieweit %. 
in feiner Eigenfchaft als Amts-Sefretair, oder in der Eigen- 
Schaft als Protokollführer durch die Unterlaffung der Anzeige 


feine Dienftpflicht verlegt haben würde, geboten gewejen. 
Antr. d. ESA.: gleichl. [40.— 6.] 


Disziplin. - Rechtsanwalt. - Sitzung. - Form des Ber: 
fahrens. - Berufung. 

1. Für das Verfahren, welches zu beobadten 
ifl, wenn über ein von einem Rechtsanwalt in einer 
Sitzung verübtes Dienfivergehen in Derfelben oder 
einer folgenden Sitzung erkannt werden fol, — 
find Feine beftimmten Formen vorgefchrieben; die ge- 
wöhnlichen Formen des Disziplinarverfahreng bleiben 
außer Anmendung; insbefondere bedarf es Feiner 
vorgängigen Vernehmung des Beſchuldigten, Feines 
Eröffnungs-Beſchluſſes und Feiner Borladung. 

2. Hat in dieſer Weife ein Gericht erfter In⸗ 
ftanz erkannt, fo ift für die Berufung dag Ober- 
Zribunal zuftändig. 

Geſ. v. 21. Juli 1852 $ 75. 
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Ert. (I. Eiv.-Gen.) v. 15. Rovbr. 1875 0. Rechtsauw. G. (112 D. 
I. &iv.-Sen.) 


Der 8 75 bes Geſetzes hetreffend die Dienftvergehen 
der nicht richterlichen Beamten vom 21. Zuli 1852 ertheilt 
ven Gerichten die Befugnif, 

über. Dienfivergeben eines Rechtsanwalts, melde in einer 

Sitzung vorfallen, in berjelben ober einer fortgefegten 

Sißung zu erkennen. 
Die Beobachtung beftimmter Formen ift hierbei nicht vor⸗ 
geſchrieben, und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei einem 
Urtel, welches unmittelbar auf die Begehung der ſtraf— 
baren That folgen ſoll, die gewöhnlichen Folgen des Dis— 
jiplinar-Unterfuchungs-Berfahrens Feine Anwendung finden 
können. Es ift nur erforberlih, daß gerichtöfeitig eine 
Itrafbare Handlung während der Gerichtsfigung Tonftatirt 
iſt, und es iſt gänzlich in das Ermeffen des Gerichts geftellt, 
ob und welche Maßregeln daſſelbe etwa vor der Fafjung 
und Verkündung des Urtels anzuorbnen für geeignet Hält. 
Eine Citation zum Disziplinarverfahren, eine Mittheilung 
über beffen Einleitung, überhaupt ein befonderer Einleitungs- 
beſchluß und fogar eine vorgängige verantwortliche DVer- 
nehmung bes zu Beftrafenden find weber geſetzlich vorge⸗ 
ſchrieben, noch ift bazu im vorliegenden Falle wegen beſonderer 
Umftände eine Beranlaffung gegeben. Der Angejchulbigte 
hat fich vor Beendigung der Sigung aus dem Gerichtslokal 
entfernt und bat fih beim Wiederaufruf der Sache vor 
Verkündung des gegen ſihn ergangenen Urtels nicht ein« 
gefunden. Durch die freiwillige Entfernung hat er die Be⸗ 
fugniß des Gerichts, fofort zu erfennen, nicht befeitigen 
Innen, und das Gericht hat feine Befugniß nicht über- 
[&hritten, indem es alfein auf Grund der von ihm während 
der Sigung gemachten Wahrnehmungen und ohne weitere 
Maßnahmen zum Erfenntniß und beffen Verkündung vor» 
ging. Der Angefchuldigte hat alfo feinen Grund zur Be 
ſchwerde darüber, daß er ungebört verurtheilt fei, und feine 
Ausftellungen gegen das Berfahren des erften Richters 
find unbegründet. 

Antr. d. GſtA.: gleichl. [—8.] 
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Neutral Moresnet. - Ausland. - Militärpflict. 


Das gemäß Orenzvertrag vom 26. Juni 1816 
zwifchen Preußen und Belgien gemeinfchaftlich ge: 
bliebene fog. neutrale Gebiet von Moresnet ift nidt 
Ausland. Kin dort von eingewanderten Preußen 
geborener Sohn ift in Preußen militärpflichtig. 
Bund.⸗Geſ. v. 1. Juni 1870 über Erw, u. Berl. der Bund.⸗ uud 

Staats-Aungeb. $ 3. 

Erf. (3. IL) v. 16. Novbr. 1875 e. Conften (799 11. Cr.) 

Non den Bewohnern bes an ben Preuß. Regierungabezirt Aache 
anftoßenden, gemäß Greuzvertrag vom 26. Juni 1816 zwifchen Preußen 
und ben Nieberlanden (jetst Belgien) gemeinfhaftlich gebliebenen fer 
neutralen Gebiets von Moresuet werben biejenigen, welche bereits zu 
Zeit jenes Grenzvertrage® dort wohnten, fowie bereu Radhlemma 
von jeber in beiden Staaten von dem Militärbienft freigelaffen. De- 
gegen bat bie beigiiche Regierung feit lange bie fpäter in das meutrak 
Gebiet eingewanberten Belgier und deren Nachkommen zu ihren 
Militärdienſt herangezogen. in Gleiches hat neuerdings die Prer⸗ 
Bilde Hegierung auch in Betreff ber in das Gebiet eingewanderten 
Preußen angeordnet. Im Folge beffen erging gegen C., der in biedem 
Gebiete von im daſſelbe eingewanberten preußifgen Eltern geborem if, 
bei dem Polizeigeriht zu Eupen Berurtheilung auf Grund eiza 
Polizeiverorbnung ber Kgl. Regierung zu Aachen, wodurch bie nuter⸗ 
bliebene Anmeldung Militärnflictiger zur Stammrolle mit eine 
Seldfirafe von 10 Sgr. bie 10 Thlr. bedroht wird. Gegen bas tm 
firmatorifhe Urtheil bes Zuchtpolizeigerichts zu Aachen ergriff € 
Cafſationsrekurse, weil das in Nebe lebende Gebiet nicht zu Preußea 
gehöre, fomit auch deſſen Bewohner nicht in Preußen militärpflictig 
feien. — Bermwerfung. Gründe: 

In Ermw., daß Eafj.. Kläger, wie in thatfächlicher Be 
ziehung feftfteht, ein Sohn urfprünglich prenfifcher Eltern 
und daher nach 83 des Bundeegefeges über den Erwerb 
und ben Berluft der Bundes und Staatsangehörigkeit vom 
1. Zuni 1870 (Bdo.G.⸗Bl. S. 355), welcher mit $ 2 des 
Pr. Geſ.'s v. 31. Dezbr. 1842 (GS. von 1843 ©. 15) 
im Wefentlichen übereinftimmt, Preuße und Dentjcher ifl, 
fofern er nicht diefe Eigenfchaft, wie er behauptet, in Folge 
ber Thatſache verloren hat, baß feine Eltern vor länger 
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als zehn Fahren ihren Wohnſitz in dem Gebiete des foges 
nannten Neutral-Viorednet genommen haben ; 

in Erw., daß nad 8 21 des cit. Bundesgeſ.'s, ſowie 
S 23 des cit. Preuß. Gef.’ ver zehnjährige Aufenthalt in 
jenem Gebiete den Berluft der Staatsangehörigfeit ale 
Preuße und fomit ter Eigenfchajt als Deutfcher nur dann 
herbeigeführt haben würde, wenn baffelbe al8 Ausland zu 
betrachten wäre; 

daß nun aber das Gebiet des ſog. Neutral-Moresnet 
einen Theil besjenigen Territoriums bildet, welches durch 
den Artifel 1 des zweiten Parifer Friedens vom 20. No> 
vember 1815 von Franfreih an die verbündeten Mächte 
förmlich abgetreten und ſchon durch die Art. 25. 65. 66 
ver Wiener Congreß-Akte v. 9. Juni 1815, deren Art. 66 
mit tem Art. 2 des Traktates zwifchen den Stönigveichen 
Preußen und ber Nieberlante v. 31. Mai 1815 (Anhang 
zur GS. von 1818 ©. 22) wörtlich übereinjtimmt, als zu 
ven Königreichen Preußen und der Niederlande gehörig an. 
erfannt worden ift; 

daß die in Gemäßheit bes Art. 66 eit. zur genaueren 
Beltimmung der Grenze zufammengetretenen Commtiffionen 
fih nad Inhalt des Art. 17 des Grenzvertraged vom 
26. Yuni 1816 (Anhang zur GS. von 1818 ©. 84) nicht 
vollftändig haben einigen können und daß in Folge deſſen 
tie Staatshoheit über das Gebiet des ſog. Neutral⸗Moresnet 
zwifchen den Stönigreichen Preußen und ber Niederlande 
(jet Belgien) ftreitig geblieben ift; 

baß ein berartiger Streit über die Staatsgrenzen nur 
durch Vereinbarung ber beiderfeitigen Regierungen feine 
Erledigung finden Tann, daß aber fo lange dies nicht ge⸗ 
ſchehen ift, Preußifche Gerichte nicht befugt find, ein Gebiet 
ale Ausland anzufehen, welches von der Krone Preußen 
als der Preußiſchen Staatshoheit unterworfen betrachtet wird; 

in Erw., baß fonach die Anführungen in der Eaffations- 
fchrift, Das fog. Neutral⸗Moresnet habe früher zu Frankreich 
gehört; es fei in dem gefchloffenen Frieden nicht ansbriiclich 
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an Preußen übergeben nnd daher in bemfelben noch bie 
franzöfifchen Gefege in Gültigkeit; e8 fei in Beziehung auf 
die Zölle al8 Ausland behandelt, auch feien die Bewohner 
beffelben bisher nicht zum Preußifchen Mititärbienfte beran- 
gezogen worden, theil® als ımerheblich, theild als unrichtig 
ſich darftellen; 

in Erm., daß daher das angegriffene Urtheil durch bie 
Annahme, der Caſſationskläger habe durch feinen Aufenthalt 
in dem fog. Neutral-Moresnet feine Eigenfchaft als Preuße 
und folglich als Deutfcher nicht verloren, fein Gefeg verlegt 
hat; daß damit aber der Grund zerfällt, aus welchem 
Saffationskläger feine Befreiung vom Militärbienfte herleitet. 

Antr. d. ESA.: gleichl. [14.—8.] 


Hausfriedensbruch. - Dienitlofal. - Strafantrag. 


Ein untergeordneter Beamter, welcher zeitweife 
die dienſtliche Ober-Auffiht über ein Dienfllofal 
führt, kann wegen eined in diefer Zeit in derfelben 
verübten Hausfriedensbruchs den Strafantrag ftellen. 

StGB. $ 123 [n. 14]. 
Erf. (3.11) v. 16. Novbr. 1875 e. Fahnert (1061 IL. Cr.). 

Das Vergehen des Hausfriedensbruchs ift in einem 
Polizeiwachtlokal zu M. zu einer Zeit, wo die Schugmänner 
M. und ©. dort die Wacht hielten, und zwar gegen biefe 
jelbft begangen worden. Wenn der App.-Richter außerdem 
feftftellt, daß die genannten Schutlente damals zugleich „bie 
bienftlihe Dberaufficht" über das in Rede ſtehende 
Wachtlokal gehabt hätten und hieraus folgert, daß denſelben 
auch das Necht zugeftanden habe, den im 8 123 des 
StGB.'s für nothwendig erklärten Antrag auf Verfolgung 
zu ftellen, fo iſt hierin ein Rechtsirrthum nicht zu erfennen, 
weil e8 in der Natur der Sache liegt, daß in öffentlichen 
Dienftlofalen, in welchen nicht zu allen Zeiten immer bie 
felben Perfonen die Funktionen des Hausherrn zu verjehen 
haben, die Ausübung dieſer Verrichtungen mit den Perfonen 
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wechſelt, die jedesmal daſelbſt ihre dienſtlichen Obliegenheiten 
zu verſehen haben. 
Antr. d. Gſtau.: gleichl. 127. - 8. 


Gewerbe. - Vertreter. - Eigene Nechnung. 

Derjenige, welcher die polizeiliche Genehmigung 
erhalten hat, als Stellvertreter eines Anderen (3.3. 
einer Wittwe) ein Gewerbe zu betreiben, macht fich 
ftrafbar, wenn er nunmehr das Gewerbe für eigene 
Rechnung, alſo ſelbſtſtändig, betreibt. 

B.Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 45. 46. 33. 147 Nr. 1. 
Ert, (3.11) v. 16. Novbr. 1875 0. Kerlenberg (1102 II. Cr.). 

[E8 fann den Angeklagten nicht von der Strafe ver 
Sewerbe- Polizei» @ontravention befreien], daß die Polizei: 
Behörde die Bertretung der Wittwe F. durch ihn ge— 
nehmigt Hat, und ein folcher Vertreter nach 88 45. 46 der 
B.⸗Gew.⸗Ordn. allen Erforderniffen genügen muß, bie für 
den felbjtftändigen Gewerbebetrieb vorgefchrieben jind. Ent- 
fheidend it, daß der Implorant das Schanfgewerbe in 
bem von beffen früherer Inhaberin gemietheten Lofale für 
eigene Rechnung, alfo felbftftändig betrieben bat. 
Denn dazu mußte er für fich ſelbſt eine Erlaubniß nach— 
juchen (8 33 1. c.) und dafür daß er ſolches unterlaffen hat, 
trifft ihn die im 8 147 Nr. 1 angedrohte Strafe ohne 
Rückſicht darauf, ob er den im $ 33 aufgeftellten Bedin⸗ 
gungen, bei deren Vorhandenfein ihm die nachgefuchte Er» 
laubniß zu ertbeilen gewejen wäre, hätte genügen können 


oder nit. 
Antr. d. ESH.: gleichl. [28.—8.) 


Unbefngte Jagd. - Weitfälifhe Landgemeinde. - Amt- 
mann. - Antrag. 

Iſt in einer weftfälifhen Landgemeinde über die 

Ausübung der Jagd eine gültige Verfügung nicht 

getroffen, jo ift im Falle eines Vergehens gegen 
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$ 292 StGB.'s der Amtmann zur Stellung dee 
Strafantrages befugt. 

StGB. 5 292 [n. 291 $ 61 [n. 10] 865 [n. 3. 9a]; Jagd⸗Pol.⸗Geſ. 
v. 7. März 1850 (85. S. 165) 8 4; Landgem.Ordn. f. Weftfahlen 
v. 19. März 1856 (ES. ©. 265) $ 2 egg. 

Ertl. (3. 1.) v. 16. Novbr. 1875 e. Linnenfhmidt (1023 II. Cr.\. 

— — Es handelt fih um bie Frage, von welchem Berechtigten 
bei ber obmwaltenben Sachlage, in ber Über bie Jagd auf den Grund 
flüden der betheiligten Grundbeſitzer feine gültige Verfiigung getroffen 
war, (bei ber Berpadhtung war der Gemeindebezirk in mehrere Jagb- 
bezirke getheift und bierzu nicht die uach $ 4 Jagdpolizeigeſetzes er- 
forberlihe Genehmigung der Auffichtebehörbe eingeholt worben), ber 
Antrag anf Strafverfolgung gegen ben Angeflagten, namentlich ob et 
von dem Amtmann wirkſam geftellt werden konnte. — Die Ieptere 
Frage ift zu bejahen. — 

Nah 89 des Yagbpolizeigefeges werben bie Beſitzer 
ber einen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke in allen Jagd— 
angelegenheiten burch die Gemeindebehörbe vertreten. Die 
agbangelegenheiten werten alfo, wenn gleich dabei nicht 
Angelegenheiten ber politifchen Gemeinde, fondern Der Jagd⸗ 
interefjenten in Frage Stehen, in dieſer Richtung als Gemeinde: 
angelegenheiten behandelt. Ihre Wahrnehmung umd Der: 
tretung ift durch das Gefeg den Gemeindebehörden und 
zwar, wie fi) daraus felbjtverftänblich ergiebt, unter den⸗ 
jenigen Formen und nach derjenigen Verfahrungsweife, wie 
fie für die Gemeindeangelegenheiten in ten betreffenten 
CS pezialgefegen norgefchrieben find, übertragen worden, (vgl. 
Erk. d. U. Sen. v. 3. Desbr. 1868 Str. Arch. Bd. 76 ©. 3). 
Nah Vorfchrift d. Landgem.Ordn. f. Weftfalen v. 19. Mär 
1856 bildet jede Gemeinde eine Korporation unter einem Ge 
meinteveorfteher und mit eigener Verwaltung und Vertretung 
82a.0.0D. Sie wird in ihren Angelegenheiten durch bie 
Gemeindeverfammlung und ven Gemeindevorfteher vertreten. 
Der Gemeindevorfteher ift die ausführende Behörde 8 23 
0.0. O.  Gemeindeverfammlung und Gemeintevorfteher 
bilden danach allerdings die Gemeindebehörte, welcher nad) 
89 bes TYugppolizeigefege® auch vie Wahrnehmung und 
Vertretung ber Jagdangelegenheiten obliegt, (vgl. Erkenntniß 
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bes Ober-Tribunald vom 1. Dezbr. 1870, Entſch. Bo. 68 
S. 31). Damit ift aber die Trage, wem im Falle eines 
Eingriffs in das Jagdrecht ter Gemeindeintereffenten das 
Recht auf Stellung des Strafantrags zuftehe, insbeſondere 
nicht entfchieten, daß die Gemeintebehörde, beziehungsweife 
der Gemeindevorfteher als ausjührende Behörde allein und 
ausſchließlich zu dem Antrage auf Strafverfolgung berechtigt 
fei. Es kommt dabei die dem Amtmann bei der Verwaltung 
der Gemeindbeangelegenheiten nach den Beftimmungen ver 
Lanbgemeindeorbnung für Weftfalen angewiefene Stellung 
in Betracht. Der Amtmann fteht an der Spike bed ber 
Hegel nad) aus mehreren Gemeinden gebildeten Verwaltungs⸗ 
bezirfs (Amt) und es liegt ihm die Verwaltung der Amts— 
Kommunal-Ungelegenheiten und der Polizei im Amtöbezirke 
ob, 854. 74, ngl. 69. 75. 76 a. a. O. Zugleich ift ihm 
die Beauffichtigung der Yingelegenheiten ber zum Anıte ge 
börigen Gemeinden, insbefondere ihres Etat- und Rechnungs— 
wefens übertragen, $ 74 Abſ. 2 a. a. DO. Der Gemeinde» 
vorfteher hat unter feiner Aufficht die Gemeindeangelegen⸗ 
beiten zu verwalten und die Ortspollzei zu handhaben, 
8 41 Abſ. 1 a. a. O. Als Ausflug der dem Amtmanne 
danach vom Staate übertragenen Beauffichtigung der Ge⸗ 
meinbeverwaltung find demjelben aber auch eine Reihe von 
Befugniffeneingeräumt, mitteljt deren er in umfangreicher 
Weife zur unmittelbaren materiellen Einwirfung auf Die 
Berwaltung der Gemeindeangelegenheiten felbjt und zur 
Theilnahme an derfelben berufen ift. Die Verwaltung bes 
Semeindevorftehers ift Feine überall felbftftändige und aus— 
fchfiegliche. Der Haushaltsetat der Gemeinde wird von 
ihm in Gemeinjchaft mit dem Amtınann entworfen, $ 46 
a. a. O., die Jahresrechnung gemeinfam mit dem Amtmanı 
revidirt 848 a. a. O. Er verwaltet die Einkünfte der Ge- 
meinbe unter Mitwirkung des Amtmanns, 849 a. a. O. 
und iſt in Betreff beftimmter im Gemeinvdeverbande befind- 
licher Güter zum Erlaffe.von EStrafverfügungen nicht befugt, 
welche er vielmehr bei dem Amtmanne in Antrag bringen 


[16. Noobr. 1875.] 134 


muß, 8 41 Abf. 2 a.a.D. Dem Amtmann müſſen ferner 
nicht allein die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung vor 
ber Ausführung vorgelegt werben, welche er in den geeig- 
neten Fällen beanftanden kann, SS 31 Abf. 2 und 3, 37, 
vergl. auch 13. 32. 51. 57 a. a. O., fondern er faun anch 
nach feinem Ermefjen den VBorfi in der Gemeindenerfamm- 
lung übernehmen und hat bei Stinmmen-Gleichheit die ent- 
fcheitente Stimme. Der Amtmann leitet die Gemeinde 
wahlen, 828 a. a. O., und es fteht ihm die Ernennung 
beftimmter Gemeindeunterbeamten und Diener zu, & 43 
a. a. O. Endlich müffen alle Urkunden, durch welche die 
Gemeinde verpflichtet werden ſoll, von dem Amtmann und 
dem Gemeindevorſteher vollzogen werden, 865 a. a. DO. 
Eine fo geartete mit entfheidendem Einfluffe auf die Ver— 
waltung der Gemeindeangelegenheiten verbundene Auffichte- 
ftellung läßt den Amtmann bei ftrafbaren Eingriffen in das 
Jagdrecht der Gemeinteintereffenten al8 unmittelbar Be— 
theiligten erfcheinen und er ift Daher zur ſelbſtſtändigen 
Stellung von Strafanträgen in bdiefer Richtung nach An 
leitung des $ 61 ded StGB.'s unzweifelhaft berechtigt. 
Steht ihm — mie hervorzuheben ift, — in Folge feines 
Auffichtsrechted eine Theilnahme an den Gemeinbebefchlüffen 
unter beftimmten Umftänden zu, und ift, — was ine 
befondere die hier in Rebe kommenden Jagdangelegenheiten 
betrifft, — die Gültigfeit gefchloffener Jagdpachtverträge 
von feiner Vollziehung verfelben abhängig gemacht, fo fann 
auch nicht in Abrede genommen werben, daß durch ftraf- 
bare gegen das Jagdrecht der Gemeindeintereffenten gerich 
tete Handlungen eine Verletzung eigenen Rechtes ihm 
gegenüber begangen wird,. welchem er durch Herbeiführung 
der Strafverfolgung entgegenzutreten befugt if. Es bedarf 
alfo nicht einmal ber weiteren Erwägung, daß ber Amtmann, 
wie er als vorgefeßte Verwaltungsbehörde unzweifelhaft be 
rechtigt erfcheint, den Gemeindevorfteher, welchen das Gefek 
ausprüdtih als fein Organ und feine Hülfsbehörde für 
alle Angelegenheiten feines Gefchäftstreifes bezeichnet 8 41 
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Abſ. 2 a. a. O., zur Stellung von Strafanträgen gegen 
Jagdkontravenienten anzuweifen, auch befugt fein muß, nad) 
feinem Ermefjen, 3.2. in Fällen der Gefahr im Verzuge 
oder wenn ihm, — wie im vorliegenden Falle gefchehen, — 
ber Gehorfam verweigert wird, die der ihm untergeorbneten 
Semeindebehörde obliegende Vertretung der Jagdintereſſenten 
in die Hand zu nehmen und für dieſelbe durch ſelbſtſtändige 


Stellung des Strafantrags einzutreten. 
Antr. d GStA.: gleichl. [37.—8.] 


— 





Grundabgabe. - Kämmerei⸗Kaſſe. - Adminiftration. - 
Erelntion. 


Eine auf einzelnen Grunpftüden haftende an bie 
Kämmerei-Kaſſe einer Gemeinde zur Dedung der 
KRoften der Gemeinde» Berwaltung im Allgemeinen 
zu entrichtende Grundabgabe ift fein „Gelobetrag für 
Dienfte” im Sinne des $ 54 und 68 der GStädte- 
Dronung, gehört vielmehr zu den „Gemeindegefällen“, 
welche der Einziehung im Wege der adminiftrativen 
Exekution unterliegen. 

Städte⸗Ordn. v. 30. Mai 1853 $ 1 Nr. 15. 54. 68. 
Erk. (3.11) v. 16. Novbr. 1875 e. Stöwafe (1112 IT. Cr.) 

Wenn ber 8 68 der Städteordnung v. 30. Mai 1853 

beftimmt: 
„Die Gemeindeabgaben und bie Gelbbeträge ber Dienfle 
($ 54), fowie die Abgaben für bie Theilnahme an ben 
Nubungen ($ 52) und die fonfiigen Gemeindegefälle, werben 
von den Säumigen im Steuereretutionswege beigetrieben“, 
der darin in Bezug genommene $ 54 aber verorbnet: 
„Die Gemeinde kann durch Beihluß der Stadtverorbneten 
zur Leiftlimg von Dienftien (Hand- und Spanubdienften) Be- 
hufe Ausführung won Gemeindearbeiten verpflichtet werben; 
die Dienfte werden in Gelde abgefhätt, bie BVertheilung 
geihieht nah dem Maßſtabe der Gemeinde-Abgaben, ober 
in deren Ermangelung nah dem Mafftabe ber direlten 
Steuern. — Abweihungen von dieſer Vertheilungsart be- 
dürfen der Genehmigung, der Regierung Die Dienfle 


[17. Novbr. 1875.) 136 


fönnen, mit Ausnahme von Notbfällen, durch tangliche 
Stellvertreter abgeleiftet, ober nad der Abſchätzung an die 
Gemeindelaſſe bezahlt werten“, 
fo ergiebt fehon der Wortlaut dieſer Borfohrift, daß barin 
nur von foldhen Geldleiftungen die Rebe ift, die an bie 
Stelle beftimmter, zu vorübergehenden Zweden für 
die Gemeinde zu leiftenden Dienfte treten follen, daß aber 
anf einzelnen Srundftüden haftende, an die Kämmereilaſſe 
zur Dedung der Koften der Gemeindeverwaltung im All⸗ 
gemeinen zu entrichtende Srundabgaben, mögen fie auch 
nah ihrer urfprünglichen Entftehungsart mit dem Namen 
„Dienftgelder” bezeichnet werben, zu den in ben 88 54 
und 68 a. a. O. erwähnten „Seldbeträgen für Dienſte“ 
nicht gehören. Hierand aber folgt weiter, daß Das vor 
liegende auf dem Grunpftüde des Angeklagten haftende ſo— 
genannte Dienftgeld zu den „Gemeindegefällen“ gerechnet 
werden muß, die nach dem $ 68 ber Städteordnung vom 
30. Juli 1853 der Einziehung im Wege der abminiftrativen 
Exekution unterliegen. 
Autr. d. GStA.: gleicht. [28.- 8. 


Widerſtand. - Rechtmäßige Amtsansübung. 


Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung eines 
Exekutors wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß er 
dem Exequenden den fchriftlihen Crefutionsbefehl 
. nicht vorgewiefen und ihn, als er ihm nicht. in feiner 
Wohnung fand, herbeigerufen bat. 

StB. $ 113 [n. 15). 

Ertl. (3. 1.) v. 17. Novbr. 1875 c. Klein (925 I. Cr.). 

Die, Rechtmäßigkeit der Amtsansübung kann dad 
nicht aufgehoben werden, daß der Erefutor es unterlafien 
hat, dem 8 43 der Inſtruktion für die gerichtlichen Unter 
beamtem v. 2. Auguft 1850 — IMB S. 261 — gemäß 
dem Ymploranten den fchriftlichen Crefutionsbefehl vor 
zuzeigen und daß er es mit Nüdficht auf die Vorſchrift 
bes 842 a. a. O. für zwedmäßig erachtet hat, den nit 
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in feiner Wohnung befindlichen Imploranten berbeizurufen. 
Da aber tie Amtsausübung des G. eine rechtmäßige war, 
kann ed auf etwaige fubjeltive Zweifel des Imploranten an 


dieſer Nechtmäßigfeit nicht weiter ankommen. 
Antr. d. GSA.: gleichl. [30.-6.) 


— — —— — — 


Hannover. - Schnlpflichtigkeit, - deren Ende. 


Das ſchulpflichtige Alter endet in der ehemals 
Hannoverſchen Provinz Ofifriesland mit dem vollen- 
deten 14. Lebensjahre. 

Hann. Pol.Strafgeſetz v. 25. Mai 1847 8 125; Hann. Schulgeſetz 
v. 26. Mai 1845 8 5. 45; Ausſchr. des Konfif. in Aurich v. 6. De- 
j zember 1860. 
Erf. (3.1) v. 17. Novbr. 1875 e. Woltjed (545 I. Cr.). 


Der in ber früher Hannov. Provinz Oſtfriesland wohnende 
W., mar wegen Schulverfäumniß feiner bereits 16jährigen Tochter 
angellagt, aber freigeiprocden. Die NB. des StA's wurde zurlid- 
gewiefen. Gründe: 


Die erhobene Beſchwerde rügt Gejegesverlegung, indem 
fie das mit Genehmigung des Miniſteriums ber geiftlichen 
und Uftterrichts: Augelegenheite erlaffenen Ausfchreiben des 
Königlichen Konfiftoriums zu A., betreffenp die Beendigung 
des fchulpflichtigen Alters v. 6. Dezbr. 1860 (Amtsbl. für 
die Provinz Oftfriesland Yahrg. 1864 S. 1143 u. fo.) als 
verlegt bezeichnet und die Geſetzeskraft dieſes Ausfchreibens 
aus 8 45 des Geſ.'s v. 26. Mai 1845, das chriftliche Volks⸗ 
fchulmwefen betreffend (Hann. Gefeg- Summit. Yahrg. 1845 
Abth. IS. 465 u. fg.) ableitet, wonach die zur Ausführung 
dieſes Gejeges erforderlichen Anordnungen dem Dlinifterium 
der geiftlihen und Unterrichtsangelegenheiten übertragen 
worden feien. 

Es kann aber nicht zugegeben werben, daß der gebadhten 
Vorſchrift eine weitere Tragweite einzuräumen fei, als bie 
im 8 5 befjelben Geſetzes enthaltene Bejtimmung befagt, 
wonach. das fchulpflichtige Alter mit demjenigen Zeitpuntte 
enbet, welcher dafür in den einzelnen Landestheilen und für 

Rechtſpr. d. 8. O.⸗Tr. ıc. XV. 47 
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bie verfchiedenen Confeſſionen vorgefchrieben ift, während 
nur da, wo feine berartigen Vorfchriften beftehen, dem 
Minifterium der geiftliden und Unterricht6-Angelegenheiten 
die Befugniß zu deren Ertbeilung beigelegt wird. 

Nun war aber bei Erfaß bes cit. Geſ.'s v. 26. Rau 
1845 für die damalige Provinz Oſtfriesland eine beftimmtr, 
den Endpunkt der Schulpflichtigkeit firirende Vorfchrift ge 
teoffen in dem für den gedachten Bezirk gültigen Preußiſchen 
General⸗Land⸗Schul⸗Reglement v. 12. Yuguft 1763 und ber 
zu deſſen Erläuterung erlaffenen Belanntmachung des Ay. 
Konfiftoriums zu A., die Schulpflichtigfeit der Kinder be 
treffend, vom 17. Auguft 1820 (Königl. Hannov. Geſ.Bl. 
Jahrg. 1820 Abth. HI ©. 107); insbefondere leitet bie 
legtere ansdrüdtich damit ein, daß über die Auslegung bet 
8 1 des General-Land-Schul-Neglements Zweifel entftanden 
feien, in welchen Jahren die Kinder für fchulpflichtig zu 
halten, und beftimmt dann, daß die Schulpflichtigfeit mi 
dem vollendeten 5. Jahre anfange und bis zum vollendeten 
14. Jahre währe. 


Solchergeftalt bejtand für die damalige Hannoverſche 


Provinz Dftfriesland bei Erlak des Geſ.'s v. 26. Mäi 184 
eine beftimmte Vorſchrift über ven Endpunkt des ſchul⸗ 


pflichtigen Alters, und lag demnach der im 8 5 dieſes Ge 


fege8 vorgefehene Fall des Erlaſſes einer derartigen Vor 
ſchrift durch das Minifterium der geiftlichen und Unterridt® 


Angelegenheiten gar nicht vor, vielmehr ift Davon auszugehen, 


daß die damals beftehenden einfchlagenden Borfchriften durch 
das gebachte Geſetz ihre Sanktionirung haben finden follen 
und demnach der Abänderung im Wege ber bloßen Ans 
führungsmaßregel enträdt worden feien. 


Wenn nın das Königlich Hannoverfche Polizeiftrafgel. 


vom 25. Mai 1847 in dem mittelft der Verordnung vom 
25. Juni 1867 aufrecht erhaltenen 8 125 die Eltern, welche 
ihre Kinder nicht zum Beſuche der Volkoſchule anhalten, 
fofern fie gefeglich dazu verbunden find, mit Strafe be 
droht, fo ift dieſe Strafbeftimmung im vorliegenben Yale 
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in ber angefochtenen Entſcheidung mit Recht außer Anwendung 
gelaffen, weil nach dem Ansgeführten eine gefegliche Ver- 
rflichtung des Angellagten, feine Tochter zum Schulbeſuche 
anzubalten, über das vollendete 14. Lebensjahr derſelben 
hinaus nicht anerfannt werben kann, nnd weder aus ber 
Belanntmahung des Konfiftoriums zu A. vom 15. Oftbr. 
1857 (Kl. Hann. Gef. -Sammt. 1857 Abth. II ©. 57), 
noch aus dem Ausjchreiben deſſelben Konſiſtoriums v. 6. Des 
zember 1860 hergeleitet zu werden vermag, weil nad In— 
balt des Geſ.'s v. 26. Mai 1845 weder dieſen Behörden, 
noch dem Minifterium bie Befugniß beigelegt worden ilt, bie 
in einzelnen Qanbestheilen in Beziehung auf den Endpunkt 
bes jchulpflichtigen Alters bereits beitandenen Vorſchriften 
abzuändern. 

Antrag d. GSN.: gleichl. 149.—6.] 


1. Appellationsrichter. - Beweisantrag. - Prüfung. 
2. Beleidigung. - Subjeltiver Thatbeſtand. - Feſtſtellung. 
3. Berechtigung. - Prüfung. 

4. Abfiht jemandem etwas linangenchmes zu fagen. 

1. Es begründet Nichtigkeit, wenn der Appell.- 
Richter einen Beweisantrag nicht in dem Sinne auf- 
faßt, in welchem er geflellt war. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 [n. 64]. 


2. Zum fubjektiven Thatbeftande der Beleidigung 
gehört das Bemußtfein der Rechtswidrigkeit und des 
der inkriminirten Aeußerung beimohnenven ehren- 
kränkenden Charakters. Diefes ſubjektive Moment 
bedarf, fobald es beflritten wird, der ausdrücklichen 


Feſtſtellung. 
StGB. $ 185 [n. 27]. 


3. Sobald der Angeflagte behauptet, ſich zu der 
als beleidigend angefehenen Aeußerung für berechtigt 
gehalten zu haben, bedarf es der Entfcheidung darüber, 
ob die Borausfegungen des $ 193 StGB.'s vorliegen. 

StGB. $ 193 [n. 25]. 
41° 
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4. Die Fefiftellung der Abfiht jemandem etwas 
Unangenehmes zu fagen, fegt weder die Abſicht zu 
beleidigen, noch das Bemwußtfein von dem ehren- 
Fränfenden Charafter einer Aeußerung außer Zweifel. 

SGB. $ 185 [n. 1]. 


Ert. (8.1) v. 19. Novbr. 1875 ec. Bloch (954 I. Cr). 
Antr. d. GSN.: gleicht. [46.— 6 


Siunngsprotofoll. - Aufruf ded Angeklagten. 


Zu den Förmlichkeiten, deren Beobachtung nur 
durch das Sitzungsprotokoll nachgemwiefen werden 
kann, gehört auch die Anweſenheit des Angeklagten 
im Gerichtslokal und die Frage des Aufrufs der 


Sache. 
Gef. v. 3, Mat 1852 Art. 78 [n. 55). 


Ertl. (3.1) v. 19. Novbr. 1875 6. Bloch (960 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleicht. [80.—6. 


1.2. Gewerbeftener. - Speife-, Schantwirth. - Feilbieten. - 
Offenes Lokal. | 
3. Gewerbeftener. - Gewerbsmäßiges Geldverleiben. 
1. Im Sinne des Gem. » Steuer» Gef.’s vom 
30. Mai 1820 $ 10c. ift „Feilbteten” gleiche 
— mit „Feilhalten“. 

2. Zur Annahme des „Haltens eines offenen 
Lokals (l. c.) genügt es, wenn daſſelbe dem Pu: 
blifum im Allgemeinen, oder auch nur einzelnen Klaſen | 
defielben ungehindert geflattet ift; es iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß die Zugänglichkeit in einer allgemein 
kennbaren Weiſe angedeutet ſei. 

Pr. Gew.⸗Steuer⸗Geſ. v. 30. Mat 1820 8 100. 

3. Das gewerbsmäßige Geldverleihen unterliegt 
nicht der Gewerbefteuer. 

Erf. (8.3.1) v. 19. Novbr. 1875 e. Großmann (851 I. Cr.) 

[1.] Die Freifprehung des Angeklagten von biefe 
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Anklage berußt auf einer Verlegung des 8 10 Hit. c. des 
Gewerbeftener-Gef.’s v. 30. Mai 1820: 
„Ber, gemwerbsweife, ein offenes Lolal hält, um zubereitete 
Speifen oder Getränte zum Genuß auf ber Stelle oder 
außerhalb feil zu bieten, iſt als Speife- oder Schantwirth 
ſteuerpflichtig.“ 
Der App.-Nichter gelangt zur Verneinung der Steuer— 
pflichtigfeit, indem er zunächft den Begriff des „offenen 
Lokals“, dann den Begriff des „Feilbietens“ ifolirt betrachtet 
und die nach feiner Auffaffung nothwendigen Erforderniffe 
beider Begriffe erörtert, und weiter feftitellt, daß dieſe Er- 
fordernifje im vorliegenden Falle nicht nachgewiefen feien. 
Cine derartige Auflöfung der Gefegesbeftimmung in ihre 
einzelnen Elemente, ohne Berädfichtigung der Beziehung, 
in welche diefelben zu einander gefekt find, ift nicht geeignet, 
zu einem richtigen Verſtändniß des Gefetes zu führen. Es 
wird dabei überfehen, daß berjelbe Begriff, in verſchiedenen 
Gefegen vorkommend, nicht nothwendig überall eine und 
diefelbe Bedeutung haben muß, daß die Bedeutung des Be> 
griffs in dem einzelnen Gefege nicht bei der Loslöſung des⸗ 
jelben aus dem Zufammenhange der konkreten Beftimmung, 
fondern nur bei dem Feithalten dieſes Zuſammenhangs, 
alfo bei der Betrachtung der Beftimmung als eines Ganzen 
gewonnen werden kann. Von einer ifolirten Betrachtung 
des Begriffes des „Feilbietens“ ausgehend, hat der App.s 
Richter feiner Definition diefes Begriffes ein Gewicht bei- 
gelegt, welches berfelben in dem Zuſammenhange der hier 
in Rebe ftehenden Beitimmung nicht zukommt. Cr führt 
an, daß das Kal. OTr. in dem Präj. v. 14. Mui 1838 
(Präj.-Samnml. J S. 321. 347) angenommen habe, es ge= 
böre zum Feilbieten einer Waare wefentlich, daß deren In⸗ 
haber durch Worte, verftändliche Zeichen oder ein die Auf 
merkſamkeit der Käufer abjichtlic) erregended Benehmen 
diefelben zur Abnahme auffordere, während das bloße Feil⸗ 
haben auf vorangehende Anfrage der Käufer für ein Yeil- 
bieten nicht zu achten jei, bezieht fich ferner auf jpätere 
Entfcheidungen, in denen biefe Begriffsbejtimmung des 


\ 
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Feilbieteng feftgehalten worben fei, und erllärt ein Feilbieten 
Im Sinne biefer Begriffsbeftimmung nicht für erwiefen. 
Hierbei ift unbeachtet geblieben, daß das aflegirte Präjubi; 
v. 14. Mat 1838 fich auf das Haufir-Regulativ v. 28. April 
1824 bezieht, in welchem das Feilbieten ter von bem 
Haufirer mitgeführten Waaren eine ganz andere Bedeutung 
hat, als das Feilbieten von Speifen und Getränfen in einem 
offenen Lokal. Der $ 1 des Haufir-Regulativs erklärt für 
Berfonen, welde ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, 
diejenigen, „welche eigene oder fremde Erzeugniffe von einem 
Drte zum anderen zum Berfauf hberumführen und auf 
offenen Straßen, in Gajthöfen oder in Privathäufern um:* 
berziehend feilbieten.” Abweichend hiervon macht ber 
8 10 lit. c. des Gewerbefteuer-Gef.’3 v. 30. Mai 1820 vie 
Steuerpflichtigfeit ded Gewerbetreibenden davon abhängig, 
baß er ein offenes Lokal Hält „um Speifen u. |. w. feil- 
zubieten.” Im Haufir-Regulativ ift alfo das Haupt⸗ 
gewicht auf das Feilbieten der Waare gelegt, während beim 
Schantwirthichafts-Gewerbe das Hauptgewiht auf dem 
Halten eines offenen Lokals ruht, in welchem das Fellbieten 
von Speifen u. |. w. beziwedt wird. Für das Haufirgewerbe 
ift der Nachweis erforderlih, daß ein Feilbieten wirklich 
ftattgefunden habe; für bie Schankwirthichaft genügt es, 
daß das offene Lokal errichtet worben fei, um feilzubieten. 
In ähnlicher Weife, wie im Haufir-Regulativ, iſt ber 
ftreitige Ausbrud in den Schlacht: und Mahlſteuer-Geſetzen 
gebraucht, auf welche fich die Übrigen, von dem zweiten 
Richter allegivten Präjubizien beziehen. Wenn nun für ben 
Schankwirthſchaftsbetrieb die Zwedbeitimmung des offenen 
Lofald das Wefentlichfte iſt, alfo der Nachweis einzelner 
Fälle des Teilbietend nicht erforderlich erjcheint, fo bat ein 
berartiger Nachweis nur die Bedeutung, einen Rückſchluß 
auf jene Zwedbeitimmung zu treffen, nicht aber die felbft- 
ftändige Bedeutung eines für den Thatbeſtand nachzumweifenden 
Begriffs- Moments. Für die Auslegung des 8 10 cit. ift 
daher ein Gewicht auf die Wahl des Wortes „iFeilbieten“ 
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nicht zu legen, dieſer Ausdruck vielmehr nach dem Sinne 
diefe8 Gefeges mit dem Worte „Feilhalten“ für gleichbe- 
beutend zu erachten. Diefe Auffaffung entfpricht der Natur 
des ftehenden Gewerbes im Gegenfage zum Haufirgewerbe. 
Während bei dem Yekteren das Anbieten der Waare, das 
Anrufen oder Anloden der Käufer die Regel bildet, ift ein 
folches Berhalten des Gewerbetreibenden bei dem ftehenden 
Gewerbe, in&befondere bei der Gaft- und Schankwirthſchaft 
faft regelmäßig ansgefchloffen. Wollte man alfo zum Nach⸗ 
weife der Steuerpflichtigfeit des Gaſt⸗ und Schankwirthſchafts⸗ 
betriebes den Nachweis erfordern, daß eine Aufforderung 
bes Publikums, eine Erregung der Aufmerkfamfeit defjelben 
im Sinne des Präjubizes v. 14. Mai 1838 ftattgefunden 
babe, jo würden die Gaft- und Schanfwirthfchaften fait 
ohne Ausnahme ftexerfrei fein. Daß dies nicht die Abficht 
bes Geſetzgebers geweſen fein Tann, iſt feinem Zweifel 
unterworfen; vielmehr ift derſelbe offenbar von der Anficht 
ausgegangen, daß bei einem derartigen Gewerbe die Exiftenz 
eines offenen Lokals — welches dem Haufirer in der Regel 
fehlt — ſchon die Aufforderung an das Publikum enthalte, 
daffelbe zu benugen und bie in bemfelben feilgehaltenen 
Speifen u. f. w. zu kaufen. Beftätigt wirb diefe Auffaffung 
durch die URKD. v. 7. Febr. 1835 (GS. ©. 18), durch 
welche Die Nothwendigkeit eines polizeilichen Erlaubnißſcheins 
für Jeden angeorbnet ift, welcher Gaſt⸗- oder Schankwirth⸗ 
fchaft betreiben oder überhaupt zubereitete Speifen oder 
Getränfe zum Genuß auf der Stelle gegen Bezahlung ver- 
abreihen will. Demnach wäre es bie Aufgabe bes 
App.-Richters gewefen, zu prüfen, ob der Angellagte ein 
offenes Lokal gehalten habe, um in bemfelben Getränfe 
zum fofortigen Genufje gegen Bezahlung zu verabreichen, 
nicht aber, ob er im Sinne des mehrerwähnten Präjudizes 
zum Genuſſe aufgefordert oder angereist habe, 

[2.] Allerdings hat der App.-Nichter auch das Halten 
„eines offenen Lokals“ verneint und biefe Annahme würde, 
wenn fie vechtlich begründet wäre, bie getroffene Negativ 
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Feſtſtellung felbitjtändig vechtfertigen. Sie beruht indeſſen 


auf einer rechtsirrthümlichen Auffaffung und ijt daher zur 
Begründung jener Feftftellung nicht geeignet. Zum Begriffe 
des offenen Lokals ift nur erforderlich, daß der Eintritt in 
daffelbe dem Publikum im Allgemeinen ober auch nur ein 
zelnen Klaſſen deſſelben ungehindert geftattet ift, nicht aber 
— wie ber Mpp.-Richter meint — daß ‚die Zugänglichleit 
des Lokals in einer allgemein erkennbaren Weife angedeutet 
ſei. Das in dem angefochtenen Urtel in Bezug genommene 
Erfenntniß des Königl. Ob.Tr. v. 5. Febr. 1858 (Juſti;⸗ 
Min.:-Blaty S. 124) enthält von einer jolchen Beſchränkung 
des Begriffes eines offenen Lokals nichts. 

[3.] Dagegen kann die NB. bezüglich des unverftenerten 
Betriebs des Leihgewerbes nicht für begründet erachtet 
werben. Die Ausführungen des App.-Richter8 geben zwar 
wie die weitere Erörterung zeigen wird, auch bezüglich biefee 
Anklagefalles zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Diefelben 
find aber ohne Einfluß auf die Entſcheidung, weil bem 
End-Refultat diefer Ausführungen dahin zuzuftimmen if: 
daß das gewerbsmäßige Gelpverleihen an ſich der Gewerbe 
ſteuer nicht unterliegt und daher durch den Betrieb deſſelben 
eine Gewerbefteuer- Hinterziehung nicht begangen werben 


kann. Das Edikt v. 2. Novbr. 1810 (WS. ©. 79), durd 





welches die allgemeine Gewerbeftener eingeführt worden il, 
hat den gewerbsmäßigen Betrieb von Darlehnsgefchäften 
mit diefer Steuer nicht belegt. Daffelbe beftimmte im 85: 


Nicht verpflichtet zur Löſung eines Gewerbeſcheins find: 


4. Wer Kapitalien auf Hypotheken, Wechſel, Altien, Leibrents 
oder öffentliche Fonds austhut. Nicht aber derjenige, wider 
ein Gewerbe daraus macht, Wechſel nnd andere Papiere zu 


disfontiren, ©eldforten und Papiere auf Inhaber umzuſetzen 
oder auf Pfänder zu leihen. 
Hier war alfo nur das Banguiergefchäft und von den Geld 
teihgejchäften eine beftimmte Spezies, das Pfandleihgeſchaͤft. 


der Steuer unterworfen. Das Gewerbe der Geldverleiher 


wurde nicht einmal von ben allgemeinen polizeilichen De 
ſtimmungen über bie Gewerbe berührt, vielmehr in dem 


vr % 
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bierauf bezüglichen Gef. v. 7. Septbr. 1811 (OS. ©. 263) 
unter Nr. 131 wiederum nur ber Bfandleiher Erwähnung 
getban. Nah 8 1 lit. d. und 89 lit. C.a. des Geſ.'s über 
die Errichtung bes Abgabenwefens v. 30. Mai 1820 wurde 
bas Edikt v. 2. Novbr. 1810 aufgehoben und die Gewerbe- 
fteuer hinfort nach dem Gewerbefteuergefeg v. 30. Mai 1820 
erhoben. Diefes Gefeg zählte im $ 2 diejenigen Gewerbe 
auf, welche in Zukunft allein fteuerpflichtig fein follten. 
Das Gewerbe der Geldverleiher war dabei nicht genannt, 
konnte daher für ftenerpflichtig nur infofern erachtet werben, 
als es unter den im $ 2 in erfter Stelle genannten „Handel“ 
fubfumirt werben durfte. Die näheren Beftimmungen „für 
den Handel” betreffen den Handel mit kaufmänniſchen 
Rechten (88 3. 4), den Handel ohne faufmännifche Rechte 
($ 5) und die Biltualien-Händler ($ 6). In feiner biefer 
Beftimmungen ift der Gelbverleihgefchäfte fpeciell gedacht 
und nur ber 8 3 beftimmt: 
Die Gewerbefienerpflichtigkeit vom:Hanbel trifft jedes Groß⸗ 
oder Einzeln-, Handels, Kommiffions-, Spebitione-, Wechiel- 
bank⸗, Leih⸗, Affeluranz-, Fabrik⸗ und Rhederei geſchäft, das 
unter einer bekannt gemachten Firma mit kaufmänniſchen 
Rechten betrieben wird. Auch die bei der Kaufmannſchaft 
angefiellten Mäller und Hanbel8-Agenten find ber Steuer 
unterworfen. _ 
Welche Firma kaufmänniſche Rechte verleihe, ift nach den - 
Geſetzen jedes Ortes zu beuriheilen. Wo: biefe nicht ber 
fiimmen, treten ohne Unterfchied der Provinzen bie Auord⸗ 
nungen bes ALR. II, 8 85 475 und 483—487 ein. 
Es kann unerörtert bleiben, ob in dieſer Beftimmung eine 
Beitenerung bed gewerbsmäßigen Ausleibend von Geld 
gegen Zinjen begründet, in&befonbere eine foldhe Anorbnung 
in der Erwähnung ver „Leihgefchäfte” zu finden if. Auch 
wenn Died angenommen wird, kommt e8 hierauf nicht an, 
da die Beitimmungen bes 8 3 bes Gewerbefteuer-Gejeges 
überhaupt nicht, wie dies feitens der Anklage und feitens 
bes App.⸗Richters gefchehen iſt, der Entfcheidung zum Grunde 
gelegt werben koͤnnen, weil diefer 8 Durch die neuere Handels⸗ 
und Stenergefetgebung feine Grundlage verloren hat und 
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nicht mehr als gültig angefehen werben kann. Das im 
8 3 eit. allegirte APR. II, 8 88 475 und 483 — 487 ifl 
im Art. 60 Nr. 1 des Einf.-Gef.’8 zum HGB. v. 24. Juni 
1861 ohne jede Befchränkung aufgehoben und kann daher 
nicht, wie der App.-Nichter meint, in fteuterlicher Beziehung 
noch Anwendung finden. Die den SS 3 bis 6 des Gewerbe 
fteuergefege8 zum Grunde liegende Unterſcheidung bes 
Handels mit kaufmännischen Rechten und ohne folche, lief 
fih nach dem HGB. nicht fefthalten und der 8 3 eit. hatte 
demnach die Baſis feiner Anwendbarkeit verloren. Ans 
biefem Grunde ift dann auch die Gewerbeftener vom Handel 
durch das Gef. v. 19. Juli 1861 neu geregelt worben nnd 
find die Beſtimmungen dieſes Gefetes zuerft für das Steuerjahr 
1862, daſſelbe Jahr, in welchem das Handelögefegbud 
Geltung erhielt, in Kraft getreten. Dieſes Gefeß bildet 
gegenwärtig bie Grundlage ber Beitenerung des Handels 
und ift daher bei Beurtheilung ber bier ftreitigen Frage 
maßgebend. Daffelbe giebt nun allerbings feine Definition 
vom „Handel“, bezeichnet vielmehr nur ſpeziell Diejenigen 
Zweige des Handelsgewerbes, welche in ver Steuerklaſſe A.L 
einerfeit8, in ber Stlaffe B andererſeits zu befteuern find, 
fo daß alle übrigen Zweige des Handels in die Mittelklaffe 
A. II. fallen und eine fpecielle Aufzählung der Kategorien 
biefer Klaſſe unterlaffen if. Hierdurch wird aber feine 
Lücke erzeugt, da ter Begriff des Handels aus dem HGB. 
zu entnehmen unb wie bereit8 in dem Erfenntniffe tes Kgl. 
Ob.⸗Tr. v. 5. April 1867 c. Spindler (I. 183) näher au 
geführt ift, ver Steuer vom Handel Diejenigen unterworfen 
find, welche im Sinne des Handelsgeſetzbuchs als Kaufleute 
anzufehen find. Die Gelpverleiher nun gehören \weber zu 
ben in dem Gefege v. 19. Juli 1861 fpeciell erwähnten 
Hanveltreibenden, noch zu den Kaufleuten des HOB.'s. In 
erfterer Beziehung Tann nicht angenommen werden, baß 
unter den im 82 Nr.2 des Geſ.'s v. 19. Zuli 1861 er 
wähnten „Geld-Gefchäften” das einfache, nicht in einem 
faufmännifchen Gefchäftebetrieb vorfommende, wenn auf 
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gewerbsmäßige, Gewähren zinsbarer Darlehen verjianden 
ſei. AS Kaufleute im Sinne des Artikels 4 de HGB.’ 
aber können die Gelpverleiher nicht angejehen werden, da 
die Gefchäfte derfelben unter den in den Artt. 271 und 
2712 des Handelsgeſetzbuchs verzeichneten Handelsgeſchäften 
nicht begriffen find. . 

Antrag d. GStA: gleichl. 140.—6.] 


Strafverfolgung. - Non bis in idem. - Rechtskraft. 


Wiederholte Verfolgung derselben That ist 
auch bei später ermittelten anderweiten Umständen 
und selbst dann nicht zulässig, wenn die letzteren 
nicht zeitig genug hervor traten, um die sonst 
möglicherweise dadurch veränderte rechtliche 
Anschauung begründen zu können. 

StPO. $ 419. 
Erf. (3.1) v. 24. Novbr. 1875. ec. Dapprich (885 I. Cr.) 

Durch rechtsfräftiges Urtheil bes Polizeigerichts war D. wegen 
eines Inbegriffs verfchiebener Handlungen ans 8 360 Nr. 4 StGB.'s 
des Unfugs und ruheſtörenden Lärms fchulbig erfannt. Eine fpätere 
anf bie nämlichen thatfächlihen Borgänge geſtützte Anklage des Staatd- 
Anwalts charatterifirte diefelben als Hausfriedensbruch und Erprefjung. 
Die Inſtanzgerichte ſprachen frei, weil bie Sache bereits rechtskräftig 
entſchieden ſei. Der hiergegen gerichtete Angriff des StA.'s wurde 
urüdgemwiefen. 

Davon abgefehen, warum es unmöglich erfcheinen follte, 
bie Thatjachen, welche das widerrechtliche Eindringen (8 123 
StGB.'s) begründen, auch für den Thatbeftand des groben 
Unfngs als ausreichend zu erfennen, wie die Befchiwerbe 
glaubt, war vorliegend Gegenftand der erften Anklage, alfo 
die dem Bolizeirichter zur Benrtheilung vorliegende That 
im Sinne der 85 4 und 419 der Strafprogeßorbnung, in 
Ermangelung irgend einer erfenndären Einfchränfung das 
gefammte Handeln und Verhalten des Angeklagten D. am 
Abende des 12. Yanuar d. J. vor und in dem Haufe des 
W. H., alſo daſſelbe Handeln, von welchen die Anklage 
Einzeltheile als Erprefjung und Hang friedensbruch behandelt 
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wiffen wollte. Die Anklage mit ihren Vorverbanblungen 
laffen hierüber Teinen Zweifel und es bleibt unerfindlich, 
was ber Benugung ber Lekteren für bie Ermittelung ber 
Intention der Erfteren entgegen ftehen ſollte. Diefen 
Sefammtoorgang charakterifirte die frühere Anklage als groben 
Unfug und Erregung rubeftörenden Lärms, ber erfte Richter 
hat dieſe Auffaffung getheilt ohne Veranlaffung zu finden 
anderweite Gefichtöpunfte hervorzufehren; fein Erfenntniß 
ijt vechtöfräftig geworben und bamit, wie ber Berufung 
richter mit Necht annimmt, die That des Angeklagten nad 
ihren verſchiedenen ftrafbaren Richtungen prozefiualifch Ton 
ſumirt. Nicht weniger unerheblich ift ver Umftand, ob ber 
Vorgang feinem wirklichen Berlaufe nach in allen feinen 
Richtungen bei der polizeirichterlichen Verhandlung ver Art 
zur Klarſtellung gelangte, daß der Richter darans hätte 
Beranlaffung nehmen müffen von ber Anklage abweichende 
rechtliche Gefichtspunfte zur Geltung zu bringen. Denn 
wenn das Geſetz gegen wiederholte Verfolgung derſelben 
That, namentlich auch bei fpäter ermittelten anberweiten 
Umftänden berfelben hat Schub gewähren wollen, fo kann 
es dem Umſtande feine Bedeutung beilegen, daß durch bie 
mangelhaften Ergebniffe der Unterfuhung jene Umſtände 
der That nicht zeitig bervortraten, welche möglicherweife 
eine veränderte rechtliche Anfchaunng hätten begründen können. 

Antr. d. GSta.: gleicht. [68.—6.] 


Appellationsricdhter. - Beibehaltung der Zeitftellung. - 
Akteninhalt. 


Zur Begründung der Beibehaltung der erſtrichter⸗ 
lichen Feſtſtellung kann der Appellationsrichter auf 
in den Akten befindliche polizeilihe Ausfagen von 
Ausfunftsperfonen Bezug nehmen. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 101 In. 38). 


Erf. (3.1) v. 24. Novbr. 1875 ce. Freier (706 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [30.—6.] 
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Waldeck. - Beleidigung, gegenfeitige. - Verfahren. 


Die Zuläffigfeit verfpäteter Strafanträge bei 
wechfelfeitigen Beleidigungen oder Körperverlegungen 
beregptigt nicht, einem erft im Termine geftellten An- 
trag des Angeflagten, auch den als Zeuge anmwefenden 
Anzeiger zu beftrafen, ohne Beobachtung der ftraf- 
prozeffualifchen Vorſchriften über die Erforderniſſe 
der Anklage und Verhandlung alsbald zu entfprechen. 

StGB. $ 198 [n. 6] 8 232. 
Ertl. (V. 1.) v. 24. Novbr. 1875 e. Goldberg (932 I. Cr.). 

Auf Anzeige des Mitzgers Golbb. war gegen den Pferbehändfer 
Gusd. bei einem F. Wald. Kr..Ger. vom SA. Anllage wegen Be- 
feibigung und Körperverlegung erhoben. Im Berhandlungstermin 
behauptere Gued. auch von dem ale Zeuge geladenen Goldb. beleidigt 
and mißhanbelt zu fein und beantragte befien Beftrafung, bie auch 
ohne förmliche Anklage, ohne Eröffnungsbefhluß und fpeciell gegen 
Goldb. als Beſchuldigten gerichtetes Berfahren erfolgte. Auf NB. bes 
Goldb. vernidhtete das OTr. Gründe: 

Die Befugniß des erften Richters auf den im Termine 
geftellten Strafantrag des Angellagten gegen den als Zeugen 
anwefenden Beleidigten wegen gegenfeitiger Beleidigung uud 
leichter Körperverlegung fofort einzugehen und zu erkennen, 
läßt fich zumächft nicht direkt aus 88 198 und 232 des 
R.StGB.'s herleiten, indem jene Vorfchriften, wonach ber 
Strafantrag des andern Theil bei Verluft feines Rechte 
jpäteften® vor Schluß der Verhandinng in erjter Inſtanz 
geftellt werben muß, zwar beabfichtigen die Möglichkeit der 
gleichzeitigen Aburtbeilung wechfeljeitiger Beleidigungen und 
Ktörperverlegungen in bemfelben Verfahren herbeizuführen 
und als vorbereitend hierzu die Antragsberechtigung bes 
anderen als Angellagten erfcheinenden Theils einer befonderen 
die Berüdfichtigung in dem anhängigen Verfahren geftattenden 
Negelung zu unterwerfen, dagegen im Webrigen beſondere 
Prozeßvorfchriften darüber nicht ertheilen, in dieſer Be- 
ziehung daher bie beſonderen Prozeßgefege der Einzelſtaaten 
maßgebend geblieben find. Das Fürſtlich Waldeckſche Straf 
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prozeßgeſetz v. 14. Juni 1850 aber verlangt in ven SS 1. 
13 und 16 als wefentliche Vorbedingungen für ein gericht⸗ 
liches Straferfenntniß die Erhebung einer Anklage, einen 
Befchluß des Gerichts Uber Eröffnung der Unterfuhung fo 
wie ein vorausgegangenes münbliches öffentliches Verfahren, 
während vorliegend eine Anklage gegen den Berurtbeilten 
Goldb. ebenfowenig als ein gerichtlicher Eröffnungsbeſchluß 
vorliegt, namentlich der am Schluffe bed Verfahrens gegen 
den Ungeftagten Gusd. geftellte Strafantrag gegen Goldb. 
bie Bedeutung einer Anklage nicht an fich trägt, theils weil 
er der Bernehmung des Gusd. und überhaupt dem Theile 
bes Verfahrens worauf ſich deſſen Verurtheilung gründete 
erjt nachgefolgt ift und dieſes Verfahren felbft nicht gegen 
Goldb. gerichtet, diefer vielmehr nur als Zeuge bei dem⸗ 
felben anweſend war, theils weil er der für die Kollegial⸗ 
gerichte in 8 46 dafelbft vorgefchriebenen Form einer An- 
klageſchrift entbehrt. 

Antr. d. ESA.: gleichl. [68.—6.] 


Meincid. - Eidesftattlihe Verſicherung. - Falſchheit. 
Eine eidesflattlihe Verfiherung oder ein aus: 
gefehworener Eid ift falſch, wenngleich vie Formel 
einen unrichtigen nebenſächlichen Punkt, 3. B. eine 
unrichtige Zeitangabe umfaßte. 
StOB. 8 156. 153 [n. 18. 19). 
Erf. (3.1) v. 24. Novbr. 1875 e. Hartmanu (965 L Cr.) 
9. hatte durch eidesftattliche, mach dem beſtehenden Prozeßrecht 
die fürmlihe Eidesleiſtung erjegende Berfiherung in einer Klage 
fache den Klagegrund dahin abgeleugnet, daß er im Juli 1874 von 
B. ein Darlehn erhalten habe. Nach der richterlichen Ferftellung hat 
er e8 zwar nicht im Juli, wohl aber im Juni 1874 erhalten. Er war 
aus 8 156 verurtheilt. Seine RB. wurde verworfen. Grünte: 
Der erfte Richter hat feftgeftellt, daß bie abweichente 
Monatsangabe in der abgegebenen eibesftattlichen Ber: 
ſicherung als ein außerwefentliches Merkmal erjcheine; und 
wenn ber App.-Richter die hieranf gegründete Feftjtellung 
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bes erften Richters, daß der Angeklagte die in Frage ge= 
zogene eibesftattliche Verſicherung wifjentlich falfch abgegeben 
habe, als unbedenklich beibehält, jo können die bafür ange- 
führten Gründe nicht anders aufgefaßt werben als von ber 
gleichzeitigen Feftftellung nach ber Richtung, daß ber An⸗ 
geffagte bei Abgabe ber eibesftattlichen Berficherung fich 
auch bewußt gewefen fei, daß er das Darlehn felbft ableugne 
und daß es auf den angegebenen Zeitpunft als aufer- 
wejentlich gar nicht anfomme. Fehlt e8 hiernach nicht an 
ber erforberlihen thatſächlichen Feftftellung in Beziehung 
auf das fubjektive Bemwußtfein des Angeflagten, fo erweift 
fih, da auch im Webrigen die getroffene Feftftellung ben 
gefeglichen Thatbejtand des im $ 156 mit Strafe beprohten 
Vergehens erfüllt, die auf unrichtige Anwendung des Straf- 
geſetzes geftügte Beſchwerde als unbegründet. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [49.—6.] 


Banferutt. - Berheimlihen von Bermögensftüden des 
Cridars. 

Das Verheimlichen von Vermögensſtücken des 
Cridars durch einen Andern wird nicht aus 8 282, 
fondern aus $ 281 Nr. 1 und 49 beftraft, wenn dadurch 
dem Bankerutteur wiſſentlich Hülfe geleiftet ift, 

StGB. $ 281 [n. 37]; 282 [n. 1] $ 49. 

Ertl. (3.1) v. 24. Rovbr. 1875 e. Linz (817 1. Cr.). 

Der Thatbeftand des im $ 282 vorgefehenen Ber- 
brechens fteht demjenigen der Beihülfe zu dem betrüglichen 
Bankerutte aus $ 281 felbitftändig gegenüber. Die Ber 
merfung ber Motive zu $ 277 des Entwurfs zum R.-StGB. 
S. 134, daß ber Ubf. 3 des 8 260 bed Pr. StGB.'s nicht 
aufgenommen worden, weil bie Anwendung ber Vorjchriften 
über die Xheilnahme fich nach den allgemeinen Grundſätzen 
entſcheiden müſſe, weift unzweideutig darauf hin, daß 
während 5 282 nur vorausſetzt, daß die entwickelte Thätig⸗ 
feit des Dritten im Intereſſe des in Banferutt verfallenen 
Kaufmanns erfolgt fein müfje, berfelbe feine Anwendung 
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finden könne, wenn über das von ber That unabhängige 
Intereſſe hinaus, in dem Verheimlichen von Vermögen 
ftücfen zugleich eine Theilnahme an der That des Betrig: 
lichen Bankerutteurs ſelbſt durch wiſſentliches Hülfeleiſſer 
mittelſt Rath over That bei ver Verübung derſelben gr 
funden werben muf. 

Antr. d. EStA.: gleicht. [68.—6.) 


Verkanf answärtiger Lotterielooſe. 

Die für den Verkehr mit auswärtigen, im Lande 
nicht zugelaſſenen Lotterielooſen angedrohte Strafe 
wird nur duch bewußtes nicht durch fahrläffige 
Handeln verwirft. 

Einf.-Bon. v. 25. Juni 1867 Art. 4 Nr. 1 [n. 14). 

Erk. (3.1) v. 24. Novbr. 1875 e. Meter (975 L Cr.) 

Zwar kann die Art ver Begründung der Freifprehun 
bes M. durch tie Hinweifung auf 5 1 Abf. 2 des Neid 
StGB.'s, wonach die vorliegende That fich als Vergehen 
und nicht als Uebertretung charakterifire, daher der ver 
brecherifche Wille des Thäters erforderlich, dieſer aber nid! 
nachgewiefen fei, auf Billigung feinen Anfpruch erheben, 
indem für Vergehen nicht meniger wie für Webertretunger 
e8 für die Frage der ftrafbaren Yahrläffigfeit überall ar 
die konkrete Begrenzung des Thatbeftandes durch das Geit 
anfommt und fich prinzipiell weder anerkennen läßt, bei 
Vergehen ftets, noch daß Uebertrefungen niemals den am 
Verlegung des Strafgejetes fich richtenden Willen (Dolat) 
zur begriffsmäßigen VBorausfegung haben. Dagegen erzieh, 
wie diefes bereits in dem Erf. d. Kgl. OTr.'s v. 29. Sep 
tember b. J. c. Lilienfelbt 685/75 Er. I res Näberen ask 
geführt worden, ber Artikel IV ver Einf.-Bhn. v. 25. Juni 
1867, daß dabei nur an ein bewußtes Handeln in Beziehung 
auf den Abfag von Looſen gedacht worben ift, weil wet 
fprachlih no finngemäß von einem fahrläffigen Verka 
ober fahrläffigen Veranftaltungen zum Zwecke des eigenen 
Verkaufs oder der Beförderung des Verkaufs durch Drük 
die Rede fein Tann. 

Antrag des GStA.: gleichl. [686 
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Beilrafungsantrag. - Unterfchlagung. - Handlungsgehälfen. 

Die Borfchrift des S 247 StGB.'s über die 
Nothwendigkeit eines Strafantrags bei den von Per: 
fonen, welche fi) im Lohne des Verletzten befinden, 
verübten Unterfchlagungen bezieht fih nur auf ben 
Geſindedienſt oder ein vemfelben nahe kommendes 
Verhältniß und läßt fi) viefelbe auf die Stellung 
eines falarirten Handlungsgehülfen nicht verwenden. 

SiGB. 5 247 [n. 8]. Bol. RvOTr. 16. ©. 116. 


Ert. (8. 1.) v. 24. Novbr. 1875 6. Richter (837 1. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—6.) 


Hanfirregnlativ. - Unfittlihe Bücher. - Gewerbeordunng. 

1. Sind in einem Haufirgewerbefihein für Zeit- 
fohriften und Bücher folde, melde gegen die Sitte 
verfioßen, ausdrücklich ausgefchloffen, fo fällt deren 
Führung unter die Strafbeflimmung des 6 27 des 
Haufirregulativs. 

2. Letztere iſt nicht durch die Reichsgewerbeord⸗ 
nung aufgehoben. 


Br. Hauf.-Regul. v. 28. April 1824 8 26. 27. Gew.-Orbn. vom 
21. Juni 1869. 


Erk. (3. 11) v. 25. Novbr. 1875 6. Berghove (942 II. Cr.). 

[1.] Dem Angeklagten war nach dem ihm von ber 
Königl. Regierung zu M. ertheilten Gewerbefchein geftattet: 
mit Zeitfchriften, Büchern und Bildern, welche nicht 
gegen Moral und Sitte verftoßen, umberziehend zu 
handeln. Nun fett die von den Inſtanzrichtern auf Grund 
der 88 26. 27 des Hanfirregulativs erfannte Einziehung 
Der bei dem Angellagten in Befchlag genommenen Drudichrift, 
anf welche fich nach dem vor feiner Verurtheilung auf bie 
erhobene Anklage erfolgten Tobe des Angellagten bie initanz« 
zichterlichen Entfcheidungen zu befchränfen hatten, allerdings 
nach 827 a. a. O. die Feſtſtellung voraus, daß ber An⸗ 
geklagte — wie in der Anklage behauptet war, — bei feinem 

Nechtſprech. d. K. O.Tr. ıc. XVI. 48 
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Gewerbebetriebe andere als bie in bem ihm ertheiften 
Gewerbefchein geftatteten Waaren geführt habe, Dieſelbe 
ift aber auch erfolgt, da bie Anftanzrichter nach Ausweis 
ver Erkenntnißgründe feitgeftellt Haben: daß Angeklagter bie 
in Rede ftehende Druckſchrift geführt habe; fowie, daß bie- 
ſelbe, — da deren Inhalt gegen die Sitte verftoße, — zu 
denjenigen Schriften gehöre, deren Führung dem Angeklagten 
burch den ihm ertheilten Gewerbefchein unterfagt gewefen 
fei. — 827 a. a. O. fegt nur voraus, daß von dem Ge 
werbtreibenden andere Waaren geführt feien, als ihm nad 
dem Gewerbefchein geftattet war. Die gedachte VBorfchrift 
ift alfo nicht, wie die NB. vermeint: auf Fälle befchräntt, 
in welchen der Befchuldigte Waaren geführt bat, die nad 
ihrer Kategorie oder Gattung von den geitatteten verfchieden 
find, fondern fie hat ihrem Sinne und Wortlaute nad 
auch Fälle, wie der vorliegende, im Auge, in welchen: bie 
geführten Waaren, wenn fie auch zu der Gattung ber ge- 
ftatteten gehören, boch ihrer Beſchaffenheit nah durch 
den Gewerbefchein ausgeſchloſſen find. 

[2.] Unbegrünvdet ift ferner die Rüge der NB.: daß 
die Vorſchriften der 88 26. 27 a.a. O. durch die Reichs⸗ 
Gewerbe-Orbnung v. 21. Juni 1869 als befeitigt anzufehen 
jeien. Die Vorfchriften der letteren, nach welchen es in 
polizeiliher Beziehung eines Gewerbefcheins zum Ge 
werbebetriebe im Umperzieben nicht mehr bebarf, haben bie 
jteuerliche Seite dieſes Gewerbebetriebes unberührt gelaſſen 
und es find daher die die Haufiritener betreffenden Vor⸗ 
Schriften des Haufir-Regulativs, insbefondere aljo die 88 26. 
27 deſſelben in Geltung verblieben. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 137.—8.] 


Kirhengefetze. - Amtsübertragung, - guter Glanbe. 


Die Strafbarfeit der Lebertragung eines geifl- 
lichen Amtes durch den geiftlihen Oberen fegt das 
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Bewußtfein voraus, daß fie eine folche fei, die unter 
das Strafgefeb falle, 

Geſ. v. 11. Mai 1873 88 15. 22; StGB. 859 [n. 6]. 

Erk. (3.1.) 25. Novbr. 1875 6. Giefe (1078 II. Cr.). 

Der Generalvikar ©. hatte die Anftellung eines Geiſtlichen ohne 
Beobachtung ber Borfchriften des 8 15 Gel. v. 11. Mai 1873 vor 
genommen. Geine Freilprehung war erjolgt, weil „ber in ben Vor⸗ 
fhriften des cit. Geſetzes noch nicht bewanderte ©. in Rückſicht auf 
eine angebliche Aenßerung des Oberpräftdenten und beffen wichtige 
Stellung innerhalb der Maigefege in gutem Glanben, das Geſetz nicht 
zu übertreten, bie fragliche Uebertragung vorgenommen habe”. Die 
NB. des StA.'s wurde zurüdgemieien. Gründe: 

Es ift richtig, daß ein bie Eriftenz bes Strafgeſetzes 
betreffender Irrthum des Angeklagten bie Strafbarkeit nicht 
ausschließt. Allein um einen derartigen Irrthum handelt 
es fih im vorliegenden Falle gar nicht, fondern um bie 
Trage, ob dem Angeklagten in Folge eines Irrthums über 
bie Anwendbarkeit des Geſetzes das zum Thatbeftande bes 
in Rebe ftehenden Vergehens erforderliche Bewußtfein ver 
Rechtswidrigkeit gefehlt habe. Der 8 15 a. a. O. fegt nun 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen voraus, daß der Unge- 
klagte die Uebertragung bes geiftlichen Amts in bem Bes 
wußtfein, baß biefelbe eine folche fei, welche unter das 
Strafgefeß falle, vorgenommen habe. Mangelt ihm dieſes 
Bewußtſein auf Grund eines Irrthums über die Bedeutung 
bes geiftlichen Amts ober deſſen Webertragung im Sinne 
bes 8 15, fo fehlt ihm, mag gleich der Irrthum ein Rechts⸗ 
irrtbum fein, die Kenntniß von dem VBorhandenfein eines 
berjenigen Thatumftände, welche zum gefeglichen Thatbeftande 
gehören, und nad 8 59 des R.⸗StGB.'s ift mithin feine 
Strafbarkeit ausgefchlofien. | 

Antr. d. GStA.: gleicht. [44.—8.] 
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1. Beſchlußfaſſung des Gerichts. - Gehör der Parteien. 
2. Zeugen. - Unfähigteit. 
3. Bereidung. — Unglaubwürdigfeit. 
4. Frageſtellung. - Berleitung zu falſchem Zengniß. 

1. Der Befchlußfaffung des Gerichts über die 
Bereivung der Zeugen braucht Fein Gehör der 
Parteien vorauszugehen. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 8 22 [n. 42]. 


2. Bei gleichzeitiger Berfolgung mehrerer Ange: 
flagten macht es Feinen Unterſchied, ob der Zeuge 
mit allen oder nur mit einem derfelben in yperfön- 
lihen Berhältniffen ſteht, welche feine Unfähigkeit 
zum eidlichen Zeugniß begründen. 

Bon. v. 3. San. 1849 $ 22 [n. 24]; CtO. $ 357. 

3. Das Gericht kann die Beeidung folder Zeugen 
unterlaffen, die es für unglaubwürdig. hält. Die 
für die Unglaubwürdigfeit angeführten Gründe unter- 
liegen der Kritik des Nichtigkeitsrichters nicht. 

Bon. v. 3. Ian. 1849 $ 55 |n,29]; ErD. 8 338. 


4. Bei einer Anklage auf Verleitung zu falfchem 
Zeugniß ift die Aufnahme der fingirten Thatfachen, 
welche der Zeuge bat befunden follen, in Die Frag- 
ftelung nicht erforderlich. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 81 [n. 19a.];: St. 8 169. 160. 
Erf, (3. 1.) v. 25. Novbr. 1875 6. Michael & Gen. (1108 II. Cr.). 

[1.] Das Audienz- Protofolt konftatirt, daß nach ber 
Mittheilung des Vorfigenden, daß das Gericht über bie 
Vereidung der Zeugen Beſchluß faſſen werbe, der Gerichte- 
hof ſich, ohne daß Anträge von Stantsanwaltfchaft und 
Vertheidigung geftellt worben, in das Berathungszimmer 
zurücdgezogen habe. Daß die Angellagten vor jedem bem 
Gerichte obliegenden Schritte der Prozedur zur Stellung 
etwaiger Unträge aufgefordert oder bireft veranlaßt werben 
müßten, beftimmt fein Geſetz. Die Angeklagten find nur 
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berechtigt felbft ober durch ihre Vertheibiger das Wort zu 
verlangen, wenn fie im Intereſſe der Vertheidigung An« 
träge zu ftellen haben. Bon dieſer Befugniß haben biefelben 
im vorliegenden Falle keinen Gebrauch gemacht. Günzlich 
unbegründet ift ihre Behauptung, daß die Stellung von An⸗ 
trägen nach jener Mittheilung des Vorſitzenden nicht mehr 
zuläffig gewefen fei, ba in biefer Mittheilung vielmehr die 
inbirelte Aufforderung lag, zur Stellung etwaiger Anträge 
jet das Wort zu erbitten. Auch eine Verpflichtung zu 
warten, bis die Angeklagten fich erflärt hätten, ob ihrerfeits 
eine Bemerkung zu machen war, lag dem Gericht nicht ob. 
Dazu fih das Wort zu erbitten, war immerhin hinreichende 
Zeit vorhanden, wenn auch der Gerichtshof ſich unmittelbar 
nach jener Mittheilung bes VBorfigenden erhob und in das 
Berathungszimmer begab. Auch eine faktifche Unmöglichkeit 
fih das Wort zu erbitten fonnte daher nicht angenommen 
werden, wenn fih der Hergang jo zugetragen hätte, wie 
ihn die NB. darſtellt. Daher war ber auch von ter Ber: 
theidigung nach Wiebereintritt des Gerichtshof und Ber: 
kündigung feines Befchluffes erklärte Proteft dagegen, daß 
die Vertheidigung nicht vorher über bie Vereibigungsfrage 
gehört worben jei, grundlos. 

[2.] Was die wegen ihres Verhältniffes zu den Ans 
geffagten als Eheleute, Eltern, oder nabe Verwandte 
oder Verfchwägerte nicht vereidigte Zeugen anlangt, fo ge 
nügt das Vorhandenſein eines ſolchen Verhältniſſes zu 
einem der Angeklagten, um nach 8 357 der Crim.Ordn. 
die Nichtvereidigung zu rechtfertigen und ift bie Behauptung 
ber Angeflagten unbegründet, das folche Zeugen, weil fie 
in Folge ihres Verhältniſſes zu einem der Angellagten 
nicht aufhörten glaubwürbige Zeugen für ten andern mit 
ihnen nicht verwandten Angeflagten zu fein, dennoch hätten 
vereibigt werben milffen. 

[4.] Die Fragen, fo wie fie an die Gefchwornen ge- 
richtet und von denfelben bejaht worben find, entfprechen 
vollftändig dem Wortlaut des gegen die Angeflagten in 
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Anwendung gebrachten $ 159 bes R.⸗StGB.'s, umfaßten 
fomit alle nach dieſem Gefege für mwejentlich zu erachtenden 
Merkmale. Das Berlangen der Angellagten, daß be 
fingirten Thatfachen, welche der Zeuge habe bekunden follen, 
deſſen Verleitung zum falfchen Zeugniffe unternommen zu 
haben, ihnen zur Laſt gelegt werbe, in ber Frage an bie 
Gefchworenen fpeciell aufgenommen würben, fanb in ben 
Artt. 81 und 82 cit. feine Rechtfertigung nicht. Es banbelk 
fih nicht, wie der Art. 82 cit. voransfegt, darum, einen 
Rechtöbegriff, welcher nicht allgemein befannt und in bem 
gegebenen alle unbeftrittene Bebentung hatte, durch gleich⸗ 
bedeutende Ansprüde zu erfegen, zu beren Verſtändniß Rechte: 
fenntniffe nicht erforderlich find. Was unter einem falfchen 
Zeugniſſe zu verftehen fei, ift fo allgemein befannt, baß eine 
rechtliche Nothwendigfeit diefen Begriff in ber zu ftellenden 
Frage durch thatſächliche Präzifirung derjenigen faljchen 
Thatfachen, welche bezeugt und beeidet werben follen, ans 
dem Art. 82 nicht hergeleitet werben könnte Soweit aber 
eine auf Art. 82 zu ſtützende rechtliche Nothwendigkeit nidt 
zu begründen war, unterlag e8 lediglich dem Ermeffen ded 
Gerichts, ob es Beranlaffung fand eine nähere Präsifirung 
ber zu beeibigenden falfchen Thatfachen in der Frage vor- 
zunehmen. 
Antr. d. EStA.: gleicht. 132. 


Meineid. — Auſtiftungsverſuch. - Zeugnißfähigleit. 
Gegen Denjenigen, welcher es (erfolglos) unter⸗ 
nommen bat, einen Anderen zu einem Meineide zu 
verleiten, iſt nicht auf Unfähigkeit zum eidlichen 
Zeugniffe ꝛc. zu erkennen. 
St®B. $ 161 [n. 2] Bgl. RrOTr. 12. S. 612; 13. S. 237 u. M. 


Erf. (8. 11.) v. 25. Novbr. 1875 0. Salomen (1117 IL. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. 114—8.] 
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Unterfhlagung. - Erſatz. - Beſchädigung. 
1. Nah vollendeter Unterſchlagung geleifteter 
Erſatz befeitigt die Strafbarkeit derfelben nicht. 
StGB. 5 246 [n. 42]. 
2. Bermögensbefhärigung gehört nicht zu ben 
Merkmalen des Thatbeſtandes der Unterfchlagung. 
SiGB. 5 246 [n. 51]. 


Er. (3.1. v. 26. Novbr. 1875 c. Breitlopf (1037 1. Cr.). 
Antr. d. GStaA.: gleihl. [49.—8.] 


Appellationzfrift. - Verlängerung. 

Die Berlängerung der Appellationsfrift und die 
Zulaſſung verfpäteter Rechtfertigung unterliegt nur 
dem durch Nichtigkeitsbeſchwerde nicht anfechtbaren 
Ermeſſen des Inftanzrichters. 

Bon. v. 3. Jan. 1849 $ 129 [n. 16). Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 104 
[n. 3]. 
Ertl. (3.1) v. 26. Novbr. 1875 co. Holſtein (973 I. Cr.) 
Antr. d. EStA.: gleichl. 130. -8.) 


Vereine, politiſche. - Soriale Fragen. 

1. Die Erörterung ſocialer Fragen mit der 
Richtung auf Beeinflufſung der ſtaatlichen Einrich⸗ 
tungen und Anordnungen iſt eine politiſche und 
Vereine welche ſich damit befaſſen ſind folgeweiſe po⸗ 
litiſche Vereine. 

Pr. Son. v. 11. Mär; 1850 8 16. 

2. Die Strafbarfeit politifcher Vereine aus $ 16 
ver Don. v. 11. März 1850 iſt nicht dadurch be- 
Dingt, daß Erörterung politifher Gegenflände in 
Berfammlungen bereits flattgefunden, fondern nur 
Dadurch, daß fie bezwedt if. 

Daf. 5 8. 
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Ertl. (V. 1.) v. 26. Novbr. 1875 0. Kammann (929 IL. Cr.). 
[1.] Der App.⸗Richter führt aus, daß der Begriff ber 


öffentlichen Angelegenheiten mit dem ber politifchen Ange 


legenheiten nicht zufammenfalle, daß „bie politifchen Gegen. 
ftände ben Staatszweck und die zur Erreichung befielben 
bienlichen und vorhandenen Mittel und Einrichtungen be 
treffen, während äffentliche Angelegenheiten darüber hinaus 
auch andere Zwede refp. die Mittel zu Erreichung ber 
felben im Auge haben können“. Es kann von einer Prüfung 
abgefehen werben, ob bie von dem App.-Michter gebilligte 
Definition den Begriff der „politifchen Gegenftände” er 
ichöpft, oder ob fie — wie in der NB. ausgeführt ift — 
nur bie Staatsklugheitslehre umfaßt und andere Zweige 
ber Politik unberidfichtigt läßt. Selbft wenn man jene 
Definition für durchaus zutreffend erachten Könnte, würde 
ber Angriff begründet fein, da ber App.-Nichter die Kon- 
fequenz feiner Definition nicht richtig gezogen hat. Et 
fann einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß zu 
den „für tie Erreichung des Staatszwecks dienlichen Mitteln 
und Einrichtungen” auch bie Orbnung aller berjenigen Ans 
gelegenbeiten zu rechnen ift, welche mit der focialen Trage 
in Beziehung ftehen, daß focialpolitifche Fragen zu ben 
wichtigften Gegenftänden fowohl ber inneren als ber inter 
nationalen Bolitit gehören und ihre Ausſcheidung aus dem 
Begriffe der politifchen Angelegenheiten daher für rechte 
irrthümlich erachtet werden muß. Sofern daher eine Er- 
örterung foctaler Fragen mit der Richtung auf Beeinfluffung 
ber ftantlihen Einrichtungen und Unorbnungen gefchieht, 
wird biefe Erörterung zu einer politifchen. Wenn nun ber 
App.-Richter annimmt, daß Gegenftände der Vereinsthätigteit 
bie Verbefferung der Lage der Arbeiter im Allgemeinen, bie 
Lohnfrage u. f. w. im Befonderen gewefen feien, fo ift es 
nicht bedenklich, daß diefe Fragen im vorangebenteten Sinne 
politifher Natur fein können und die Negativ-Feftftellung, 
indem fie fich lediglich auf die Annahme ſtützt, daß Fragen 


| 
| 
| 
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folder Art nicht politifche Gegenftände feien, ruht anf einer 
rechtlich unhaltbaren Grunblage. 

[2.] Ein weiterer Rechtsirrthum wird von ben Im⸗ 
ploranten darin gefunden, baß ber App.-Nichter zum That- 
beftande ver 3$ 8b. und 16 a.a. DO. nicht nur den Nach⸗ 
weis erfordert, daß ber Verein bie Erörterung politifcher 
Gegenftande bezweckt Habe, fonbern auch den Nachweis, daß 
berfelbe folche Gegenſtände erörtert habe. Auch in biefer 
Richtung ift der Angriff wegen Gefegesverlegung begründet, 
da die Aufftellung bes zweiten Erforberniffes dem Geſetze nicht 
entfpricht, welches nur bie Zwedbeftimmung des Vereins be- 
zeichnet, nicht aber die bereits erfolgte Ausführung vorausfekt. 

Antr d. GStA.: gleicht... [40.—8.] 


Vorunterſuchnng. - Antrag. - Ablehnung. 


Der Antrag auf Einleitung einer Vorunterſuchung 
kann nicht aus dem Grunde abgelehnt werden, weil 
der Thatbeſtand einer firafbaren Handlung nicht 
vorliege. 

Bon, v. 3, San. 1849 8 42 [n. 6]. 

Beſchl. (1) v. 26. Novbr. 1875 oc. M. (270B. I. Cr... 

Das OTr. erwmog: 

daß durch die Vorunterſuchung felbit bie Exiſtenz und 
Natur der angezeigten Mißthat infoweit, als dies zur Be⸗ 
grüindung einer Anklage erforderlich ift, erforfcht und feſt⸗ 
geftellt werben foll — 844 a. a. O. — und erft nah Ab⸗ 
Schluß der Vorunterfuchung das Gericht in die Lage kommt, 
über das materielle Ergebniß der Vorunterfuchung eine 
Prüfung eintreten zu laffen und einen Befchluß zu faffen 
— 847.00. —, eine Antizipation biefer Prüfung 
aber mweber durch ausbrüdtiche Geſetzesvorſchrift zugelaffen 
ift, noch in der Konftruftion des Strafprozeffes einen An⸗ 
halt findet, welcher auf der Trennung ber Funktionen des 
Gerichts und der Staatsanwaltfchaft beruht und bie be- 
ſchließende Thätigkeit des Erfteren nur nach Beendigung ber 
Borbereitungs-Stadien eintreten Läßt, 

Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—9.| 
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Etenervergehen. - Gewerbepolizeivergehen. - Berjährung. 


Enthält eine Handlung zugleich eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die Steuergefege und gegen $ 147 
der Gewerbe- Ordnung, fo Fann die erftere nad 
Verjährung der Gemwerbefontravention nicht mehr 
felbfiftändig verfolgt werben. 

Gew-Orbn. v. 21. Juni 1869 $ 147; StGB. 3 73 [n. 10]. 

Erk. (3. 1.) 0. 26. Novbr. 1875 0. Rußland (617 IL. Cr.). 

Iſt die Verjährung des Gewerbe Polizei» VBergehens 
eingetreten, jo Tann, da bie in den Yällen bes 8 147 ber 
Gewerbe-Orbnung v. 21. Juni 1869 mit einem folchen 
fonkurrivende Zuwiderhandlung gegen bie Steuergefege nur 
die Bedeutung eined Strafzumefjungsgrundes hat, und 
bemzufolge nicht nach den Grundſätzen der Ideal⸗Kon⸗ 
furrenz beurtheilt werden kann (Plenar-Erfenutniß des Kol. 
Ob.⸗Tribunals v. 31. Jan. 1874, RdoOTr. 15. S. 47 fag.), 
nach Verjährung des Gewerbe⸗Polizei⸗Vergehens von einer 
befonderen Strafverfolgung der gedachten Zuwiderhandlung 
nicht die Rebe fein. 

Antr. d. ESA.: gleicht. [33.—8.] 


Borftand einer Altiengeſellſchaft. - Bevollmädtigter. - 
Untrene, 


Der Vorſtand einer Aktiengefelfchaft if grund- 
fäglih als Bevollmächtigter derfelben im Sinne bes 
8266 Nr. 2 StGB.'s anzufehen. 

SIEB. $ 266 Nr. 2 [n. 13]. 
Ert. (3.1) v. 30. Novbr. 1875 c. Budde (1092 II. Cr.) 

B. beftellte als Vorſtaud des Aachener Hlitten - Altien » Vereins 
Namens und für Rechnung defjelben bei verjchtebenen Werten im 
Ganzen 4000 Tons Roheiſen, wartete aber bann bie Chancen ber 
Eifenpreife ab, um beim Steigen der Preife das Geſchaft als für fih 
perfönfich abgejchlofien zu behandeln und die Partie Eifen zu feinem 
perjönlihen Bortheil zu verlaufen, im Falle des Sinkens dagegen daß 
Geſchäft dem Berein zu belafim. Es trat ein bebeutenbes Steigen 
ber Preife ein und verkaufte nun B. das Eifen mit einem Gewinn 
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von ca. 46,000 Thlr. Diefer Verlauf gefhah, wie nit anders 
möglich, Namens bes Vereins. DB. Lieferte indeß ben erzielten ihm 
für Rechnung bes Vereins Überwielenen Gewinn nicht an die Vereins- 
faffe ab, ſondern eignete deuſelben fich zu. Die Inſtanzgerichte nahmen 
in Betreff des Gewinnes Untreue eines Bevollmächtigten in idealer 
Konkurrenz mit Unterſchlagung an und verurtheilten dem B. aus 
8 266 Nr. 2 StGB.'s als die ſchwerere Strafe androhend. Hiergegen 
ergriff derſelbe Kaſſationsrekurs, weil das Rechtsverhältuiß bes Vor⸗ 
ſtandes einer Aktiengeſellſchaft zu dieſer wenigſtens nicht nothwendig 
und ftets als ein Mandatsverhältniß aguuſeten ſei. 
Berwerfung. Gründe: 

In Erw., daß bezuglich des Vergehens ber Untrene 
bie Feſtſtellung der App⸗Kammer im Anſchluß an die Worte 
des Geſetzes dahin lautet: daß der Kaſſations⸗Kläger, nach- 
dem er zum PBorjtande des genannten Vereins beſtellt 
worden war, in jeiner Eigenjchaft ald Bevollmächtigter des⸗ 
ſelben, indem er wifjentlich den biefem zuftehenden Gewinn 
an fich gezogen, abfichtlich darüber zu deſſen Nachtheile ver- 
fügt und folglich dem 8 a2 Nr. 2 des StGB.'s zuwider 
gehandelt hat; 

daß die Beſtimmung Dies 8 für Bevollmächtigte aller 
Art Geltung bat; 

daß die App.Kammer thatjächlich feitgeftellt hat, daß 
der Kaſſations⸗Kläger auf Grund des mit demfelben abge- 
fhloffenen Engagements-Bertrags v. 29. März 1865 in 
Gemäßheit des 8 13 ber Statuten bed Aachener Hütten- 
Aftien-Vereind unter dem Titel eines General: Direktors 
zum Vorſtande befjelben beftellt war; 

daß die Annahme des angefochtenen Urtheils, daß das“ 
Nechtsverhältniß zwifchen ber Aftiengefellfchaft und dem von 
ihr beftellten Vorftande grundfäglich nach den Negeln bes 
Mandats zu benrtheilen, dem Geſetze entjpricht, der Kaſſ.⸗ 
Kläger auch nichts dafür anzuführen vermocht hat, daß ber 
anberweite, Inhalt ded bezogenen Engagements - Vertrages, 
deſſen Nichtberücdfichtigung er vügt, hier eine abweichende 
rechtliche Auffaffung zu begründen geeignet fei; 

bag wenn demnach bie App.⸗Kammer ven Kaſſ.⸗Kläger 
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als „Bevollmächtigten“ des genannten Vereins qualifizirt 
und das demfelben zur Laft gelegte Vergehen als „Untrene“ 
geftraft hat, damit die Beftimmung des 8 266 Nr. 2 des 
StGB.'s nicht verlegt worden ift. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [48.—8.) 


— — — — — 


Verjährung. - Unterbrechnng. - Anklage. 


Durd die bei Gericht erfolgte Präfentation der 

Strafflage wird die Verjährung nicht unterbrochen. 
StOoB. $ 68 [n. 13]. _ 
Beſchl. (II) v. 30. Novbr. 1875 e. $. (206 B. IL. Cr.). 

Die Strafanträge des Pblizeianwalts wegen einer Gewerbe Polijei⸗ 
Uebertretung waren zwar vor Ablauf der Verjährungsfrif beim Gericht 
präfentirt ; eine vichterliche Verfügung war aber darauf er’ nach Ablauf 
berfelbe ergangen. Die Anklage wurde als verjährt zurückgewieſen und 
bie beshalb vom StA. ergriffene Befhwerde vom OTr. verworfen 

weil die Vorfchrift im ALR. I. 9. 8 551, wonach 
fon bie Anmeldung der Klage bei dem Richter die Ver 
jährung durch Nichtgebrauch unterbricht, auf Straffacen 
feine Anwendung findet, der 8 68 des D. StGB.'s viel 
mehr ausdrücklich vorfchreibt, daß nur eine „Handlung 
bes Nichters, welche wegen ber begangenen That gegen ben 
Thäter gerichtet ift”, die Verjährung unterbreche, für eine 
folde Handlung aber die bloße Präfentation eines vom 
Bolizeianwalte geftellten Strafantrages nicht zu erachten ill. 

Antr. d. GEA.'E: gleichl. [28.8 


Diebitahl. - Gewahrſam. 


An drittem Orte liegen gelafiene Gegenfländt 
befinden fih noch in der Gewahrſam des Ligen: 
- thümers, wenn der Verbleib noch nicht aus deflen 
Gedächtniß entſchwunden iſt und auch Feine äußeren 
Hinderniffe vorliegen, welche das Zurüdholen der 





765 (30. Novbr. 1875.] 


felben hindern. Rechtswidrige Zueignung folder 
Objekte kann daher als Diebflahl beftraft werden. 
SiGB. 5 242 [n. 19]. 


Erf. (3. 11.) v. 30. Novbr. 1875 e. Gofepaih (1131 II. Cr.). 
"Anıı. d. EStA.: gleichl. [50.—8.] 


Diebftahl. - Wegnahme. - Berfted. - Thatſächliche Frage. 

Hat der Dieb den Gegenſtand des Diebflahls 
in den Räumen des Beftohlenen verftedt, fo ift vie 
Entfcheidung darüber, ob vollenveter Diebflahl oder 
Verſuch vorliegt, von der Frage abhängig, ob an- 
zunehmen, daß der Dieb mit dem Verſtecken auch 
Ihon bie Berfügungsgewalt über die Sache erlangt 
bat, und dieſe Frage wie das im $ 242 StGB. . 
auf dieſelbe bezüglihe Moment der „Wegnahme” 
ift thatfächlicher Natur. 

StGB. 8 242 In. 39]. 
Ertl, (3. IL) v. 20. Novbr. 1875 e. Hoffmann (1109 IL Cr.). 

Die NB. ftügt ſich darauf, daß bie angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung das ALR. I. 7 88 116. 119, fowie den 8 242 
bes StGB.'s unrichtig angewendet habe, und beantragt 
an Stelle der ausgefprochenen Verurtheilung wegen ein⸗ 
fachen Diebſtahls den Angeklagten bes verfuchten ſchweren 
Diebftahts ſchuldig zu ſprechen. Nach Anficht der Inſtanz⸗ 
gerichte bat Angellagter dadurch, daß er von dem auf 
der Scheune ausgedrofchenen Korn etwa 1'/ Scheffel in 
zwei ihm zugehörige Säde füllte, diefe ſodaun in eine 
daneben belegene Scheune des Beſchädigten brachte und 
bier unter Strob verfteckte, die Verfügungsgewalt über das 
von ihm verjtedte Korn erlangt. Die Annahme der 
Borderrichter, daß zufolge dieſes Sachverhalts der Diebitaht 
als ein vollendeter zu gelten babe, bezeichnet die NB. mit 
Rückſicht darauf daß der Beſchädigte, von dem Gefchehenen in 
Kenntniß gefett, die Scheune verfchloß und den Angeklagten 
hierauf, als er vermittelft eines eigenen Schlüſſels diefelbe 
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geöffnet hatte, vor Hinwegichaffung des Korns verhaften 
ließ, unter Hinweis auf die vorangeführten @efetzeöftellen 
als eine rechtsirrthümliche. — Die entſcheidende Frage pri- 
cifirt fich hiernach dahin, ob anzunehmen fteht, daß Ange 
Hagter mit dem Verſteck des von ihm fortgebrachten Kornd 
auch ſchon tie Verfügungsgewalt über bafjelbe erlangt habe. 
Diefe Frage ift aber eine Thatfrage, weil das hier in Be 
tracht kommende Machtverhältniß über Die Sache, wie es 
8 242 des StGB.'s in dem Requiſit der „Wegnahme” ale 
ein tbatbejtandliches Begriffsmerkmal des Diebftahls Hinftellt, 


lediglich als ein rein thatjächliches Verhältniß au it. 
Antrag des GSLA.: gleich. 60.—8.] 


Konkurs. - Benadtheiligung” von Glänbigern. - Be: 
wußtſein. — Abſicht. 

Zur Anwendung des $ 308 Pr. Konkursordnung 
genügt die Fefftellung des Bewußtſeins, die 
nicht befriedigten Gläubiger zu benachiheiligen und 
bedarf es nicht des Nachweifes einer befonveren 
darauf gerichteten Abficht. 

Pr. Kont.-Orbn. v. 8. Mai 1855 $ 308. Bol. RdOTr. 8. ©. 784; 


14. ©. 97. 
Erf. (3.11) v. 30. Novbr. 1875 co. Korm (1127 II. Cr.). 
Autr. des GStAn gleichl. [48.—8.] 


— —— — — — 


Realkonkurrenz. - Beſtimmung der Einzelſtrafen. 


1. Ein mehrere real konkurrirende Strafthaten 
umfaſſendes Urtheil unterliegt der Vernichtung, wenn 
es nicht die ſchwerſte That und die dafür zu erkennende 
Einſatzſtrafe und ebenſowenig die für die übrigen 
Delikte zu erkennenden Einzelſtrafen und die an 
deren Stelle tretenden Zuſatzſtrafen zum Ausdruck 
bringt, alſo die Prüfung, ob die Geſammtſtrafe die 
Einzelſtrafen überſteige, unmöglich macht. 

StGB. 8 74 [n. 24). Bgl. RdOTr. 13. S. 87. 226. 878. 394; 14. 
S. 458; 15. ©. 657. 
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2, Im Fall der Realkonkurrenz ift der Richter 
nicht gehindert, neben der als Einſatzſtrafe dienenden 
Zuchthausſtrafe eine Zufagftrafe in Zuchthaus zu 
erfennen, welche die Dauer von einem Monat nicht 
erreicht. 

StGB. 819 [n. 3]. Bol. RdOTr. 13. S. 61. 157. 183. 

Erk. (8.1) v. 1. Dezbr. 1875 eo. Bothe (1061 I. Cr.). 

Anır. d. EStA.: entgegen. [68.—6.) 


— 





Hausfriedensbruch. - Berlegter. - Hausjohn. 

Die Fefftellung, daß der in feinem Hausrecht 
Verletzte bei dem begangenen Hausfriedensbruch nicht 
gegenwärtig gemefen fei, genügt um den dabei an 
wefenden Hausfohn Fraft vermutheter Vollmacht zur 
Vertretung feines abwefenden Vaters bei dem Schuge 
des geftörten Hausfriedens zu legitimiren. 

StB. $ 123 [n. 14. 21]. 


Erf. (3.1) v. 1. Dezbr. 1875 eo. Dorftewig (996 I. Cr.). 
Antr. d. EStA.: gleichl. [46.—6.] 


Stenervergehen. - Gewerbepolizeivergehen. - Koufnrrenz. 


1. Die Berfleuerung des Kleinhandels mit 
geiftigen Getränken umfaßt das Schanfgewerbe nicht 
mit. Diefes muß befonders verfteuert werden und 
die unterlaffene Anmeldung feines Betriebs Tann 
daher, ungeachtet der Beſteuerung des Kleinhandels, 
Steuerftrafe begründen, 

Gef. v. 19. Juli 1861 8 15. 

2. Zn den Fällen wo bei idealer Konkurrenz 
von Gewerbepolizei- und Gteuervergehen, nur eine 
Beftrafung der erfteren flattfindet, müffen gleichwohl 
die letztern feftgeftellt werden, weil die verwirkte 
Steuerfirafe bei der Feflfegung des Strafmaaßes 
berüdfichtigt werden muß. 

Gew.-Orbn. v. 21. Zuni 1869 $ 147; StOB. $ 73 [n. 10). 


Ert. (8.1) v. 1. Dezbr. 1875 0. Frünlel (804 I. Cr). 
Autr. d. GStA.: entgegen. [46.—6.) 


—* 
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Steafantrag. - Dienftboten-Berhältniß. - Diebftahl. 

Die Anwendbarkeit des 6 247 StGB.'s iſt von 
dem Befteben eines Zucht und Auffichtsrechts des 
Beftohlenen über den Thäter nicht abhängig gemacht. 
And wird der erforderlich bleibende Charakter des 
zwifchen beiden beftehenden Verhältniſſes durch Die 
rechtliche Möglichkeit einer einfeitigen Auflöfung 
deſſelben nicht befeitgt. 

StGEB. $ 247 [n. 7. 8]. 


Erf. (8.1) v. 1. Dezbr. 1875 e. Jamrath (1053 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: entgegen. [40.—6.} 


Strafantrag. - Rechtliche Onalificirung. 


Die Wirkfamfeit eines Strafantrags iſt nicht 
von der richtigen rechtlichen Dualificirung der Hand⸗ 
fung abhängig, deren Beftrafuug beantragt iſt. 

StOB. 5 61 [n. 17]. 
Ert. (3.1) v. 1. Dezbr. 1875. o. Munt (879 I. Cr.) 
Antrag d. SSM.: gleichl. [20.—6.) 


Beweisaufnahme. - Widerspruch. - Gerichtsbeschluss. 


Nur durch Widerspruch gegen die Vornahme 
einer Beweisaufnahme durch den Vorsitzenden, 
nicht durch Protest gegen den darauf gerichteten 
Antrag der Gegenpartei wird die Entscheidung 
des Gerichtshofs erforderlich. 

StPO. $ 251. 

Ertl. (3.1) v. 1. Dezbr. 1875 0. Peters (1057 L Cr.). 

Nah 8 250 1. c. entjcheivdet über ben Umfang des 
aufzunehmenden Beweiſes zunächft das Ermefien bes Vor⸗ 
figenden. Diefe Vorſchrift ift eine ganz allgemeine. Ob 
die Erbeblichkeit des aufzunehmenden Beweiſes zwifchen den 
Parteien vorher fchon zur Erörterung gelommen ift, ober 
nicht, wird darin nicht unterfchieden. Nur wenn gegen bie 
Vornahme einer Handlung der Beweisaufnahme (Seitens 





169 fl. Dezbr. 1875.) 


bed Borfigenden) Widerſpruch erhoben wird, ſoll nach 8 251 
l. c. das Gericht die Entfcheidung treffen. Der Vertheidiger 
des Angeflagten bat nun zwar nach Inhalt des Sigungs- 
Protokolls v. 11. Oftbr. d. J. dem Antrage des Vertreters 
ber Kronanmwaltfchaft auf Verlefung der in Rede ftehenden 
Briefe widerfprochen; gegen die dem Antrage ftattgebende 
Anordnung des nah 8 250 cit. zur Entſcheidung zunächft 
berufenen Gerichtd-Vorfigenden aber hat er einen weiteren 
Wivderfpruch nicht erhoben, bie Entſcheidung des Gerichts: 
bofes alfo erfichtlich gar nicht angerufen. Der Vorwurf 
einer Verlegung des 8 251 cit. Tann daher für begründet 
nicht erachtet werben. 

Antrag d. EStA.: gleichl. | 146.—6.] 


— 


Widerſtand. — Zollbeamte. - Rechtmäßige Amtsübung. 

Die Zollbeamten ſind berechtigt zur Ausübung 
ihres Grenzſchutzdienſtes auch Privatwege zu betreten, 
und der ihnen dabei vom Eigenthümer des Weges 
geleiſtete Widerſtand iſt daher ſtrafbar. 

StGB. $ 113 (n. 53); B.-Zollgef. v. 1. Inli 1869 8 19. 119. 129. 

Ertl. (8.1) v. 1. Dezbr. 1875 c. Schoof (979 L Cr.) 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die nach $ 19 
bes Vereinszollgeſ.'s v. 1. Juli 1869 durch eine bewaffnete 
Grenzwache längs der Zollgrenze und innerhalb des Grenz- 
bezirkes zu übende Aufjicht Über den Waaren-Ein- und Aus- 
gang nicht befchränft fein kann auf das Betreten der dffent- 
lihen Wege, fondern daß den betreffenden Beamten auch 
die Befugniß zuftehen muß, je nach ihrem pflichtmäßigen 
Ermeſſen auch Privatwege oder Befigungen von Privaten 
zu betreten; denn ohne diefe Befugniß würde eine derartige 
Aufficht nur gehandhabt werben können auf den öffentlichen 
Wegen ꝛc., während eine wirkſame Hanthabung des Kontrol- 
dienſtes fih an bie Zugänglichleit der ganzen Zollgrenze 
und bes gefammten Grenzbezirtes Inüpft. Wie fih demnach 
auch die im 8 119 bes cit. Geſetzes norgefchriebene Trans⸗ 

NRechtſpr.d. 8.D. Tr. ıc. XVL, 49 
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portlontrole und die Vorſchrift des 8 129, wonach alle 
Berfonen, welche Waaren transportiren, verpflichtet find, 
den Anorbnnungen der Grenzauffichtsbeamten Folge zu leiften, 
nicht etwa befchränft auf die auf offenen Wegen betretenen 
Perjonen, fondern in gleihem Maaße von ſolchen gilt, 
welche ſich auf Schleichwegen der ordentlchen Kontrole ent- 
ziehen wollen, fo ergiebt ſich ganz von felbit die Nothwendigfeit 
für die Zollbeamten, etwaigen Kontraventionen auch außer⸗ 
halb der offenen Wege überall zu begegnen, wo bie Mög: 
fichfeit des Transportirens zollpflichtiger Waaren vorliegt 
(vgl. au 8 136, 5a. und b. fowie 8 148 Abſ. 2). Und 
wenn in den 88 126 und 127 für Hausfuchungen und 
förperliche Bifitationen befondere Borausfegungen und Förm⸗ 
lichfeiten vorgefchrieben find, fo wird daraus mit Unredt 
vom Angeklagten gefolgert, daß das Betreten offener Privat- 
grundſtücke ꝛc. den Zollbeamten unbedingt unterfagt fei; 
vielmehr ergiebt fich hieran umgelehrt, daß bie leßtgebachte 
Befugniß denfelben ohne Beobachtung der nur für Hank 
ſuchungen ꝛc. getroffenen befonderen Vorfchriften zufteben 
müffe. 

Anır. d. ESN.: gleichl. [49.—6.] 


Berleitung zum Meineid. - Berſuch. 

Das erfolglofe Unternehmen einen Andern zur 
Begehung eines Meineids zu verleiten, hat die Natur 
eines Meineids, wegen deſſen auf Zeugnißunfähigkeit 
zu erkennen wäre, nidt. 

StGB. $ 161 [n. 1]. 


Erf. (8.1) v. 3. Dezbr. 1875 e. Geldzinuns (952 J. Cr.) 
Antr. d. GStA.: gleichl. - [30.—6.] 


Banterntt. - Einzelhandlungen. - Konkurrenz. - Zahlung?- 
einftellung. - Beihülfe. 

1. Zahlungseinftelung ift der thatfächlihe Zu⸗ 

fand eines Kaufmanns, welcher wegen wirklicher, 

vermeintlicher oder fingirter Zahlungsunfähigfeit, feine 
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fälligen Verbindlichkeiten zu erfüllen aufgehört hat. 
Sie iſt nicht duch ausdrückliche, gerichtliche oder 
außergerichtliche Inſolvenzerklärung bevingt. 

St®B. 8 281 [n. 18. 20]. 

2. Hat fih ein Kaufmann, welder feine Zah⸗ 
lungen eingeftellt hat, mehrerer der in $ 281 und 
283 StGB.'s vorgefehenen Einzelhandlungen ſchuldig 
gemacht, fo Tiegt doch nur eine einheitliche Strafthat 
vor, nicht Realkonkurrenz mehrerer Straffälle. 

StGB. $ 281 [n. 33. 31]. 


3. Daher nimmt eine erft nach Vollendung einer 
der erwähnten Einzelhandlungen geleiftete Unter⸗ 
fügung nit den Charakter der Begünftigung an, 
fondern kann als Beihülfe befiraft werden, wenn die 
weitere Cinzelhandlung erſt fpäter unternommen ift. 

StBG. $ 49 [n. 4]. 
Erf. (8.1) u. 3. Dezbr. 1875 ce. Marquard (1067 II. Cr.) 

R., welder feine Zahlungen als Kaufmann eingeftellt hatte, war 
f&ulbig befunden feine Bücher unordentlich geführt und demnächſt ver- 
beimlicht bezw. vernichtet zu haben. M. hatte für ibn andere Bücher 
aufgeftellt und war ihm dann zur Bernichtung ber alten behülflich ge- 
wefen. In der erfieren Handlung war nur Begünfligung gefunden, 
weil fie der unorbentlihen Buchführung erſt nachgefolgt fei; in ber 
- Jetgteren bagegen Beihälfe, zu der weiteren durch die Vernichtung ber 
Bücher begangenen Strafthat, und bezüglich beider war bann reale 
Konkurrenz angenommen. Dies hielt die RB. bes M. für unzuläjfig, 
da die beiden dem R. imputirten Handlungen nur ein einheitliches 
Bergeben bildeten welches durch die unorbentlihe Buchführung bereite 
zur Bollendbung gebracht fei, fo daß auch bie fpäter zur Bernichtung 
der Bücher gelieferte Umerflägung höchſtens noch ale Begünſtigung 
angefehen werben könne. 

Die Rechtfprechung des Königl. Dber-Tribunals hat 
ſich in konftanter Praxis ſchon wiererholt (cfr. die Erf. v. 
9. Aprit 1874 c. Overmann und vom 6. DOftbr. 1874 c. 
Häßler, ROTr. 15. ©. 222 und 613) dahin ausgefprochen 
daß vie in den SS 281 unter Nr. 1—4 und 283 unter 
Nr. 1—3 de R⸗StGB.'s bezeichneten Handlungen nur 

49* 
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verschiedene Thatbeitands- Merkmale des darin unter Strafe 
geftellten Verbrechens des betrüglichen, vejp. des Vergehens 
des einfachen Bankerutts darftellen, und daß deshalb felbft 
‚buch das Zufammentreffen mehrerer jener Einzelhandlungen 
nur eine Strafthat begründet wird, welche nicht eine Ge⸗ 
jammtftrafe im Sinne des $ 74 1. c., ſondern nur die für 
ben betrüglichen reſp. einfachen Bankerutt angedrohte Einzel- 
ftrafe zur Folge haben fan. Wenn biernach die verjchieden- 
artigen Zuwiderhandlungen bed Angellagten R. gegen ben 
8 283 Nr. 2 des R.StGB.'s nicht als verfchiedene felbit- 
ftändige Strafthaten, fondern vielmehr als eine zufammen- 
hängende, in ihrer Gefammtheit nur den Thatbeftand eine 8 
einfachen Bankerutts begründende Thätigfeit anfzufaflen 
find, welche ſich erjt mit der fchlieglichen Verheimlichung 
und Vernichtung der Handeldbliher vollendete, fo kann 
die in einen früheren Zeitraum fallende Anfertigung ber 
neuen Hanblungsbücher Seitens des Angellagten M. nicht 
als Begiinftigung eines ſchon vollenveten einfachen Bankerutts 
und die fpätere Beihülfe deſſelben zur Vernichtung ber alten 
Handtungsbücher ats Theilnahme an einem zweiten einfachen 


Bankerutt qualifizirt werben. 
Antr. d. GStA.: entgegen. [46.—6.] 


1. Nöthigung. - Widerrechtlichkeit. 
2. Beleidigung. - Mittel zur Nöthigung. 

1. Widerrechtlich iſt jede Nöthigung zu welcher 
auf Seiten des Nöthigenden Fein Recht befteht. 

2, DOeffentlihe Kennzeihnung eines Kaufmanns 
als eines Schuldners, der fih der Erfüllung feiner 
Zahlungsverbindlichkeiten entziehe, kann als flrafbare 
Beleidigung und alfo auch als Mittel zur Nöthigung 
angeſehen werben. 

StEB. 9 185 [n. 1]. 

Erf. (3.1) 9. 3. Dezbr. 1875 0. Mathend (1021 I. Cr.). 

[1.] Das Wefen einer jeden Nöthigung befteht darin, 
daB dadurch zwangsweije auf den Willen eines Anteru ein⸗ 
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gewirkt wird. Daraus folgt - zwar noch nicht, daß jebe 
jwangsweife berartige Einwirkung an und für fich bereits 
ber Strafbeitimmung des 5 240 des R.-StGB.8 unterftelft 
wird. Diefe Einwirkung muß vielmehr, fol fie ftrafrechtlich 
geahndet werben, eine widerrechtliche fein, und durch Gewalt 
oder durch Berrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen 
im Sinne bed Strafrecht hervorgebracht werben. Wo 
taber der Drohende zur Vornahme einer, unter andern 
Umftänben ftraffälligen Handlung, befugt war, kann von 
einer ftrafbaren Nöthigung nicht die Rebe fein. Dies 
bat der Uppell.. Richter auch gehörig in Erwägung gezogen, 
indem er ausdrücklich erklärt, daß widerrechtlich jede 
Nöthigung fei, zu welcher auf Seiten des Nöthigenven Fein 
Recht befteht. 

[2.] Eine jede Ehrverlegung faßt eine vorſätzliche, dabei 
rechtswidrige Kundgebung in fich, durch welche die Ehre 
eines Andern geſchädigt und verlegt wird, Daß bies bier 
den beiden Imploranten zur Laft fällt, Hat ber vorige 
Richter ausführlich und thatfächlich erörtert. Er weift nach, 
daß der Zweck des angedrohten Öffentlichen Ausgebots der 
Forderung ter war, den 2c. H. öffentlich bloßzuftellen, und 
Ihn dazır zu zwingen, feiner Zahlungsverpflichtung nachzu« 
fommen, und fchliegt hieran die Erwägung, daß ein Kauf⸗ 
mann, der fich zur Erhaltung feines Kredits den Auf ber 
Solivität und Neellität wahren müfje, jedenfalls in feiner 
Ehre gefränkt werde, wenn er als ein Gefhäftsmann, ber 
fih der Erfüllung feiner Zahlungsverbindfichleiten entziehe, 
öffentlich gefennzeichnet werde. Hierin ift ein Rechtsirrthum 
nicht zu finden, 

Anke. d. GStA.: gleichl. [20.—6.] 


Strafantrag, ſchriftlicher. - Unterjärift. 


Ein fohriftlich eingereichter Strafantrag ifl, auch 
wenn er der Unterfehrift des Antragftellers ermangelt, 
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wirffam, wenn feftfteht, daß er von ihm beabfidhtigt 
und ausgegangen war. 
SIEB. 8 61 [n. 15]. 


Erf. (3.1) v. 3. Dezbr. 1875 e. Olfchewäti (945 I. Cr.) 
Antr. d. EStA.: gleicht, [33.—6.) 





— — 


Nichtigkeitsbeſchwerde. -Eiuwendung. 


Wenn ein Angeklagter um gerichtliche Aufnahme 
ſeiner Nichtigkeitsbeſchwerde bittet, ſo iſt das Gericht 
verpflichtet, ihn noch innerhalb der geſetzlichen Friſt 
zu dieſem Zweck zu einem Termine vorzuladen. 
Hat es dies nicht gethan, ſo iſt die Friſtverſäumniß 
entſchuldigt. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 110 (Abſchu. IV n. 87). 
Beſchl. (1.) v. 3. Dezbr. 1875 ce. ©. (254B. I. Cr.). 
Antr. d. EEA.: gleichl. (30.8. 


Rechtskraft. - Non bis in idem. - Einstellung des Ver- 
fahrens, 


Nur sachlich verurtbeilende oder freisprechende 
Erkenntnisse, nicht aber die materielle Erschöpfung 
der That gar nicht bezweckende, die Einstellung 
des Verfahrens wegen mangelnden Strafantrags 
aussprechende Urtheile, schliessen die Zulässigkeit 
anderweiter Verfolgung des Thäters wegen der- 
selben That aus, wenn die Anklage auf einen 
andern, die Noihwendigkeit des Antrags be- 
seitigenden Gesichtspunkt gestützt wird. 

StPO. $ 419. 

Ert. (B. 1) v. 8. Dezbr. 1875 e. Gracfle (1030 I Cr.). 

Gr. war wegen Jagdvergehens unter Verlegung ber Schonzeit 
verurtheilt. Der B.-Richter befeitigte die Annahme der letztern Qua⸗ 
lifilation, nahm daher nur einfaches Jagdvergehen an und flellte ba® 
Verfahren wegen mangelnden Strafantrags durch Urtheil v. 8. Mai 
1875 ein. Der StA. fügte nunmehr Anklage wegen gewerbsmäßigen 
Jagdvergehens auf die nämliche Handlung bes Er. In beiden u- 
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Ranzen wurde aber das Berfahren wiederholt eingeflellt, weil das 
frühere Urtheil ausipreche, daß dem Gr. nur ein einfacher Jagdfrevel 
zur Laft falle und dieſes Ergebniß der Unterfuhung nad $ 419 der 
StPO. nicht mehr in Frage geftelt werben könne. Auf NB. des StA. 
erfolgte Vernichtuug. Gründe: 

Das Urtheil vom 8. Mai 1875 fiellte auf Grund bes 
wieder aufgenommenen Beweisverfahrens die That als ein 
unter 8 292 StGB.'s fallendes Jagdvergehen feft und 
erfannte auf Einftellung tes Verfahrens wegen fehlenven 
Strafantrags des Berechtigten. Ergebniß des Erkennt⸗ 
niſſes war hiernach nicht Beendigung der Unterſuchung 
nach der materiellen Seite, ſondern der Ausſpruch, daß 
wegen Mangels einer prozeſſualiſchen Vorausſetzung für 
die Verfolgbarkeit der That das Verfahren überhaupt nicht 
hätte eingeleitet werden dürfen und zu einer Beurtheilung 
der That und ihrer Strafbarkeit es an einer rechtlichen 
Veranlaſſung fehle. Eine derartige dilatoriſche, die materielle 
Erfchöpfung der That nicht bezweckende Entſcheiduug iſt 
nicht in dem 8 419 vorgefehen; dieſer bezieht ſich aus⸗ 
Schließlich auf fachlich verurtheilende oder freifprechenne Er- 
fenntniffe. Es ergiebt diefes nicht blos, wenn auch vielleicht 
nicht mit vollftändiger Klarheit, ver Wortlaut des Geſetzes, 
fondern auch der Zufammenhang mit den in den 88 420 
und 421 vorgefehbenen Ausnahmen, welche überall nur ein 
fachliches Urtheil zur Vorausſetzung haben, fowie die Er- 
wägung, daß wenn demnächſt das prozeſſualiſche Hinderniß 
wegfällt, alfo was die Antragsbelifte betrifft, ber Straf- 
antrag innerhalb drei Monate, nachdem der Verletzte von 
der That Kenntniß erlangt, geftellt wird, der mit ber Ent- 
ſcheidung befaßte Richter zweifellos an die Einjchränfungen 
ber That durch die Feftitellungen des früheren Erfenntnifjes 
nicht gebunden, fondern nach $ 4 daſelbſt in Beziehung anf 
die Ermittelung derfelben nach ihrem wirklichen Verlaufe 
unbefchränft und nicht behindert fein würde, auch ein 
Offizialdelikt fchwererer Gattung anzunehmen und zu betrafen. 
Kann aber der Richter im Laufe des Verfahrens nach ge= 
ftelltem Antrage diefen veränderten Standpunkt einnehmen, 
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fo liegt Fein innerer Grund vor, feine Berechtigung hierzu 
in dem Falle zu bezweifeln, wenn ihm bierzu nicht durch 
einen Untrag des Berlegten, fonbern durch eine die That 
unter dem regelmäßig erfchwerten Gefichtepunfte eines 
Dffizialvelifts auffaffende erneuerte Anklage des Staats 
anwalts PVeranlaffung gegeben wird. Das Ergebniß, zu 
wetchen der Berufungsrichter gelangt, wurzelt wefentlich 
in feiner unzutreffenden Anſchauung über das Wefen ver 
res judicata. Er behandelt die thatjächliche Feſtſtellung 
als Element ver Entſcheidung und damit als der Nechtsfraft 
fähig; Tonfequentermaßen mußte er baher auch die that. 
ſächliche Feſtſtellung als das Ergebniß ber burch recht8- 
fräftige® Urtheil beendigten Unterfuchung anfehen. Mag 
biefe Theorie über die Rechtskraft der Entfcheidungselemente 
auf dem Gebiete des gemeinen Prozeſſes ihre Berechtigung 
befigen, was dahingeſtellt bleiben kann, derjenigen des Preu⸗ 
Kifchen Prozeſſes entfpricht fie nicht. Die thatfächliche Feſt⸗ 
jtellung bildet hiernach ftet8 einen Entfcheidungsgrund, und 
eine fo wefentlihe Grundlage für die Entfcheidung felbft 
fie ift, fo wird fie doch nach der Allgemeinen Gerichts⸗Ord⸗ 
nung I. 13 $ 38 nie ver Rechtskraft fähig werben, ſondern 
nur als Mittel zum Verſtändniß und zur Erläuterung ber 
wirklichen Entfcheidung fich verwerthen laſſen. Die Anficht 
des Preußiſchen Civilprozeffes ift auf Grund des 8 414 ber 
Kriminal- Ordnung auch auf den Straſprozeß der alten 
Landestheile übergegangen und es beftehen feinerlei Anhalts⸗ 
punfte dafür, daß in der StPO. v. 25. Juni 1867 etwas 
davon Wbweichended und Weitergehendes bat getroffen 
werben jollen. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [68.-6.] 


Appellationsrichter. - Befeitigung von Bedenken. - Bis 
berige Berhandlungen. 

Der Appellationsrichter kann nur diejenigen Ber: 

handlungen zur Befeitigung von Bedenken gegen bie 

erſtrichterliche Feſtſtellung benutzen, welde in dem 
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gegen denſelben Angeklagten ſchwebenden Verfahren 
Pa: haben. 


v. 3. an 1852 Art. 101 [n. 33. 34]. 
Erf. B n v. 8. Dezbr. 1875 0. Krol (776 I. Cr.). 


Das Strafverfahren war gegen mehre Mitangeflagte, darunter K. 
und 3. gerichtet. Die erfiinftanzliche Verhandlung beſchränkte fich aber 
zunähft auf 3. und die übrigen Genoffen, weil 8. abweſend und nicht 
geladen war. Das bie übrigen verurtheilende Erkenntniß war baber 
gegen 8. nicht mitgerichtet. 3. appellirte gegen das Urtheil. Das 
BG. ordnete anf feine Berufung kommiſſariſche Bernehmungen an und 
betätigte demnächſt die Berurtheilung. Nachher wurbe ber Aufenthalts- 
ort des K. ermittelt und nunmehr auch biefer nad voransgegangener 
Berhandlung in erfter Inſtanz verurtheilt. Auf feine Berufung er- 
folgte in zweiter Inftanz gleichfalls Beſtätigung, indem das AG. fi 
zur Beſeitigung ber gegen bie erflinflanzlihe Feſiſtellung gerichteten 
Angriffe auf die Ausfagen der auf die Appellation bes 3. früher 
tommiffarifh abgebörten Zeugen berief. Auf NB. des K. vernichtete 
das OTr. indem es ausſprach: 

Es konnten jene kommiſſariſchen Verhandlungen, da 
fie nicht in einem gegen den K. ſchwebenden Verfahren 
ftattgefunden haben, nicht im Sinne des Art, 101 des Gef.’s 
v. 3. Mai 1852 für bisherige Verhandlungen erachtet, alfo 
auch nicht vom App.⸗Richter zur Befeitigung von Bedenken 
gegen bie in dem jeßigen befonderen Verfahren wider ben 
Imploranten ergangene erftrichterliche Feſtſtellung benutzt 
werden. 

Autr. d. GStA.: entgegen. [30.—6.] 


1. Sachbeſchädigung. - Onalificirte. - Fremde Sache. 
2. Beihülfe. - Anftiftung. - Rath. 

1. Die Mitglieder eines Kirchenvorſtandes, welcher 
die Rechte des Eigenthümers an den Firchlichen Ge- 
bäuden und den darin befindlichen Denkmälern wahr- 
zunehmen hat, können fich gleichwohl rechtswidriger 
Beſchädigung und Zerfiörung in Beziehung auf die- 
felben fehuldig machen. 

StGB. 8 304 }n. 1]. 
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2. Durch Rathsertheilung Fann ſowohl Anftiftung 
als Beihülfe zu einer Strafthat begangen werben. 
Bei der Beihülfe muß fih der Rath auf die Be— 
gehung, bei der Anftiftung auf die Faffung des Ent- 
fchluffes zur Begehung der That beziehen. 

StGEB. $ 48 [n. 35) $ 49 [n. 5]. 
Erk. (3.1) v. 8. Dezbr. 1875 e. Knudſen & Gen. (1002 L Cr.). 

Die Mitglieder des Kirchenvorflandes zn B. in ber Provim 
Schleswig-Holflein — Angel. 8. und Gen. — hatten fi gemweigent, 
dem Wunſche einzelner Gemeinbemitglieber entfprechend, Gedenktafeln 
für bie im Kriege gefallenen Ortsangehörigen in ber Kirche anzubringen- 
Das dem Kirchenvorfiand übergeordnete Kirenvifitatorium hatte 
Darauf die Gedenktafeln anbringen, bie Mitglieber des Borflandes fie 
aber fotann nach vorher eingeholtem Rath eines Rechtsverſtändigen 
wieder ausbrechen laſſen und dabei au die Wand der Kirde um- 
bebeutend beihäbigt. Deshalb aus 9 304 StGB.'s und ber Rechte: 
verftändige aus $ 49 beftraft, ergriffen fie RB. welde vom OTr. 
jurädgewiefen wird. Grünbe 

[3u 1.] Wenn Angellagte zunächſt ale Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes die Rechte des Eigenthümerd an ber 
Kirche und den in bderfelben angebrachten Denktmälern für 
fi in Anfpruch nehmen, fo ift zwar richtig, daß zufolge 
der 88 1 und 3 ber Gemeinde-Orbnung für die evangelifch 
Intherifchen Kirchengemeinden in ber Provinz Schleswig: 
Holftein v. 16. Auguft 1869, der Kirchenporftand in erfter 
Inſtanz dasjenige Organ ift, in welchen der Wille ver 
juriftifchen Berföntichleit des Eigenthümers für gewiffe An- 
gelegenheiten feinen Ausbrud findet, indeffen hat, wie biefet 
auch der 8 1 dafelbft andentet, diefer Wille ſich dem Willen 
ber für die Verwaltung ber Kirchenangelegenheiten beftellten 
höheren Organe unterzuorbnien, welche im Inſtanzenzuge an 
die Stelle des SKirchenvorftandes treten und damit als 
Träger des Willens der Kirche oder Kirchengemeinde fich 
darftellen. Hat alfo das Kirchenvifltatorium als Die Dem 
Kichenvorftande übergeordnete Behörde wie gefchehen einen 
Beſchluß des letzteren aufgehoben und eine anderweite An- 
ordnung getroffen, jo erjcheint das Mitglied des Kirchen: 
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borftandes, welches, wenn auch auf Grund eines Befchluffes 
des letzteren, in bie Vollziehung hindernd eingreift, gleich 
jevem Dritten, nicht als Vertreter und Vollzieher des Willens 
des Eigenthümers, ſondern bed eigenen, demjenigen bes 
berechtigten Organes entgegengefegten Willens; es handelt 
demnach rechtswidrig im Sinne des 8 304 des StGB.'s. 
Die im Weiteren vermißte thatfächliche Feftitellung, daß jene 
vier Angeklagte vorfäglich umd rechtswidrig gehandelt haben, 
ift im erften Erfenntniffe far ansgefprochen und vom Be- 
rufnngerichter ohne Rechtsirrthum als unbedenklich beibe- 
halten, namentlich Tonnte derfelbe nach ber Art und Weife, 
wie er das Verhalten bes Angeklagten B. thatfächlich be- 
urtheilt, rechtlich nicht genöthigt werben, daraufhin die Vor- 
fäglichleit und Nechtswidrigfeit auf Seiten der übrigen Mit- 
angeflagten zu verneinen und einen Irrthum berfelben über 
ihre Befugniffe in Anfehung der befchäbigten Gegenftände 
zu bejahen, wie dieſes mit ber dritten Beſchwerde verlangt wird. 

[3u 2.] Wenn endlich in Anfehung des Mitangeflagten 
B. Verlegung des 8 49 R.StGB.'s behauptet wird, fo 
erfcheint dieſer Vorwurf ebenfowohl nicht gerechtfertigt. Das 
Berufungsgericht ftellt feit, daß Mitangellagter zur Begehung 
der den Hbrigen Mitangeflagten zur Laft fallenden That 
durch Rath wifjentlich Hilfe geleiftet habe und entnimmt 
diejes daraus, daß in Beziehung auf die Gefetlichkeit der 
beabfichtigten Handlung den Thätern von dem Angellagten 
ein Rath ertbeilt worben fei. Daß bei jener Annahme von 
einer unrichtigen Auffaffung des Begriffs der Beihülfe aus- 
gegangen, namentlich verfannt ift, daß der Rath bei der 
Beihülfe fih auf die Begehung, bei der Anftiftung aber 
auf die Faffung des Entfchluffes zur Begehung ber That 
bezogen haben muß, läßt das Urtbeil nicht erkennen. 

Antr. d. GSA.: gleichl. [68.- 6.) 
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1. Bolizeireht. - Gewohnheit, derogirende. 
2. Schleswig⸗Holſtein. - Gewerbebetrieb als Wundarzt. - 
Approbation, 


1. Unerläßliche Borausfegung eines derogirenven 
Gewohnheitsrechts ifl, daß es den gefammten Gel 
tungsbereih des Geſetzes ergreifen muß, welchem 
damit begegnet werden foll. 

StB. $2 [n. 1]. 

2. Die Berechtigung zum Gewerbebetrieb als 
Wundarzt beftimmt fi für das vor Erlaß der B.: 
Gew.⸗Ordn. begonnene Gewerbe in ganz Schleswig- 
Holftein nach der Verordn. v. 25. Auguft 1786. 

2..Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 8 29 Abi. 5, 147 Nr. 3. 

Erf. (3.1) v. 8. Dezbr. 1875 e. Wolter (909 L Cr.). 

W. in Altona war befchulbigt fi unberecdtigter Weile ale Wund⸗ 
arzt bezeichnet zu haben. Er hatte fih zum Nachweis feiner Bereb- 
tigung dazu baranf berufen, baß er das in ben Amtsartikeln für 
Wundärzte und Barbiere vom 10, April 1782 angeordnete Exame 
beftanden babe und feitdem unbeanftandet als Wundarzt zugelaffen fe 
Unter dem 25. Aug. 1786 war inbeffen eine Berorbnung für Schte® 
wig-Holflein nebſt Pinneberg und Altona ergangen, wonach ber Betrieh 
ber Chirurgie nur noh auf Grund eines alademiſchen Eramens pa⸗ 
gelafjen werden ſollte. W. beruft ſich dieſem neueren Gefetze gegen | 
iiber darauf, Daß dafjelde in Altona niemals zur Geltung gelangt 
dort vielmehr fortwährend nur nah ven Artikeln v. 10. April 178 
verfahren ſei, und ift Dies auch als erwiefen angeſehen. Er ſtün 
hierauf bie Behauptung einer der Anwendbarkeit ber Verordn. v. 178 
entgegenſtehenden derogatoriſchen Gewohnheit. Das BG. verwirft aber 
dieſe Vertheidigung, indem es davon ausgeht, daß Geſetze auf mebizinel- 
polizeilichem Gebiete zwingender Natur ſeien und die Bilbung eines 
derogirenden Gewohnheitsrechts ausſchließen. Die NB. des Angell. 
it zurüdgemwiefen. Gründe: 

Wenn nun auch diefer vom Berufungsgericht feiner 
Entſcheidung zu Grunde gelegte Rechtsſatz nicht zuzugeben, 
vielmehr dem Gewohnheitsrecht auch auf tem Gebiete be# 
Jus publicum, und fonach auch des Polizeirechts berogirende 
Wirkung beizufegen wäre, fo gebricht es doch ber hier in 
Bezug genommenen entgegenftehenden Gewohnheit an bet 
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mnerläßlichen VBorausfekung eines berogirenden Gewohnheits⸗ 
rechts, daß es nämlich den gefammten Geltungsbereich des⸗ 
jenigen Gejeges ergreifen müfje, welchem damit begegnet 
werden fol. Die Verordn. v. 25. Auguft 1786 verfolgt 
ansgefprochenermaßen ben Zweck, die in Betreff des Chirurgie- 
betriebes al8 unzulänglich erfannten bisherigen Zuftände in 
den Herzogthümern Schleswig und Holftein nebjt Pinneberg, 
Altona und Ranzau zu befeitigen uud durch zwedentfprechende 
Vorſchriften anderweit einheitlich zu ordnen. Einem folchen, 
ein ganzes Territorium ergreifenden Prohibitivgefege würde 
im Wege ber berogirenden Gewohnheit wirkſamer Weile 
nur dann begegnet werben können, wenn die entgegenjtehende 
Gewohnheit das geſammte Gebiet ergriffen hätte, welches 
von dem Gefege beherrjcht wird, dem die Gewohnheit ent- 
gegentritt. Im untergebenen Falle handelt es fich aber 
nur um die Bildung einer gegentheiligen Gewohnheit für 
die Stadt Altona, und einer folchen lo lalen Gewohnheit 
vermag eine berogirende Wirkſamkeit itberhaupt nicht bei⸗ 
gelegt zu werden, weil es ihr an der erforderlichen erpan- 
fiven Kraft gegenüber dem das ganze Territorium be» 
herrfchenden Geſetze gebricht. Erſcheint Hiernach ber erxfte 
Angriff der NB. verfehlt, fo erweift fich dieſelbe auch im 
Uebrigen als unbegründet. Die im 8 29 Abf. 5 der R.- 
&ew.-Orbn. erwähnte Berechtigung zum Gewerbebetrieb 
als Wundarzt bemißt fich nach den betreffenden Landes⸗ 
gefegen und als folches kann bei Nichtberückjichtigung der 
in Bezug genommenen Iofalen Gewohnheit nur bie obige 
Verordn. dv. 25. Aug. 1786 gelten, welcher vom Angeklagten 
fefiftehendermaßen nicht genügt worden ift. Kann demnach 
der Angeklagte als approbirter Wundarzt im Sinne des 
zeitigen Reichsgefetzes nicht angefehen werden, fo ift nicht 
nur ber 8 29, fondern auch die Strafbeftimmung des 8 147 
Des obigen Geſetzes richtig angewendet. 

Antr. d. ESiA.: entgegen. [49.—6.) 
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Antragsfrift. - Brivatklage. | 
Bei Privatklagen wegen Beleidigung ifl die 
breimonatliche Antragsfrift von dem Tage ab zu ber 
rechnen, an welchem der Kläger nad feiner Angabe 
von der ihm widerfahrenen Beleidigung Kenntniß 
erlangt hat, infofern nicht die Erhebung der Beweiſe 
über die gegentheilige Angabe des Verflagten zu 
einer thatſächlichen Feſtſtellung eines frühern „Zeit: 
punfts dieſer Kenntnißnahme führt. Es iſt daher 
Sache des Verklagten Thatfachen zu behaupten und 
unter Beweis zu ftellen, woraus eine früher erlangte 
Kenntnig und der Ablauf der Frift hervorgeht. 
StGB. $61 [n 35. 21]; Bol. RrOFr. 16. S. 521; Goltd. Ark. 8. 
©. 264 und 17. ©. 66. 


Ert, (8.1) v. 8. Dezbr. 1875 ce. Gieſe (1006 I. Cr.) 
Antr. d. GSIA.: gleichl. [49.— 6.) 


Sreireligiöfe Gemeinde. - Zengeneid. 


Mitglieder einer freireligiöfen Gemeinde fin 
nit von Leiflung Des Zeugeneides in der vorge: 
fchriebenen religiöfen Form befreit. 


” Gef. v. 14. Mai 1873 $ 1: Pr. Berf.-Urkunde $ 12; Br. Erim- 
Ordnung 8 334. 836. 
Beil. (I.) v. 9. Dezbr. 1875 ec. H. (215 II. Cr.). 

Angell., der and ber evangelifhen Kirche auegeidieben und Wit 
glieb der zu B. beftehenden freireligiöfen Gemeinde if, weigerte vr 
bem St.-®. zu B. in einer Unterfucdhungsfadhe ben Zeugeneib, we 
von ihm verlangt, in ber durch 8 334 E&r.-Orbn. vorgefhriebenen 
religiöſen Form mit der Schlußformel für proteftantiihe Glaubent⸗ 
genoffen zu leiften und wurbe bieferbalb gegen ibn auf Grund der 
88 337 und 312 &r.-D, eine Gefängnißſtrafe von 14 Tagen fehgeiekt. 
Hiergegen erhob berjelbe bei dem AG. und von diefem zurückzewieſen 
bei dem OTr. Beihwerde und beantragte, ihm flatt bes religiöſen 
Eides eine Verfiherung „an Eides Statt, oder „auf Ehre und Be 
wiſſen“ zu geflatten, Iegte auch eine Beſcheinigung bed Borflandes der 
freireligiöfen Gemeinde zu B. darüber vor, daß bie Berfiherung eines 
Mitgliedes in einer dieſer Kormen nah Anficht der Gemeinte gamı 
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gleiche Kraft mit einem Eide hat und von bemjenigen Mitgliedern, 
been der Glaube an einen perſönlichen Gott mangelt, gebraucht wird. 
Die Gründe des zurüdweijenden Beicheibes lauten: 

Zunächſt wird der Saß, den Sie an die Spite Ihrer 
Ausführangen ftellen und in erfter Linie auf das Geſetz v. 
14. Mai 1873 ftügen, daß nämlich von Ihnen, weil Sie 
aus der Gemeinschaft der Proteftantifchen Kirche ausge- 
ſchieden, die Ableiftung eines Eides nach der für letztere 
beitehenden Norm nicht gefordert werden fönne, durch bie 
Vorſchriften des bezogenen Geſetzes nicht gerechtfertigt. Das 
Geſetz v. 14. Mai 1873 hat den Zwed, den Austritt aus 
ben privilegirten Kirchen und ben mit Korporationsrechten 
andgeftatteten Neligionsgefellihaften, fowohl Hinfichtlich der 
Form, ale auch Hinfihtlich der Wirkungen befjelben in Bes 
ziehung auf den Civilitand der Ausgeſchiedenen und ihre 
Beitragspflicht zu den Tirchlichen Laften einheitlich für bie 
Monarchie zu regeln. Wenn nın ber 81 dieſes Geſetzes 
in feinem Abſatz 1 bejtimmt, daß der Austritt aus einer 
Kirche mit bürgerlicher Wirkung durch Erklärung vor dem 
Richter des Wohnortes erfolgt, fo ann felbftverftänplich 
nur von einer Wirkung des Austritts auf folche Verhält- 
nifje des bürgerlihen Rechts bie Rebe fein, weldye wie 
Die bezeichneten, an. die Zugehörigkeit zu einer Kirche ger 
fnüpft find, weil eben nur auf biefe ber Austritt einen 
Einfluß äußern kann, während bürgerlihe Rechte und 
Pflichten, die nicht in der Tirchlichen Zugehörigkeit ihre 
Grundlage haben, von vem Austritte nicht berührt werben. 
Weder der Wortlaut des Geſetzes noch die legislatorifchen 
Berhandlungen ergeben irgend einen Anhalt dafür, daß es 
bei Erlaß beffelben die Abjicht gewefen, dem Grundfate bes 
8 1 eine über das angegebene Gebiet hinaus in das bürger- 
liche Recht eingreifende Wirkung beizulegen. Namentlich 
auch bezieht ſich die in der Beſchwerde ferner angerufene 
Vorſchrift des $ 3 Abf. 1 1. c. nach welcher der Ausgetretene 
zu Leiftungen, die auf ter perfönlichen Kirchen⸗ oder Ktirchen- 
gemeinde-Angehörigleit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird, 
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wie das ſchon aus dem weiteren Inhalte bes genannten 
Paragraphen Kar hervorgeht, Tebiglih auf vermögens- 
rechtliche Yeiftungen der vorangeführten Art. Die Pflicht 
ein eidliched Zeugniß abzulegen, welche, wie ber angefochtene 
Beicheid zutreffend hervorhebt, ftaatlicher Seits zur Aufredt- 
erhaltung ber öffentlichen Rechtsordnung angeordnet iſt, 
beruht num nicht auf der Zugehörigfeit zu einer Kirche ober 
Neligionsgefellfchaft, fie it vielmehr eine allgemeine jedem 
Staatsbürger ohne Rüdficht auf das religiöſe Bekenntniß 
gejeglich okliegenve Pflicht, und Fan deshalb auch in Ihrem 
Falle durch den Umftand, daß Sie aus der Proteftantijchen 
Kirchengemeinſchaft ausgejchieden find, nicht alterirt werben. 
Nach der beftehenden Gefeggebung hat aber der Eid einen 
religiöfen Charakter und wird von den Mitgliedern afler 
Neligionsparteien, wenn auch in verfchiedener Form, unter 
Anrufung Gottes als Zeugen der Wahrheit abgeleiftet. Nur 
einem fo geleifteten Eide legt das Geſetz rechtlide Wirkung 
bei, und nur der Verlegung eines foldhen Eides ift Die 
Strafe des Meineides 8 153 seq. des StGB.'s angetroht. 
Einen fogenannten bürgerlichen Eid kennt das beftehenve 
Geſetz nicht, und es lag daher nicht in der Befugniß bes 
Nichters, auf Ihre Gewiffensbedenten, die Ihnen, wie Sie 
anführen, eine Anrufung Gotte® nicht geftatten, Rückſicht 
zu nehmen, und an die Stelle des vorgejchriebenen religidfen 
Eides, wie Sie beantragen, eine „Belräftigung Ihrer Aus‘ 
fage an Eided Statt" oder eine „Verficherung auf Ehre 
und Pflicht” treten zu laffen. Wenn die Befchwerbe dem 
gegenüber auf den Art. 12 der Verfafjungsurfunde und das 
in demfelben proflamirte Prinzip der Neligionsfreiheit ſich 
ftügßt, fo ift dabei überfehen, daß der Schlußſatz jenes 
Artikels die ausprüdlihe Veſtimmung enthält, daß ben 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten durch die Aus- 
übung der Weligionsfreiheit ein Abbruch nicht gefchehen 
darf. Die Zuläffigfeit der beantragten Subjtitution kann 
endlich nicht mit ber Beſchwerde aus ver Vorſchrift des 
8 335 Nr. 4 der Erim.-Orbn. hergeleitet werden, denn ab- 
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gefehen davon, daß das von Ihnen vorgelegte Zeugniß bes 
Vorſtandes ber freireligiöfen Gemeinde zu B. nicht befcheinigt, 
daß nach den Religionsgrundfägen berfelben Eidesleiſtungen 
ber Mitglieder überhanpt unzuläffig find, ermangelt auch 
die genannte Gemeinde ber in ber bezogenen Geſetzesbeſtim⸗ 
mung vorausgefegten „Iandeöherrlichen Vergünſtigung“, — 
ein Requiſit, welches nicht um deswillen als weggefallen 
erachtet werden Tann, weil durch den Art. 12 der Ver—⸗ 
fafjungs-Urfunde die Freiheit der Vereinigung zu Religions⸗ 
gefellfchaften gewährleiftet worben ft. 

Antr. d. GStA.: gleicht. [48.—9.] 


Beleidigung. - Jutereſſe beredhtigtes. - Wille zu be: 
leidigen. 

Iſt eine Aeußerung zur Wahrnehmung berech- 
tigter Intereſſen gemacht worden, fo genügt zur Be- 
firafung wegen Beleidigung nicht die Feftftellung, 
dag „das Vorhandenfein einer folhen aus der Form 
der Aeußerung hervorgehe”; vielmehr muß die Abficht 
zu beleidigen feftgeftellt werden. 

SGB. 5 193 [n. 2]. Bgl. RoOTr. 15. S. 815. 


Erf. (8. 11.) v. 9. Dezbr. 1875 e. Kirchuer (972 IL. Cr.). 
. [27.—10) 


Erpreifung. - Dolus. 

Zur Beftrafung wegen Erpreffung genügt nidt 
die Feſtſtellung, daß der Handelnde die Abficht hatte, 
fih einen Bermögensvortheil zu verfchaffen, welcher 
objektiv ein vechtswidriger war; vielmehr muß auch 
das Bemwußtfein von der Rechtswidrigkeit des zu 
verfchaffenden Vermögensvortheils fefigeftellt werben. 

StGB. $ 253 [n. 5]; Vgl. RO. 15. ©. 84. 
Ert. (8. 11) v. 9. Dezbr. 1875 6. Milkuſchüutz (1152 IL. Cr.) 

Der App. Richter geht bei Motivirung feiner Yelt- 
ftellung davon aus, daß Implorant durch die am Schlufie 

Rechtſpr. d. 8.D.-Tr. ıc. AVL 50 
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feines Briefes enthaltene Drohung den Kaufmann DM. zu 
einem Vergleiche nöthigen wollte, daß bie gemachten Ver⸗ 
gleichönorfchläge flir den Imploranten einen vechtswibrigen 
Vermögensvortheil enthielten, und daß Implorant die Ab- 
fiht Hatte, ſich dieſen Vortheil zu verfchaffen. Aus ver 
Abſicht, fich einen VBermögensvortbeil zu nerfchaffen, welcher 
objektiv ein rechtswidriger ift, folgt nicht nothwendig, daß 
ber Hanbelnde auch das Bewußtſein der Nechtewibrigfeit 
jeiner Handlung hatte Da Ymplovant died ausdrücklich 
beftritten, und vielmehr behauptet bat, daß er von ber 
Rechtmäßigkeit feines Anfpruches überzeugt geweſen jei, fo 
mußte der App.-NRichter behufs Anwendung des 8 253 bes 
StGB.'s jenes fubjeltive Moment des Thatbeſtandes feft- 


ftelfen. 
Ant. d. GStA.: gleicht. 150.—10.] 


——— nn — — 


Aufforderung zum Ungehorſam. - Redakteur. - Abſicht. - 
Hiftoriiches Dokument. 

1. Zur Steafbarbeit eines Redakteurs aus $ 110 
StGB.'s genügt es, daß in den von ihm veröffent- 
lichten Schriftftüde zum Ungehorfam gegen Gefege 
aufgefordert wird, ohne daß es des Nachweifes bedarf, 
daß auch feine Abficht bei der Veröffentlichung darauf 
gerichtet war. 

StGB. $ 110 [n.1; 885 n. 9]. 

2. Die Eigenſchaft eines Schrififtüds als hiſto⸗ 
rifhen Dofuments macht deſſen Veröffentlichung nicht 
firaflos und bildet auch Feinen die Straffreiheit des 
Redakteure begründenden befonderen Umfland im 
Sinne des 6 20 R.-Preß-Gef.’s. 

Preßgeſ. v. 7. Mai 1874 8 20. 

Ertl. (V. 1.) v. 9. Dezbr. 1875 © Neffing (1145 H. Cr.) 

Der Angeklagte hat eingeräumt, daß er bie päpftliche 
Enchelica in bem von ihm vebigirten Nieberrheinifchen Volls⸗ 
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boten veröffentliht hat, und das angefochtene Urtheil Hat 
feftgeftellt, daß in berfelben zum Ungehorfam gegen Geſetze 
aufgefordert wird. Hiernach war der Angeflagte zufolge 
Art. 20 Abſ. 1 des Neichspreßgef.’ aus 8 110 des StGB.'s 
als Thäter zu beftrafen, ohne Daß es, wie der App.-Richter 
annimmt, bed Nachweifes bedurfte, daß die Abficht befjelben 
bei der Veröffentlichung dahin gegangen fei, durch biefe . 
Kundgebung in Anderen ven Willen zu einem Handeln gegen 
rechtögültige Gefege Hervorzurufen, indem vielmehr zur 
Strafbarkeit des Angellagten das Bewußtfein genügte, baf 
ber inhalt der von ihm abgebrudten Enchelica einen folchen 
Willen hervorzurufen geeignet war. Wenn der App.-Richter 
ſodann ausführt, daß es fich hier von der Reproduktion 
eines hiftorifchen Dokumentes handle, welche, weil ohne jebe 
auf Anerkennung ober beifällige Beurtheilung deutende 
Bemerkung erfolgt, nur als ein objeltiver Beitrag zur 
Tagesgeſchichte angefehen werben könne, „daß eine Zeitung, 
weiche ihre Verpflichtungen gegen bie Leſer erfüllen wolle, 
einer foldhen Reproduktion fich kaum enthalten dürfe, und 
zwar um fo weniger, je bebeutungsvoller und wichtiger das 
Dokument fei" und weiter folgert: „daß ſchon in biefen 
Berbältniffen befondere Umftände lägen, welche die Annahme 
einer Thäterfchaft des Angeklagten ausſchlöſſen“, $ 20 bes 
R.⸗Preßgeſ.'s — fo kann der Argumentation des angefochtenen 
Urtheils nicht beigepflichtet werben. Es kommen nämlich 
als befondere Umftände im Sinne des Schlußſatzes des be- 
zogenen Paragraphen, welche die Straffreiheit des verant- 
wortlichen Redalteurs begründen, gejeglih nur folche in 
Betracht, aus denen fich ergiebt, daß der Redakteur im ein- 
zelnen alle den ftrafbaren Inhalt bei der Veröffentlichung 
ohne fein Verſchulden nicht gekannt Hat, und Umftände ver 
Art find Hier nicht feitgeftellt. Weberhaupt aber entbehrt 
die Auffaffung, nach welcher die Verdffentlihung der En» 
chclica, deren Inhalt nach der Feftftellung des App.-Richters 
gegen das Strafgefeg verftößt, um beswillen ftraflos fein 
50* 
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fol, weil biefelbe als hiſtoriſches Dokument angefehen 


werden möchte, jever gejeglichen Grundlage. 
Antr, d. EStA.: gleichl. [48.—10.) 


Betrug. - Falſche Banknoten. - Vermögensbeſchädigung. 


Derjenige, welcher einem Andern gegen Zahlung 
einer gewiffen Summe in gutem Gelve falfche Bank⸗ 
noten in einem höheren Betrage zu liefern ver- 
ſprochen hat und flatt deren fogenannte Räucherpapier- 
Vignetten Tiefert, begeht Feinen Betrug, weil falfche 
Banknoten im rechtlichen Sinne Fein Vermögensobjekt 
fi ind, es ſonach an einer Bermögensbefhädigung fehlt. 
SiGB. 5 263 [n. 11. 13—15]. 
Erf. (8.11) v. 9. Dezbr. 1875 0. Schneider (1141 I. Cr.). 

Der zweite Richter nimmt für erwielen an, baß ber 
Angeklagte dem Wirth E. gegen Bezahlung einer gewiſſen 
Summe in gutem Gelbe die Lieferung eines höheren Ber 
trages in falfchen, tänfchend nachgemachten Banknoten ver- 
fprochen, ftatt deſſen aber verſucht habe, ihm ein Packet fog. 
Näucherpapierpignetten in die Hände zu fpielen, bie zwar 
in der äußeren Form eine Aehntlichkeit mit Banknoten hatten, 
mit denen aber bei der Ausgabe als Papiergeld nicht Teicht 
Jemand hätte getänfcht werben können, endlich daß bie 
Ausführung des damit vom Angeklagten gegen E. verfuchten 
Betruges nur burch die von E. berbeigeführte Verhaftung 
des Angeklagten vereitelt worden fei. Allein, wenngleich in 
diefem Verfahren des Iwploranten bie Abficht befjelben, 
fih durch Taäuſchung des E. einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vortheil zu verfchaffen, gefunden werden kann, jo ift doch 
die Diöglichleit ausgefchloffen, daß, wenn bie begonnene 
That des Angellagten zur Vollendung gebiehen wäre, €. 
dadurch an feinem Vermögen hätte befehädigt werben können. 
Denn die falfchen, täufchend nachgemachten Banknoten, bie 
berjelbe hatte erwerben wollen, waren im rechtlichen Sinne 
fein Vermögensobjekt, weil Niemand dergleichen beflgen 
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barf, und jeder Verfuch, fie durch Täuſchung Anderer zu 
verwerthen, dem Strafgefege unterliegt. Waren die falfchen 
Banknoten, die E. erhalten follte, aber kein Vermögensobjekt, 
fo folgt von felbft, daß derfelbe auch an feinem Vermögen 
baburch nicht hätte bejchädigt werden können, wenn er 
ftatt ihrer andere Gegenftände erhalten hätte, die fich that⸗ 
fachlich noch weniger verwerthen ließen. 

Antr. d. GStA.: entgegen. [28.—10.] 


Viehſeuchen. - Abfperrnugsmaßregeln. 

1. Eine von der Regierung erlaffene Poltzei- 
Verordnung über die Lage des Drts der Tödtung 
rotzkranker Pferde Fann als Abfperrungsmaßregel im 
Sinne des $ 328 StGB.'s angefehen werden. 

2. Die Hinmeifung auf die Strafe des $ 328 
in diefer Verordnung enthält Feine felbfiftändige 
Strafandrohung. 

SiGB. 8 328 [n. 3] $ 327 [n. 4). 


Erf, (3. 1) v. 10. Dezbr. 1875 e. Förſter (660 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [40.- 6.] 


Beitrafungsantrag. - Eingabe an den Vorgeſetzten. 


Der Antrag eines Beamten, die über eine ihm 
zugefügte Beleidigung zunächſt an feinen Vorgefegten 
erftattete Anzeige dem Staatsanwalt mitzuiheilen, 
begreift einen genligenden Strafantrag in fich. 

St6B. $ 61 [n. 19). 


Ertl. (3.1) v. 10. Dezbr. 1875 c. Löwy (63 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleicht. [40. -6.] 


1. Urkunde. - Borlefung. - Borlegung. 
2. Wechſelſtenpel. - Bollftändigteit des Wechſels. 
1. In den Fällen, wo eg fih nur um die Feſt⸗ 
ftellung von Mängeln einer Urkunde handelt, die 
fofort durch Augenfchein feftgeftellt werden können, ge⸗ 
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nügt es, wenn fie in ber Beweisverhandlung ohne 
Borlefung nur vorgelegt werben. 
Von. v. 3. San. 1849 $ 14 [n. 45]. 


2, Das Accept eines noch unvollfländigen Wechfels 
unterliegt der Stempelftener nicht, wenn verfelbe 
auch fpäter nicht vervollſtändigt iſt. 

Wechſelſtempel⸗Geſetz v. 10. Juni 1869 8 7. 16. 

Ertl. (3.1) v. 10. Dezbr. 1875 6. Schlideifen (61 I. Cr.). 

©. hatte einem auf ihn gezogenen Wechfel über 500 Thaler, ber 
jebod mit dem Namen bes Ausflellers und einem Datum noch nicht 
verfehen war, acceptirt und mit dem Accept an einen Gläubiger, ber 
ihn ihm zur Dedung einer Schuld vorgelegt hatte, zurüdgegeben. 
Diefer letztere war aber, ebe er ben Wechfel mit feiner Unterjchrift als 
Ausfteller und mit einem Datum verjehen ober einen fonfligen Ge⸗ 
brauch Davon gemacht hatte, verfiorben. Die gegen bie deshalb er- 
folgte Sreifprehung des ©. von ber fisfalifchen Behörde erhobene 
NB. wurde vom OTr. Zurüdgewiefen. Grünbe: 

[3u 2.] Nach dem Wechjelftempelgef. v. 10. Juni 1869 
ift nicht das Accept als vereinzelte Erklärung, ſondern ber 
Wechſel mit einer Steuer belegt. Aus den SS 7 und 16 
a. a. O. ift zwar, wie in mehrfachen Entſcheidungen bes 
Kol. OTr.'s nachgeiwiefen ift, die Verpflichtung des Accep⸗ 
tanten herzuleiten, die Verſteuerung des Wechfeld, auch 
wenn er noch nicht vollftändig ausgefüllt ift, vor der Aus⸗ 
händigung bes Accepts zu bewirken. Dabei ift aber für 
bie Benrtheilung der Strafbarfeit immer vorausgeſetzt, daß 
demnächſt ein Wechfel wirklich zu Stande gelommen: ift, 
und bei ber richterlichen Entſcheidung alfo ein ftenerpflic- 
tiges Objekt, nämlich ein wirklicher Wechfel, nicht nur eine 
vereinzelte Wechjel-Erflärung, in Rebe ift, und hierauf führt 
der Wortlaut des 8 16 cit., nach welchem nur barvand, 
„daß der Wechfel mangelhaft gewefen fei", ein Einwand 
nicht entnommen werben kann, alfo vorausgefegt ift, daß 
zur Zeit der Beurtheilung dev Mangel nicht vorliege. Yu 
biefem Falle muß die Verpflichtung des Acceptanten, beren 
Unterlaffung ihn ftrafbar macht, allerdings auf den Zeit- 
punkt der Aushändigung bes Accepts zurückgezogen werben. 
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Die anf Grund ber 857. 16 a. a. O. möglicherweife ein- 
tretende Strafbarteit ijt eine ftrafrechtliche Anomalie infofern, 
als die Unterlaffung des Acceptanten zu einer ftrafbaren 
erſt durch die Thätigkeit eines Dritten wird, auf welche 
bem Acceptanten eine Einwirkung nicht gegeben ift. Hat 
ber Acceptant fein Accept auf die Gefahr bin, daß baffelbe 
zur Errichtung einer fteuerpflichtigen Urkunde benugt werde, 
ans den Händen gegeben, jo Eonftruirt das Gefeß, wenn 
biefer Tall eingetreten ift, feine Strafbarkeit. Es dehnt 
aber die durch die Eigenthümlichkeit des Wechfelverfehrs ges 
botene Beftimmung nicht fo weit aus, daß die Strafbarfeit 
auch dann eintreten folle, wenn eine ftewerpflichtige Urkunde 
gar nicht zu Stande gelommen if. Wäre dies die Abficht 
des Geſetzgebers, jo wäre es weit einfacher geweſen, das 
Accept mit einer Steuer zu belegen. Dies ift nicht ges 
fchehen, vielmehr nur die Steuerpflichtigfeit der Wechfel 
ausgefprochen, und es muß hiernach baran feitgehalten 
werben, daß zur Strafbarkeit Desjenigen, der eine Wechfel- 
erflärung abgegeben hat, die Thatfache nachzuweiſen ift, daß 
ein Wechſel eriftirt oder erijtirt bat. 

Auır. d. GStA.: entgegen. [40.- 6.) 


m — — — — — 


1. Protokoll. - Korrekturen. 
2. Verleſung. — Gerichtsbeſchluß. 
3. Vereidung. — Sachverſtündiger. 

1. Unbeglaubigte, von anderer Hand herrührende 
Korrekturen und Ueberſchreibungen des Sitzungs—⸗ 
protokolls können nur dann Nichtigkeit begründen, 
wenn dadurch die Beobachtung weſentlicher, nur durch 
das Protokoll zu beweiſender Förmlichkeiten in 
Frage geſtellt wird. | 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art, 78 [n. 53]. 

2. Zur Berlefung von Schriftflüden bedarf es 
eines Gerichtsbefchlufies nicht, wenn fie fih als ur⸗ 
kundliche, unmittelbare Beweismittel darſtellen. Dahin 
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gehört beifpielsweife ein Vermerk über die Löfchung 
einer Grundſchuld. . 
Bon. v. 3. Yan. 1849 814 [n. 45]. 


3. Ob ein ale Sachverſtändiger vernommener 
Bücherrevifor nur als folder, oder zugleich als 
Zeuge zu vereiben fei, unterliegt dem vichterlichen 
Ermefien. 

Vdn. v. 3. Ian. 1849 $ 55 [n. 31a]. 


Ertl. (3.1.) v. 10. Dezbr. 1875 c. Sternberg (913 I. Cr.). 
Antr. d. ESſtA.: gleichl. [46.—6.] 


1. Unbelanntſchaft mit Thatumſtänden. - Fragftellung. - 

Feſtſtellung. 

2. Angriff. - Körperverletzung. — Vorſatz. 

1. Die behauptete Unkenntniß eines zum ZThat- 
beftand gehörigen Moments kann ebenfowohl durch 
die pofitive Frage nah der Befanntfchaft, wie durch 
bie negative nach der Unbefanntfchaft feftgeftellt werden. 

StGB. 8 59 [n. 6]. 

2. Die Feſtſtellung, daß durch den Angriff gegen 
einen Forſtaufſeher eine Körperverletzung defſelben 
verurſacht worden ſei, geſtattet keine Verurtheilung 
wegen vorſätzlicher Körperverletzung. 

StGB. 8 118 [n. 3] 8 223. 

Erk. (Z. 1.) v. 10. Dezbr. 1875 e. Wolski (710 I. Cr.). 

Gründe: 

[1.] Die auf die Faffung des $ 44 des früheren Pr. 
StGB.'s gegründeten abweichenden Präjubizien find gegen- 
über dem D. StGB. außer Betracht zu Laffen, zumal bie 
Motive des 859 eit. ausbrüdlich betonen, daß im Falle 
ter behaupteten Unkenntniß nicht etwa der Ungeflagte dieſe 
Untenntniß zu beweifen habe, fondern gegen ihn ber Beweis 
— d. i. alfo der Beweis der Bekanntſchaft — zu erbringen fei. 

[2.] Zwar ift ein thätlicher Angriff nothwendig als ein 
vorfäglicher Angriff anzufehen, hieraus folgt aber nicht, 
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daß auch bie bei dieſem Angriffe und burch benfelben 
verurſachte Körperverlegung eine vorjäglich zugefügte fein 
muß. Wollte daher die Kgl. StA.-fchaft das Vorhanden⸗ 
fein der letteren nachweifen, fo mußte dies im ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verfahren durch den Antrag auf Stellung einer 
weiteren, die Begriffs-Momente des 8 223 des StGB.s 
umfaffenden Frage gefcheben. 

Antr. d. EStA.: entgegen. [40.—6.] 


Strafautrag. - Zurüduahme. - Bormund. 


Im Geltungsbezirke des Pr. ALR.'s Tann der 
Bormund den von ihm geftellten Strafantrag nicht 
ohne Beibringung der obervormundfchaftlichen Ge- 
nehmigung zurüdnehmen. 

StEB. 8 65 [n. 14]; Pr. ALR. II, 18 8 287. 239; Bgl. RdoOTr. 
12. 6. 541; 15. ©. 219. 514; 16. ©. 554. 

Ertl, (8.1) v. 14. Dezbr. 1875 c. Lierſch (1084 II. Cr.). 

Wegen Verführung ber noch nicht 16 Fahre alten St. hatte deren 
Bormund gegen den Angellagten rechtzeitig Strafantrag aus $ 182 
StGB.'s geſtellt, diefen Antrag aber fodann ohne Wiffen und vor- 
gängige Genehmigung bes vormundfchaftlihen Gerichts zurückgenommen. 
Anf Grund deffen war der Angellagte von den Inflanzgerichten außer 
Verfolgung gelegt worben. 

Vernichtung. Gründe: 

Es kommen die Landesgefetlichen Vorſchriften über 
die den Vormündern minderjähriger Pflegebefohlenen bei 
beren Vertretung zuftehenden Befngniffe, im gegebenen Falle 
alfo die Beitimmungen des Preuß. VBormundjchaftsrechts 
ALR. II, 18 entfcheidend in Betracht. Nah 81 a. a. O. 
itehen Berfonen, welche für fich felbft zu forgen nicht im 
Stande find, als Pflegebefohlene des Staats unter deſſen 
befonderer Anffiht und Vorſorge. E8 werben zu dieſem 
Behufe- Bormünder vom Staate beftellt, welchen der Staat 
bie Sorge für feine Pflegebefohlenen in Anſehung aller 
ihrer Ungelegenheiten aufträgt und welche als Bevoll⸗ 
mächtigte des Staates angeſehen werden. SS 6. 7. 235 
a. a. O. Den VBormündern legt nach 8 231 a. a. O. bie 
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Bertretung ber Pflegebefohlenen in Beziehung auf ihre 
Berfon und ihr Vermögen ob. Diefe Vertretungsbefugniß 
ver Vormünder wird aber, wie fie fi aus ber Aufficht 
des Staats über bie Pflegebefohlenen herleitet, auch durch 
benfelben geregelt und befchränft. Die vormundfchaftlichen 
Gerichte find befugt und verpflichtet, die Vormünder bei 
Führung ihres Amtes zu dirigiren und unter Anfficht zu 
halten, die Vormünder gehalten, fich dabei nach den Bor- 
ſchriften der Gefege und ben befonderen Anweifungen des 
Gerichts forgfältig zu achten, SS 236. 237 a. a. O. Zn 
befondere enthält 8 238 a. a. D. die Borſchrift, daß bie 
Vormünder, fo oft in Anſehung der Perfon und des Ber: 
mögen ber Vflegebefohlenen eine erhebliche Beränbernung 
vorgenommen werben foll, dem Gerichte davon Anzeige 
machen und beffen Genehmigung over nähere Anweifung 
einholen müffen. Vornehmlich muß dies nach 8 239 a. a. O. 
bann gefchehen, wenn von einer Handlung oder einem Vor⸗ 
falle die Rebe ıft, woraus bedenkliche oder gefähr- 
lihe Folgen für den Pflegebefohlenen entfteben 
könnten. Die imperative Faffung und der Inhalt dieſer 
Borfchriften, nach welchen die Einholung der obervormund⸗ 
ſchaftlichen Genehmigung für die beſonders bezeichneten und 
harafterifirten Fälle einer erheblichen Veränderung ober 
einer Hanblung, welche die Pflegebefohlenen mit bedentlichen 
oder gefährlichen Folgen bedroht, verbietet die Annahme, 
daß die Verpflichtung der Vormünder zur Einholung ber 
obervormundfchaftlichen Genehmigung auf diejenigen Fälle 
zu befchränfen fei, in welchen nach andermeitigen Spezial 
beftimmungen des Bormundfchaftsrechtg ber obervormund⸗ 
fchaftliche Konfens einer von dem Vormunde vorgenenmmenen 
beftimmten Handlung erforderlich if. 88 471. 550. 554. 
153. 501. 502 a. a. O. In gleicher Weiſe erjcheint es 
unzuläffig, anzunehmen, daß das Gefe die Borfchrift bes 
8 239 a. a. O. nur auf das Verhaltniß des Vormundes 
zu dem vormundſchaftlichen Gerichte und ben inneren Ber 
kehr zwifchen venfelben bezogen habe und fonach bie in ber- 
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artigen Bällen von den Vormündern ohne obervormund- 
ichaftliche Genehmigung unter Gefährbung des Wohles ber 
Pflegebefohlenen vorgenommenen Handlungen nichts deſto⸗ 
weniger für giltig und wirkſam babe erachten wollen. ‘Der 
von dem App.»-Richter in Bezug genommene Plenarbejchluß 
bes Königl. OTr.'s v. 22. Juni 1846 (IMBL ©. 211) 
enthält keine Entſcheidung ber gegenwärtig aufgeworfenen 
Trage. Andererſeits Tann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß die Zurüdnahme des Antrages auf gerichtliche Straf. 
verfolgung wegen erfolgter Verführung einer noch nicht 
16jährigen Pflegebefohlenen das für die vormundfchaftliche 
Auffiht im erfter Linie ftehende Wohl der Perfon bes 
Bflegebefohlenen nabe berührt und ben Handlungen zuzu⸗ 
zählen ift, welche von bebenflihen Folgen für biefelbe be— 
gleitet fein Tönnen. Wenn fchon die Anftellung eines 
Brozefies, alfo die Geltendmachung von Nechten eines 
Dflegebefohlenen in beftimmter Form nach den Grundfägen 
des Vormundſchaftsrechts 88 501. 502 a. a. O. für eine 
jo wichtige Angelegenheit erachtet wird, daß bazu die aus- 
drückliche Genehmigung des VBormundfchaftsamts unbeningt 
und zur Vermeidung ber Nichtigkeit der Verhandlung er« 
fordert wird, fo muß dies um fo mehr von der Entfagung 
des dem Pflegebefohlenen bereits erwachjenen Rechte auf 
gerichtliche Strafverfolgung gelten. Es kommt in Betracht, 
daß dem Vormundſchaftsgerichte, vorausgefegt die Berech⸗ 
tigung bes Vormundes zur Zurüdnahme des Strafantrages, 
feine Mittel gegeben find, fei e8, jene Zurücknahme zu 
hindern, ober die durch die Handblungsweife des Vormundes 
entftebenven nachtheiligen Folgen demnächt abzuwenden. Es 
würden fonach die Pflegebefohlenen, welchen nad Maßgabe 
ihres Alters die jelbftftändige Befugniß, den Strafantrag 
zu ftellen, nicht gegeben ift, $ 65 StGB., rechtlo8 dem ein» 
feitigen Belieben des Vormundes überlaffen jein. 

Antr. d. ESA.: gleichl. (37.—10,] 
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Beſchränkung det Vertheidigung. — Unterlafiene Vor—⸗ 
legung eines Beweisautrages. - Verſäumniß einer Geriätt 
behörde. 


Eine wefentlihe Beſchränkung der Vertheidigun 
im Sinne des Art. 108 Nr. 5 des Geſ.'“s vom 
3. Mai 1852 Tiegt auch dann vor, wenn ber m 
dem Angeklagten in zweiter Inſtanz geftellte Beweis 
antrag durch Verſäumniß einer Gerichtsbehörde dem 
Appellationsrichter nicht vorgelegt worden iſt. 
Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 108 Nr. 5; Vgl. Oppenh. Strapeal. 
$ 126 n. 48. 
Ert. (8.11) v. 14, Dezbr. 1875 ec. Päy (1169 11. Cr.) 
Nah Ausweid der Akten bat der Angeklagte fen 
Uppellationd-Rechtfertigungsfchrift, in welcher verſchieden 
Bertheitigungs- Momente unter Benennung zweier Zeuge 
geltend gemacht waren, rechtzeitig innerhalb ber ihm geftellte 
Friſt bei dem erſten Richter, der Kreisgerichts⸗Deputatier 
zu P. eingereicht Hat. Dieſe Schrift iſt aber, wie tt 
Staatsanwaltichaft in ihrer Erflärung auf die Nichtigkeit 
Befchwerbe referirt, bei der Seitens der Ob.-StA.-fhr 
geſchehenen Weiterbeförderung der Alten an das Küönigi 
Appellations-Geriht bei den Bureau-Aften ver erflern 
zurlidigeblieben und an das Appellationg- Gericht nicht X 
langt. In dem angefochtenen Urtheile ift denn and ar: 
drücklich hervorgehoben, daß die thatfächliche Feftftellung hi 
erften Nichterd durch neue Behauptungen oder Beweismitkl 
nicht angefochten fei. Auf diefe Weife ift dem Angeklagten, 
der bei der mündlichen Verhandlung zweiter Inſtanz nit 
erfchienen war, die Vertheidigung in dieſer Inſtanz oft 
feine Schuld wefentlich befchränft worden, und es fit 
daher ter Fall des Artikels 108 Nr. 5 des Geſ.'s deB 
3. Mai 1852 vor. Ä 
Antr. d. ESta.: gleicht. [48.—1% 
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1. Berufnngsrichter. - Feststellung, ausdrückliche. 
2. Betrug. - Bermögensvortheil. - Verkehrswerth. 
3. Berdorbeue Eßwaaren. - Berlauf. - Dolus. 


1. Die Vorschrift des $ 386 (353 Abs. 1) 
der StPO. bezieht sich nur auf die wesentlichen 
Merkmale der Strafthat, nicht auf die Würdigung 
der vorgebrachten Vertheidigungsmomente. 

StPO. 8 386. 353. 


2. Die Preisdifferenz zwiſchen einer gelieferten 
und der vertragsmäßig von anderer Befchaffenheit zu 
liefernden Waare kann mit Rüdficht auf einen niederen 
Berfehrspreis, alfo die geringere Wiederverfäuflicheit 
des gelieferten Objefts, auch bei gleichem Gebrauchs⸗ 
werth eine Bermögensbefchädignng des Käufers bilden. 

SiGB. $ 263 [n. 16). 


3. Die Strafbarkeit des Feilhaltend und Ber: 
faufs verdorbener Eßwaaren ift nicht durch Die 
Kenntnig des Thäters von dem verdorbenen Zuftande 
berfelben bedingt. 

StB. 5 367 Nr. 7 [n. 45). 

Ertl. (3.1) v. 15. Dezbr. 1875 e, Börhold (976 L. Cr.). 

Gründe zu 3: 

Indem das Geſetz das Feilhalten oder Verkaufen ver- 
fälfchter oder verborbener Getränte oder Eßwaaren unter 
Etrafe ftellte, kann e8 nicht beabfichtigt haben, nur das in 
Verbindung mit der fonftigen Bejchaffenheit des alles 
ohnehin ſchon vielfach unter den Gefichtöpunft des Betruges 
oder Betrugsverſuchs fallende wifjentlihe Feilhalten und 
den wiſſentlichen Verlauf zu treffen, fondern es hat dem 
Bertriebe derartiger Gegenftände aus Rüdficht der Gefund- 
heitspolizei eine Beſchränkung auferlegen und denjenigen, 
welcher ſolche in den Verkehr zu bringen beabfichtigt ver- 
pflihten wollen feiner Seits die nach Lage der Sache ge- 
botene Fürforge darauf zu verwenden, baß er ſich von ber 
Aechtheit und Unverborbenbeit der Wanre überzeuge. Damit 
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ift denn zugleich die Vernachläffigung biefer pflichtmäßigen 
Fürforge in dem gefeglichen Thatbeftande einbegriffen un 
die Unkenntniß über bie fchlechte Beſchaffenheit ver feil⸗ 
gehaltenen ober verfauften Lebensmittel würde zufolge $ 59 
StGB.'s von ber Strafe aus 8 367 nur dann zu befreien 
vermögen, wenn folche felbft nicht durch Fahrläfſigkeit ver 
ſchuldet ift. 

Antr. d. GStA.: gleichl. 168.—6.] 


Privatanklage. - Inkompetenzurtheil, 


Auch in Privatanklagesachen hat der Richter 
ein Inkompetenzurtheil nach $ 47 StPO, nur auf 
Grund der Feststellung dass eine strafbare The 
überhaupt vorliege zu fällen. 

StPO. 8 47. 507. Vgl. RdOTr. 16. 8. 103. 
Ert, (®.1.) v. 15. Dezbr 1875 Kuhn e. Hirffeld (1047 1. Cr. 

Das angegriffene Erlenntniß geht auf die Wahrker 
ober Nichtwahrbeit ver Behauptungen ver Anklage überham: 
nicht ein; es beruht lediglich auf einer Lnterftellung ber 
Wahrheit verfelben und prüft nicht an ber Hand der ofr 
rirten Beweismittel, ob und wie der Vorgang fih in Wir 
lichleit ereignete und ob anf den Grund ber gezogenen that: 
ſächlichen Feftftellung eine ftrafbare That überhaupt nicht 
bewiefen, Beſchuldigter alfo freizufprechen, oder wenn er 
wiefen als in den Bereich feiner Zuftänbigleit fallend, nes 
ihm abzunrtbeilen, oder endlich als Privatllage nicht unter 
liegend beziehungsweife ber fachlichen Zuftändigfeit nad, 


vor einen anderen Richter gehörig, damit gemäß SS 4 


und 507 zu verfahren fei. Das angefochtene Erfenntait 
ermangelt hiernach einer weſentlichen Grundlage für bie 
beabfichtigte Zuftändigfeitsregulirung ber Straflammer und | 
unterliegt ber Vernichtung. | 

Antr. d. GStA.: gleichl. [68.—€.] 
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Gewerbeordunng. - Lehrherr. - Väterliche Zucht. - 
Mißhandlung. 


Der dauernde Stellvertreter eines Gefchäfts- 
inhabers, welchem zugleich die Ueberwachung, Be⸗ 
(häftigung und Unterweifung der Gefchäftslehrlinge 
obliegt, ift als Lehrherr derfelben anzufehen und hat 
daher ihnen gegenüber die Rechte väterlicher Zucht. 

Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 8119; StGB. 8 223 [n. 10]. 
Ert. (8.1) v. 15. Dezbr. 1875 Gaßmann c. Jenfen (1051 I. Cr.) 

Der Berufungsrichter giebt dem $ 119 der Gew.-Obn. 
ine zı enge Anslegung, wenn er den Lehrherrn im Sinne 
dieſes Gefeges unbedingt mit dem Gefchäftsherrn iventi- 
Azirt und das dem Lehrherrn in Bezug auf die Gefchäfts- 
ehrlinge gefeglich beigelegte Recht der väterlichen Zucht von 
ver Berfon des Gefchäftsheren ſelbſt dann für unzertrennlich 
rachtet, wenn diefer, — wie im worliegenden Falle Frl. 
% Chr., als felbftftändige Inhaberin ver Ehr.’fchen Buch⸗ 
wnderei, — fich im Betriebe des Gefchäfts dauernd durch 
inen Faktor (Disponenten) vertreten läßt. Er verfennt 
erner die rechtliche Natur des Verhältniffes, in welchem 
er Befchuldigte als unbeftrittener danernder Stellver- 
teter der Gefchäftsinhaberin der Chr.'ſchen Buchdruckerei 
en in biefer Buchdruckerei bejchäftigten Lehrlingen gegen- 
Iber fich befindet, wenn er benfelben einem ben Lehrherrn 
n deſſen Abwefenheit vorübergehend vertretenden Ges 
ellen oder Gehülfen gleichitellt. Die Natur einer derartigen 
auernden Stellvertretung erheifcht e8 vielmehr, dem ftell- 
ertretenden Gefchäfts-Repräjentanten, — vorausgefekt, daß 
emfelben zugleich die Weberwachung, Befchäftigung und 
Interweifung der Gefchäfts-Tehrlinge obliegt, — auch alle 
eſetzlichen Befugniffe des Lehrherrn, einfchließlich des Nechts 
er väterlichen Zucht über die ihm umtergebenen und feiner 
eitung anvertrauten Lehrlinge einzuräumen. 

Antrag des GStA.: gleich. (46.6. 
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Bereinögefeg. - Wahlverein. - Politiiher Verein. 


1. Wahlvereine im Sinne des $ 21 der Bon. 
v. 11. März 1850 find nur Diejenigen, welde 
lediglich die erleichterte Vorbereitung konkret anſtehender 
oder Beucsnebenber Wahlen zum Gegenfland habe 
follen. 

Bon. v. 11. März 1850 $ 21. 8. 

2. Zum Begriffe des politifchen Vereins gehört 
nit, daß ſchon Erörterungen in Verſammlungen 
ftatt gefunden haben, fondern nur, daß dieſe Er 
Örterungen zum Vereinszweck gehören. 

Dafelbft $ 8. 16. Bol. oben ©. 759. 761. 

Ert. (B.1) v. 15. Dezbr. 1875 6. Kaifer (1014 1. Cr.). 

Das Berufungsurtheil erkennt an, daß der Gefanmt: 
verein ber Holzarbeiter infoweit die Politit in feine Zwedt 
einbegreife, al8 er auf dem Gebiete des Vollslebens in ben 
gefetgebenden VBerfammlungen die Arbeiterintereffen vertreten 
fehen wolle und fein Progamm durch Entfendung von Ab⸗ 
geordneten feiner focialen Richtung zu vealifiren fuche. Br 
gegen follen Beftrebungen einer zu einem Vereine zufammer 
getretenen Mehrzahl von Perſonen, durch Öffentliche um 
Bereind-Verfammlungen, durch Aufruf und Gelpmittel pr 
litiſche Wahlen in ihrem Sinne zu erwirfen, nad 821 
Abſ. 2 der Bon. v. 11. März 1850 nicht den Befchrän 
fungen des $ 8 unterliegen und hiernach auch Erörterumge 
über ſolche Beftrebungen ſich nicht als folche auffafler 
Iaffen, welche den 8 8 zu fubftanziiren geeignet find. Dabei 
aber wird überfehen, baß die von den Beſchränkungen bei 


88 freigegebenen Wahlvereine, worüber die parlamentarifhen 
Verhandlungen über dieſen Zufak der zweiten Kammer 


feinen Zweifel übrig laffen, nur bie erleichterte Vorbereitung 
konkret anftehender ober bevorftehender Wahlen durch 
Organifirung ver dabei fich geltend machenden verfchiebenen 








politifchen Parteibeftrebungen zum Gegenftanbe haben jollen 
dagegen bie Tontinuirliche Bearbeitung der Vereinsmitglieder 
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im Sinne eines beftimmten Programms zum Zwecke ber 
Verwirklichung durch künftige noch unbeftimmte Wahlen ben 
Kreis der Wahlvereinsthätigfeit infofern weit überfchreitet 
und in denjenigen ber politifchen Vereine als folcher über- 
greift, als bier das perfönliche Reſultat der Wahl nur als 
vereinzeltes Mittel zu einem höher liegenden Vereinszwede, 
ber Verwirklichung bes Parteiprogramme, erfcheint, während 
bafjelbe nach der für die Freigebung der Wahlvereine be- 
ftimmend gewefenen Idee der Vereinszweck ſelbſt fein foll. 
Das Geſetz will die Freiheit der Erörterungen über Aus⸗ 
übung des Wahlrechts jedes Einzelnen innerhalb ver Vereins⸗ 
thätigkeit ſchützen; aber es will nicht die Erörterungen ber> 
jenigen politifchen Anſchauungen, welche der Ausübung des 
Wahlrechts des Einzelnen zu Grunde liegen, unbebingt in 
gleicher Weife ver Bejchränfungsmaßregeln des 8 8 entheben. 
Dem die Entfeheidung in diefer Beziehung beeinfluffenden 
Nechtsirrtfume würde allerdings nur eine theoretifche Be- 
deutung beiliegen, wenn es maßgebend wäre, daß, wie ber 
Berufungsrichter weiter feitftellt, die Hildesheimer Mitglied» 
jchaft des Gefammtvereind in ihren DVerfammlungen bie 
Wahlbeftrebungen als politifchen Gegenftand überhaupt nicht 
erörtert babe. Allein auch dieſer Teititellung liegt ein 
Rechtsirrthum zum Grunde Denn nicht auf die thatjäch- 
liche Erörterung in beit VBerfammlungen lommt es nach ben 
88 8 und 16 an, um ben Verein als politifchen erfcheinen 
zu laſſen, fondern ob dieſe Erörterung zum Vereinszweck 
gehört, wie dieſes der Berufungsrichter fowohl in Anfehung 
des Hauptvereins als indirekt auch der in Frage ftehenden, 
fowie aller übrigen Mitgliebfchaften anerlennt, indem er 
jener, wie biefen, womit bie Hildesheimer Mitgliedſchaft zu 
gemeinfamen Zweden in Verbindung getreten fei, bie Be- 
deutung eines Vereins im Sinne des Gefetes zufpricht und 
deren Zwede mit denjenigen des Hauptvereins ibentifizixt. 

Antr, des GE: gleichl. (68.—6.] 
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Hehlerei. - Vortheil. 

In dem Ankauf zum Zwecke des Wienerverkaufs 
kann ein Vortheil im Sinne des $ 259 StGB.v 
gefunden werben. 

StGEB. 5 259 [n. 8] $ 257 [n. 20]. 
Erf. (3.1.) v. 15. Dezbr. 1875. oc. Mennede (1048 L Cr.) 

Antr. d. GStA.: gleichl. [40.—6] 


Etrafzumellung. - Feſtſtellung. - Notorietät. 

1. Strafzumeffungsgründe bedürfen einer befondern 
durch Beweismittel unterftügten thatfächlichen Feſt—⸗ 
ftellung nur dann, wenn fie aus Umfländen hergeleitet 
werden, welche nad) Vorſchrift, der Geſetze die Strafe 
mildern oder erſchweren. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 31 [n. 19]. 


2. Notorietät ift für fi) allein ein zur Begrün⸗ 


bung derartiger Feftftellungen geeignetes Beweismittel. 


Bon. v. 3. Yan. 1849 8 22 [n. 4). 
Ertl. (3.1) v. 15. Dezbr. 1875 e. Welle (962 L. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. [46.— 6. 


Begriff der Beleidigung. - Beleidigung des Landesherr. 


1. Jede vorfägliche und rechtswidrige Kundgebung 


der Geringfpägung gegen die Perfon eines Andern, 
durch welche defien Ehre gekränkt wird, ift eine Be 
leivigung, wenn auch der fittliche Werth der Perſon 
nicht dadurch angetaftet wird. 

StGEB. $ 185 [n.1]. 


2. Bei Entſcheidung der Frage, ob in einer be- 
fimmten Kundgebung eine Beleidigung zu finden if, 
fommt es weſentlich auf die beiverfeitige Stellung 
der Perfonen an und es kann fehr wohl eine gegen 
den Landesherrn gerichtete Aeußerung eine Beleidigung 
fein, welche es anderen Perfonen gegenüber nicht 
fein würde, 

St@B. $ 185 [n. 2] $ % [n. 4]. 


| 
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Er. (3.1.) v. 16. Dezbr. 1875 ©. Brobjint (1188 IL. Cr.) 

DB. hatte im Laufe eines Geſprächs geäußert, daß Preußen ein 
Raubſtaat fei, der zerfallen würbe wie andere große Staaten und daß 
dem gegenwärtigen Landesherrn von Preußen daſſelbe Schidfal im 
Ausfiht ſtehe, das Napoleon den III. getroffen habe, vie Gefangenſchaft 
in Wilhelmshöhe. Dieferhalb wegen Majeftätsbeleibigung verurtheilt 
erhob er gegen das besfallfige Urtheil des Appellationsgerichte zu R. 
ND., weil demfelben eine rechteirrthümliche Auffaffung bes Begriffes 
der Beleidigung zu Grunde liege. 

Bnrädweifung. Grlnbe: 

Der App. Richter hat in dem angefochtenen Urtbeile 
thatfächlich feſtgeſtellt, daß die inkriminirten Aeußerungen 
des Angeklagten eine vorfätliche und rechtswidrige Kund⸗ 
gebung ber Geringfehäkung gegen die Perfon des Kaiſers 
und Königs, durch welche deſſen Ehre gefräntt wurde, alfo 
eine Beleidigung im Sinne des $ 185 des StGB.'s ent- 
halten. Hierbei ift aber ber App.-Richter von dem juriftifch 
forreften, ber bezogenen Gefegesbeftimmung entfprechenben 
Begriffe der Beleivigung andgegangen, und es erfcheint 
dagegen bie Auffafjung ver NB. als eine zu enge, wenn 
von berfelben die Beleidigung als „die rechtswidrige Hand- 
fung, welche ven fittlichen Werth der Perfon durch Kund- 
gebung feiner Nichtanerlennung antaftet”, befinirt wird. 
Nicht allein der fittliche, fondern der allgemein perfönliche 
Werth des Menfchen ift es, welcher die Ehre vefjelben bilbet, 
befien Antaftung die Ehre verlegt, und dieſe Begriffsbeftim- 
mung fchließt, je nach ber Richtung, in welcher die Per- 
fönlichleit in dem einzelnen Falle bernortritt, die menfchliche, 
bürgerliche und Standesehre ein. Schon ber erfte Richter 
hat in feiner Ausführung zutreffend hervorgehoben, daß es 
bei der Entſcheidung der Frage, ob in einer beftimmten 
Kundgebung eine Beleidigung zu finden fei, wefentlich auf 
bie beiderfeitige Stellung der Perſonen ankomme, und fehr 
wohl eine gegen den Landesherrn gerichtete Aeußerung eine 
Beleidigung fein könne, welche es andern Perfonen gegen. 
über nicht fein würde. Wenn daher der App.-Nichter nad 
biefem Maaßſtabe die Aeußerungen des Angeklagten gemefjen 

51” 
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bat, fo Tann ihn der Vorwurf einer rechtsirrthümlichen 
Beurtheilung nicht treffen. Hiernach ift in dem angefoch⸗ 
tenen Urtheile der 8 95 des StGB.'s, welder eine Be 
leidigung im Sinne des $ 185 1. c. voransjegt, nicht ver- 
letzt worden. 

Antr. d. ESM.: gleichl. [48.—10.] 


Deffentlihe Urkunde. - Beurkunden. - Srogftellung. 


Nah Artt. 81 und 82 des Geſ.'s v. 3. Mai 
1852 brauchen in einer aus den SG 348 und 349 
D. StGB.'s und 323 Pr. StGB.'s an die Ge- 
fhworenen zu fiellenden Frage die Begriffe „öffent- 
lihe Urkunde” und „beurkunden” Mangels eines 
darauf gerichteten Antrages nicht in ihre thatfächlichen 
Momente aufgelöft zu werben. 

StGEB. 35 348. 849. 267 [n. 36 und 87]; Gef. v. 3. Mai 1852 
Art. 81 (n. 28] Art. 82 [n. 5ff.]. 
Erk. (3.11) v. 16. Dezbr. 1875 e. Knöfel (1 de 1876 II. Cr.). 

In ber aus ben 85 8348 und 349 D. StGB.'s, ſowie 323 Br. 
StGB.'s an bie Geſchworenen gefellten und von biefen verneinten 
Frage waren bie Begriffe „öffentliche Urkunde“ und „beurtunden” un- 
aufgelöft gebieben, eine Auflöfung aber auch von keiner Seite beantragt 
worben. Die von bem StaA. gegen das freifprechende Erfeuntuiß bes 
Schwurgerichtshofs wegen Verlegung der Artt. 81 und 82 des Gef.'s 
v. 3. Mai 1852 ergriffene NB. wurbe zurüdgewiefen. Grünbe: 

Wenn nach Art. 81 die Frage an die Gefchiworenen 
bei Strafe der Nichtigkeit alle Thatfachen enthalten muß, 
welche die wefentlichen Merkmale der dem Ungellagten zur 
Laft gelegten ftrafbaren Handlung bilden, fo folgt hieraus 
mit Nothwendigfeit, daß fih aus ber Trage bezw. ber 
Antwort der Gefchworenen bei einer Anklage aus 88 348 
und 349 des Reichs und 8 323 des Preußiſchen StGB.'s 
ergeben muß, ob das in ber Mitte liegende Schriftftüd eine 
Öffentliche Urkunde ift oder nicht. Daß der Umftand, daß 
unter ben thatbeftandlihen Merkmalen einer ftrafbaren 
Handlung, fo wie fie vom Geſetze aufgeftellt find, fich ein 
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tolche® befindet, welches, wie ber Begriff einer öffentlichen 
Urkunde, nicht rein thatfächlicher Natur ift, fondern auch 
einen Rechtsbegriff in fich fchließt, nicht dazu berechtigen 
ann, bie Feſtſtellung eines folchen Merkmals den Geſchwo— 
venen zu entziehen, und dem Gerichtshof vorzubehalten, er- 
giebt fich, wie das Ob.Tribunal bereit in dem Erfenntniffe 
bes Plenums c. Gratzig v. 5. Juni 1871 — RrOTr. 12. 
S. 303 — ausgefprochen hat, Kar aus ber Vorfchrift des 
Art. 82 des Geſ.'s v. 3. Mai 1852, welcher es keineswegs 
geitattet, die Feſtſtellung derartiger Merkmale dem Schwur⸗ 
gericht&hof allein vorzubehalten, fondern nur verorbnet, baß, 
unter gewiſſen VBorausfegungen, Nechtöbegriffe, welche in 
ben wejentlichen Merkmalen ver fraglichen Handlung ent- 
halten find, foweit es gefchehen kann, durch folche gleich» 
bedeutende Ausbrüde erfegt werben jollen, zu deren Der: 
ſtändniß Rechtskenntniſſe nicht erforderlich find. In die an 
die Gefchworenen gerichtete, von biefen verneinte Trage 
find nun alle wefentlichen Merkmale des dem Angeklagten 
zur Laft gelegten Verbrechens gegen die oben angeführterm 
Beftimmungen bes preußifchen bezw. deutſchen StGB.'s 
vollftändig und mit den Worten der gebachten Beitimmung 
aufgenommen, ber Art. 81, welchem überall entfprochen ift, 
fann daher nicht verlegt fein. Ebenfowenig ift aber ber 
Art. 82 verlegt. inhaltlich deſſelben follen, infoweit es 
gefchehen Tann, bei Bezeichnung der wefentlichen Merkmale 
der ftrafbaren Handlung Nechtöbegriffe in der angegebenen 
Weiſe aufgelöft worden: „welche nicht eine allgemein bekannte 
und in bem gegebenen Falle unbeftrittene Bedeutung haben”. 
Es müffen alfo, damit die Nothiwendigfeit der Auflöfung 
eintrete, beide Requiſite zufammentreffen, ver Begriff muß 
nicht eine allgemein bekannte Bedeutung haben, und feine 
Bedeutung muß nicht in dem gegebenen Falle unbeftritten 
fein. Wird fie beftritten, alfo ein Antrag auf Auflöfung 
geitelit, jo ift gerichtsfeitig darüber zu entjcheiden, ob ber 
Begriff eine allgemein befannte Bedeutung Hat ober nicht. 
Nur wenn dieſe Frage, welche der Natur der Sache nach 
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nur als eine thatfächliche betrachtet werben Tann, bejaht 
wird, muß die Auflöfung des Nechtsbegriffs in ber Trage 
erfolgen. So lange aber im gegebenen Falle bie Bedeutung 
bes fraglichen Nechtsbegriffs nicht beftritten iſt, es alfo nr 
der von Amtswegen vnorzunehmenden Prüfung und nad 
thatfächlidem Ermeffen zu treffenden Entſcheidung bes Bor 
ſitzenden überlaffen ift, ob ber fragliche Nechtsbegriff eine 
allgemein befannte rechtliche Bedeutung Bat ober nicht, und 
beshalb im letzteren Yalle die Auflöfung beffelben angezeigt 
erjcheint, Tann die Nichtanflöfung eines Nechtsbegriffs im 
Wege ber NB. nicht gerügt werden. Es Tann hierin im 
vorliegenden Falle auch Nichts ändern, daß der Vorſitzende 
e8 für erforderlich erachtet Hat, ben Geſchworenen die be- 
züglichen Begriffe näher zu erläutern. Denn das Aubienz 
Protokoll konſtatirt gleichwohl, daß gegen die Fragſtellung 
Nichts erinnert worden, bie Bedeutung bes Rechtsbegriffs 
„einer Öffentlichen Urkunde” indbefondere war fonach un- 
beftritten geblieben und der Vorfitende unbehinbert, nad 
Teinem Ermeffen den von ihm erläuterten Rechtsbegriff ber 
Frage aufzulöfen oder nicht. 

Antr. d. GSta.: gleichl. 132.—10.] 


1. Sorladung. - Aushang. - Ansland. 
2. Beleidigung. - Schreiben. - Gerichtsſtand. 
3. Berleſung. - Auskunft einer Behörde, 
4. Berlefung. - Aufllärnng. 

1. Für jedes Gericht find in Beziehung auf das 
vor ihm flattfindende Berfahren, nur die an feinem 
Site geltenden Prozeßgeſetze maaßgebend. Die Bor: 
ladung durch Aushang findet in zweiter Inſtanz mithin 
auch auf ſolche Angeklagte Anwendung, welde bereits 
zur Zeit der Hauptverhandlung erſter Inſtanz ihren 
Wohnort außerhalb des Preußifchen Staates hatten 
und dort zu berfelben gültig vorgeladen find. 

Geſ. v. 3. Mai 1852 Art. 50 [n. 3}. 
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2. Der Thatbeſtand der fehriftlihen Beleidigung 
erfüllt fi) erfi da, wo das Schreiben dem Aoreffaten 
zu Händen und fein Inhalt zu vefien Kenntnig 
kommt. Der Gerichtsſtand iſt an diefem Orte be- 
gründet, auch wenn ſich der Abfender zur Zuftellung 
des Schreibens der Poft bedient bat. 

StB. 8185 [n. 12]. Ge. v. 3. Mai 1859 Art. 2 [n. 8]. 


3. Das Antwortfhreiben des Vorfitzenden einer 
Collegialbehörde auf ein gerichtliches Erfuchen iſt als 
eine von der Behörde ertheilte amtliche Auskunft an- 
zufehen und kann daher des Beweiſes halber zur 
Derlefung gebracht werben, | 

Bon. v. 3. Ian. 1849 8 22 ]n. 13]. 


4. Die Berlefung eines Schrififtüds „zur Auf- 
klärung“ bedarf Feiner weiteren Motivirung des be- 
züglichen Gerichtsbefchluffes, als des Ausfpruchs, daß 
fie zu diefem Zwecke flattfinden ſolle. 

Gef. v. 3. Mai 1862 Art. 25 [n. 6). 
Erk. (3.1) v. 17. Dezbr. 1875 ©. Bohnfiebt (631 L Cr.). 

Gründe: 


ſZu 1.] Zunächft find für jedes Gericht in Beziehung 
anf das vor ihm ftattfindende Verfahren die an feinem 
Site geltenden Prozeßgefege maßgebend und hatte ſich das 
Königliche Kammergericht daher in Beziehung auf die Vor- 
ladung des Angellagten zur Hauptverhanblung zweiter In⸗ 
ftanz nach den in Berlin beftehenden Strafprozeßvorſchriften, 
und nicht nach den in Mainz geltenden, wo ber Angeklagte 
nach der Feftftelflung des App.⸗Richters überdies nicht einmal 
mehr einen Wohnfig, noch Aufenthalt Hatte, zu richten, 
Es bleibt jonach nur die Trage zu beantworten, ob die in 
Rede ftehende Bejtimmung bes oben cit. Artikel 50 über bie 
Borladung durch Aushang auch auf folche Angeklagte An⸗ 
wendung findet, welche bereits zur Zeit der Hauptverhand- 
fung erfter Inſtanz ihren Wohnort außerhalb des Preußifchen 
Stantes Hatten und bort zu berjelben gültig vorgelaben 
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worden find. Diefe Frage ift zu bejahen. Der allegirte 
Artikel unterfcheidet nicht, ob der Angeklagte zur Zeit des 
Hauptverfahrens erfter Inſtanz innerhalb oder außerhalb 

Preußens wohnte und ob ihm die Borladung zu bemfelben 
bier oder dort gültig zugeftellt worben ift, ſondern erforbert 
für die Zuläffigfeit der Vorladung durch Aushang im zweiter 
Inſtanz nur, daß zur Hauptverbandlung erfter Inftanz 
überhaupt eine gültige Vorladung erfolgt fei, was im vor 
liegenden Falle nicht beftritten ift, und daß die Vorlabung 
zweiter Inſtanz im Inlande nicht in der gefehlich vorge 
fchriebenen Weife zugeftellt werden kann. Der Ausbrud 
„fernere Zuftellung” im gedachten Artikel bilbet nur den 
Gegenfat zu der Vorladung eriter Inſtanz und fteht mit 
ben Worten „im Inlande“ in durchaus. feinem Zufammen- 
hange. Es darf daher eine Kombination dieſer Ausdrüde 
nicht zu dem Schluffe verwerthet werben, daß auch bie Zu⸗ 
ftellung der Vorladung in erjter Inſtanz im Inlande ftatt- 
gefunden haben müſſe. Beim Erlaß ber in Rebe ſtehenden 
gefeglichen Beftimmung hat die Abficht fern gelegen, bie 
Einwohner anderer Staaten in Beziehung auf bas Ver 
fahren in ven höheren Inſtanzen glnftiger zu ftellen, als 
bie Einwohner Preußens Wie fih aus der Entftehung® 
geſchichte derfelben ergiebt, wurde dadurch bezweckt, ben 
Schwierigkeiten der Fortfegung ded Verfahrens im ben 
höheren Inſtanzen für den Ball zu begegnen, baß ber An 
gelagte einen Wohnfig im Inlande nicht oder nicht mehr 
babe und daher Hier eine Zuftellung an ihn in ber gejeklid 
vorgefchriebenen Weife nicht erfolgen könne. Man ping 
davon aus, daß ein zur Hauptverhandlung in erfter Inſtanj 
rite vorgeladener Angeklagter befondere VBeranlaffung habe, 
ih um ben ferneren Verlauf des gegen ihn ſchwebenden 
Verfahrens zu befümmern, und baß ein folcdher, wenn er 
fih überhaupt nur im Auslande — obfchon fein Aufenthaltt 
ort daſelbſt bekannt — aufhalte, Demjenigen gleich zu ftellen, 
deſſen Aufenthalt gar nicht befannt fei. (Vgl. Kommiſſions⸗ 
bericht der zweiten Sammer zu 8 25, Materialien zu bet 
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Bon. v. 3. Januar 1849 ıc. S. 9%). Man glaubte daher 
auch in Beziehung auf Straffachen von der für Eivilfachen 
beftehenden Vorfehrift, wonach den im Prozeß befangenen 
Berfonen, wenn fie fih im Laufe vefjelben entfernen und 
über ihren neuen Aufenthaltsort Teine Nachricht zurücklaſſen, 
Borladungen und Verfügungen durch Abgabe in ihrer 
fruheren Wohnung oder Anbeftung an ber Stuben» ober 
Hausthür derfelben infinuirt werben follen, abjehen zu 
müffen, weil, wie e8 in bem gedachten Kommiſſionsbericht 
1. ©. Heißt, dieſe Art der Inſinuation im Strafverfahren 
oft nicht auszuführen fein würde, namentlich überall dann 
nicht, wenn ſchon bei Einleitung befjelben ber Angeklagte 
im Snlande entweter gar keine Wohnung bat ober 
diefelbe nicht zu ermitteln ift u.f.w. Muß hiernach an- 
genommen werben, baß die in Rede ftebende Beitimmung 
auch auf die Einwohner anderer Staaten Anwendung findet, 
fo ift an berfelben auch durch das Reichsgeſetz betreffend 
die Gewährung ber Nechtshillfe vom 21. Juni 1869 nichte 
geändert worben, unb bat ber Angeklagte feine entgegen- 
gefeste Behauptung in feiner Weife näher begründet. 

Antr. d. GStA.'s: gleichl. (33.—8.] 


Fragſtellung. - Auflöfung. - Retptöbegrifl. - Zufammen: 
rottung. 

Der Begriff der Zufammenrottung iſt ein Rechts⸗ 
begriff und Fein ſolcher der eine allgemein befannte 
und unbeftrittene Bedeutung hat. Es begründet 
Nichtigkeit, wenn dem Antrag auf deſſen Auflöfung 
in der fchmwurgerichtlichen Fragftellung nicht ent⸗ 
fprochen wird. 

Geſ. v. 3. Mai 1853 Art. 82 [n. 5); StGB. 8 115 [n. 5]. 


Erf. (8.1) v. 17. Dezbr. 1875 e. NRowarzyusli (1077 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: entgegen. [46.—8.] 
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Brandſchaden. - Weberlignidirung in böswilliger Abfidt. - 
Betrngöftrafe. 


Die Borfhrift des Pr. Geſ.ss v. 8. Mat 1837 
S 28, wonach die in böswilliger Abficht gefchehene 
Ueberliquidirung eines Brandſchadens die Strafe des 
Betruges nach ſich ziehen fol, iſt durch das Deutfche 
SGB, nicht aufgehoben. 

Br. Gef. v. 8. Mai 1837 5 28; StOB. g 263 [n. 72]; Einf.-@e, 
82 [n. 48). 

Erf. (B.L) v. 17. Dezbr. 1875 o. Ran (1079 I. Cr.). 

Der Schwurgerichtshof Hatte ben Angeflagten, welcher für ſchuldig 
erflärt war: „iml März 1875 im Inlande in böswilliger Abſicht 
anf Grund der Berfiherung feines Mobiliar-Bermögens bei ber Vater⸗ 
landiſchen Sener- Verfiherungs- Geſellſchaft zu E. dieſer Geſellſchaft | 
gegenüber eine feinen wirklichen Brandverluſt überkeigende Ent 
fhädigungsforberung aufgeflellt zu haben“ nur wegen Auffiellung einer 
zu hohen Brandentihäbdigungsforberuug zu 100 Mark vernrtheilt, da⸗ 
gegen von ber Anklage diefe Aufftellung in böswilliger Abſicht bewirkt 
zu haben, freigeſprochen. Das Erkenntniß führt ans, daß zwar ber 
Thatbeſtand des 8 28 des Geſ.'s vom 8. Mai 1837 fergeftellt, dieſe 
Berimmung aber, foweit fie die böswilkige Ueberliguibation betreffe, 
für aufgehoben zu erachten fei, da fie biefe® Vergehen bem Betruge 
gleichfielle, biefer aber eine im D. StGB. vorgefehene Materie fei, daß 
hiernach das durch das Moment ber böswilligen Abficht qualifizierte 
Bergehen ſtraflos bleiben müſſe und nur das einfache Vergehen gegen 
5 28 cit. zu ſtrafen fei. 

Berwerfung. Gründe: 

Das im 8-28 des Geſ.'s v. 8. Mai 1837 vorgefehene 
Delikt ift von dem Gefebgeber nicht unter den Thatbeftenb 
bes Betruges fubjumirt, fondern neben ben bamals geltenden 
Beftimmungen des ALH, IL 20 über ven Betrug als ein | 
befonderes Delikt mit Strafe bebroßt, unb es ift nur für 
den Fall der Feftitellung böswilliger Abficht diefelbe Strafe 
angebroht, welche beim Betruge eintritt. Für die Feftfteflung 
nes Thatbeſtandes des 8 28 ift im Gefeke v. 8. Mai 1837 
feineswegs auf die Beitimmungtn bed ALR.'s über ben 
Betrug Hingewiefen, vielmehr genügt hierzu bie Feftitelung 
ber im $ 28 felbft aufgeftellten Vorausſetzungen, ohne daß 
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denſelben etwa die Kriterien des Betruges hinzutreten müßten. 
Der Umſtand, daß der Geſetzgeber es vorgezogen hat, für 
das qualifizirte Delikt des 8 28 nicht eine beſondere Strafe 
auszuſprechen, ſondern auf die Strafbeſtimmungen des 
ALR. IL 20 88 1373. 1376 und 1328 zu verweiſen, Tann 
in ber Natur des Delikts als eines bejonderen, von ben 
Boransjegungen des Betruges unabhängigen nichts ändern. 
Der 8 28 betrifft Hiernach nicht eine Materie, welche Gegen 
ftand des D. StGB.'s ift, gehört vielmehr zu den nach Art. 2 
bes Einf.⸗Geſ.'s in Kraft gebliebenen beſonderen Vorſchriften 
des Landesſtrafrechts. 

Antr. d. GSiA.: gleichl. [140.—8.] 


Widerftaud. - Forſtbeamte. 

1. Die Beftrafung aus $ 117 StGB.'s fett 
voraus, Daß der Widerfland dem Forſtbeamten inner- 
halb des ihm anvertrauten Nevieres oder bei Fort- 
fegung einer von ihm innerhalb dieſes Revieres be— 
gonnenen Berfolgung geleiftet ift. R 

2, Mit dem Schuge der Forſten betraute Be- 
amte find auch „zur Vollſtreckung der Gefege und 
Anordnungen der Berwaltungsbehörden” berufen und 
fann daher der Widerſtand gegen diefelben in dem 
nah 1 ausgefchlofienen Fall der Beltrafung aus 
$ 113 StGB.'s unterliegen. 

E82. 5 117 [n. 10] $ 113 [n. 18]. 


Erf. (8. 1.) v. 17. Dezbr. 1875 0. Reſchel (1083 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: entgegen. [46.—8.] 





Gewerbeftener. - Berfahren. - Abgabe zu gerichtlicher 
Berfolgung. 

1. In Gewerbefteuerfachen ift nur die Regierung, 
nicht der Landrath berechtigt, Die Abgabe zu gericht- 
licher Strafverfolgung zu verfügen. 

Bei. v. 3. Mai 1852 Art, 136 [n. 3. 36]. 
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2. Die Nachweiſung, dag die Abgabe im Auf- 
trag der zuftändigen Regierung geſchehen fei, Tann 
in der Nichtigfeitsinftanz Feine Beachtung mehr finden. 

Gef. v. 3. Mai 1852 Art. 107 [n. 27]. 


Ert. (3.1) v. 22. Dezbr. 1875 c. Bloch (969 I. Cr.). 
Antr. d. GStA.: entgegen. [46.— 6.) 


Gewerbeordnung. - Arzt, - Naturarzt. 


In der Bezeihnung als Naturarzt Tann bie 
Annahme eines Titels gefunden werden, Durch) welchen 
der Glaube erwedt wird, daß jemand eine appro-= 
birte alfo geprüfte Medicinalperſon ſei. 

Gew-Orbn. v. 21. Juni 1869 8 147 Nr. 3. 
Erl. (3.1) v. 22. Dezbr. 1875 e. Linz (1063 I. Cr.). 

Dabei ift von ber Boransjegung ausgegangen, daß bie Gtraf- 
vorſchrift im 8 147 Ziffer 3 der Gew.-Orbn. v. 21. Juni 1869 Jeden 
treffen fol, der ohne approbirt zu fein, die Bezeichnung ale Arzt fich 
in einer Berbindung aumaßt, welche erkennen läßt, baß er fich mit 
der Ausübung ber Heilkunde beihhäftige und geeignet ifl, ben Glauben 
zu erweden, baß,er bie Approbation erlangt habe, wie diefeß mit ber 
vom Angellagten gewählten Bezeichnung ber Fall fe. 

Autr. d. GStA.: gleicht. 3 [68.—6.] 


Gemeinſchaftliche ſchwere Körperverlegung. - Handlung 
des Einzelnen. 

Hat eine von Mehreren gemeinichaftlich verübte 
Körperverlegung eine ver im $ 224 StGB.'s vor- 
gefehenen Folgen gehabt, fo findet auf jeden der 
Mitthäter die Strafbeftimmung dieſes $ Anwendung, 
ohne daß es darauf ankommt, welchem der ver- 
ſchiedenen Mitthäter grade diejenige Handlung zu- 
zufchreiben iſt, Durch Die der fihmerere Erfolg der 
Körperverlegung herbeigeführt worden iſt. 

StGEB. 547 [n. 8] 8 224 [n. 14]; Vgl. RbOTr. 15. &. 441, 
Beſchl. (1) v. 22. Dezbe. 1875 0. Maroszyt & Gen. (1022 IL Cr.) 


In der ſchwurgerichtlichen Unterfuhung gegen M. K. mb €. 
waren an bie Geſchworenen im Betreff jedes der Angeklagten folgende 
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zwei Fragen geftellt worden: 1) ob berfelbe gemeinfchaftlich mit Anderen 
ben 3. vorfäglic körperlich mißhandelt habe, 2) ob dur die Körper⸗ 
verlegung zu 1 der J. im erbebliher Weile dauernd entſtellt worben 
ſei. Rüdfichtlich des M. wurben beide Kragen ohne jeden Zufag be 
jaht, rüdfihtlih des K. uub €. aber nur bie erfte Frage ohne Zufag, 
Dagegen Die zweite Frage mit dem Zuſatz: „es iſt jedoch nicht erwiefen, 
bag die Entflellung durch die Mißhandlung des K. veip. des C. erfolgt 
if“. Auf Grund diefer Berbikte beſchloß der Gerichtshof, als nunmehr 
der Berlegte den Strafautrag zuräduahm, die Einftellung bes Ber- 
fahrene gegen 8. uud C. und erließ ein aus $ 224 StGB.’ ver- 
urtheilendes Erkenntniß nur gegen M. Gegen biefe dem 8. und C. 
gegenüber ausgeiprochene Einftellung des Verfahrens erhob der StR. 
Nichtigkeitsbeſchwerde. Das OCr., welches die NB. weil gegen einen 
Beihluß gerichtet als Beſchwerde behandelte, hob den Einſtellungsbeſchluß 
auf und wies die Sache zur anberweitigen Berhaudlung und Ent- 
ſcheidung über bie Strafanwendung an ben Schwurgerichtshof zurüd 
nud zwar zunächſt wegen unterlaffener Motivirung des Beſchlufſes, 
ſodauu aber auch weil ein Antragsdelift nicht in Frage geweſen ſei. 
Die Gründe in letter Beziehung lauten: 


In Erw., daß bie beiden Angellagten K. und C. einer 
in Gemeinfehaft mit anderen Thätern dem J. zugefügten 
unter den 8 224 bed StGB.'s fallenden Körperverlegung 
ſchuldig erflärt find, für welche jeder der Mitthäter — $ 47 
des StGB.'s — ftrafrechtlich haftet, ohne daß es darauf 
ankommt, welchem der verjchiedenen Mitthäter grade diejenige 
Handlung zuzufchreiben ift, durch welche der jchwerere Er- 
folg der Körperverlegung herbeigeführt worden ift; 

daß hiernach die Einfchränkung, welche die Gefchworenen 
der zweiten ber voritehend angegebenen Antworten beigefügt 
haben, zur Ausfchließung der Anwendung ber 85 47. 224 
StGB.'s nicht führen konnte und da 8 224 cit. einen Un- 
trag nicht erfordert, ein Untragsbelift gar nicht in Frage 
war, baher, wenn die Einftellung bes Verfahrens wegen 
erfolgter Zurüdnahme des Antrags erfolgt, der 8 64 
StGB.'s auf einen Fall angewendat wäre, für den er nicht 
gegeben ift. 

Antr. d. EStA.: gleichl. [40.—9, 
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Beleidigung. - Rechtswahrung. 


1. Die Straflofigkeit einer Beleidigung durch 
Behauptung von Thatſachen nah $ 193 StGB.s 
ift auch dann begründet, wenn die behauptete That— 
ſache zwar auf Wahrheit nicht beruht, der Behaup⸗ 
tende aber nach Befchaffenheit des Falls, fich für 
berechtigt hielt und halten konnte davon als eine 
wahren zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
Gebrauch zu machen. 

StGB. 8 193 [n. 15. 17]. 


2. Der 8 193 StGB.'s erheifcht nicht, daß bie 
betreffende Aeußerung im Zuftande der Vertheidigung 
gegen diejenige Perfon gebraudt fein müffe, deren 
Ehre an fi dadurch angegriffen wird. 

Daſelbſt [n. 19]. 


Erk. (3.1) 0. 22. Dezbr. 1875 e. Peters (971 I. Or.) 
Antrag d. ESLA.: gleidhl. 168.—6.] 


Gewerbeordunng. - Schaukwirthſchaft. - Xolalver- 

änderung. - Frühert Berechtigung. 

Frühere Gewerbebetriebsrechte genießen den Schu 
der R.⸗Gew.⸗Ordn. nicht weiter, als fie auch unter 
deren Herrfchaft erworben werben fonnten, begründen 
daher Fein Recht zur willfürlichen Lofalverlegung eine 
Schanf- und Verfaufsflätte von Branntwein. 

Gew.⸗Ordn. v. 21. Juni 1869 $ 1. 33. 147 Nr. 1. 
Ert. (8.1) v. 22. Dezbr. 1875 e. Piepmeier (984 I. Cr.). 

PB. war zur Zeit bes Erlaſſes ber B.-Gem.-Orbn. zur Schext- 
wirthichaft und zum Sleinhandel mit Branntwein bereditigt; verlegt 
aber erſt nach biefer Zeit fein Schanl- und Berfanfslolal in eine ambere 
Mohnfätte. Deshalb aus 8 83 und 147 der Gew.Ordn. augellagt 
wird er freigefprochen, weil vie frühere Gemwerbegefeggebung und nament⸗ 
Iih au die Hann. Gew.⸗Ordn. v. 1847 bei eintretender Wohn ortsver 
änderung eine Konzeſſions⸗Erwirkung oder Erneuerung nicht erforberten, 
und baber 81 der B.G.Ordn. auch für die unter ihrer Herrſchaft Rs 
vollziehenden Aenberungen bavon entbinde. Das OTr. vernidtete 
Gründe: 
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Der 8 1 der Norddeutſchen Gewerbe⸗Ordnung, welcher 
im Abſ. 1 den Betrieb eines Gewerbes zwar Jedermann 
geftattet, dagegen auch auf Jedermann die durch dieſes 
Geſetz vorgefchriebenen oder zugelaffenen Ausnahmen ober 
Beſchränkungen angewendet wiffen will, ftatuirt dieſer feiner 
Tendenz nach die Anwendbarkeit ber ben jeitherigen Ge⸗ 
werbebetrieb bejchränfenden nicht weniger als ber denfelben 
befreienden Vorfchriften des neuen Geſetzes auch auf folche 
Berfonen, welche bereits auf Grund ber feitherigen Geſetz⸗ 
gebung das Recht zum Gewerbebetrieb befaßen und folchen 
unter ber Herrfchaft des neuen fortzufegen gebachten. Die 
Gewerbeordnung bildete hiernach fortan für jeden Gewerbe- 
treibenden bie Grundlage, auf welcher kraft öffentlichen 
Rechts feine Gewerbebefugniß beruft. Wenn nun Abf. 2 
bafelbft die Anwendbarkeit des neuen Gefekes auf bie 
gegenwärtig, d. b. bei Einführung defjelben zum Betrieb 
eined Gewerbes Berechtigten der Art befchränft, daß von 
biefem Niemand deshalb folle ausgefchloffen werben bürfen, 
weil er den Erforbernifjen dieſes Gefees nicht genügt, fo 
wird dadurch nach Sinn und Wortlaut eine Ausnahme von 
ber Negel des Abſ. 1 nur infofern gefchaffen, als dem nach 
ber feitherigen Geſetzgebung Berechtigten der Betrieb nicht 
deshalb unterfagt fein foll, weil er ven Erforderniffen des 
neuen Gejeged in Beziehung auf die Voransfegungen des 
Detriebsrechts nicht genügte. Es wird vom Gefege fingirt 
jene Berausfegungen feien vorhanden auch wenn fie fehlen 
und der Betrieb an fich ein ungefeglicher fein würde, wenn 
derſelbe erjt unter ber Herrjchaft des neuen Geſetzes be- 
gonnen worden. Daß babei an eine Ausbehnung ober 
Zonfernirung des feitherigen Hecht6 über ven Rahmen bes 
neuen Gejeges hinaus, eine Aufrechthaltung derjenigen Mo⸗ 
Dalitäten der Betriebsweiſe oder die Fortgewähr des Be- 
triebsrechts ſelbſt, welche die frühere Gefeßgebung als zuläffig 
anerfannte, die jekige aber verfagt, fei gedacht worden, 
darüber enthält der 81 bagegen Teinerlei Anbeutung und 
es hieße in ber That bie beabfichtigte Cinheitlichleit ber 
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Geſetzgebung auf dieſem Gebiete auf bie Dauer der gegen« 
wärtigen Generation von Gewerbetreibenden burchbrechen, 
wenn Jedem berjelben geftattet fein follte zwar bie feither 
verfagten Rechte und Freiheiten des gegenwärtigen Gejetes- 
zuftandes zu genießen, in Beziehung auf die aus Gründen bes 
öffentlichen Wohles getroffenen verhältnigmäßig geringfügigen 
Einfchränfungen aber fich fernerhin auf ben früheren Rechte 
zuitand feines Landes oder Landestheild zu Berufen, und 
dadurch die dort gewährten Eremtionen fich zu erhalten. 
Muß vielmehr angenommen werben, daß frühere Betriebs- 
rechte den Schuß ber Bundesgewerbe⸗Ordnung nicht weiter 
genießen, als fie unter beren Herrichaft erworben werben 
fonnten, fo verliert anch die Hannoverfche Gewerbeorbnung 
für das Necht des Angeflagten auf willfürliche Verlegung 
feiner Schanf- und Verlaufsjtätte jede Bedeutung, da ber 
8 33 der Bd.-Gewerbe-Orbn. eine Veränderung in biefer 
Richtung der Prüfung und Genehmigung des neuen Betriebs- 
lokals nach Maßgabe der polizeilichen Anforderung unterwirft 
und damit, wie in der Nechtfprechung des Königl. Ob.-Zr. 
wiederholt anerkannt, die Gefchäftsverlegung in das neue 
Lokal dem Beginn eines neuen felbftftändigen Gewerbebetriebe 
im Sinne des $ 147 Nr. 1 vollfommen gleichftelt. 

Antrag d. GSM. : glei. [68.—6.] 


Netentiondrecht. - Wegnahme eiguer Sachen. - Ber: 
miether. - Konkurs des Miethers. 


1. Der Widerfprud des Vermiethers gegen das 
vom Miether begonnene Wegbringen feiner Mobilien 
und der Verſuch thätlicher Hinderung der Geltend⸗ 
madhung des Retentionsrechtd genügt, um den Ver: 
miether in ein folches faktifches Herrfchaftsverhäftnig 
zu den in der Wohnung befindlichen Mobilien zu 
bringen, welches das demungeachtet bewirkte Wegbringen 
als eine „Wegnehmen” erfcheinen läßt. 

2. In einem gegen den Miether erkannten 
Konkursprozeß Tiegt kein Hindernig der Geltend- 
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machung des dem Vermiether zuflehenden Retentiong- 
rechts an den Mobilien des erfteren. 
Naff. Pfandrechtsgeſ. v. 15. Mai 1851 88 50. 48 Abi. 4; StGB. 
$ 289 [n. 10). 
Erf. (3.1.) v. 22. Dezbr. 1875 c. Schwarz (1084 T. Cr.). 
[1.] Es wird dem Berufungsrichter zunächit der Vor- 
wurf geniacht, daß das in 8 289 R.StGB.'s vorausgeſetzte 
Begriffsmerfmal einer „Wegnahme” fei al8 vorhanden an⸗ 
genommen worden, objchon der Berufungsrichter annertenne, 
Daß der Wohnungsvermiether 2. nicht in dem Beſitze der⸗ 
jenigen ober irgend welcher von den Sachen fich befunden, 
welche Angeflagter bei dem Verlaſſen der Miethwohnung 
mit fih nahm, daß vielmehr nur ein fruchtlofer Verfuch 
zur Befigergreifung ftattgefunden. Allein der Berufungs- 
rihter erkennt nirgends an, daß nur ein DVerfuch zur 
Befipergreifung ftattgefunden; er geht vielmehr davon aus, 
Daß das Netentionsrecht des Vermiethers bezüglich ber vom 
Miether in die Mietwohnung eingebrachten Mobilten durch 
eine dem Beginn des Auszugs vorausgehende Xefi- 
ergreifung nicht bedingt werbe, fondern in der Befugniß 
beitehe, bei dem Auszuge des Miethers die eingebrachten 
Mobilien in Befi zu nehmen, wie biejes fih aus 8 50 
des Naſſauiſchen Pfanprechtögefeges v. 15. Mai 1851 un- 
zweiventig ergiebt. Der Berufungsrichter nimmt weiter an, 
daß mit Rüdjiht darauf, daß die Mobilien ſich in dem 
Haufe des Vermiethers befanden, und in Folge defjen beim 
Berlaffen der Wohnung Seitens des Angeklagten der Ver- 
fügung des Vermieters unterlagen, worunter nur die that- 
ſächliche Verfügungsmöglichkeit verftanden werben kann, der 
Wiverfpruch des Legteren gegen das vom Angellagten be- 
gonnene Wegbringen und der Verſuch thätliher Hinderung 
zur wirkfamen Geltendmachung des Netentionsrechts genügte, 
um den Bermiether in ein folches faktiſches Herrſchafts⸗ 
Verhältniß zu den in der Wohnung befindlichen Mobilien 
zu bringen, welches das demungenchtet bewirkte Wegbringen 
als ein „Wegnehmen“ erfcheinen ließ. Einen Rechtsirrthum 
Redtipr.d. K. D.- Ir. ıc. XVI 52 
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läßt dieſe Deduktion nicht erkennen. Der 8 50 gewährt 
dem Vermiether das Recht zur pfandweiſen Befitzergreifung 
nicht für alle inferirten Mobilien des Miethers, ſondern 
beſchränkt ſolches der Summe nach auf einen einjährigen 
Miethgeldrückſtand, dem Gegenſtand nach auf der Hülfsvoll⸗ 
ſtreckung unterliegende, in ihrem Werthbetrag den Jahres 
rückſtand nicht überſteigende Sachen. In dieſem Pfant- 
rechtstitel muß als minus und als faſt unentbehrliche 
Vorausſetzung für deſſen Realiſirung in Ermangelung güt⸗ 
licher Verſtändigung die Befugniß des Vermiethers zur vor- 
läufigen, die Ausſcheidung der geeigneten, nur in jener Be 
grenzung dem Pfandrecht unterliegenden Objekte bezweckenden 
Zurücdbehaltung der fämmtlichen Mobilien in fich ſchließen 
und für dieſe ein beim Auszuge eingelegtes Verbot des 
Wegbringens als Ausdruck der Geltendmachung genügen, 
indem anderen Falles, wenn der Vermiether nicht zu Gewalt. 
handlungen fchreiten will, zumal fich Zweifel darüber anf- 
werfen laffen, ob bei vorzeitigem Auszuge ber Mietber 
verpflichtet fei, dem Vermiether den vorherigen Eintritt in 
die Mietwohnung zu geitatten, das Recht auf Pfand⸗ 
ergreifung vielfach und grade am Meiſten dem böswilligen 
Miether gegenüber illuforifch fein würde. Der Berufungs- 
richter war biernach wohl in ber Lage, ſchon in dem Berbot 
des Wegbringens dad Moment zu finden, welches das in 
$ 289 R.StGB.'s vorausgefegte faktiſche Verhältniß des 
Netentionsberechtigten zur Sache begründet und die darauf 
bewirkte Entfernung als ein Wegnehmen darſtellt. 

12.] Wenn ſodann in dem gegen den Ungellagten rechts- 
kräftig erfannten Konkursprozeß ein der rechtmäßigen Ent- 
ftehung bes Fauſtpfandrechts auf Seiten des Vermiethers 
entgegenſtehendes Hinderniß Liegen foll, fo läßt fih auch in 
biefer Beziehung dem Berufungsrichter nur beitreten. Das 
Recht des Vermiethers auf Belignahme ift ein origimäres 
in feiner Perfon begründetes; e8 wird nicht aus der Perfon 
bes Miethers hergeleitet, Daher auch von der in biefer ein- 
getretenen Dispofitionsunfähigkeit und dem Uebergang feiner 
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Rechte zur Geltendmachung auf die Konkursmaſſe nicht be- 
einflußt. Auch während bes Konkursprozeſſes und gegen 
die Konkursmaſſe, felbftverftändlich unter ben burch den 
Zwei des Konkursprozeſſes bedingten Mobifilationen (vgl. 
848 Abf. 4 des Gef.s v. 15. Mai 1851), erfcheint ber 
Vermiether an der Ausübung feines Rechtes auf Pfand⸗ 
fiherheit nicht behindert, wenn die Vorausfegungen befjelben 
zu biefem Zeitpunkte erjt eintreten. Denn biejes Necht auf 
feinerzeitige Sicherheit beginnt bereits mit dem fchriftlichen 
Miethvertrage und der Illation, ver Konkursprozeß aber 
vermag wohleriworbene Vermögensrechte nicht zu befeitigen, 
wie dieſes eintreten wilrbe, wenn ber Konkursmaſſe geftattet 
fein fol, die Mobilien aus der Miethwohnung zu entfernen, 
ohne gleichzeitig das Recht des Vermiethers auf Sicherung 
feiner begründeten Miethzinsanfprüche anzuerkennen. Beſitzt 
aber die Konkursmaſſe ein derartiges Recht nicht, fo kann 
auch von einem foldhen, welches der Krivar Namens ber 
Konkursmaſſe ausübt, nicht die Rebe fein. 

Anır. d. GStA.: gleichl. [68.—6.] 


Non bis in idem. - Disziplinar-Beftrafung. 

Eine lediglich zur Aufrechthaltung der Disziplin 
in einer Straf- oder Befferungsanftalt verhängte und 
vollzogene Strafe hindert die ſtraſrechtliche Verfolgung 
und Beftrafung derfelben That nicht. 

Son. v. 3. Jan. 1849 8 1 [n. 68). 


Ertl. (3. 1.) v. 22. Dezbe. 1875 c. Zorn (43 1. Cr.). 
Antr. d. GStA.: gleichl. 46.6.) 
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General: Regifter 


zu den 


ſechszehn erften Banden 


der Rechtſprechung 


bes 


Keöniglichen Ober- Tribunale 


Straf: Saden 


herausgegeben 


von 


Dr. 3. C. Oppenhofl, 


Ober⸗Staats⸗Anwalt beim Künigl. Ober-Trikunal. 





Vorbemerkung. 


Wenn in nachfolgendem Generalregiſter das Sachregifter dem 
Quellenregiſter abweichend von der in den Regiſtern der einzelnen 
Bände beobachteten Ordnung nachſteht, jo hat dies nur in der frũheren 
Fertigftellung des Teßteren und der möglichſt frühen Ausgabe des 
Banzen feinen Grund. 

Das Quellentegifter felbft ift in der Weife geordnet, daß die 
beiden Strafgefeßbücher, das Deutfhe und das Preußifche, und bie 
fünf großen im Preußiſchen Staate noch geltenden Strafprozeßgeſetze 
(die Berordn. v. 3. Januar 1849, das Geſetz v. 3. Mai 1852, die 
Criminal⸗Ordnung, der code d’instruction criminelle und die Straf⸗ 
progeßordnung vom 25. Juni 1867) aus der Menge der übrigen 
Geſetze 2. herausgenommen und vorweg gefandt find, während Die 
legteren nach den Landeshoheiten, welche fie erlaffen, geordnet fich 
chronologiſch folgen. Diefe letzteren zerfallen daher in drei Abtheilungen, 
zunächft die Erlaffe früherer Landeshoheiten über einzelne Theile des 
preußifchen Staates, fodann die preußifchen und zulebt die (nord⸗ 
deutfchen Geſetze, Verordnnngen ꝛc. 

Die Bände find mit römifchen, die Seiten derfelben mit arabifchen 
Zahlen bezeichnet. 

Die Erkenntniffe des ehemaligen Ober-Appellationsgerichtes find 
durch Eurfivfchrift der Seitenzahlen, die Borfchriften, welche in das 
durch die Strafprogeßordn. v. 25. Suni 1867 eingeführte Berfahren 
einf&hlagen, durch lateiniſche Schriftzeihen, unterfchieden, beides über- 
einflimmend mit der in den Negiftern der einzelnen Bände beobachteten 
Einrichtung. 
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422, XV. 281, 625, 69, 
806; XvI. 73, 792, 79. 
Xi. 436; XIV. 612, 598: 
XV. 54, 288, 301, 311; 
XVI. 111, 812. 
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34, 718; XI. 57, 513. 

I. 472; X. 20; Xl. 598. 

1, 199; 11. 220, 280; I. 
182; V. 5; IX, 70; X. 20, 
587; XtI. 73. 

1. 338; 11. 300; IV. 76, 409, 
559; V. 256; VII. 423, 654; 
vill. 385, 589; X. 273, 786; 
Al. 20, 78, 204, 432; XI. 57. 


/ 


853 
$ 54 
855 


8 57 


IX. 387; X. 109. 

I. 328. 

1. 149; II. 264, 347, W. 
138; VII. 276, 322; VIH. 
287, 687; IX, 359, 454, 532; 
X. 146, 364, 425, 750; X. 
333, 595; XII. 288. 

1. 149, 439; 11.7, 77, 264, 
336, III. 19, 276; IV. 27. 
138, 245, 285, 339; V. 82, 
98, 106, 114, 246, 378, 538; 
v1. 89, 152, 292; VII. 326; 
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I. 197, 485; Il. 240; Il, 
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vl. 174, 203, 211, 363, 
382, 399, 460, 579, 619; 
vi. 133, 267, 568, 733, 
751; 1X. 153, 203, 537, 
546; X. 440, 582, 611, 


652; X11.78, 87, 97, 568; 


XIII. 260, 637; XIV. 780, 
792; XVI. 391, 434, 435, 
500, 802. 

1. 4423; IV. 286; VII. 14, 
546; VIII. 369, 481, 482, 
609; 1X.524 ; X.333, 474; 
X. 376, XII. 584; XI. 
232, 291, 551; XIV. 314, 
510; XV. 813; XVI. 321, 
584. 

1. 65, 87, 385; 11. 342, 
366, 400, 513; 111. 107, 
498; VIII. 126, 229. 472, 
602, 1X. 520; XI 256, 
468, Xll. 329, 500, 514, 
575; Xlll, 324, 559, 625; 
XIV, 166, 359; XV. 792, 
845; XVI. 31, 51. 

XIV. 452, 

VI, 89. 

XVI. 310. 

VII. 405; Xl. 246. 

Vll. 405; Xl. 246. 

vl 89. 

l. 69; VI. 89. 

VI. 89. 

VI. 89. 

vi. 409; XII 514. 


Art. 50 


Pu u u | 


vv a 


51 
52 
53 
54 


56 


58 
60 


61 
63 
64 


65 
66 
67 


70 


72 
73 


74 


75 


76 


I. 246, 308; IV. 236; 
Xu. 514; XII 324, 63; 
XVI. 806. 

II. 50. 

Hit. 64. 

I. 96; XIll. 384. 

li. 329; V. 38; IX. 8; 
X. 748. 

I. 88, 126; Il. 346; I. 
160; IV. 47; VI 38%, 
X. 40, 545; XIV. 57; 
XV. 29, 41, 59. 

III. 186; IX. 64. 

X. 177; X1. 30; XI. 213, 
349; XV, 861. 

I. 245; I. 186, 197; 
IV. 107. 

1.233; VIII. 601; IX 407. 
549, XIV. 511. 

1. 69, 134; VI. 8, 249, 
I. 
246, 611; XIV. 235, 2%. 
XV. 41, 538. 

l. 69; VI. 89; VII. 405. 
II. 464; VI. 89; XIII. 112. 
VII. 22, 655. 

1.262; IV. 107° VII. 446, 
452, VI. 26; IX. 9, 
157, 440; X. 67, 5% 
549. 

V. 125. 

Vi. 25. 

1. 167; XI, 462; XIV. 8. 
1. 68, 262; II. 519; W. 
318; vi. 324; vn. 300: 
X. 67; Xl. 449; XV. 19, 
131. 

1. 575; 11. 43, 3239; I. 
912; IV. 368; v. 62, 119. 
VI. 324; vll, 402, 606; 
VvIll. 84, 116; IK 9, 
302, 478; xIiv. 250, 29, 
712, xvi' 253. 

II. 493; it. 356, 357; 
Vil. 44, 217, 246, 665; 
IX. 585; XI. 4: xi1. 523; 
XIV. 85, 278. 

1.78, 229; 11. 50; Y.9; 
VL 124. 357; vIl. 75,448, 
452; VII, 116, 983, 737; 
IX. 354; X. 4, > 


405; X. 686; Aä. 
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Gel. v. 3. Mai 1852. 
Art. 76 Berti x1. 163, 444; XII. 
4. 


® 


s 


78 


79 


80 


81 


I. 195, 485, 510, 570; 
1. 186, 519, 1. 172, 
175, 424; IV. 74, 83, 309; 
V. 38, 296, 494, 518; 
v1. 339, 516; VII. 23, 162, 
455; VL. 53, 102, 217, 
405, 763; IX. 315, 436; 
X. 246, 532, 547, 562, 
585, 618, 767; Xl. 16, 
73, 122, 428, 568; X. 
441; Xili. 82, 213, 255, 
445, 471, 591, 675; XIV. 
264, 314; XV. 63, 76, 131, 
361, 540, 617, 732; XVl. 
265, 377, 406, 412, 565, 
740. 791. 

11, 189, 301, 433; I. 
223, 403, 404; IV. 103, 
367; VI. 65, 70; VI. 75, 
442, 492, VIII. 317, 491, 
517; IX. 441, 485, 557, 
599; X. 46, 714; XI. 266, 
513; XIV. 128, 298, 350; 
XV, 77,575; XVI. 44, 634. 
1. 275: 11. 164; 111. 240, 
295, 397, 403; IV. A68, 
539, V. 88, 246, 394, 
397, 443, 475; VI. 130, 
219; VII. 44, 133, 148; 
vim. 133, 262, 405, 469, 
530; 1X. 470; X. 3, 350, 
667, 800; Xi. 59, 165, 
209, 241, 277, X. 
25, 375, 512; All. 12, 
576, 654; XIV. 128; XV. 
540. 

L. 5, 36, 69, 184, 274, 
431; 11.79, 241; 11. 161, 
190, 295, 403, 512; IV. 
10, 334, 539; V. 198, 
221, 245, 453, 475; vi. 
169, 215, 219, 236, 564; 
vii. 252, 288, 579; VII. 
41, 50, 468, 472, 613, 
663, 701, 733; IX. 549; 
X. 25, 184, 245, 530; 
X. 570; X. 462, 512: 
XIll. 306, 648; XIV. 294, 
730; XV. 753; XVI. 615, 


Art. 81 
. 8 


- 85 
. 86 


Fortſ. XVI. 659, 756, 804. 
1.485; 11. 190, 192, 296; 
V. 221,245; VII. 86, 233; 
vllt. 401, 664, 747; IX. 
36, 177, 307; X. 530; 
xt. 12; XI. 648; XIV. 
730; XV. 310; XVI. 372, 
804, 809. 

1. 274; Il. 189, 301; Ill. 
175; V. 128, 328, 338, 
453; VI. 219; VIII. 317, 
491, 698, 701; IX, 680; 
X 370, 388, 585; X1. 513; 
xiũ. 306; XIV. 730; XV. 
371, 391. 

VII 154; IX. 278; X. 594. 
I. 36, 69, 281, 343; 1. 
189, 301, 381, 396, 433, 
483; Il. 175, 217, 403; 
IV. 457, 459, 471; V.198, 
338, 443, A453; VI. 65, 
131, 169; VII. 154, 617, 
686; Vill. 102, 258, 262, 
315, 317, 491, 698, 748, 
795; IX. 67, 212, 278, 
279, 395, 536, 691; X. 
46, 350, 384, 501, 585, 
594; XI. 26, 150, 163, 
279, 537; xii. 134; Xill. 
304, 603; XIV. 109; XV. 
103, 239; XVI. 467. 

I. 189, 301; VII. 491; 
IX. 36; X. 25; XIV. 133 
1. 451, 571 5; IV. 201; VI. 
142; VIl. 122; VII. 491; 
IX. 690; XI. 518; XI. 
204, 445; XVI. 622. 

III. 272; Vi. 419; X. 714. 
1.571; 11.196, 315; I. 
272, 546; IV. 368; VII. 
10, 84, 150, 419; VII. 
110, 131; X. 40, 355; 
XI. 255; XV, 622; XV. 
427. 

1. 140, 350; II. 410, 546 ; 
IV. 364; VI. 130, 280, 
291, 564, 570; VII. 39, 
81, 86, 148, 249, 692; 
vll, 382, 403, 780, 803; 
IX. 30, 132, 345, 440, 
464, 470, ATi, 729; 


846 


Gef. v. 3. Mai 1852. 


Art. 9 


Fortſ. X. 805; XL 7, 
307, 532, 547; XII. 25, 
51, 599; XIII. 83, 576; 
XIV. 536; XVI. 379, 457. 


.e 93 II, 117; IV. 224, V. 177; 


.- 94 


vIt. 258; XUI. 349; XV. 
316; XVI. 457. 

II. 196, 421, 448; Il. 
175; VI. 57; VII 110, 
405, 443; X. 437; XV. 
307. 


.. 95 I. 370. 
„=. 96 1.187, 538; 11. 11, 183, 


- 101 


319, 424, 530; 11. 327, 
467, VI. 231, 357; VI. 
84, 150, 738; VIII. 491; 
IX. 6, 315, 440; X. 40, 
173, 397, 530, 768; XI. 
311, 410; XI. 279; XV. 
131, 577; XV. 25, 493. 
I. 538; 11.183, 433, 530, 
545, 560; li. 123, 191, 
229, 357; IV. 302,515; V. 
129, 494; VI. 462; VI. 
39, 84, 240, 441, 475; 
vi. 255, 317, 530, 551, 
133, 803; 1X. 470; X. 
41,95,395; X1.307, 311; 
Xxlil. 196; XIV. 193, 311, 
367,536; XV. 305, 489. 
ill. 228, 229, 397; IV 
301, 364; X. 667, 768; 
Xi 16; XVI. 260. 

vi. 89; XI. 16; XV. 7. 
I. 47, 141, 152, 158, 
209, 244, 439, 460; Il. 
14, 441, 460; Il. 45, 
343, 397, 401, 408; IV. 
117, 261, 263, 283, 351; 
v. 127,409; VI.136, 153, 
260, 484, 526, 560; YIl. 
12, 23, 52, 70, 171, 434, 
550, 656, 679, 695, 712; 
vum. 56, 119, 192, 283, 
390, 528, 624, 649; IX. 
56, 57, 109, 214, 215, 
333, 535, 570, 689; X. 
107,113, 225, 362, 373, 
452, 528, 663, 676, 709, 
718, 721, 762, 806; X1. 
14, 45, 50, 133, 172, 


Art, 101 Fortſ. XI. 280, 298, 


- 105 


351, 377, 378, 416, 424, 
443, 506, 519, 579, 600; 
Xi. 8, 151, 154, 177, 
183, 221, 347, 437, 452, 
459, 382, 604; XI. 15, 
17, 239, 371, 490, 492, 
580, 581, 623; XIV. 33, 
40, 79, 120, 313, 324, 
404, 467, 685; AV. 26, 
74, 162, 167, 188, 200, 
299, 421, 592, 747, 776, 
813, 833, 840; XVI. 48, 
80, 112, 206, 2328, 307, 
325, 328, 341, 342, 358, 
369, 391, 414, 443, 464, 
467, 472, 528, 548, 549, 
739, 748, 777. 

1. 206, 209; II. 100, 110, 
122, 148, 186, 255, 349, 
401; 11.268; IV. 91,247, 
329; V.115, 348; VI. 47, 
70, 499, 592; VIII. 136, 
224, 358, 608; IX. 216, 
308, 341, 377, 447, 573: 
x. 79, 87, 93, 206, 313, 
485, 576, 611, 710, 784: 
Xi. 314, 488, 536; Xll. 
247,318, 380, 433, 500, 
596, 665; Xlll. 239, 259, 
328, 652; XIV. 166, MM. 
107, 186, 267, 696; XVI 
135, 259, 295, 363, 682. 
1. 152; 1. 422; W, 
324; V.8; VI. 312; VIL 
103, 162, 484; IX. 35: 
X. 346; X1. 75, 524; IN. 
117, 463, 500; XIIL. 516, 
674; XIV. 652; XV. 666; 
XxVI. 759. 

V. 8. 

I. 141; VI. 715; X. 93, 
681; Xl. 57; XII. 339; 
XV. 666. 

1. 453; II. 152, 553; 
V. 256; VI. 301, 543; WM. 
197, 211, 281; VIII. 33, 
196, 464; IX. 482, X. 
404; XIII. 113, 501; XV. 
60, 497; XVI. 390, 396, 
812. 





847 
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Art.108 I. 502; IL 122, 186, 
196; Il. 553; IV. 111; 
V. 472; VII. 75, 211; Vin. 
250, 382, 491; IX. 145, 
371, 685; X1. 354, 536: 
Xi. 523, XV. 325; XVI. 
208, 494. 
Nr. 1 Xu. 537. 
Nr.2 1. 88; II. 107. 
Nr.3 VI. 461. 
Nr. 4 VII. 70; X. 460, 639; 
ıll. 537. 
Nr.5 I. 514; 11. 122, 
186, 446, 535; X. 436, 
565, 576; XV. 536, 615; 
XVI. 796. 
Nr. 6 XI. 207. 
Nr. 7 XII. 537. 
Abſ. 2 II. 148. 
⸗109 1.68, 510; 11. 530, 551; 
ill. 308, 356; IV. 462; 
V. 177; VI. 81, 230; VIE. 
81, 692; VII 258, 612, 
803, IX. 36, 188, 574, 
614; X. 40, 52,386; XIll. 
12; XIV. 2332, 294; XV. 
305, 577; XVI. 143. 
J. 123, 208; II. 5, 84, 
229, 454; 111. 202, 237, 
392; V.360; Vi.124, 324; 
vi. 302, 508; VII. 44, 
95, 136, 186, 191, 266, 
640, 756; IX. 115, 164, 
510, 631, 645; X.16, 20, 
93, 255, 489, 607, 796; 
xl. 31, 37, 66, 228, 273, 
568;X11.53, 95, 374,408, 
489, 499, 630; XIII. 135, 
192, 557; XV. 193, 669; 
XVI. 431, 497, 774. 
1. 541; II. 12, 96; IM. 
53: VI. 514; Vll. 26, 27, 
116, 546; IX. 96, 310, 
450; X. 370, 603, 688, 
721; X1. 495, 548; XII. 
294, 466, 484; X111. 438; 
XIV, 19, 206, 521; XV. 
726, 730; XVI. 460. 


- 110 


. 111 


Art. 112 U. 95; VI. 389; IX. 
281, 470; X. 588; XI. 
495; Xi. 53, 149, 552, 
553; XI. 53, 109; XIV. 
31, 59, 111; XV. 851; 
Xxvl. 74, 294. 

It. 217; XV. 726. 
1.327; 1.376, 442, 449, 
11.303; V1.272; VIE. 420: 
IX. 509, 641; X 645; X. 
32; X111.598; XVI. 275. 
1. 28; I, 186, 196, 442, 
449; 111.303; IX. 69; X1. 
26; XII. 415, 640. 

IX. 641; XIV. 5, 6. 
121 1. 512. 

126 1. 336. 

129 I. 147, 336, 536; 1. 
161, 202; IV. 92, V. 550; 
VII. 443; VII. 575; IX. 
285; X. 93; XIV. 251; 
XV. 557. 

1. 336; IV. 66; VIII. 33; 
IX.342; Xi. 88; XIV. 787. 
it. 237; III. 95; VIT, 326; 
XII, 106, 301; XIV. 326. 
Xu. 575. 

1. 183, 319; IV. 435, Vi. 
224; X. 676. 

11.286; V. 217; V1. 444; 
X1. 592, 

1. 57; IV. 53; V. 234; 
vn. 47, 540; IX. 277, 
376, 636, 656; X. 392, 
748; Xi. 9, 322, 478; 
Xu, 225, 484, 579; XIU. 
230; XIV. 676; XV1. 811. 
1. 239; 111. 40; X. 198; 
Xi. 319, 

Xt. 479; X11. 323; XIII. 
107; XV. 48; XVI. 273. 
11. 502; vi. 353. 

V. 549; Xi. 540; XIV. 
304. 

II. 286. 

VI. 353; X. 64; X1. 315. 
Vi. 353; Xıv. 315, 739. 
xl. 229; XIII. 442. 


« 113 
. 116 


. 117 


118 


vv 


. 130 
. 131 


. 133 
. 134 


. 135 
. 136 


. 137 


. 140 
141 


142 
143 
145 
147 
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I. 388; II. 249; X. 536; 

XVI. 53. 

I. 388; II, 249. 

3 XVI. 303. 

4 X, 492. 

0 XV. 324. 

7 1.325, 379; 11. 238; V. 433; 

IX. 110; X. 360; Xı. 56; 

Xll. 425; XIV. 201. 

XIV. 201. 

2 xt. 158. 

5 1.510; 11. 186; Xı. 441. 

7 XV. 583, 

9. vu. 255; XVI. 3. 

859 1%. 163; XIV. 767. 

860 XIV. 767. 

862 IX. 163. 

868 IX. 17; Xl. 446. 

869 IX. 17. 

Tit. 1. Abſchn. 1 (8 106 - 131) IX. 
716 


8 119 
8 131 
Tit. II. 


XV. 537. 

xill. 449. 

Abſchu.2 18 133 — 200 1. 
20. 


8152 
8 153 
$ 157 
& 167 
8 169 
5 177 
$ 199 
$ 208 
$ 225 
8227 
$ 260 
$ 262 
8 266 


XVI. 371. 

XVI. 371. 

I. 460. 

I. 5. 

1. 294; X1. 7. 

ll. 294. 

IV. 369. 

IV. 35. 

1, 461. 

1, 461. 

v1. 51. 

vi. 51. 

XVI. 399. 

8268 XVI. 399. 

8271 XxIII. 112. 

8305 ff. IX. 716. 

8308 XV. 317. 

8310 XVI. 203. 

8311ff. 11. 249. 

s311 1, 215; X. 544; XxVI. 203. 

8 312 11.215; 111.109; VII. 269; 
X. 536; xi. 443; XVI. 53, 
2330. 

8313 11. 339, 511; XIV. 522. 

Nr. 3 11. 286. 


IX, 17; XI. 446; XII. 158. 18 313 Nr. 4 XVi. 253, 344, 52, 


526. 

$ 314 XI. 286, 443. 

8 317 1. 262; VI. 571; X. 7, 
408 


8 318 V. 90; v1. 356; IX, 79; X 
246; Xi. 237, XVI. 253. 

8319 I. 72, 504; 1. 319, WW. 
79; 1X. 14, 524; X. 777: 
XIII. 225, 632. 

Ne.1 X. 797. 

VIII. 314; X. 246, 798. 
VIII. 314. 

1. 262; VIII. 314 ; XII. 441. 

VIII. 314. 

11.166; V111.558; X. 440, 
797; XV. 513. 
I. 262. 

XVI. 303. 
vn. 255; IX. 163; Xv1. 3 
1. 61, 116, 138, 351, 370: 
IV. 361; V. 119, 266; IX. 
227; X. 544; X1.531; XV. 
696; XVI. 18. 

5333 1.61,351; v.351; VI. 460: 

IX. 602; XII. 441, 641. 
668; XIII. 202; XVI. 756 

8 334 VIII. 460. 

8335 Nr.2 1. 116; 11. 163; WW. 
361; YIl. 209, 251; 11 
227; X. 500; X1. 311, 389 
All. 245, 342, 488, 641 
Xıll. 106, 204; XV. 325. 

Nr.4 Xlll. 623, XVI. 782 
I. 251; V. 124, 466 
1. 248; 111.109, vuII. 269 
XVI. 203. 

I. 262; VI. 571; X. 75. 
l. 262. 
1. 419; VI. 474. 

8 345 XIV. 231. 

8352 XVi. 203. 

8 355 Nr. 2 XI. 29. 

8356 X. 301; XIV. 139. 

Nr. 6 X. 457. 

Nr.7 IX. 605; X. 457; IV 
539. 
Sr, 81. 371; I. 98, 9. 
267; 11. 72; VIII 528; 11 
40, 383, 602; X. 635; X! 
529; Xır. 500, 596, 668 


$ 320 
5 321 
$ 322 
$ 323 
8 324 


8 325 
$ 328 
5 329 
8 332 


$ 336 
$ 337 


8 338 
$ 339 
5 341 
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Criminal-Orbnung. 
8356 Nr. 8 Kortf. XIV. 147, 243, 
314, 799; XV. 702; XV, 
253, 344. 
8357 1.371,556; VI.200; VI. 
314, 463; X. 172, 428, 
695, 774; XI. 321; XIV. 
139, 247, AVvı. 253, 756. 
Nr.7. viil. 84, 495; XIV, 
147. 
Nr.9. VII. 629; IX. 667; X. 
716; Xl1.6; XV. 329, 524. 
8 358 11.110; VII. 200, 629, VIII. 
463, 495; X. 16, 438, 635, 
774; X11. 6, 47; XIV. 139, 
247, 332; XV. 339; XVI, 


& 386 
8.389 
8.467 
8 471 
8478 


8515 


vu, 314, 

xvi. 303. 

11. 196; V. 277. IX. 734, 
xvi. 371. 

XIt. 142, 614; XIV. 634, 
668 


IX. 38, 

5518 V. 471; VI. 641; IX. 38; 
XII, 433. 

8528 IV. 24; Xi. 333. 

$ 534 ff. X. 506. 

8536 ll. 433; X. 777. 

8566 XVI. 230. 

8576 vi. 363. 

8590 11. 272; 111. 40; V. 422; 





253. 
8 384 X. 700; X1l. 335; XVI. 371. 
8 384 ff. IX. 632. 


Rheiniſche Strafs Prozeß-Orbnung. 


(Code d’instruction criminelle,) 


Art. 


vv ve a BL ILVI V L 


vv ao. 8 


% 


$ 619 


xiu. 319; XIV. 718; xvi. 
230. 
Iv. 219; v11.199; vin. 23. 


1 11. 140; XIn. 26. Art. 157 XIV. 547. 

2 XV. 568. - 159 vin. 584; XIV. 478. 

3 1. 554. . 460 111.140; VIII. 584; XII, 

4 1. 554. 25. 

9 11. 495; Xvi. 304. - 461 111.140; VII. 224; VIE, 
22 Xm. 25. 584; IX. 253; XII. 25; 
23 vIlt. 509. XIV. 113; Xvi. 103. 
50 Xıv. 112. - 162 1X. 374; Xll. 460; XV. 
55 11. 495; X. 741. 23, 880 
66 V. 414. . 163 v. 568. 

67 V. 414. - 172 1. 105, 371; IV. 275; 
77 X. 14. vu 234. 

79 1.145; 1.495; XvL.242.| - 177 v1. 5. 

80 IM, 373; V. 1063 Xiv.| - 179 X. 741. 

547. « 182 11, 554; VII 584. 

86 Xıv. 547. . 184 1X. 577; X. 240. 

92 Xıv. 547. . 488 VI. 90; XIV. 55, 220. 
114 XIV. 555. . 189 v. 415; IX. 253; XIV. 
137 11. 495; X. 741. 412, 547; XVI. 249, 588. 
145 ll. 554; IV. 130; vI.| - 190 1.582; 11.158; V. 552; 

584. VIIL.541; X.793; XI1.417. 
4151 vıl. 100; XIV.55, 220; | 191 11.140; VII. 584; X. 
xvi. 360. 25; XIV. 478. 
153 1. 582; vın. 445, 541; | + 192 111. 140; v. 592; VII. 
x. 793; XI. 417. 584; XI. 25. 
154 1. 145; VI. 96; XvI.| . 193 VII. 427,584; IX. 162; 
242, 588. xiii. 25. 
155 1. 185. - 194 IX, 374; X11.460, 495; 
156 1.582; v. 415; XV1. 242. XV. 23, 854, 880. 
Reitfpr.d. K. - Ir. c.XVl. 54 


Rheiniſche Strafprozeß⸗Ordunng. 


850 


Art. 195 IV. 343; V.55, 563; X. 


's 


2 


DE vn vr u | 


“ 


\ se vu vu vu wu zu | 


su u ao. 


737; Xill. 658. 

199 V. 552; 1.5; VII. 175; 
vn 97. 

202 vi. 175; VII. 97; IX. 
577: X1. 235, 502. 

203 X. 240, 623; Xi. 235. 

204 IV.75; IX. 577: X1. 502. 


205 IV. 130; X. 623; X. 


235. 
208 Vi. 90; XIV. 
XV, 180. 
209 IX. 458. 
210 I. 158. 
211 1.582, V.55; X11.460, 495. 
212 XIV. 478. 
216 XII. 50; XV. 333. 
231 X. 623. 


55, 220; 


253 Vi. 541; XV.200; XVI. 


303. 

256 X. 741. 

257 1. 495; VII. 442, XVI. 
531. 

261 Xi. 441. 

264 vi. 541; XV. 200. 
268 V. 158, 
vın. 302; XVI. 238. 

269 V. 158, 173; VI 505; 

vi, 302; XIV. 547. 

270 IA. 25. 

271 V. 292. 

277 XV. 237. 

294 XxVI. 75. 

296 XI. 194. 

304 XIV. 547. 


305 IX. 298; X1. 441: XI. 


614; XIV. 735; XV. 237. 


309 vi. 541; Xl. 441. 
310 XIV. 544. 
312 IX. 298; 
315 XVI. 238. 
316 X. 410. 
317 11. 495; IV. 466; VI. 
302; X. 410, 568, 793, 
793; Xil. 417; XIV. 230, 
328; XVi. 238. 
319 XIV, 544. 


XVI. 153. 


322 v. 158, 173; vi. 509; 
IX. 298; X. 720; XIV. 


230; XVI. 238. 


Nr. 4 VI. 509; XV. 529. 
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347 Iv. 77. 

349 X. 566. 

350 X. 566. 
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355 XIV. 547. 

357 XIV. 544. 

358 XIV. 478. 
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360 XV. 736. 

363 XVI. 303. 

363 XIV. 544. 

365 IM. 140. 

366 VII. 267. 

368 IX. 374; Xi, 460; W. 
23, 880. 

369 vi. 541. 

370 X. 793. 

373 X11.50; XV.333, XVI. xt 

374 Xıll. 196. 

381 X. 412: XVI. 303. 

382 IX. 25. 

Vr.7 XxVI. 3083. 

383 VIII, 541. 

393 XIII. 467. 

394 IX. 25; X. 232; XIN. 4% 

395 VIII. 81; XI. 467. 

396 VI, 508. 

397 VI. 508. 

399 Xıll. 467. 

400 XIII. 467. 

407 vi. 100; X. 240; M 
6,50; XV.467; XVL 36 

408 IL 189; m. 17; Xu % 
Xu. 495; xv.155; Ivi 
238. 

413 ıIv. 234; vH. 585; Vi 
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Art. 416 IV. 234; V. 258, 414; Art. 424 XIII. 267, 385; XV. 601. 


vii. 585; VIII. 100; XV. 
467. 

. 417 IX. 577; X, 312; X1. 502; 
XV. 601. 

° 418 IX. 291; XMI. 152; X. 
659, 679; XVI. 360. 

- 419 1. 128, 5823; 11. 423, 517; 
III. 373; IV. 274; X. 
456; XII. 100, 650; XIV. 
285; XV. 467, 811; XVl. 
11, 136, 459. 

. 420 1.128, 582; 11. 4233, 517; 
‚I. 373; vm. 567; XIl. 
650; XIII. 12, 481; XV. 
811; XVI. 11, 136, 459. 

„421 XIV. 495, 696; XVI. 105. 

. 422 Xlll. 267. 

. 423 XIII. 385; XV. 601. 


.« 425 IX. 198; XI. 334; Xıll. 
385. 

. 429 V. 292. 

. 436 111; 373. 

- 438 VIII. 301. 

« 443 Xi. 596. 

. 472ff. XIV. 495, 

- 504 VI. 133. 

. 518ff. XIV. 495. 

. 525. vi. 176; X. 623. 

+. 525 IX. 198. 

. 526 vi. 507. 

. 528 IX, 498; XV. 811. 

- 533 IX. 498; XV. 811. 

» 542 IV. 75; X. 414, 

. 543 IV. 75. 

.„ 545 IX. 498. 

. 546 IX. 498. 


Straf-Prozess-Ordnung vom 25. Juni 1867. 
Einf.-Verordn. siehe unter Preuss. StGB. 


82 IX. 249. 
83 X, 843, 748; XI. 33; XI, 
46 


54 IX. 249, 458, 501, 598, 
678; X. 875; XI. 331, 483; 
Xi. 520; Xi. 150, 591; 
XV, 143, 596; XVI. 367, 
520. 

86 XI. 284, 309; Xi. 317, 
371; XIV. 23, 236, 438, 515; 
XV. 426; XVI. 382. 

87 1X. 736; X. 6; XI, 64. 

89 XV. 322, 377, 504, 765. 

8 10 XIII. 606. 

$11 vni. 639. 

813 XI. 169; XIV. 426, 810. 

815 XI. 300. 

816 VII. 704; IX. 558; Xili. 
431. 

820 X. 84; XIV. 38. 

821 Xil. 168. 

822 X. 2628; Xl. 330. 

‚823 IX. 499. 

$24 IX. 499; Xl. 84; Xil. 309; 
Xiil. 501; XV. 849; XVI. 
688. 

Nr.1 1X. 548. 
Nr.4 XVI. 88. 


8 24 Nr. 5 X. 120; XIV. 38, 90; 
XVI. 81. 
825 Xi. 501. 
827 XI. 501. 
830 IX. 499; Xl. 84; XII. 809; 
XIII. 501. 
836 XII. 281. 
838 XII. 501. 
839 VIII. 532; X. 598; Xi. 257; 
xl. 817. — 
Nr.1 X. 8; XIV. 340. 
Nr. 2 XI. 168. 
840 VIII. 532; X. 408; XI. 168, 
257, 423; XV. 37. 
841 Xi. 168; XIV. 21. 
842 Vin. 532, X. 598; XI. 257; 
xvi. 125, 
847 IX. 1, 381, 458, 463, 644; 
X. 375, 753; Xl. 143, 206, 
451, 490; Xi. 436; XII. 
317, 587; XIV. 69, 138. 
XV. 359, 503, 626; XVI. 
103, 123, 220, 366, 483. 
848 IX. 317, 458, 468, 644; X. 
517, 597; X1. 206, 451, 490; 
XIII. 317, XIV. 69, 188; 
XV. 238, 359; XVI. 123, 
220, 366, 580. 


54* 











8523 
Strafprozess-Ordnung v. 25. Juni 1867. 


IX, 463. 
Xl. 79. 
IX. 808; XVI. 125. 
Xl. 79; XI. 877. 
X. 106; XIll, 506. 
XxIII. 506. 
IX. 453; X. 106; Xlll, 200. 
XI, 396; XIV, 457. 
XIV. 67, 813, 
X. 194. N 
IX, 1, 381; XVI. 133. 
IX. 1, 249, 881; X. 10; Xll. 
197, 520; XIV. 813, 
Nr.1 X. 591. 
$81 VIll.633; XI. 560; XIII. 46, 
882 VII. 632. 
886 IX. 458. 
Abſ.2 X. 519. 
Abf.3 VI. 768; XVI. 224. 

IX. 917. 
IX. 4, 171, 381; XiV. 67; 
XVI. 133, 366. 
XII. 88; XV. 377, 765. 
Xi. 165. 
X, 106. 
Xl. 515. 
Xi. 165; XV. 504, 765. 

& 71. 
X, 571. 
XIV. 549. 
X, 71. 
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XIV, 28. 
XIV, 814, XV. 521. 
XV. 521. 
XI. 38. 
IX. 206; X. 505; XIIl. 607. 
IX. 677; X. 006, 787; XII. 
63; XlIl. 319. 
IX. 206; X. 6, 161, 2857; 
Xl. 263, 435; Xil. 289, 
886; XII. 319; xvi. 572, 
619. 
xl. 263; XIl, 596; XII. 
8319; XVI, 572, 619. 
X. 787; Xll. 68, 400. 
Xi. 193; XVI. 386. 
xl, 192, 
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Xl, 488. 
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$ 194 XI. 197; XV. 624. 

8195 IX. 208, 287; XII, 
XV. 624. 

8200 XIV. 98. 

8 202 XII, 480; Xlll, 4141. 

8203 XV, 287, 290. 

8205 Rr.4 XII. 4140; XVI. 651. 

5206 IX. 856; XVI. 651. 

8208 X. 194; XVI. 651. 

8209 XVI. 651. 

8210 X11,430;XV. 588; XV1.651. 

8215 IX. 106; X. 61, 165, 135, 

766; Xll. 448, S16; XIH. 

318, 537; XV. 503; AN. 

20, 225. 

X. 774; XIV. 184; 

130, 286. 

XVI, 130, 386, 291. 

XIV, 124. 

IX. 386, 535, 539; X. @7, 

1820, 585, 555; Xl. 6846; 

XII. 664. 

Kl. 484, 

IX. 735; XV. 409. 


140; 


$ 218 x. 


8226 X. 198; XII. 528. 

8230 IX. 491; XIV. 38; XV. 1, 
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8231 XV. 401. 

82333 X. 198. 

8234 IX. 489; XIV. 386, 

8235 IX. 4S9. 

5236 IX. 569. 
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Xl, 160; XV. 304. 
IX. 886; XI, 160. 
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1720 Oftober 3. Jagdordnung, Th. II. 862, 82 Xi. 388. 
1768 Juli 8. Jagdorbnung, Al. 388. 


Kur 


⸗Köln. 
Buck Zuli 9. Fagd- und Fiſcherei-Ordnung, Cap. 3. 8 22 Xıl. 122. 
Jüli 


1802 Woember 2. Brüchten ˖Ordnung, Sect. B. Nr. 14 XI. 125. 


Franlreich. 
1667 Ordonnance (über Civilprozeß), Th. 1 art. 8 XVI. 401. 
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Fraukreich. (Fortſetzung). 


1669 Anguſt. Ordonnance sur le fait des oaux et ſoreu. 
Tit.19 art.11 Vi. 433. | Tit, 27 art. 18 IV. 217. 


.24 - 21V. 217; . 40 IV.480. 
vi1.5, 433. - 42 XV. 366. 
. 11 v1.5,433. - 48 X. 172; 7.36. 
o 25 , 2 vı.5, 433. [2 3 o 17 V. 3%. 
. 8V1L.5,483.1 - 31 - 6 XV16%. 
.3%6- 115,433! - 32 - 8Vv1.5, 438. 
s»s BIV. 217, ‚ 10 v1.5, 438. 


1790 November 27. — Degember 26. Decret portant inslitutie 
d’un tribunal de cassation et reglant sa composition, ws 
organisation et ses attributions, art. 1, 21; XVi. 401 

1791 Wär, 6-27. Dieret relatif au nouvel ordre judidsr, 
art. 1; X. 741. 

1791 September 15.—29. Déâoret sur l’administration forestiee, 
Tit. 9 art. 2, 8; VI. 137. 

1791 September 28. — Oftober 6. Deoret concernant les bieas & 
usages ruraux ot la police rurale, 

Zit. . ge: IV. art. 9 | Tit.2 art. 26 1.74. 
425, Tit. 2 art. 38 VI. 5. 
&it. 2 art. 7 XV. 23, Tit. 2 art. 40 1. 65; VII. M. 
Tit. 2 art. 24 1. 74; II, 
1; vi. 425; v11.713. 

1791 September 29. — Oltober 21. Decret en forme d’instruction 
pour la prooödure criminelle, XVI. 401. 

(1795 Auguft 22.) 5. fruct. III. Constitution, art. 256 XVI. 41. 

(1795 Ottober 24.) 2. brum. IV. Decret concernant l’organisatise 
du tribunal de cassation, art. 24-XIll. 25. 

(1795 Oltober 26.) 3. brum. IV, Code des delits et des peine, 


art. 77 vIII. 609. art. 605 Nr. 9 V. 10. 
+. 78 vıuı. 509. - 606 V. 10. 
. 79 VIII. 609. « 609 IV. 480; V. 10. 


(1796 März 16.) 26. vent. IV. Loi qui ordonne l’öchenillagı 


des arbres, X. 674, 
(17% Snguft 10.) 23. therm. IV. Loi relative & la re&pressica 
delits ruraux et forestiers, art.2 V. 10. 

(1796 Menke 4.) 14. brum. V. Loi portant que les demandsı 
en cassation seront toujours preceddes d'une consignation 
d’amende, art.1 11.423, 517; 11.873; X1. 465; Xıt. 100; 
Xi. 481; XIV. 285; XV. 467; XxVI. 186. 

(1798 sul 16.) 18. mess. VI. Arrötd du directoire exdeutif, 


V. 480, 
(1769 Bebrnar 10.) 22. pluv. VII. Loi, qui prescrit des for 
malitds pour les ventes d’objets nobiliens, 
art. 1 XI. 101. l.art.7 V. 411; Xı. 101. 
(1799 November 16.) 25. brum. VII. Loi; qui autorise une ad- 
jonction des jurds et des juges pour suivre les debats 


dans les procts ‚criminelles d’une dtendue oonsiddrakl 
Alll, 467. 


(1800 Mat 24.) 4, prair. VIII. Böglement sur le service du 
tribanal de cassation, art. 16 XI. 25. 


N 
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Frankreich. (Fortſetzung). 
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Code Civil, 


art. 264 XIV. 696. art 682 V. 896. 

. 889 Xvı. 682. - 1882 XV. 28. 

- 390 Xvı. 682. . 1383 Xv. 23. 

. 556 V. 206. » 1384 IX. 374, XV. 28. 


. 681 xl. 236. 


(1803 April 11.) 21. germ. XI. Loi contenant organisation des 
ecoles de pharmacie, art. 36 X. 308. 
(1804 ge a 22. vent. XII. Loi relative aux dcoles de droit, 
rt. 80 X, 741. 


(1805 —** 18.) 29. pluv. XIII. Loi interpretative de l’article 
6 de celle du 21 germ. XI. sur la pharmaoie, X, 808. 


(1805 Februar 28.) 9. vent. XIII. Loi relative aux plantstions 
des grandes routes et des chemins vioinaux, Il. 65; 
vi. 445. 

(1805 Dezember 7.) 16. frim. XIV. Avis du conseil d’Etat sur 
plusieurs questions relatives aux droits de päturage et 
de parcours dans les bois et forôts, VI. 433, 

1806 April 14.— 29. Code de procedure cirile, 


Art. 10 VI, 188. Art. 91 VI. 138. 
. 11 VI. 138. . 118 X, 741. 
. 12 VI. 134. 


1806 April 29. Loi F i prôscrit des mesures relatives & la pro- 
cödure en matiöre criminelle et correctionelle, XV. 155, 
1806 November 12. Avis du conseil d’Etat sur la question de 
savoir si, sur l’appel dmis par la partie civile, les cours 
eriminellos peuvent reformer les dispositions non attaqu6es 
de jugements rendus en matidre correotionelle, Xil. 50. 
1807 September 16. Loi, qui determine le cas oü deux arräts 
dela cour de oassation peuvent donner lieu & l’interpretation 
de la loi, XVI. 401. 
1807 Septbr. 10. — 14. Code de oommerce, art. 614 X. 412. 
1808 März 30. Decres contenant r&glement pour la police et 
la discipline des cours et tribunaux, 
art.9 XIV. 56. | art.49 X. 741; XV. 200. 
1810 April 20. Loi sur l’organisation de l’ordre judiciaire et 
Y’administration de la justioe 
art. 7 2 De x, 587; | art. 21 XIV. 55. 
I. 499, - 40 Xı. 501. 
1810 Apr Fr "Lei concernant los mines, les minidres et les 
carrieres, art. 10—12, 43, 44, 93, 96 III. 262; 
art. 96 VI. 187. 


1810 Auguft 18. Decret contenant röglement sur l'organisation 
des tribunaux de premidre instance et des tribunaux de 
police, art. 13 11, 495, 
1811 uni 18. Decret contenant r&glement pour l’administration 
de la justioe en matidre criminelle, de police correctionelle 
et de simple police et tarif general des frais, art. 156 
1X, 874; XV. 28, 
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Großherzogthum Berg. 
1808 Dezember 17. Dekret, Art.8 X. 741. 
1811 Dezember 17. Dekret, (Fufiz-Organifation) Art. 97 X. 741. 


Rhein. General-Gonvernement. 
1814 Auguft 18. Verorbnung über die Jagd 2c. X. 779. 


8T7NL.6 II. 80. 812 Iv. 233. 
$ 8a. Ill. 80. Wildprettaxe II. 80. 
89 Nr. E VII. 34. 


Kur: (Könige) Sachſen. 
1732 Zuli 26. Fagdmanbat [Cod. Ang. 1. Fortf. S. 1489] IX. 46 
1799 September 11. Publilandum, XIII. 172 
1814 Dezember 24. Negulativ über rad in — — 
Seinehens [Henueb. Jutell. - Blatt 1815 Nr. 3 © 1% 
uj 
Öohengoliern Sigmaringen. 
1827 Mai 10. Iuriedictionsvertrag mit ——— [Sigm. 88. 
11, ©. 9), Art. 1, 3, 30, 31 X. 6 
1838 Januar 26. und gemar 9. —* mit Wurttemberg 
Sigm. GS. V. ©. 32], Art. 1fj. X. 6 
Schleswig⸗Holſtein. 
Jutiſches Low. II. Cap. 61 XIII. 440. 
1786 Auguſt 25. Verordnung (betreffend Chirurgie), XVI. 780. 
1807 a Schleswig -Holftein, Patent Über Hunbezeichen, 
VI 
1811 April 17. Berordnung (betr. Frembenpolizei) $ 56 XIV. 735. 
1814 Auguſt 24. Schulorbnung, $ 31 XIV. 2383. 
1842 März 1. Wegeorbnung, $ 94 XI. 208. 
1859 Juni 17. Holſteiniſche Verordnung (betr. Koulurs‘, $ 13 
XI. 378; XIV. 168. 
1863 Juli 14. Holfteinifches Geſetz Holſt. GBl. S. 163] Xv. 422. 


Hannover. 
1834 Dezember 4. Geſetz über Begegeb, 
85 XI. 357. 830 XIII. 488. 
EHE NT. 1. XV. 191,433, | 831 XI. 887. 
701. 834 XIII. 318, 488. 
S6Nr. 4 XIII. 348, 835 XI. 488. 
88 XIII. 488. 


1845 Mai 26. Schulgeſetz, XVI. 737. 
1847 Mai 25. Polizeiftrafgefeßbud, 3 125 XVI. 737. 
1847 Auguf 1. Gewerbe⸗Ordnung, 8839 X. 319. 
1850 November 8. Bürgerliche Prozeßordn., 88 615—618 XV. 474. 
1853 November 18. Notariatsorbnung, säl XII. 487. 
1859 März 11. Jagd⸗Geſetz, 812 1X. 346. 
814 XV. 477. 
822 XV. 477. 
1859 Zuli 10. Gefeß über bie Verwaltung ber Kirchen⸗ und Ge 
meinbeforflen, XVI. 598.» 
1859 Zuli 29. Minifterial-Belanntmadung, betr. Ausführung bed 
Geſetzes vom 10. Zuli 1859, XVI. 598. 
1861 Mai 22. Geſetz über Wegegelb, XV. 191. 
1862 Januar 4. Minifterial-Erfoß (bett. Wegegeld), XV. 433. 
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Naſſan. 
1851 Mai 15. Pfandrechlsgeſetz, 
848 A6j.4 Xv1. 817. 1 xvi. 817. 
1854 Inli 26. Gemeindegeſetz, X 
1860 Januar 6. Forſtſtrafgeſetz, x — XVI. 352. 
Sehen September 25. Gefe betr. den Haufirhandel, X. 711. 
ur⸗ 
1744 Ziober 30. Notariatsorbnung, XII. 533. 
1826 April 24. Minifterial-Ausfchreiben, 84 XV. 829. 
1828 Dezember 31. Berorbnung (betr. anfledende Krankheiten), 
81 X. 571. 
1833 Oltober 31. Geſetz (betr. Hundeftener‘, XII, 285. 
1834 Oktober 23. Gemeindeordnung, XI. 358. 
1840 uni 26. Geje (betr. Hundefteuer), XIII. 285, 
1843 Februar 18. Geſetz (betr. Branntweinftener) XI. 358. 
1865 Na 7. Jagdgeſetz, XII. 549, 
Frankfnrt. 
1848 Juni 8. Geſetz über Eidesformel, XVI. 642. 
1851 April 1. Geſetz über die Wege, Ari. 87 vi. 563; 


817 vIII. 563. 
1856 September 16. ll Straf⸗Prozeß⸗Geſetz, 
Art. 14 XV. Art. 328 VIIl. 326. 
D50ff. in. "182. . 830 vi. 326. 
- 130 vi. 826. . 361 XV. 301. 


-327 Nr. 3 v111.482. | - 362 XV. 301. 
1856 September 16. Geje Über Zaren und Gebühren bei den 
Strafgeridten, XV. 301. 
1857 Januar 1. Frankfurter (Großer. Sahihen, — 
(vom 7. Septbr. 1841), Art. 187, 190 V 
1861 Mai 24. Feldſtrafgeſetz, Art. 70 vi, 563. 
1864 Januar 12. Bewerbegei, Art.10 vi. 768. 
. 21 VIII. 768. 
. 26 vi, 768. 
1864 April 29. — (betr. Selbſttaxiren der Back⸗ 
waaren), VII, 
Lanenburg. 
1798 Januar 15. De ar, XV, 4111. 
1866 Juni 18. Dongeieh, 82 Xvl. 215. 
1869 Dezember 4. Dieziplinargefeb, nn xii. — 
XII. 
Xi, — 
1869 Dezember 4. a (StPO. v. 25. Yuni 1867) 
Siehe diefe oben ©. 851). 
1870 Januar 7. Geſetz, XVI. 215. 


U, Gefete ıc. des Fürftenthbums Waldeck. 


1850 Juni 14. Strafprozeß⸗Orduung, 
$ 27 XV. 116, 463. |8135 XV. 116. 
8 60 X, 348. 8136 X. 348. 
8119 X. 414. 
1855 Mai 15. Einführungs - ©efet z. Prenßiſchen Strafgeſetzbuch, 
Art. 13. XII. 498. 
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II, Preußifche Gefete, Verordnungen ıc. 


(Die dem Zitel des Geſetzes zc. in edigen Klammern beigegebenen 
Zahlen verweifen auf bie Seiten ber Preußiſchen Geſetz Sammlung) 


1620 Dezbr. 9. Kurmärkiſches Mandat x. [v. Rabe ı, 27], Xu. 663. 
1622 Februar 1. Kurmärkiihe Holzordnung, XII. 668. 
1668 Mai 12. Kurmärkiſches Edift ſv. Rabe I, 124), Xıl. 668. 
1720 Mai 20. Berbeflerte Holz, Mafl- und Jagdordnung für bie 
Mittel-, Alt-, Nen und- Ucker⸗Mark [v. Rabe ı, 531], Xıı. 668. 
1743 April 4. Pommerſche Stranborbuung, Nr. 10b. c. 11. 486. 
1743 Oltober 3. Holz-, Maft- und Jagdordnung für das Herzogtham 
Magbeburg und das Fürftenthum Halberflabt Lentze, Brovinzial- 
recht bed Fürſtenthum Halberſtadt ©. 180ff.], 
Tit. 32 $ 1 vu. 350. 
1756 Aprit 19. Schleſiſche Jagdordnung, 
Fit.15 $8 vi. 776. 
Tit.20 $1 V. 462; vi. 776. 
Tit.20 $2 V. 462. 
1765 November 3. Schleſiſches Schulreglement, 8 25 VI. 388. 
1774 Zumi 16. Edikt, 32 V. 466. 
1774 Dezember 3. Forſtorduung für Ofpreußen und Litthauen, 
Tit. 10 82 XV. 455. Zit.14 8 10 IV. 489; vn. 190; Xl. 
ST IV. 484, XV. 188; Xv. 268, 610. 
455. 811 vu. 190; Xv. 268, 
» 14 89 Iv. 439, VI. 610 


190; XV. 268, 8 32 1. 376. 
610. $ 34 v11.190. 
1776 September 1. Deichreglement fir die Altmark, 8 71 VII. 3. 
1777 Dezember 24. Pommerſche Forſtordnung, 
zit. 14 8 9 1. 322; . 
Tit. 14 $24 1. 108; VI. 588. 
1786 Mai 16. Dorfordn. für die Domänenämter im Oftprenßifhen und 
Litthauifchen Kammer-Departement, I. 556. 
1787 Mär; 13. Pfand- und Leih-Reglement, VIIl. 497. 
1793 September 6. (1816 Februar 4.) Allgemeine Gerihtsorduung, 


Einleitung $i X. 596. Tit.2 8147 vi. 130; X. 360; 
Theil ı. XIV, 201. 
Zit.2 $ 9ff. I. 380; VII, 8149 1. 329.. 
16. 8178 IX. 17. 
8 11 XV, 871. Tit.3 8 28 IX. 53; X. 507. 
8 61 IX. 116. Tit.7 8 20 11. 366, 400, 513; 
8 74 IX. 116. Xı11, 559; XIV. 166; 
8143 11. 238; V. xvi. 31. 
433; v1. 130; & 21 1. 308; XV. 792; 
XI. 56; XIV. xvi. 31. 
201; XV. 583. ß 22 XV. 792. 
8144 VI. 130; XIV, $ 36 1, 308; vi. 472; 
201. IX. 520. 
8 145 VI. 190; XIV. 5 37 1. 54. 
201. $ 38 I, 54. 
8 146 Vi. 130; XiV. | 8 40 II, 366. 
201. 8 41 1. 428. 
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renßiſche Geſetze, Berorbunngen ıc. 
” 93 en 6. a Gerichts⸗Orduung Theil l. (Kortf.). 


zit. 108118 1. 453. 
8126 11. 366. 
8 1295f. xn. 179. 
8129 IL 159. 
8131 11. 366. 
8 149fj. IX. 632. 
8149 X, 700. 
8152 X. 700; Xvi. 

7 


371. 

8157 Xi. 335. 
5180 Nr. 3 11. 339, 
511. 

Anh. $ 82 VI. 371. 

8203 1. 116. 

8205 VI 474. 

8 230 Nr. 11 11.215; 

IX. 716. 

8233 VI. 129. 

8340 II. 251. 

8343 IX. 5. 

8345 ff. V. 466. 

8347 V. 124. 

8 12 VI. 447. 

8 28 X. 512. 

8 28ff. V. 145, 300. 

8 29 1. 403. 

8 31 1. 403 

8 323 XIV, 351. 

8 33ff. v. 145, 300. 

8 33 X1l.485; XIV. 

351. 

8 55 I. 403. 

% 56 1. 408. 

8 71 1 404; I 
553; XV. 406. 


Tit.24 8 110 XIV. 309. 
8114 X. 771. 
8128 IV. 121. 
Zit.298 81 u. 523. 
5 83 N. 523. 
Tit. 34 Anh. $ 233 X. 477. 
Theil ll, 
zit. 28127 U. 284. 
Theil HIL 
zit. 18 23 VI. 320. 
$ 30 V. 468; Xi. 268; 
XII, 381; XIV. 482; 
XV. 578; Xvi. 52. 
$ 31 V. 468; XII. 268; 
Xın. 381; XV. 578; 
XxVI. 52. 
Tit. 13 8462 XIV. 710. 
it. 520. 
it. 520. 
$ V. 485. 
8 II. 520. 
8 ui. 520. 
N XIV. 710; XVI. 648. 
$ XVI. 648. 
$ XVI. 648. 
8 iX. 716. 
$ 25 vi. 270. 
$ 
$ 
8 
8 
98 
323 


nn 


F 
10 
15 
16 
19 
20 
21 
23 


26a, VIII. 270. 
en xvi. 36, 
29 V. 469. 
30 V V. 469. 
— . 498. 
173. 


Tit. 
zu. 11 


1794 Februar 5, (1803 April 11.) Allgemeines Landrecht. 


Bublikations-Patent Art. X. | Ti. 5 6 137 


vım. 60. 
Theil 1. 
Tit. 15 44 X. 59. 
Tit. 28 46 X. 561. 
$ 2 xii. 147. 


8 60 er 561. 
8108 X. 561. 
M Yin, 570, 
8112 vm. 570, 


zit. 45 20 V. 131. 

zit. 58 36 IV. 221. 
8 9aff. X. 198. 
g190ff. IX, 365. 


x. 517. 
IN. 205. 

vi. 363; vu. 179, 
504 


Xu, 179, 504. 
VI. 363. 

8 XIV. 406. 
vi. 602, 
VIll. 602. 

vi. 633. 

VII. 633. 

VII. 633. 
XVl. 18. 

XVI. 18. 


$ 142 
$ 173 








reußiſ 
arm Ei b. 
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he Geſetze, Verordnungen ıc. 
Allgem. Landrecht Theil I. (Fortj.). 








Tit. 78189 XIV. 450. Zit. 178363 ff. VII. 220. 
Tit. 88118 Vil. 220. Ti.198 17 11. 477. 
Tit. 98 76ff. X. 647. Tit. 208263 VI. 497. 
8103 VII. 396. 8 286 II. 281. 
$ 109ff. X. 450, 700. 8287 11. 281. 
8172 IX. 288. Tit. 238186 VI. 479. 
8221 XIII. 528. 8213 11. 477. 
Tit. 108 16 IX. 365. 8215 IV. 242. 
Tit. 11 $ 321 —326 XV1.200. | Theil. 11. 
8 390 1. 52. Tit. 18 138ff. IV. 209. 
8401 1. 281. 8138 1. 416; XIV. 19. 
8424 XI. 75. 8139 XV. 871. 
8425 X. 75. 8140 1. 416. 
8579 XVi. 253. 8149 Vi, 363. 
8671 11. 199. 8155 1. A416; IV. 2309; 
8740 XIV. 492. vi. 363; XIII. 398; 
8 930 VII. 109. XIV. 194; XV. 871. 
8996 ff. VIII. 60. 8163 VI. 226. 
81016 Vili. 60. 8170 VI. 25; X. 629. 
8 1020 VI. 60. 8192 Vi. 85. 
8 1021 VIIl. 60. 8673 Xi. 321. 
8 1022 VIII. 60. 8 741ff. VII. 85. 


8 1029 vill. 60. € 1010 vni. 363; XIV.194. 


8 1030 VIII. 60. Tit. 78 18ff. vu. 681. 
Tit. 138 8 Xıil. 136. 8 46ff. I. 159; ıX. 309. 

& 22fj. XVI. 36. 8 82 II. 159. 

& 62 Xi. 102. Tit. 88 38 VI. 91. 

8 63 Xi. 102. 8204 VI. 91. 

& 83 XII. 136. 8444 1, 437. 

8 111 vi. 363. 8621 1. 283. 

8 119ff. XVI. 651. 8622 1. 283. 

8142 XIV. 406. Tit. 108 85 XIV. 710. 

8239 XIV. 406. 5 92 11. 521. 
Fit. 148109 XIV. 406. 8 93 1, 521. 

8110 XIV. 406. zit. 11 8286 -ıX. 116. 

8202 IX. 368. 8427 IV. 209. 

8 232 IV. 293. 428 IV, 209. 

8242 IV. 29. 8434 IV. 209. 
Tit. 158 47 11. 281. 8 435 IV. 209. 
Tit. 168 87 X. 255. 8441 IV. 209. 

$ 93 VI. 363; XII. 8510 XVI. 465. 

179. 8513 XVL 469. 
8 94 vi. 363; Xi. 8750 vi. 91. 
179. Tit. 138 12ff. IV. 35. 

s 95 Xıı, 179. 8 43ff. vi. 100. 

8 96 Xu. 179. 8 46 Vi. 388. 

8151 X. 198. Tit.138 7 IX. 116. 

8399 V. 506. 9 1. 272. 

8415 V. 506. Tit. 148 78ff. XII. 579. 

8416 V. 506. 6 78 Xu, 475. 
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Prenßiſche Geſetze, Verordnungen ze. 
1794 Febr. 5. Allgem. Landrecht Theil II. (Sort. ) 


Tit. 158 124 Xıll. 612. Tit. 178 11 IV. 486. 


8 126 XIIlI.542, 612. 8121 II. 272. 
8129 X111.542,612. 8122 11. 272. 
8204 II. 269. 8126 VIII. 363. 
Fit. 168 30 111. 380. Tit.188 5 VI 363, 
$ 31 IX. 288. 8 51 Nr.2 VI. 363, 
s 35 1. 117. Ss 53 VI. 363. 
S 45 IV. 484. 8 68ff. XV. 374, 
8 51 VI. 77, Vi, 8145 11. 238. 
350. 8146 11, 238, 
8 54 X. 689. 8225 XVI. 375. 
8 64 V. 462; VIII. 8 235ff. XV. 219. 
776; IX. 46. 8235 XI. 102, 
& 65 V.462; vll. 8239 XVI. 554 713, 793. 
776; IX. 46. 8287 XVi. 554 713, 793, 
8 66 V. 462; VIll.. 8681 IX, 445, 
776. 8955 XV, 374, 
8 67 V. 462; vi, 8 1003 XV. 374. 
776. Tit. 198 26 VI 91. 
Tit.178 3ff. vn. 680. | ir. 208242 X, 107, 612. 
8 10 IV.486; Xıll. 
609. 
1794 März 1. Bublilandum m x übpreußiien Kriegs- und Domainen- 
Kammer, $ 10 VI. 479 
27 u. 1. 
882 XVI. 622. 


1801 März 18. Schleſiſches Schulreglement, 825 VI. 388. 
1801 Auguſt 4. Bine Provinzialredht, 
Zuf. 228 Nr.9, 10 1. 816 
. 28265 XV. 465 
. 240 IV. 439, 


1801 Oftober 11. Apothelerorbnung, Zit.3 $2 1. 166. 
1804 Juli 7. Oſtpreußiſche Be BR Ion a Rönne, Forfl- und 
Jagdweſen ©. 800], 88 1, 4, 5 Xıl 
1808 "Dezember 16. Bublifendum, betr. die Berfaffung ber oberften 
Staatsbehöorden S. 361), Xll. 413. 
1808 ‚Dezember 26. Berorbn. wegen verbefjerter Einrichtung der Pro- 
vinzialbehörden [S. 464], 836 XIII. 565, 
836 XIII. 565, 
8 45 IV, 545. 
1810 OÖftober 27. a or bie neue Geſetz Sammlung [S. 1], 
IV. 1 3 
1810 Oftober 27. Berorbnung über die Verfaſſung aller oberfien 
Staatsbehörden [S. 3], IX. 116; Xil. 413. 
1810 November. 8. Geſindeordnung (©. 101], 
$ 9 V. 381. $ 51 11. 326. 
810 V. 381. 8 77 Vi. 445; XV. 625. 
831 4. 339. . 8171 V. 381. 
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Prenßiſche Geſetze, Verordunugen sc. 

1810 Dezember 28. Reglement wegen Einrich ber alademihen 
Gerichtobarkeit IS. 142], — X. 746, * 

X. 746, 
X, 745; XII, 442. 

1811 März 28. Berorbunug über Einrichtung der Amteblätter m 
Publikation der Geſetze [&. 165), IV. 19. 

1811 el 15. an wegen bed Wafjerflandes und ber Borat 

©. 852], $8 vıi. 
89 vn. 633. 
1812 — 11. en en bie bürgerlihen Berhäftuiffe der Jade 
u 

1812 —2 . Königl. Befehl wegen näherer Befimmungen der Br 
orbunng v. 27. Ottbr. 1810 (©. “al, xu. 418. 

1813 Januar 14. Deklaration wegen bes Anfanges ber rechiliche 
Wirkung ber publicirten Geſetze [&. 2], ıv. 19. 

1813 November 26, Allerh. Kab.-Orbre betr. die Eruennung eine 
eigenen Finanzminiſters [&. 129], Xu. 413. 

1816 Di 16. Maaß⸗ und Gewichtsorduung [S. 142), 

817 VII. 674. 

1816 Ami 26. Grenzvertrag yeran Breußen und Belgien [1818 
Anh. S. 77), 817 Xvi. 

1817 Febrnar 9. Berorbuun — bie Inftiz-Berwaltung im Grof 
berzogthum Bofen, $ 1 — — 150, 156 1. 165. 

I 


1817 Ottober 23. Inſtruktion zur — ber Negierungts 
(©. 248], $ 11 IV. 545; IX. 6 

1818 Juli 20. Rhein. Sefotießenfement FH 2 en a 445. 

Er In. 485; XIV. 815. 

1818 November 19. Rhein. Organifations- Fnfruftion, 847 x. 741 

1819 Februar 8. Geſetz, betr. die Beftenerung bes inländifchen Branzt- 
weine, Branmalzes sc. S. 97], 8 19 XV. 149. 

1819 Febr. 8. Orbn. zum wegen Berfienerung bes inlänbiiden 
Brammtweins ꝛc. [&. 1 


816 V. 268, 535. 860 Fortſ. V. 105; vi. 19: 

817 VI. 7. vın. 159; IX. 310, 607; 1. 

820 Xıl. 652; Xv. 149. 330, 572: XIV. 103, all, 

821 XIll. 652. 793; XV. 149. 

828 IX. 748. 861 1. 48, 149; IV. 360; N. 

830 Xil. 263; XV, 149. 144; VO. 154; VII. 58: 

831 VII. 569; XI. 263. IX, 355, 607; XI. 314; DU. 

832 Xi. 263. 321; XIV. 416, 793; I. 

833 XII. 263. * 

835 Xıll. 652. 562 1.48, 391; I. 428; VIEL 

849 111. 1232, 534, 113; IX. 333, L572;0 

850 111. 122, 534. 572; xl. a2, 645; un. 

855 vi. 337; VII 489; 350; XIV. 462; XV. "346. 
XI, 592; Xı1, 424. |863 11.428; vır, 113; in. 3% 

8 56 Ir 328. X. 572: LI. 355. 

860 1. 48, 391; II, 259; 572; xn. 424, 645; I. 


ul, 61; IV. 960; 321; ; XIV.103, 463; ; IV.366 
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Preußiſche a Verordnungen zc. 


1819 Febr. 8. Ordn. 3. Bel. 
864 XV. 589. 8 86 
866 111. 212; v. 268, 535; | 8 87 
XIV. 36. 
867 XIV. 36. $ 88 
874 IX. 748. 889 
875 X. 82; XV. 149. 
878 X. 82; xXII. 263, 
883 1. 533; u. 39; v1.|890 
144; VII. 106, 273; 
vım. 212; IX. 190; 
XV. 165, 203, 346. S 91 
884 1. 315. 893 
885 1X. 126. 894 


w. Berft. d. inl. Branntw. (Fortf.). 


ir. 178; 11. 315; IX. 126. 
11. 178; 11. 315; IX. 126; 
XIV. 740; XV. 589. 

11. 137. 

II. 63; IN. 534; VI. 444; 
vi. 489; X. 592, Xıl. 
123; XIV, 718. 
1. 553; 11, 63; I, 534; 
VII, 569; vii. 489; IX. 371; 
XV. 877. 

XI. 322. 

X. 7850, 

X1, 572; X11. 645; XIII. 350, 


1819 November 18. Reglement über Berwaltung ber afabeinifchen 


Disziplin [S. 238), ie 8 XIII. 


11 X. 745; 


442, 


Xıll. 442, 


1820 Januar 20. —— zur Zoll. ıc. Ordnung, betr. bie Pro⸗ 
volation auf on in Defraubationsfällen [S. 33], 


1820 Mai 30. Geſetz — — einer Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
euer S. 143], 
5 X1.167,382; XIV. 99. 18 15e. VIII. 488; IX. 445. 


8 8 11. 259; VI. 300; IX. | 816 VII. 489. 
556. 8 16a. b. VIII. 597. 
810 II. 530. e. 11. 178; VII. 99; IX, 126; 
811 1, 61; XIV. 71. xil. 413. 
814 V. 314. 817 11. 39, 259; IV. 30, 356, 


8 15a. I. 48; IV. 30, 122, 


360; VI. 300, 328; VII. 497; 
356; V.210,230; V 


v11.159, 488, 489; IX. 371, 


328; VII 456; IX. 607; il. 100. 

133, 303, 305, 371, |$17a. 1.48; 11. 303, X. 48, 635; 
559, X. 48,155; XUl. X. 572; XIV. 411; X. 
101, 151, 382; XIV. 120, 248. 

1; x. 120,248, 877. b. I. 48, 391; II, 178, 428. 


b. 

d. 48; m. 303; IV. 
30, 122, 356; V. 219; 
vi. 188; VIN. ‚488; IX. 


Im. 61; W. 30; X. 48, 572; 
xl, 572, XII, 645; XIV, 411, 
740. 


d. XI, 592; XV. 877. 
305; X. a8, 151, 620; 819 111. 61; IV. 557; VI. 99; 
x. 151, 312. XI. 413; XV, 433, 
329 Mai 30. Geſetz wegen Entrichtung ber Gewerbeftener [S. 147], 
8 1ff. XIV. 556, 782. 810c, XII. 125, XVI. 740, 
$ 2 V.179, 234; IX. 672; e. VI. 168, 321. 
X. 352, 382, 628. 818 XI. 472, XI, 497; XIV, 


8 3 VI. 245; XI. 479; 767, 782; XV. 283. 
xvi 316. 8192. 1.543: in. 144; VII. 289, 
8 4 111.527; v. 234; XIV. 553; VII. 576; IX. 547, 
189; XVI. 316. 619; X. 576, 599, 786; XI. 
s 5 IX. 672; XIII. 411. 284; XI. 407, 646; XIV. 
& 6aa, 1, 549. 30, 144, 242, 655, 783; 


Rechtſpr.d. K. O⸗Tr. sc.KVl. 55 
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Brengifche Geſetze, Verordnnugen 2. 
1820 Mai 30. Geſetz wegen Entrigtung ber Gewerbeſtener. ( Fori 
9198. Kortf. XV. 844; XVI. 8396. Sortf. X. 628, 786; X1,281, 


84, 126, 164, 916, 479; Xit. 280; A. 686. 
555, 377. xiv. 30, 46, 242, 655, 12; 
820 VII. 289, 553; X. 428; xV. 434; XV. 316, 55, 
Xu. 481. 577, 659. 
835 IV. 136. 840 11.292; XII. 121, 1.318 
8 39a. Ill. 303; 4. 576; 1842a. X. 750; X1. 22; IL 8; 
iv. 843; XVI. 57%, XIV. 67. 


1. 543; V. 234; VIE | Beilage B Ar. 1 V. 527. 
524; vHl, 969, 576; „Rn ‘ ‚ 12H, xl. 27. 
IX. 619; X. 425, 399, „0. 13Kb. X. Bi. 


1820 Juni 1. Gefeg wegen ber Löhnung und des Hmgugs de 
Schäfer in Neuborponmern, Polen und Warſchan [S. 101, 
vu. 479; IX. 511, 
1820 Dezember 1. Branntweinftiener-Regulalie [Schimmelpf. 2 Ik 
S.226], 8 5 X. 268, 
S11 IM. 122; VI. 72; xu. 263; XIV. 36; IV 0 
1820 Dezeuaber 30. Verordn. über bie Drganiiation der Gensb'ormtrt 
1821 ©. 1], S1I21MNr.1 XV. 98; XVI. 407. 
1820 Dezember 30. Dienf- Infrattion für bie Geusb'armnie [18 
&. 10], 826 XIII. 4. 
1821 Juni 7. Vererdnung fiber bie Commetesz bes Friedensgerio⸗ 
in der Rheinprovinz |S. 101), $ : v1. B; 
s8 V. 


1821 Juni 23. Elbſchifffahrisatie (1822 ©. 10], Kt. xvu vm Si 
. xl ö 


x. MI 
. xx VS 
1822 März 7. Gele wegen ber Stempefftener [S. 67], 
8 2 XV. 388. 820 Fort. XIE 489; Ki. 40 
$ 3a. V. 307. 821 11.409, 426, 511; MN 
$ 3b. II. 401. i 491; IV. 165; v. 307; N 
s 4 X. 659. 213, 529; X. 152, 493: 1 
s 5 Xi. 433. | 43; XU. 286; XVI. 354 
& 6 11. A98. 2 153, 156; 11. 400, & 
s 7 Xi. 626; XW. 174; 503; Il. 492; IN. 165; | 
IVI. 40. 59; VI. 310; 1X. 616; 
s412 1. 53, 462, 488; II. 594; XVI. 65 
426; 111.188; IV.165; 8 26 1. 296, 299, 311, 351, i 
V. 59, 143, 307; VI. 407, 503; IM. 269, 
310; IX. 283; X. 403, 552; IV, 56, 295, 54; | 
433, 737, XI. 84, 210, 332; vi. 155, 9 
345, 489; XHl. 433; 514; V11.583, 646; IL1N 
XV. 444; XV. 66. 379; X. 583; XI. 20. 


820 1.231, 296, 299, 311, |$ 29 XII. 382. 
351,462; 11.107,503; ga XIV. 269, 460. 
11. 269, 320, 552,1834 1X. 616. 
IV. 56, 295, 544; |$35 I. 204. 
v.210, 232; VI. 155; | Tarif Aug Borfde. Nr. 1 112% 
vUL 583, 646; IX. IX. 399; XIV. 4 
117, 379, X. 583; Affignation X 234 
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Preußiſche Geſetze, Verordnnugen ꝛc. 
1822 März 7. Geſetz wegen der an (Bortf.). 
Tarif ee Tarif Schufpverfchreibung II. 469. 
ſchein Bergleich XV. 849. 
— l. — 76. 


1823 Jannar 9. Allerh. Kab.⸗Ordre betr. Gewerbeftenerfreiheit bes 
Bergbanes, V. 284. 

1823 Februar 16. Verordnung über das Armenrecht in ber Rhein⸗ 
rovinz, X. 90; XIH 12. 

1823 — 4. Auerh. Kab.⸗Orde — Stempelpflichtigleit ber 
Dispoſitionsſcheine [S.163], XI. 46; XVI. 669. 

1824 Januar 10. Allerh. Kab.Ordre * Erhebung ber Maifchbottich- 
Rener betreffend [v. Kamp, Ann. VIII. 48], 


Nr.a XI. 419, Rr.5 Fortj. IX. 190, 740; X. 

Nr.5 1.148,172, 173,279; 345, 419, 540; XI. 579; 
11.344; HI. 311; IV. XI. 321; XIV. 375, 505, 
313; V. 390, 438, 575, 669, 793; XV. 165, 
528; VII. 154; VII. 346, 488; XVI. 381, 460, 
164, 338, 591, 592; 660. 


1824 Januar 10. Allerh. Kab.-Orbre die Erhebung ber Brauſtener 
nn [v. Kamp Ann. VII. 50], 
r.1 1. 345; VI. 144; X. 579; XII, 321. 
* 31. 345. 
1824 April 28. Regnlativ über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
und insbefonbere das Haufiren [S. 125], XI. 558, 
s 1ff. VII. 458; XIV. 378,18 6 V. 179; XI. 458; XII. 121, 
753. 389, 450; XV. 457. 
$ 1 VIIL312,430;%.115;|8 7 VH. 16, 458; IX. 595; X, 


Xli. 424, 389, 450; 605; XII. 124, 331, 389, 
XVI. 478. 650; XIV, 66, 526; XV. 457, 
$ 2 1. 40; Il. 439; IV, 864; XVi, 530, 620. 


400, 404; V.141; VI. |$ 8 VIl. 458. 
366, 377, 528; VU.|810 X. 428. 

662; VIN. 186, 451; | $12 VI. 306. 

IX. 283, 414, 595, |$ 13ff. XII. 124, 331, 369. 
699,X. 115, 575, 773; | 843 IV. 501. 

Xi, 590, XI. 359; S1afl II. 292. 

XIV. 323, 753; XV1.1814 VII 282; VII. 306; XIV. 


99, 154. 257; XV. 98; XVI, 532. 
8 3 11.331; XI1.4124,389, | 816 XIV. 257. 
450, 818 V. 514; VI. 165; VIII. 741; 
8 4 1. 340; Il, 331; VI. XV. 864. 
283,662; IX.595; X. |8$ 20 IV. 501; IX. 510; XV1. 519. 
558; XH. 124, 389, | 822 XVI. 126. 
450; XIV. 257;XV.98. | 825 XVi. 588. 
8 5 1. 309; IV. 160, 400,18 26 1. 309, 555; M. 439; II. 
501; V. 141; VI. 110, 87, 107, 276; IV. 278, 391, 
518; VII 496, 637; 400, 417; V. 4, 368; VI. 
vni. 430; X. 115; 165, 528; VH, 454, 458, 
x11.218; XIV. 66,363; 495, VII. 118, 306, 430, 
xv. 170; XV. 588. 572; IX. 308, 557, 595, 699; 


55* 
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reußiſche Geſetze, Verordnuugen ꝛc. 
m “ Segul. üt. d. Gewerbebetr. im Umherziehen 2c. (Foriſ.) 


826 Fortſ. X. 428; X1.562; | 828 1. 340; IV. 391, 501; VII, 


XII, 121, 331, 389, 454, 458; VIII. 573; IX, 510. 
481; XII. 359; XIV, 574; X1. 562; XI. 481; XIV. 
594; XV. 12,312, 457, 363, 527; XVI. 126. 
739, 864; XVI. 126. |$30 VI. 166; IX. 510, 578; XV. 
154, 478, 519, 530, 126, 519. 

| 753. 831 in. 276; XVI. 704. 

827 v.3, 141; IX. 557; |8$32 V. 368; Xi. 322; XIV, 67. 
XVI. 126; 753. 


1825 Febrnar 4. Zufiz-Minifterial-Berfügnng, X. 741 
1825 Mai 14. Allerh. Kab.-Orbre betr. die —— [S. 149], 
Nr. 1 vi. 98, 106, 712, | Nr.2 Fortf. XVi. 462. 
792; X. 448. Nr. 3 Vi. 792, X. 448. 
Nr.2 vi. 100, 236, 767; | Rr.4 VII. 414, 
IX. 129; X. 673; 
1825 Dezember 31. Sufenftion fi für ne Ober-Präftdenten [1826 ©. 1], 
11 Nr 
1827 März 11. ee a der von ben Mennoniten flatt des 
Eides abzugebenden Verſicherung [S. 28], IV. 308, VIL 425, 
1827 April 20. Weſtfäliſche Hengf-Köhr-Orbnung, IV. 646. 
1827 Septbr. 7. Miniſt.Verordu. Über Erridtung bes Schiebemann®- 
inftituts in Oft- und Weſtpreußen, XIV. 275. 

1828 März 27. Allerh. Kab.Ordre betr. Anlauf von Materialien 
durch umberreifende Bewerbsgehülfen [&. 49], IV. 160, 401. 
1828 Mai 3. Allerh. Kab.⸗Ordre die Gewerbeftener fir Privat- 
— — betr. [S. 64], XII. 121; XIII. 411; XIV. 

XV 


1828 September 30. Allerh. Kab. -SIrdre über das Berfahren bei 
baulichen Anlagen 2c. innerhalb ber nächflen Umgebungen ber 
Feſtungen [S. 119], i s I. a. 298, 425. 


13. 
1828 November 18. Alerh, 2a. Sehr de Sanerung bes Stempel- 
tarifes 2c. [1829 ©. 16], Il. 223; V. 403, 

1829 April 29. Allerh. Kab.-Drdre (über ala XIV. 160. 
1829 Dezbr 15. Allerh. Kab.-Ordre betr. Stempelfirafverfabren. gegen 
Beamte [v. Kampk Ann. XIV, ©. 40], VII. 379; XIV. 460. 
1830 Januar 3. Allerh. Kab⸗Ordre über bie Stempelabgabe beim 

Berkehr mit Wechſeln [S. 9), Nr. 1 11. 75; X. 640. 
Nr.5 I. 296; Il. 468. 
Nr. 8 XVI. 585. 
1830 — 24. Allerh. Kab. Dr DER —— ſv. Kampt 
Jabrb. XXXV. S. 296, 297], I. 488; II. 400. 
1830 April 17. Berorbmung, bie — br Jagd anf dem linfen 
Rheinufer betr. [S. 66], 8 5 VII. 642. 
815 VII. 642. 
1830 April 30. Allh. Kab.⸗Ordre (betr. Stempelgeſetz), VII. 379. 
1331 Februar 12. Allh. Kab.-Ordre wegen Beireiung ber Kaufleute 
2c. von Entrichtung befonderer Gewerbeftener von Gewerbe⸗ 
feinen ꝛc. [8.5], IV. 401; IX. 545; XII. 121; XVI. 588, 
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Preußiſche Geſetze, Verordnungen zc. 

1831 Mai 25. Al. no betr. das Armenrecht in der Rhein- 
provinz [S. 67], X. 67. 

1831 Auguf 17. Allerh. Rab. Ordre über Erweiterungen ber nad- 
gelafjenen Abfindungen wegen der Braumalzfteuer [S. 173], 

11. 178; IX. 126. 

1831 Auguft 20. Allh. Kab. Ordre (betr. Beleidigungen in Immedial⸗ 
eingaben), Il. 556. 

1831 November 23. Allh. K.Ordre wegen Beſtrafung ber Schiffer ꝛc. 
[ſS. 2651, VI. 445. 

1832 April 14. Ally. KOrdre wegen Abänderung von $ 5 littr. a. h. 
bes —— v. 7. März 1822 [S. 137], 

356; X. 659. 

1832 Juli 4. Alerh, — Dibre wegen des Gerichtsſtandes von 

Perſonen, welche us Anderer ſich befinden [S. 175], 


1832 Auguſt 11. Ally. * — wegen Anwenbung ber —— 
über Amtsvergehen ꝛc. [(S.204)], IV. 154; VI. 581 

1832 Oktober 24. Allh. K.⸗Ordre wonach die fieuerfreie Einführung 
von Weizen 2c. Mehl sc. nicht weiter zuzulaflen [S. 226], IX. 305. 

1833 Aprit 13. Allh. Kab.Ordre den Relurs gegen Strafrefolute in 
Stempelfadhen betr. [S. 33), Vi. 505; XIV. 460. 

1833 Juni 17. Geſetz wegen — von Papieren auf den Inhaber 
IS. 75], = I, ra . 413 


85 
1833 Juli 24. — zur Verordnung vom 1. Inni 1833, 
842 VII. 602. 
1833 Oktober 14. Add. K.O. wegen der Grenzen ber Gewerbeſchein⸗ 
pflichtigleit der Muſiker [S. 126], V. 514; VI. 165; VII. 16; 
vi. 741; IX. 578; XV. 864. 
1833 Dezbr. 14, (B.) Gefe Über das —— der — und der 
Nichtigkeitsbeſchwerde, 55 Nr. 5 I. 325; 547; v. 433; VI. 
130; vn, iss; ix. 110, 
Nr.6 V. 438; vi. 130, 
Nr.7 1. 518; VI. 130. 


1833 Dezember 17. Ad. Kab.⸗Ordre — der Sewerbeftenerfreiheit 
bes Hiüttenbetriebs 2c. [1834 ©. 5], V. 234. 
1833 Dezember 31. Berorbn. wegen Abänderung nn — der 
es Straf» Brozeß- Ordnung (1834 ©. 3], II. ‚525; 
l 
1834 Mär 4. Berordn. über N in Civil⸗Sachen [S. 31], 
391 


1834 März 4, Verordnung über den Subhaflationd- und Kanfgelver- 
Liqnidations⸗Prozeß S. 39], $3 Xi. 175. 
1834 März 25. Allerh. Kab. oh wegen des Aggravationsrechts⸗ 


mittels bei gegen —— u Crimiual · Unierſuchung 
v. 311. 


[S. 63], Nr. 51 
Nr. 6 IV. 311. 
1834 Juni 16. Berorbnung über die Einrichtung der Juſtizbehörden 
in Polen [S. 75], $9 ı. 135. 
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Preußiſche Geſetze, Verordnungen zc. 
1834 Juni 19. Allerh. Kab.-DOrbre wegen Stempelpfliätigfeit der 
Punktationen (S. 81], 
I. 53, 388; 11. 409, 469; Ill. 205; IV. 293; VI. 310; Wo 
212, 365; X. 152, 433, 649; XI. 13; XI. 636; XIV. 174; 
XV. 388. 
1835 Februar 7. Alt. Kab.-Orbre im Betreff des Kleinbanbels mit 
— ꝛc. IS. 18], IV. 272; VI. 515; VI. 551, 666; X. 581; 
Xxiv 
1835 nn e ie Landtagsabſchied [Strafiunder Amtsblatt 
1835 Juni 20. Allerh. Kab.-Orbre über bie Competenz der Boliger 
verwaltungsbehörden ber Rheinprovinz in Beziehung auf Schul 
pflichtigleit [S. 134], Nr.1 X. 448, 678. | 
Nr.2 VI. 96, 98, 100, 108, 712, 761, 
797; X. 448, 673; xvi. 462. 
Nr.3 X. 448, 673. 


1835 Auguf 8. Allerh. Kab.⸗Ordre über bie Belräftigungeformel be 
Eiden ber Katholiken [S. 182], VIII. 460. 

1835 Auguft 8. Regulativ tiber bie fanitätspolizeiliden Borfchriften 
bei anftedeuben Krankteiten [S. 240], 
$ 9 IX. 140; XI. 307,|$ 99 II. 236. 


XVI. 246. [8100 Xıv. 525. 
$17 XIV. 525, [8111 X. 535. 
$44 XII. 307. 81419 IX. 140. 
893 II. 236. 8121 XIV. 525. 
895 XV, 247. 


1835 Auguſt 29. Allerh. Kab.-Ordre betr. Kompetenz zur Abfaflan; 
= le britter Inflanz im flöfalifchen Unter uchuug eſache 
[S. 197], IV. 311. 

1835 September 23. Allerh. Kab.-Ordre wegen ber Nechtsverhältnifit 
der Schiffsführer zu den Schiffeknechten ]S. 222), VI. 445. 

1835 November 24. erh. Kab.⸗Ordre (das Stempelweſen betr.) 
[v. u. Jahrb. XLVI. &. 560], 1. 53; IL. 249, Xi. 587; 
XV, 388, 608. 

1835 Dezember 5. Alt. Kab.-Ordre über die Anwendbarkeit tx: 
ARD. v. 4. Juli 1832 (den Gerichtsſtand der Dienfiboten betr.) 
[S. 291], XV. 374. 

1836 März 27. Berordnung betr. die Abänderung des Patents vos 
2. April 1803 wegen ber — [S. 173], 
83 Il. 549. 549. 

1836 März 28. au. Songefont runde (a bie Srafen gu Stollberg- 
Rosla) 823 X 

8 27 X 510 
1836 7 uguſt 1. Allerh. Kab.⸗Ordre die Erhaltung ber Einheit ber 
tsgrundſätze 2c. betr. [S. 218], 1X. 567. 

1836 ie 16. Reglement den Debit ber Arzneiwaaren betr. 
[1837 ©, 41], V. 559; VI. 58, 211; IX. 159, 4923. 

1836 Oftober 17. Auerh. Kab. -Ordre woburd bas Reglement vom 
19. Septbr. 1836 genehmigt wird [1837 ©. 41], VI. 58. 
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Preußiſche Gefete, Verordnungen zx. 

1836 Oktober 28. Allh. Kab.-Orbre beir. Abänderung bes Stempel. 
gefetzes vom 7. März 1822 in Beriebung auf Stempelftrafen 
m Beamten [6. 808], I. 53, VII. 379, 505; XIll. 626; XIV. 


1836 Dezember 31. Ally. Kab.-Orbre und Run & . Dezbr.) 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen betr. [1887 18), 
m 555; 1. 8T, 276; IV. ne V, 515; vn. 306, 569; 
IX. 308, 645; XV, 9: XxV. 704. 
1837 Februar 7. Ah. KHab.-Oxbre fiber bie Befugniß der Behörden 
— Beſtimmungen über die Sonntapsfeier [S. 19], 
1837 März 30. Gele wegen Beſtrafung der Tape Hure kung bei 
Erhbg. v. Communicationsabgaben [S. 57], 
1837 März 31. Geſetz ü. ben a b. —28 [S. 65], 


51äbſ. 1 Nr. 1 VIE. 76. 8 1 A6[.3 X. 5 
$s1 Abf.1 1. 526. gıom. 436; 
1837 März 81. ie über die Strafe der Widerfeglichfeit bei Forſi⸗ 
bergehen [S. 6 
. 205; VIIL. 27, 519; IX. 18 2 11. 513; V. 101; VI. 76; 
Fe 534, 599, 703; X. 15; x. 511. 
XI. 82, 199; Xl. 154. $ 3 W. 508; VII. 126; X, 15; 
s1ff. VI. 518; VI. 335; Xu. 512. 
X. 153, 462. $ 4 1. 525; IV. 109; VIlL 527; 
81 il. 117, 286; IV. 109, Xi. 23. 


242, 508; Y. 49, 101; > : 1. 525. 


vi. 319; VII. 256, 355; v. 17. 
IX. 164; X. 469, 526; er vi. 117. 
Xi. 97, 512. | 
1837 a 8. — üb. a —— [S. 102], 
8 vi. . 287, IX. 726. 
5 viii. 20; a u 165; = 42. 


S 5 V,543; VII. 155; IX. 5.93 viu. 709. 
252; 720. 824 VII. 709. 

814 V. 361; Vil. 472, 537;| 827 IX. 252. 
vi. 322; IX. 252;|$28 1. 354; Il. 548; IV. 322; 


X. 69; XII. 556; XV. vil. 659, 734; VI. 735; 
438; XVI. 78, 146,605. IX. 301; X. 26, 286; XIV. 
815 VI. 322; xVI. 146. 307; XVI. 810. 


817 11.548; VII. 734; VII. | 830 XIV. 789. 
735; X. 26, 286; xI. 831 V. 364; VIR 472, 527; VIII. 


239. 323; X. 69; XII. 556; XIV, 
$18 VII. 537; XI. 239. 307; XV. 438; XVI. 78. 
820 1. 354; IV. 287; v. 833 VIE. 322; XVi. 148. 

542, vi. 109; vu. 834 vi. 472. 

527; VII. 155; 570; | 536 XIV. 307. 

IX. 726; X. 12; XI. | 837 XIV. 307. 


538; XVL 173. 


1837 Juni 11. Geſetz zum Schutze des Eigentbums an Werken ber 
Wiſſenſchaft nnd a — Nachdruck and Rachbildung [S. 165], 
8 4 1. 101, 473; I. $ 2 1. 104, 478; III 440; IV. 

IV. 265; V. 50. 269. 
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renßiſche Geſetze. Verordnungen zc. 
hie nn us 


$ 3 1. 176, 483; II, 40; | 816 


IV. 265. 817 
$ 4 I. 176. 818 
8 7 1.101; V.50; x.326. | $19 
$ 9 1. 220; II. 455, 520 
$10 1. 220, 473, 483; 11. | 521 
210, 355; Ill. 440; | 824 
v. 186; VI.526; VIII, | 826 
798. 8 27 
811 II. 440; V. 186. 8 28 


$12 1. 473; II, 210; v.|829 


186. 
813 1. 220; 11. 355; 11. | 830 
440. 8 31 
514 I, 40; IV. 265. 8 32 
815 V, 50, 186; VI. 526; |834 
VII, 798; X. 326. 


ef. 3. Schutze 2c. gegen Nachdruck ꝛc. (Fortf.). 


V. 186; VI. 526; VIII. 798. 
vui. 798. 

1. 176; XI. 215. 

I. 176; IV. 265. 

IV. 265. 

IN. 455. 

II. 455. 

Il. 455; IV. 383. 

IV. 383; XII. 80. 

Iv. 383. 

II, 455; IV. 383; XI. 506; 
x1. 288; XI. 80. 

Il. 440. 

x. 215. 

IV. 265. 

IV. 265; V. 186; VI. 526. 


1837 November 9. Vundeebeſchluß zum we bes ſchriſtſtelleriſchen 
sangen gegen Nachdruck ıc. IS. 161] 
t. 1 II. 455; IV. 265; XHl. 128, 


1838 Januar 3 Bollgelet (©. 34], 


$ 3 11. 549; IV. 299. 8 36 
829 1. 265. $ 37 
831 VI. 317. 5 38 
833 VI. 317. 541 


8 36 Nr. 1 V. 553; VIH, 176. 


1838 Januar 23. Zollordnung [S. 2 
& 1 V. 133, 135. 855 


23 N. 133, 135. 5 58 
83V. 133, 135. 8 76 
$11 VII. 670. 883 
s40 V. 512. 884 
$41 VII, 317. 885 


843 V. 58; VIE 317. $92 
846 vu 317. 


Nr.3 V. 553. 

II. 239; II, 240. 

V. 53. 

It. 350; V. 118; VII. 40. 


v. 512. 
v. 53. 

It. 350; V. 118; VI. 40. 
II, 143: IV. 465. 

IN. 143; IV. 465. 

1. 265. 

v. 553; VIII. 176. 


1838 Januar 23. os wegen Unterfuchung und Beſtraſung der 


Zollvergehen S.7 

81 1. 217, 393; ern 549;|8 6 
IV. 358: V. 135, 402, 
548. VIll. 631. 

$2 V.558; VII. 700; X. 70. | 

83 VII 591, 631. 

84 11. 36, 

6 1.217; 111.33; V. 402; 
VII. 700. 
Abſ. 1 Nr. 1a Ill. 434; 


7 


Nr.1b. viii. 670. 
Nr.2 IX, 818. 


$ 

8 9 

811 
VII. 424; X. 629. 512 

617 

8 18 


Nr.2b. I. 393. 
Nr.2d. 1.265; IV. 132; vu. 
29. 


Nr.3 III. 121; IX. 318. 
Nr.4 1, 239; IX. 318. 
Abſ. 3 V. 105; IX. 303, 318. 
V. 553; VII. 176. 

IV. 30. 

Nr.1 IN. 121. 

ii. 33. 

V. 512; VI, 317. 

X 70. 
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reußiſche Geſetze, Berorönungen zc. 
H 38 dm 23 io w. Unter). n Beſtraf. d. Zollvergehen (Fort,.). 


519 11,266; X. 720; X. 5312. 18 25 1. 137. 


320 V. 553. 826 11. 241. 
621 V. 5583. 828 I. 240. 
$23 111.315; V1.50;X.743. |$29 Il. 240. 
524 I. 315, 414. 833 IX. 277; X. 718. 


1838 Januar 28. Allh. Kab.-Orbre betr. die Mobiftlätion der Strafen 
bei Stener-Defrandation [S. 92], IV. 30. 

1838 März 31. Berorbnung betr. bie Ansübung der Polizeigerichts⸗ 

barfeit [S. 253], $1 IV. 486; VII. 578; IX. 140. 

1838 Mai 5. Berorbnung wegen Einführung eines leihmäßigen Ber- 
fahrens bei ber Inſinuation ber Erlenntnifje zc. '5 . 273], 11.396; 
83 VIII, 602. 

1838 no Geſetz über die Eifenbahnunternehmung S. 505], 

67 


1838 ul 24. Allh. Kab.⸗Ordre über Stempel von Punktationen, 
696. 


1838 Dan 12, ae a“ Errichtung bes Sparkaſſenweſens 
betr. [1839 ©. 5], Nr. 14 II. 281. 
Nr. 32 n. 281. 


1839 März 9. Regulativ über die gelhäftigung jugendlicher Arbeiter 
in Fabriken S. 156], $ 1 VI, 427 

82 Vl. 427. 

88 VI. 427. 
1839 Ay 17. Berordnung betr. den Berkehr auf den Kunfifiraßen 


$ 1 V1. 459; XI. 34; X.] 812 X. 491. 
a 815 VI 459, X. 704. 
5 6 $18 VI. 459, 
1839 April € am. Kab. — betr. Beſtätigung des Regulativs vom 
9. März [S. 156], VI. 
1839 April 6 Deflaration > — vom 14. Dezember 1833 
über die NRevifion 2c. [S.126], Art. 3 Nr.3 li. 379; VI. 130. 
Art. 17 1.325; V. 433; v1. 130. 
1839 April 7. Inſtrultion zur Ausführung ber Berorbn. über aa 
und Nichtigleitäbefchwerbe vom 14. Dezbr. 1833 [S. 1 
Nr.29 Vu. 447. 
1839 Mai 28. Rheinifche Buctfier-Rör-Orbnung, xıi. 512. 
1839 Juni 30. Verordnung für Sachſen, Weftfahlen und bie Rhein- 
provinz betr. Die Kontrole transportirter Hölzer [S. 223], VI. 60. 
1839 November a Begleitfcheinregulativ [Mindener Amtsblatt 1840 


S. 9], 
1840 Februar 99. Chaufjeegelbtarif [S. 94], 


I. 481; Ill. 405. Beirg. Nr. 7b. Fortf. XIII. 676; 
Beirg. Nr. 1 X. 17. XIV. 699; XV. 73. 
.« .- 7a XIII. 565, $ + 70 VII. 702; IX, 429; 
673. X. 458, Xl. 41; 

⸗ - Tb. VU.50, 564; xl. 47; XIII. 120. 


IX. 567; X| =» 8 1. 2885 VI. 248. 
458; X. 371;| Zuf. Borfhr. Nr.2 VI. 367; VIE 
I. 511; 119; XIV. 644 
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Preubifde Gefebe, Verordnungen zc. 
1840 Februar 29. EChauffeegelbtarif (Fortf.). 


Zuf. Vorſchr. Nr.2 Soil, XV. | Zuf. Vorſchr. Re. 5 —— . 388, 


s XL 11; 
s “ .3 rn "590, Ariferi 673; 
743; X XIV. 129, 580, 
» 206. 684, 671, 774; 
. . .4V. 116. XV. 358, 480. 
⸗ ⸗ - 51. 255, . s . 6 V. 116. 
338,555;| -»  - 8vV. 154; VL 
v. 154, 296, 702. 
298; VI. ⸗ ” . 9 IL 451. 
15, 18| - . . 10 XI. 528; XV. 
349,367; 92, 
vn. 119, . ⸗ s 11 VI. 271; MW. 
296, 400, 834. 
70: vIE.| - 0. 5X 4. 
397; K.| -  . 0 16X. 39; xv. 
107, 590, 829. 
743; X. s . . 17 XV. 829. 
23, 26, — ud « 18 XI. 200. 
141,205, | - ⸗ - 19 1. 157. 
687; | -» = 2 80X 09. 
107, 363,1 +  * + 22 XL 262. 


1840 April 12. Allh. Kab.⸗Ordre betr. Mobifilation des $ 1 ber Ber» 
ordnung v. 17. ——— — bie Radfelgenbreite) IS. 108}, 
X 


1840 September 9—27. Sasteverteag m mit Anbalt-Beruburg [S. 250), 
Art. 

1841 März 30. Publikandum betr. bie Jagd in Pofen [Pof. Amtsbl 
1842 ©. 145], VL. 77. 

1841 März 31. Gefeg zur Een der Manngzucht auf 
Seeſchiffen [S. 64), VI. 
85 I. 400, II. 491. 88 Xll. 268, 
87 xI. 253. 

1841 Mai 30. Ah. Kab.Ordre Über Ausdehnung ber 3 14, 15 bes 
Geſetzes vom 8. Mai 1837 auf Verfiherung von Immobilien 
[S. 122], VilI. 332, Xi. 556; XVi. 146. 

1841 Mai 30. Allh. Kab. Ordre (Betr. die Weibfrevel in Poſen) [Poſ. 
Amitsbl. 1842], VI. 480. 

1841 Oktober 31. Allh. Kab.-Orbre bie —— an Uebertretungen 
betr.) IIMBl. 1842 ©. 176], V 

1841 November 18. Allerh. Kab. -Orbre — bie Schonzeit für die 
Jagd) [IMBI. 1842 &. 79], I. 498. 

1841 Dezember 18, Allh. K.⸗Ordre betr. Beleidigungen in Fmmebiet- 
eingaben, Il. 556. 

1842 April 37. Alb. Kab.-Ordre über Infinuation ber erſten Bor- 
labung in Abwefenheit des Verllagten [IMBL. S. 196), IX. 520. 

1842 Mai 11. Geſetz über Sufäffigteit bes Rechtsweges auf polizeiliche 
Verfügungen ſS. 192], X 0: 

1 x. 596; xvi. 292. 














1 
| 
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Preußiſche Geſetze, Berordnungen 2c. 
1842 Dezember 9. Berordnung wegen — der auf die Ber⸗ 
letzung der nn geirtgten Strafen [1843 ©. 2], 
IV. 484; VI. 269; X. 689, 779. 
1842 Dezember 28. au. Rab. — betr. Anodehnung der Ordre v. 
28. Oktober 1886 zum Stempelgeſetz [1843 ©. 21], 
XIV. 174, 269. 
1842 Dezember 31. Gefet über an ꝛc. ber Eigenaaft als preu- 
ßiſcher Unterthan [1843 ©. 15], $ 6 VI. 
815 SR v. 
520 V. 92. 


1843 en a Geſetz über bie — der —— [S. 41], 


47. 

1843 Mai 3. Allerh. Kab.-Orbre — die Strafe ber Gewerbeſteuer⸗ 
befraudation [nicht publ.], IM. 

1843 Inli 20. Berorbnung Über die — bes DOffigierfiaudes 


11844 ©. 299], 

83 Nr. 1b. L 347. 5 7 IM. 570. 
84d. I. 347. 5» ıx. 570. 
82 Nr.2 IX. 570. 


1843 Juli 21. Verordnung über bie Befugniß ber —— 
zur ꝛc. Legaliſirung von Nedhtsichriften [S. 295], V 
1843 Ottober 19. Regulativ für ben Betrieb ec. ber es und 
Brannlohlengruben ꝛc. [1861, &. 356], 8 5—7 X. 111. 
812 VII. 389, IX. 111. 
1843 Dezember 8. AN. 8.-Orbre betr. die zum Eu von Waaren- 
beflellungen ac. herumreifenden Perfonen [1 ©, 15], 
2 nn IV. 501; VII. 496; VII. 430; IX. 377; XII, 28; 
vi 


1843 Dezember 22. Berordnung die Beflrafung in aus an ber 
Bank zu Köthen betr. [1844 ©. 16), VII. 

1343 Dezember 22. Allh. K⸗Ordre wegen Be — es Mahlfleuer ꝛc. 
fontraventionen [1844 ©. 46], VII. 99; VII. 489; XI. 592; 
XII. 413; XIV. Bl; XV. 433, 

1844 u 15 Additionsatte zur aa at [S. 458]. 
831 VIII. 353, 834 VII. 363. 
8 32 ME 358. | 841 vu 353. 
8 33 VIII. 353. 

1844 Mai 24. Ah. Kab.-Ordre betr. Berwanblung der Stempeifirafe 
in Freiheitsſtrafe [S. 238], 111. 484; IX. 237. 

1844 Juni 7. Regulativ betr. Das Berfahten bei Chaufjeepolizei- 
nd IS. 167], 


g 1X 816 X. 9, 
8 3 XI. 262. 816 X. 9. 
8 5 Xı. 282. 817 X. 9, 
810 WI. 61; XI. 9. 





1844 Juni 231. Allerh. Kab.Ordre betr. Kleiuhandel mit Getränken 
[S. 2141, VII. 551, 666. 

18344 Sal 28, Berorbnu Fr wegen Abäuderung der Eibesformel ıc. 
[S.249, 33 IL ; X 700; Xvı. 371. 
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Preußiſche Gefebe, Verordunngen ıc. 

1844 Auguft 19. — für die ———— [S. 410), 
816 I. 326 8 50 322. 
842 1. 322. 

1844 September 14. Allerh. a Ordre — ben Gerichteſtand be 
Steuervergehen) [IMBI. S. 218], IV. 541. 

1845 Januar 7. Staateminifter.- -Beihluß über bie Erlafſſe von Belize 
verorbuungen (IMS. ©. 34), IV. 545. 

1845 Januar 17. Gewerbeordnung [S. 41], 
814 111. 292; V1.373; IX, , $ 61 111. 267, 537; V. 288. 


651. s 62 1, 267, 537; V. 285. 
816 V. 285; VI. 232; IX. 8 71ff. II. 274. 
595; XI, 273. $ 71 II. 274; X. 556. 
822 IM. 158; IV. 124; VL.|S 73 11. 274. 
373; VII. 289, 527; |$ 75 VI. 366; X. 576. 
IX. 578. 8 88ff. IX. 355. 
$23 II. 158; VI. 373. € 151 WV. 441. 
$26 Il. 477. 8171 X. 556. 
827 II, 477. 8 171ff. III. 274. 
$4A2 II, 274. 8173 VI. 257; IX. 423. 
545 VI. 499; X. 568. 8176 IV. 124, 136; VII. 527; 
848 IX. 595. IX. 104, 578; XI. 275. 
849 111.158, 292; V1.232, | 8 177 111.292; IV. 272; VI. 232, 
284 ; VII. 527, 707; 257; VI. 567, 707; VII 
vum. 34, 310. 34, 310, 575, 687; IL 
850 I. 158. 595, 658; X. 425, 588, 
851 VI. 284; VII. 34. 568, 786; Xl. 57, 455. 
856 X. 568. 8180 III. 470. 
859 V. 285. 8186 IX. 355. 


1845 Fan. 31. Geſetz Über das Berfahren in Walb- ıc. Frevel⸗Socher 
bei Civileinreden ꝛc. [S. 95], 
1. 74; IV. 9, 554; IX. 12,181 Sort. V. 251, 258; VI. 425; 
199; XI. 199, 269; xiũ. VIl. 556; vni. 789; x. 59%; 
276, 639; XVI. 292. XI. 300. 
$1 1.271, 494; 11.30, 65; | $2 11. 30, 65; X. 596. 


1845 März 7. Fiſcherei-Ordnung für die Binneugewäſſer der Previm 
Preußen S. 114], $ 1 XV. 6. 
$ 


30 XV. 6. 
331 VI. 324. 
1845 —  Strsigetegnug für = rs [S. 287], 
5 4 Xill. 432. 
8 Fr r DE: 5 168 IX. 605. 
8113 VI. 434. 8173 IX. 570. 
1845 April 3. ERLERNEN LE je 329], 
81Nr.2 $ 9 X. 91, xII. 421. 
Nr. 3 A ie s 10 x. 91, XII. 421. 
85 1. 105. 811 X. 9; xl. 421. 
S6NT.2 XI. 155. 813 Vil. 536; Vi. 181, 409; 
86Nr. 5 1. 347; Vil. 171; XI. 54, 513; XIV. 215. 
XVI. 406. 815 IX. 570; vi. 602. 


87 X. 54, 513; XIV, 215. 8 16 Nr. 1a, i 347. 
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Brenpifhe Geſetze, Verordnungen ꝛc. 
1845 April 3. Militärfirafgerihtsorbnung (Kortf.). 


318 XIII. 432. 8 77 XI. 391. 
823 XV. 18. 5227 IV. 311. 
845 XI. 563. $245 XIV. 286. 


1845 Juni 19. Bundesbeſchluß den Nachdruck betr. [1846 S. 31], 
IH. 440; Nr. 6 XII. 128. 

1845 Juli 11. Selen fiber das Berfahren bei Aufnahme von No⸗ 
tariatsinftrumenten S. 487], 

& 3 11. 380; VII. 342, $11 X. 399. 

8 5 1X. 186. 519 II. 488. 

5 6 V. 102; V1.275, 435; | $21 111. 488; VII. 277, 
vi. 435; vi. 162, | $36 VI. 277. 
270; IX. 241; XI. | $44 11. 488. 
535. 845 XIII. 623. 

1845 September 27. Allh. Kab.-Drdre betr. vie Beſtraſung des Zwei⸗ 
fampfs zwifchen Aa u nicht zum Offizierſtande gehörender 
Berfonen [S. 681], 1. 

1846 April 3 Geſetz betr. die —— ber Geſetze [S. 1511, IV. 19. 

1846 Inli 17. Revidirtes Reglement für die Land⸗Feuer⸗Societät ber 
Nenmark [S. 351], 8 23 X. 69. 

1846 Juli 17. Allh. Kab.⸗Ordre betr. die Verwendung der Stempel 
zu den Urkunden ber rheinifchen Gerichtsvollzieher S. 391), 

tr. 4a. VI. 505. 

1846 Juli 21. Berorbmung fiber das Berfahren in Civilprozeſſen 
[S. ı €28 X. 626. 

1846 Auguft 7. Berorbnung über Befteuerung bes Rülbenzuckers 
[S. 335], $ 13a. II, 146. 

817 Nr.1 1. 146. 

1846 September 29. —— wegen Einführnng von Geſindedienſt⸗ 
büchern [S. 467), 1. 

1846 Deayember 21. he Be die beim a * Eiſenbahnen ꝛe. 
beichäftigten Handarbeiter [1847 ©. 21], XI. 391. 

1847 März 8. Allerh. Kab.Ordre Rliwenfiene für Berlin betr. 
[S. 195), XIV. 740. 

1847 März 30. Batent die Bildung neuer Religionsgefellichaften betr. 
[S. 121], Nr. 2 X. 544. 


1847 ei na Berorbnung über die Bildung eines Ehrenrathes ꝛc. 


. 196], 
81 XVi. 559. 810 IV. 84; XIV. 276. 
82 IV. 38; V. 224; VI. 126; | 811 IV. 84; IX. 3. 
vi. 71, 184; X. 2689. |$12 IV. 84; VII 108; XV. 822. 


8A XIV. 276. 813 IV. 84. 
$5 VII. 77; VII. 729; XI. ı 818 IV. 84. 

22; XIV. 276. 820 11. 312. 
86 VII. 440. 824 V. 29, 264. 
87 VII. 440. 


1847 April 30. Allerh. Rab. ‚Orbre betr. ben A zu Kauf⸗ ıc. 
eragen in Taufmännifchem Berkehre a 1), 
I. 558; VI. 392; VI. 809; IX. 
1847 Yuli 5. Berorbuung beit. daß Spiel in ee Lotterien 
[S. 261), 1 n. 837; VII. 466; XV, 638; xvi. 507. 


us. 
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Preußiſche Gefebe, Verorbunngen zc. 
1847 an 23. — über bie — — ber Inden [S. 2631 


87 
1847 Sag * . Berorbn. zum Schute bar — xc. [c6. 385) 


$ 12 
1847 * = DEREN EOBUNG (9, 376), 
814 X 842 NT.3 IL. 11, 164; VIIL 189, 


841 X. 13. 550; XII. 446; XIII. 3%. 
Nr. 6 1. 576. 843 Rr. 1 V. 171, 287, VII. 435; 
842 Xi. 133; XIV. 613. IX. 264; XI. 133. 
842.1 XIL 446, XV. Nr.4 IX. 199. 
703. 844 IX. 142. 


Ne. 2 1.194, 207, 327; | 845 IL 164; 9. 171, 297; U 
11, 747; 1V. 140, 415; 308, 
1.308, 456; IX. 153; | 850 VI. 347; Xt. 335. 

X1.183, 553; XII.446; | 851 VI. 347; XI. 335; XVI 87. 
XV. 338, 852 VI. 347. 


1848 Januar 24. Allh. K. Ordre betr. die Competenz ꝛc. bei Gewerbe⸗ 
polizei-Uebertretungen [S. 73}, 11. 286; Xı 525; XIk. 207. 

1848 en 11. on über Srrichtung von Haubdelskammern 

81 12 

1848 April 24. Allh. Erlaß wegen a einer Wifbpretfiener x. 
[6. 131], XII. 100; XIV. 740 

1848 Auguf 11. Gejſetz betr. Kufebung, bes erimirten Geridhiefande 
in Unterfuchuugsfaden [&. 201), X. 745. 

1848 Oftober 31. @efe betr. 2. des Jagdrechto 2c. [S. 343], 
81 vin. 534. 4 VIll. 295; IX. 562. 
82 vıll. 534, S: vi. 295. 


1848 Dezember 7 Berorbnung betr. ꝛc. die Abanderung ber Injurien 
firafen [S. 423}, 1. 106. 
1849 ur 2. Berorbnung über 2c. bie Organifation ber -Gerictt 


81 XL9. 817 1. 379. 
gs 5 x. 669. 885 1V.121, 4, 272; VI. IR: 
$ 9 1. 108. xW, 172. 
810 X. 746; XI, 442. 
1849 Februar 9. Berorbnung betr. ꝛc. Abänderung ber Gewerbe 
tbnnng [S. 93], 
823 1. 364, Hi 267; V.1 868 111. 158. 
285; IX. 443, 681; | 874 1. 364; Vi. 578; IX. 448: 
xl, 278. 651. 
850 XI. 304. 875 Xi. 304. 
1849 Juli 10. Verordnung betr. die Dienfivergeheu ber Richter x. 
[S. 253], $41 IX. 282, 
845 IX. 282. 
884 IX. 282. 
1850 31. PA — — 
9 1. 477. ; vII. 558. 
2 1. 291, 416; XVI. 782. 8 30 N — 
515 1. 416; xvi. 490. 831 1. 416. 
823 I, 396. 833 I 265. 


1 
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Preußiſche Geſetze, VBerordunngen ze. 


1850 Jannar 31. Berfaffungsiuntunde 
887 I. 105 Hung en een. 
4 1. 283. vi. 130, 412. 
851 VIL 494. 8 87 X. 565. 
870 X. 412. 8 91 X. 6565. 
874 V. 412. 8106 XVI. 488. 
877 VII. 49. 


1850 Februar 12. Geſetz zum Schntze Der Benin Freiheit [S 45], 
81 vi. 709; XI. 4. 8 8 
82 IV. 321; XL 198, XI11.4. | $ 30 in 108. XIv. 13. 


84 xi. 322. 1821 V. 519, v1. 359; 1X. 716; 
55 XI. 39. X. 317; XIII. 449; XIV. 13, 
57 X. 85; xui. 609; XIV, 79, 6388, XV. 98. 

13. 512 IX, 716; XWW. 13. 


1850 März 7. Zagbpofizeinejeß [S. 165] 
828. Il. 233; VI. 534;:814 VII. 361, 667, 709; VII. 
X. 740; xl. 375. 73; Xl. 602. 
82b. x. 11; X. 1. 1815 VIL 667. 
84 111.233; VII, 534; X6.| 816 11.364; VI. 364, 709; VI. 
585; XVI. 732. 73; Xi. 602, 
5 XI. 522. 817 11. 89, 233; VIL 138; X. 
6 XII. 522. 711; XII. 522; XVI. 481. 
7 11. 233; XVI. 481. 818 VI, 77; VIII. 295; IX. 562. 
9 XI. 585; XI. 522; XVI.1848 VI. 83. 
378, 495. 854 VI. 86, 
810 Al. 585; XV. 495. 


1850 März 11. Gefe Über 2c. bie et ber Infurienftrafen 
[S. 174], an 105; V. 506; vu 
Kin, 477. 
1850 Mär, 11. öde über die POS DALENg. [S. 265], 
8 5ff. IX. 199, 448. 811 Korff 207; Ar 502; 
8 5 111.487, 493; V. 174, XIII. 594; xvi. 490, 506. 
237; vi. 91,465; vn. |842 Il. 487; VI. 91, 465. 
555;,X. 774, X11,.502; 1814 VI. 671. 


“m eo 0 u 


xvi. 490. 815 1. 433; Ill. 264; IV. 332; 
$ 6 111.290, 487; V. 237; v. 237; VI, 91, 465; X. 27; 
VI. 91, 465; VI#. 166, XI. 234, 236, 375, 
486; X. 131,207, 774; 8 17 III, 85, 264, 290; V. 237; 
XV. 436: XVI. 239. VI. 91, 465; VII. 491, 555, 
$ 7 11. 487; VII. 486. 671; IX. 199; X, 27; X. 
8 8 VI. 491. 234, 236, 375. 
811 1.433; IH. 487, 493; |820 X. 42; XL, 198; XVI. 239. 


v. 174, 237; VI. 91, 1842 VI. 671. 
465; Vil. 671; X. 131, 


1850 Mär 11. Berorbnung über das Berfammlungs. und Vereins⸗ 


recht [©. 
81 1. 152; VII. 291,681; 18 2 Fortſ. XV, 786, 790; XVI, 
xl. 425. 452, 719. 


$2 VII. 291; X. 280; X1.|$3 vii. 291. 
346; XIV.225; XV.230, 84 V. 272. 


— 
BE | 
r | 








880 


Preußiſche Geſetze, Verordnungen zc. 
1850 März 11. Bon. ü. d. Verfammt.- u. Bereinsr. (Fortſ.). 
8 5 V. 272; IX. 720. 810 Kortf. XVI. 235, 510. 
8 6 V.272; IX. 720; x. 18 12 Im. 152; VI. 291; KM, 
663. 425; XV. 750. 
8 7 IV. 433; IX. 720. 813 XI. 346; XIV. 225; XV. 230, 
8 8 VII. 291; IX. 720; X. 790; XVI. 452. 
56, 280, XIV. 172, |814 V. 272. 
607; XVI. 452, 719, {815 IX. 720. 


759, 800, 800. 816 X. 56, 280; Xi. 663; XIV. 
$ 8b. X 280; XIV. 172, 172, 607, 731; XV. 209, 
607; XV. 209, 786; 786, 790; XVI. 452, 719, 
xvi. 452, 538, 719. 759, 800. 
$ 9 1.287; 111.5, 48; VI. | 817 1.287; 111.5, 48; XI. 222; 
310; XIV. 340; XV. XIV. 340; XVI. 510. 
235, 510. 821. X. 56; XVI, 800. 


810 1. 287; II. 48, 513; 
vl. 310; XI. 222; 
1850 April 16. Ferimorbnung [IMDB S. 129), $ 2 VII. 89. 
1850 $uni a Verfügung bes Miniſters bes Innern [ENGE S. 176) 
Xi, 
1850 Juli 18. enaalrmlah In für Die Gerichte erfier Inſtanz 


1850 Auguft 2. Sn [ar bie gerichticen Unterbeamten, 
8 70 


1851 März 2. Staotemieiferiai-Befötnf (IM. S. 151], V. 485. 
1851 April 26. was betr. Zufäße zur Bbn. v. 2. Ian. 1849 [S. 181}, 


Art. 2a. 11. 534. Art. 5 Nr. 2a. Fortf. X. 360, 625, 
a5 Rei 11-309; 1X. 641. 645; X. 56; XIV. 201; 
Nr.2a. I. 164, 325, XV, 432. 


379, 518, 538; 11. | Art.7 Xu. 566. 
238, 379, 544, 547; | Art. 10 XIV. 460, XVI. 466. 
IV. 62, 157; vii. 483, Art. 13 IV. 244. 
589, 605, 64 
1851 Mai 1. ‚Gele betr. Einführung einer ul und Haffifieirien 
Einkommenſteuer [S. 193], 810 VI. 





1851 Mai 7. Geſetz betr. die —— ve Richter S. 218], 

6 1 iv. 412; V. 151; VI. 831 IV. 84. 

471; XV. 20. 8 32 W 84. 
8 7 IV. 205; V. 149, 8 33 IV. 84; VI. 400. 
8 8 IV. 205; V. 149. 8 36 VIII 277; XIV. 70. 
813 XIV. 347, 488, 837 IV. 84; IX. 3, XIV. 256. 
815 IX. 261. 841 VI. 400. 
817 Xıll. a 842 IX. 282. 
818 WW. 843 IX. 282, XII. 156, 3851. 
819 VIM. — 647 VII. 828. 
820 II. 303; VIII. 657; 8 52 IV, 539. 

XxIII. 668. 868 XII. 251. 


825 Xi. 23; XIII. 668. 881 VII. 320; IX. 282. 
1851 Mai 10. See betr. den Anfa ber Beriätötoen [S. 622), 
813 VII. 116; X. 63; XV1. 1 816 1. 76; V. 307; IX. 283. 
617. Zarif 567 X, 63. 





u 
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1851 Mai 12. Geſetz über bie Prefſe [S. 273], 
51 8 33 Fortf. VI. 


$ 2 1. 172, 425. 
8 5 IX. 281; XV. 643. 
$ 7 111. 207, 508; V. 27; 
vi. 396; VI. 450; 
XI. 448; XIII. 468; 
XV. 643, 786. 

8 8 VI. 396; VII. 450; 
XV. 786. 

9 11. 100, 125. 

810 V. 382; VI. 201. 

811 1. 264; VI. 115; Vi. 
353, VI. 44, 543; 
IX. 701; X. 24, 365, 
622; XI. 342, 416; 
x. 560, 637; XIV. 
639. 

814 VI. 116. 

815 VI. 543. 

816 I. 172. 

847 1.264, 531; I. 425; 

vi. 115; VI. 353; 
vn. 44, 231, 309; 
X. 24, 365, 622; XI. 
342, A16, 447. 

818 1, 172. 

819 VI. 259; XI. 266. 

820 XIV. 321. 

822 VI. 159; IX. 610; X. 

359; XI. 448. 
824 111. 207;X. 140; XIV. 
639. 

825 II. 371. 

826 VI. 387. 

828 IV. 28; V. 161; VII, 

431; IX. 497. 

829 11.476, 506; 111. 168, 
| 207, IV. 436; Vi. 196; 
Ä X. 359, 489. 
| 830 X. 281. 

832 11, 535; V. 270; 
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Breukifhe Geſetze, Verordnungen ꝛc. 


1851 Mai 11. Geſetz wegen der Kriegsleiſtungen und deren Vergütung 
[S. 862], $ R- 496. 


832 
1851 — Geſetz betr. ben Anfag ꝛc. ber Gebühren ber Rotare 


86 XV. 261. 
89 X. 261. 


xIr. 496. 


11> 403 ; MT, 125; VI. 
257; VIL 729; VII 
543 


j Rechtſpr.d. 8.D.+ Tr. sc.XVI. 


$ 10 
815 


8 33 


5 34 


XV. 261. 
XV, 261., 


155, 431; IX. 
702; XV. 320, 643. 
11. 535; IV. 6; V. 270, 418; 
v1. 236, 518; VII. 155, 431, 
450; IX. 271, 411, 70%; 
XIV. 147; XV. 322. 

II. 207, 281, 424; V. 418, 
419; VI. 236; VIII. 568, 
599; IX. 623; XIV. 281. 


g 35 ff. II. 267. 


8 35 


$ 36 
8 37 


5 38 
839 
840 


$ 41 
542 


“0 


II. 73, 424, 503; IV. 371, 
425; V. 168, 169, 387; VI. 
73, 162; VI. 130; VII. 37; 
IX. 562; XII. 606; XV. 127, 
157. 

III. 73, 434; VII. 37, 

1. 48, 73, 312, 424, 425, 
503; IV. 379, 371, 451; V. 
164, 333; VI. 150; IX. 125, 
832; X. 308; XII. 219, 355; 
XIU. 21; XV. 252; XVI. 334. 
iv. 429; VI. 177, 272; VII. 
171, 236; VII. 232; IX. 203. 
11. 207, 508; V. 27; XV. 
643. 

11,207; IX. 610; Xill. 468; 
XIV, 639; XV. 456, 643. 
VI. 396; VII. 450; XV. 786. 
I. 264, 531; 11. 172, 425; 
IV. 310; VI. 115; Vi. 259, 
353, 567; VIill. 44, 231, 
309; 1X. 701; X. 24, 359, 
365, 622; Xi. 342, 416; 
XI. 266; Xill. 560, 637; 
xIV. 94. 


44 XIV. 639. 
48 1. 226, 456; 


II, 434; IN. 
280; VI. 196; VII.299, 510; 
vilt. 38, 167, 599; IX. 404; 
X. 615; XI. 148. 


849 Abf.2 X. 20. 


A6f.3 XII. 2419; XVI. 409. 


850 n. 100, 473, 476; Il. 207; 


56 
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Preußiſche Gefete, Verordnungen ꝛc. 
1851 Mat 12. Geſetz Über die Preſſe (Fortſ.). 
850 Yortf. III. 508; 1V.28, | 853 VI. 488; VII. 393. 
436; VI. 196, 487,854 I. 408; Il. 459; 9, 8, 


VII. 369; IX. 487, 583, 164, 227; VI. 554; vn. 34. 
617, 710; X. 489; 429, 567; VUT. 546; X1,70: 
XI. 192; XWV. 73; XIV, 94, 

XV. 34. 855 VII 450. 

852 VI. 488; VII. 393. | 


1851 Mai 12. Gefeß betr. den Anfag ber Gebühren ber Rechteanmält 
[S. 656], $6 X. 485. 
89 Vill. 673; IX. 415. 
Tarif Allg. Beft. Nr.4 VIIL 673, 
1851 Juni 4. Geſetz über ben Belagerungszuſtand [S. A5l], 
83 XI. 609; XI. 215. | 916 Xu. 646, 
88 XI. 609; X. 89. 
1852 April 2. Geſetz zur Ergänzung bes Mahl» aud Schladhtfia: 
geſetzes [S. 107], II. 39. 
8111.98; VIII. 488; IX, |81b.Rr. 1 Fort. XV. 1%0. 


805; X. 62. - 181b.Rr.2 111.189, 304; V1.%0. 
$ 1a. 1.545; IV, 543; V.132; 353; vii. 410; XI. 381. 

X. 607; XIV. 108. 816.2 IT. 98, 
& 1b. IX. 61. 82 1. 171; I. 90; v. 285; Mi. 


$ 1b. Nr. 111,303; 111.258, | 284; Xıll. 550. 
804; v. 180, 314; VI. |83Rr. 21. 240. 
250, 853; VIII. 92; 


1852 ee 15. Geſetz bie Abänderung ber Militärſtrafgeſetze betr. 


6.115], 82 XI. 432, 
85 IX. 605. 
1852 Mai 14. Geſetz über bie vorläufige ze eiehienung wegen Ude 
tretungen [S. 245], $1 VI. 61; 
88 VII. 
59 XII. 258; XIV. 24. 
1852 3601 Geſetz betr. Ergänzung des Einf.-Gef.’s zum StG68. 


rt. $L Nr. 1 X. 80,Art. IV. XI. 627; XV. 548. 
618; XII. 133; XV. | Art. v. V. 868. 
447. 
1852 Mai 26. Geile betr. die Befteuerun; der trodenen Wediel x- 
[S. 299], I. 129, Il. 75, 652, VII. 244; VIII. 646; X. 6W: 
XI, 46; XVI. 354. 
1852 Inni 2. os den Diebſtahl an Sol; sn betr. [©. 305], 


sifj. X 84 
5151. ri 112: IV. 47; v. 3 6 WW "10; vil. 182. 
148; V1. 268; X1.331.|$ 7 VI. 268; X. 416. 
Nr.2 X. 802. 8 8 IV. 409: V. 236; VI. 532. 
Nr.3 1. 467; I. 252; VIII, 479; X. 416; XV. 12. 
I. 548; IV. 242. 810 Il. 298; XI. 629. 
82 IV. 47; VI. 268, $11 XII. 499, 546; XIII. 69. 
83 ff. VI. 550. $42 VIL.183; XI. 639; XIV. 15 
$3 VI. 268; VII. 267. 813 VU. 183. 
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Preußiſche Geſetze, Berorönnugen ꝛc. 
1852 Juni 2. Geſetz den Diebſtahl an v. > A (Yorff.). 
816 1. 433; IV. 47, 409;1 827 V 
V. 63, 85, 236; vil. & 28 v. Be XI. 120. 
532; VIIL. 479; XII. |$29 V. 316; XI, 490, 
586 ; XVI. 12. 531 IV. 141; X, 445, 
818 1. 433; VIl. 267; IX. 1832 1, 517; X. 445. 
714; X. 106; XII. 586. | $ 33 1. 517; IV. 141; X. 445; 


821 1. 526; IV. 321; X. XII. 641, 
317; XII, 449; XIV. 8 34 X. 445. 
79. 835 X. 445. 
822 1. 526; IV, 253, 321; | 838 VII 200, 267; X. 416; XII. 
XIII. 449. 36; XV. 15; XVi. 366, 683. 
823 XIII. 449. 840 XV. 15. 
8 24 f. III. 435. 842 VII. 183. 
824 XI. 490; XV. 15, 362. 8 A4ff. I. 103. 
825ff. I. 235. 854 I, 517. 
1852 Juni > Gele über das Poftweien [S. 345], 
$ 1 5 35 Nr. 4 Bart! 11.293 ; VII. 426; 
85 w 508. VIII. 
87 VI. 502. ——— 
8 32ff. I. 445; VI. 256. Nr.7 IV. 60 


835 Nr.4 1. 441, 534;|$50 I. 441; v. 798, 


- 1852 Inni 16. Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten von Norb- 
en wegen 2c. Auslieferung ber Verbrecher ıc. [1853 ©. 645], 


1852 Juli 21. Gefeß betr. bie Dienſtvergehen ber nichtrichterlichen 
Beamten ꝛe. [S. 465], 
$ 2 11.312; 1V.38; V.224; | 833 11. 374. 
vi. 10, 71, 184; X. |$42 XIV. 257. 
289; XIV. 182; XV1.|859 XIV. 347. 


266. 862 111. 374. 
8 3 11. 312. 866 IV.38, 84; V.224; VII. 71, 
$ 4 Il. 312; XIll. 606, 184; X. 289. 
$ 5 11, 312; vii. 493. |868 IV. 84; VI, 71, 184; 
$ 6 II. 312. 822. 
8 7 11. 312; XII. 606. |870 II. 412; V. 264; VII 97, 
& 8 V. 149. 145; VII 727. 
8 9 V. 149. 871 V. 264; VII. 440. 
518 II. 374. $ 74 IV. 84; VI. 400; VIII. 277; 
819 111. 374. IX. 3; XIV. 70. 
821 II. 374. 875 VII. 145; XV. 726. 
823 VII. 440. 888 111. 473, 
823 I. 374; VII. 440. |$89 11. 473. 
8 93 ll. 374. 


1853 Februar 19. Handels- und Zotierrag mit Oeſterreich ]S. 357), 


1853 April 4. Staatsvertrag die Fortdauer ıc. bed Zollvereins betr. 
IS. 406), Art. 3 IV. 404. 
Art. 18 IV. 404. 


66” 
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Preußiſche Gelee, Berordunngen ıc. 
1853 April 25. Gefe betr. die Kompetenz bes —— — jur 
Unterfuchung ꝛc. ber RT EEE 2c. [3. 162], 
81 II. 168. 86 V. 529. 
85 1. 168; V. 523. 58 ii. 141; XIL 340. 
1853 Mai 2. Bee ic ‚u Befeitigung bon Rompetengtreitigkeiten xc. 
[S. 169], 8 ; Hit. 90; VII. 164; VII. 609. 
1853 Mai 3, Geſetz PR er Anfag ber Gerittstoflen x. [&. 170), 
$ 3 11. 233; iv. 219; VI. 199; VII, 
815 IM. 125. 
1853 Mai 4. Gejeh betr. das Rhein. Berfahren wegen wieberbolten 
Diebſtahls 2c. [S. 176], VII. 567; XII. 481, XVI. 11, 136. 
1853 ie 7. Geſetz betr. bie Beförderung. von Auswanberern (©. 729, 


. 114. 8 7 Xu. 355. 
XIV. 28; XV. 245, 841, | $10 XiV. 347, XV. 245, 341 
368. 368, 558, 


1853 Mai 16. Leggeorbnung für ben Kreis Lubbecke [(S. 2333 
82 V. 480. | $3 IV. 80; V. 480. 
1853 Mai 17. Geſetz . — Kommen ber Berfiderungs- 
anfalten [S. 293], $ V, 
1853 er Geſetz betr. 1 —— von Srundfäden x. 
41 


. 241] 
$6 111. 346, 347, 508; IV.|$8 Il. 346, a A IV. 416; 


416; VIII. 343; xıv, VIII. 343 

439. 89 III. 346, a 508 ; IV. 416 
87 11. 346, 347, 608; IV. Vin. 343; XIV. 439. 

416, VIII. 343, 


1853 Mai 24. Geſetz — — ꝛe. ber Waagen [S. 589] 
$ 
1853 Mai 30. Städteorduung [S. 261), 





8 1 XVI. 735. 856 Xu. 823, 
8 5 V. 136, 866 X. 78, 

& 7 v. 136; XI 260. 568 XT1. 735. 
854 XVI. 786. 


1853 Juli 30. Berorbnung betr. bie erelutorifhe Beitreibung ber 
Stenern ꝛc. [S. 909], 


$ 8 vl. 59. 816 XI. 608. 
8 9 Viil. 69. $17 1. 404. 
814 1. 404. 813 XV. 491. 


1853 Dezember 20. Staatsvertrag wider Preußen und Anbalr 
Deſſau [1854 ©. 145), At. IV. 404. 
Act. 9 IV. 400, 404. 
Art.13 IV. 404. 


1854 Februar 18. Geſetz betr. Die Konflikte bei gerichtt. Berfo 
wegen Amts- nnd Dienfbandlungen [S. 86], $10 I. 310. 
1854 März 13. Gele betr. die Zulafjung von Ausländern zur Ein⸗ 
gehung einer Ehe [S. 123], 81 It. 385. 
$3 II. 385. 
1854 März 20. Geſetz betr. das Civilprozeßverfahren 2c. [S. 115] 
818 XI. 68; XVI. 538. 
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Preußiſche Gefebe, Verordnungen ze. 
1854 April 24. are betr. Abänderung vom ALR. IL. 1 Abfchn. 11 
[S. 193), 86 IX. 208. 
89 E 208. 
1854 April 24. Gefeg betr. Abänderung ber Berorbn. v. 18. Auguſt 
1847 [S. 213], VIl. 78. 
1854 April 24. Gele betr. bie — der Dienſtpflichten des 
Geſindes [S. 214), 81 Il. 322; VII. 5, 
$2c. VI. 2 
1854 Mai 9. Ss betr. den Anſatz ꝛe. von augen ꝛe. [S. 273], 
Art. 21 1. 488; V. 307; IX. 283; XV. 
1855 Jannar 15. Revidirtes Reglement ber — Feuer⸗Societät für 
bie Kurmark ꝛc. [S. 681, 827 Alll. 556. 
1855 Jaunar 29. Allh. Kab.⸗Ordre (betr. die Mahlſteuer), X. 48. 
1855 Mai 8. Konkursordnung [S. 321], 


s5 33 Nr. 4 I. 104. —* I. 180, 568; II. 143; IV. 
8101 1. 180. 498; VIl. 278, 358, 627; 
8113 11. 143; VI. 358, vi. 784; IX. 628; X. 
627; XI. 383. 31, 453, 636; XIV. 97; XV, 

g114Nr.1 VI. 342. 482, 719, 853; XVL 197, 
$116 Il. 143; XV. 870. 766. 
$122 11. 143. 8309 11. 143, 500 ; III. 232, 283; 
8 137ff. VII. 548. VIII. 292; x, 552; xl. 
8 143 Nr. 5 VIII. 548. 351, 458, 
8144 IX. 672. 8310 XI. 260. 
8188 11. 143. 8322 11. 148. 
8221 IX. 672. $ 332 11. 143. 
8282 XV. 870. $341 11. 232, 283. 
8807 XV. 870. 

1855 Mai 11. Geſetz betr. „asanberung bes Verfahrens im Appell. 
Ger.⸗Bezirk Köln [S. 548], 
Art. 9 I, 128. Art.10 VI. 428. 
Art. 10ff. XIII. 679. Art.11 XV. 749, 


18566 März 10. Geſetz betr. das Verfahren gegen ausgewanderte Militär, 
———— xc. Ag 133], 
310 V. 92; VI. 568. 


83 Rr.3 III, 128. 811 V. 92. 
1856 Mär; 19. — I LE OEnUng für die Provinz Weffalen 
[S. 265], $ 2 . 732. 


848 = 193. 
1856 März 26. Geſetz beir. Abäuberungen bes — fiber bie Dienſt⸗ 
vergeben der Richter 2c. [S. 201], IX. 
1856 März 26. Geſetz über Beſtrafung —— Gewinnung von 
Mineralien [. 208], 8 1 VIl. 389; IX. 111. 
1856 April 14. Geſetz betr. Abänderung bes infüsrungegeee bes 
StOB.'s [5.208], Art.I 81 1. 512; 
Art. 8 1NTA4 — PN 
Art. 11 IV. 9; XIII. 689. 


1856 April 14. Geſetz betr. ar Sunbgemeinbevenfafung ber öfllichen 
Brovinzen [S. 859), 8 1 Ull. 527. 
$21 XIıl, 627. 
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Preußiſche Geſetze, Verordnungen zc. 

1856 April 14. Geſetz betr. die ländlichen — — x. [IS. 354], 
vis. 578. 181 XIV. 307. 

1856 Mai 7. Geſetz betr. Erhaltung vs Einheit ber Rehtegrundfäße 
in den richterlichen Entſcheidungen bes Obertribunals S. 293), 
82 1X. 567. | 84 IX. 567. 


1856 Mai 7. Geſetz ben Betrieb ber Dampfleſſel betr. [S. 295], 
Vi. 292. $2 X. 646. 


81 X. 646. 
1856 Mai 15. Stäbteorbunng für die Rheinprovinz [S. 406], 
87 X, 412. 


1856 Mai 17. Geſetz wegen Beftenerung des Braumalzſchrotes im 
Hohenzollern [S. 453], 833 II. 137. 
1856 Mai 27. Boftregulativ, 815 I. 441, 534. 
1856 Oktober 27. Berorbnung wegen Abänderung bes Mahl- und 
Schlachtſtenergeſetzes [S. 911], IX. 293. 
1857 a 2. Geſetz Über umerlaubtes Ereditgeben an Minderjährige 
111), 


v. 285; VIL. 503; IX. 293.182 IV. 195; VIH. 809; X. 174; 
$1 IV. 168, 195; V. 431; xl. 504. 
vi. 809; Xl. 438. $3 IV. 19. 


1857 Mat 25. Geſetz betr. bie ann ns Altiengefellihaften im 
Stempelintereffe [S. 517], 83 1. 

1857 Juli 29. Belanntmadhung den Debi ber Arzueiwaaren betr. 
[S. 654], v1. 211. 

1857 September 14. Geſetz betr. ben Bemerbebetrieh im Umherziehen 
in Hohenzollern [1858 ©. 9], Ill. 331; 165. 

1858 September 16. Berliner A . 18 VIII. 204. 

1858 November 15. Mierhsfteuerregulariv für Berlin, AVI 250. 

1858 Dezember 9. Militär⸗Erſatz⸗Juſtruktion, 


8 2Nr.1 V. 156. 8 34Nr.1 V. 156. 

8 3 IV. 453. Nr.4 IV. 453; VI. 568. 

521Nr.4 VI. 568. 8 36Nr.5 Iv. 453; VI. 568. 
Nr. 8 VI. 568. ı$ 168 V. 156. 


1859 Mai 2. Staatsvertrag mit Sachſen⸗Meiningen zur Regulirung 
ber Gerichtsbarkeit [S. 221], Art. 34—36 IL 479. 

1859 Mai 9. Geſetz wegen Abänderung des Rhein. Hanbele- Geſetz⸗ 
Bde [S. 208], Art. 442 IX. 692. 

1859 Juli 2. Allerh. Erlaß betr. Conzeſſionirung von Serfiderungs- 
gefellichaften [S. 394], VII. 706. 

1859 N Ns Fiſcherei Ordnung für die Ober, das Haff ıc. [S. 453]. 

26 


1860 Dei 21. Geſetz Imegen Einrichtung des Zeitungskautionsweſens 
[S. 211], VII. 548. 

1860 Juni 27. a betr. Erlaß eines Zolltarifs [S. 301], 

Abth. 1 poſ. 17 Ill. 279. 

1860 September 21. Gele wegen Abänderung ber GSteuerorbnuung 
[S. 433), $2 1.533; II. 39, III. 204; VI. 144; VII. 106, 273, 
676; vll. 212; XI. 59, 474; XIII. 321; XV. 168, 346. 

1860 Dezember 21. Boftreglement, 8 15 VII I. 293; vo, 793. 

8 15IX, VII 426, 
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Preußiſche Geſetze, Verordnungen ꝛc. 
1861 Januar 12. Allerh. Gnaden⸗Erlaß, J. 298. 
1861 Mai 21. Geſetz betr. Einführung einer allgemeinen Gebäude, 
feuer [S. 317], 
816 IX. 540; XV. 35, 716. | $ 17 Abf.4 XV. 560. 
3 17 Abſ. 3 IX. 540; XV.35, 8 19 XV. 35. 716; XVI. 382, 416, 
716; XVI. 8832, 416, 421, 59. 
421, 593. 
1861 Mai 24. Gefeg betr. die Erweiterung des Rechtsweges [S. 241], 
s11 1. 223; IV, 352, V. 8 13 Kortf. VII. 379, 511, 522. 
209; vu. 379, 511, 814 1. 223, IM. 268; IV. 352; 


522; VII. 809. v. 209; vii. 379, 511, 522: 
$12 I. 223; IV. 352; VI, vi. 224, 809; XI. 109; 
379, 511, 5. XIV. 320. 


$13 II. 223; IV. 352; 


1861 Juni 22. Geſetz betr. die Abänderung ber nun 
[S. 441], Art. 1. cf. die Gew.-Ordn. oben ©. 876). 
Art. 1. 111. 274. 
Art. I. 111. 158. 
1861 24. Einführungs-Gefet zum Deutſchen Handels⸗Geſetzbuch 


9], 
Art. 9 82 Vin. 34. Art.53 88- VI. 20. 
$8 V.411; VI.284. 89 vi. 20. 
85 v. 38, Art. 60 Nr. 3 IX. 118. 


Art. 18 VIII. 406. 
1861 Juni 29. Geſetz wegen Erhebung der Stempelfteuer von Zeitungen 
[$. 689], $ 1 1X 218, 237. 
83 IX. 218; XII. 382, 478. 
86 X. 389, 478. 
1861 Zult 1. Geſetz betr. I ung gewerblicher Anlagen [S. 749], 
$ 


1861 eo Geſetz betr. ne bes Gewerbeſtener⸗Geſetzes 
[S. 69 


VIII. 245. $ 12 X1. 472; XVI. 106. 
8 3Nr. IX. 591. 815 XI. 472; XIV. 46, 594; XVI, 
8 108. Nr.3 Vlil. 269; XI. 767. 

280, 520 IX. 545; XVI. 530. 


1861 Septbr. 18. Allh. Erlaß betr. ꝛe. bie Privat- — 
geſe Uſchaften und deren Agenturen [S. 790], VII. 

1861 Ottober 18. Allerh. Amneſtie⸗Erlaß, II. 193. 

1862 Suli 17. Allerh. Erlaß betr. Klaſſifikation der Militärperfonen 
[S. 224], XII. 421. 

1863 April 4. Eibzollvertrag [S. 385[, Anl. AZ Nr.7 VII. 352%. 

1864 März 26. Geſetz betr. die Rechisverhältn. der Schiffsmannſchaften 
[S. 693], VI. 445. 

1864 Dezember 14. Miniſterial⸗Erklärung betr. Webereinfunft mit 
Württemberg [1865 ©. 13], X. 691. 

1865 Mat 16. Staat8-Bertrag Über Forttauer des Zoll. und Handels» 
vereins [S. 641], Art. IIII. XII. 473; XV. 568. 

1865 Juni 24 Berggeſetz [S. 705], 8 7376 XV. 458, 

8 193—203 XVI. 508. 





888 


Preußiſche Geſetze, Verordnungen :c. 

1865 Juni 29. Gele betr. die Gerichtsbarkeit der Conſuln [S. 681], 
861 XII. 327. 854 XII. 827. 
852 XI. 327. 


1865 September 13. Geſetz betr. bie Beförberung im Umherziehen 
aufgelaufter Gegenflände ꝛc. IS. 957], IX. 645. 
1866 a Berorbnung über die vertragsmäßigen Zinfen [S. 235), 
Vi 
1866 November 27. Allerh. Erlaß betr. die Regelung ber Militär 
rechtopflege ꝛc. [S. 793], Xi. 158. 
1867 Februar 22. Gele betr. Beſtrafung unbefugter Aneignung ven 
Beruftein 2c. ſe. 272], Art.1 VII, 761; XVI. 396. 
Art.3 XVI. 896. 
1867 April 28. Berorbn. — en birefter Steuern in Hannover 
6.533] Xi. 121; 
1867 April 28. — — Einführung ber birelten Steuern 
in Kurheſſen [S. 538], $ 16. XIll. 285. 
1867 April 28, Berorbnnng betr. Einführung ber direkten Stenern 
in Sclesmig-Holflein [&. 543], $ 2 X. 750. 
812 XVI. 382. 
1867 Mai 8. Webereintunft u Erhebung einer Abgabe von Sal; 
[S. 1313], Art.2 XI. 
1867 Mai 11. Berorbnung betr. bie Branntweinflener in ben neuen 
Lanbestheilen [S. 683], $51 Xi. 365; XIV. 975. 
657 IX. 741; X, 77, 387; Il. 666; 
XIV, 9375. 
864 XV. 165. 


1867 Juni 24.  DUDIOKSRER. für bie neuen ——— [S. 885). 
883 IX. 7 1885 X. 


1867 Sant 26. —— über — — — in Schleſswig⸗ 
Holſtein [S. 1073], 835 X 

1867 Juni 26. Berorduung über bie in Kurhefſen 
und Naffau [S. 1094], 821 XVI. 466. 

1867 . n — über Erhebung ber Wechſelſtempelſtener 
[S. 10631, in 230. 

2Nr. 3 X. 

1867 Juli 19. Verordnung Br. — Stempelweſen [S. 1191), 
8 56 Xl. 210; XV. 751. 821 XVI. 466. 
$13 XI. 210; XVI. 466. 822 XV, 152; XVI. 466. 
814 XIV. 751; XV, 888. | Zarif Nr. 1 XIV. 44. 
816 XVI. 466. Nr.56b. nn XV. 849. 
817 XVI. 466. Nr. 57 XIV, 


1867 Zuli 29. Berorbnung betr. Einführung des —** x. 
in Heflen, Naffau und Hannover [5. 1268], IX. 

1867 Juli 29. Ordnung für das Berfahılen bei Beben und Unter- 
fuhung von Zumwiberhandlungen gegen bie Zollgefege für Heffen, 
Naffau, Harnover und el [S. 1270], 

86 XVI. 466. . 466. 
87 IX. 277; XVI. 466. is m XVI. 466. 
1867 Auguft 30. Ben | er GBerichtstoften ꝛc. in Raffan uud 
en [S. 1899], $3 XI, 210. 
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Preußiſche Geſetze, Berordunngen 2c. 

1867 Anguſt 30. Berorbnung betr. die Gerichtsloften in Strafſachen 
in den neuen Lanbestheilen [S. 1412], 
8 7 xvi. 57. 819 XV. 301. 
818 XI. 174. 822 X. 31. 

1867 September 11. Allerh. Erlaß betr. die Schwurgerichte im vorm. 
Kurfürſtenthum Heffen [S. 1527), IX. 195. 

1867 September 16. Verordnung über bie Zuläffigleit bes Rechts⸗ 
weges ꝛc. [S. 1515], X. 70. 

1867 September 20. nun über die Polizeiverwaltung in ben 
nenen Landestheilen [&. 1529], 


8 5 XI. 508. 15 IX. 488 
8 6b. IX. 437. 817 IX. 438. 
811 XII. 508, 


1867 September 23. Berorbuung betr. das Disziplinargefeß in bem 
neuen Landestheilen S. 1613], Art. V XI. 28, 261. 

1867 September 23. Berorbnung betr. die Staatsbienerverbäftniffe in 
ben neuen Lanbestheilen [S. 1619], $ 1 XV. 572. 

1867 Dezember 23. Geje betr. bie Stempelfteuer von Spielkarten 
[S. 1921), XII. 658; XIII. 116, 206; XV. 593. 

1868 2. 9. Geſetz betr. Verwendung ber Jagdfcheingebühren ac. 
IS. 207], X. 224. 

1868 Mär, 17. Geſetz über — gewerblicher Berechtigungen ꝛc. 
[&. 249], 84 Zul. 

1868 Dltober 23. Dienfinfruttion für die preußtichen Förſter, 


841 XIII. 449. 
1869 nr ia: = 421], 
5 810 Xi. 175. 
88 u 125. 857 XIII. 669. 


89 XI. 175; X. 22. 
1869 März 15. Befet betr. bie Eide der Juden [S. 484], X. 793, 
1869 Mäez 15. Geſetz a . Civilprozeßverſahren ꝛc. [S. 485], 
II, 5837. 


1869 Mai 6. Geſetz Über die juriftiichen — Bar die Bor- 
bereitungen zum Juſtizdieuſte [S. 656], I. 303. 

1869 November 24. Circularsefeript über — [(BMðl. 
S. 288), XV. 99. 

1869 Dezbr. 28. Minifterialverfügung [EMBI. 1870 S. 19], XV. 98. 

1870 Januar 80. Minifterialverfg. über Hauflren BMBl. ©. 131], 


XV, 98. 

1870 Februar — Geſetz über — des Wildes [S. 120], 
xlil.79; XV. 455. 82 XI. 663. 
g1Nr. io" xii. 668. 87 XIV. 761. 


1870 Mär; 26. Minifterial- en ge Gewerbebetrieb) [Brest. 
Amtobl. Nr. 13 Beil), XV. 
1872 Februar 28. Allerh. . ‚sr. "bie zu Zuchthausſtrafe Ber- 

urteilten [S. 269], XVI, 

1872 Mai 5. Geſetz über — ꝛc. der Grundſtücke ꝛc. 
[S. 433], $ 8 if: XIV, 439; XVI. 438. 

80 XV, 326. 

1872 Mai 5. Gele über Bun der Berträge bei Zertheilung von 

Grundftüden [&. 508], XIV. 439. 
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Preußiſche Geſetze, Verordunngen ꝛc. 
1872 Inni 24. Frankfurter Polizeiverorduung, XVI. 366. 
1872 Dezember 13. Kreisordnuug [S. 661], XVI. 607, 724. 
1873 Mat 11. Gefeß über bie en, uud Auftelung ber Ge 
lien [S. 191], 
$ 1 XV. 289, .832, 335, 1818 XV. 414. 
655, 767; XVI. 397, |$22 XV. 116, 180, 285, 9, 


639, 679. 298, 313, 634, 639, 767; 

8 2 XV. 289, 332, 335, XVI. 339, 397, 755. 

655, 767, 822; XV1.]823 XVI. 184, 367, 465, 689, 
639, 679. 679. 

8 3 XV. 289, 332, 335, 1823 Abſ. 1 XV. 172, 197, 213, 
655, 767; XVI. 337, 236, 282, 289, 335, Hi, 
639, 679. 358, 634, 655, 697, 713, 

815 XV. 116, 180, 289, 726, 767, 771, 822, 867. 


294, 332, 347, 655, Abj.2 IV. 413. 
718; XVI. 755, 


1873 Mai 12. Gefe Über bie kirchliche Dieziplinargewalt und übe 
Errihtung des Königlihen Gerichtshofes für kirchliche Angdega- 
beiten [S. 198], 835 XVI. 427. 

1873 Mai 13. Geſetz liber Grenzen des Rechts zum Gebrauch Üird- 
licher Straf- und Zudtmittel [S. 205), H2ZNrI XVL 40. 

1873 Mai 14. Geſetz über Austritt aus der Kirche, [S. 207], 

xvi. 580. 181 Xvi. 782. 

1874 März 24. — -Perfügung über Gebäudeſtent 
[VMBl. ©. 208], XV. 

1874 Mai 20. Geſetz über bie —* erledigter katholiſcher u 
thümer [S. 135], XVI 

1874 Mai 21. Geſetz über — bes Geſetzes v. 11. Mai 18:3 
[S. 139), Art. 2 XVı. 150, 267, 460, 465, 485, 537, 8 


639, 698. 

1874 Suni 5. Geſetz fiber Gewerbefteuer [S. 219], 
82 XVI. 403, 418. [9° XVI. 403, 418. 
84 X. 403, 418. 


IV, (Nord⸗) Deutſche Geſetze ꝛc. 


(Die dem Titel bes Geſetzes ꝛc. in edigen Klammern beigefetzte Zer 
verweift auf bie Seite des (Buubes-) Reichs⸗Geſetz Blottee. 


1815 Juni 8. Deutſche Be (Br. GS. 1818 Auf. ©. 143) 


1867 Juli 8. Zollvertrag zwiichen bem Norddentſchen Bunde, Baer. 
Württemberg, Baben und Hefien [S. 81], 
Art.5 Nr. II. Xu, 478, XV. 568. 
1867 Juli 26. Norbbeutiche Bundesverfaffung [S. 1], 
Art. 3 IX. 389; X. 378. Art, 68 XI. 609. 
Art.4 XI. 558. | 


1867 Ottober 12. Geſetz über das Paßweſen [S. 33], XI. 567. 
1867 Oktober 12. Geſetz betr. Erhebung einer Abgabe von Ex} 
[8.41], $13 XIL 75, 
$15 XI. 75. 
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(Nord⸗) Dentfhe Gefege ꝛc. 
1867 Öftober 25. Gefets betr. die Nationalität der Kauffagrteifchifie 
[5.35], 811 XV. 580. 


$12 XV. 580. 
8 15 XV. 580. 
1867 November 1. Geſetz über bie ut [S. 55], 
81 IX. 389, 405, 415. IX. 389, 405, 415. 


83 IX. 389, 405, 415. 
1867 November 2. Sefet über das Paßweſen [S. 61], 

8 2 Xu. 261. 8S30 Nr. 2 X. 424; XI. 349, 

827 Nr. 2 XII. 31, 261. Nr.4 X. 380. 

8 80 Nr. 1 XII. 31, 261, 


1867 — 11. —— — S. 7)], 
8 14Nr. VIII X. 424 ı 815 XI. 349. 

1867 Dezember 29. Verordnung bie Einführung des Preuß. Militärs 
Nrafrehts betr. [S. 185], B. IIe. XIII. 432. 

1868 März 9. Handels⸗ und Zollvertrag mit Defterreih [S. 239], 

Art.4 XIV. 304. 

1868 März 26. Miliär⸗-Erſatz⸗FInſtruktion [Potsd. Amtsblatt 1868 
Nr. 34 Beil), 820 Nr. 4 XIV. 158. 

1868 Mai 26. as die Befeuerung des Tabals betr. S. 319], 
81 XV. [0 xvi. 120. 
83 XV. 120. 

1868 Juni 14. Geſetz betr. Penfionen ber Offiziere der vormaligen 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Armee [S. 335], Xl. 563. 

1868 a Geſetz betr. Befleuerung des Branntweins [S. 384], 





1868 Juli 8. Geſetz bie fubfidiarifhe Haftung des VBrennereiunter- 
u. ic. betr. [S. 404], 
. 200, 221; XI. 52, 474.182 Xit. 579. 
— XI. 579; XV. 165, 346. 83 XI. 579; XIII. 475. 


1868 u . Gefets betr. den nn ſtehender — [S. 400], 


1868 —8* 17. Maaß⸗ und Genicts- Orbnung (©. 473], 
810 XIV. 267; XV. 609. 


$18 XIV, 267. 
1869 April 7. Geſetz Maßregein gegen bie Rinberpeft betr. [S. 105], 
81 XII. 312. 812 XH. 174. 
87 Xit. 812. | 814 XI. 174. 
88 X. 174. 


1369 Mai 26. Allerh. Erlaß betr. — zur Ausführung des 
Geſetzes über bie ne [S. 149), 
g14ff. XV. 487, 
8 23ff. XII. 174, 344. 
1869 Juni 5. Deutiche Wedhiel- ‚Orbnung [S. 382], (In Preußen ein. 
ind ne Gef. v. 6. Fan. 1849 und 15. Febr. 1850 w. m. f.), 


Art. 4 II. 85. Art. 23 VI. 278. 
:» 10 xii. 629. . 81V. 514. 
» 12 ll. 155. .» 98NLG6 Vill. 646. 


13 UI, 155. Nr.8 1 311. 
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(Nord-) Deutſche Geſetze ꝛc. 
1869 Inni 5. Deutſches Handels⸗-Geſetzbuch [S. 404), (In Preußen 
eingeführt durch Geſetz v. 24. Juni 1861, w. m. f.), 


Art. 4 Vin. 128; VII. 46, | Art. INT. V. 38. 
245, 512; IX. 165; » 99 vi. 124. 
X. 120, 304, 513; | - 105 VII 124. 
XI, 241. - 112 VI. 124; VU. 475. 
- 10 V. 9, 311; vI. „- 150 X. AT. 
642; VII 46, 56,1 - 209 XVI. 695. 
160, 161, 194, 312, | - 210 XVI. 695. 
368, 379, 788, X.] » 249 XV. 4 698, 63%. 
165; X. 46; X1.561.| - 271 VII. 46; X. 304, 513; 
-11 vu. 245 xl. 241. 
- 15 VI. 29. . 2I2NT.1 VII. 46; X. 904, 
- 16 VI. 299. 613. 
:= 20 IV. 509. Nr.4 V. 411; VI. 284; 
. 28ff. IX. 165. vit. 707; VIII. 34. 
.- 28 VII. 227, X. 399. .- 273 Abf.2 XVI. 228. 
. 29 v1. 227, 509; VI. Abſ. 8 VII. 46. 
503; X111. 429; xVI. - 291 Abf.1 XVI. 228. 
545, . 357 VIII. 77. 
. 47 IX. 178. . 408 VI. 84. 
- 66 V. 411, VI. 272,] - 436 VI. 20. 
284. . 437 VI. 20. 
- 67 V. 411. 
1869 2 — gee betr. die a ar 0 1S. 193], 
ort 
84 Xi. 1. xiu. 50;|814 Xıll. 650; — 269, 759; 
XIV. 48, 443; XV. 451, XV. 805. 
805 ; xvi. 624. 815 XII. 442, 467; XII. 650; 
& 5 XI. 442; XII 50; XIV. 48, 269, 673; XV. 805. 
XIV. 48, 269, 673; | 816 XI. 615; XIII. 592; A. 
XV. 451, 805. 365; XV. 284, XVI. 7%. 
$ 6 XV.451,805; XV1.624. | 817 XV. 805. 
S 7 XI. 615; XIII. 6592; | $ 18 XIV. 269. 
XIV. 365; XVI. 790. | 821 XVi. 585. 
811 XV. 805. 824 XI. 46. 
813 Xi. 516; XIV, 759; | $29 XII. 238. 


1869 Juni 12. Sefek betr. bie Errichtung eines oberften — 
in Handelsſachen [S. 201), 817 XIII. 264, 562; XV. 
818 XII. 264, 562. 


1869 Juni 21. 


[&. 242], $1 XIV, 763 


82 XIV. 763. 


Gefeß betr. bie Beichlagnahme bes Arbeitslchnet 


1869 Juni 21. Gewerbeordunng [&. 245), Xll. 343, 


1 


xl. 104, 544; XII. 42; 
XIV. 685; XV. 21, 111; 
xV1. 208, 814. 


7 
37 
g ui 


XVI. 215. 
b. XI. 658; 
Xu. 11, 42. 


XIV, 444, 


8 5 XI. 658; X. 42; XIV.] 514 XII, 195; Xu. 251; XIV. 


86 


66, 323, 444; XVI, 
208. 
xl. 808. 


& 16 
529 


624; XVI. 126. 
ij 344; XVL, 374, 535. 
f. ıv. 21. 
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(Nord) Deuntſche Geſetze ꝛtc. 
1869 Juni 21. Gewerbeordnung (Kortf.). 


829 Abf. 1 Xi. 82, 85, 220, 21500. XV, 123. 

506, 581; X11.11, 152; | 5131 XVI. 158. 

XIII. 403; XIV. 585. 8 134 XV. 342; XVI. 28. 

Abſ. 5 XVI. 780, 8136 XVI. 28. 
8830 XI. 85, 220; XII. 11.1 8143 Xi. 558; XII. 242, 260, 
8 31 Xi. 104. 266, 632, 645; XIV. 444. 
833 Xıl. 125; XIII. 188, | 8145 XV. 344. 

251, 503, 520, 526, | $146 XV. 342; XV. 28. 

605; XIV, 189, 608, 8147 Xi. 625, 558; XII. 207; 

655, 672; x. 146, XIII. 444. 

198, 403, 811; i 5147 Abſ. 1Nr. 1 XI. 85, 220, 

106, 164, 288, 731, 455, 472; X. 

814. 11, 125, XI. 
834 XV. 111. 261, 315, 503, 
885 XVI. 200. 526, 605; XIV. 
837 XV. 436; XVI. 683, 3, 189, 655, 
838 XVI. 200, 672; XV. 21, 
841 XIV. 3; XVI. 208. 146, 198, 403, 
$42 XI. 568; XIV. 444 811; XVI. 164, 
844 Xli. 28; XIII. 414; 288, 731, 814. 

XIV. 444; XV. 739. Nr.2 XV. 344; XV. 
845 XIV.444, 655; XV. 883; 374, 535, 620. 

XVI. 731. Nr.3 X. 82, 506, 
846 XIV. 655; XVB. 731. 581, XI. 152, 
855 X1.558; XII. 28, 125, 520; X111.294, 

590; XIII. 414; XIV. 8, xVvi. 389, 780. 

257,378, 444, XV.98; 812. 

Vi. 203, 208, 530. Abf.2 XI. 384; XV. 48; 


856 XV, 98, 111. xVI. 84, 273, 625, 
858 XI. 668; XIV. 444, 762, 767. 
859 XIV. 3; xvi 208. 8148 XI. 85, 220, 558; XIIl.414; 
860 Xi. 208, XIV. 444; XV, 48: XVI. 126, 
862 XII. 481; XV. 797; 200, 625. 

xvl. 189. 8149 Nr.5 XV. 797; XVI. 189. 
864 XI. 589; XVI. 532. Nr. 6 XVI. 859. 
866 All. 590; XV. 98; XVI. Nr.T XV. 128. 

532. 8150 XV. 232; XVI. 158. 

869 Xi. 589. $ 152 XVI, 530. 
870 XVI. 359. 8153 XIV, 561, 619, XV. 362; 
875 XI. 569. XVI. 503, 530. 
876 XV. 436. 8154 XVI. 28. 
8119 XVI. 799. 8155 Xi. 569. 


1869 Juni 21. Geieg betr. bie Gewährung der Rechtshülfe [S. 305], 
; 835 XIV. 12. 


820 Xvi. 97 
827 Xl. 464. 837 XvVI. 97. 
8833 XII. 5b, 248. 
1869 Juli 1. Bereinszollgeſetz [S. a1] 
$ 2 XII. 118. 819 XVI. 769. 


$13 XxVI. 21. 


8 75a. XVI. 21, 
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Mord) Deutſche Gefebe ic. 
1869 Zuli 1. Bereinszollgefeg (Fortſ.). 


8 76 XVI. 21. 8 136 Nr. Ba. Xlll. 508. 
8119 'XVI. 769. Nr.bd. XV. 5413; XVI. 91, 
8124 XIV. 48; XVI. 269. 25. 
8 126 Abi. 2 xiv. 43. Nr.7 XvVI. 269. 
8129 XVI. 769. 8137 Alll. 4118, 508; XVI. 91, 
8134 XII. 660; XI. 118, 257, 435. 

508; xv. 3. 8145 XVI. 329. 
8135 XIV. 64; XV, 382; 18146 XV. 137. 

XxVI. 435. 8152 XV. 512. 


8136 XIII. 508; XVI. 435. |8 154 Xi. 118. 

$ 136 Nr. 1a. X11,393; XVI. | 8155 XIII. 118; XV. 3. 
21. 8158 XIV. 64. 
Nr. 10. XII. 298; XVI. | 8162 XVI. 329. 
21. 8165 XIV. 269. 


1869 Juli 16. Eihorbnung [Nah ©. 602], $25 XVI. 33, 
1869 Dezember 13. Belanntmahung zur Ausführung des oe 

FR ——— [S. 691), XII, 268, 442, 516; 

1, W 

1870 Suni 1. Gefeß über Erwerb und Berluft ber Bundeeé- nub 

Staatsangehörigkeikeit [S. 355], XVI. 728, 
1870 Zuni 10. en 6. 461], 

Kill 

1870 Juni 11. Geſetz betr. das — ꝛc. — 339], 

832 XIII. 264, 562; XV. 1845 XHI 

600. 847 xiii Kr 


1870 Juni 11. Gefe betr. — auf Aktien und 
Aktiengeſellſchaften [S. 3756], XIV. 556; XV. 434. 

1870 Zuli 21. Berorbnung betr. die —— bes Kriegszuſtandet 
[S. 503], XI. 609. 

1871 April 16. Berfafſung des Dentſchen Reichs ſS. 63], 
Art. 3 XIII. 403. Art.68 X. 215. 
Art. 22 XVI. 147, 298. | 


1871 Juni 23, Sa — bie Wechſelſtempelſteuer [S. 267), 
I 


il, 2 XII. 516; XIV. 759. 
1871 — Bekanntmachung betr. Neichsftempelmarten [S. 323]. 


1871 a 30. Einf.-Gefeg in Elſaß⸗Lothringen, Art. XII XII. 622. 
1871 Dezbr. 21. Geſetz betr. die Beſchränkungen bes ge la 
in ben Umgebungen von Feſtungen [S. 459), XVI. 73. 
835 XIV. 815. 
845 XIV. 815. 
1872 Mär 25. Verordnung betr. sen Verlehr mit Apotbelerwaaren 
(8. 85], XIV. 725; XV. 674. 
1872 Mai ı Geleh wegen Erhebung ber Branntweinſteuer [S. 183]. 
813 X 829 XV. 254; XVI. 596. 
814 Ani. 506. 835 XVE 52. 


1872 Juni 12. Gejet zur Gewerbeorbnung [S. 170), 
82 XVI, 232, 
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(Nord:) Deutſche Geſetze zc. 

1872 Juni 20. Militärſtrafgeſetzbuch [S. 173]; 8 2 a — 
VI. 406. 

1874 Mai 2. Militärgeſetz IS. 45], 860 Nr. 2 XV. 598. 

1874 Mai 7. Geſetz Über die Preſſe, XV. 467. 


$ 6 XV. 643. 520 Fortf. XVI. 786. 

5 7 XV. 456; XV. 571. |821%6.2 xvi. 96, 413, 492, 
8 8 XV. 456. 584, 617, 655. 

& 9 XV. 643. 822 XVI. 300. 

817 xvi. 537, 823 XVI. 290. 

818 XV. 643. 827 XV 300. 

820 xvi. 334, 392, 413, |829 XVI. 290. 


432, 537, 571, 575, 1537 XVI. 617. 


1875 Januar 4. Kaiferliche Berordnung Über den Verkehr mit Arznei- 
mitteln [S.5], XVI. 232. 





II. Sach-Regiſter. 


(Die rheiniſchen Rechtsſätze find unter Rhein. Verfahren aufgeführt.) 


U. 
Abdederei, Befähigungszeugniß. 
vi 499, 


Abendmahl, 

Berweigerung. XVi. 469. 
- Aberlennung sc., |. Ehrverluſt. 
ae, Körperverleg. 1.523. 
Abgaben, |. — 
Abgenrhneter, & erantwortlichk. IV. 


Khan, Berwahrg. VII. 584. 
Ab nung, ſ. Beweisantr. 
Geſch 
Abolition ohne Geſetz. 1. 293. 
Adpflügen, öffentlich. Weg. X. 596. 
Abſchriften. 
Angelt., Anti. III. 308, 427. 
. Beil. XIII. 30. 
» Ertenntniß. VIII. 609, 
IX. 524. XIII. 551. 
D m v1. 675, XII. 


ꝛc., 


Oeweſene Befeinfbigte IX. 174. 
St.⸗A., Beil. XAli. 575. 
Vertheibiger. I. 66, 337. 
Borunterfuchngsafte. X. 596. 
— —— ſ. Vieh⸗ 
ſperre. 
Auinuinng, ſ. Geſchworne. 


— — 


Sn u "a6, XV. 82%6, 
XVI. 98. 
Berſuch. XV. 826. 
Fragſtellg. VI. 39. 
an 2 befeilter, Darübergeben. 


Adel, Berfuft, Ehefrau. X. 264. 

Advokat, vgl. Rechtsanw., Berth.x. 
Konlkurskurator i. Hann. XV.474 
Vollmacht. XVI. 20. 

Angeavation, weitere Verthdg . IV. 


Atten. vgl. Abſchr., Geſchw., Url. x. 
Einſicht, Angekl. II. 285, vu ia 
⸗Becthdgr.V. 364,1X. 174 
Berluſt, Aufbebg. d. Urth. V. 
115, VII. 499. 
Borlegung, Beweit. X. 272. 
AITLENgEICH MEN! ,  Baareinlage- 


ale Angaben. XVI. 683, 6%. 

tempelftrafe. I. 57. 
Berpflichtungsfchein. XVI. 698. 
————— Anzeige. XV. 


Atatoiten, Beſchimpf. XV. 687, 


| aitmaart, Deicregt. vi 3, 
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Amtöbeleidigung (Fortf.). 
Strofverfolgungsantr., App.⸗G. 
Bien. Xin. 643, XV.482, 

Bergw.-Inipelt. Xvi. 721. 


Anneftie, ſ. Beguabi 
— —28 — Gegenbeieis, 


——— g. ⸗ 


Auszug a. Kirchenbüch. XII. 379. 
Beglaubigg. e. Urk. XIV. 818. 
Begriff. IX. : 

Bewußtſein. Xi. 63. 
Hanblungsbevollm. IX. 177. 
Keligionsunterricht. IV. 35. 
no al V. 469, 


Sn. en Aufn. IX. 529. 
⸗ Cintiago. 11,X11.209. 


. GErmirtg. Mandate. 
XIV. 154. 

eo Brogefführg. 1. 201, 
XI. 575, XIV. 484. 


Suspendirter Beamter. IX 504. 
Thatbeſtand. I. 291. 
Ueberſchreitung. VIL. 363, X. 86. 
Bertretg. im Prozeß. 111.10, X, 
- 89. 515. 
BImSEDeIE Digung vgl. Beamter, 
Behörde, Dienſteid. 
————— -R. XVI. 301. 
Rechtsirrth. X. 78. 
Anweiſung d. Juſt.“M. IV. 89. 
Aufrechnung. IV. 261. 
— Beamte, VII. 187. 
— e. Beamt. XIIl. 449. 
Auswärt. Behörde. All. 263. 
Belanntm. d. Verurth. IV. 206, 
IX. 227, X. 769, XV. 543. 
Berrafg. w. einf. Bel. I. 496. 
Beziehg. a. d. Beruf XV. 44, 246. 
Dolmerich., Notarialalt. XV. 144. 
Dolus. X. 77, XIII. 620. 
Eingabe an e. Behörde. IX. 740, 
Ermãchtigg. XIV. 686. 
Gericht, Perhorrescenz. 11. 547, 
VII. 483, 589, X. 360, 362, 
XIV. 201, XV. 432. 
Geſammtheit, vl. 121, X. 78, 
173, 516. 
Mild. Um. vu. 272. 
Perſon d. Beamten. XIII. 21, XV. 
91, 246, 866. 
Nemonftration. VII. 208. 
Strafverfolgungsantr., Yınte- 
vorfteher. XV. 680, XVI. 607. 


Rechtſpr. d. 8. O.⸗Trib. ıc. XVI. 


AmtöhandInug, vol. 


«  Gingabe an d. Rorgefegten. 
IV. 76, XVI. 789. 
.- Sefifiellung. XI. 37. 
⸗Friſt. XVI. 6. 
Gerichtsdirettor. XIV. 347, 
XV. 432. 
Gerichtslomm. XVI. 665. 
Kollegium, Migl. XV. 91. 
Kreisausſchuß. XVI. 607. 
Kriegeminifter. XV. 576. 
Neuer Antrag. XVI. 412. 
Richter. XIl. 452, AV. 583. 
Vebermütlg. XII. 614. 
Bertreter. VII. 332, XV. 
817. 
Unkenntn. d. Amtsausubg. XIII. 
620. 
Urth.-Ausfertigg. X. 769. 
Waldeck, öffentl. Klage.X11.483, 
Zeitungsredaltent. XIV. 686 
Zuftändigl. I. 325, XV. 432, 


XVl, 552. 
Beſlechg., 
Widerjet- 


„se ss yo. 


— Geifil., 
lichk. 2 
Ausıuf. RL 166. 
Befehl, Beſugniß. IV. 486, VII, 
517, vũi. 653, 1X. 97, 
xl, 257. 
Geſetz. vI.431, VII. 747. 
⸗Oertl. Zufländigk. 111.224. 
Bcob. reglem. Vorſchr. X. 106. 
Dorfgericht. VH. 65, IX. 191. 
Srelutor. VI. 431, VI. 653, 
X. 512, Xi. 257, 396. 
Forftbeamte, Anbalten verbädt. 
Perf. IV. 253, VIII. 519, 
713. 
. Somiyun auf Wegen. 


⸗ Sansfucg, er 65, X. 317. 
Nöthigg. zur Nüdtchr. 
11. 498. 
Pfändg. gelten. Holzes. 
1. 526, Xl. 483. 
⸗ Beranlafig. zur Thätigk. 
X. 58 


. 526. 
Gorfibeamte, Vorwürfe. IV. 109, 
57 
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Amtöunterfhlagung (Be. 


Amtshaublung (Gertf.) 

Gendarm. VII. 517 

Geſetzwidr. Verfahren. viu.772, 
X. 354. 


Guter Glauben. VIII. 145. 
Hausfriedensbruch. XIII. 470. 
Jägerlebrling. IV. 508. 
Jagdaufſeher. X. 775, Kill. 48. 
Körper. Unterſuchg. v1. 359. 
Nachtzeit. X. 

Norhwehr. XI. 

Deril. — iu, 134, IV. 
305, XI. 54, 450, XIII. 472. 
Drtepolizeibeamter. IV. 305, V. 

201 


Bolizeidiener, Hausfuchg. X. 106. 
Teſtamentsaufnahme. Xıll. 472. 
Transport v. Gef. VI. 183, 436. 
Vermeſſung, Richter. XI. 556. 

Amtöunteridlagung. 

Ableugnen d. Befiges. X. 282. 
Abſicht d. Erſatzes. 111. 544, IX. 

570, X. 250. 

Abftimmung d. Geſchw. VI. 291, 

570, X1. 531. 

Amt. Empfang, Auftrag. 
572, Xlll. 228, 
- Crmädtigg. 1.406, VI. 
451, VII. 602, vi, 
78, X1.86,438. X11.249. 
⸗Gecſchenk. Xı. 438. 
- .Xäufcg. 1.406, X1. 438, 
525, XVI. 226. 

. Boransfetg. v1l1.251,587. 
Amtefchreiber. VII. 515. 
Anfellg., interim. VI. 277. 
Antt.-Komm. 1. 360, IV. 542, 

vum. 692. 

Bucfübrg. ıc., Beruf. I. 522. 
Beziehung. X, 748. 

.e  Gigne Berwaltg. 111. 147. 

-  KEinnahmeregift. 111. 470. 

. Crbid.-St.-Tab. XVI. 

257. 


IX. 


.e Kontroll.-Reg. 1. 247, 
v11.246, IX.455, XIII. 
24, XV. 257. 

Bof-Ann.-B. II. 470. 

Strafgeſetz. IX. 243. 

Unterlafig. TI. 318. 

Urkunde, 11.318, 111.148. 

Doine. v1. 277, X. 17. 


% 


a ee 2 (u ug, 00 03. U 22022 


ae, 
Angehörige, 
Angellagter, vgl. Abſchr. — 


Exretutox. In. 16, X. 282, 
286, XV. 109, 357, ar 
efiftellg. d. Defelis. IV, 369. 
agſtellung. VII. 86. 
sotzeswechsel. IX. 248. 
Konkurrenz, Betrug. I. 406. 
⸗ Münzverbr. It. 131. 
Urk.Falſchg. W. 97. 
Lehrer. VI. 260, XV. 269. 
Nachtheil. X. 516. 
Notar. III. 544, VII. 92, 576. 
Oper Betrug? I. 232. 
Perfonenzettel. V. 35, X. 98. 
Bofterpebitionsgehälfe. Iv. 15% 
Rechtsanwalt. VH. 576, 1. 485. 
Städtiſche Verwaltg. IX. 728. 
Berfälfchg., Bücher. I. 247. 
. Rechnungen. III. 147. 
Vorſchuß, Erſtattg. 1. — 


Amtsurktundenfälf u 


germ. in Naflau. 
Brivaturt. V. 215. 
AL DORge SanıE. Im. 
159. 


Bermögensvortb. XII. 426. 


Amtövergehen, vgl. Beftechg., Ge 


a Körperverl., Etui 


ollſtr. sc 
Aatöverlenmbung „Beſtechg. 1 


— IX. 386. 


Anerlennung, Rechtskr. XI. 338. 


Zurüdnahme. VIII. 184, XI. 254. 
— IX. 194. 
ittbig. an d. Angel. 


Nichte. XV. 19, 


Beweisantr. 2C., Berhaftet et, 
Bor-Unt. 
Anmwefenpeit, Bereit, vn. 657, 
. 568. 


. ——— 1. 62 

Kommiſſar. Vernebm. 
XIII. 652, XVI. 489. 

⸗ Prototoſl. XVI. 740. 


⸗ vruſg — 


Anweſenheit, " Nneiteverfäahg 
XV. 473, 812, 
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Anklage (Zerti.). 


Angellagter (Fortſ.). 
Bezeihnung. X. 565. 
Blödfinn. IX, 546. 
Ehefrau. VI, 312. 
Entfernung, freiw. 11. 464, 
IV, 448, X. 233. 
« Ungebübrl. Betr.1. 183, 
IV, 435, X. 676. 
⸗ ——— Mitangell. 
XVI. 
Gehör vor Beil — 756. 
a d. Brüfg. 
V. 76. 


- Ausiebg. d. Berfahrene. 
IX. 410, X. 220. 

- SHanptverbölg. I. 319, 
vi. 402. 

« Kenntnißd.Geridhts.ll 43. 

. Nichtigleitsgrd. VII. 402, 

X. 159, XIV. 250. 
« Nichtigfeitsinf. III. 512, 
X. 544, XV. 601. 
e Brüfg.v. Aıntsw. IV. 153. 
Sähmwurgerichtshf. IX.478. 
Krankheit. Xıv. 571. 
Letztes Wort, Anffordg. X1ll. 362. 
.- Gchmwurgeridtsf. VI. 70, 
xXxi. 266, XIV. 44. 
.- DBerlangn. Xv. 575, 
XVI. 44. 

. Wirkung. XVi. 521. 
Namensverwechſelung. I. 237. 
Taubbelt. Alll. 533. 
Unmünbdiger. XV. 641. 

Bäterl, Gewalt. VIII. 486. 
— — d. St.-A. XII. 


. vor 4 Beweisaufnahme, 
XVI. 521. 
Verwechſelung. 1. 237. 
Borladung, og Bebändigg., 
Kont.-Berf. 
. Beil. V. 137, v1. 686. 
VIII. 486, Xi. 459, 
XV, 291. 

⸗RWeſ. Förml. X11.329, 500. 
Angriff, vgl. Widerſtand ıc. 
Berechtigg., Weberfchreitg.,X.795. 
Gemeinſch. IV. 548, XVi. 710. 
Urſ. e. Körperverl.. XVI. 792. 


Anklage, vgl. Befafig., Erſchöpig., 
Sefi 


chtop. ꝛc. 


Antr. auf N eröffng, 111. 113. 
Ausdehng., Gegenſt. IX. 523, 
- Stellen e. Schrift. X. 143, 
429. 

⸗Thatſachen. X, 523. 
Drudihrift, Theil. IX. 451. 
Erläuterung, Borfigdr. V. 119. 
Erſchwer. Ump. Vil. 274. 
Fallenlaffen. VII. 51. 
Förmliche. Xıll. 130. 

Nähere Umft. II. 259. 
Ortsangabe. XI, 429. 

Brüfg. d. Inſt.R. 11. 275. 
Subftantitrung. IH. 5. 
Ueberſchreitung. VII. 499. 
Verbindung. 1. 512. 

Widerſpr. früh. Berurth. IX. 186. 
Zeitangabe. V. 265, VII, 562. 
Zurfidnahme. I. 550 


Aäfingebejgtug, Brian d. St.⸗A. 


II. 368 

ann. r "76. 

Gründe. VI. 532. 

Mittheilg. IV. 396, VI. 8, 249, 
IX, 353, 

Rechtskraft. VII. 154. 

Ueberfegung. XV. 538. 

Berlefung. IV. 368, 
XIV. 249. 


IX. 353, 


Anklagekammer, Befassung. VIII. 


638, X1. 550 
Setzen auss. Verfolgg. X. 518. 
Verweisung zur Strafkammer. 
IX. 98, 


Anlagepuntt, App.-R. X. 225. 
Auflage drift, vgl. Auflage. 


Abweichg. v. Antl.⸗Beſchl. 1.431, 
VIII. 233, IX. 548, 
Anführg. d, Btrafges. X. 531, 
Xi. 197. 
Einhändigg.an d. Geſchw. 1. 570. 
Ergänzg.d. Ankl.⸗Formel. 11.376. 
Handzeihuung. XV. 41. 
Mittheilung. VII. 214. 
⸗Abſchr. VI. 8, XV. 746. 
e Anlagen. xvi. 129. 
⸗WNVUeberſetzg. XIII. 182. 
⸗Unterlaſſg. VI. 249, 
IX. 353, X. 684. 
- Borlefung. 1. 308, 
X1. 612, Xill. 205, 


67 * 


I _ 
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Aufingefärift GFortſ.). Aufhutsigung, laige 114%. 
Neue. XIV. 712. Anzeige e. lonfreten That. 11.37. 
Uieberfegung. XV. 538. Behörde. IV. 132, IX 31, 
Verlefung, Abth.⸗S. IV. 34. XIV. 788. 


- Auslaffungen. II. 329. 
-Gerichteſchreiber. IV. 368. 
Zeitpuult. VI. 324. 
Auflagejenat, ——— d. Ver⸗ 
fahrens. VI. 390 
Befafjung. ix. isi, 407. 
Beſchw., BALL: 'd. Anfl. X. 


. Berfetn. in Anklageftand. 
IV.98, V11.501, vill 601. 
. Berwerfg., Gründe. VII. 
366. 
Ergängg. d. Bor-Unt. VI. 390, 
XIV. 452 


Eröffng. d. Unt. w. Vergebene. 
vill. 182, 1X. 93, 477, X. 671. 
Komp.-Konfl. m. Rathet. IX. 93. 
Konnexe Sachen. 1. 233, IX. 93. 
Richterzahl. Xi. 385. 
Vorbehalt. IX. 41, 191. 
Anllageftand, Sufbebg- durch 
Schw.⸗G.⸗H. Xi. 
Beſchwerde, St.A. in 149. 
. Subſ. Hafıb. I. 492. 
Borunterfuchg. IX. 302. 
Anlage, ſ. Gewerbsaul., Sach⸗ 


beihäd. 
Auorimung). Obrigt., vgl. Schmä- 


Aufgehobene. IV. 363. 

. Begriff. XVI. 474. 
Bundesbehörde. X. 1585. 
Geſ.⸗Vorlage. XIV.55, XVI. 231. 
Konfrete Maßuahme. VII. 449, 

XVI. 474. 
Kriegserflärung. XV. 313, 735. 
Maßnahmen d. äußern Bolitit. 
III. 430. 
Preußiſche Obrigk. VII. 268. 
Nichterl. Entf. V. 163. 
Unterlafjung. XV. 385. 
Verbot, einzelnes. VII, 449. 
Wahlerlaß. III. 63. 

Unpzeifung, Aufruhr. vi. 73. 

— — 138. hib 
ureizung, |. Sriebersgefährbung. 

Auſch ah! .Disz.Verſ, Fiskal⸗ 


Zuſlandigl. XV. 258. 
Beleidigung. XV. 53. 
Dolus. Al. 37, vul. 4, 
All, 404. 
Feſiſtellg. d. Mrafb. Sankı, 
V. 182, VI, 258, XIV. 769. 
Form. XVi. 410. 
Benbarm. XI. 538. 
Immebiateingabe. IV. 257. 
Injurienflage. XV. 612. 
Mittheitg. Anderer. VL 3%. 
Privatllage. XV. 270. 
Schlußfolgerung. 11. 33. 
Unwahrpeit. XVI. 411. 
Berfahren, Inuchalten. XI. 32. 
Berjährung. VI. mn 
Berleumbung. XI. 
Berjhweigen, Skcafaniäl-t: 
XV. 728, 


Weſentl. Umfl. VI. 130 

XIV. 811. 
Vertheidigung. VI. 120, Xlll. 40 
Auftiftung, | —— Xi. 15 


Anleitung. u 498. 
Anreizung. X. 808, 
Anfforderung. XV. 536. 
Auftrag. Xıl. 328 
Debingter Entfhluß. V. 32 
Einwirlg. auf fremden Wis 
Xi. 360. 
Eniſchlofſener. 1. 303, 1.82 
Erſchw. Umſt. 1. 547, IX. 24 
Gehftelung. 11. 376, vi. 38 
X. 806. 
Fragſtellg. VII. 44, 288, 3 
XVI. 649. 
Gehülfe. XV. 239, XVI. 147. 
Schmormenipruc. IX. 4% 
Mißbrauch d. Anfehens. I. 5% 
Mittel, II. 376, 1X 470,18 
Mittelsperſon i 563. 
Rathsertheilg XVI. 778. 
Heallonkurrenz. XVi. 478. 
GStrafunmünbiger. IV. 102 
Strafverfolgungsantr. Irı 
Veberrebung VII. 366. 
Üebertretung. V. 353, 
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Appellation (Fortſ.). 
Rechtfertigg, Nachträgl. Erläu- 


Anftiftung (Zortl.). 

Berleitung. X 8083. 

Verſuch XII. 353. 
Anſtiftnugsverſuch, ſ. Meineid ze. 
Antragsvergeheu, ſ. Strafverfol⸗ 


ngeantr. 
Apotheker, re d. Deftillirge- 
rätbe. V. 
Haftbk. fir Sehätfen 1. 166. 
Kleinhandel mit Spirituofen. 
Xıtt. 503. 
Appellation, vgl. Berufung. 
Anmeldg., Analph. VI. 363, 440. 
. Bebingg. XI. 254. 
Friſt, Belehrg IX. 466. 
⸗Gegenvorſtellg. VII 360. 
« Berbafteter. II. 173. 
» Berlängerg. XVi. 759 
Neg. gestor. XIII. 348. 
Rekurs VII. 554. 
Sitzungsprot 1.408, 11,516, 
1V.58, vi 139, 1X. 466, 
X. 267. 
Stellvertreter. V. 483. 
Unmündiger XV. 473. 
Unterfreung. VI. 363, 440. 
Unterforifi.tv. 111, V1.243, 
363, X. 661, Xlt. 97, 
II. 348. 
Unzufriedenh.⸗Erkl. V. 471, 
VIII. 641, XIII. 433. 
Vater. V. 386, VII. 610. 
Berhaftet. 11. 173, V. 471. 
Berluft. Xi. 538. 
Bor d. Erf. VI. 324. 
Beantwortg , el X1. 136, 
180. 


⸗ —2 „Auffordg. 


⸗ AEG vır. 108. 
Inſtruktion, Mängel. X. 206. 
Rechtfertigg, Beſchw. IV. 230, 

V. 37, IX. 377, X. 86. 
u. BE 376, XIV. 330. 
⸗ ————— Ablehng. 


u vu wu u ww 


. ua. 


vv 


.. —* la IX. 336, 


.s vrug — 26, XVI. 759. 
⸗⸗ wiederholte. IX. 448. 


- Mittheilg. VII. 497, VII. 87, 


XV. 730. 


terg. IX. 35, XIV. 591. 
Thatf.ır Beweism. 1.152. 
el Vorlegg. XVI. 


Umerkrifl XV. 154. 

Berweilg.a.and.Schriftft. 
IV. 449, XV. 188. 

Bollm., mündl. X1. 421. 

Vorbehalt, Beweisantr. 
vis. 745. 

Zulafig- 1.152, XII. 463, 
XVI. 759. 

Zurädweif. XIII. 674. 


— Gew.⸗St.⸗Kontrav. 
216. 


[ 


Nahbrud, Beichäpigter. 
vi 798. 

Perſon, Namen. 1. 237. 

Urth. d. Pol.⸗R. ı. 141. 

Berurth. w. Uebertr. 


VIl. 183, XI. 36. 
Berzicht, St.-A. X. 73. 

«  SRerurtbeilter. XI. 254. 
Zurücknahme, bedingte. XIII. 669. 
Zurücknahme, St.⸗A. IV. 525, 

vi. 379. 
Zurädweilung, N XxII. 133, 
Xlll 


⸗ Beſchw. ne 321. 
. Nidt.-Beihw. I. 572. 


Appellationsgericht. 


Aſſeſſor. X. 565. 
Beſchw. ü. Schw.G.H. VII. 101. 
Richter, rd in erſter Inf. 
51 
» Berwanbtid. 1.190, VII. 
102. 


= ualeeriolgungnenie, XI, 643, 
V. 432, 


Aopelationsiang, Ausbehng. 


— — X12 76. 

Referent. 11.216, VI. 377, X. 
676, XIV. 132, XV. 776. 

Sigungsprot. . 408, XI. 351, 
XIV. 404, XV. 36, XVI. 528. 

Strafverfolgungsantr. XIII. 259, 
XV1. 369, 378. 

Berlefung d. Ankl. IX. 54. 

Berluft e. Inſtanz. VII. 657. 
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‚Appedshenseigie, vgl. Ber,-R,, 
Rechtskr. (telat). 
an Feſtſt, Altern. XV. 200. 
Amtscharakter. XxVI. 301. 
e Andere That. IX. 371. 
» Begrünbg., Beweiser⸗ 
gebn. 111. 343, V. 127, 
vıl. 171,550, X. 721, 
XII. 604. 
.« Begründg., Schlußfol⸗ 
erg. 11. 14, 256. 
⸗ Begannigs. ſtait Theiln. 


⸗ a 581,X1V.78. 

⸗Einzelner Fall. XIV, 467, 
IVI. 413. 

.- &rli.d. Berth. IV. 227. 

⸗ Erſchopſs. d. Anl. XI. 
133. 


⸗Notorietät. XI. 172. 
e Ortsangabe. IX. 215. 
. — d.Verletzten. IX.109, 
. 685. 


⸗ — * Beweisaufn. 
III. 401, 480. 


⸗Richtg. d. Beweisaufn. 
II. 45. 


.-  Schriftvergleichg. X. 806. 
.- Xheiln. flatt Hanptthat. 
Xi. 347 
. Webereinfimung. d. Be- 
weisergebn. XI. 506, 
XI, 15, XIV. 313. 
Abw. —— Umfang d. Beweis⸗ 
aufn. X. 225. 
Akten - Bezugn. ., abweich. Feſt⸗ 
flellg. Xi. 50, 172. 
. SBeibebaltg. d. Fefiftellg. 
vin. 528, XV. 228, 
307, 358, 748. 
. Beieitigg. d dv. Bebenlen. 
vi. 571. 
⸗ ——— VII. 70. 
⸗⸗Prüufg. v. Beweisantr. 
IX. 569, X. 113, 762, 
XUL 490, XVI. 307. 
. Ghrut.-Verbdlg. 1V.232. 
Antragsverg. VII. 623, XIII. 324. 
Ausdebng.d. Berfahrene..V11.623, 
Auslegg., Beweisantr. XVI. 739. 
Fefiftellg d. erſten R. 
VII. 6 


Appellatiousrichter (Kortf.). 
Bedenken, Antrag. VII. 695, VIIL 
624. 
.e  Beieinem Punkt. XILT. 
„Mitth. VII.666,X1.280, 
e ®Brüfg. vu. 695, —XRX 
⸗ Borverhanblung.X.368. 
« Wiberlegung. XL 45. 
Beſaſſg. a d. — .V.230, 
1.41 


⸗ A. 5. Bat, v. 37, 


IX. 335, 
⸗ Beſchwerdepunkte. IL 
377, X. 86, ZN. 417, 
XV. 591. 
⸗ A Ert. IX. 57. 


Beibehaltg. d. — ng 
Xi 

⸗ —** andere VII, 

389, X. 662, 718, All. 

139, XV. 25, 163, 
XVI. 472, 548. 

°e Begründg,, Berweiſung 

auf d. erſte Urth. I. 

47, vn. 485, vu 


B — ee 

v n und 

auf — and. Entid. 
XV. 840. 

. Na 


Beweisernenerg 
— 373, AU .492, Il. 
. — Verleſung 


⸗ —8 X1, 133,416, 
X11. 7, 347, XIV. 120, 
XVI, 449. 
«e Unzuläffige. VIIl. 681, 
VIII. 93, IX. 214 
Beftätigg. d. ürlb. 
VII. 70, VIII. 136. 
Bemeituntsag, Entf. im Erl 


Beweisantr. bes Augell. Aut 
bleib. X1.443, X11.183. 
Auslegung. XI. 368. 
Beweis d. Unſchld. I. 24 
Entſch. im Erk VI. 19. 
Erfolgloſigk. d. früh. B. 
IX. 558, 
⸗Erheblichk. IX. 584. 


viıvı 


ao mn, ——e— 
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nun: (Fortf.). 

eweisantr. des Angell., Er- 
fhütterg. d. Feſtſtellg. 
Xi, 44. 


⸗Gegenbeweis. VI. 182, 
X. 452, 642, X1. 292, 
XV, 167, XV '307, 342. 

⸗ Slaubwürbigt. X1. 368, 
377, 378, XUL, 580, 
xiv. 418. 

.- Yub.d. Sitz.⸗Prot. X. 4. 

e  Srrtb., Berfpätg.X1V.39. 

. Mitangel. vi. 390. 

e Neuer Einwd. XVI. 80. 

⸗ ul: „Berſchulden. 


⸗ — 11.122, 
491, Vi. 398, Xi. 
660, 

⸗Riichterl. Ueberzengg. IX. 
287, X. 709, X1. 14, 


XVI. 112. 
. &adp.-Butadten.X.19. 
. Gtrafmaf. IX. 576, 
All, 439. 


* Gubflantirg. X. 452, 
XV. 695. 


FTFyhatjſachen. Xıll. 178. 
» : ZTruntenpeit. Xl. 14, XII. 
26 


226. 
⸗VUnßtatth. XIV. 314. 
-  Unverflänbl. Xıv. 43. 
⸗WBideriegg. d. erſten Feſt⸗ 
flellg. IV. 261. 
oe MWieberbolg. Vi. 188, 
a 596, 1X. 689. Br 
eugen erft. Infl.1V.26 
Baweisantr. ® des St.⸗A., Er⸗ 
heblicht. IV. 223. 
Eiuwand, Pelle. 11.446, XV. 74. 
Groänsg. d. Feftftellg., Beweis, 
1, 209, VII. 434, 591, 
XV.747, XV1.464, 466. 
- Dolus. VIL 656, IX 
332, Xll. 221. 
.« Ohne Beweis. VIL 70, 
XIL 459, XV. 591, 
XVI. 341. 
⸗Selbſtverſtändl. Merkm. 
Iv.351, VI.261, IX, 
56, 535, X. 107, 695, 
XU. 582, XV. 298. 


Aipyellatisusrichter (Fortf.). 
Ergänzg. d. Urth. aus d. Grün⸗ 
den. XVI. 391. 

Erſchw. Umſt. VI1.274, XV1.325. 
Sreifpredhg. 1. 158, 309, 11. 110, 
xl. 221. 
Geſetzeowechſel. X. 200, 418. 
Glaubwürdigk.v. Zeugen. IX.537, 
X. 377, 378, XVI. 132, 443. 
Gründe, Baugn. auf. e. vere 
nichtete® Erf. 11. 87. 
» Unverfländlicht. II. 49, 
Heilung e. Nichtigkt. Beweis. X. 
‚93, 313, X, 247, Xıll. 
239. 
⸗Sachyv., Bereibg. IX. 216, 
«  Bengenvereig. IV. 247, 
9 


Kontum.»Berfahren, Aubrohg. I. 
532. 


. en d. Bertbbgrs. 
VIII. 

— * vii. 608. 

⸗ Berhafteter. IX. 520, XV. 


457. 

Mehrere Strafthaten. vis. 614, 
XVi. 413, 

Didernb. ümſt. v’ 409, IX. 14, 

X. 528. 

Mündl. Verhbig. IX. 163, XV. 
36, XVI. 206, 443. 

Obertribunal, DiG-S. XVI. 
26 


126. 
le Beweisaufu. XVI. 
682. 


Strafantritt, Anrechng. XVI.309. 
Strafausihl. Or., Prüfg. VI. 


382, 
Strafe, unzuläfl. XVi. 275. 
Strafverfoigungsantr. VII. 623. 
Strafjzumefig. IV. 283, 1X. 576, 
Xi, 433, XVI. 275. 
Unterfagungebaft, Anrechng. 11. 


Unzuſtändigkeitserkl. IV. 62, V. 
348, VIL. 47, 1X, 308, Xi. 600. 
XVI. 483. 

Berhafteter, Beweisantr. V1.483, 

VII. 398, X1. 93. 
⸗Mitthlg. d. Zeugen. XI. 


136. 
Berjährung, Unterbr. VII 70. 
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Appellationdridhter Fortſ. 
Serlejung, Ankl. VII 679 
⸗Ausſaged. Angefl. "ein. 
Brot. 1V.117,vı111.119. 
ve  Wusfaged. Angelt., Bor- 
Int. 1. 459, X. 509, 
Xu. 151, Xn. 239, 
XV. 421. 
⸗Ausſage e. Mitbeihuld. 
111. 497, XII. 176. 
. Beweisdufn. 11. 408, 
497, XVI. 528. 
⸗ Geftändn. im Strutin.- 
Verf. X. 528. 
.« Gutadten. 11. 460. 
. Notbwendigt. 1V. 232, 
IX, 163, XV. 36. 
»  Beugen-Ausf. 1. 438, 11. 
441, VIII. 1923, 648, 
IX, 163. 
©it.-Prot. VI. 136. 
Bermutbg, Behaupt. d. St. 


an db. Angel. U. 82, 


217, X. 676, X1.424, Xıl. 


154, XVI. 48. 
Bernichtg., — Verfahrens. 
110, IV. 247, 329, 
x. 485, XI, 314, XV. 
696, xvi. 259, 295. 
⸗EGecfetzesverletzg. 1. 206, 
11. 255, 401. 
- Mangelb. Feiftellg. 1. 
209, XI. 488. 
. Dbne Antrag. 1. 209, 
vın. 136, 1X. 341, X, 
784, XII. 318, 380, 
433, 596, XV. 106, 
XVI. 135, 179, 362. 
⸗Weſentl. fehler. 11. 148, 
vi. 136. 
Berfpät. Beweisantr., Erbeb- 
Erlãuterg. IV. 477. 
Erſchöpfg. XII. 117. 
Förml. Aute. 1. 152. 
nn Ablehng. Xi. 


⸗ Neue Verfahren nad) 
Bernidhtg. XIII. 516. 

⸗RNene Thatf. XI. 524, 
xl. 500. 


gyıyıYVY{35$ 


— — (Fertf.). 

er pãt. Beweisanır., Prüfg. 
Iv. 324, VI. 312, VIE 
484, X. 346, Xi. 557. 
= Wiederholung. XV. 666. 
Beripät. Beweismittel. VII. 162. 
Vertagungsantrag, Ablehng. Il. 
164, viu. 279, X. 
318, XI. 493, 48, 

XIV. 571, XV. 584. 
⸗ Berüdfichtigg. XV. 598. 

⸗Beſcheidung. XV. re 
BaaNen, Antrag. 459, 
| 1. 447, Xi. ie x. 


181, XV. 26. 
⸗Befragg ˖ b. Angel. VD. 
372, XV. 169. 

⸗ —— ſ. ea b. 
Ange 


⸗ —— tz ie. 
.« Mittbeilg. d. Namens. 
Xu. 657. 
Vorladung. XV. 588. 
Berioekf. zum Schw.-®. XI. 600. 
Borbehalt. 1. 211. 
Borführg., Antrag. II. 106, 1, 
1, XIV. 509. 


⸗ Seind am Gericht erfier 
uf. XV. 163. 
- Big, Berkdi. IX. 520. 


. — 5 — in and. Sache 


XV, 
— d. —8 II. 518, 
I. 806. 


Elieberboin dev Beweisaufu. 
v1, 712, XVI. 549. 
Zeugenvernehmg. n. 82. 
«» Kommifler. V. 368, 
IX. 585, XIV. 199. 
« Borläuf. XII. 479. 


Zurückverweiſung, Ermeſſen. 
vi. 657, IX, 447. 
.« Berlufte. Inf. vu, 657. 
. BZutäifigl., and. Ge⸗ 
fihtep. Xıv. 166. 
. Suläffer., ae 
weg. Ill 
. Butäfgt, ——— 
a . 206, IL, 255, 


⸗ Zuläffg,, Strafverf- 
Antr. XIII. 259. 
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Appellationsrichter (Hortf.). 
Zuritdoerweifung, Zutäffigt.,Un- 
gemügende Feſtſtellg. X 611, 
X1. 488, XIII. 328. 
Zufändigkeit. IV. 62, 91. 
— 
ntziehung. III. 274. 
Schröpfen. 11. 270. 
Wafferbeilanfiait. II. 195. 
Arbeiter, Ingenbtiche, Beſchäftigg. 
XV. 232, XV 
Arbeitdeinfietiung, — xiv. 
561, 619, XV. 362, XVI. 503. 
Arbeiten, Weigerung, 11. 357, 
vu. 
Arrehbind‘ 
Beſchlagnahme, Arrefaterinm, 
vi. 583 
⸗Aufhebg. xv. 163. 
⸗Dispoſ.⸗Berbot. VII. 
548, 796, X11. 66, 422. 
XV. 304. 
« Falliment. IX. 692. 
.  Rislalbehörbe. XI. 289. 
⸗FgFörmlichk. vi. vi, 2337, 
548,1X. 393, XIII. 282, 
XV. 407, 490, XVl. 
401. 
- Forderung, Iobib.V.119, 
Xill. 346. 
Fremdes Eigenthum. 1. 
422, VI. 44, VII. 583, 
VIII. 392, X1. 87. 
⸗ Früchte. XV. 675, 
XxVi. 326. 
⸗2GOutsinveutar. X. 499. 
⸗Irrth.xiv. 188, XVI. 358. 


⸗Konkurs. VI. 548, 
Xill. 585. 

⸗Lohnarreſt, unzuläfi. 
XIV. 

. Dangel bes Auftrags. 

. — X 771, 
XIV. 309 


⸗ Offene Erel. - Drdre. 
XV. 304. 


» Pfänbungsprot. I. 404, 
Iv. 396, XVI. 660. 

.-  Regl.Borichr. VIII. 548. 

„Sequeſtr., Ankündigg. 
Xl. 169, XIV, 758. 


Arreſtbruch (Fortf.). 

Beſchlagnahme, Subh. VII. 145, 

X 449,X1 500,X1V.188. 

Subh. Endigg. XIV. 73. 

Subh., Theilg. Äll. 81. 

» Gnbh.-Bermert.X1.175, 
293, X. 22. 

theilw. IV. 396. 

Unpfändb. Sach. XV.406. 

Berfehwender. XIV. 240. 

Vollendung. VII. 705, 
Xi. 672. 

.» Wild. XII. 551. 

- Zubehör, Beftimmung. 
Xi. 559. 

»  Bubebör, Früherer Ber» 
tauf. X. 561. 

Befits eines Dritten. X1. 548, 
XII. 68, XIV. 115, XV. 512, 
XV, 538, 

Daner. Xıl. 274. 

Dolus, Abſicht. 1X.530, X11. 360. 
u. Beruf. XIil. 228, XV.A06. 
- Guter Glaube. VII. 284. 
- Renntniß d. Belchlagn. V. 

66, X. 630, X1. 371, 427, 
565, Xll. 667, 669. 
= Recteirethum. X. 638, XI. 
427,605, XV. 676. 
⸗ Untenwtmig b Rechtmäßigk. 
XxIV. 465 
Wille. IV. 260, vi. 667. 

Dritter. XIl, 667, 669. 

Eignes Recht. VIII. 667, 

Eigenthämer. VI. 583, X1. 87, 
351, 371, XIII. 360. 

Einmiligg d. Gläub. in Auf- 
bebg. d. Exel. VII. 284. 

Erwerb. e. Dritten. 1. 553. 

Falſches Geld. VIII. 152. 

Borberung, le vi. 150, 

2,972. 
⸗ Ares (Zablg.) IM. 
310, IX. 738, Xl1. 68, 
360, 507, Xull. 346. 
e  Entziehung.X11.360,507. 

Holzlanfgelder. IX. 312. 

Hund, Scharfrichter. Ill. 25. 

Sypoihet dee Eigenthumers. 
VIll. 689. 

Intereſſe des Gepfändeten. 
IX, 414, XI. 351. 


ve 
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Arreſtbruch (Fortſ.) 
Miether, Zurüdbeb „Rd. 
11. 104, IX. 327. 
Nachtheil. VIII 145, X. 558, X1. 
366, XII. 360, XIV. 73, 413, 
XYV. 406, 789. 
Bolizei-Sergeant. X. 74. 
Privatpfändung. VII. 153. 
Rechtsanwalt, Gebühr. XIII. 163. 
Sequeftration, Fortſ. nah Zu- 
ſchlagsurth. XIII. 666. 
Kenntniß d. Einl. 1. 559. 
Pächter. XI. 208. 
Steinbrechen. X. 563. 
Zubehör. XIV. 115, XV. 
67, XVI. 223. 
Sicherungsarreſt. IX. 179. 
Strafverfolgungsantr. XII. 542. 
Subh., Früdte. XV.675,XV1.326. 
⸗ Bertinenzfüde. IX. 542, 
X. 638, 706, XV. 675. 
⸗ 3ufclapsurth., ee: 
X, 
Superarreft. m. 309. 
Tilgg. d. Schuld. 1. 260. 
Verlauf. X. 314, XVI, 538. 
Berichweigung d. "Orts, IV. 316, 
Berfireuen. X. 579. 


sea ı u 


Berwarng. 1.422, V111.145,549, 


XII. 228. 
Berwechslung. Xıll. 34. 
Wegnahme d. —— VI. 337. 

» Mitbefig. V. 

⸗ Vrivatpfändg. vi. 153. 
Wegſchaff. gefällt. Holz. Xı. 361. 
Wohnungowechſel. XIV. 181,410. 

erflörung. Xi. 361. 
iegelei, Holzvorratb. XII. 147. 
Arznei, Bee vi. 58, XV. 632, 


elite, Tr 21. 
Fabrikat. VI. 211, IX. 159. 
eilhalten. XV. 673. 
audel, Erlaubniß. V. 559. 
Signeur-Fabrifant, IX. 423. 
Mirturen. IX. 423. 
Ueberlaſſen. XIII. 
XVI. 646. 
Berlauf. VI. 59, 
.  Gewerbsmäßigt.1X.356. 
Zuber. zu Heilzw. XIV. 726. 
Arzt, ähnl. Bezeichnung. Xul. 520. 


269, 486, 


Atzt (Fortf.). 

Ausftellg. unricht. Zeugn. 1.272, 
VI. 89. 

Doktortitel. XV. 271, XIVI. 389. 
Entziehung d. Approb. IL 274. 
Gewerbebetrieb. Xıll. 293. 
Naturarzt. XVI. 812. 
Reiche-Fudigenat. XI. 403. 
Sachd., Bereibg. V. 266, X. 9. 
Titel. Xill, 293, 

Bernehmg., Zwang. XVI. 302. 
Bertweigerte Hülfe. VIII. 384 
⸗Naſſau. IX. 688. 
Wundarzt erfler Kaffe. XI. 581. 

Afleflor, App.-Ger. X. 565. 
Disziplin. IV. 205. 
Schw.⸗G.⸗H. 11.30, VI. 630. 

Aufbewahrung :c., f. Urt. 2c..Ber- 

nichtg. ꝛe. 

Aufforderung, öffentl,, au Ber: 

br. ꝛc., Beihülfe. III. oo. 
— zu e. hochverrüth. 


men, beſtimmtes Un⸗ 
He 11. 141, VI. 375. 
Deffentl. IV. 6. 


Aufforderung » ——— x. 
Annahme e. 

Anordnungen. — — 
Dolus. XVI. 631. 

erfolg. 1il, 120. 

Hülfeleifg. Ill. 120. 
Nichtbefolgg. e. Gef. XV. 303. 
Nichtgebrauch e. Rechts. 1 565. 

Nichtzahlg. v. Steuern. VIL 536. 
Redakteur. XVI. 736. 
Schulbeſuch. Il. 126. 
Spezielle Big. 11, 476. 
Beröffentl. e. Dok. XVI. 786. 
J ebot, Ausläuber. II. 385. 
eh, j. Berlefung. 
Yuftaffunge — ‚ Stempel. 


Auflauf, — XIV. coo. 
Geudarm. XVI. 407. 
“ulm. der Sache. XIV. 491, 
Vi. 740, 


Aufruhr. 
Befreiung e. Gef. X. 329. 
Drohung, I, 531. 


FEAR. vd. Begr.-Merkm. Ill. 382. 


Bufammenrotten, Begr. 111. 365, 
X. 290, 881. 
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Auftuhr (Hortl.). 
———— Eigner Antrieb. 


⸗Fruüheres —— 
V. 431, X 63. 
⸗Oeffenil. En 331. 
⸗3Zweckd. Berein. 111.531. 
Anffammeln, Dünger. I. 567. 
Anfieher, Beflellg. ill. 461, 


aut, at Prozeifion, Ber- 


Bewußtf. b. Prolend. Senehmigg. 
XVI. 510. 

Hertommen. 111. 48, 513. 

Kirchl. Ceremonie. XI. 221. 

Be vu. 310. 


Angenſchein, |. Ortsbefichtigg. 
Ausbleiben, . Rontumazialver- 
fahren. 


Ansfuhrverbot, ſ. Koutrebande. 
Andgangdabgabe, ſ. Zollvergehen. 
5 ſ. Behändigg. 
Ansländer, vgl. Inländer. 
Ausweilung. 11. 540. 
Ehrenrechte. IV. 317. 
Landesverweiſung. VIII. 3, 
Schmwurgerichtebof. VI. 236. 
Strafverfolgg. X. 343, 690. 
Trauung. 11. 385. 
Zufländigf. X. 348. 
Audländifhes Geſetz. 
Fragſtellg. VIlI. 505. 
Höhe d. Strafe. X. 788. 
Richtigt⸗d. VII. 464, XI. 61. 
Notorietät. VII. 77. 
Brivatbelehrung. VI. 16. 
SchwG.⸗H. Xl. 263. 
—— IX. 387, 
X. 233. 


Berlefung. il. 519. 
Zeugenvereidung. I. 370. 

Audlaud, Amnefie. IV. 147. 
Aufruhr. IV. 147, V. 392, V1.73. 
Beförd. d. Fahnenflucht. VII. 550, 
Bundesftaat. XIll. 75, 126, 521. 
Ehrverfufl. 1. 218, V. 260. 
Feldfrevel, Anh.Vernb. 1X.229. 
Fra agftelung. V. 475. 
Nachdruck. I. 220. 

Nenes Strafverfahren. II. 218. 

Staatevertrag. II. 479. 


Andland (Fortf.). 
Strafbl., fontr. IV. 214, VI. 16, 
v1. 160, Xi. 263. 
Bereinigg. mit Prengen. VII. 4. 
Bergeben. 11. 71, 75. 
Zurückn. d. Antrags. IX. 387. 
Anölegung e. Scriftft., Bholg. 


Andlieferungs vertr., —— 
öffentl. Welver. vi 
Ausſetzung, Kindsmord. 1 748. 
— d. Strafverfahrens, 
j. Berechtigungseinrede. 
Ausipielung, Chance. X11.222,454. 
Erlaubniß, ut IX. 584. 
Geſchicklichk. X. 493. 
Deffentl. Xi. 515. 
—— — auolãnd. Agent. 


— — Xxiv. 347. 
Deutſcher. XI. 114. 
Dolus. V. 92. 
Entlaffungs-Urf. v. 91. 
Landwehrmann. I11. 230, XV.552. 
Reſerviſt. XIII. 336, 436. 
Berjährg. XIII. 336, 436, 
XIV. 265, 455, XV, 652. 
Bermittig. XIV, 28, XV. 245, 
341, 368, 


Vertrag mit Preußen. X1. 114, 
XV, 558, 


8, 
Bahnpolizei, Ortspolizei. Xi. 232. 
Banterntt, Beihülfe. XVI. 771. 
Eingetr. Genoſſenſch. XV. 753. 
Fabrikbeſitzer. I. 430. 
Gaftwirtb. 1. 372. 
Geſetzeswechſel. XIII. 647. 
Guisbeſitzer. VI, 207. 
Kaufmann, Firma. IX. 293. 
⸗ ——— VII. 128, 
X. 180 
. Sragftelig. III. 2, VI. 
405, 787, 747, X. 678. 
e  Gewerbefteuer. X1. 536, 
XII. 104. 
«  Hanbelsgejetb.X111.558, 
XV. 70, 178. 
«e Namen. Alll. 579. 
Konkurrenz, betr. u. einf. B. 
Vili. 405, XI. 99, XVI, 771. 
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Banterntt, betrüglicher (oe) )- 
Zahlungseinftellg., Zeitp. d 


Bankerntt (Fortf.). 
Müller. X. 513. 


Pfandſcheinhändler. Xl. 241. 
Refaurateur. 1. 372. 


Sahlungeeinfdg. ‚als Kfm.XV.7O. 
. Entid. d. Strafrichters. 
vu. 358, 695, X. 643. 


⸗ Erklärung. xvi. 770. 
.« Sragftellg. XV. 70. 


⸗Konkursersffng. VI. 332, 
579, 


X. 643, 
XV. 700 


xlii. 


-  Konl-Ordn. X. 353, 


XV. 700. 
⸗ a Aug. d. Geſchäfts. 
. 685. 


. Ungmresimungefätigtet 
x. 799. 

. Bahlg. durch Wechſel. 
419. 


XxII. 
. Bebtungeunfübget 
III. 383, XV. 700 
⸗Zeitbeſtimmung. IL 68, 
VIIl. 358. 
Banterutt, betrüglicher. 


Analogie. Il. 68. 


Anerkenng. v. Säulen. V.420, 


vin. 664. 


Beihülfe. XV. 175, XV1. 751,771. 
Beiſeiteſchaffen. VII. 600, X.348, 


Il. 68. 
Bemußtf. d. Benachth. v1, 214, 


524, XI. 66. 
:s Durch Dritte. 
XxIII. 18 


600, X1. 241, XIII, 18, 


Fragſtellg., Abfiht.1.520,11.331, 
IV. 813. 


.« Alternative. V. 88. 
. Beſond. Fr. V. 87. 
Eventualfr. VII. 386. 
Sbpezialiſ. VII. 664. 


Geltendm. erbicht. Ford. XV. 175. 


Sntereffe e. Dritten. I. 568. 
Konkurrenz. XV. 223, 


Theilnahme. VII. 600, vm. 603, 


X. 348, XV. 175. 


Berfolgg. nad) Freifpr. w. einf. 
B. I. 395. 


Berheimi. durch Dritte. XVI.751. 
Bahlungseinftellg. ., Beziehg. d. 
Einzelhandl. II. 68,VIII. 
738, XV. 70, XVI. 90. 


zelbanbt. III. 84, En 
603, 738. 


Banlerntt, einfacher. 
Aufwand. Xi. 281. 
Bilanz, Beginn d. Geſch. VI1.608, 
XI. 495 


[ 


es 
) 
“ 
es 


san 8 8 5x 


Einf. HGB. Vi. 
VI, 227, vi. 1%. 
Friſtbewill. vir. 501, 509. 
Gefälligt.-Accepte. IV. 15. 
Srrıhlimer. vi. 387. 
Fabresfrift, Berriebsj. VIL 
302, vIli. 501, IX. 165, 
XIII. 273. 
Jahresfriſt, Möglich. VIL 
509, viii. 501. 
Zahresichtuß. vn. 358. 
Konkurrenz. XV. 613. 
Letzte B. IV. 14. 
Neuer Geſellſch. VII. 302, 
Nichtuollenbg. XVI. 545. 
Rechtsirrrthum. X. 672. 
Ueberfihtliht. VI. 46, 
x. 398, Xu. 358. 
Unterlafig. IX. 118, 0. 
543, XiI. 104, XV. 612. 
Waarenlager, Inv. XL 
177, XIV. 78, XVI. 545. 
Waarenlager, Schäpg. VIII. 
503, XI. 255. 


153, 


Bucführn, N zu 312. 


.ı“ 


H., Thatf. Xi. 503. 
Ba db. Geſch. XI. 429. 
Einf.-H98. Vi. 153,399. 
Fäbigk. I. 356, Vin. 312, 

xn. 300, XV. 307. 
Firmenregifter. vIll. 378, 
XI, 561, XIV. 350. 
Genoſſenſch, Borftand. 
XV. 753. 


Bewerbefteuer. XIV. 350. 
Grund d. Zahlungseln- 
ftellg. 1. 346 

Handelsgefellich. vi. 124, 
306, Xlll. 579, XVi. 88. 
Handeloi. gleich Hölern 
ic. V.95, VII. 642, X. 46. 
Hanbwerkebetrieb. vin. 46, 

368. 


Haufirer. v111.56, 198, 312 
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Banterutt, einfacher (Fortf.)- 
Bucführg., Kaufmannsſtatut. 
vi. 379, IX. 118. 
- Brivatvermög. X111.273. 
-Keſtaurateur. VIII. 788. 
XI. 339. 
Ueberſichtlichk. ıX. 118, 
X1. 369, X11,358, Xi. 
177. 
-e Unterlafig. X. 643, XII. 
104. 


„Bernichtg. e. einzelnen 
Bude. Kill. 298. 
-  Berzögerung. Xll. 39. 
« Birth. V.311, VIIi. 160. 
788, X1. 339. 
Differenzhandel, e.einziges Geſch. 
Xt. 61. 


»  Ernfit. Zeitfäufe.il. 306, 
vi, 77, Xi. 591, XI. 


255. 
-  Epefulation auf. d. Diff. 
viu. 197, xvi. 378. 


Verſchuldeu b. Berluften. 
Xli. 435. 
DTolub. 


Vn. 124, IX. 731, XIV, 
523. 
Kapriäjfigt. XII. 508, XIll. 648, 
XIV. 523. 
Outer Glaube. Xll. 300. 
Danbelögejellih. IV. 556. 
Koufurrenz. IX, 118, XI, 104, 
358. 
Nenes Schuldenmuchen. IV. 558, 


V. 370,. vll. 229, 306, 386. 
Verfolgg., ausser V. wegen 


Berheimlichg.v.Hanbeleblich. 11.6. 
Verjährung. V. 42, Xi. 598. 
BZahlungseinftellg., Urfuche. 
IX. 635, X1. 455. 
»  Bollendg. d. Vergehens. 
Xl11. 647. 
Banhandwerter, Auffellg. d. Ge 
rüfts. VI. 148. 
Ansjührg. d. Banes. X. 634. 
Konzeifion. XI. 372. 
Berabjäumg.v. Siherungsmaßr. 
IX. 747. 
Berantwortl. f. Arbeiter. VIL. 105. 
Bannnteruehmer, Veraniworilichl. 





Banverbot, Berjährg. XV. 709. 
Beamter, vgl. Amtöbel. 2c., Dienft 
eid, Bollſtr.⸗B. 
Advotat, Hannover. X. 8370. 
Amtl. Auskuuft. 1. 88. 
Amisger. Gehülfe. XI. 114. 
Amtöfcpreiber. VII.515, XVI. 724. 
Armenlomm., Borfteher. IV. 489. 
Beflallg., Dauer. Vil. 581, XI, 
805. 


-  Dienfteib. VII. 581, VII. 
193, XI. 86, XVI. 724. 
-  Dienfilleivung. XI. 86. 
⸗Borbehalt. XII. 368. 
⸗Waldeck. X. 187. 
Bezirksvorſteher. X. 77. 
Chauſſeegeldpächter. Ill, 294, 
Xi. 262. 
Civilfupernumerar. XV. 7. 
Dolmetjder. XV. 144. 
Dorfridter. IX. 303. 
Eiſenbahn⸗B. X1.367, XIV. 775, 
XVvi. 707. 
Enid. Schw. GH. 
X. 699. 
Feldhuter. VI. 346, X. 498, 687, 
xvi. 87. 
nen IX, 739, 
euerdifttiftsfommifir. XVI. 332. 
Feuerſoe.⸗B., Prov. I. 14, 
VIII. 579. 
BECNEr: 1. 540, IX. 17, X. 445, 
510. 
Fragfiellung. Ill. 296. 
Sefangenenaufjeher. X. 744. 
Sefangenentransportr. XVI.356. 
Geiſilicher. XV.335,375,659, 768. 
Bemeinbediener. vi. 193, 471. 
Gem.-Borfteher, Naffau. X. 787. 
Gendarm. XIV. 600. 
Geodãtiter. XIII. 505. 
Im Sinn d. StrOB. XII. 554. 
Jagdaufſeher. X. 775. 
Kirchen⸗Koll. Mitgl. Xu. 161. 
Kreis⸗B. XVi. 724. 
Landesoberſchultheiß, Gehülfe. 
Xxl. 114 


Landſchafts⸗Dir.⸗Mitgl. X. 580. 

Lehrer. 1. 396, VIII. 504. 

Lotterie-Rolleltenr. XVI. 644. 

Nachtwächter. Vıll, 471, X. 764, 
XV. 994. 


II. 296, 
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Beamter (Forkf.). 
Oberjelretär, Gehüffe. IX, 653. 
Pfarrer. XIV. 318. 
Fofterpeditionsgehfilfe. III. 296, 
v. 504. 


Poſtillon. XI. 30. 

Presbyter. X. 693. 

Rechtsanwalt. X. 486. 

Sachverſtändig. 1.248, XV1.273. 

Schaffner. VII. 581. 

Schulze. IX. 303. 

Sparkaſſe, Rechnungsfährer. 
X1. 408. 


Stadtv.⸗Vorſteher. Xıll. 431. 

Stener - Einfhäg. - 8. - Mitgl. 
XI. 499, 

Gteuererheber, drtl. XIII. 461. 

Syn.-Gem.-Borfteber. II. 550. 

un zu öffentl. Aemtern. 


a XIII. 508, 
Wahlvorſteher. 1X. 604. 
ee XIV. 356. 
Bedrohung, ſ. Exprefig., Wider- 
ſtand ꝛc. 
Bebrohng, mit Brand zc., Dolus. 


—— u, 271, X. 732. 
—— xi 397. 
riedensgefährdg. XII. 374. 
Gefährlicht. XV. 869. 
Zerflörg. durch Pulver zc. VII. 21. 
ee ſ. Leiche. 
Befafig., d. Inſtanz⸗Ger., vol. 
App.R., Serichtöft., Geſichtsp. 
Antrag d. St. v1.511 ‚IX.24. 
Ermitt. v. Amtew. VII. 248, 
X. 48, 597. 
Sallenlafien d. Antt. VII. 51. 
Handlung, Anti. Xi. 429, XIII. 
123, XV. 595. 
⸗Mehrh. XV. 460. 
Nach Bernichtg. 11. 448, IX, 69, 
X. 120, Xi. 26. 
Befaflg. - ‚DB. -Trib., Beſchw.⸗P. 


Beten €. £ Gefangenen, An- 

ıftg. 

Kriegsgef. —58— x. 416. 
Berſuch. IV. 141. 

Begnadigung, Abolition. 1. 293. 
Ausläud. Amneftie. IV. 147. 


Be uebigung (Fortf.). 
dguit. Entſch. 11. 193. 
Siem, EINE I. 279, 


Ricberthogg, e. Unterf. 1. 293. 
Bolizeiaufficht. IL, 272. 
Preßvergeben. VIII. 546. 
Rüctfall. 11. 299, IX. 333. 
Strafmilderg. II. 272. 

. — d. Unterſ.⸗H. 


Besrifömerkmal, ſ. Feſtſtellg, 
Unkenntn. 
Begünſtigung, Abwendg. b. Straf⸗ 
vollzugs. VIII. 538. 
Aufforderg. nicht zum verrathen. 
All. 588. 


Bankerutt. XVI. 771. 
Gnadengeſuch. Xl. 283. 
Kontursgläub., ſ. Zahl.-Einf. 
Nichtanzeige. IX. 218. 
Strafmaß. XIV. 92. 
Uebertretg. 11. 44, 239. 
Unterſchlagg. XV. 719. 
Bortheil. XVI. 449. 
Behändigung, vpl. Ertl, Ge⸗ 
ſchwornenliſte ꝛc. 
Ungebörige. II. 513. 
a ausländ. Wohnort. 
. 806. 


. * ‚Schrift. IV. 258. 

« Unbel. Wohng. XIII. 323, 
625. 

- Berlaff, Wohng. I. 246, 
308, VII. 472. 

. Wopnungsanzeige-XN. 514. 

Wohnungswechſel. 1X.520, 
Xıll. 559. 

Auswanderg. nad gält. Ladung. 
IV. 258. 


Bevollm. 1. 342, IX. 520, 
XI. 467, XV. 732. 
Bureaugehälfe. XIV. 166. 
Ehelente. XVI. 51. 
Falſcher Bericht. I. 428, VI. 35. 
Formfehler, Dedg. 11. 399. 
Gefängniß. 1.385, IN. 107, 498, 
X1. 256, XV. 845. 
Hausgenoffe. Il. 513. 
Hanswirth. 1. 308, XV. 792. 
Kenutnig d. Angell. XIII. 251. 
Nachträgl. Beicheinigg. 1. 87. 
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Behäubigung (Fartf.). Beihülfe (Fartf.). 
toangabe. 11. 366. Feſtſtellung. XIII. 282. 
Poſtbote. VIII. 602. F ung. XVI, 649. 


Rechtsmittelfriſt. XV. 624, 732. 
Schreiber e. Rechtsanw. XVI.31. 
Bertheibiger. Vill. 126. 
Bermweigerg. d. Annahıne. II. 54. 
Wohnung, Abmeldg I. 246. 
⸗Anheften. 1. 308, VIII. 602. 
- Antrag, Vollmacht XV 732. 
-Haft in and. Sache. 111.107. 
Behauptung ze. v. Thatf. ꝛc., vgl. 
Anordniung zc., Beleidigg. 
Abdrnd e. Schriftſt. XIV. ;397. 
Anfiht e. Handig. XIV. 285. 
Bedingung. 1. 456. 


Gewerbebetrieb. Xill. 315. 
Rathsertheilung. XVL. 778. 
Redaltenr. XVI. 392. 
Gtrafmaß. XV. 556. 
Thatbeft.-Handl., jämmtl. 11. 77. 
Vebertretung. XIV. 130, 
Unterlafig. e. Pflicht. 1. 199, 
XVI, 613. 


Berheimlichen. 11. 502. 
a nn 680, xIV. 653. 
e j. Berführg. zc. 
Beijeite haffen, . U. oe. 
Beleidigung, vgl. Amtsbeleidig., 


Beweggrund. XIV. 395, XV. 127, 
692, XVi. 214, 544. 
Bezeichnung d. Reg.» Organs. 
IV. 474, V. 163. 
Dolus. IV. 10, XIV. 60, 
Ginzelvorgang. XVI. 214. 
Erledigte Ihatj. IV. 474. 
Gerügt, NRaherzählen. V. 68. 
Krinit. XVI. 69, 214. 
Meinnngsänßerung. XIV. 476. 
Regierungsmarime. IV. 10. 
Schiußfoigerung. XIV. 395, XV. 
685, XVI. 544. 
Staat, Angriff. IV. 10. 
Urtheifende Aeußerg. V. 67. 
ande XV. 127, 313. 
Behörde, vgl. Sachv., Berlefung. 
Bergwerls-mip. XVI. 721. 
Dep. d. ſtädt. Verwaltg. 1. 470. 
Ehrenrath. XVi. 559, 
Einfhägungstomm. vi. 108, 
X. 288, 


Gerihts-Romm. XVI. 665. 
Hospitalvorſtand. V. 507. 
Innung. I. 204. 
Kirchentollegium. X.134, XV. 91. 
Magiftrat. X. 288. 
Minifterium. IX..151, XIV. 686. 
Presbyterium. VII. 324. 
Regiment. IX. 197. 
Wahlvorftand. IX. 394. 

ufändigt., Bol.-Bon. I. 433. 
Beihilfe, vgl. Diebftahl 2c. 
Amtsvergehen. XVI. 581. 
Anſtiftung. XVI. 147. 

Dolus. VI. 696, 


Behaupig. 2c., Berlenmbg. 
Abfiht d. Beleid. Erforderniß. 
V. 336, vi. 493, 
IX. 485, XVI. 259, 739. 
⸗Feſtſtellung. VI. 313. 
⸗Unangenehmes zu fagen. 
XVi. 740 


Animus injuriandi. IV. 211, 
XI. 423. 

Anſchuldigung. XV. 53. 

Anfpuden. XIV. 422. 

Anzeiger, Beſtrafg., Berfahren. 
XVi. 749. 


App.-R., Feſtftellg. XII. 459, 
xv. 591. 


- Stelle d. Schrift. VII. 657, 
X. 7. 
» Worte, Handl. XVI. 449. 
Aufrehnung, Körperverletzg. 
v1. 485, IX. 518, 
XI, 280. 
.e Gcrift. Bel. VII. 310. 
Bebingung. IV, 206, 1X. 695, 
XIV. 499, XV. 703. 
Begriff. XVI. 802. 
Belanntm. d. Berurth., Anf- 
nabhmepflicht. 111. 371. 
- Befugn.d. Erben. V.129. 
Belannım. d. Berurth., Privatge- 
nugthunng. XVI. 450. 
-Realkonkurrenz.VII. 195. 
⸗-Sitelled. Ztg. XVI. 477,583. 
. Big. im Erk. vi. 170. 
. Wahl d. Ztg. X. 275° 
Bericht e. fremden Aenferung. 
1V. 2 
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Beleibigung Fortſ.). 
Bestrafg. w. Bol. e. and. Person. 
XV. 148. 
Bestrafg. w. e. and. Aeusse- 
rung. XVI. 520. 
Bemwußtf. III. 146, IV. 211, X. 
383, X1. 423, 546, XII. 
44, XlIl. 296, XIV. 106. 
Feſtſtell. XIV. 660, XV.583. 
Bezeichnung d. Beleidigten. XIV. 
171, XV. 91, XVI. 229. 
Brief. X. 8, 624, XIV. 340, XVI. 
80 


7: | 
Civilklage, Privatgenugthuung. 
IX, 8266. 


Erwiderung. Xi, 390, 514, 
XVI. 449. 

—— Auftrag. XIV. 520. 
genw. d. Beleidigten. X.38#, 
XV. 703. 


Ger.Verhdlg., Bericht. IV. 211. 
derabwilrbigg., Bewußtf. XIII. 

631, XIV. 49, 660. 
Herabmilrdigg., Wahrh. d. ber 

haupt. Thatf. XII. 649, 
Immebiateingabe. 1. 556. 
Innehalten m. d. Berfahren. 

VI. 34, XIII. 385. 
Interefienwahrung, Abſ. d. Be- 
leid. XIII. 395, 480. 

»  Amtsftelg. XV. 226. 

. App. R. XVI. 341. 

⸗ Belpredg. 15 olientt: Ans 


⸗ —— xn. 518. 

⸗Feſtſtellg. d. bei. Abi. 
XIV. 166, XV. 815, 
XVI. 259, 783. 

⸗Gemeinde⸗Int. XI. 174. 

» BeluniäreSnt. 111. 351. 

Intereffenwahrung, Wahrbeit. 

XV. 814. 


⸗Widerlegg. e. Gerlidts. 
XIV. 470. 


⸗Zeitſchr., Kirche. XV.138, 
⸗ Beitungälefer. xvi. 229. 
Irrthum, Berechtigg. XIII. 440. 
⸗Perſon. All, 645. 
Kaufmann. XVI. 772. 
Kenntnig d. verlegten Perfon. 
XL 515, 546, Xill. 390, 
AIV. 49, x. 575. 


Beleidigung (Fertf.). 
Konkrete Beurtbeilung. XI. 20, 
Landtag. IX. 617. 
Mehrheit d. Beleibigten. XV. 627. 
Militärgerihieftand. I. 105. 
Mittel. Xill. 8. 
Näthigg. XIV.561, 618, X VI. 772. 
a e. fremden Staats, 

146. 


Objetive Beurtheilg. X. 68. 
Oeffentlichk, Dr. I. 523, 
X. 870,275, X1. 387, 
466, Xlil. 555. 
e  Berfonen. Xt. 21. 
-Poſtk. Xu. 549, XVi. 77. 
Privatliage, Antragsfr.XV1.782. 
-Schiedm.⸗Atteſt. XII. 449. 
Privatklago, Bestrafg. w. o. and. 
Aeusserung. XVi. 520. 
Privatklage, einf. Bel, Xll. 470, 
493, 578, XVI. 552. 
Rechtewahrung, Abf. d. Bel. IX, 
564, XII, 408, X111.40, 
XIV. 214, XV. 466. 
App.-R. IX. 332, 
Beichwerde, All. 334. 
Beihwerbe, Gratifila- 
tion. I. 579. 
Druchſchrift. Il. 384. 
⸗Feſtſtellg. b. bei. Abſicht 
v. 111,437, xu. 423, 
XIV, 222, XVi. 551. 


e Breifpreg. „ Begründg. 


er Red. IX. 374. 
Guter Qlanbe. Vill. 497, 
XIV. 347. 
Rehtöwahrung, Ireth. XI. 140. 
Fu a Beranlafig. 


⸗ Dieb — Xi, 487 
1, 135. 


® 


A un 


⸗ mittel, geeignetes. 11.74, 
Xxill. 474. 
. Prüfg., Einwand. 1.379, 
v.437, X. 668, xVi. 
739. 

-  Nechtsanwalt, Disz. VI. 
188, 537, XVI. 124. 
Stadwerorduete. IX. 16- 
Thatfrage. 1. 142, 

X. 581, 
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Beleidigung (Fortſ.) 
Rechtswahrg., Beranlaflg. zur 
Kritik. Xi. 88 


»  Berbreitung. XV. 883. 
- Berleumbung. 1. 50, 
X.'443, XIV. 661. 
.  Bertheidigungsrebe, Ab- 
drnd. XVI. 537. 
Wiederholung, Dritter. 
XV. 678. 
oe  Beit.-Rebalt. XIV. 686. 
⸗Zeugenausſage. XIV, 87. 
Neihstag. IX. 137. 
Sclußfolgerung. XV. 685. 
Schrift, Durchſtreichg. Xi. 564. 
Strafanfrehnung. IX. 788. 
Straffreiheit. Xlil. 890, 514. 
Strafklage, Beleibigter als Zeuge. 
VI. 113, Xıtt. 477. 
oe  Beirafg. w. einf. Bel. 
1.496, VII. 654. 
oe einf. Bel. vor Einf. d. 
Str. 6.8. IX. 65. 
FKktecht d. St.-A. X11.291, 
Xııl, 307, XV, 867, 
XxVI. 112. 
Steafverjolgungeanteng, App.» 
.f Kr.G. X111.643. 
e Botichafter. VIII. 385. 
-Ebefrau. XII. 148, 
.« Feststellung, O.-A.-G. 


X. 78. 
Mitgl. 


EGemeinderath, 
All, 21. 
⸗Geſuch um dig. Ein- 
ſchreiten. IV. 76. 
« Kichenvorfiand, Mitgl. 
XV. 91. 
oe Mehr. Beleid. All. 576. 
Mil.-Borgel. Xi. 204. 
Mittelsperfon. XI. 20. 
Privatklage. Xl. 433. 
Staatsoberhaupt, Yan. 
VIII. 385. 
e Bertreter. VIIl. 332, 
-e Zurücknahme, Minder- 
jähr. XL 109. 
Thatfrage. X. 838, 581. 
Zhatjache. All 464, XVI. 360. 
Theilnahme, Rebalteur. XV. 392. 
Urtheil e. Arztes. Xıl. 392. 


Ev wu 


Rechtſpr. d. 8. O.⸗Trib. ıc. XVI. 


Beleidigung (Fortſ.) 
Verbreiten. XIV. 49, 254, 
XV. 882, XVi. 583. 
Vollendung, Schrift. IX, 292, 
X. 624, XV. 299. 
Wahrheitsbeweis, Abi. d. Bel. 
it. 341. 


. Yeußerg.,Sinn.XI1l.464. 
e  Ber.-R. XIV. 818. 
«  Bestrafg. w. einf. Bel. 
XIV. 604. 

oe  Beweisiaf. XV. 500. 

oe  Kränlende Urtb. IV. 5, 
337, XIV. 616. 

»  Thati. XI. 110, XV. 467. 
Waldeck, Verfahren. XVI. 749. 
Wedjelj. B., Antrag. XIII. 482, 

XV1, 39. 


- Berbumd. Bholg. XIV. 540. 
Widerklage. X1. 815, XV. 748. 
Wiederholung. 1. 250, XYI. 105. 
Zeichen. IV. 110. 
Zeugenausfage. XIV. 87. 
Zuſtändigk., Brief. X.8, XIV. 340. 

Berathuug, |. Gericht, Geſchw. 
Berchtigungseinrede. 
Beihäd. v. Wegen. V. 250. 
Beicheinigg. 1.494, V. 250, 358. 
Beweismittel. I. 271. 
Bleihwafferleitung. IX. 199. 
Dingl. Beredhtigg. XIII. 639. 
Einstellg., Urtheil. Xlil. 188. 
Erneuerung. Xlil, 188. 
elbfrevel. 1. 74, XVI. 703. 
eldweg, Berengg. Il. 65. 

iſcherei. VII. 286, 645, X. 275, 

X1, 592. 

Sorftfrevel. Vlli. 789, X1. 269. 
Jagd, Erl. d. Pächters. VII. 556. 
Holzberecht., beschr. Xi. 8331. 

Deftenit. Weg. 11. 65, X. 596, 

Xlll, 875. 

Verfönl. Berechtigung. IL 30. 
Pflicht d. Strafrichters. V. 250, 
vi. 789, 1X. 12, X1. 42, 
Rechtoweg, Ausichluß. Xllı. 275. 
Servitut, Verjährung. 11. 31. 
Stempelpflihtigkeit. IV. 852, 
Yin. 2323. 


« Beamter. VII. 379. 
„Frißbewilligg. vıı. 511. 
.  Rebeneremplar.v1.521. 
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Berehtigungseinrede (Fertf.). 
Stempelpflidtigleit, Nicht.-R. 
VIII. 809. 

” Werth 16. ⸗St. V. 403. 
Stempel-Strafbl. II. 268. 
Streit unt. d. Betheiligt. IV. 554. 
Subftantüirung. XIII. 640. 
Bicinalmeg. 11. 65, V. 251. 
Weidefrevel. IV. 9, VI. 424, Xl. 

615. 
Wiederaufn. d. Strafverfahrens. 
XIII. 1885. 
Berg, Brüchtenordng. Xi. 125. 
Bergbau, Bergw.-Steiger. XV.458. 
Braunkohlen, Sachen, VII. 389, 
IX, 111. 
Gebingfiufe. XV. 551. 
Oberfläche, Aufficht. XVI. 508. 
Schürfarheiten. II. 242. 
Verjährung. VI. 137. 
Berlin, Miethöftener. VIII. 203, 
XII. 323, XVI. 250. 
Steuerbireltion. Xl. 479. 
Bernftein, Uneigng. XVI. 396. 
Ankauf, Oſtpreußen. IV. 134. 
Finden. VII. 751. 
Regal. I. 316. 
Unterfhlagung. 1. 316. 
Berufune, vgl. Appellation. 
Anführ. neuer Thats. X11, 520. 
Anmeldg., Sitz.-Prot. IX. 700. 
Bericht, Ergänzg. XV. 409, 
Gegen Rathskammer - Beschl. 
Yıll, 700, IX. 427, XH. 165. 
Interesse e. Dritten. XV, 249. 
Kostenhinterlegg. X. 61, 660. 
Reohtf.-Schrift. X. 61, XI. 48. 
Urtheilszustellung. IX. 194. 
Vertheidiger, aus erster Inst. 
XV. 508. 

-  Protok. XIII. 48. 
Verzicht. Xl., 238, 
Zurückweis. Beschl. XVI. 222. 

-  Nicht.-B. IX. 264, 368. 

Berufasgsriohter, vgl. App.-R. 
Abwarten d. Rechtfertigungs- 
schrift. XII. 458. 
Aufheb. d. ersten Urth, X. 651, 
XVI. 382, 445, 483, 

- Gründe. XIN. 501. 

Bedenken. IX, 496, Xi. 528, 
ZI, 485. 


Berafangsriehter (Forta.). 
Befassung. X. 238, XIV. 149, 
298, xvi. 17, 133. 
Berücks. o. neuenfGes. X. 2832. 
Beweisantr., Ablehng., Akten. 
XV. 562. 
Beschl. XIII. 451, 6386. 
- olmeGräünde. XIV.688. 
unzureich. Gründe. 
X1.64, 190, XIV. 813, 
814. 
-  Mitth.d. Beschl. XI. 64, 
448. 
- _ Nichterneuerg. IX. 535, 
X, 38, XI. 380, 484. 
- Prüfung. IX. 145, X. 67, 
268, 737, Xl. 64 
im Endurth, X, 558, 
XIV. 6383. 
nach d. Urth, XV. 249. 
Rechteirrth. X. 601. 
- Verspätung. IX. 267. 
Beweisaufn., Beschl. XIV. 87. 
Beweiserneuer.,‚Ablehng.X.558, 
XI. 448, XIV. 434. 
-  Beschl., Mitth. X1.262. 
-  Gründe.X.263,AX1T1.485. 
- Umfg. X. 368, XV. 303. 
Erschöpfung d. Ankl. IX. 288. 
Feststellg., ausdr. XVI. 797. 
- Begriff. IX. 346, XVI. 
129 


- _ Beibehaltg. X. 38, 124, 
367, 737, Xl. 470, 
6538, XV. 89, XVI. 42. 
-  Beweisaufn. IX. 100, 
131, X. 184, X1. 318, 
XI. 447, XV. 179. 
- Ergänzung. IX. 
467, XVL. 415. 
- Mild. Umst, IX. 327, 
XI. 484, 
Rückfall. IX, 397. 
Schlussfelgg. XV. 179. 
Substantiirg. XVI. 388. 
Thatb.-Merkm. XV, 742, 
XV1. 129, 797. 
Freisprechg., Berufg. d. Privat» 
klägers. XI. 481. 
Gesetseswechsel. X. 231, 088. 
Gesichtsp., and. Xill. 440. 
Mängel erst, Inst., Rüge. X. 761. 
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Be hter (Forts). 

Mild. Umst. X. 809. 
Selbstentscheid.X.398,X111,361. 
Bitzungstag, Mitth. IX. 244. 
Strafausschl.-Grund. X. 608. 
Strafgesets, Anführg. XI, 556. 
Strafzumess.-Gründe. XIV. 810, 

XV, 401. 

Uebertretungen. XIV. 236. 

Upzuständigk. 1X.646, X111.361, 
AVI. 483. 

Urtheilsgründe, 368, 
XVI. 447. 

Verlesung, Vorsitz. XI. 5832. 
Verstattung zum Wort. X. 262. 
Vorführung d. Angekl. IX. 244. 
Vorladung, Frist. XVI. 291. 

« _Verhafteter. XV. 501. 
-  Verthdgr. XV. 501,588. 

Zuräckverweisung in d, erste 

Inst. IX, 171,358, X. 651,660. 

Zurückweis. d. Berufg. X. 660, 

Xl, 58, XIV. 296, 
Beihktigter, Nicht.-Beschw. XV. 
322, 


377 
Beräibignp,!. Sinfeiebigg, Sach⸗ 


bef 
Beihimufune, dirche ꝛt., vgl. 
Berſpottung. ꝛe. 
Ablaß. XV. 462. 
Altkatholiten. XIV. 399, XV. 687, 
XVI. 537. 
Cdlibat. Xıll. 548. 
Grobe Schmähung. XVI. 705. 
Bert ee ah — 
agnahme, vgl. Arreſtbruch, 
Drüchſchrift, Ueberf. St. 
Anfechtung. Xll, 165. 
Aufhebung. XV. 504, XVi. 290. 
Rechtsstreit. XV. 765. 
Dermögen, Hochverrath. IV. 121. 
Beiarnt, dgl. Einfellg. ıc., Er⸗ 
finung 2e. 
—— xii. 575. 
Begründg., Abweichg. v. An- 
trag. VIII, 788. 


X, 184, 


.e &rgängg , Antr.d. St.A. 
v1, 516. 


oe  Gefeßesfielle. 11. 378. 

. in der Sache. II. 329. 
Gehör d. Barteien. XVI. 756. 
Kollegium. A. 280. 


Beſchluß (Fortſ.). 

Mittheilg. au d. — XI. 30. 

Rechtsm. IX. 268, 427, X11.165. 

Nichterzahl. XI, 385, 

Unterzeihuung. XI. 280. 

Beſchwerde, vgl. Beſchluß, Ober- 

tribunal ꝛc. 

Angeli. 1.125, X1.50, XV. 514. 

Auffichteweg. IV. 244, 272, Xl. 
390, XV. 566. 

Behandlg. e. Rehtem. XII. 265. 

Beleidigung. XII. 334. 

Beſchlagn. e. Drudichr. II. 506. 

Beweisanordnung. XII. 205. 

Denunziant. IV. 268, Xvi 196. 

ns .⸗G. il. d. SchwG. ⸗H. 

I 

—* ü. d. App.⸗G. 11.36, 
IV. 52, XI. 457. 

Dis;.- Verf, Unterf.-R. X. 481. 

Eheſrau. 11. 9, 213, IX. 386. 

ẽhrenrathebeſchiuß. vi. 97, 
VIII. 727, XII. 33. 

Einſtellg. d. Verfahrens. IX. 381. 

Einziehung v. Geldern. IV. 244. 

Erfenninig. II. 203. 

Erdfinungb. ——— 11, 368, 

VI. 48, X. 437. 


' 
« Wblebng. 11. 161, 
99, Vil. 27, xvL. 19%. 

Erſtattg.v. Berth. -Roften. V.550. 
Erefutiofttafe, polizeiliche. X. 42. 
Hreilafig. d. Angelt. VI. 69. 
Brift, Beginn. VI. 168, X. 575. 
Gegenvorftellg. Vn. 26, 360. 
Inſtruktion. 1. 162. 
. MWeiterbef. Xı. 135, 272. 
⸗ ——— VII. 27, VII, 


IV, 


% 


Ge —— 1, 147. 

In nenus i. 96, VI. 69. 
Intereſſe d. Geſehes. vn 501. 
Inter. e, Dritten. XV, 188, 249. 
Kofteneinziehung. IX.289, X.681. 
nn Keolagg- vn. 116, 


Dehrere € aber XI. 385. 
Minifterielle Ermächtigg. 1. 348, 
536, 572, 11. 162. 
Nichtbefcheibung. IV. 272. 
Perhorrescenz. II. 316. 
Polizei · Ger.S. 11. 161, 202, 


58% 
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Beſtechungsverſuch (Fortſ.). 


Beſchwerde (Fortf.). 
Prototoll, Aenderungen 2c. XV 63. 


Borausj. d. Verſuchs. IV. 308. 


Rathsk.⸗Beſchl. VII.601,1X.465. | Betheiligung, |. Schlägerei. 
Rekurs-Zurüdw.1.147,348,572, | Betrug, vgl. Ueterliquidirung. 


111. 200, IV, 92. 
Schwur ˖ G.S. 1. 96, VI. 69. 
Sequeftration. IV. 121. 

St.⸗A., eigner Antrag. XVI. 568. 

Eröffng. d. Unterf., Ab- 

lehng. XVI. 196. 

⸗Inter. e. Dritten. XV, 

188, 249. 

. Mehrere Sachen. XI. 385. 
⸗Zuſtändigk. 11. 368. 
Strafvertligg.g. Geſchw. XVI. 15. 

Strafvollzug. XIII. 446. 

Eutlaſtung. XV. 514. 
Uebertretungsfadyen. 1. 536, 1. 

162, IX. 285, xui. 3, 438, 
Umfang. XII. 106. 
Unbetheiligter. III. 69, IV. 268. 
Unterfchrift. X. 415. 
Urtheilszustellung. XV. 566. 
Verſetzg. in Anllageftand. 11. 368. 
Verwaltungsbehörde. VI. 523. 
Borbereitg. d. Hauptverfahrens. 

11. 300, IV. 552, Xll. 205. 
Vorunterſuchung. VI. 390. 
Meiterbeförberung. Xl. 217. 
Wiebereinf. i. d. vor. St. 1. 336. 
Zeugengebühren. XIV. 172, 521, 

XV. 40. 


Zurüdn. e. Rechtsm. 111. 300. 
Zuſtändigk. 1. 96, VI. 69, X11. 8, 
Xlil. 481, XV1. 15. 
Beſitzthum, |. Hausfriedensbruch. 
Beſtechung, paſſive. 
Amisgeſchäft. XIll. 78. 
Bei Geldempfang. XI. 438. 
Einfluß. l. 204. 
Strafbl. d. Beſtechenden. X. 699. 
Verpflichtung. 11. 537. 
Beſtechungsverſuch. 
Anbieten. XIV, 809. 
Feldhiiter. VI. 346. 
Pflichtwidrigk., konkrete. VII. 581. 
.e  Meing. d. Beamten. IX. 
35, 394, Xil, 297. 
- Ungeborjam. XII. 48. 
-« Unterlaffen. XIV. 615. 
Gteuerbeamte. 11. 137. 
Beripredden. Xı. 579. 


Brandſch.⸗Ford. IX, 301, X. 286. 
Ceſſ. e. Schulburt., Bal. XIV.492, 
Dienfibote, zweimal. Vermiethen. 
11. 338, XVvI. 219. 
Eheleute, Bittergemeinfch. IX.518. 
Eifenbahnf. ohne Billet. Xı. 606. 
Feſtſtellung. X. 111, 537. 
Gebührenüberhebg. Xi. 379. 
Gehülfe, Notar. IX, 85. 
Gewinn, Befried. durch e. Nicht⸗ 
verpflichteten. XV. 495. 
e Begründeter Anſpruch. 
vu. 677. 
” Bereicherg. XIV, 807. 
-e Darlehn. XII. 598, XIV. 


407, XVI. 86. 
oe für Andere. VII. 330, 
IX. 433. 


.«  @ebraud fremd. Geldes. 
vin, 150, XIV. 247. 

ce  Tanfmännifcher. XI. 237, 
XIV. 205. 


- Gchadenserfag d. Nicht⸗ 
verpfl. XI. 60. 
- Sculohaft, Aufhebung. 
vim. 171. 
Schuldurkunde. VII. 677. 
Berbedg. e. Gew. IX. 248. 
Berbedg. e. Berg. 1X.387. 
Borläuf. Abwentg. d. 
Eret.X1.166, X11. 235. 
Goldgehalt. V. 31, VI. 557. 
Grenzſtein. I. 539. 
Soent. d. Verlegten u. Getäufch- 
ten. 1.506, X1. 529, XIV, 540. 
Serthumserregg., buch Ber- 
bringen ae. In. 79, IX. 
77, 718, X1. 185. 
⸗geeign. Mittel. VII. 64 
.- Konvent.-Str. IX. 347, 
X. 239. 
. Berfon d. Geräufchten. 
X, 111 


. Brozefridter, Inter. 
Kl. XIII. 413. 

. BProa-R., ſimul. Geld. 
1.506, 111,382, V. 249, 
Al. 519, 


vv vV 
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Betrug (Horti.). 


Betrug (Fortſ.). 
Irrthumserregg., Proz.⸗R., une 
begründb. Klage. VI. 233, 
XxI. 153, XVI. 271. 
⸗PProzeßrichter, Vorlegg. 
e. Quittg. XII. 137, 
XVI, 637. 
.  Nedhteverlekg. XII. 327. 
«e  Stenerbeamte. XIV. 739, 
- Dermeiblidt. Xi. 213, 
XIV, 181. 

. SE DENKEN XV. 795. 
Zweifel. V. 538, 
Kaufvertrag. XV. 272, 793, 

XVI. 390. 
Kommilfionär. IX. 620. 
Meßwerkzeng, unricht. VI. 452, 
469, VII, 192, 697, XV. 264. 
Muchfälſchung. IX. 537. 

Drt der That, XIV. 291. 
Poftfreimarle, Mißbr. V. 33, 
vi, 735, IX. 44, X. 820, 
Boftichein, Androhg. d. Exel. 

Il, 535. 


Aufſchiebg. d. rel. 
ii 235, XIII. 40, 568, 
XV. 478. 

. nu III. 372, VI. 78, 
X. 1 

a —** d. Gläub. 


an. v1. 78, X.11. 
Täufche- ‚Berfon. X. 307. 
Theilnehmer. il. 206. 
Weribgegenft. IV. 65, 
vn. 519, VII. 428. 
Poftvorfhuß. II. 563, V. 538. 
Rüde, Feſtſtellgo XIII. 342. 
oe Borfir. w. Berſuchs ıc. 
Xi. 678. 
- Buftänpigt. XI. 311. 
Schabenserfag. VI. 485, Xi. 60, 
506, XIII. 302, 
Simul. Geſch. 
XxIl. 110. 
— — wiederholte Bfg. 


half. Au. e. Dritten. X11. 284. 
⸗Anpreiſung. XII. 142. 
⸗Cours e. Werthpap. XV. 

244 


IX. 85, 518, 


⸗ Gerichtepraris. XL 403. 


Thaiſache, „Getunbgei e, Thiers. 


⸗ —* IV, 221. 

e  Sererei. V.365, XV1.550, 

.»  $Künft. Hanblg. VI. 326, 
Vlii. 454, XI. 502. 

.e Nomen. VII. 247. 

« Dual.e. Waare. XV.272, 

⸗FXechisſatz. 1.83, VII. 
606, XI, 403. 

. Schtußfolgrg. vıı 107. 

. Zräcdtigl.e. Kub.X.759 

.« Untreue e. Bräutigams. 
XIV, 659, 

.«e Unmwahrb., Bew. X11.149. 

⸗ Bermögenslage e. Un, 


dern. VII. 523. 
»  Berfprechen. XI. 137. 
. Bolmadt e Dritten. 
VIII. 370, 


Unterdrüden, Inh. e. Schriftſt. 
vın. 300. 

» SKennimiß d. Thäters. 
Xi. 529. 


«8008, Ziehung. XIV. 646. 

.» Minderjührigf. VII. 107. 

. Unterfdrift eines And. 
VIII. 142. 

»  BVerborbend. v. Eßwaa— 
ren. VII, 91. 

. Berjährg.e.Wechi. IX. 77, 

» Berlaufsabjchluß. 1V. 37, 
vu. 715, vi. 29. 

»  Berfchweigen, eigne Ub- 

t. IX. 680. 


. Merihw. in Derb. mit 
Sanbl. IV.37, VIII. 91, 
.  Berjchweigen, Pflicht db. 
Mitthlg. V. 538, VI. 
715, VIII. 29, X. 478, 
Xi. 189, 553, 636 
XIV. 679, XVI. 58. 
Unterſchlagg. 1. 232, X. 146. 
Verletza. e. Stenerverfchl. 11.178, 
111. 318, IX. 85, XIV. 739 
Bermögensbefdhäbigg. ‚Abſicht. 
III. 32, V. 248, X 
26, XV. 496. 
⸗ Annahme v. Werthpap. 
über Cours. XII. 504 
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Betrug (Fortl.). Betrug (Forti-). 
Ber nÖgeneblsRhigg. „ Aufgeben | Bermögensbeſchädigg., Drop, 
e. Forderung. IX. 136. vi. 233, Xv. 38 
« Bantn., faljche. XV1.788. . Duistumg, xvi. en 
⸗ Beeiniracht d. Vorkaufs⸗ . —— XIV. 151. 
rechts. XII. 387. ⸗ ec en X11.87, 
Belafg. in Taufenber 
Rechug. XIV. 807. . Berbimpndt, Im. 166, 
Beihräntg.b. Bfg-V.144. vi. 321, IX. 32, X 
Beziehung zum gefuchten 268, XIV. 34, 151. 
Gewinn. X. 628. Bertürzg. e. bedingten 


Sohn Preis. 1X. 707, 


Sheiehrt. Berantwort- 
lichk. XI. 86. 
er a 


—— Gewinn. 
IV. 512, VIII. 20, XII. 
2337, XIV. 205. 

En tiehung. e. Beweis⸗ 
mittels. VII. 786. 
— — ⸗Ge⸗ 
genſt. 
Entz —*— e. Berm.- 

Dbj. IX. 751. 

Erſatz, Möglict. X1. 60. 

Erel.-Aufihub. 111. 383, 
Viu. 172, IX, 85, xiI. 
331, 413. 

Folge d. Täuſchg. IX. 
718, XI. 75, 324, 
Xill, 326. 
racht n. Gewicht. X.233. 
efährbg. e. Rechte. X 
782, X1.529, XV. 495. 

Gegenforbeng, Xu. 457, 
XIV. 125. 

Gegenteift., an. XV.194. 

— „Nachth. XVI. 


——— VIl. 588, 


— Geſch. VI. 333. 

Gründerlohn. XV. 88. 

Oypothel.X.46, XIV.670, 
XV. 576. 

Kaufpreis, Höhe. X. 645. 

Kreditgeben. IV. 161, 
vıu. 371, X. 290, XIV. 
448, xxvi. 526. 

Leiſg o. Berpfl. III. 82. 


Forderg. XIV. 199. 

Berluſt, Ausgleihung. 
IX, 348, 431, L. 46, 
Xu. 188. 

Berluft e. Kundſchaft. 
Xll. 287, XV 340. 

Bertrag, Aufhebung. 
XV. 576. 

Bollendung. XIV. 291. 

Vorübergebende. I. 506, 
vui. 150, X. 782, Xu. 
ae: Xıl. 552, XVL 


—* Berkehrswerth. 
Xxvi. 797 
Werthbeſtimmg. VI. 32. 


Zahlungsvrſpr. VII.677, 
Vili. 238. 


— Anf.d. Ausführg. IV.78. 


vo 8 


[7 


Bollendung, 


Benachtheiligg. VII. 192. 
Entdedung. XI. 508. 
Eriftenz d. Obj. IX. 363. 
Klage. Xı. 153. 
Möglichkeit des Erfolge. 

I, 255, 338, ViL. 281, 

XxVI. 342. 

Rüdtritt. XII. 505. 
Täuſchg. 1.255, 338, VIl. 

566, X. 717, Xll. 578. 
Bermö gensbeichäbigg- I 

428, X. 804, XVI. 34%. 
"Ott, XIV. 291. 


Borbrlagen (Boripiegeig. ) 
V. 795. 


Br abet. 11.226, 
vu 471, X. 111, XL 
60, 428, X. 635, 
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Betrug (Fortf.). 
Borbringen ee ) Fahr⸗ 


⸗ Oingabe werke, Wech⸗ 
III. 3 
⸗ Unterſtütz.⸗Geſuchen. 
VII. 338, Xi. 394. 

⸗ Mittbäter. XV. 36. 
Vorſchuß, Erflattg. 1. 232. 
Bafferflandemertin., Berrüdg. 

vi. 331. 

Bechfel, Girirung. XIV. 491. 

Wechſelmandat. Xi. 166. 

Zolldefraube. 111. 414. 
—— — 11. 73, VII, 338, 


— — 
———— — Xiıl, 431, 


Bevolmähtt — — Behãändigg.ꝛe. 
Bewaffnete Macht, Send. XIV. 6oo. 
Beweisautrag, vgl. App.⸗R., Ber.- 
R., Zengen-Bernebing. 
Ablehug. durch d. Borfigon. XV.5. 
Anbringg. beim Borfigon. XI. 3. 
Beweismittel. 11. 1. 

Erheblichk. IX. 385, X. 688, X. 
283, 376, XI}. 247, 383. 
Nach Rüdkehr d. Geſchw. IX. 6. 
Nichtberückſ., Rüge. XII. 665. 

Thatfache. XV. 92. 
Trunkenheit. X. 660, XV. 695. 
Beweidantrag dee Augetl. Ab. 
lehng. durch d. Bor]. X. 549, 
x, 383. 
Ablehng. durch d. Vors. IX. 47. 
Ablehng., Gründe 1.225, X.172, 
Anbringg. beim Borf. XI. 269. 
Angabe d. Beweism. 1. 124. 
Ausbleiben. 11. 42, Xıll. 17. 
Erhebl. Beweism. Il 491, X1.48. 
. Zhatf. 111.53, X. 172. 
Gegenbew. g. amtl. Befcheinigg. 
XIV, 801. 


Giaubwůrdigt. e. Zeugen. V.532, 
XV. 28. 


Nah Rücklehr d. Geſchw. IX. 315. 

Nach Schluß d. Bholg. I. 514. 

Nicht berückſ., Mitangeklagte. 
VIII. 389, XIII. 490. 

Nichtwiederholung. I. 155, 
Xu, 383, XVI. 311. 


Beweidantrag d. Augell. (Hortf.). 
Nichtwiederholung. IX. 589, 
X. 180, 348, 6535. 
Brotofoll. XII. 596. 
Undenutlicpleit.1 . 124. 
Vorbehalt. XIII 446. 
Wiederholuug. X. 53, 
XIV. 331. 
Zurädnahme, Verth. VII. 39. 
Beweidantrag bed Staatsauw. 
Behauptung. VI. 511. 
Im Inter. d. Angeli. X. 440, 
XV, 615. 
Nichtberüchſ, Nüge d. Angel. 
1. 125, XII, 440, XV. 615. 
Zurüduahme, XI. 24. 
Beweiserhebung, vgl. N 
Ueberf⸗St, Url.- 8 ale 
inng, Zeugen-Berneh mg. 
Anordnng., Zurüdn. XV. 97. 
Beschluss, Privatkl. XIV. 87. 
. VBerlündg. XVI. 406. 
Münbdficht. IX. 446, XIII. 3714, 
XIV. 438, 792. 
Bollftändigfeit. X. 533, 
Bon Amtswegen. VIIL.87, X. 43, 
Widerspruch. XV.327, XV1 768. 
Wideraufu. nach Berathg. d. Ge⸗ 
ihm. VIII. 547. 
Beweiderhebg., Tommiflar., |. 
Zeugen-Bern. ꝛc. 
Beweistaft, Beleidigg. XV. 500. 
Redakteur. V. 164, VIl. 159. 
Beweismittel, vgl. Ueberf.-St., 
Urt-B. ıc. 
Ausfage e. Mitangekl. XVI. 16. 
Bekauntmachg. XI. 136. 
Bekundg. d. St.-A. Xlil, 371. 
Eid. Xull. 477. 
Rotorietät. VII. 87, XIV. 573, 
XxVI. 802. 
Wahl d. Gerichts. Xi. 6. 
Verzicht. XV. 521. 
Beweigregel, Grundſ. d. Civil⸗ 
rechts, XIV. 514. 
Grundj. d. Eiv.-Berfahr. X. 512. 
Schießen a, Forftbeamte ıc. V.17. 
san Abficht. V. 17. 
Benfung. V. 163. 
« Meberverficherg. VI. 165. 
Waffenmißbrauch. IX. 485, X. 
658. 


X. 555, 


920 


Beweiswürbigung. 
Beleidigg. XV. 500. 
Civilfragen. VI. 218, vi. 169. 
Geſtändniß. vu. 372. 
Gutachten. X1. 564. 
Beweidzgenge, Krim. O. XII. 321, 
XIV. 574. 
Bieneufhwarm, Aneign. VII. 242. 
Zerftörung. Xıll. 284. 
Bieten, |. Verfeigerung. 
Bigamie, |. Doppelebe. 
Biſchof, Erhebg. d. Konfl. 11.310. 
Blantett, f. Urt.⸗F. ꝛc. 
—— Beichäbigg. 


Blödfinn, Rechtsmittel. IX. 546. 
Zurehnungsfähigt. IX. 546. 
Blutichande, Beifhlaf. 11. 545, 

Vi. 46, X. 429, 556. 
Einwillgg. d. Kindes. X. 429. 
Event. unzücht. Handlg. XVI. 467. 
Pflegevater. XVI. 467. 
Stieflind, Auflöfg. d. Ehe. VI.45. 
ar unebeliches. III. 28, 


en X. 59, XIV. 369. 
Bodenerzengnuik, ſ. Diebſtahl. 
Branddrohung, f. Bedrohung. 
Brandenburg, Marl, Jagdordug. 
1. 476, Ill. 117, IX. 562. 
Brandentfhädignung, |. Feuerver⸗ 


fiherg. 
Brandftiftung (vorfähl.), Ab- 
fimmg. d. Geihw. VII. 249, 
vi, 754, IX. 132. 
Beſchaffenh. Dolus. 11. 79, 189, 
IV. 561, V. 64, VIII. 50, 701. 
Betrüger, Abficht. X. 744. 
Brenumaterialien. XI. 123. 
Fragſtellnng. VIII. 50, X. 500, 
800, Xı. 150, 
Gebäude, Wohnung. IX. 422. 
Konkurrenz. IX. 112. 
Kriegezuftand. Xı. 610. 
Lebensgefahr. XIII. 849. 
Tätige Reue. XVI. 162. 
Berluft e. Menfchenleb. VIII. 345, 
X. 800 


Borrath. II. 346, X. 123. 
Zuſtimmung d. Eigenthümere. 
1.548, 1X. 201. 


Sranntweinftener, vgl. Steuer 
vergeben. 
ee ai 11. 35. 
Anmeldg. d. Einmaifchg. XII. 263. 
Beauftragter. 1. 279. 
Brenner, Berantwortif. VI.144, 
VIl. 676, XIII. 321. 
Brermereibefier, Verantwort⸗ 
til. IX. 354, XV. 165, 345. 
Dolus. VII. 164. 
. Abflht d. Benutzung x. 
x1. 539 


1. : 
. Abfiht d. Steuerverfärg. 
IV.313, Vv11.592, X1.579. 

⸗Abſ. einzmaiſchen. XIII. 664. 

⸗Bewußtſ., Auffaug. 1. 172. 

⸗Brennereibeſitzer. XV. 165. 
Einmaifchg.. Beginn d. Bereitg. 

V.437, XIII. 664. 
-  Hefenbereitg. 1.173, V.390, 
XIV. 505. 
⸗Borhandenſ. v. Maijche. 
XIV. 577. 

» Wufferzuguß. 1. 344. 

⸗Wiederh. Anzahl. XIV. 36. 
Einziehung, alle gebrauchten Ge⸗ 

fäße. X1. 315. 

" App. d. Dienſth. IX. 190. 

. Bezeihng., Zeit d. Ge 
brauche. II. 212. 

oe Gigentfum. XV. 203, 
XVI. 460. 

Identität. XVI. 660. 
Rartoffel-Dampffaß. II. 122. 
Kulpa. vIli. 164. 

Maifchbottih, Aufſatz. IN. 204, 
XIV. 878. 


» Beränverumg. X1. 419. 
» Vergrößerung. VII. 154, 
Xi, 865. 


Mehr. Kontravenienten. Xi. 540. 
Mehrere Kontraventioneu.1.149, 
il. 211. 
Mögl. d. Steuerverlürzg. X. 77. 
Nachzahlg. d. Steuer. Xi. 579. 
Rechtem. Prov,⸗St.⸗D. Xi. 540. 
Stenerbetrag, Poffendg. XV.149. 
Strafmaß, mehr. Kontr. XI. 540. 
» Rraumbifferenz. X. 964. 
- Ranminbalt. 1.149, VIL 
. 154, VII. 591, X1. 314, 
XIV. 876, 
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Branutweinftener (Fortf.). 
——— Geſ.⸗Wechſel. 
X. 200, 91, 418, 666, 
xi. 315. 
. Gteuer. X1.579, XIII. 475 
- Taglöhner. 111. 204. 
Uebergähren, Auffaugen. I. 172. 
⸗Aufſtauen. vılı. 164, 1X 
741, XIII. 321. 
. Hinderg. d. Adfluff. 1.279. 
⸗BVerſtopfg. d. Rinne. X. 397. 
Webergengefer Xl1. 473, XV, 
568. 


Ueberſchöpfen. 1. 148, VIII. 338, 
591, XV. 428, XVl. 380. 
Berfiegelung, Diaterial. II. 63. 
Zeit der —6 XxII. 263. 

Brauſtener, Abſicht. 1. 345. 
Anmeldg., Zurückn. VIl. 569. 
Bonch S. d. ©t.-O. IX. 748. 
Budhführung. XVI. 596. 
Einmaifchg., Zeit. X.82, XV.149. 
Sährbottine, Reviflon. 111. 534. 
Gewerbebetrieb. X. 579. 
Salınt Dienſtherr. VI. 144. 
Mitihäter. XI. 478. 
Haustrunt. Xxili. 652. 
Kommanditgefellih. XI. 474. 
—— Ort. 1. 345, XV. 254. 
Duantum. 1. 345, X. 579. 
Drbnungäftrafr. 1.345, XV1.524. 
Poftienbung. XV. 149. 
Nüdfallsftrafe. XIII. 351. 
Strafmaß. X. 82. 
Submiffionsverfahren. XIII. 351. 
Berletzg. d. amtl. Berjchluffes. 
11. 178, IX. 126. 
Brief, Ange e. ſteuerpflicht. 
Handlg. 149. 
— x. 8, 624, XIV. 340, 
XVI. 807. 
Cröffnumg. Iv. 332, Xlll. 211, 


Sr That 11. 534, X. 8, Xill. 

75, XV, 113, XVI. 507, 807. 
Unterbrüdung. W. 406, Xi. 595. 
Berſchluß. IV. 332. 


Buße, Charakter. XVI. 276. 
Geſetzeswechſel. XIII. 73. 
Im Fall von $ 185 StGB. 
XIV. 214. 
Rechtskraft, relat. XVI. 276. 
Staatsanw. XVI. 276. 


©. 

Cantion, f. Kaution. 

Chauſſee. 
Adern, Grabenrand. X. 390. 
Beihädigung. XI. 200. 
vandrath, Pol.-Uebertret. VI. 61. 
Pflugſchleppen, Pol.-Bon. 11. 451. 
———— v1. 459, X. 703, 

34. 


—— Anhalten. VI. 271, 
XV. 835. 
Zugleich Stadtſtraße. XV. 834. 
Zufammenbinben zweier Fuhr⸗ 
werte. X. 491. 
a a 1.156, 


Shanflergeit, vgl. Hannover. 
Aominiftrafivverfahren. X1. 9. 
Anbalten. VII. 701, XIV. 644, 

XV. 480. 
Aufforderung zur Zablg. X. 23. 
Burriere-Sperrung. V. 154. 
Baumaterialien. 11.564, 1X.429. 
Berechtigung. V. 154. 
Beftellungsfuhre. VII. 50, X. 457, 

xi. 270, xiii. 676, XIV. 699, 

XV. 73. 
Bewußt. d. Zahlungspfl. X. 23. 
Brennmaterial. VII. 702, X1.41, 

xu. 46, Xıll. 120. 
Chanffeefuhre. XIII. 488. 
Drainirungsmaterial. IX. 429. 
Düngerfuhre. VII. 50, XIII. 565. 
Erndtefuhre. XII. 514, XV. 73. 
Frachtwagen. II, 405. 

uhren 5. Düngerbofen. X111.673. 

vn } Beaufſicht. XIV. 699, 


— vi. 367. 
Gemeinbeangebörige, XV. 191, 


2 handel, Anmelpg. XIV. 624. Guano. XI. 565. 
Bücherreviſor, Bereidg. XVI. 792. Guter Slaube, II. 558, 
Bürgerredt, Berluft. V. 136. Gutsfeldmark. X. 457. 
Dun eat, Schiffsreg. XV. — 1. 288, VI. 248, 
I, 918. 
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Chanffeegeld (Fortſ.). 
Kriegsfubre. XI. 857. 
— Fuhre. IX. 567. 
Laſtfuhrwerk. J. 481. 
Ort der Scheftelle, vi 119. 
Balfiren d. Hebeflelle. X. 141,205. 
Pferde d. Königl. Geſtüte. XV. 17. 
Privatw. vor d. Hebeft. Xı. 362. 
Reallonkurrenz. XIII. 673. 
Rechtsirrthum. V. 154, VII. 296, 
IX. 590, XI. 388, 528, 
Rechtsm. b. Fiekalbeh. V. 549. 
Straffeffeßg., Landrath. VI. 61. 
Su nujfenscrjahren. Xi. 9. 
Zarifüberjchreitung. Xi. 73. 


Umfahren, Abſicht. 11. 338, V. 


298, V1.15, IX. 107, 
X. 26. 686, X1. 107, 
XIV. 774, XV. 357. 

» Benutg. b. Eh. vor n. 
binter der Hebeftelle. 
v1.18, 349, VII. 400, 
vi 397, X. 26, 
XIV, 580, 

- Durdfdueiden vor u. 
binter ber Hebeflelle. 
VI. 349,. Ä. 686, 
X, 634. 


-  Einb.d. Fahrt. XIV.580. 


.« ernfl. Geſch. XV. 357. 
.  m.mehr. Fuhrw. VI. 368. 

Unternehmen, Nebenweg. XI. 107, 
203, XIV. 129, 671, 774, 

Unterthan, Wohnort. x. 191, 
433, 701. 

DVerbotener Weg. VI. 18, VII. 
400, Vllt. 397, X. 141, 686. 

Borbeifahren an ber Hebeftelle. 
| 

Borfpann. IX. 590, 743. 

Borzeigen b. Onittang. V. 116. 

Weigerung. 11. 255, VII. 296, 
IX. 590, Xi. 857, 388, 528, 
All, 488. 

Wirthſch.⸗Vieh. IX 567, XIV.699. 

SINN richtert. Prüfg. 
All, 

emifdeünterfugung, Dbb.1.5. 

Cigarren, Entwenbung. VI. 598, 
Civileinrede, |. Berechtigungs⸗ 

einrebe. 


Civilentſcheidung, binbenb ? 11.20, 
IX. 639. 


Eivilfeage, Beweis. 11. 20, VI. 
218, vil. 169, X. 284. 
Strafrichter. XV. 512. 
—— Form e. Berxjichts 


—— ſ. Berechtigungt⸗ 
Ganfinmtionötener, Verbraucht⸗ 


ſtener. 
Corvey, Jagd. X. 690. 
Griminalordnung. 
Nen-Borpomm. 1.320, VIII. 200. 
Borichr. f. Gutachten. VIII. 378, 


D. 


Beſchädigung. VIll. 756. 
——— Inter Pflicht. .646. 
Danervergehen, Ernener. XV. 670. 
Deichdirektion, Reviſion. 1. 433. 
Deichreglement, Altmark. VII. 3. 
Denunziation, |. Auſchuldigung. 
Deiertion, f. Fabnenflucht. 

De Hllir geräth, Anzeige. V. 534. 
Diebftahl, vgl. Holzdiebſtahl. 
Abraum. I. 467. 
Abficht, au —8 Zueigug. 
238, 484, 626, 
n "212. 
- Chifane. X. 80. 
- Gewinufudt. 11. 91, 
v. 171, vii. 28, 218 
IX. 732, X. 80. 
-  Getränfexc.IV.46. 
Schabenserjag. Vi. 261, 
IX. 732, XV. 565. 
« Berfügg., Eigenthũmer. 

ın. 91. 

Verpfänbang. IX. 59. 
erflörung. XIV. 648. 


uwenbg. an e. Dritten. 
vni 474,X.390, XV. 


225. 

Baum, Birlenzöpfe. XI. 446. 
ce Garten.V.147,X111.328. 
Windbruch. X. 808. 
⸗zum Berpflanzen. 1. 244. 
Beginn ung. Ill, 502, 
ebältnig, Snlett. 1. 174. 


v 








923 
Diebftahl (Hortf.). 


Diebftahl (Kortf.). 
Behältnig, aan 11. 393, 


im Innern e. ©eb. 
All. 490. 
Verltzg. Xll. 918. 
Zueiang. u. fpät. 
Defing. X111.871. 
Bernflein. XVI. 396. 
Beſtohlener, Fefift. 1. 43, 575. 
Betreffen a. fr. That. !IX. 639. 
Beutemachen XV. 292. 
Bienenſchwarm. VII. 242. 
Bodenerzeugniß, gerobetes Holz. 
IX. 153. 


:  Gewinnf.11.25,X11.446. 
.- in Mieten. 1. 194, XV. 


[2 * 


⸗ ⸗ 


338. 

.- Quantität. A. 183, 553, 
XIV. 613. 

.- Bertb. 11. 24, X1. 172, 
183, 553. 


Brief. XI. 595. 

Cigarren. VIII. 598. 

Dielen. V. 13. 

Dünger. I. 567,. 1X. 152, 328. 

— Früchte. XI. 528, 
IV 

Eigenthum, Eivilentich. IX. 639. 
« Kauf. VII. 633. 

Einbruch, veſchadige IX. 369, 


‚Xil. 818. 
. ——— e. Fadens. 
It. 46. 
- Garten, Bäume und 


Sträuder. vi. 308. 


oe Gewalt. 11.46, IX. 526, 


‚ X. 86. 
. — and. Begehg. 


. zum „Bnet bes Diebf. 
‚X. 104. 
Einſchleichen Sn 67. 
— den name XI, 436. 
Er — d. Zueigng. 
XV. 
⸗Fenſter, Befimm. V.427. 
⸗Fonriſchaffen verfiedt. S. 
III. 171, IV. 67. 
. Gebäude, Berfchluß. 
VIII. 464. 


Einfteigen, gemeinſchaſtl. Giebel- 
wand. XIII. 347. 
-  SHinausfleigen. VIN.166. 
s im Innern e. Gebäubes. 
1. 516, VIII. 166, 
X. 103. 
P) Rule. XV. 475. 
s  Mirbewohuer. XI. 436. 
. Möglidt. and. Begehg. 
XV. 746. 
. Sältfiel zum Bebhältn. 
IV. 426. 


„Stallthür. VIII. 340, XV. 
475. 
⸗Berſuch. VII. 67. 
Wegn. a. and. Raum. 
IV. 438. 
Erbe. XVI. 708. 
Eßwaaren, Einbrud). "IX. 526. 

„Eiuſt. IV. 426, VIII. 718. 

.»  Ferftellung. IV. 334. 

»  Bubereituug. Xl. 56. 
Federn aus Kiffen. II. 174. 
Seibfrüähte, Gewinnſ. IV. 334, 

Hofraum. I. 327. 
. in Mieten (Kaulen). 
1,194, 11, 485, X.289. 
«e Duantität. IV. 334, VI. 
456, XI. 553. 
. vom Wagen. IV. 140, 
“ Werth. IV. 334, 414, 
VI. 456, XI. 553. 
Finden. VII. 181. 
Sud Reuſe. XV. 154. 

Teich. VI. 9,41, IX. 541, 

X. 270, XIV. 377. 
Fiſchkaſten, Erbrechung. III. 531, 
IV, 215. 


Sörfer. VII. 264. 
Früchte, Feftflellg. X. 721. 
« Nutungsredt. XII. 528, 
XIV. 449. 
. perzipirte, XV. 338. 
Gas." VI. 339. 
Gebände, Barade. XI. 433. 
.« Pefifiellung XI. 466, 
XI, 490. 
»  Kellerhöblung. XV. 38. 
.e Neubau. Il. 485, 111.290. 
. Gciff. XI. 486, XII.256, 
XIII. 268, XIV, 105. 
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Diebftahl (Kortf.). 


Diebitahl (Kortf.). 

—8 eil. XIV. 384. 

Gehege, Ausdehnung. IX. 581, 
XIV. 692, XV, 885. 


» Siußgrene IX. 167, 
XVI. 108. 

-  güden. VII.30, X. 765. 

.- Thüren. IX. 572, X. 
765, XVi. 108. 


⸗ umigieſ Raum. II. 2, 
. 361. 


6 
Gehülfe, Acht. XIII. 655, 
V. 438, 768. 
ee Sr 209. 
Getränke. IV. 46. 
Gewahrjam, Arbeiter. VIII. 468, 
521, 594, IX. 376. 
Auffeher. XV. 538. 
- „ Beauftragter. VII. 594, 
IX, 376, Al. 45, 
XIV, 117. 
.Beſitz. IX. 155. 
Bewachung. XIV. 681, 
XV, 538. 
bes früß, Diebes. 1. 43. 
Dienftbote.1i 34,Vi1.181. 
Dreier. IV. 67. 
— 1. 508. 
ebäubetbeil. XIV. 384. 
Gehege. XIV. 692. 
Handl.⸗Gehülfe VII 703. 
Hausofficiant. Il. 185. 
Knecht, Hafer. X. 282. 
Ladendiener. VI. 337, X. 
717. 
Mitbewohner. IX. 59. 
Profurif. IX. 102, 
Schäfer. li. 496. 
Schlüſſel. II. 185. 
Zagelöhner. VIli. 286. 
Thier, Gewohnh. d. Rück⸗ 
fehr. X. 450, 700, 
XIV. 408. 
-  Meberg., Biegen. VII.633. 
. DBergefien. IX. 196, X. 
126, XV. 56, XVI. 
764. 
. Bögeli ‚Schlingen.X.604. 
. a s Schlingen. XVI. 


Birisfä,. Offiz. IV. 87. 
Grab, Tobtengräber. IV. 249, 


sa v1 1 8 


via a v8 


Handelegefellichafter. AIV. 332. 
Hausdiebſt. Dienfbote. IV. 84. 
. gegen die Herrſchaft. 
VII 744. 
⸗SHandwerker. V. 112. 
. umicloff. Raum. J. 406. 
Hirſchgeweih. XVI. 664. 
dl; — ), Abfall. X. 789. 
Aufflaftrg. I. 395. 
. Kenftell. XII. 628, XV. 400. 
° Wörfler. VII. 264. 
° gejrevelt d. Dritte. VII.264, 
VI. 698, 
. SKiefernpflanzgen. IX. 215. 
e Bald.1.43, VI. 402, VIL.49. 
o Bopfenden. I. 467. 

Zwed d. Fällg. VII. 534. 
gerth,, Perf. d. Cigenth. XVI. 62. 
Rartoffelni. Mieten. 1.207,X.289. 
Kaulen (Mieten). I. 194, 207, 

Il. 485, X. 289. 
— Steine v. Kronlendter. 

. 29. 

Rrameisögel X. 605. 

Mild. Umfl. IV. 415, VII. 319, 
IX. 173, 

Miteigenthümer. VII. 6, XIV. 
311, 332, 692. 

Mitführen e. Waffe I. 3, IX 
573, 588, XV. 885. 

Mitthäter. VI. 187, X. 445, XIV. 
377, 613. 

Nachtzeit. IX. 96. 

Nahrungsmittel, XIL 247, XIV. 
516, XV. 886. 

Balten, Plaggen. X. 769. 

Polizeiaufſicht. ii. 333, VII. 319, 
IX, 173. 

Quittung. VI. 360, XV. 442. 

Rechtsirrthum. V. 529, XV. 386. 

Nehtswidrige Form. V. 529. 

Rüdfell, sehe xl. 655, 

XIV. 438, 768. 

°  Keffell. VIL77, VI. 29, 
X.268, 643, xn. 315, 
Xlll. 438, 

Geſetzeswechſel. XIT. 169. 

Int. XIM. 441, XIV. 485. 

Mil. ©. i. Kr. XIV. 523. 

Nichtigk.⸗R. XL. 388. 

Pol.⸗Aufſicht. I. 333, 


vyyıH 
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Diebſtahl (Fortf.). 


Diehl (Gert), 
Rückfall, Preuß. Ger. VIII. 233, 
561, 716, XII. 130. 
Raub. IV. 136, VII. 287. 
Strafverbüßg. x111.287. 
Theiluahme. XIII. 678. 
Verjährung. IX. 592. 
Verſuch. VIl. 67, XIII. 
678, XV. 9, 218. 
Vorſtrafe, Entw.v. Obſt. 
IX. 834 


- Erprefig. VIIL.651. 
⸗ ⸗Holzdiebſt. im 3. 
Rüdf. 


sv vvoa 


V. 85. 
Kind unter 12 3. 
xill. 207. 
Rechtmässigkeit. 
XI. 887. 
Nechtstr. XII. 217. 
Verbüßg. X1L.494, 
All, 287. 
Berw Beh. XV. 
211. 
Zehnjätr. Zwiſchenzeit. 
X, 598, X. 219, XII. 
* XIIl. 22, 447, 
xVL 308. 
Zufländigt. X11. 80, 518, 
Xill. 133, XIV. 486, 
XV. 447. 
Sad, Zerſchneiden. X. 291. 
Scplüffel falſche), SR IX. 826, 
. Be en .Eigenth. 
17 


.  geflöblener. I. 178. 
⸗mangelh. Berjchl. VIII, 9. 
⸗Tauglichkeit. X. 57. 

⸗ ugänglichkeit. II. 393. 
Stall, Wohnung. IX. 14. 
Steine. VII, 357, IX, 560. 
Strafverfolgungsanirag, vergl. 

Unterfchlagung. 

⸗Angebhörige. Xill. 591, 

XV, 193. 


Arbeiter. XV. 465. 
Vanarbeiter XVI. 432. 
Defill.-Geh. XVI. 635. 
Dienfibotenverhältniß. 
XVI. 768. 
Ehefrau. XI. 436. 
Gewerbegeh. XVI. 116. 
⸗Halbgeſchwiſter. 1. 411. 


U 
° ö 


es eo 
. eo 


. s 


® 


% 


Strafverfolgungsantrag, Hand- 
lungsgeh. AV. 233, 
XVI. 116, 296, 493. 

Handw.⸗Geſell. XVI.655. 

Handw.⸗vLehrl. XV. 262, 

Koftgänger. XII. 433. 

Mehrere Berlette. 1.411, 
XV. 193, XVI. 62. 

Niht.-Beichw. XV. 794. 

PR 1. 519, VI. 

146. 


Sscchiffer. Il. 445. 
.« GStiefgroßeltern. I. 518. 
» Tagelöhner. XIll. 155, 
XV. 794, XVI. 635. 
⸗Berletzter. IV.565, v.43, 
Xl. 4886. 
-  Berwanbter, Irrth. V. 43. 
Zurücknahme. VI. 369. 
Stranbung, Rettung. II. 486. 
Straßenfehridt. IX, 152. 
Streu. XIV. 685. 

Teilnahme. IV. 442, IX. 753. 
abet: Berlaufen. X. 450, 700. 
Weide. III. 496, 

Korf. II. 116, 147. 
Transportgegenftände, Ablöſen. 
VIll. 330. | 


.  Mbfchneiden. VI. 327. 

. a. öffentl. Wege. VI.220, 

. ln Ul. 367, 
VI. 220. 

⸗Erbrechen. IIL 531. 

⸗mittelſt Abſchneidens ac. 
ill. 367 


Pferdefntter. I. 357. 
Verwahrungsm.ViI 330. 

Umfefffener Raum. 

Arbeiter. I. 408. 
iſchkaſten. IV. 215. 
mmobile. 11. 28. 

Mög. Eing. XII. 271. 
Riegel m. Aitod. 1. 198. 

Stall. II. 29. 

Thür. XVI. 609. 

Zrinfhalle. V. 86. 
Berihluß. VI. 355. 
Berübung im Innern. 

XIII. 271. 
Wild. I. 2, XVI. 361. 
Ziegelhaufen. X. 547. 


vyauvoeo 
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Diebſtahl (Forti.). 
Unterfchlang.? 11.260, X. 146. 
Urkunde. HI. 91, 322, VI. 360, 
XV. 442, 803. 
Berbindg. zu fortgeſ. Berlibg. 
IX. 295, XI. 539. 
Berfteden. Ill. 91, IV. 67, XVI. 
65 


7693. 

e  Dienfibote. XII, 212. 
⸗Feortſchaffen mit Einftei- 
gen. II. 171. 

⸗EGeſfangener. I. 468. 
⸗Hausgenoſſe. X. 423. 
Verſuch, db. Ausführg. 
I. 218, IV. 268, 
VII. 212, XV. 106. 
»Falſch. Shtüffel. XII. 57. 
»  Zafchendieb. IX. 753, 
XIl. 584. 
oe  Borbanbenfein d. Sache. 
IV. 268, XII. 584. 


Waſſer. VII. 213, X1. 212, 492. 


Wechſelblaukett. XV. 803. 
Wegnahme, Abholen. X. 445. 
e anderer Raum. VII.622. 
Erlanbniß. XV. 49. 
Feſtſtellg. 11. 508, V.231. 
Oefängniß. I. 468. 
Gefchehenlafien, Leber- 
führ. X.445, XV.225. 
oe Gewahrfam e. Andern. 
XV. 424. 
. ohne Wiberfland. X. 39. 
⸗Berbergen. X. 423, XIV. 
681 


«e  Rollendg. IX. 753, XI. 4, 
| xv. 692, 717. 
Zubehör e. Orundſt. VII 123. 
Bueignung. Ill. 91. 
. für Dritte. IV. 102. 
e Unterdräd. a. XIV. 648. 
s  Berpfändung. IX. 59. 
Dienftbote, j. Betrug, Diebſiahl. 
Dienfteid, vergl. Beamter. 
Amtshandlung. 1. 188. 
Aust. Beamte, X1. 29, XII. 400. 
.o im Ausland. IV. 237. 
Beleidigung. X. 787, XII. 245, 
342, XV. 696. 
Ermefien. XI. 29, 311, 
Salice .o.00 XI. 90, 437, 
AlV, 229, XVI, 283, 


vyvvva 


Dienfteid GFortſ. , 
Forfifhutbeamte. IV. 141, 31, 
IX. 227, XII. 641. 
Geiſtliche. D. 163. 
Geweſene Beamte. Xil. 641. 
Grenze d. Amtsbezirke. VIL 61. 
Hebamme. VII 209. 
NichtBeſchw. XV. 325, 711. 
Nicht. N. XI. 389, XII. 56, 488, 
XI. 428, XVI. 44, 385. 
Rechtfertigung. Äll. 62. 
Sadverftändiger. IV. 298. 
Unterf.-R. V. 122. 
Wahrnehmg. bei Amtsbholg. VII. 
251, IX. 639, X. 455, 500, 
xl. 29, XIV. 106, 204. 
Zuläſſigk, Rüge. IX, 573, X 
771, XV. 325. 

Dienfliente, Bäder. VII. 528. 
Diffident, Zengeneid. X, 544. 
Disziplin, Amtsaustritt. VILL.659. 
Bewußtf. d. Berftoßes. XIII. 535 
Entfernung, unerlaubte. IV. 205. 

V. 149, IX, 
Geriötsaflelr, Annahıne einer 
Stelle. VIII. 658. 
Geringe Orbngemibrigt EX. 644. 
——— ungült. A. 11.380. 
Be der Parteier 
P ——— e. Partei 
Xlli. 525. 
e Gebührennadf. VIIL 10. 
- Kolifien, Rechttanw. 
V. 102, VI. 375, 435, 
VI, 435, VI. 163, 
XxIll. 535. 
.- Banfchguantum. XV. 261. 
. Pro. An — IX. 241. 
»  Gelbfibetheiligg. IX. 185. 
⸗ —— VIN. ꝛc 
le ãhigl. Prüf. 


. — bie Perlen 

zu fenuen. XIII. 69. 

⸗Wechſelſtempel, Rıdt 
anzeige. AVI. 585. 

Rechtsauwalt, Anſtaud. Vill. 71, 
184, XII. 136. 

5 Bırr.-Berfonal. X. 38, 

xXVI. 648. 
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Disziplinarverfahren (Forti.). 


Disziplin (Kortf.). 
Rechtsanwalt, Demouflr. zc. IV. 
38, V. 224, XV. 572. 
« Depofttalbucdh. IX, 488, 
XIV, 710. 
« Gebühren aus Erel.- 
Geldern. All. 136. 
Geb.»Ucherhebg. 111.125. 
Geſchent⸗A. IX. 414. 
-  SKonkursiurator, Berir. 
e. Glänb. XV, 474. 
-  Konfulent, Wechſelprot. 
vi. 270, X. 399. 
-  Regalifiren |. beide Par⸗ 
teien. 1. 60, XVI. 36. 
. Minifterialanorduung. 
111. 520, XIV. 710. 
. Gtabiv., Annahme db. 
— o. Genehmigg. 
V. 484. 


⸗ Berhbig. ü. Zurüdn. e. 
Straf-B.-A.XIV.181, 

XVI. 266. 
o Bertheibiger, Anweſenh. 
vu. 720, IX. 123, 
⸗ oe Kräntg. e. Dritten. 
VII. 188, XV. 


124. 
⸗ ⸗ —— d. Gerichts. 


. 537. 
⸗ ⸗ — 1. 165. 
⸗Wechſel dB. Mand.⸗Ge⸗ 
buhr. II. 222. 
Nichter, fruftr. Koften. VII. 320. 
»e _unbefolbeter. IV. 205. 
eo Berbreitg. v. Schriften 
ohne Kenntniß bes 
firafb. Sub. IV. 412. 
.« Dirten g. b. Negierg. 
v. 150, VI. 441. 
zur Dispofition. XV, 20, 
Dißgiplinarftrafe, 
Amtsjuspenfion, VIL 328, 
Dienftentlafjung. IV. 205, V. 
149, VII. 108, XIV. 276. 
Geldbuße — unbeſoldete 
Richter. IX. 260. 
— “ XV. 822. 
Nüge. X. 644. 
Berweis. VII. 144. 
ABU YIBERDEEIANEEN. 


App.⸗Ger., Plenum. 11. 383. 

Arbitrirung d. Strafe. VII. 493. 
Berufung d. Angeidy. XIV. 256. 
Berufg. d —— a. VI. 277, 


V. 276. 
⸗ anal, : Angeſchuld. 
Bernfungeiang, — 


Pr 2 Drudichr. II. 476. 
Befchluß, Aufhebung w. neuer 

Umftänbe. VII. 328. 
Dienftvergeheni.b. Sig. XVI.726. 
Ehrenrath, — — 

V. 84, IX 

Bemeiserbebg, vi. 440. 
Eröfingebeihl. XII. 22. 
Mitgl., Zeuge. VII. 605. 
Perborrescen;. 11. 412. 
St.⸗A., Anbörg.X1V.276. 
St.⸗A., Antr. VII 97, 

VIII. 727, XIV. 276. 

oe Berfahren. XV. 822. 

» Bnfammtenfegg. V. 263. 

Zufändigfeit. VI. 126. 

Einfelung. V. 161, X. 610. 
Entlafig-a. eignen Antr. x11. 610. 
Eröfing., Richterzahl. XII. 668. 
Feſtſte 9. . Strafurth. XIII, 606. 
Fri. Xil. 264, XIV. 256. 
Hausrecht. III. 473. 
Mil.⸗Verw.⸗B. III. 374. 
Richtigkeit, Heilung. XIII. 668. 
Non bis i. id. I. 229, VII. 493. 
Obertribunaf. XIV.276, XVI. 726. 
Rechtsanwalt, Ausſcheiden aus 

dem Ehrenrath. V. 29. 
Rechtsmittel. IX. 282. 

 e Zurückweisg. Xll. 156. 
Sullumbenzfirafe (Rh.). I. 128. 
Verjährung. J. 285, XV. 261. 
Verweis ꝛc. in öff. Sitg. VII. 144 
Vorunterſuchnng. XIII. 491. 
Wiedereinsetzung. XII. 251. 
NUNG, 11 249, 408, 


Zeugnißypflicht. I. 388. 
Sußänbigteit, Disz.⸗Rath. X. 644. 
egsminiſter. I. 374. 
s= MRidterz.D. XV. 20, 
e GÖtrafthat. II. 311. 


vu, va u 9» 
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Dolmeticer, Druckſchrift (Fortl.). 


Anſte ung, Eid, IV.335, X1. 392, 

Antrag. H. 106. 

Anwejenheit. VII. 22, 

Bildg. d. Schwurger. XIII. 234. 

Frage an d. Geihw. VII. 374. 

Generalfragen. VI. 393. 

Notarialakt. XV. 144. 

Nothwgk. II. 106, 465, VIII. 31. 

Prototoll. VII. 640, X1. 392, 
All, 234, 459. 

Nüge d. Nichtzuziebg. XL 439, 
XIII. 182, XV. 538. 

Tätigkeit. V. 352, XIII. 459. 

Berlefung d. Antı. Xlll. 182, 
XV. 538. 

Bertheidi iger ll. 465. 

Bengen-Bereidg. Vıl. 254, XVI. 3. 

Zuziehg. i.d. Haupt⸗Verh. XV 317. 

Doppelehe, Dolus. V. 20. 

Form der Eheſchließg. III. 540. 
Nichtigk. d. erſten Ehe. X. 296. 
Verſuch. VIII. 134. 

Dorfgericht, — v. 519. 

Dorfordnnng, ofiprenß. I. 556. 

Drohung, ſ. Bedrohung. 

Druckſache, 1. Bapiergelt, Poſt⸗ 

ſendung. 

Dtnaſene vgl. Kaution ac. 
Anklage, Berurth. X. ae 
ansländ., Berbreitg. Vi. 487, 

XV. 786, 825. 
Auslegung. 11. 535. 
Belanntm. w. Beleidgg. 111.371, 
V. 387. 
Berichtigung v. Thatſ. VI. 387. 
Beihlagn., Antrag. XIV. 487. 

Berufung. IX. 497. 

Beichwerde. II. 506. 

Dienftvergehen. 11.476. 

Einzelegemplar. X. 489. 

Fortdauer. VI. 196, IX 
487. 

ne XVI. 290. 
ntereffenten. 11. 100, 
vu. 369, XIV. 72. 

Staats⸗G.⸗H. Ill. 168. 

Straflarleit. X. 359. 

Zeit.-Beil. IV, 436. 

Zuftändigkeit. XVI. 300. 

Druder, Firma. V.27, X. 448. 

⸗Gehuülfe. XVI. 413. 


vs, ı 8 


vyı a, %& 


Druder, nun V1.395, IX. 610, 
X. 140, XI. 467. 
⸗ Verantwortlicht XV.643. 
Formverſtöße, mehrere. XII. 448. 
Gerichtsſtand. IV. 28, VIE. 155, 
431, XVI. 584. 
Gerichtsverhandlung. III. 280, 
VI, 83, 196. 
Herausgeber. HI. 503, IV. 371, 
Xill. 637. 


- Ein. Artikel. IV. 371, 
V. 169, 387. 
Keuntn. d. Sub. IX. 623. 
Selbſtvertrieb. III. 508. 
Uebernomm. Art. V. 168. 
verſch. v. Red. III. 503, 
Inhalt, Butachten, Xi. 232. 
Yandtagsber., Beiprechg. VII. 171. 
-  Rinzelne Rebe. VI. 177, 
vIl. 236. 
. Self. Theil b. Ber. 
handlung. VILI. 232. 
Stellen e. Rebe. IV. 439, 
.- Unbraudbarmahung. 
XxVI. 297. 

-  Bolflänbigleit. VI. 273, 
VII. 236. 
Landtage-Kcmm.-Ber. IX. 303. 
Namen d. Geſchw. 11434, VII.299. 
Pflichtexrempl. IX. 281, XV. 643. 

Photo — VII. 450. 
Bol.-Bon. II. 290, VIl. 555. 
Reallonturrenz. Vi. 89. 
—— Antrag. XV. 252. 
Beftrafung db. Thäters. 


vv v8 


XxVI. 432. 
s  Beweispfliht. IV. 279, 
V. 164, VI. 159. 


. Bildungsgrad. IX. 609. 
« Dolns oder Enlpa. IN. 

312, 435, XL 23. 
. —— d. Verf. XVL 


392. 
⸗ —* —— IX. 610. 


⸗ Gefihien. :. Berurtbig. 
IX. 125, 532. 

- Gewerbe. VI. 554. 

oe  Seraudgeber. Ul. 448. 

»  mferat. IIL 48, X. 308. 
All, 355. 
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Druchſchrift (Fortf.) 
——— — — 


Mitthäter. XIV. 281. 
Bol. Erl. II. 207. 
Theilnahme. XVI. 392. 
Unt., Ber.-R. IX. 522. 
Berfafler. V. 333. 


vo 8 va 


XVI. 654. 


⸗ Zengnispflict. 1. 91, 


XVI. 571, 575. 
Rei. fremde Aeußer. 1, 424. 
Reichetagsbericht. XVI. 147. 
Schriftſt. e. le Aus. 
zug. IX. 404. 
.e  Beendigg. d. Berhbig. 


VII. 510, VII. 167, 


X, 618. 
Denunziation. I. 226. 
Dolus. VII. 599. 


Anhalt. VI. 38. 


u sy vo. 


167, 599. 
oe Bertd.-Schrift. IX. 403. 
Wiederabdrud. VIII. 598. 
Unbraugbarmadung, Antrag. 


XIII. 192, XIV. 487, 


XV. 252. 
. Randi.-Ber. XVI. 297. 
. Nicht-Bernichig. XV. 3 
Berbreitung, Ansftelig. VI.45 
.e Kennen. d. Inh. V. 418. 


. BZugänglibmaden. VI. 


95, XIV. 147. 
Berfafler. VIII. 568. 
Berleger, Begriff. XIV. 639. 
Kantionspfl. BI. VI. 73, 
IX. 562. 


- Landtag, Ermädtigung. 
IX, 617. 


⸗Nachw. d. Herausgeber. 
IV. 371, 


il. 503, 


aßr. 


Dit. elek: XVI. 333. 


Wiederabdruck. IV. 451, 


Giufellg. d.Berf. X1.148. 
Berleiene Schrift. VIII. 


Druckſchrift (Horil.). 
—— Bol. Erl. II. 207. 
Selbſtthäter. Br 475. 
Uebertretg. ind. Druck⸗ 
fohrift. IV. 425. 
-  Beugnigpflicht. II. 267. 
Bernichtung, Antrag. VIll. 589. 
»  Ber.-Richter. IX. 538. 
Beſitz e. Dritten. 11.473. 
» Grmädtidung, Landtag. 
IX. 617. 
Koften. IX. 617. 
Nachtr.-Urth. IX. 710. 
Rel. Rechtskr. IX. 522. 
Strafbl. d. Juh. VI. 487. 
Berfäumg. d. Formvor- 
fhriften.111.207,508. 
⸗ Sun d. Beichlagn. 


Beröfentibung "Abtap. IX. 271. 

Aufgabe 3. Boft. 11. 535, 
IV.6,V.270,XV. 320. 

Ber.-Et. vii. 155, 431. 

Hiftor. Dok. XVi. 786. 

Bol. Erf. II. 207. 

Bublitum. VIl. 155, IX. 
411. 

⸗Thöäter. VII. 599. 

Thaifrage. IX. 702. 

« Berbr. e. Bel. XIV. 49. 
Bertheilen. V. 382, VI. 201, 518. 
MWiederabdrud. I. 250, V. 419, 

VI. 236, VIII. 598. 
Zeitungsverlauf. VI. 257, VI. 
393, 567, 729, VI. 543. 

Duell, |. Zweilampf. 
Dünger, Auffemneln. 1. 567. 


E. 

Eheanfgebot, ALR. Vill. 363. 
Ausländer. Il. 385. 
Domicilium necess. XV. 871. 
Fiskaliſche Strafe. VIII. 363, 

XIII. 398, XIV. 194. 
Verfhulden. XV. 871. 


vu wu ww 


v. 168, 169, 387, | Ehebrud, nes ROLE: 


VII. 130. 


⸗Nachw. des Verfaſſers. 
IV. 494, V. 464, VI. 
162, vıll. 37, XII. 
606, XV. 127, 157. 
.-  Ramen, faljcher. XV.643. 


Rechtſpr. d. K. DO -Tr. ıc. AVi 


III. 431, X. 782 
Antr. a. Strafverfolgg. XIV. 145. 
Antragsfrift. XIV. 697, XV. 708, 
XV. 611. 
Civilrechtl. Entſch. 11. 20. 
Scheidung, Bebingg. III. 431. 


59 
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Ehebruch (Korti.). Einmaifhung, ſ. Branntw.-Et. 
Saum DI eBel. V1.403, dä Konfurrenz (reale). 
einig ekung, Beginn d. Strafeit. 
. Si — 11.20, 
VI. 226, XI. 321. Einfp et GStrafverfügung. 
. Fefftellung. It. 431. Einfteiung des Verfahrens, 
:» Tod, Rechistr. IX. 755 | Bell. XI. 204. 


.« Rugl.and. ®r. IV. 490. 
Verjährg. 1.450, X. 34, XVI. 611. 
=ugtan, Afır. a. Freil. d. M. 


—— d. M. 11.213, XI. 424. 
Heberiam, Strafthat. X. 451. 
Ehefhließung, vgl. Eheaufgebot, 
religsöje. XIV. 391 
Urkundenfälſchung. Fan 556. 
Eheverbot, Auswand. V1.25,X.25. 
Ehrenbreititein, vgl. Gem.-R.-©. 
Kirchenbücher ıc. XVI. 243. 
Ehrengericht, Oifiiier. IX. 570. 
Ehrenrath, |. Behörde, Disz.⸗V. 
Ehrenseie, Unterfagung. 
Ausländer. IV. 317. 
Beginn. XIV. 535. 
B. StOB. XII. 221, 
Früherer Verluſt. II. 39. 
Realkonkurrenz. 1. 77. 
Nectafr. Erk, Abänd. XII. 292. 
Zeitbeſtimmung. XI. 16. 
Zeugnißfähigleit. XIII. 457. 
Ehrverluſt, Beamte, XV. 86. 
Meineid, Geh. XVI.515,518, 546. 
Realtonfurrenz. XV. 265, XVI 50. 
‚Zeugnißfäbigfeit. XV. 539. 
Eid, f. Su An, Zeugen- 
Vereidun 
Eidesſtattl. efihecung, falfche, 
vergl. Dienfteid 
Erbſchaftéſtempel. x. 610. 
Grefutor. XII. 427, XIV. 229. 
Fahrläſſigkeit. IX. 256. 
Nachl.⸗R. 1. 81, IX.256, XI. 425. 
Nebenpuntt. XVi. 750. 
Schriftliche. XI. 610, XI. 217, 
XIV. 213. 
Staithaftigkeit. I. 81. 
Bormuntseid. IV. 335, 
Einfriedigung, ——— v.171, 
VIII. 435, IX. 264, X. 656. 
ia —— ſ. Zollvergeben. 
Einfubrverbot, f. Kontrebande, 
Biebjeuche. 


Beſchwerde. IX. 518. 
Gesichtsp., Verweisg. X. 550. 
Mangel d. Antrags. XV. 774. 
Motivirung. X. 518, XVI. 224. 
Neue Thatſ., Eröffn.-B. I. 446. 
Rechtskraft. IV. 115, VII. 221, 
XIV. 634. 
Theilweife. III. 389. 
Einziehung, vgl. Branutw..Et. ıc. 
Beſonderes Strafgeietz. XII. 160. 
Dritte Berf. XIV. 793, XVI. 192. 
Manifef.-Eid. 1. 403, Vi. 523. 
Nachl. 1.498, VII, 540, IX. 365. 
Werth. IX. 360. 
Eifenbahn, —— einer 
Schiene. XII. 634. 
ee IX. 458. 
Eiſenbahn⸗Trausport⸗Gefährdg. 
Beamter, fa wiber Juſtr. 
301. 


. Gabeläffgteit XI. 500, 
XIV. 92, 446, X. 
41, 109. 

Pflitverſ. Xl. 545,562. 
Fahrlaſfigt e. Andern. VII. 595. 
Gefahr, Menfhen. All. 465. 

.»  Möglicleit. XV. 604. 
Pferde-Eif. XIV. 487, XVI. 625. 
Rangiren ac. VII. 513. 
— Trauslozirg. XV. 617. 
Elbzoll, Verkürzung. Vi. 352 
Elſa -Lothringen,D. -Tr.XIV.720. 
Entführung e. Srauenöperfon, 

Willensfreibeit. Il. 509. 
Entführung e. Minderjährigen, 

Dofus. VIL 413 
Enttefiung, 1, Dorlänfige, 

Geſuch. XV 
Entſtelluug v. Liu. 

Bwed. XV. 313. 
Entwerdung, vgl. — 

Thatbeſtand. XI. 

—— vgl Ge⸗ 
Liſte. 


ſchw. Erg.⸗Liſt 
Befreiung, Dienſtjahr. VIII. 342. 





931 


Ergänzungsgeſchworene (Korti.). 
- Belanntm. Ill, 484, VII. 223, 446. 
Rüge d. Angelt. II. 245, VII. 446. 


Miedereintr.d. Haupı-@. II, 197. 


Zeuge. IX. 739. 
Gigänzungärigte ‚ 

Berathung. Il. 329. 
Erfenntniß, Abſchr., AR. 
sc., Feitft., Freiſpr. Urth. 

Deffaration XII. 291. 
Erläuterung, Auftrag. XI. 568. 
Orlinde. Il. 442, Xill. 637. 
⸗ Nachtragl. il. 200. 
Zenor, Bezeichng. d. Strafthat. 
IV. 479, VII 460, 
XIV. 433. 
« Beränberg. nad Rechts⸗ 
fraft. 1. 66. 
⸗ Widerſpr. m. d. Gr. 
vit. 211, Vi. 369. 
Unftatth. d. Verf. XIV. 634. 
Unterfchr. X. 474, XIV. 314, 510, 
XVI. 321. 
Berlündg., Anweſenh. d. Angekl. 
VII. 508, XI. 568. 
.» Anweiend. d. StA. 
X, 333, XIII. 522. 
. grift. ı1. 148, X. 333. 
⸗ ründe. IV. 286, VII. 
481, XVI. 584. 
⸗Nachholung. X. 333. 

. »  Brototoll. X. 568. 
Richter. VII. 546. 
Zuflellg., au 1.531, 11. 342, 

229. 


⸗ ——— XIV, 359, XV. 
732. 
. Chelente. XVI. 51. 
⸗Geſfangen⸗Inſp. XV. 845. 
⸗Perſ.Verwechslg. J. 237. 
Erleuntniß der Strafbarleit, 
Unterſch⸗Verm. XV. 160. 
Ermittlungsverfahren, 
App.⸗Richter. IV. 233. 
Beschlagn., Aufbebg., XV. 504. 
Beschuldigter. XI, 3986. 
Gefahr im Verzuge. XV. 5. 
Ohne Antrag. XV. 5. 
Pol.-Richter. X1. 396, XIV. 456. 
Pflicht d. Gerichts. XVI. 622. 
Prävention. XIV. 11, XV. 5. 


FGremd. Ger. XV. 37,777. 


Ermittelnngöverfahren (Fortf.). 
Prävention, — Xl, 
423 


⸗ Zuftänbigkeit. IX. 480. 
Rathsk.-Beschl., Berufg. VII. 
700, IX. 552. 
Zeugenvernebmung. VII. 200, 
xl. 276, XIV. 777. 
Zwang zu erſcheinen. VI. 51. 
Eröffnung der Unterfndung, 
Ablehng. 11.161, IV.99, VI1.218, 
IX. 503, Xt. 462, XVi. 196. 
Abweichung vd. d. Aufl. IV. 98. 
Beibw. d. Angefl. VI. 467. 
Beſchw. d. StA. VI.AB, X. 437, 
550, Xi. 645. 
Bindende Kraft. IV. 95, VI. 510, 
IX. 278, XIV. 511. 
Nähere Ermittlg. X. 474, 527. 
Borunterfuchg , Perion. V. 446. 
Eröffnung des Bauptverfahrens, 
Prüfung. IX. 1, 171, 381. 
Erörterung, 1. Religionspiener. 
Erprefinug, Abftimmg. Vil. 148. 
—— XVI. 393. 
Dolus. XV. 84, XVI. 785. 
Sronmp, Ausführ 2 V. 424. 
Begründ. Den. XV. 637. 
e Handlungen. VI. 474, 
xVIl. 549. 
. Mit Gewalt ꝛc. XV. 46, 
XVI. 549. 


- Mit Mord. VIII. 464, 
X. 705. 

Feſtſtellung bes angebrobten Ber- 
gehens. V. 424, VI. 221. 

Fragftellung. VI. 148. 

Gewalt. VI1.148,1X.236, XV1.201, 
424. 

Rechtswidr. Vortbeil. VI. 521, 
XVI. 95, 585, 716. 

Verſuch, Anf. d. Handl. XV. 637. 
. Nüdtritt. XIV. 714. 
«»  Borausf. Vi. 475,X.444. 
⸗Widerſtand. XIV. 378. 

Erfatgeihworene, 

Berathung. IN. 546. 

Grund d. Eintr. XI. 462, XIV. 
298. 

Mitwirkung. X. 588. 

Blat- 1. 167. 

Bereibung. XI. 449, XVI. 25. 


69". 
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Erſchöpfung der Anklage, vgl. | Fefitellumg (Fortf.). 


Feſtſt., Fragſt., Ber: 

Ber. -Richter. IX. 358 

Erklärg. d. Sta III. 304, vll. 51. 

Rüge d. Angeklagten. X. 10. 

Urtbeif. II. 303, VI. 620. 
Eßwanren, |. Diebſtahl, Feilyalten. 
Erelution, ſ. Strafvollſtredung. 
en V. 469. 
Erefutivbeamter, ſ. Tolfir.-2. 
Erefntivftrafe, polizeiliche 

dechtsweg. X. 42. 
Exelntor, vgl. Amtsunterſchl. ꝛc. 

Falſcher EB. XII. 427, xIV.229. 
Exterritorialität, Zeuge. IX. 736. 


F. 

Fabrik, jugendl. Arb. XV. 123. 
Sountagoſtörung. VII. 678. 
Truck Soſiem. XI. 304, XV. 342, 

XVI. 28. 
abritzeichen, 1. Waarenbezeichng. 
zührgeld, Sing. Xill. 612. 
Fälſchuug, ſ. Urk.Fälſchung. 
—— Belt VIli. 550, 
X 


. 9, 

Erf. um Beſchlagn. XIV. 286, 
Tahrläffigfeit, vgl. 8.-B. ac. 

Feſtſtellung. XVI. 433. 

Diittelb. Folge. XIII. 110. 

Theilnahme. XVI. 76. 

Unkenntniß, civilrechtl. Grundſ. 

xv. 8 


72. 
Gew.⸗Thätigk. XVI.705. 
Pol.⸗Vdn. XVI. 279. 
Unterl. I. 32, XI. 78, XVI. 219. 
Zuſammenw. Mehrerer. XI. 424. 
Tabrwafler, Störung. XVI. 723. 
aljder Name, |. Name. 
eilhalten, verbeibene Eßwaaren. 
It. 343, XVI. 797. 
Berfälfchte Milch. IX. 675. 
Feldfrevel, f. Ver.Einr., Diebſt. 
Feſtnahme verdädhtiger Berfonen, 
Förſter. IV. 253, 321. 
Gendarm. Kill. 4. 
Feſtſtelluug, App.⸗R., Ber. R., 
Fragſi., Rückf. 
— ugi. 174, 619, 
VII. 751, X. 790, XIII. 260. 
Begrifismerfmafe. VIII. 267. 


Beriid]. — — 
XIV. 792, XVI 

Yeweisgriinde. ii. xvi. 274. 

Deolns. VI. 249, XIL. 78. 

Ergänzung aus ben Gründen. 
XII. 623, XVI. 391. 

Erfhöpfung d. Ankl. XV. 197. 

Faſſung. IX. 153. 

Ges.- Wechsel. IX. 8341, XIII. 441. 

Snländer. XI. 189. 

Konkrete Thatſ. IV. 3, V. 298, 
VI, 136, XIV. 792, XV. 309. 

Milderungsgrund. XIV. 86. 

Negative. XV. 138. 

Obj. Tharb. XII. 625, XI. 21. 

Drt der That. XVI. 3. 

Rechtsbegr., Verkenng. XVI. 434. 

Rechtsirrthum. X. 611. 

Strafausschliessungsgr. XIV.os. 

Strafjumefjungsgr. XVI. 802. 

Streit D. Begriffemertm. V. 221, 

. Thatſ. u. Beweism. VIII. 568, 
X. 582, Xi. 48, 44, XU. 97. 

Theilnahme. VII. 308. 

Verweisg., vern. Urth. Xl. 398. 

Widerfprud. XVI. 500. 

Morte des Gef. IV. 3, V. 298, 
VI. 136, VII. 203, XVI. 274, 
309, 433. 

Beit b. That. Xi. 512. 

Geftungärayon, 

Bauanlage. 1. 162, 298, 

Gartenfaube. 1. 298. 

Dede. XVl. 72. 

Lebmgrube. X. 13. 

Definen ber Gebäube. XIV. 815. 

Reparatur eines Zaune. 1. 162. 

Vertheidi aungefäbigfeit. I. 425. 

Feuer⸗ Aal uden, Wald. X11.420. 

ener⸗Pol.⸗V., Gültigt. VII. 711. 

EEE Unterhaltung. 11. 17. 

ENFFUNG ERINGE: Pol.-Bererpn. 


Senerverfiherung, vgl. Ueber- 
liquid., Weberverf. 
Agentur, Anzeige. IV. 124. 

e  Berluf. VII. 527. 
Beſchränkungen. Vil. 706. 
Betrug. I. 354. 

Buchführg. d. Agenten. XIV. 789. 
Doppelte. VII. 709. 
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Feuerverſichernug (Fortl.\. 
Gemeiner Werſh. VII. 570. 
Interimsſchein, Anshändigung. 

XVI. 78. 

Police, Ausbändigung. Vill. 321, 
X. 69, Xlll. 556, XV. 438. 
XVI. 145, 604. 

Bol.-Ser., Zuſtändigk. VII. 472. 

Pol.⸗Obrigt. V. 361, XIV. 307. 

Theilweile, X. 26. 

Zwang, Aufhebung. VII. 706. 

Tinanzminifter, 

Ortsregulativ. IH. 61. 

Straf-*dn., Belamitm. VII. 690. 

irma, |. Waarenbezeihnung. 

ifchereifrevel, vgl. Berecht.⸗E., 
Diebftahl. 

Beibülfe. X. 599. 

Beſchränkte Befugniß. VII. 286. 

Dolus. I. 213. 

Einziehung, Kahn. VII. 324. 

e  Yebe. VII. 435. 
Setznetz mit Lädering. 1. 266. 
Spezialgefeß. XVI. 695. 
Strafe. Antr. XV. 244, XVI. 695. 

Fislalbehörde, vgl. Steuerverg., 

Strafbeſcheid 2c. 

Anschluss ans Strafverfahren. 
XII. 455, XV. 729. 

Rechtsmittelfrist. Xill. 458. 

En Strafe, ſ. Vergeben. 
iöfalvergehben, |. Hauſirvergehen, 

Stenervergeben, Zollvergeben. 

Fleiſchhellerabgabe in Heſſen. 

XII. 452. 


Förſter, vgl. Beamter, Hausſuchg., 
Widerſetzlichkeit. 
Beſchlagn. v. Holz. I. 526. 
Feſtnahme v. Holzfrevlern. 
IV. 253, 321. 
Recht d. Berfolgg. I1l. 286. 
Bereidung. 1. 517, IV. 141. 
Waffengebrauch. 1. 525, 526. 
Forftordnung, ſ. Oftpr., Bomm. 
Fortgeſetztes Vergeben‘, 
Einh. d. Entſchi. IV. 245. 
Fragſtellung. IX. 677. 
Mehrere Handl. 1. 149. 
Forum delieti commissi, |. Ger.⸗St. 
Fragebogen, Ernenerg. Vi. 517. 
Verſchiedene Handſchr. XIII. 445. 


Fragſtellung, vgl. Baukerutt ꝛe. 

Geſchwornenſpruch. 

Ablehn. e. Antr. IX. 30, X. 25, 

XV. 103, XVI. 371. 
Alternative. II. 164, VII. 133, 

405, X. 667, XIII. 12, 655. 
Anflöfung e. Nechtebegr., Antr. 
III. 192, Vi. 233, 
XVI. 804. 
⸗ Antr., Ablehng. III. 190, 
vull. 401, XV. 310, 
XVl. 372. 
Antrag, Nichtberück- 
sichtigg. Äl, 447. 
» Beamten-Ergenjchaft. III. 
296, VII. 86. 
zz Ermessen. XV. 
445, 918. 

⸗Erſchöpfg.d. Ankl. IX.36. 

Streit. I. 485. 

»  Auläffigleit. IX. 177. 

s Sufammtenrotit.XV1.809. 
Bebingg. d. Strafbt. VI. 236. 
Bedingg. d. Strafvf. XV. 753. 
Berichtigung. II. 301, VIII. 491, 

XIV. 298. 

Erſchöpfg. d. Ankl., Anklagelcır. 

Il. 376. 

⸗ Ergänzg. d. Frage. v.394. 

⸗Formel d. Ankl.Beſchl. 
I. 36. 69, Ul. 403, 
VIII. 262. 

»  &emeinjchaftlt. VII. 252. 

s Xheilnabme. VII. 40, 
XVI. 649. 

»  Perbredbensbear. IV, 70. 

⸗ Verw.-Beschl. XII. 400. 
Eventualfrage, Ankl.-Beſchluß. 

VII. 154, VIII. 315. 

⸗Auntr. d. Angekl. I. 381, 
111. 175, IX. 80, X. 
179, 466, XII, 401, 
XV. 103. 

s Mıutr.d. St.=9. IV. 459. 
VII. 617. 

» Beantwortung. IV. 301. 

s  Grmeilen. VII, 687, VI. 
262, 795. 

⸗Erſchöpfg. e. Straffalls. 
V. 198. 

⸗Fahrläſſigk. VIII. 697. 


321, 
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Sragitellung (Kortt.). Fragftellung (Hortf.). 


Eventualfrage, Ipentität. V.338, 
vilt. 49, X. 349. 


» Xheilnahme. VI. 131, 


VIII. 315, Xl. 26. 
-  üiberflüffige. Xi. 67. 
s Berfudh. X. 593. 
⸗BVBorfitzender. IX. 535, 
Xi. 163. 
«e Beit. 11. 433, VIII. 491, 
X. 46. 
Zuſammenh. m.d. Ant. 
VI. 65, 131, 169, 
X. 384, XIV. 109. 
Haupffr., Begriffemerhm. 1.274, 
. 467, V. 394. 
⸗ —— IX. 36. 
Eiufache That. V. 453. 
⸗EGeſetzeswechſel. X. 259, 
XI. 462, 512, XI. 
591, XIV. 293. 
⸗Selbſtverſtändl. Merkm. 
vi. 219, X. 25. 


- Gpeialifirung. Il. 295, 


VI. 215, VIII. 664, 


IX. 36,307, X111.648. 
⸗Theilung.VIII. 262, X.3, 


121. 
Zeitangabe. VI. 169. 
Senffonkurreng, mehr. ragen. 
IX. 8500, XV. 518. 
2 Reihenfolge. Il. 483. 


-  BZufammenfaffen. V.495. 


XIII. 602. 
Mehrere Angellagte. II. 403. 
en „eaupl: ., Reihenfolge. 


EN ker — VII. 44. 


Mebrere Straffälle. III. 397, XI. 


165, 209, 241, XII. 375. 


Mild. Umftand. V. 328, X. 370, 


XIV. 133. 
Mitihäterfch. Xl. 245, XVI. 615. 
Nebenfrage, Det. »Merim.1.274, 
il. 175, V. 128, 
ir 701, Xl. 570, 
XII. 306. 
- Dolus Ali. 62. 
» GSelbfiverfi. Merkm. 11. 
79, IT. 161, VI. 219. 
Neue Berhandlung. XI. 26. 
Ortsangabe. VI. 169. 


Realkonkurrenz. V. 245, IX 677, 
Xl. 165, XV. 540. 
Schufpbel. b. Berbr. 11. 356. 
Strafausichliegungegr. X. 395, 
XIV. 566, XVI. 391. 
Straiverfolgnugsantr. xl. 630. 
Theiln., — d. Thãters. X. 245. 
s uguahme. IX. 470. 
⸗ — d. Sauptthat. 
VII. 44, Xl. 277. 
.Weſentl. v. 495, IX. 680. 
Unbek. m. Thatumſt. XVI. 792. 
Zurechnungsfähigk. 1.5, 11. At, 
vill. 468, XI. 58. 
Zuſ.⸗Fr., Brält. v.328, viu.517. 
Vollſt. ꝛ c. Geſchw⸗Spr. VIIl. 
491, IX. 680, X. 370, 


Xi. 513. 
Frankfurter Recht, 


Brodtare. VIlI. 483. 
ie vi. 768. 
egerecht. VII. 563. 


Sranffurker Verfahren, 


Civiladhãſion. VI. 482. 
Eidesformel. Sr 641. 
Koſtenanſatz, O.⸗Tr. XV. 301. 
Legal. pol. Mafn. Viil. 482. 
Nichtigleitellage d. Ob.⸗St.A. 
VIII. 325. 
Nichtigleitsrichter. VI. 329. 


Freiheitsberaubung, 


Dauer. V. 426. 

Dolus. 1. 362, XI. 139, XIII. 459. 

Ehefrau. VII. 88. 

Endzwed. V. 551, ViIll. 237, 
IX. 444. 

Fragſtellung. VI. 474. 

—— — Xi. 45, XII, 54. 

Maaß. V. 426. 

Möglich. ®. Befreiung. IV. 545, 
V. 551, IX. 444, XIV. 214. 

Nöthigung. IX. 188, XIII. 459 

Selbfthülfe. IX. 426. 

Täuſchg. e. Beamten. All. 54. 

Widerrechtlichk. IV. 315, VI. 474 


Freiheitäftrafe, 


Bruchth. e. Monats. XVI. 535. 
te e. Jahrs. XIII. 490. 
reilaſſung, Beſchwerde. IV. 69 
reire Side Gemeinde, 
Zeugeneid. XVI. 782, 
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Seeifpredung, —— in. 
5, 275, X 
-Aufbebg. e. — XVI. 290. 
Erſchwer. Umftände. X. 681. 


Fehler d. Fragft. IV. 70, X11.597. 


Mangel e. Antrags. 1. 329. 
Qualif., Ink.⸗Erki. I. 492. 


⸗ Neue Verfolgg. 1.492,XV1.563. 


⸗ Nichtigkeit. XIV. 82. 
» Nichtſchuldig. 111. 14. 


« Relat.Rechtafr.V1.29,XV1.367. 
Rechtom. d. Ang. 111. 14, vı11.803. 


Theilweife. VIII. 523. 
Unftatth. Verf. XIV. 634. 


Berdadt, i. and. Sache. IV. 423. 


Sreigigigfeit, Paß. XIV. 725. 
Pol.-Bon., Fremdenverkehr. XI. 
567, 569. 
Friedenögefährdg., vgl. Rel. .D. 
Ankiftg. zu e. Strafthat. 111.283. 
Erfolg. IH. 283. 
Mögliät. b. Störung. II. 283, 
XIV. 210. 
Verſch. nen XIV. 210, 386, 
XV. 398 
Friſt, vgl. Rechtsmittelfrift ꝛe. 
Linreichg. b. unricht. Beh. V. 181. 
Serien. VI. 279, V11.89, IX. 498. 
Rek. Brief. VII. 209, XI. 489. 
Schuld des Bureaus. V. 472. 


Schuld d. Ger. VII. 169, IX. 124. 
Funddiebſtahl, vgl. Unterſchlagung. 
Ableugnen d. Gewahrſ. 11. 269, 


IV. 491, V. 429, vlt. 630. 
Abficht, gewinufücht. vn. 219. 
Beihädigung. IX. 501, X. 112. 
Dolus. X. 112. 

Dritter. VIL 747. 
Gaſtwirth. 1. 436. 
Schatz. X. 96, 647. 
Spezialgele. X. 636. 
Berlanf. XIII. 35. 
Berichliegen. V. 429. 
Zufall. IX. 398. 
⸗Zuvielzahlung. V. 18. 
Furtum possessionis, 


Beſitz d. Berechtigten. XII. 526. 


G. 


Garten :c., Beſchädigung. VIII. 189, 
IX. 264 


Gaſtwirth, . Unterſchlagung. 


Gattenmord, Mitthäter. ꝛc. 1. 6. 


Gebändefteuer, Neubau. IX. 540, 
XV. 35, 716. 


Submilfionsverfahren. XV. 560. 


Gebührenüberhebung, 
Dofus. XIV. 605. 


Konkurrenz mit Betrug. XI. 379. 
Notar, Geld-Negotiation. IX. 160. 


AT: 11. 125, VII. 673, 
IX. 
Gefängnihftrafe, vgl. Strafantritt, 
Sırafumwanbdlung 2c. 


Wahl m. Zuchth. XV. 301, 598. 


Gefangener, vgl. Befreiung. 
Entweihung, Beamter. VI. 183, 
436, X. 744. XIV. 289. 


Gehege, ſ. Diebflabl. 

Gebülfe, 1. Beihülfe. 

Geiftliche — —— 
Abſicht. X 
— 353. 
Begriff. XVI. 149, 267, 460. 
Eniſetzung. XVI. 485, 581. 
Firmung. XVI. 427. 
Gefahr im Berzuge. XV. 822. 


Gelegwidrigteit. XV. 478, 213, 


655, 713, 726. 
In einem Amt. XVI. 267. 
Kaplan. XVI. 698. 
Kenntn. d. Geſetzw. XV. 771. 
Kreisvikar. XV. 767. 


Mehrere. XV. 197, 281, 347, 655. 


Meſſeleſen. XV. 172, 298, 867. 

Religionsunterricht. XV. 655. 

Stille Mefle. XV. 353, XVI. 184, ® 
527, 638. 


Geiſtlicher, vgl. Religionsdiener. 


Amtsentjeßg. XV. 422 
Kircheubuchführg. XV. 375, 768. 
Konf. Kiudererziebg. XV. 422. 

Sculinfpeltor. IV. 35. 

Trauung, Ausländer. II. 385. 
Geiftlihes Amt, 

Adminiſtrator. xvi. 337, 397. 

Anz. d. Kand. XV. 294, 347, 718. 


Approb. pro cura. XVI. 339, 679. 
Beneficium simplex. XV. 634. 
Gehülfe d. Pfarrers. XV. 713, 


XVI. 465. 
Oberer. XV. 236, 649. 


— ſ. App.⸗Richter ꝛc. 
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Geiſtliches Amt (Fortf.). 

Defientl. Amt. XV. 335, 375, 
655, 768. 

Pfarramt, Beſetzung. XV. 414. 
» ®Vertr. XV. 639, XVI. 397, 

Stellvertretung. XV. 696, 717, 
XxVI 337. 

Üebertragung. XV. 289,332, 335, 

XV1. 397. 


.- Guter Öluube. XVI.754. 
. Ohne Benenng. XV.116, 
180, 285. 
Berluft. XV. 422. 
Geld, Veränderung. XIII. 463. 
Geld, falfhed, Anſichbringen. VI. 
163, VII. 455, 635. 
Ausländer. VII. 635. 
Berausgabung. Xi. 131. 
Geldftrafe (Geldbuße) vgl. Straf: 
umwandluug. 
Anrechn. a. Gef. 1.239, X. 198. 
Juriſt. Perfon. XIV. 735. 
Nachlaß. XIV. 735. 
Polizeibehörde. XIII. 91. 
Reallkonkurrenz. I. 439, 
Solidarität. IX. 574. 
Zahlung durd) Dritte. XV. 514. 
Gemeindeitener, 
Beſchl.Verk. XII. 323 
Grundabgabe. XVI. 735. 
Strafverſolqung. XII. 323. 
Gemeinrechtliches Gebiet, 
Eheſchließung. UI. 540. 
Handzeichen ſtait Unterſchrift. 
I. 446, X. 551. 
Manif.-Eivd. IV. 338, 
Zeugen. 1. 320. 
Gemeinſchaft, ſ. Mititäter. 
Gemeiuſchuldner, ſ. Bankrerutt, 
Zahlungseinſtelluug. 
Gendarm, Auflauf. XVI. 407. 
Beamter. XIV. 600. 
Einſchreiten. XV. 98. 
Hausſuchung. XII. 85. 
Genoſſeuſchaft, eingetragene, 
Bankerutt. XV. 753, 
Gericht, vgl. Amtebel., Perhorr., 
Richter, Shw.-©.-9. 
Berathg., Ger.⸗Schr. Al. 600. 
. Situngefaal. VI. 52, 
IX. 54 


Bezeichng. i. Tenor. XIIL, 675, 


Gericht (Fortſ.). 
Ermittl. v. Amtew. III. 5, 275, 
VII. 219. 
Theilnahme zweier Schwäger. 
IV. 539. 
Verfahren v. Amtew. VII. 248. 
Gerichtöſchreiber, |. Geſchw. (Auf⸗ 
tiärnug), Hauptverhandlg. x. 
Gerichtsſtand, vergl. Druchſoͤriſt, 
Konnexität, Perhorrescenz. 
Akadem. Gerichtsbarkeit. X. 744, 
XIII. 442, 687. 
Aſſiſtenzarzi. Vli. 176. 
Ehrengericht. IX. 570. 
Hinvermeifg., aud. Ber. 11.504, 
XVi, 473 


App.⸗Ger. IV. 62, 157. 
«  Blosse Zweckmässigk. 
X1, 168, XIV. 21. 
«  Gener.Maßregel. 1.538. 
Nach Bernichtg. 1X. 641. 
. Dr. Vin 509,XV.743, 
XVI. 125. 
. DrTru.ONG.T11532, 
X.598, Xı. 257, 423. 
O.Tr., vereinigte Abtb. 
1. 90, XI. 423, 
All. 20. 
s  Wieberholg. IX. 479. 
- Zusammenh. XVI. 125. 
Krankenhaus. Alll. 22. 
Dil.-Beurl. XI. 54, Xl. 602. 
Mil.⸗Ger. für Injurien. 1. 105. 
Dffizier, Penſiou. X. 563. 
Ort b. Ergreifg. I. 4, 111. 507, 
vi, 21. 
Drt der That, Brief, ſ. b. 8. 
Irrth. d. Anfl. XVi. 667. 
Prävent., ausw. Ger. XIV. 11. 
»  Grgr., Freilaſſ. m. 507. 
«e &rmittl. o. Antr. XV. 3. 
s Dbj. Thatb. 11. 311. 
:» Stru.Antr. IX. 480, 
x1. 423, XIV. 11, 
XV, 37, 777. 
Nequifition. II. 4. 
Soldat. X. 91, XI. 188. 
Strafhaft. Xı. 168, Kill. 675, 
XIV. 672, XV. 777. 
Wohnort, Eitern. VI. 568. 
.e Lokale Strajgeſ. Ylll 
326, 361. 
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Gefammtfteafe, 1. Konkurr. (reale). Gefäworne Goriſ.. 
Geſchenk, ſ. Beſtechung ꝛc. Ber.⸗Z., Eintr. e. Dritten. VII. 
Geihworne, vgl. Schw.⸗Ger. ıc. 10, XV. 622, xVi. 427. 


Anlehng., Belehrg. XIII. 628. 
. Brotofoll. X. 546. 
.  unvolft. Einigg. V. 125. 
oe  Bertb. d. Mitang. V. 351. 
s  Beitpuntt. XV. 76. 
anne, —— d. Ber.⸗J. 
272, XIII. 255. 
⸗ — I. 126, 11.315, 
X. 355, XI. 286, 
XV. 622. 
⸗Rkurze Entferng. X11.236. 
Abſtimmung, vgl. Amtsunterſchl. 
Brandſtiftung ꝛc. 
⸗Beamten⸗ECigenſch. VI. 
291, V11.86, X1.531. 
Begleit. Umfl. X. 7, 
xvi. 379, 457. 
»  Bemeit. 111.546, IX. 30, 
⸗Hüulfsfrage. XII. 133. 
⸗Nicht.⸗Geſchw. VIII. 381. 
Theilnahme. I. 139. 
Ankageformel, Abdrud. I. 575. 
Aufllärung, Ger.Schr. ıc. un⸗ 
nöthig. 11. 421, 448, 
vi, 57, vım 110, 
404, 443, xvi. 307. 
.» Schr. zuläſſ. X. 437. 
⸗Inhalt. III. 175. 
. Mitgl.d. ©. > 11. 196, 
XVi. 307 
» Wiederh. 
X. 198. 
Beiragg. nad Unfähigkeitsgr. IX. 
461, X1. 15, XV. 41. 
Berathung, neue. IV. 302, XII. 
133, XIV. 367, 536. 
Ber.-3., ale, Anklage. 1. 570. 


i. SF. Sitz. 


⸗ Ermeſſen. IV. 201, 
XV. 621. 

⸗ ⸗Mundl. Verhandl. 
vi. 142, X1. 517. 

⸗ » Nichtmth. XI. 120. 


⸗ ⸗ Ueberf.St. VII. 
122. 
⸗Bewachung. VIIl. 149. 
⸗Eintr. d. Vorſ. VII. 419. 
⸗REintr.d. Wächt. IV. 368, 
VIII. 110. 


Einwirkung. 1. 571, vın. 131. 
Namen, Brototoll. X. 546. 
.- Urne, G.Schr. IV. 66. 
⸗ Zeitungebericht. 11. 434, 
VII. 299. 
Pläte. vııt. 130, XV. 29. 
Recht d. ıheilm. Bei. ıc. V. 396. 
Situationspläne. 1. 168. 
Bereidg , nn > Schw.⸗GH. 


⸗ * a 130, 131. 
⸗ ehrere Sachen. J. 262. 
s  Menuonit. IV. 318. 


Gefhwornen-Dienftlifte, 


Auffellnng. VIII. 11. 

Behänkigung, Beweis. 1. 87. 
« Nidiverhaft. VII. 655. 
.  NRüge.1.88,11.542,X11.3. 
⸗ Berfrühung. 11. 542. 

Ergänzung. XV. 861. 


° Unridtigfeit. 11. 384, 11. 186, 


XIII. 112, XV. 30. 

Zahl. IX. 64, X. 228, Xıll. 212, 
XIV. 573. 

Zuziehg.b. B. d. Schw.G. X. 177. 


Sehhmornen-Ergänzungdlifte, 


dgl. Ergäm.-©. 
Seibättsjahr. IV. 47. 


Geſchwornen⸗Spruch. 


Alternative. III. 240, IX. 470, 
x. 12, 655. 
Aufo. ins Urtheil. XI. 192. 
Anfrechthaftg. 11. 442, IX. 69. 
Berichtigg. 1. 537, IV. 515, VII. 
475, X1ll. 279. 
Durchſtreichung. III. 123. 
Entſch. d. Schw.⸗G.“H. 111. 228, 
Iv. 301, 364, V. 453. 
Erklärg. in b. Sitz. XIV. 536. 
Erläut. a. and. Sprud. V. 453. 
Erihöpf. d. X. IV. 70, X111. 597. 
Erſchw. Umſt. IV. 364, v1. 255. 
gm vi. 130, vi. 403, 469. 
rundl. d. Nicht⸗R. XV. 60. 
Srertbum. X. 397. 
Konkurrenz. XV. 9. 
Nachträgl. Aenderg. I. 537, 1. 
183, 319, 4234, IV. 515, VI. 
231. 
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Geſchwornen⸗Spruch (Fortſ.—. — (Kortf.). 


Nichtſchuldig, Nidt.-B. X. 40, 
AV. 316, XVI. 143. 
Nichtverleiung. vi. 517. 
⸗Bernichtg. X. 410. 
Reihenfolge d. Antw. XIV. 536. 
Stimmenzahl, Angabe, Nichtigk. 
11. 117, v. 177, vũi. 
258, XII, 349, XV. 
316. 
Einmal. Ang. IX. 471. 
Einftimmigt. IV. 224. 
Ergän;g. VII. 39. 
Theiln. 1.139, IX. 729. 
seanang, . ‚Hauptfrage 
XV. 
Unklarheit. I. SH "van. 613, 
XI. 59. 


vaınıy vd 


Unterfchr. d. Ger.Schr. VI. 357, 
X. 173, 529, 768. 
Unterſchr. d. Borf., nah Abän- 
berung. Ill. 327. 
s nah Entſch. d. Schw.- 
9.9. 11. 467, VI. 
357, X.529, Xv.130. 
» Stelle. X. 173. 
Unterfchr. d. Borftehers, befoub. 
zu Aenber. VI. 231. 
.«  biefelbe nah Berichtgg. 
1. 537, 11. 183, 424, 
XV. 311. 
«=  &igenfchaft. X. 714, XVI. 
284 


.« Cinm. 3. mehr. Epr.11.11. 
: Jm —— VII.84, 


Such 2 173. 
Unvellfländigkeit. XIV. 367. 
Verleſung, — vi. 150, 
⸗ ——— xi. 414, 467. 
> Ricptigt. 1. 187, 11. 183, 

XV. 25. 

. Fe Schw.⸗GH. 


⸗ ——— VIII. 491. 
Widerſpruch, Haupt⸗ u. Event. 
Frage. IV. 301. 
»  Hilfeleiitg., Hauptthat. 
xl. 307. 


» Mid. Umft. X. 41, XIV. 
192, Xv1. 493, 714. 


Widerſpruch, Mittbäter. VIL.240, 
vi. 255, ÄV. 489, 
XVI. 543. 

⸗ an anne 


° Bee oz: v111,551. 
⸗ Sihulbbetenntn. 11.357. 
.» Schuldig, Berneing. e 
Mertn. vi. 692, 
VIII. 529, X 40, 
xt. 307, Xıll. 575, 
XVI. 714. 
⸗Stimmenzahl. X. 95, 
XVI. 201. 
- Gtrafausjhliegungegr. 
XIV. 192, XVI. 493. 
. ur n. Teilnehmer. 
560, m. 191, 
vi 462, vıu. 733, 
x. 95, Xıv. 311. 
⸗Berſuch, — VILAAO, 
VIII. 
Zeitangabe. XII. = 
Zurechnungsfähigk. Vu. 612. 
Zurücknahme. X. 397. 
Surlidjenng Ablehnung. 11. 467. 
Bericht. e. Th. 111. 229. 


Irrth.d. Geſchw. 11.530. 
⸗Nene Berath. XIV. 367, 


536, XV. 518. 
⸗⸗Schw.⸗G.O. IV. 515. 


⸗WUuvollſt. Spruch. XiV. 


367, XV. 518. 
» Widerfprud. IM. 
V. 494, Vi. 
440, X. 95. 
Zuſatz, überfl. ıX. 491, XI. 547. 


191, 
240, 


Gefchworner (einzelner), 


Alter. 1. 346, 111. 160, XIV. 573. 
Amtl. Tpätigfeit. x. 799. 
Aufmerkjamt. I. 88, XV. 29. 
Ausländer. VII. 384. 
Bürgerm., Leum.-Att. IV. 156. 
Deutiher Nichtpreuße. AV. 59- 
Einbernfung. X. 177. 


Entlaffung. IV. 437, X. 177, 
Xi. 30, Xu. 212, 349, 
XVI. 658. 


Feindſch. g. d. Angel. 1. 136. 
Haupt-, Ers.-Geschw. X. 558. 
Jude. VIll. 300, 


| 
' 
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Geſetzeswechſel (Kortf.). 


Geſchworner (Bee) 
onfure. XI. 260 
Offizier & la suite. XVI. 570. 


Polizeibeamter. VI. 205, IX. 78. 


Sachverſtändiger. II. 370. 
Scwerbörigleit. XV. 29. 
Stanbesherr. V. 75. 
Strafe w. Ausbleibens. XVI. 15. 
Unfähigt. IV. 23, VI. 204, X. 386. 
Verschwägerung. IX. 543. 
Bertheidiger. XV. 317. 
Berwandtich. m. d. Berl. XI. 10. 
s unterein., Brüder. V. 443, 
v1. 356, Xi. 3. 
Berwechelung. X. 40, 545. 
Zeuge. X. 386, xvi. 88. 
Gefebesweäifel, vgl. Zuſtändigk. 
Angabe d. Befegesftelle. XII. 112. 
App--Richter. X. 200, 418. 
Ber.-Richter. X. 231, 6686. 
Buße. XII. 73. 

Feſtſtellung. IX. 344, XII. 441. 
Fragſtellung. X. 259, Xli. 462, 
512, Xi. 591, XIV. 293. 
Milderes Gef., konkret. VIII. 329, 

780, IX. 380, 491, 
XVl. 617. 
s Minimum. IX. 3282. 
⸗ relativ. XII. 183, 297, 
XV. 617. 
.- Totalität. 
169, 210, XIV. 216. 
D.-Tr. VII. 294, X. 635, 642, 
Xi. 9. 
Redakteur. XVI. 333, 617. 
Rückfall. XII. 169, XII. 311. 
Salzmonopol. X. 98. 
Spiellartenhandel. X. 478. 
Straffreibeit. Xi. 82, 85, 220. 
Strafgefet. VII. 669, XVI. 417. 
Strafv.-9., Hort. d. Berf. 
xl. 39, 156, 180, 239, 
269, 332, 451, 537, 
553, 666, XIll. 88, 366, 
5 


469. 
⸗Frühere That. IX. 338, 
XII. 431, Xlil. 195, 200. 
Strafvolitredg., Kind. XII. 670. 
Territorialität. vii. 511. 
Verfahren. IX. 626. 
Berjährung. IX. 626, XI. 171, 
XIV. 216, XV. 5, XV. 409. 


vl. 329, Xi. 


Berfich.-Agent. XVI. 402, 417. 
BVorbeftraig., Wirkg. Xi. 207. 
Bormundicaft. Xil. 669. 
Wirkg., rechtskr. Urth. XII. 213, 
292, 669, 670, XIll. 171, 207. 
Wucher. VII. 669. 
Zeitungsftempel. XVI. 141. 
Zulässigk. d. Strafkl. IX. 686, 


Gefihtöpunkt, andrer, vgl. App.- 


R. 2c., Freiſpr., Non bis 1. i. 
Antrag des St.-Aumw. VI. 511, 
VII. 620, XIV. 467, XV. 596. 
Aufmerksammachen. XI. 482, 
XII. 554, XIII. 591. 
Belehrg. d. Angelt. III. 364, 525, 
XII. 347, XIV. 279, XV. 57. 
Beleidigrng audere. XV. 142, 
XVl. 520. 


- flatt Berleumbdg. IV. 409. 
Ermefjen d. Gerichts. 11. 184, 
III. 346, VIII. 262, XV. 596. 
Sröffnungsbeidt. VI. 48, X. 437. 
Falſche Auſchuldg. ftatt Beleidg. 
XVI. 529. 
Holzdiebst. statt Diebstahl an 
geschlag. Holze. Xl. 331. 
Hiltfeleiftung. VII. 52. 
Idealkonk. e. zweiten Strajthat. 
vi. 3231. 
Kont.-Berfahren. XV. 57. 
Kosten. IX. 630. 
Obertribunaf. XIV. 403. 
Pfliht d. Brüfg. II. 303, XIV. 
280, XV. 141, 596. 
Schlachtſteuerdefr. flatt Haufir⸗ 
vergebene. Ill. 23. 
Strafv.-Antr., Beitrafg. ohne A. 
X1.530, X11. 257,658. 
·Einſtellg. w. mang. 9. 
XIII. 324, XIV. 436, 
XVI. 774. 
⸗Ideallonkurrenz. XU. 137, 
Xi. 55. 
» Unridt. Qualif. XIV. 202, 
374, 402, XV. 280, 
XVI. 449, 549. 
Thäterſch. ſt. Civilhafibk. XV. 254. 
Theiln. ſt. Thäterſch. XII. 347. 
SR. Bl ſtatt 
Sache. IV. 
Unterſchlg. nit Diesp, 1. 260, 


[) 
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Gefihtöpuntt, anderer (Kortf.). 


Unzust.-Eıkl. Xl. 451, XV.503. 
Verſtzg. in Anklageſtd. XIV. 149. 


Berftattg. zum Wort. XV. 238 

Bervollft. d. Vor⸗U. Vi. 390. 

Vorſatz fl. Fahrläſſi 

Zufammenb. m. d. 
XIV. 666. 


net. IX. 371, 


Gefinde, bartuäd. Ungeh. VII. 5. 
Mehrf. Verm. 11. 338. XVI. 219. 


Zuchtigung. 1. 415. 
Seänduip, 
Protolo 
Tbeilbarkeit. 
X. 111. 
Berlefung. XVI. 333, 
Getränke, |. Kleinhandel. 
Gewerbebetrieh 


I. 384, 


Abfafſg. ſrifi. Anff. VIN. 310. 


Anmeldung. XIV. 242, 624. 
Begriff. XIV. 877. 
Bundes-Gew.-Drbn. XI. 
XV. 66, 444. 

Einmalige Gelegenb. XV. 21. 
Gehfiffe. VI. 232, XVI. 530, 
Heilkunde. XVI. 203, 620. 
Kiinftlerifche Leiſtg. XIV. 3. 


Pol. Erl. XII. 34, 310, IX. 595. 


Pol.⸗Vdn. XI. 544. 


Seibſiſiändigt. XI. 273, XIV. 3, 


xvl. 731. 


Stellvertreter. IH. 267, V. 285, 


xXvi. 731, 799. 


Unterfagung, Strafe. All. 242, 
266,632, XIII. 458, XIV. 238, 


XV. 467. 
Wittwe. I. 364, XIV. 655. 
Wundarzt. XVI. 780. 
Gewerbebetriebörcchte, 
R.-Gew.-Ortn. XVI. 814. 
Gewerbelonzeifion, 
Apotheker. Alll. 5083. 


Nustibg. an and. Ort. II. 158. 
Kleinhandel ın. ®etr. XIII. 508, 


820, 605, XIV. 603, 672. 
gegitimationeigein. xiv. 3, 
Gewerbepolizeivergehen, 
Beipflife. XI. 315. 
Dolus XI. 284. 
©üterverfehr. XVI. 533. 


Haufirwerg., Konlurr. V. 216, 
1. 


IX._65 


figt, XIV, 597. 


‚vol. Schuldbelenntniß. 
XIII. 471, XIV. 324. 
IX. 735, 


544, 


Gewerbepalgeivergehen Bert ). 
Marktverkehr. XVI. 
Pfandleihe. XVI. 20: — 
Stenervergh., Konkurr., Feftftel. 
XV. 197, XVI. 767. 
⸗ Rechtsmittel. II. 285. 
⸗Strafbarkeit. YIIL 575. 
» Gtrafminimum. IN. 537, 


VL 686, IX. 658, 
X. 425, 588, XI. 471, 
XIll. 384. 


-« Verfahren. X. 712, 788. 
+ Berfolgungsredt. XIY.675, 
XV. 47, XVI. 2373. 
Verjäbrg Xi. 57, XIV. 185, 
xvl. 625, 762. 
Berg. I. S. d. StOB. XV. 283. 
Vermittlung fremder Geichäfie. 
VI. 284, VII. 707, vlt. 34. 
Wirte. d. Strafurth. VI. 152. 
Zufändigt. XI. 525, XII. 207, 
332. 


Gewerbefteuer, 
Attiengeſellſch. AIV. 555, XV. 434, 
XVI. 655. 
Au Fortbetriet. IX.619, 
. 645, XIV. 144. 
⸗ — — X. 576 
s Mehrere Berf. AV. 843 
. Nieberlaff.-Sef. XIII. 407. 
» Bor Beg.d. Gem. VII. 553. 
Bäder. VI. 321. 
&omptoir. Ill. 527. 
Fleiſchhandel. VI. 168, VII. 524, 
IX. 443. 
Geldverleiher. XVI. 740. 
Geſchäftsbetrieb AVI. 316. 
Gewerbeſchein. IX. 656, X. 392, 
XIV. 66, 444. 
Handwerk. X. 352, XI. 2373. 
Kaufmann. VII. 245, XVI. 228. 
Kteinh. mit Brauntw. XL 472. 
Konkursverwalter. IX. 619, 672. 
ee vi. 575, 


Ban X. 591. 

Lobnfuhrgewerbe. XIV. 782. 

Mebr. Gew. VII. 524, XIII. 497, 
XIV. 767, 78%, XV. 283. 

Schlächter. VI. 321, VII. 524. 

Selbſtſtäͤnd. Betrieb. VII. 289, 
xl, 479, 








dat 


Gewerbeſtener (Fort.). Gewerbtreibende, Drobg. XIV. 
Sıteinfeger. 1. 542. 561, 618, XV. 362,XVI. 503. 
Stepperei. X. 352, XI. 273. Gewidt, unvollf. Einf. VII. 674. 
Berbotened Gew. XVI. 555. —— XIV. 267, 370, 
Berbrauchsftener. XII. 452. XV. 


Berfiherungsagent. XII. 411, Genohnketämäigteit, Begriff. 
XVI. 402, 417. 


Bittualienhänpler. IX. 443. Gewohnbeitsredt, 
Ziegelei. X. 628. derogirendes. XVI. 780. 
Zweigniederlaſſg. V. 234, Mannſchaft e. Seejchiffes II. 491. 
Gewerbeftener-VBergehen, Gift, Berabreihung. 1. 166. 
Abgabe zur gerichtl. Verfolgg. Berlaufsverbot. V. 179, XV. 411. 
XVvi. 811. Gift ꝛc. —— 
Blödſinn. IX. 546. Dolue. II. 411 


Forttetrieb wach Unterfagung. Sragfielung. Mi 207. 
IV. 136, IX. 103, Xi. 275. ord. XV. 489, XVI. 481. 
Fuhrmann, Sa der Pferde. Onamtität. 11. 207. 411, 111.396, 


X. 599, a 284 X. 506, XVI. 706. 
Konkurrenz, f . Gm. Pol.⸗V. Verſuch. Hi. 411, 111.396, X. 506. 
Müller, Mahlgang. 111. 144. Borfaß. III. 463. 

Protnriſt. V. 234. Glaubw rdigtein. Zeuge ꝛe. 
Rechtem. d. Stenerbeh. X1.479, Glücksſpiel, Begriff. X .16, 442, 

XWV, 144. Xl. 28, XIII. 617. 
Schankwirth. XIV. 189, 655. Sefatten” ꝛc. Gewinnſ. VII. 661. 
Steinſetzer. 1. 543. Ali. 396, 426, 617. 
Steuerfag. VII. 569, IX. 308, Inbaber ze. III. 44, VI. 

XI. 280. 478, IX. 139, XI. 527, 
Strafermäßig. VII. 539, IX. 308, XIV. 195. 

Xlll. 407, 497. s Deffenti. Verſ.Ort. III. 44, 
Umwandl.d. Geldſtr. en IX. 649, XV. 876. 

Nrafe. 1. 542. » Neullonfurrenz. V. 532. 
Verfahren. X. 718. « Anterbaltung. XV. 107. 
Berjährung. XIII. 407. Verheimlichung. XIII. 372. 


Verwaltungebehörde. XIV. 66, Gewerbe, Mn Su vi. 562, 
675, XV. 47. 


Viebhalter. I. 544. . — ** "kn. 653. 
Wieberholg. XIV. 30, XVI. 577. ⸗Gewinnſucht. 111.221,557, 
Gewerböanlage, XIV. 660, 'XV. 60. 
Genehmigg. XV. 344, XVI. 374, ° Berjährte Fülle. XV. 556. 
534, 620. : Wette. IH. 71. 
Gewerbömäßigkeit, Halten, Banthalter. X. 144. 
Berücki. verj. Fälle. XV. 556. » Gewinnf. V.79, XIII. 617. 
Einzelfall. V. 141, VII. 562, oe Witfpieler. X. 144. 
IX. 595, X. 382, Xi. 601, | Kümmelblättden. X. 16, 442, 
XIII. 507, XIV. 46, 52, 669. Xl, 28. 


Feſiſtellg., Begründg. 11. 156. Mitspieler, Zeuge. IX. 605. 
Gewohnheitsmäßigt. XVI. 414. | Gnade, ſ. Begnadigung. 
Berneing., Gründe. XVi. 182. | Gotteödienft- Sören. 
Wirkung e. Strafurth. VI. 152, Altlath. Gemeinde. XIV. 399... 
xiv. 30. Done. 1. 216, XL. 288, 
Bewerbönnzudt, |. Unzucht. XIV. 597, XVI. 230. 
Geſang d. Gem. 1.216, X. 278, 
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Hannover (Kortf.). 


Gotteödienft-Störung (Forif.). 
Ritualhandlung. IX. 217. 
Störung einz. Perfonen. V. 348. 

Gottesläfternng, Begriff. X. 652. 
Dolus. IX. 323, X. 652. 
Läfterung Ehrifti. 

XIV. 148. 
Läferg. des bi. Geiftes. XVI. 60. 
Deffentlicht. 11. 119, 488, IN. 58. 

Grab: Zerftörungen :c., 


Abpflüden v. Binmen. VII. 189. 


Dolue. 1. 445, XII, 78, Xlil. 310. 
Greifäwald, f. Neu-Borpommern. 
Grenzbezirt, 1. ——— ꝛc. 
Grenzitein= 2c. Wegnahme ꝛc., 

Beiderſ. Anerkennung. I. 539, 

IV. 330, V. 369, XI. 323 

Eigenthumsgr. VII. 17, X. 756. 

Orenzrain. Vil. 220. 

Nachtheil. VII. 280. 

Richtige Stelle. VI. 394. 
Grube, Nichtverwahrg. XVI. 508. 
Gründe, i. App.⸗R, Beſchl. Erk.ıc. 
Grundftener, 

®emeindegefälle. XVI. 735. 
Grundftid, fremdes, Fahren ꝛc. 

dor beend. Ernte. V. 395. 
Gutachten, vgl. Sachv., Berlefung. 
Anerkennung, Sid, v. 266. 


Bindende Kraft. 11.294, VII. 287, 


XVi. 386. 
Vorſchr. d. Krim.-O. VII. 378, 


H. 
Haft, polizeil. Gef. XII. 260. 
Umwandlg. d. Gelbfir. XVI. 511. 
Haftbarleit für Strafe, |. Steuer- 
vergeben zc. 
Beet agb. VII. 350. 
andelsbill 
Stempelpflichtigkeit. I. 129. 
Handelömärler, 
Erm, v. Sciffsparten. V. 38. 
Konzeifion. VI. 284. 
Mehrere Hanbelegeih. V. 38. 
Berfteigerungen. V. 410 
andeldmann, |. Banterntt. 
andgelöbnif in Baſel. 1. 370. 
andzeihnung, Borlegg XV. Ai. 
annover, Adv.-Amtebl. X. 270. 
Ado., Dis. X. 644, XV. 474. 
Ausland. VII. 4. 


IX. 323, 


— Anhalten. Xi. 357. 
⸗ — zur ———— 


⸗ — XI. 318. 

- Kriegafuhre. XI. 357. 

- Wobnort, XV. 491, 433, 

701. 

Civiltlage w. Injurien. IX. 265. 
Defertion. XI. 155. 
Entwentg. v. Obft. IX. 521. 
Forfipolizeivergeben. XVI. 598. 
Gemeinbefeldhüter. X. 687. 


BSerichteftand, Soldat. XI. 155. 
Holzbaner, Genehmigg. XV. 134. 


Hnndefuhrwerl. IX. 674. 
Jagd. IX. 346, XV. 476. 
Konkursturator. XV. 474. 
Mititärpfl., Entziebg. XII. 111. 
Notar, Amtöfiegel. X. 487. 
Säufpfliht. XVI. 737. 


Hanbergägenofien, 


Hahn, Steigen. VII. 17. 


anfen, bemwaffueter. XI. 221. 
—— vgl. Angekl., 


röffng., Schw.-&e.-B. ꝛ⁊c. 
— d. Sache. IX. 705, XIV. 


Ginlaktarten. IX. 260. 
Einstellung. XIV. 206. 
Gehör d. St-A. XII. 281. 


Gerichtsſchreib. X. 492, XII. 309. 


Mängel d. Borunterfucg. I. 503. 

Nah Vernichtung e. — Erf. 
IV. 118. 

Nähere Ermittlg. I. 62. 
Ortäbefihtigung. 1. 286. 

Staatsanwalt. XV. 518. 


Unterbrechung. V. 62, VII. 606, 


XV. 138, 262. 
Bertheibiger. IX. na 
Bieberaufnahme. 1. 


en . ‚Dina 
andfriedensb 


Abgeſchloſſ. — XIV. 60. 
Amtshandfg. 111. 473, XIII. 470, 
XV. 323. 
auforde: &. „Hausſohn. XVi. 767. 
chantwirth. XII. 300. 
« Bertreter. XV. 538, 


XV. 153. 
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Hanfirvergehen, Agentur. X11.369. 
Anlauf v. Mater. zu Fabrilk. 


Hansfriedenshruh (Korti.). 
Beiriedetes Beſitzth. XIV. 786, 
Bereitigter Eintritt. Iv. 116, 
All. 472, 611, 650. 
— Befugniß. XIV, 674, 


——— XV. 669. 


Dolns.X111,552,XV.40,XVI 322. 
Ehemann. XV.133,567,XV1.143. 
Eigenthümer. VIIl. 375, X11l 673. 


Eindringen. 1X. 463, XI. 290, 
X. 190, XIV. 697, XV. 851. 

Singelraum. X. 680. 

Erefutor. 11. 146. 

Gaſtwirthſchaft. XI. 191. 


Gemeinſch., Nichtentfernen. XV. 
308. 


Gerichtsſitzung. XIV. 60. 
Gutsbeſitzer, einger. Wohng. 
Xıll. 199. 


Konkurrenz, Seldentwendg. XVI. 
688 


Mehrere, zwei Perſ. XV. 476. 
Mitthäter. XIV. 625. 
Neubau. XIV. 786. 
Pierbeftall. XV. 860. 

Richter. XIII. 472. 


Schankwirthſch. XIII, 300, 349, 


363, XV. 817. 
Seibfhülfe. XVI. 324. 
a Auftrag. 
1. 388. 


. Dienttotal, XIV, 60, 
xvi 730. 

Ehefrau. XVI. 686. 

Eiſenbahn⸗B. XV. 68. 

Friſt. XI, 388. 

Gemein. Mehrerer. 
XxIIi. 887, 344, 389, 
XIV, 142, 143. 

⸗Hausherr. XVI. 281. 


vv 


»  Smbaber. XII. 655, XII. 


344, XV. 153. 


Mit Waffen 2c. Xıll, 101. 


Unbemobntes Haus. XVI. 444. 
Unvollſt. Befig. AII. 660. 


Bermieiber. V. 58, Xi. 102, 


XIV. 96, XVI. 18. 
Bertrag. XI. 497. 


Bermeilen. 1V.116, X111.611, 650. 


Zufammenrotten, Xi. 290. 


IV. 160. 


Anlauf. v. Waaren zum Berf., 


Fabrik. VII. 637. 


⸗Fremde Rechng. Xli. 248, 


XIV, 363 
Hinbringen. X. 575. 
Läden u. Kaufl. VI 110. 


u vu wu‘ 


505, IX. 544. 
Privathäuſer. VI. 110. 


-« Berfauf im Ausland. XIV. 


669. 
Vieh, Mäſten. XV. 170. 
Auffugen v. Bellellung. IV. 501, 
vi. 430, IX. 377, X. 458, 
XIt. 28, 330, XVI. 588. 


Ausländer. 1.555, IV. 400, 404, 


vi. 662. 
Beauftragter. 1. 340, IV. 160. 
Begleiter. XVI 519. 

Beitellg. 1. 40, 


XVI. 99. 


=  Nichtabnahme. IV. 404, 


VIII. 451. 
Betrieb für fremde Reding. IV. 
502, X11. 420, XIV. 363, 526. 
Bücher, unfittl. xvı. 753. 


anal gelegentl. Verkauf. 


VIII. 


— x 595, X. 605, XIV. 


669, 
Einziehung. 11. 439, VII. 572. 
» Snftrumente XV. 312. 


» Xransportmitt. 111.107. 


. Wertberfag. IX. 532. 
Seilbieten. V. 3, 141, IX. 699. 
Friſches Fleiſch. XV. 98. 


Führen anderer Waaren. V. 3, 


IX. 557. 
Gebülje. IX. 510. 
Geldſtr., Umwandlg. XVI. 704. 
Gerihtöftand X. 392. 
Geſetzeswechſel. XVI. 402, 417. 
Gefinde-Anwerbg. XV. 457. 
@emwerbeordng. VI. 373, X1. 557, 
Al. 28, 590, XIII. 414, XIV, 
66, 322, 444, XVI, 208. 


Landw. Erzeugn. XIV, 257. 
Mitführen d. Waaren. 1. 


IX. 283, 414, 
xu. 218, Xiv. 322, 


— — — — — — 
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Hanfirvergehen (Korti.). 


Hanſirvergehen (Forti.). 
Gew.⸗Pol.⸗K. 111. 292, V. 216, 
IX. 651, Xill. 414. 
Gewerbeſchein. XII. 28, 450, XIV. 
66,257 ,322,444,526. 
⸗Fremder. VII. 454. 
Öewerbefteuer. XVi. 208, 530. 
Gewerbsmaäßigk V.141,V111.118, 
XIV, 378. 
Suter Glaube. V. 4. 
Heilkunde. XVI 203, 620. 
Dinbringen v. Waaren z. Ber- 
fauf. v1.373,1X.699, X 558, 
773 


Hülfeleiftg. XVI. 208, 478. 
Jahrmarkt. XIV. 753. 
Kind, Mitführen. XVI, 188. 
Regitimationsihein. IV. 401, VII. 
741,1X.578, xXIII 414, XV.739. 
Mehrere Fälle in einem Jahr. 
111. 276, IV. 278, X. 428. 
Mufiter. V. 514, V1165, VII. 16, 
v11.741,1X.578,XV. 312,864. 
Naſſau. X. 711. 
Dertl. Orenze. 1X. 595, XI. 561. 
Rechtsirrthum. XV. 257. 
Sammeln v. Subſkript. IV. 501, 
vil 496. 
Säladtfieuerbefr. HI 23. 
Selbſtgewonn. Brob., Umherſahr. 
1. 340, VII. 282. 
s» Rerlaufop Schiffen. vl. 
662 


Selbſtverſert. Waaren. 11. 439. 
Unmherfahren. I. 331. 

Strafbeſcheid, redhtl. Gehör. IX. 
656, X. 392. 

Sırafe, Steuerfag IN 87, X. 
481, XIV. 594, XV. 99, 739. 

Strafermäßigg. IN. 87, X1.321, 
Xll. 484. 

Strafverfolgg., Statth. VI. 47. 

Theilnahme, IV. 502. 

Umfang d. Betriebs. XVI. 125. 

Umperziehen. 1. 309, VI. 110, 
vi. 458, X 605, Xlll. 358, 
XIV. 363, XV. 208. 

Verjährung. V. 368. 

Verkauf an Gewerbtreib. X. 115. 

Verlauf auf d. Markt. VI. 366. 

Berlauf v. Loofen answärt. Tott. 
XIV. 530. 


Bermittlg. v. Geſch.ꝛc. VIII. 206. 
⸗Gutsverläãufe. 111. 293. 
»  Berfih.1v.391,V11.458, 
XVi. 402, 417. 
Berfeubden. VII. 662, Xvi. 154 
Berfteuerg. X. 773. 
Vertreter. VII. 495, vi. 573, 
IX. 574, XIL.481. - 
Viebhandel. VI. 366, XIl. 5%, 
XV. 170. 
Biehiperre. IX. 359, 532 
Waare. XVI. 154. 
Wahrfagen. XV. 12, 
Wochenmarktgegenfi. Vll. 282, 
XIV. 257, XV. 98, xvI. 53% 
Wohnſitz. II. 379. 
- Doppelim. VI. 16. 


Hansſuchnug. 


Förſter, Dorfrichter VII. 65. 

- Kommunal-B. X. 317. 

s Bol.B. XIII. 449. 

° Bol.-Sera. XIV. 79. 
Gendarm. X11.85, MIV. 248,627. 
Gerichtsmann (Schöppe). Y.519, 

XV. 98. 


Polizeidiener. X. 166, XII. 85, 
XIV. 13, 627. 
Vertheioiger. IX. 716. 


allen ſ. Glückeſpiel. 
e 


amme, Beirk. 1. 131. 
Konzeifionseniziehg. IX. 446. 
Prüfungszeugniß. Xi. 85, 239, 

Xi. 11. 


Ziel. XIl. 11. 
Zeugeneid. VII. 209. 


Hehlerei, An fih Bringen. vll. 


688, IX. 107, 150, XIV. 472. 
App.-R. IX. 214, Xılt. 581. 
Bereits verheblte Sachen. 1.780. 
Dolus. XVi. 554. 

Ehegatten. X. 780. 

Ermittlg. d. Diebes. X. 313. 

Feitftellg. d. Haupithat. 11. 515, 
IX. 214, X. 495, XIV. 332, 
XVI, 432, 

Frieden. VII, 688. 

Sragfelg, Alternat. XIV. 128. 
. vr Dieb. VIll. 


Gewahrfam. X. 766. 
Holzdiebft. IV. 409, vu. 183, 


LJ 
a — — 
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Hehlerei wo ) 
Kauf. VII. 
. heil. en Unterfchlagg- 
vi. 636, IX. 236. 
Kenntniß d. Straftb. VII. 183, 
IX. 148,458, X1.583, XIV.243. 
Mitwirkg. z. Abjag. VII, 218, 
e Xi. 594, XII. 189. 
Strafverfolgg., Antr. XIII. 154, 
XIV. 332, 
Theilncehmer. XII. 10. 
Urlunde. XIV. 414. 
Verheimlichen. XI. 583. 
Berfauf. XIV. 473. 
Rerfteden. X. 766. 

Bortheil. XII. 371, XIV. 324, 
414, 579, XV. 14, 802. 
Seplere, q gewohnbeitömäßige, 

egriff 
ee rn 585. 
Reallonfurrenz. XVI. 307. 
Thatſächl. Beurthlg. VII. 494, 
Verſchied. Berfonen. II. 410. 
Berurtd. wm. Theiln. XIV. 666. 
De f. Hanfiren, Mebizinal- 
pfufcherei. 
HH, Solz-Ber. XIII. 172. 
erandforderung, 

Ausführg.d. Zmeifampies.X.343. 
Freiwill. Aufgeben. XVI. 344. 
Heflen, Sleifchhalteratg. All. 452. 

Uebertretungen. I. 587. 
Pirtügeneit,” ſ. Gerichtsſtand. 
irſchgeweih, 
neiguung. XVI. 455, 664. 
Hochverrath, vgl. Aufforderg. ꝛe. 
Rußland. V. 349 
Unmitt. — IV. 5, VI. 374. 
Bermögensbeſchlgu. V. 510, 523. 
Hohenzollern, | En 9. Zuriidw. 
d. App. XV. 321. 
Geldſtrafe, an. XIV, 735, 
Holftein, val. Schlesw.-d. 
Geiſtliche, Entſetzg. XV. 422. 
Gemeinſchuldner, Beräußerung. 
xl. 378, XIV. 163. 
Strandorbnung. X. 6386. 
Holzberechtigung, 
Verluſt. XIII. 172, 
Holzdiebſtahl, vgl. Diebſtahl. 
Abranm. 1. 467,11.251, III. 348, 
IV. 242, X. 789, 808. 


Rechtſpr. d. K. O ⸗Tr. ıc. XVI 


Holzdiebſtahl (Fortſ.). 
Beauftragter des Holzaufſehers. 
vii. 761, 785. 
Begänftigung. V. 236 
Sererigg., Ueberfchreitg. 11,112, 


ie vi. 789. 


en zansen Zurfidw. b. Met. 


a 141, X1. 490. 
Diebifche Abfict. 11. 11. 
Erſchw. Umft. V. 315. 
Sefiftellg. VII. 550, XII. 628. 


&ef. f. Geldſtr. XIII. 639, XIV. 15. 


Gewalt XIII. 478, 


Haftbarkeit. III. 298, XII. 545, 


XIII. 629. 
Hehlerei. IV. 409. 
Holznutzung. VI. 268. 
Kiefernpflangen. IV. 47. 
Konnerität. II. 235. 
Nichtigk. Beschw. XV. 15. 
Non bis in idem. XVI. 563. 


Polizeiger., Schöffen. XI. 381. 


Provinzialgeſ. II. 112. 
Raff⸗ u. Leſeholz. IV. 242. 


Rechtskr. d. Verurthlg. X. 416. 
Rückfall, dritter. l. 433, V. 85, 


vi. 532, xu. 586. 


-  fernerer. 11.22, V. 63,236, 


vi. 479. 
- Bollfiredung. XVI. 12. 
- Bieiter. XV, 400. 


Rückgabe a. d. Beſtohl. VII. 266. 
Strafunmiünbige. XII. 498, 545. 
Unzuständigk.-Erkl., Rechtsm. 

XV. 228, XVI. 366, 580, 683. 
Verjährung. VII 532, VI. 479. 
Wertperfag. I. 433, VII. 267, 


IX. 714, X. 106, Xil. 586. 
Wilde Rofenflämne. VI. 268. 
Zufrändigkeit. 11. 435, XV. 228. 

Holztrausport, 
u III. 103, VI. 60. 

u Schmähung. V. 117. 
üffe eiftung, ſ. Beihilfe. 
ütnngöfrevel, |. Weidefrevel. 
nnd, vgl. N 
Fuhrwerk. IX 674: 

Tollwuth, Anzeige. XVI. 247, 

⸗Berdacht. 11. 236. 

Hnndefteuer, Anmelbg. IX. 402, 
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Hnudeftener (Fortf.). 
@emeindebeihluß. XIV. 160. 
Kurhefien. XI. 285. 


J. 


Identität der Haudlung, 
»Anklage u. Erk. XI. 429. 
Non bis in idem. 11.372, IV. 471. 
Immediateingabe, 
alfhe Anjchuldigg. XV. 258. 
trafverfolgg. XV. 257. 
— ot. Bon. IX. 691. 
urie, |. Beleirigung. 
zu ompetenz (örtliche), 
Einr. bei erſter Bernebmg. 1.127. 
Nichtigk.Beſchw. VIII. 608. 
Zweite Inſt. IX. 239. 
Sufompetemg (fadhlidhe), 
Anfehtg. d. Angel. VIil. 334. 
Mil.⸗Gerichtefi. f. Inj. I. 105. 
Jukompetenzerllärung, vol. App. 
Richter, Unzuständ.-Erkl. 
Aufbebg. d. d. App.-R. IV. 91. 
Beſchluß d. Ankl.Sen. V. 363, 
IX. 477, X. 671. 
Beſchwerde. XIV. 720. 
Feſtſtellg. des Thatbeſt. V. 348, 
Xxvl. 103, 227, 798. 
Stetiprechg. v. e. Qualif. I. 492. 
Holzdiebft., Rechtsm. XVI. 366. 
Neue Berfolgg- n. Freiſprechg. 
VII. 649, VIII. 475. 
Privatklages. XVI. 103, 798. 
Rechtskr., Aufhebg. VII 407,442. 
verweifg. v. d. zuſtänd. Ger. 
VII. 47, XVI. 483. 
Juländer, vgl. Anelänber. 
Ausländ. Preßerzeugn. IV. 28. 
Bundesindigen. IX.389,405,415. 
Lokalee Strafgei. VII. 326. 
Inland, nene Provinz. VIII. 4, 785. 
Verſch. Sirafgeſ. VIII. 511. 
Ju unation, |. Behändigg. 
Juſtanzrichter, |. Befallg. ꝛc. 
nftan Aare VD. 657. 
Intereſſe, Abſchr. IX. 174. 
Beſchw. d. Verurth. XV. 514. 
Pıov.-St.-Dir. X. 540. 
Staatsanm. IX. 637, X. 550. 


I. 
Jagd, gun: — Oſtpr. L 375. 
XV. 296. 
⸗ Sid. —— L. 45. 
„Scdieſien. V. 462, VII. 776. 
-Süuũdpr. XI. 477, XVI. 622. 
Meeresftrand. VII. 667, XIII.o. 
Berpaditg., Enflave. Il. 233. 
» %Korm. XVi. 495. 
- Gilltigl. XI. 585, XV. 447. 
Jagdbarkeit, Das. XV. 455. 
Faſan. VIII. 295. 
Fifcgotter. 1.476, IX.288,X11.122. 
Fuchs. IV, 233, XV. 479. 
Kaninchen. II. 117. 
Krametsoögel. Xi. 388. 
— III. 116. 
Schwan. X. 689. 
Vertrag. i. 80. 
Jagdfrevel, Anſchleichen. XVI.640. 
Aufſuchen des Wildes. IV. 361, 
Xlll. 125. 
. Age? des Werlzengt. 
ll 
——— 8 X. 421, 766, 


. auge, dee Werlzengt. 


Befilagn. — XIV, 163 
Befitsergreifg. VII. 685, X. 766. 
Dolue. 111.351, V 52, v. 138 
xl. 217. 
Einziebg., Jagdgeräth. 111. 307, 
VIII. 424, XIV. 583, 
— d. Berecht. V1.245, 
138. 
Galwilb. IN. 307, X. 375, 685, 
XI. 227. 


Gemeinſchaftlichkeit. V. 521. 
Gewerbsmaßigk. V. 159, VIl1.186, 
IX. 51, XI. 601, xiii. 370, 
AV. 52, XVI. 414. 
Gewinnſucht. IX. 346. 
Hanptpädter. XI. 585. 
Hirſchgeweih. XVI. 455, 664 
Jagdberechtiater. NH. 548. 
Jagdfolge. IX. 399, XII. 465. 
Jagdpächt., Ausſchließg. Xl. 217. 
Jagdſchein. I. 264. 
Mitibäter. IX. 408. 
Schießen ü. d. Grenze. IX. 510, 
X. 420, XIH, 48, 
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Sagafeenel (Kortf.). Iurififge Berfon, Erbin, Geldſtr. 
chlinge. XVI. 653. 
Schonzeit. XIII. 79. — XVI. 598. 


Steb. a. Anſtd. III. 380, V. 521, Gebäubeftener. XVI. 365. 

Yıll. 294, X1. 539, XIV. 521.) Wechſelſtempel. XIII. 562. 
Strafverfolgungsantrag, Amt- ala Sa Ermädt. zuNidt.- 
mann. XVI. 731. eſchw. V.550, VIII. 575, XIV. 


-Erſchw. Umſid. XI. 445, 251, XV. 290. 
XII. 370, XIV. 86, 140, Berwanbig. v. Freiheitsſtr. in 
244, 520, XV. 648. Gelbftr. 111. 40, v. 421. 
⸗Gemeindebehörde. All. 522, R 
xvi. 378. — 
-Jagdgemeinſch. XIV. 801. | Kanzel, ſ. Religionsdiener. 
-Oberförſter. XIV. 696. Sanlnan, ſ. Banlerutt, Beleib., 
Pächter. XIV.780, XVI, 388. Gew.St. 
Theilnehmer. v. 159. Santien, Einziehung. 1. 461. 
Todtes Wild, Aneigng. IX. 288, | Zurückzahlg. X. 71. 
XI. 306. Kantion von Seitangen 2c., Aen⸗ 
» Aufnahme. IX. 386. derg. d. Zitels. XII. 266. 
Zuſtändigkeit. XIV. 244. Annahme. VIII. 543, 
Jagdpolizeilibertretung. Anzeigeblatt. X. 24, 


Begleitg. d. Jagdpächt. XV. 476. 


Behörde. VIII. 231. 
Einfried., Landr. X. 711, X111. 71. 


Belletriftil. 1. 414, VII. 309, 


Faſan, Verbot, VIII, 295. X1. 342. 
Gemeinbebebörbe. Xi. 585. 1 Ehrverlegung. X. 365. 
Gemeindepächter. XII. 549. Eintritt d. Berpfl. 1.264, X1. 416. 
Jagdſchein, Berechtligter. 11.264. | Einziehung d. Nummern. 1. 531. 
- Sörfter. vH, 709. Erlaubn. d. Reg. X. 365. 
. Meer. VII. 667. Feſtſtellnug. X. 622. 
-Vorjeigen. VII. 361, VIII. Sewerbeordng. XI. 342, 416, 
72, X1. 602. xii. 343. 
Zuſtdgk. z. Ausſtellg. X. 224. —— Korresp. VI. 115, 
Mehr ale 300 Morg. VI. 533. VII. 
Ruhenlaſſen d. Jagd. 111. 89, en tägl. Berkehrs. X. 24. 
VI. 245. Neuer Herausg. 11.172, XIII, 637. 
Schonzeit, Anſchießen. IV. 484.| Nichibeftellg., Vernrth. XV. 670, 
» Berechtigter. Xi. 79. Plakate. IX. 701. 
Erleg. mehr. Thiere. VI.269. Politiſche ꝛc. Fragen. II. 425, 
Feilbalten. XIV. 761. VII. 353, VII. 44, 


Reg.⸗Vdn. 11.498, VIII.642. Probenummer. IV. 310. 
Rebbod. VI, 77, VII. 350. Preßvergeben. VI. 259, 567. 


usa 


. Thäter. X. 779. Redakteur, Strafbl. Xil. 266. 
Zei. XVI. 481. Eoziale Fragen. X1. 447. 
Wald⸗Enklave. 111. 233. Verwendg zu Gelbfir. XIV. 321. 


Weibl. Rebe (Ricken). IX. 562. Borbeb. b. d. Veftellg. Xırl. 560. 
Jagdrevier, fremdes, Schießgew. Sind, ſ. Strafunmünpige. 


VII. 265, X. 421. Kindsmord, Anftiftg. XVI. 566. 
Unangeb. Hund. XI. 125. Befeitigg. b. Leiche. IV. 126, V.344. 
Inde, ausl. a. Dienſtbote. IV.350.| Kragftellung. IV. 102, X. 388. 
Familienname. 11. 461. Hilft. Verlafl. X. 388, XIV. 748. 
Falſches Zeugniß ohne Eid. X1.5.| Weberlegung. IV. 103. 
Sabbath. IX, 491. Kirche, Austritt. Xvı. 580, 782, 
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Kirche 1c., Religiondgebr., |. Be- | Kürperberl., vorfäßl. (Korti.). 


ſchimpfg. ac., Berfpottg. ꝛc. 
Ben Berlefung. X. 419. 
Kirchenbücher zc., Beſeitigung. 
XVI. 243. 
Ehelicht. e. Kindes. XIV. 778. 
Falſcher Name. 11. 253. 
Kirchengeſetze, ſ. Geiftl. ꝛc. 
Ricoh) Veſchädigg. VII. 189. 
Kirchli e Gebänbe:c. „Beſchädigg., 
Borftandemitgl. AVI 777. 
Kirchliche Straf: n. Zudtmittel, 
Mennonit. XV, 777, XV1. 469. 
Kirhliher Aufzug, ſ. Aufzug, 
Prozeſſion. 
Sieinhandel mit Branntwein, vgl. 
ESchantwirtbid. 
Apoiheker. Xill. 508. ° 
Begriff. vl. 551, 666. 
Erlaubn. zu Bier- u. Weinſtube. 
XIV, 593. 
Fenftellung. XIII. 605. 
Frühere Berchtigg. XVI. 814. 
Nebengewerbe. XVI. 106. 
Nicht. VBeichw., Verurth. VI. 89. 
Ditantum. VII. 551, 666, X111.520. 
Seitfifabritat. XV. 146, XVI. 106. 
E piritnsverfauf. V1.315,X.581. 
Köhrorduung, Genoſſenſchaft. XIII. 
512. 


Miniſter. IV. 545. 
Miteigentbiimer. IV. 546. 
Königlihe Verordunng, Ver- 
faſſungsmäßigk. XVI. 485. 
Rürperneriehung, fahrläſſige. 

Berufspflicht. XiII. 288, XIV.669. 
XV. 250. 

Eigne Fahrläſfigk. X. 680. 
reiſpr. w. vorſätzl. K. IV. 237. 
emeinſchaft. IX. 276. 

Gewerbopflicht. XII. 498, XIV. 
518, 664, XIV. 369, 412. 

Mittelb. Folgen. X.680, X11.346, 
Xi. 110. 

Trichinofe. XVI. 708. 

Unterlaffung. 11. 32, X1. 78, 
XxVI. 708. 

Züdtigung. X. 579. 

Körperverletzung, Bar [Eye 

Aberratio ictus. 1. 523 

Angriff, Forftauffeber. Xv1. 792. 

Angriff mit e. Waffe. Xll. 269. 


Anfpuden. XIV, 422. 
Arbeitsunfähigf. VIII. 571. 
Aufrechng. IV. 564, VI. 485, VII. 
579, IX. 518, X11. 280. 
Beamter, Thäter. V. 278. 
. Berleßter. XII. 4, XV. 44, 
Befondere Leibesbeſchaffenheit. 
III. 559, V. 232. 
Buße. XIIl. 73. 


Erhebliche, Dolus. 1. 413, 
X. 460, 467. 
- Länge d. Arbeitsunfähigt. 
vın. 339. 


« Mittelb. Folge. VII. 693, 
IX. 149, 583, XI. 426. 

» Möglichk. d. olge. 1. 18. 

⸗Wirkg., fr. Umſt. X. 758. 
Folge, Bertretg. XIV. 593. 
Fragſtellun ne: VIII. 110. 
Körperl. Mißbebagen. II. 120, 

111.423, X1. 288,530, X11.436. 
Konkurrenz, Widerſetzlichkeit z2c. 

vi. 7, VI. 527. 

- Widerflandb. VIH. 369. 
Mild. Umfl.1.251, 11.41,1V.485. 
Mitthäter. IX. 134, XI. 121, 606, 

XV. 54, 441, XVI. 812. 
Nothwehr. VII. 608, XII. 4. 
Privatklage. VII. 182. 

Pſychiſche Eiuwirkg. VI. 449. 
Reiz, Alternative. VIII. 110. 
Rückfall. IV. 124, X. 140. 
Schiedomannsvergleich. xiv.274. 
Schmerz. III. 548. 

Straf. u. Eivilffage. 11. 129. 
Sean z v1. 182. 
⸗Geœwerdbspfl. XII. 498. 
Idealkonknur.. XIII. 339. 
Tutor ad hoc. XIII. 196. 
Berneing. d. töbtl. Erf. 
ill. 257, XIV. 151. 
— Schlägerei. 1. 251, 412. 

1.41. 


Par als Folge, Abſtimmung. VL 

564, XII. 51. 

s  Abtreibg. IX. 454. 

⸗ dragſe ung. Vi. 564. 
Xi. 352, XV. 706, 
XVI. 110. 

.  Mitthäter. 1.412, II. 
253, XIv.512, XV.58. 


u wu | 
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Körpervert., vorſätzl. (Fortf.). 
Tod ale Kofge, Mitwirken and. 
Umft. VII.438,X.383, 
Xv. 703, Xvi. 110. 
.e Reiz, mild. Umſt. XA. 352. 
s Strafe. XV, 301. 
Ueberlegung. VII. 182. 
Unebel. Eltern. IV. 394, VI. 72 
Unzfiht. Angr. 11.120, V. 184, 
vii. 232, 604, vi. 124, 
XV. 281. 
Bater d. Mitthäters. XI. 121. 
SATIN. 2c., Amput.V. 330. 
Bleib. Rachlb vi. 427. 
⸗Einknicken des Knies. 
VIII. 54. 


⸗Entſtellung. des Geſichts. 


VIII. 268. 
⸗Fragſtellg. .v. 331, VI. 
282, X. 530. 
«  Gehörverluf. XI. 80. 
⸗ ⸗Aufeinem Ohr. VI. 
282, IX. 709, 
.e Lähmung. Xv. 311. 
⸗RSehlraft eine® Auges. 
1. 516, VIt. 747, VIIL, 
94, X. 530, XV. 288. 
»  Berluft zweier Finger 
glieder. V. 330. 
» Berunflaltg. VI. 54. 
Vorſatz. 11. 362. 
Berwahrlofung. Vi. 361. 
sn d. Berlegten. V. 506. 
Borfag. V. 367, VI. 449, XI. 
436,XV.281,694,806, XV1.73. 
Verzicht d. Berlepten. V. 506. 
Vorſatz. V. 367, Vi. 449, XII. 
436, XV. 281, 694, 806, 
XVI. 73. 
Zeuge. 11. 214, IX. 453. 
Züdtigg., Dienſiberrich. l. 415, 
VIII.794, X1.453, XV. 625. 
⸗Eltern. x. 216. 
⸗Irrthum. VII. 414, 
e Lehrer. VI. 125, VI. 414, 
XIV. 669. 
-Lehrherr. IV. 441, X1. 799. 
. Pfleg.e.Wahnfinn.VI1.209. 
» Ueberfchreitg. VI.361,1X.19, 
X. 216, 295. 
Kollelte, öffentl. 111. 207, VI. 91, 
XV, 365. 


—— richterl. Prüfung. 


Kommnnilationsabgabe, fiebe 
Chauſſeegeld. 
Kompetenz, orniche, ſ. Gerichtséſt. 
Kompetenz, ſachl., ſ. Zuftändigt. 
Kompetenzkouflikt, negativer, 
Beſchl. des Anfl-Sen. V. 363, 
IX, 477, X. 671. 
Ger. 1. u. 2. Inſtanz. 11. 349. 
Ob.⸗Trib., Befugn. VII. 440. 
⸗Gen.d. Juſt.⸗Min. VIL442. 
⸗Thaiſ. Beurth. XIV. 403. 

Ratbet. u. Ankl.Senat. IX, 93. 
Kompetenzkonflikt, pofitiver, 

Rhein. u. altländ. Ger. II. 90. 
Konfiölation, 1. Einziehung, 
Kouflikt, — 

Biſchof. II. 310. 

Bor d. Of. Trib. II. 310. 
Konfrontirung, Ermeſſ. XIV. 231. 
Konkurrenz, ideale, 

Abſtimmung. VIl. 133. 

Abtreibg. n. tödtl. K.⸗V. IX. 454. 

App.⸗R. V. 546, IX. 533. 

Bankerutt. XV. 223, 613, XV1.771. 

Beſtechg. u. Anſtiftg. zu Amts⸗ 

vergehen. XIII. 159. 

Betrug u. Unterſchlagg. X. 146. 

Brandfiiftung. IX. 112. 

Brief. XVI. 128. 

Diebftahl, Raub. VII. 287. 

Einheit der Handlg. XIII. 373, 

XIV, 215, 2837. 
Falſche Anſchuld. u. Berfeumbg. 
XI. 609. 


Feldentwog. n. Hausfriebenebr. 
XVI. 688. 

Fragſtellung. Vi. 133, XV. 518. 

Gewerbebetrieb. XV. 674. 

Gew.⸗Pol.⸗Vergehen, ſ. d. W. 

Giftmord. XVI. 481. 

Gleichheit des Zmeds. II. 347, 
IV. 138, XVI. 264. 

Saufiren, ausw. Lott. XIV. 530. 

Biebiperre. IX. 359, 532. 

Kindemord, Befeitigg. d. Leiche. 
IV. 126. 

Körperverlegg., Angr. m. Waffe. 
Xll. 269. 

Körperverlüg., Schlägerei. 1.251, 
412, Ill. 41. 
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Konkurrenz, ibeale (Korti.). 

Mittel zu and. Zwed. VL 277, 
XxVI. 322, 524. 

Naihotamm erbeſchl 1. 389. 

Raubmord. X. 45, XV. 518, 
XVI. 260. 

rer Aburtheilg. e. Falle 


— I. 315, IX. 277, 
XIV. 739, XV. 589. 
Strafe. Xl. 833, XVI. 449. 
Strafverfolgg., Hinderg. bei e. 
Strafthat. VI. 276. 
re Hindern. 
b. Sachen. xl. 269. 
° Kein Hindern. X11.187,413. 
oe Nur rei. Hindern. XIII. 55, 
339, XIV. 237, 486, 
XV. 776, XVI. 255, 534. 
⸗Schw.⸗G.⸗Hof, Bergehen. 
Xu. 537. 
Todtſchlag, Ausfeßg. XIV. 748. 
Unterdrädg. e. Briefe. Xi. 595. 
Urtheiföverlündg. XVI. 449. 
Bergeben u. Uebertretg. Il. 264, 
Xi. 333, XIV. 486. 
Verjährung. X. 750, XVI. 625. 
Berſetzg. in Antlagefi. IV. 138. 
Verſ. u. volld. Dieb. X. 364. 
BZollvergehen, Betrug. XIV. 64. 
Konlurrenz, reale, 
Anfiftg. 3. m. Handl. XVI. 478. 
App.-R. I 7, IL 19, VII. 672, 
XV. 437, 718. 
Banferıtt. Il. 395, VII 405. 
Begehung vor und nad Straf: 
münbigfeit. XVI. 69. 
Bintihande. XVI. 369. 
Dauervergeben. XV. 670. 
Diebft. u. Hausfr.-Br. XVI. 264. 
Dielelbe Schrift. VI. 89, XII. 448, 
XIV. 500, XV. 128. 
Ehrverluf. II. 77, V. 98, XIV. 
458, XV. 265, XVI. 50. 
Einzelfirafen. Ill. 19, XI. 87, 


225, 373, XIV. 458, XV. 557,- 


XVI. 332, 521. 

Erhöhg. d. Einfagfir. XIII. 416. 
540, XVI. 4, 42, 3323, 767. 

Fahılafl. Töpt. — „Beitteidafl 
ber Leiche. V 

Feſiſtellung. xiv. — 


Konkurrenz, reale (Kerti.). 
Fisfalbehörde. XL 107. 
Kortgef. Bergeb. IV. 245, 285, 

339, X. 111, XV. 540, 
Fragſellung. XV. 9, 541. 
Geiftl. Amıshbl. XV. 197, 31, 

347 


Gelbfirafen. I. 439, VL 9, 
X. 584, XL 88, XV. 674 
Sefammtfir., Chremrecte.XVL50. 
s Einfapfir. XVi.4, 42,332. 
RMarimum. XV.54 171321. 

.» Minimum. IX. 3657, 38. 
⸗Strafumwandlg. Xi 4 
@etrennte Aburtheilg., Beräc- 
sichtigg.X_669 ‚Xlll 465. 
Eprverl ‚Berläng. Xill 312. 

Fefiſtelig XIII. 529. 
Früh. Berurth. XIL 529. 
Rechtskr. Berurtb. d. einen 

Falls. VILL 672. 
Relat. Rechtskr. IVL 437. 
Strafabmefig. v. Rechtekt. 
1. Berurth. All. 234. 


569. 
+. Ummwandig. 1.237,11L.%, 
oe Vi. 325, XUL 31, 
XIV. 568. 
s Unfenutn. d. fr. Urtheill 
XVi. 364, 582. 
⸗ — d. erſten Strafe. 


. Beie, —8 IVI. 555. 
s Beräbg. n. Urth. 1. Jet 
II. 495, V. 88, XL 35. 
» Berübg. un. rechtäft. Ex: 
urtbeilg. XIV. 500, 684 
+ Berübg. vor Nedpistisk 
VI. 633: 
- Berurtb. i Aust. VL 5. 
Zuchthaus un. einem Man 
xlil 183. 
Gew.-Unz. u. Hehlerei. IIL 28. 
Hausfriedenebr. n. Körperneriig- 
XV, 322. 


Koften. IV. 219. VI. 39. 
Meineid. V. 106, YIH. 11. 
Mitthäterſch. u. Theiln. I. 353 
Bolizeiauffiht. IL 77. 
Strafabmefig. VUL 3, U 
Etrafverfolg-Antr. KV. 36 
Strafoerjährung. IK, 146. 


na ua 
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Konkurrenz, reale (Kortf.). 
Subftit. Kreiheitsfir. V.538, 546. 
Zobes- u. Freibeitöfte. XIII. 291. 

470, XIV. 74, XV. 9. 


Üebertretg. n. Vergeh. (Berbr.). 


ill. 19, IV. 519, V. 546. 
Unterictagg. u. Urt. ⸗Falſchuug. 
11. 347, IV. 27. 
Unter‘. un anrechn. XV1. 550. 
Berfud. XV. A. 
Kontaröglänbiger, 1. Zahl.-Einf. 
Konnerität, vgl. Gerichtsſtand. 
Antllagefenat. 1. 233. 
Ermefien. IX. 108, X. 324. 
Geſchw. Ablehnungsrecht. X. 324. 
Hinverweiſung. VII. 163, VIIl. 19. 
uUunnsthig. xIn.671, xXIV. 11J. 
ne Aburthlg. e. Sache. 
V 
Reihenfolge d. Verhdlg. VI. 356. 
Steuer-Strafrefolut, gerichtlich. 
Gehör. XIII. 230. 


Trennung. Schw.⸗GH. VIll.547, 


Xi. 537, XV. 523. 
- Verhandlung. XII. 577. 
Zweite Inſtanz. 1. 463. 


Vebertretg., Nicht.-Beschwerde. 


XV. 807. 
Berbindg., App.-R. XV. 484. 
Shw.©.-H. VI. 149. 
» Voruntersuchg. 
Wegfall. V. 394, VI. 511, 1X. 93, 
XIV, 404. 
Sn Mar IX. 108. 
Run nlargerichtäbarteit, 
Richt.-Beihw. XII. 327. 
Kontrebande, 
Abfiht d. Verzollg. iv. 358, 
Ausfuhr, Abſicht. XIII. 508. 
. Rüdtritt. XII. 650, 
- Strafe. IV. 299, XII. 148, 
⸗Unternehm. 1. 393, V. 401, 
VIII. 591, XII. 650. 
Zeitbeftiimmung. IV. 299, 
vi. 591. 
- BZollfiraße. I. 393. 
Einfuhr, Beſchränkg. V. 548. 


» Strafe. Il. 549, IV. 358, 
V. 135 


Einfuhr, Verbot. V. 135, VIIT. 631. 


» Biebiperre. 111.549, 1V. 368, 


v. 548, VIII. 631. 


IX. 507. 


Kontrebande (Korti.). 
Einziehg. 111. 549, IV. 358, XV. 3. 
Salz a. Kgl. Magaz. I. 217. 
Seegrenze, fünfzig Fuß. 1. 265. 
Bollendung. IV. 358, VIII. 631. 
Wertherſatz, Umwandlg. XV. 3. 
— —— vergl. 
App.⸗Richter. 
Audrohung. 1. 532. 
Aufruf d. Sade. XIV. 491. 
Beihluß. XI. 108. 
Bitte um Aufhebg. d. Terminus, 
IX. 328. 


gnnehaiten d. Stunde. VI. 235. 
Mang. d. Borldg. 11.446, X.774. 
Nicht.-Beihw. X. 436, 575. 
Verbafteter. Vi. 483, IX. 145, 
XVI. 179. 
dere — ſchwur⸗ 


——— I. 134. 
Eutfern. d. Angell. v.d. Sprud. 
VI. 88. 
Nicht.Beſchw. d. St.A. I. 69. 
Präſumirtes Schuldbekenntniß. 
VII. 405, Xl. 245. 
Konventionalitrafe, 

Straffiage. IV. 341. 
Korrekturen, ſ. Protofoll. 
Koften, zur SH 20. 

Anſatz. XV. 

Einzelner Sat . 219, VI. 39, 

IX. 482, 

Einziehung. IX. 289, X. 521. 

Erſchw. Umſt. X. 681. 

Geſichtsp. db. Verurth. IX. 8830. 

Hafibark. f. d. Strafe. II. 233. 

Konnerität. VIE. 199. 

Nicht.⸗Beſchw. X. 681. 

Niederfchlagg. VII. 116, XVI. 517. 

Ob.-Trib. IX. 289, 482. X. 521, 

XV. 301, 751, XVI. 517. 

Rechtsmittel, St.-Anw. XIV. 19, 

XxVI. 71. 
» Gtrafermäßigg. XV. 751. 
» Theilw. Erfolg.IX.482,533. 
» Unannehmbart, X. 97. 
s BZurädnagme. Xi. 334. 

Rel. Rechtskr. VIII. 536, XV. 751 

Schnid d. Richters. VII. 320. 

Solidarität. VI. 23, XVI. 518, 


Theil. Freiſpr. IX. 482. 
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Roften (Kortf.) 

Vernichtg. e. Drudidr. IX. 617. 

Vernichtetes Urth, erster Inst. 

Xl. 338. 

Zurädn. d. Strafverfolg.-Antr. 

XV. 666. 

Koftenvorfhnß, s. Privatklage. 
Krankheit, vgl. Viehſeuche. 

Anzeigepflicht. IX. 139, XIII. 307, 

XVl. 246. 

Auffichts- ꝛc. Maßreg. IV. 284, 

IX. 449, XIII. 329. 

. Belannım. XIV. 302, 435, 
XV. 856. 

- Kenntniß. Xll. 290. 395, 
Xi. 582. 

. Sirafe. XV. 21. 
Individuelle Anordug. IV. 284. 
Warnumgstafel XIII. 329, 570. 

Kreditgeben ꝛc. au Minderjähr. 

Bösl. Abficht. IV. 195, VII. 809. 

Bürgichaft. IV. 163. 

Ceffton, Dolus. X. 174, XI 504. 

Ehrenwort. IV. 196, VIII. 809. 

Gefälligleitsaccept. VII. 503. 

Genehmigg d. Vaters. IX 293 

Gewinnfucdht. IV. 162, V. 431. 

Konkurrenz. IV. 285, 339. 

Leichtſinn 2c. VI. 670. 

Schein d. Großiährigk. IV. 195. 

Wechſel. VII. 503. 

Zahlungsveripr. XI. 438. 
Kreidgericht, 

Borunterfudung. IV. 517. 
Krenzband, |. Poſtſendung 
Krieg, Einftell. v. Unterf. VII. 536, 

vi. 409, Xl. 531. 
Marletender. XII. 421. 

Kriegsleiftungen, Nichtgeſtellg. v. 
ferden ac. All. 496, 
Kriegäminifter, 

Aggravation. IV, 311. 

Disz.-Verfahren III. 374. 

Borgefegter. XV. 575 
Kriegszuſtand, 

Verkuͤndg. XL. 609, XII. 215. 

Wiberfland. XII. 89, 646. 

Wiederanfbebung. XII. 646. 
Knuſtwerk, 1. Nachbildung. 
ur sa Abftimmung. I. 305. 

orbell, ausländ. XIV. 722. 

o Kongelfion. I. 437, 


Suppelei (Borif.). 
Eignes Kind. I. 305. VL if, 
Eigennug. X1. 440, 600, All, 54, 
XV. 53. 
Gewohnheitéemäßigkeit II. 547, 
Xi. 440, XII. 54. 
Polizei. Controlle. VII. 647. 
Rechtsirrthum. Xl. 184. 336. 
Theilnabme. XII. 37. 
Ueberlaſſen d. Räumlichk. 1. 466. 
Unbeſcholtenheit. VI. 11. 434. 
Unzudt, Beifchlaf, Ill. 249, KUL 
437, XVI. 362. 
⸗Betreibg. 1. 219, Ill. 249, 
X. 541, Xi. 165. 
Bermietben d. Wohng. V. 425, 
VII. 648, X1.184, 510, XII1.626. 
Kurheſſen, Gemeindejagd. X. 649. 
®rabenrand. XV. 829. 
Hundeſteuer. XIII. 2885. 
Landrat, Blattern. XII. 871. 
Notar, Immob.-Berf. XI. 538. 
« &tempelftrafe. XVI. 466. 


Berbr.- Aufl. v. Branntw.X1.358. 


Kurkölu, Jagd. XII. 122. 


8, 


Lärm, f. Ruheſtörung. 
Zandeöverrath, 
Ausländer XII. 195. 
Vorſchubleiſten, feindl. Madt. 
XII. 194. 


Landesverweiſnug, Bundesindi 
genat, IX. 389, 405, 415. 
Rüdkehr, neue Landesth. X. 417. 
Zeitdauer. VI. 543, 
Landfriedensbruch, 
Dolus. XVI. 364. 
Fragſtellung. XVI. 809. 
Menihenmenge. XVI. 265. 
Rechtmäßigkeit d. Einfchreitend. 
XVI. 364. 
Zufammenrotten. XIV. 647, 
XV. 363 


⸗Oeffentlicht. AVL 265. 
Laudrath, Beingn. d. Ortepolige 
börde. I. 285. 
Gewerbefteuerfahen. XVI. 811. 
Straffeftfegung. VI. 61. 


Submiifiensverfahren. XV. 560. 
Verfammlungsredt. V. 272. 
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Landſtreicherei, 
Arbeitsunfähigkeit. IX. 112, 
Begriff. II. 130. 

Umperzieben, Dauer, VII, 10. 

Wohnfit. VII. 213. 

Landtag, Beleidigg. IX. 617. 

Landtagsbericht, 
Unbraudhbarmadg. XVI. 297. 

Landtagsmitglied, 
Disz.⸗Berſahren. VIII. 130. 
Strafverfolgg. V. 405, VII. 54, 

VI. 411. 

Landwehrmaus, 

Auswanderung. II. 230. 
Landwehroffizier, 

Kartellträger. XVI. 406. 
Landzwang, ſ. Bebrohung. 
Lauenburg, Disz.-Berf. XII. 534. 

Fuhrgerechtigleit. XVI. 215. 

Holzdiebft., Rechtsm. XVI. 580. 
Legaliſirung, vgl. N.⸗Beſchw. :c. 

Auftrag des Gerichts. XV. 669. 

Für beide Parteien. XVI. 36. 
Leggezwang, Gebülfe, IV. 80. 

Berfauf im Ausland. V. 479. 
Legitimationspapier zc., Fälſchg. 

bſicht. XIV. 723. 
Anzeige ü. Entlaſſg. e. Geſellen. 
VI. 244. 


Ausweis e. Perfon. XIV. 688. 
Milttärslirlaubspaß. VII. 182. 
Zeugniß.i 232.269. 479,V1.244. 
Lehrer, ſ. Beamte, Körperverltzg. 
Leiche, Beifeitefhaffen, 
Abfict. VII. 740. 
Bleiben am Ort. Il. 202. 
Kindsmord, Freiipr. I. 588. 
Lebensfähigkeit. 1. 384, VIIL 6. 
Leibesfrudt. XII. 317. 
Neugebornes Kind. IX. 708. 
Todigeb. Kind. VII. 740. X1.326. 
Leumundzeugniß, f. Berleſung, 
Zeugen⸗Veruehmung. 
Litthanen, Jagd. XV. 455. 
Locus regit aetum, 
Zeugenausſage. I. 370. 
Zohnverabredung, ſ. Nöthigung. 
Lotterie, andwärtige, 
Anpreifg. XIII. 663, XIV. 106, 
697, 747. 


Lotterie, andwärtige (Fortſ.). 
Haufiren mit Looſen. XIV. 530. 
Mittelsperjon. XV. 638. 

Ortd. That. 11. 337,XV. 148,825. 

Promefienhandel. XII. 509. 

Spielen im Ausland. VIII. 466. 

Str.⸗G.⸗B. XIV. 106, 537, 747. 

Bertanf ven Loofen. XV. 118, 
XVI. 507, 752. 

Lotterie⸗Kollekteur, 

Betrng. XIV. 646. 

Lotterie-Beranftaltung, 

Begriff. XVI. 647. 
Chance. XII, 222, 454. 
Berfauf e. Loos-Anıh. VI. 184. 


M. 


Maaß- und Gewicht. 
Uninläffiges. XIV. 267, 370. 
eur) Jagd. I. 350. 
Mahlftener, f. Schi.» u. M.-St. 
Vaiſchſtener, f. Branntw.-St. 
Majeftätöbeleidigung, 
Adficht. V. 517, X. 269. 
Ausführg. e. Rechtẽ. XV. 350. 
Bewußtſein, Beweis. IV. 559. 
⸗Feſtſtellg. V. 563, Xl. 56. 
Ehıfurdtsverl. X1. 56, XV. 157, 
XVI. 802. 
ae Staat. V. 146. 
rühere Handl. VI. 472. 
Strafminim. XIl. 582, XIV. 282. 
Thronrebe. VII. 494, X. 350. 
Berbreitg. e. Drudihr. X, 688. 
Maller, |. Handelsmätler. 
Mandalöverfahren, f. Strafverfg. 
Markt, Aumeld. d. Gew. X. 576. 
Kaufverbot. XI. 11. 
Manifeftationgeid, |. Einziehg. 
Manifeitationdetd, falſcher. 
Tahrläffigt., ASD.1.520,V.145, 
300, XIl. 485, XIV. 351. 
- Gemeines Redt. IV. 338. 
Förmlichk. X. 81, XIV. 351. 
Sragftellung. 11. 315, VIIL 748, 
IX 67. 


Nachlaßverzeichniß. IX. 256. 

Veriprechen, Berleßung. II. 314, 
vi. 252, VII. 748. 

Bormund. XIV. 335. 


Aufforderg, Redakteur. Il. 312. | Medizinalperfon, 


Bundesſtaat. XI, 75, 581. 


Approbstiongentziehg. X. 556. 
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Meineid, wiffentlidder, vgl. Eibes- 


Medizinalperfon (Kortf.). 

Bezirksgrenze. I. 131. 

Konzeifionsentziehg. IX. 446. 

Medizinalpfufcere:, 

Belohnung. I. 211, 1. 514, 
VIII. 743, 745, X. 489. 

rn Approbat. Vll. 374, 


ee ‚Odin. Xl, 82, 85. 

Dolus. X. 117. 

Entbindung. V. 80, XI. 85, 220, 
Xu. 11. 

Erforfhung der Krankheit 2c. 
IX. 731. | 


Gegenw. d. Kranken. 111. 273. 
Heilung. IU. 79, 446. 
s Unternehmen. VIII, 458. 
Körperliche Einwirfg. VII. 383, 
X. 188. 


Krankheit. IX. 502. 
Polizeiliches Berbot. I. 465. 
Rathichläge. VI. 745. 
Nealfonfurrenz. V. 65. 
Schröpfen ꝛc. 11. 270, X. 295. 
Schwangerſchaft Il. 514, 
Theilnahme e. Arztes. VI. 373. 
Verlauf e. Heilmittels. VI. 308, 
VIH. 458, IX. 502. 
Wafferheilanftalt. Il. 195. 
Zahnausziehen. Vi. 373. 
Meineid, fahrläffiger, 
Dienfteidi. Berfiberg. VI. 35. 
Erheblichleit. X. 283, 467. 
Feftfiellung. VIII. 84. 
Sgnoranzeid. IV. 504, X. 467, 
XV. 535. 
Konkurrenz. X. 283. 
Rechtsnachth. VII. 13, IX. 589. 
Widerruf. VI. 13. XI. 450. 
Wortfaffung. IX. 330. 
Meineid, verfudte VBerleitung, 
Abfeiftung, IV. 248, V. 293, 326. 
Ehrverluft. XII. 229, 612. 


ſtattliche Verfiherung. 
Abſtimmg d. Geſchw. IX. 464. 
Anftifter, Unfähigk. 3. Zeugniß. 

Xl11.656, XIV.313,XV.27, 526. 
Ausichw. b. e. Dritten. I. 396. 
Bevollmädtigter. X. 128. 
Eideszuſchiebg · X111.558, XVI.304. 
Erheblichleit Xi. 479. 
ne w. — 

vn. 697, X. 

srmafichtei VI. es VIII. 253. 

rogfiellung. VIII. 513, IX. 487, 

XII. 138, XIV. 46, 235, 398. 
Saul ‚Unfäbig. 3 Zeugeif. 


Een = 4. 
Me hrh. v. Eiden.V. 106, XIII 155. 
Nebenpuntt. XVI. 750. 
Sachverſtändiger. XIV. 732. 
Berlefung d. Eidesleiſtungsprot. 
VIII. 554. 


Bortfaffung. X. 85. 
Zeuge Ablehnungsr. VII. 253. 
Anftifter. VI. 578. 
-« Dienfteid. XI11.90, XVI1.282. 
» Gigenes Berge. XII. 210, 
XUl. 488, XIV. 133, 
XV. 167, XVI. 578. 
- GErbeblichkeit. VII. 253, 
Xi. 187. 
⸗Fragſtellg. 1. 36, XI. 89, 
XIV. 133, XV. 167. 
Seneralfragen. I. 504. 
Hulfeleifig. ix 63, XVI 515. 
Verſich. a. e. Eid. XIIIl. 120. 
Verwarnung. I. 504. 
Borunterfchg. V. 73, VI.405, 
VIII. 615, XVI. 49. 
. Zutäfigteit d. Bereidung. 
Zufändigl. XII. 89, 378. 


va ah 


Meiningen, Staatövertr. II. 479. 


Fragſtellung. X. 259, XI. 298, | Mennonit, Geburtöfchein. IV. 106. 


XVI. 756. 
Mittel. III. 530. 
Uniäb. 3. Zengn. XII. 349, 612, 


Kichenfuhre. II. 288. 
Militärbienfl. XV. 777. 


Meſſe, ſ. Geiſtl. Amtehanbig. 


XII. 287, 244, XV. 758. 770. — ———— d. Geſchw. 


Unternehmen. All. 375. 

Verſuch. X. 260. 

Wiſſentlichkeit. III. 167, IV. 113. 
Vi. 535. 


gragheiig. x. 70, 189. 
Gewaltihatigt. IX. 440. 
Polizeigefäugniß. IX. 73. 
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Menterei (Horti.). 
Rildtritt. I. 197. 
Schuldgefangene. VI. 53. 
Straffumulatton. 11.240, IX.549. 
Theilnahme. VII. 109. 
Zuſammenrottg. 1. 485, 11. 118, 

IX. 270, 385, X. 347. 

Zwei Perfonen. IX. 73, Xl. 604, 

Xlll. 555. 

Miethſteuer, 
Anzeigepflicht. XVI. 250. 
Gerichtl. Abminifir. VII. 203. 
Strafverfolgung. XII. 323. 
Milderude Umftände, 
Euticheibg. VII. 399, 457, X. 909, 

xl. 208, Xli. 298. 

Verbrechen. I. 200. 

Berfud. XIV. 598. 

Zurückverweiſg., Ob.-Zr. I. 327. 
Militärbeamter, 

Aggravation. IV. 311. 

Marketender. XII. 421. 
Nilitärdienft, 

DMennonit. XV, 777, XV. 469. 

Untauglihdmaden. VIII. 433. 
Militärdienft, fremder, 

Anwerbung, Entſchloſſ. X. 776. 
Militärgericht, Requif. um Arreſt⸗ 

ihlag. XIV. 286. 

Strafumwanblung. XIV. 326. 
Vorläufige Freiſpr. XI. 229. 

a ee 
Regnif. um Zengenvern. XV. 18. 
Militärgerichtöftand, 
Affiftenzarzt. VII. 176. 
Beurlaubte. XI. 54, XII. 602, 
XVI. 406. 
s Einberufung. 336, 
VIII. 409. 
Serausforderung. I. 347. 
Injurien. I. 105. 
Offizier, Abſchied. 1. 347. 

- Benflon. XI. 563. 
Proviantamts-Aififtent. XV. 731. 
Soldat. X. 91. Xl. 158. 

ee 
Neleidigg., Antrag. XV. 576. 
Beſchlagn. ·Intereſſent. XVI. 300. 
Berſetzg. in d. 2. Kl. d. Soldaten⸗ 
ſtaudes. IX. 605. 
Milttärpflict, Anmeldg. IV, 453. 
Irtthum. V. 156° 


m. 


Militärpflicht (Fortſ.). 
Moresnet. XVI. 728. 
Weftfalen. V. 156. 
Militärpflicht, Entziehung, 
Gerichteftand. VI. 568, XIV. 158. 
Sannoveraner. All. 111. 
Sausfohn. 11. 87. 
Nichtgeftellung. II. 87. 
Rückkehr, Unterlaflg. 11. 47, 87, 
II. 128, VII. 626. 
Berjährung. VII. 626. 
Minderjährige, 1. Kreditgeben. 
Minifterialrefcript, 
Verbindlichkeit. I. 453. 
Mißhandlung, ſ. Körperverlegg. 
Mitangeklag e, 
Antrag, Berückfichtigg. XIII. 490. 
Dolmeticher. XI. 439. 
Nicht.⸗Beſchw. II. 186, XIV. 58. 
Mitthäter, vgl. Körperverltzg. ıc. 
Abſicht. VI. 141, 564, XV. 821. 
Amtsvergeben. XVI. 581. 
Anftifter. XVI. 147. 
Aufforderung 2c. X. 664. 
Ausführung. VI. 141, XII. 412, 
XIII. 572, XV. 812, XV. 718, 
Bilfigung. XVI. 645. 
Diebftahl, Lohnverkältn. IV, 432. 
- Dnantität. XIV. 613. 
Erzeß Einzelner. VIII. 555. 
Fragftellung. XVI. 615. 
Gattenmord. I" 5. 
Gemeinſchaftl. Thätigk. IN. 468, 
X. 408, 483, Xlll. 534. 
Geſchehenlaſſen. XVI. 161. 
Haften fiir den Erfolg. V. 444, 
VI, 564, VIII. 175, XV. 54,441. 
Kompflott, Berheiligg. X. 408. 
Brofurift. XVI. 645. 
Raub. VII. 36. 
Thatbeſtandshandlung. XIV. 377, 
625, 709. 
Theilnahme. X. 356. 
Berichiebener Dolus. 
XV. 489, XVI. 543, 
Verwechslg. d. Perfon. V. 444. 
Bolldefraude. XV. 137. 
Mobile Armee, ſ. Krieg. 
Mord, 
—* V. 495, XII. 401. 
Ev.⸗Fr. w. Rauvs. V1.169. 
Gattenmord. 1. 6. 


IX. 290, 
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Mord (Korif.). 
@ifimord. XVI. 481. 
Muttermord, Abftimmung der 
Geihmorenen. XIII. 82. 
Raubmord. X. 44, XV. 518, 
xvl. 260. 
Veberlegung. X11. 400, XII. 292. 
Unterneh. e. Mißthat. XVI 546. 
Moreönet, Militärpfl. XVI. 728. 
Mühle, Vrabigang. V. 527. 
Mündlickeit, |. App.N. ꝛc. 
Münzfälſchung, 
Abſicht d. Verausgabg. III. 161. 
V. 47, X. 806. 
Begünſtigung. IX. 219. 
Fragſtellung. IX. 395, X. 806. 
Hülfeleifung. IX. 219. 
In-Umlauf-Sepen. IX, 219,395. 
Nichtauzeige. IX. 249. 
Schein d. höh. Werths. X. 411. 
Theilnehmer. IX. 219. 
Müßigggang, 
Hülfloſer Zufland. XV. 752. 
Mufiler, Anmeldung. IX 578. 
Doppelter Wohnfig. VII. 16. 
Gewerbeſchein. V. 514, VI. 165, 
IX. 578, XV. 864. 
Ginziebg. d. Inſtrum. XV. 312. 
Legitimation. Vill. 741, IX. 578. 


N. 


Nachbildung, Abgebildete Kunſt⸗ 
werte. XII. 288, XIII. 79. 
Anmeldung. IV. 383. 
Bundesbefhluß. XII. 636. 
Fahrläſfigkeit. II. 440. 
Sypsabguß. IV. 384. 
Driginaltunftwert. IV. 383. 
Photographie. X1. 508, XII. 637, 
Al, 79. 
Plaſtiſches Kunfwert, Abzeihng. 
lt. 455. 


Strafe. XII 637. 

Uebertraga. d. Rechte. Ill. 455, 
XI. 288. 

Waarenmufter. Xi. 215. 

Zeihnungen. Xi. 215. 

Zwed d. Kunſtwerke. XIII. 128. 

Nachdruck, Anfertigung. 1. 101, 

II. 40, IV. 265. 

Antrag, anonymer Berf. V. 50, 
X. 326. 


Nachdruck (Kortf.). 
Antrag, Legitimation. VI. 526. 
Appell. d. Veſchädigt. VIIL 798. 
Ausland. I. 220. 
Briefe. I. 473. 
Bundesbeſchluß. XI. 138. 
Dauer d. Schutzes. Xl. 13. 
Dolns. I. 101, 220, 1. 355, 

IV. 265. 

Druder. I. 101. 

Einziehung. 1.473, 498, II. 210. 
Entſchädigg. Strafrichter. 1. 220, 
II. 440, V. 186, VI. 526. 
Geiſteserzeugniß, Werth. 11. 40. 

Geſetzeswechſel. XIII. 562. 
Halten zum Verlauf. I. 220, 
Hülfeleiftung. I. 101. 
Mufital. Kompof. I. 176, IV.265- 
Nachſchr. a. d. Gedächtn. 1 483. 
Frivilegium. 1. 473. 

. Ablauf. VIII. 60. 
Pfeudonyme Werte. XI. 138. 
R.-D.-9.-@er. XIII. 562,XV.600. 
Samml. z. Schulgebr. I. 176. 
Theilnabme. I. 101, IV. 265. 
Zod d. Angelt. I. 498, V. 186 
Urheber. I. 101. 

Berbreitung. I. 220. 

Berlagsredit, älteres. VIH. 60. 

Bon Nachdruck. I. 473. 
Name, falſcher, Adel. VII. 85. 

Betrug. VII. 2347. 

Firma, Erlaubnig. 1. 283. 

Kaufvertrag. VIli. 247. 

Kirdenbudh. 11. 253. 

Pflicht fih zu nennen. V. 78, 

xl. 335. 


Berfaff.e. Schrift.1.374 VILITE. 
Daarenbezeihnung. I. 283. 
Wittwe. VI. 85. 

Naſſan, Beamte. X. 787, Il. 114. 
Feldſchütz, öffentl. Glaub. Al. 68. 
Forſtweidefrevel. XVI 352 
Gemeindevorſter. X. 787. 
Geſinde, mehrf. Berm. XVI. 219. 
Haufirhandel. X. 711. 
Korreftionshausfirafe. IX. SM 
Koften, Zurlickw.d. Antr. XV. 666. 
Stempel ger. Vergl. XV. 849. 

Nationallofarde, Verlnſi, 
Eidl. Zengniß. IX. 293, 605. 

Neumark, Fenerverj.-Agent. 1.69 
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Nicht.⸗Beſchw. d. St. N. (Kortf.). 


Neuborponmern, 
Krim.⸗Ordn. I. 320, VII. 250. 
un Anfertigg. v. Schrift. 
780, 


Sonivefännnif. vıtt. 143. 
Benge, Ehefrau. X. 436. 
a „atjetnte, IV. 156, 


geheilt Wanzele Rüge. VII. 214, 
484, 686, VIll. 358, X. 177, 
575, XI. 536, XIII. 389. 

Nichtigkeitsbeſchwerde, 

Altenabjendg., Nachricht. IV, 235. 

Angekl., Intereffe. 11. 14. 

Anmeldung., Bureau d. St.-A. 

XIV. 498. 
⸗Telegramm. VIII. 186. 
+ verbd. mit Rechtfertigg. 
xVI. 433. 

Anmeldungsfrif. II. 217, 458, 

VII. 508 


Beschädigter. XV. 322. 
Beſchluß d. App.-Ger. XV. 666. 
Bezugn. a. Akten. XV1.413,459. 
Formverſtoß, Subflantiirung. 
1. 541, X: 603, XV. 730. 
⸗ Vorunerſ. I. 502, v111.250. 
Freigeſprochener VIII. 803. 
Geſetzesverletzg. X. 721. 
Handlig. d. Vorſitzenden. XV. 5. 
Inſtruktion. XV. 497. 
Mängel d. Ankl,-Schr. XIV. 812. 
Privatkläger, Frist. X1.159,474 
« Kostenvorschuss. X. 111, 
236, 593, Xl. 474. 
»e Rechtfertigg. XI. 160. 
Rechtfertigg. IX. 164, XIII. 451, 
XIV. 19. 


Rechtf.-Frist. Il. 202, XII. 120. 

Steuerbehörde. XIV. 315. 

Unrichtige Adrefie. XI. 160. 

a: db. Berfüg. d. Ger. 

$nfl.V11.389,X1.495. 
⸗ sie, mehr zulaͤſſ. n. Inſtr. 
xili. 53, 109. 

. Db.Zrib. Ill. 217, 458. 
» Vorsitzend. X.506, X1.803. 
. RBurlidn. d. Berf. XVI. 294. 

syaichtigteitäbef werde d. Staats⸗ 
anwaltſchaft, 

Anm., Berufungskamm. IX.248. 
- Strafkammer. IX. 245. 


Bezugn., Schreib. d. Pr.-St.-D 
XII. 466. 
Entfcheibung. XVI. 398. 
Febler d. Bew.-Aufn. XII. 32, 
Gragtellg , oe Schw.⸗G.⸗H. 
XIV. 748. 
⸗ ne IX. 279. 
⸗Nichterſchöpfg. d. Anklage. 
Xlll. 597. 
- Rechtöbegr. VII.81,1X. 614. 
- Buftimmg. IX. 36, XIV.232, 
565. 
Geſetzverltzg., Aust. Bel. VI. 543. 
- Kivilgefeg. VIII. 196. 
- Gubftantiirung. IX. 460, 
XII. 294. 
Inkompetenzerklärg.Ob.-St.-A. 
IX. 817. 
Im Inter. d. Verurth. XV. 598. 
Koftenpunlt. X. 681. 
Mittheilung, Angekl. 
XIV. 805. 
. Bertheibg. X11.65, X111.220, 
2 


61. 
Nichtſchuldig, Bildg. d. Schw.-©. 
IV. 762. 


XI. 111, 


e Bormmangel bes Spruchs. 
11. 530, V. 177, VIII. 257. 
XV. 577. 
⸗Nach Zurildindg. VII. 612. 
. Shw.&..9.X.52,XV.305. 
Privatkl., Zulässigk. XIV. 69. 
Ratbskammerbeschl. Vili. 700. 
Rechtf.-Frist, Beginn. XV. 287. 
Rechtsansicht, Verws.-Beschl. 
Xl. 581. 
Rekursſachen, Beginn ber Frift. 
XV. 557, 886. 
s Bechluss. XV.886.XV1.567. 
⸗Ermächtigg., Frift. V.550, 
XIV. 251, XV. 290, 
- Bergeben. XIV. 250. 
- Borlegg. der Ermächtigg. 
VIII. 575. 
Schuldbekenntniss, Merkmal. 
Xll. 893, 
Schuldig, n. ſtrafb. Thatbeſt. X. 40. 
⸗Beruneing. d. erſchw. Umſt. 
XVI. 143. 
- Berneing.e.Begriffsmerku. 
VII, 692. 
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Nicht⸗Beſchw. er a (eu) Nicht.⸗VBeſchw. d. un ei .). 


Uebertretung. X 

Unfähigk. e. — F 386. 

Unzuständigk.-Urth, IX. 462. 

Berfäumn. d. Poftbeh. XIU. 681. 

Vorbereitungshandlg. IX. 244. 

Vorbeh. mw. Berfolgg. VII. 258. 

Welcher Staatsunw.? XI. 14. 

Zurüduahme. VI. 24. 

Zurüdjend. d. Geſchw. II. 530, 
vılt. 257, 612. 

Rictigteitöbeihw. d. VBerneth. 

Altenverl., Schuld d. Angel. 11.96. 

ALLER: Beg-d.Frift. VIII. 481, 

X.382,X11.584, xV. 732, 
Xxvl. 571. 

O. A.⸗G. XIIl. 628. 

Obergericht. XI. 530. 

Sigungsprotolofl. XIII. 14. 

Unterfchrift. X. 783. 

Verthdg., Bfähg. XVI.614. 

Bor Bebänbigg. d. Kont.- 
Urtbeils. Xill. 305. 

Antr. um Aufnahme d. Beſchw. 
vi. 393, X. 312, Xl. 285, 
Xll. 483. 

Belehrung. VIII. 95, 482, 640, 
IX. 250, XI. 197, XIV. 198, 
341, XV. 193. 

Berubigg., Zurüdn. VII. 185. 
Beſtätigg. e. bloß v. St.⸗Anw. 
angef. Urtheils. IX. 188. 
Saunen a. Alten. VII. 546, 

. 688, XI, 56, XVL, 415. 

Bitte. des Schw. «Ger., Schuld» 
befenntniß. XII. 523. 

Deutlichkeit. X. 529. 

Ehefrau. II. 213, XI. 424. 

Bale d. Berfahrens, Einfluß. 

XVvi. 208, 

Feſtſtellung, geſetzwidr. X. 369. 
» mangelhafte. Xll. 574. 
Gegenerklärg. d. St.⸗A. XV. 63. 
Geſetzes verletzg. XII. 574, XV. 60. 

« Pogit. Xi. 501. 

Gew.-Bol.u.St.-Berg. VIN. 715. 

Härted. Strafe. V1.514, VIIL.795, 
IX. 489, X. 520. 

Holzdiebſtahlsſachen. XV. 15. 

Inſtruktionsmängel, Rüge.X.206. 

Kleinhandel. m. Getr. VI. 89. 

Kontum.-Urtb.X111.305, XV1.571. 


a v8 


Kurator e. Blädfinn. IX 
Legalifirung, Beamter a. — 
f. ſich ſelbſt. VII. 302, XII. 49. 
eegalifirg 7 Dienffiegel. VL 124. 
er.⸗Aſſeſſor. a. D. L123, 

en 360. 

.« Mangel, Verſeh. XII 557. 
- Mitunterzeihug. VIII. 43. 
+ Rechtsanwalt. XIV. 4883, 

KV. 477. 

⸗Rechtsamw. a.D. 1. 44. 
- Richter, für ſich ſelbſt. 

I. 208, Xli. 408. 
Unteriehr. X. 254, XIL. 374, 
Verantwortlich. VII. 447. 
Borkehalt. IH. 237, 392. 
Zuordnung e. Nechtsanın. 

1. 5, VIIL 136, 191, 
IX. 510, Xill. 192. 
Zwang. X. 489. 
Mitangell. li. 186, XIV. 58. 
Mitthlg. an d. St. 1. 546, 
Xill. 237. 
Nachdrucksſachen. XI. 562. 


vv 9 


Nichtberlicfichtigg.e.Beweisantr., 


Mitangellagter. III. 216, 
vi. 390. 
St... 1.125, X.268. 
XV. 615. 
.- Spezielle Bezeichn. d. Antr. 
IX. 96, 449, X. 688. 
Xt. 547, XIV, 206. 
« Beugen un. Thatſ. 11. 12, 
VII. 236, 116, XIII. 549, 
XIV, 521. 

Nichtigk. erfter Zup. X. 536. 
Nichtmitth. App.⸗Rechtf. XV. 730. 
⸗Audienztermin. XV. 726. 

. Namen d. Bertb. IV. 726. 
Nichtzustellg., Urth. O.-A.-G. 

X. 28. 

Ordnungsruf a. b. Verth. 1. 510. 
Brotolollirung. X. 312. 

«e Beamtenqualität. XI. 315. 
Prüfg d. erſten Richters. IL. 95. 
Rechtf.⸗Frib, Beginn. XIII. 305, 

AV, 359, XV. 624. 

» Schuld d. Ger. VII. 393, 
IX. 124, Xi. 197, 415, 
X. 94, 251, XV. 670, 
xvi. 362, 774. 


P} e 
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Verurth. (Kii.). Nicht.⸗Beſchw. d. Verurth. (Stf.). 


Nicht.⸗Beſchw. d. 

echtf. ‚Eriß, Berbaftet. VIII. 266, 
481, X11.251, XIV. 411, 
XV. 581. 


. Berläng. VI. 756, X. 571, 


Xlil. 381 
Rechtsauw., Auftr. d. Gerichts. 
IX. 510. 


- Bollmadt. IX.250,X. 136, 


XI. 531, XIII. 8148, 


XVI. 497. 

Nekursentſcheidg. I. 141, X. 93, 

xl. 57, XIII. 225. 
Schlußvortr. d. Bräf. XıV. 350. 
Veberg. zu Protot. 11. 84, X. 607, 

xl. 31, 227, XIV. 198, 444. 
Uebertretung. VII. 183, X. 323, 

XV. 807. 
Unterlafl.Strafumwandf. 11.237, 
Unzufriedenbeit. X. 16. 
Urtheilsfertigg. X.19,X1. 37, 467. 
Urtbeilssustellung. VIII. 802, 


IX. 105, XI. 197, XI. 130, 


340, XV. 566. 
Bernehmungsverhandfg., Alten- 
verjendung. XV. — 
⸗ ang? . 796, 


— IX. 631. 
Fremd. Rechtsgeb. IX. 115. 
Schreiber. XIII. 135. 
Strafanst.-Beamt. XIII. 44. 
Verſendung. IX. 645. 
Weigerg.d. Aufn. Xl. 390. 
Bertheibiger v. 277, 399. 
Bertreter. V. 386. 
Vorbehalt in d. Berufungsschr. 
Xl. 4886. 
Zuorbn. e. Mandatars. XII. 53, 
Zuräckn,, bedingte. XV. 61. 
Zurückweiſg. durch das Gericht 
erſter Juſt. Ablauf d. 
Friſt. XII. 149. 
«- Antr.a. Abänderg. IX.451. 
XI. 318. 
-Beſchw., Berbaft. X. 300, 
X, 552, XIV. 111. 


vn www 


⸗Formen u. Kriften. 1. 95, 


IX. 469, XV, 15 


. Mechtfertigg. 11.95, X. 588, 


x. 53, 340, 552, 
XI. 438, XIV. 59. 


Sehen ie, Unflatthaftigkeit. 
469. 


. —— XIV. 31, 

. Wieberaufbebung. I. 95, 
IX.281,XV.851, XVI. 74. 

« Wiedereinsetzg. XVI. 562. 

- Buftellg., Bevollm. II. 342, 
VII, 229. 

Zurückweiſg. durch Verfügg. d. 
Ob.⸗Trib.ꝛe. III. 217, VII. 26, 
X. 388, Xll. 252. 


Nichtigleitgrigter, [. DAS., OTr. 
Nöthigung, 


Amtsmigbraud. 1.257, XVI. 393. 

Beleidigung. XIV. 561, XVI. 772. 

Sun Handlg. od, Unterlfig. 
. 366, 


— Ernſtlichkeit. IX. 164, 
XVI. 58. 


Fragſtellung. VII. 359. 
Freiheitsberaubung. IX. 188. 
Gewerbtreibende. XIV. 561, 618, 
XV, 362. 
Körperlicher Zwang. AXIII. 459, 
XIV. 797, XVI. 424. 
unge Entſchluß. 11. 366. 
Teſtam.⸗R. Sprengel. XIII. 472. 
Wiberrechtlichkeit. XV. 27, 792, 
XVI, 58, 772. 


Non bis in Idem, Anderer Sefihts- 


punft. X. 194, XI. 454, 487. 
Auständ. Urtheil. VII. 462, 
Banferutt. II. 396. 
Beweismoment. XV. 325. 
Givilhaftbt., Selbftthät. XV. 715. 
Civilurth.w. Injurien. VIII. 514. 
Disziplinarfir. IV. 236, VII. 566. 

xı. 536. 


Disziplinarunteriuchg. 1. 229. 
Einstellg. d. Verfahr. XVI. 774. 
Falſcher Name, Betrug. VIII 247. 
Eh v. e. Geſichtep. I. 492. 
olzdiebſtahl. XVI. 563. 
Spealtonkurrenz. VI.50, VIIL 595. 
Identität d. Handlung. II. 372, 
IV. 471, VI. 519. 
Möglichk. e. Ev.⸗Frage. VIN, 102. 
Neue Ermittlg. XVI. 747. 
Pflicht d. Prüfg. VIII. 15. 
Gteuerfir. 111. 23, 142, X. 748. 
Strafverfügung. VIII. 595. 
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Obdnktion (Kortf.). 


Non bis in idem, (Fortſ.). 

Strafzumeffung. XIV. 191. 

Thäter, Anftifter. XV. 510. 

Thäter, Theilnahme. VIII. 102. 

Borfragen. Il. 372. 

Borläufige Freiſpr. Mil.- Ger. 
Xl, 229. 


Zollvergehen. VI. 50. 

Zufammenh.m.d. That. VII. 544. 

Zufländigkeit. I. 142, VI. 519, 
x. 195, 748, Xl. 487. 

Notar, vgl. Disziplin. 

Amtöfiegel. All. 487. 

Gebühr für Geld⸗Negotiiruug. 
IX 160. 

Smmobilarverfauf, Kurbefien. 
Xll. 5382. 


Simul. Verk. Beting. IX. 85. 
Stempelftr., Kurbefien. XVI. 466. 
Zeugnißpflidt. 111. 488. 
Nothwehr, Amtebandig. Xi. 39, 
249, XVI. 391. 
Angriff. XV. 409. 
. gegenwärtiger. ÄV. 839. 
Erforderlich. I. 546. 
Frage, Ablehnung. XV. 195, 
xvl. 391 


Jrrthum. IX. 534, Xlll. 98, 
XVI. 80. 
Kind gegen d. Bater. VII. 599. 
Brüfg. des Richters. VII. 382, 
679, 674. 
Ueberfchreitg., Bebingg. 1. 215, 
11,362, VII. 704, X1. 48, 
XIV. 232. 
⸗Fahrläfigk. Xi. 96. 
« Gerrennte Frage. X. 119, 
XxIl. 550. 
Nothzucht, Beſcholtenh. X. 765. 
Geſchlecht. II. 533. 
Strajverfolg.-Antr., Ehemann. 
Xıll. 70. 


- Zurüdnabme X. 556. 
XIII 46, 130, XIV. 806, 
Berjud. Il. 172, IV. 26. 
Vormundſchaft. XI. 179. 
Notorietät, Beweis. Vlll. 87, 
XI. 204, XIV. 573, XVI. 802. 


D. 


Obduktion, Beridt. XI. 7. 
Chemiſche Unterfuchung. 1. 5. 


Nothwenbigteit. II. 460. 
Protololl, Berlefung. X. 114,543, 
Xi, 82, XV. 622. 


—— 
Aufrechtbaltg. d. Feststelluog. 
XIV. 532. 


Entscheidg. i. d. Sache. IX. 35, 
X. 223 
Hinverweisg. e. Sache an ein 
Gericht. 
- mit d. Ob.-Tr. VII. 538, 
XV. 37. 
Neues Strafgesetz. Xll. 87. 
Prüf. d. Gesetzanwdg. X. 139. 
Reihenfolge d. Prüfg. X. 818. 
Strafzumessung. IX. 35. 
Vernicht. d. Verfahr. XIV. 66. 
Verweisg. IX. 468, Xl. 79, 859. 


Oberhaudelsgericht, 


Alteneinfiht. Vill. 264, 562, 
XV. 600. 


Obertribunal, vergl. Beſchwerde. 


Koften 2c. 
App. R. in Diez.S. XV. 726. 
Aufhebung, rechtskräft. Urtheil. 
VIlI. 407, 442. 
Ausländ. Gejetz. VIII. 464. 
Erlaß allgem. Vorſchr. X. 44. 
Feſtſtell. geſchichtl. Thatſ. XVI. 290 
Geltendmachg. d. wahren Nechts 
XII. 106. 
Gefegesverlegung. XV. 60. 
Geſetzwechfel. X. 635. 642. 
Gewerbeftenerfaen. XVI. 812 
Hinverweiig. e. Sache a. e. Ger. 
VII. 644, VIN. 509. 
. mitb. O.A.G. VIII. 532. 
XV. 37. 
oe Brävention. XV. 743. 
Nenes Strafgefeg. XII. 9, 95 
Plenum aller Senate. IX. 567. 
Prüfung, Antragefriß. XII. 57. 
⸗Prozeßſtücke. VIN. 33. 
- Thatfähl. Verhdl. VI. 301, 
vi. 281. 
Rechtsausführungen. AIV. 5. 
Rechtagutachten. Il. 369. 
Sicherheitsmaßregeln. IX. 17. 
Urtheil, Bertündg. VI. 633 
Vernichtg, and. Gründe. XI. 484. 
. Anfrechth.b. Feſtſtell. A. 32. 
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Obertribunal (Korti.). 
Vernichtg, Ehrenftrafen. XV1.275. 
⸗ ao ber Fragſtellung. 
294. 


. Neue Verbolg., ſ. Inſt.⸗R. 
Weitere Vertheid. gegen Aggra⸗ 
vation. IV. 311. 
Zurüdvermeilg., anderes Gericht. 
VII. 420, 1X. 641, X. 645, 
All. 640. 
Elſaß⸗Lothringen. XIV. 720. 
erſte Inſt. 1. 28, 397. 
Formverfloß. I. 28. 
Geſetzverletzung. 1. 327, 
VII. 420, IX. 509, 641. 
. Mild. Umftände. I. 327. 
Schw.⸗Ger. Hof. I. 442, 
Xil, 415. 
» Gpätere Aenderg. VI. 272. 
⸗ a. ee ‚ Befafjung. 


vu 


— IX. 641. 
Obri Teit, |. Anordnung. 

Dder ahn, Vermeſſung VI. 690. 
Deffentl. Amt, vgl. Amisanmaßg 
Beamter, Ehrveriuft. XV. 86. 

Geiſtliche. XV. 335, 768. 
-Civilſtandsbeamte. XV.335. 
768. 

. Neligionsdunterr. XV. 655. 
Rechtsanwaltſchaft. XV. 780. 
Deffentlichleit, vgl. Beleidigung, 

Drudſchrift ꝛc. 
Anweſenh.v. Perſ. VI. 3223, X1.21. 
Begriff. IX. 411. 
— bee Angell. XIII. 222, 
V. 826. 


———— — 1. 261. 

Drt. X. 652, Xi. 387, 466, 
XII. 576. XIII. 555, XV. 743. 

Voftfarte. Xıll. 549. 

Sitzg., Beihränlg. d. Zugängl. 
vi. 438, Vill. 309, IX. 260. 
XIV. 510. 

Wahrnehmg. d. Anweſ. VI. 350. 
ufammenrotten. Il. 365. 

O effentlichleit, Andichließung, 

Beſchw. e. Umberbeiligt. II. 69. 

Ermeflen. XIV. 386. 

Ermittig. d. Wahrheit. 1. 575. 

Gehör d. Angelt. VII. 780. 

Handhabg. d. Beſchl. VII. 199. 

Rechtſpr. d. K. O.⸗Trib. ıc. XVI. 


Deffentliht., Ausſchl. — 
Münzverbrechen. XIII. 
.Protokoll. VI, 397. 
Berbaubig. d. Frage. IV. 115, 

VI. 545, IX. 396, Xl. 439, 

XV. 826, XVI. 554. 

Verkündg. des Beil. IX. 396, 
489, XVI. 554. 

s Gründe. XII. 46, XIV. 490. 
Defterreich, Hantelsvertr. XIV. 304. 
A he ſ. Manif.Eid. 

Offizier, Ehrverlegg. IX. 570. 
Onanie, gegenfeitige. 11. 385. 
Srbunagärn, an den VBertheibger. 


Mil — d. Berurtb. 1.510. 
Ort der That, Brief. XIII. 75, 
XIV. 291, XV. 113, XV. 807. 
eſiſtellg. xiii. 139, xvi 3. 
zerſch. Strafgeſetze. VII. 511. 
Vollendung. XIV. 291. 
Ortöbefihtigung, vgl. Berlefung. 
Angekl., Zuzichg. X. 194. 
Dauptverfahren. I. 286. 
Oſtfriesland, 
Dauer d. Schulpflicht. XVI. 737. 
Oſtprenßen, 
Bernſteinregal. I. 316, IV. 134, 
VIll. 751. 
Dace, jagtbar. XV. 455. 
Dorfordnung. l. 556. 
Teuer. Anzd. im Walde. XII. 420. 
Ferſtordnung. 1. 375, IV. 484, 
vl. 190, X. 183, XIV. 788, 
XV. 268, 610. 
Sciebsmann. XIV. 274. 
Dftrhein, f. Gemeinrechtl. Gebiet. 


Bapiere anf den Inhaber, 
Ansgabe 1. 443. 
Fre eld, äbn!. Drudſ. XIV. 451. 
aßweien, Pol.⸗Vdn. X1.567,569. 
Schlesw.⸗Holſt. XIV. 785. 
Perhorrescenzgeſuch, 
A. G.⸗O. XIV. 201. 
Beim beſaßten Gericht. 1. 164, 
378, II. 378. 
Beleidigg. d. Nichters. I. 325, 
1. 547, VI. 483, 589, X. 360, 
XV. 432. 
Beihw. g. Zurüdwig. II. 316. 
Denunziant. IV. 268. 
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—— — Sort. 
Ehrenratb. I 
Feindſchaft. 238. XIV, 201. 
Gutachten d. Mitgl. Al. 56. 
Snterefie. XIV. 201. 
Nicht.⸗Beſchw. VI. 129. 
Selbfiperborrescirg. X. 625. 
Staatsanw. Il. 53, XIV. 356. 
Vorfipender. XIV. 201. 

Berfonenftand, 

Beränterg. VII. 201, XIV. 778. 

— Waldei enth. 111. 117. 
Pfandkehr, |. Arreſtbruch. 

Pfandleihe, vıll. 496, IX. 228, 

XVi. 200, 295. 

Blanbredtöuerlehung, 
Mitbeſitzer. V. 301 

Pfarramt, Friſt d. Beichg. XV.414. 
Verwaltung. XV. 413, XVI. 397. 

Pfarrer, Beamter. xiv. 318. 
Trauung, Aufgebot. IV. 209. 

⸗Zuſtändigk. IV. 209. 
Vertreter. XV. 639. 

Photographie, ——— X1. 508, 

Xi. 637, Xllt. 79. 

Namen d. Beriegers 2c. VII. 450. 
ed ſ. Krankheit. 

olizei-Anmeldung, 

Unterlaffung. 1. 241. 

Bolizei-Anwalt, 

Privatinteresse. Xlll. 501. 

Bolizei-Anfficht, Begnadig. 11.272. 
Bundeeindigen.1X.389, 405,415. 
Zulänver, Feststellg. Xl. 459. 
Nacıtzeit. X. 65. 

Driepolizei. X. 277. 

Realkonkturr.11.77,V.113.1X 552. 
Berlegg. d. Wopnfigee. 111. 462. 
Zuwiderhandeln. 11. 272, 111. 70, 

vıl. 685. 

Bolizeibehde. Dorfihufze.X111.526. 
Eretuiivfirafe. Kill. 91, XV. 114. 
Landrath. 1. 285. 

Sifiirimg. X1. 198. 

Polizeigericht, vgl. Privatklage. 
Delegation. XII, 96. 

Schöffen, Mitwirkg. XI. 391, 
XVI. 444. 

- Vereidung. X. 768. 
Strafverfügg., unsust. X. 758. 
Verweisg. an die Strafkammer. 

IX. 99, 646, XII. 168. 


BILDEN 
pantteg ak 

olizeire 

an AO XV. 780. 

Bolizeirichter, 

Dampiteffel. X. 646. 
euerverficherg. VII. 472. 
trofverfiigung. I. 336. 

Zufändigt. XI. 207, VI. 18. 

Fallpei-Strafverfügung, 

Rechtéeweg. Xill. 91, AV. 114. 

Bolizeiftunde, Aufforderg. XV. 48. 
Beſprechg. ü. Wahlen. XV. 8. 
Geſchloſſ. Geſellſch. VIII. 677. 

Polizeiverordnung, 

Anpreify. v. Heilmitt. IX. 448. 

Baupolizei. Xi. 232, XVI. 506. 

Beſchränkg. d. Eigenth. IL 477, 
vi. 166, X. 774. 

Beſchränkg. d. Breßfreih. 111. 290, 
vu. 555. 

Eingriff in Privatr. III. 264. 

Einreichg. an d. vorgef. Bebörke. 
vo. 490. 

Ergänzg. d. and. Beh. X. 131. 

Feuerpolizei, VII. 711. 

Feuerflätte, Anlegg. XVI. 6M. 

Forſtſervitut, Ausitbg. 11. 477. 

er XI. 567, 569. 
ubhrwerf. XV. 436. 

Geſetzl. Pfliht., and. Behd. 143. 

Geſetzl. Regelung. in. 85. 

Gewerbeordnung. XII. 42. 

Güterverkehr. XVI. 533. 

Hauskollekten. XVI. 490. 

Höhere Genehmigg. IX. 690. 

Jagd XI. 375, XVI. 601. 

Sanbinirthfäh IN. 487. 

Maikäfer. X. 131. 

Pflugſchleppen. I. 451. 

Privatbefigftreit. IX. 199. 

Regierung. XII. 508, Xıll. 59. 

Richterl. Prüfg. V. DB", v1. 91, 
VII 490, IX. 

Sonntagsfeier. * 676. 

Strafmarimum. V. 174. XII. 42. 

Strafminimum. III. 493. 

Straßenreinigung. IX. 497. 

Tanzen. V. 237, XI. 42. 

Ungliltige. 1.433, V. 337, v1. 91, 
IX. 199, X1. 232. 

Untenntnig. XVI. 279, 
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Boligeiverordnung Get). 
Unterlaffungen. I 
Berländung. IN. 65. — 302. 
Verſchärfg. beftehenber Vorſchr. 
IV. 332, X, 27. 
Bertragsverhältn. xvi. 239. 
Wegepolizei. VI. 465, XVi. 506. 
Poligeiverwaiter, eaene Angelegb. 
IV. 486, VII 
Bommern, vgl. RE 
Sifcheretordnung. 1. 266. 
Forſtordnung. 
ni. 103, VI. 538, X. 435. 
Strandorbnung. 11. 486. 
Bofen, Jagdberechtigte. XVI. 622. 
prache bei Gerichtsverhaudlg. 
1. 165, 1II. 59. 
Weidefrevel. VI, 478. 
Boftbeamter, 


Briefgehbeimniß. 11.265, XIV.499. 
—— e. Briefes. V. 304, 
V. 638. 


504, XI 
Bofterpeditionsgehütfe, 
Beamter. Ill. 296, V. 504. 
Boftfreimarten, Anfertigg, faljcher, 
X. 806, XI. 
Entwerthg. V. 3 vi 735, 
IX. 44, X. 320. 
Boftillon, Beamter, XI. 39. 


Mitnabme zur angel. IV. 60. 
v. 35, X. 98. 


Unterſchlagg. 2c. 
Boftlontravention, 


Bewußıfein. 111. 445, VI. 256, 


IX. 44, XII. 31. 
Boftfendung, vgl. Brief. 
RES) 1. 441, 534, 11. 292, 
. 426, Vill. 792, X. 423. 
— XV. 149. 
Waarenprobenzc. 1. 441,X1.349. 
Zettel. IV. 60. 


Pofizwang, ——— z. Padeten. 


— VI. 501. 
Pr ijndiziatfrage, 
Civilfrage. 
rükluſiv eift, f. Friſt. 
räfident, f. Schw. ⸗G.⸗Vorſ. 
Prävarilation, 
Bewußtſein der Pflichtwidrigkeit. 
vu. 718, XVI. 224. 


Rechtsanw. Mühwaltg. 1. 512, 
Berletzg. d. Bertrauene. VII, 94. 


I. 322, 11. 118, 


Berecht.Einr. 


Pe, ſ. aaa, Kaution, 
Beam Theiln. 111.101. 
reßvergehen, vgl. Drndicrift. 
Rückfall, Begnabing. VIII. 546. 
. Nichtigt.-R. Kl. 546. 
⸗BVollſtr. d. Strafe. XIV. 93. 
- Borftr. mw. Preßvergehen. 
IV. 498, VI. 554. 
Zeitberehnung. II. 459, 
VI, 86, VI. 567. 
Unterfagg. des Gewerbebetriebe, 
⸗Anderes Gew. II. 403. 
. 8.-©1.-©.-B. X. 266, 
XI. 458, XiV. 298. 
⸗ nn Freßoeig. VIL 428, 


Rothendigt V. 25, 164. 

Privileg. VII. 304. 

Redakteur. VI. 554. 

Reichspreßgeſ. XV. 467. 

Vorbeſtrafg. V. 227, V1.554, 
Berjägrung. 111. 182, XII. 219. 

XVI. 409. 
Preufe, Seifelg., Schw. G.H. 


Ben 7 e. and, Bundesſtaat. 
xl. 464. 


Preußen, (Provinz), 
Fifchereiordng. AV. 5. 
Privatklage, vgl. Beleidigung. 
Abschriften. Xill. 417. 
Abweisungsbeschl,, Berufung. 
XVI. 635. 
Antragafrift. XVI. 521, 782. 
Anwaltskosten. Xl. 174. 
Befassung d. Richters. Xi. 131. 
Berufg., Adhäsion. XIV. 3793. 
Beweisaufnabme. XIV. 87. 
Disz.-Bestrafg. Xl. 484. 
Formmängel., Nicht.-Beschw. 
XVI. 133. 

Kosten. IX. 131. 
Kostenhinterlegg., Aufforderg. 
Xl. 169, 308. 

- Frist. X1.160, 169, XV.475. 

- Ger. „Kasse 1. Inst. X.487, 
XxVI. 10. 

- Höhe, XVI. 57. 

- Kläger. X.61,111,X1.100. 

- Verkl.X. 31, 660, Xl. 48, 
XV, 226, 
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Privatklage (Korti.). 
Mündl. Verhandig. XV. 426. 
Nicht.-Beschw., Frist. XI. 1859. 


«e Kostenvorschuss. X. 111. 


» Zurückweisung. X. 236, 
xl. 474. 
Poliseirichter. XVI. 103. 
Rechtsm. d. St.-A. XIV. 68, 123. 
Relative Rechtukraft. Kl. 431, 
All. 390. 
Unzulässig-Erklärg. XIV. 68, 
XxVI. 103. 
Unsuständigk.-Erkl. XIV. 138, 
XVI 798. 
Vollmacht. XIII. 897, XVI. 651. 
Vorladung. XV. 409. 
Widerklage. X1. 515, XIV. 879. 
Zeit und Ort. XVi. 520. 
Zurücknabme. XVI. 495. 
Privatweg, Berlegg. 1. 435. 
Bromeflen, auswärtige Lotterie. 
vu 326, 361. 


Prototoft (Korti.). 


Konftatirg. d. Berhand. I. 485, 
X. 532,585, XIIlI 135, XV.36. 

Korrelturen. VII. 162, VI. 762, 
X.246, 547, X111.591, XV1.791. 

Mängel, Richtigkeit. XVI. 565. 

Nachtragsvermerk. 1.570, 11.519, 
X. 562, Xi. 16, XV. 63, 76. 

Name d. Referenten a. App⸗G. 
V. 230. 

Nennung d. Gelhw 111. 424. 

Randvermerl. V. 494, Xl. 428, 
AV. 327. 

Rasuren. XV. 520. 

Registr. d. Vors. u. Ger.-Schr. 
IX. 489. 

Unterſchrift. V. 38. Vi. 339, 
xiii. 255, XV. 324. 

Urtheilegründe, Abweichg. V. 318. 

Verkündg. des Urth. Irrthum. 
Xu. 232, XV. 364. 

Zeit d. Aufn. VI. 217, X. 767, 


Prototoll, Atäinderg.1.510, 11.186, 
V. 494, Xu. 213, XV. 131. 
Abichriftertbeilg. I. 337. 


XV. 361, XV. 377. 
Zeugenausiage. IV. 309, VIL. 23, 
vi. 52, X1. 122, Xll. 2858, 





Anweſenh. d. Angell. XVI. 740. 
Apr.-Anmeldg., ſ. App. 

Auſruf d. Sache. XVI. 740. 
Auelegung. Al. 351, XIV. 404. 


XV. 361, 540, 732, XVI. 284, 
412. 
Zufäge. 1. 510, XII 441, XV. 267. 
Zıreifel, amt. Auskunft. V. 296- 


Provinzial-Stenerdirelter, vergl. 
Steuervergeben. 
Belanutm. e. Fin.-Min.- Sin. 
vi. 690. 
Rechtsm. im Juter. d. Angel. 
Al, 540. 


Beglaubigg. 111. 173. 
Berathung. XVI. 406. 
Beſchw. felbfin. XV. 63. 
Beurkundg., Antr. 1.195,10.173, 
IV.74, VI1.455, XV1.265, 494. 
Beweisaufnahme. XVI. 528. 
Beweiskraft, Beobachtg e.Förm- | Prozeffion, vgl. Aufzug. 
lichkeit. X. 5989. Herkommen, Beweis. III. 5. 
Sandichr.d. Borf. XIV. 264. ⸗Gegend. XVI. 234, 
Legal. d. Verfahr. XIII 82. . Dre und Zeit 2c. 1. 287, 
Scıeibfebler. XV. 617. it. 5, 513. 
Verſäumniß e. Formlichk. Prüfung, |. Beweisuntr. zc. 
I. 195. nblifation, ſ. Geſetzunkenntin. x. 
⸗Vorgg . d. Verholg 111.223. | Pulver, Traner. a. Eiſeub. IN.458. 
. MWibderfpr. mit d. Urtheil. 


Xlil. 675. 
Durchſtreichg. 1. 186, V. 494, 


uvvve 


— — ſ. Geñichtspunkt ꝛc. 
Quernliren, bei d. StA. 1. 169, 


X. 618, XIIl 213. 
Gegenbew., Förmlichk VI. 102, 
IX. 435. 


» Borgang. I. 223, XI. 73. 
Geſtändniß. VI 516, XIII. 471, 
XIV. 324, 


V. 468, XIV. 482. 
Veſcheidung XVi. 52. 
Geltg. d. Strafporichr. XII. 268, 
XV. 578. 
Grund d. Beſchw. Xıll. 381. 


. Thatbeftand. XV. 578. 
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N. Nechtskraft (Fortf.). 


Rabbiner, Genehmigg. d. Regierg. 
XIV, 391 


NRathslammer, Befafig. XIV. 753. 
Defiere — X. 474, 527. 
Nathslammerbeſch ſiehe Ein⸗ 
Nellung 2c., Eröffng. ꝛc. 
Ranb, Abſicht d. Diebſi. I. 175. 
Begriffsmerkm. d. Diebſt. VII. 294. 


Einstellg., Mangel d. Antrags. 
XxVIl. 774. 

Gründe. 11. 374. 

Intomp.-Urtbeil. VII 407, 442, 
649, VII. 475. 

Neues Geſetz. Xll. 292. 

Rathskammerbeſchluß. IV. 115, 
vi. 221, XIV. 634. 

Beränderg. im Tenor. I. 66. 


Beirefjen a. fr. That. VII. 204. | gechistraft relative, 


IX. 633. 
Diebſt. im 2. Rüdf. VI. 287. 
Eßwaaren. XI. 94. 
Gewalt. VIIi. 204, X. 4 
Holzdiebſtahl. All. 478. 
Mittbäter. VII. 36. 
Mord. X. 45, XV. 518, XVI. 260. 
Pol.-Auffiht. XIV. 413. 
Verſuch, Tod. Xl. 339. 
Wegnahme. XVI. 424. 
Rechtsanwalt, vgl. Amts⸗Anmßg., 
Disz., Bebühren ꝛc., Prävaril. 
Beamter. X. 486. 
Editionopflicht. IX. 716. 
Negotiorum gestor. 1. 96. 
Deffentl. Amt. 1. 201. 
Pflicht, Rechtf. e. Nechtem.X1.373. 
» Uebern. e. Verth. 1. 97. 
Suspenfion. 1X. 504. 
Unterfchlagung. X. 485. 
Vollmacht. X. 507. 
BZeugnißpflit. 11. 214. 
Rechtshülfe, 
Ausfert. d. Strafurth. XII. 5. 
Disziplin.⸗Sache. 11. 249, 408, 
. 109, 374. 
Pritfg. d. erſ. Richters. IN. 109, 
374, XI. 248 
Etrafvolifiredg. XII. 5, 248. 
Berbotene Handlg. XVI. 97. 
Zengenvernehmg. 11. 249, 408. 
in. 109, 374. 
Rechtsirrthum, Ausichliegung ber 
Strafbark. VIll. 119, X. 167, 
xl. 605, XV. 676, 777. 
Keine Entſchuldg. IV. 19, V. 156, 
361, X. 78, 638, X1. 184, 336, 
XV 479. 
Rechtskraft, vgl. Non bis in idem. 
Anerkennung. Äl. 238. 
Appell. 3. Schärfung. II, 359. 


Beichwerbepuntt, XVI. 657. 
Beseitigg.d. Btraffreih. X111.390. 
Buße. XVI. 276. 

Drudihr., Vernichtg. IX. 522. 

Ehrverluf. XIII 319. 

Erſchw. Umft. X. 105, XI. 602, 
XVI. 662. 

Feststellung. IX. 680. 

Freilpr. von e. Oualif. I. 492, 
11. 14, vi. 29, Xiv. 83, 
XVI. 367, 563. 

Geldfirafe, Koften. VII. 536. 

»„ neben Gef. IX. 359, 533. 
⸗Umwandlg. ÄV. 428. 

Geſammtſtrafe. XVI. 437. 

Önabenerlaß. I. 497. 

Idealkonkurrenz. IX. 359, 532. 

Mild. Umft., Beſeitigg. V. 409, 
vın. 699. 

Namen d. Strafihat. VII. 242. 

Perſon d Verletzten. X. 668. 

Qualifizrg., andere. X. 98, XII. 

603, Xiv. 332. 
» Buchführg., Mäng. a. Art. 
xlil. 429. 
- Fahrlässigkeit and. Art. 
xili. 379. 
» Mangel d. Antr. XIV. 244. 
„Schwerere. 1. 113, 561, 
vitt. 54, X. 87. XV. 646. 

Thäter fl. Theiln. VI. 293. 

Theiln. and. Art. Vill.537. 

Unterſchl. fl. Diebit.X1. 589. 

Borbehalt. I. 211. 

Rechtsm. des St.A. im Inter. 
d. Angekl. IX. 637, XV. 598. 

Reftitution, aufgeh. Ext. Vi. 293. 

Schreib⸗ 2c. Fehler. VI. 610. 

Strufminimum, Geſetzeswechſel. 
xıi. 391, 643. 

Berb. tonneger Suchen. XV. 448. 
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Rechtskraft, relative (Korti.). 

Bernichtetes Urtheil. VIII. 372, 

XI. 285, 602, XV. 751. 

. Diefelbe Feffellg- IX. 57. 

⸗ N Bennellg- Freiſpr. 
Xlll. 

Wertherſatz, — IX. 344. 

Zuchthaus, Monate. XVI. 405. 

Sußänbigt,, Al Aufbebg, a 3. d. 


s — *. 185. 
⸗ Feſeug. .d. Thatb. V. 406. 
646. 


⸗Unzuſtänd.⸗Erkl. XII. 436, 
XV. 372, 394. 
- Berweilg an den Str.R. 
höherer Gattg. IV. 24. 
Nechtömittel, vgl. Apr. 2c. NB. 
Bedingung. Xl. 254. 
Beschl. ü. Bew.-Aufu. XIV. 434. 
Dienfiflunde. XVI. 716. 
Unterſchrift. XII. 322. 
Urth.Ausf. XVI. 431. 
Urth⸗Gründe. X. 176. 
Rechtsmittel der Fislalbehörden, 
Frist. XIII. 458. 

Prov.⸗St.⸗D. X. 540, 
Vortheil d. Angel. V. 549, 
Rechtsmittel der Privatlläger, 
Vorth. d. Angesch. Xl. 131. 
Rechtsmittel der StA.ſchaft, 

Einſjchränkung. XVI. 145. 

Gerichtsbezirt. 11. 551. 

Suter. d. Angell. IX, 637, X. 550. 

Berziht. X. 73. 

Zurüdn. XIII. 115, XVI. 145. 
Nechtömittel des Verurtheilten. 

Anmeldg. v. Zustellg. X1l1.308, 

Belebrg. d. Gerichts. VII. 482, 

IX. 250, 466. 

Falſche Bereichng. XIV. 330. 

Formmängel. X. 662. 

Friſt, Beginn. XV 845. 

Gef.⸗Str. w. Störg. der Sitzg. 

vi. 225. 

Mutter. Xi. 538. 

Unrictiges. Xi. 207. 

Bater. V. 386, VIl. 251, 609. 

Vertheidiger. V. 277, 399. 

Vollmacht. XII. 316. 

Vollmacht, vermuth. VIII. 638. 

Vorheriger Strafantritt. II, 474. 


Rechtsm. d. Berurth. (Forif.). 
Zurückweisung, Abänderung. 
Xxil. 317. 

Zurüdweiig., Kofen. XII. 97. 
Zuſtändigked. Sch⸗GH. VII. 334. 

Reitämiskelfet, vgl. Seit. 

Antr. a. Bernehmg. Xl. 285. 
Beginn, gg vu. 508, 


⸗BZuſtellung. VII. 482. 
Falsche Belehrg. X. 507. 
Minderjährige. X. 285. 
Privatkläger. XV. 631. 
Sonntag. IV. 90, VI. 79. 

Rentäneg, ‚Pothderel x. 9. 


Nebaftene, f Drudiärift. 
Referendar, 

Gerichtsschreiber. Xll. 309. 
Vertreter d. St.⸗A. VI. 571. 
Reformatio In pejus. f. Rechtskraft 

(relative). 
Regent, es ‚beutfchen Staats, Beleibg. 


46. 
Ntegierung, ogl. Pol.⸗Vdn., Steuer 
vergehen. 
Gewerbeſteuerſachen. XVI. 811. 
Reichstag, 
—— XIV. 102. 
Reichstagsbericht, |. Dradicr. 
Nelonvention, |. Beleib., Privatkl. 
Relurs, Friftoerlängerg. VII. 71. 
Bew.-St. und Gew.⸗Pol.⸗Vdn. 
11. 285. 

Statt Apnpellation. I. 141, 147, 
348, 372. 

Zuriidweilg., App.-Ger. I11. 200. 
⸗Beſchw. 111. 200, IV. 92, 

V. 216. 
- Bol.-Richter. II. 200. 
—— abweichd. Feſtſtellg 


—* d. Strafe. I. 121. 
Bermwerfg. d. Geſuchs um Wıber- 
einiegung. 1. 33. 

Religion, i. ——— Berſpottg. 
Religionsdiener, 

Berujsthätigkeit. XIV. 503. 

Eheihließung. XIV. 391. 

Erörterung. XIII. 588. 

— XVI. 478. 
irche. XVI, 89. 
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Rheiniſches Verfahren (Forti.). 


Religionddiener (Borti.). 
Staatsangel — xvi. 478. 
⸗Geſetz⸗ et Xlil, 558 

XIV, 

Berliindg. v. Srieffen. XVI. 433. 

Religionsuuterricht, 

ae IV. 35, XV. 655. 

vn nifition, f. Rectshülfe ꝛc. 
eſtitution, vgl. Wiedereiuſetzg. 

ae vi. 165. 

Beihwerbe. IX. 518. 

Falſche Urkd, Eimul. 11. 10. 
. Berfiorbener, IX. 11. 

Frift, Beginn. IX. 634. 

Gegen Ob.-Zrib.-Erf. V. 6. 

Ger. erfier Inſt. 11. 349, XI. 33. 

Meineid, Einftllg.d. Ber. IX.518. 
- Erbeblidleit. IX. 181. 

. Berjährung. Xi. 355. 

- Berftorb. VII. 448, IX.180. 
Redtskraft. vi. 293. 
Strafvollfiredung. MI. 433. 
Unridtigl. e. Urt. IX. 496, 660. 
Versäumg. d. Frist. IX. 634. 
Borunterj. Prüfg. IX. 181. 
Widerſpr. zweier Ertl. X. 542. 


Retentionsrecht, 


Vermiether. XVI. 816. 
Wegn. eigner Sachen. XVI. 816. 
Rheder, Eintragung ins Schiffs⸗ 
regiſter. VI. 20. 
Sheinifches Berfahren, 
Abweſende, Ladung. VI. 428. 
Advokat, Rechtsmittel, 1X. 577, 
Xi. 502. 
. Hichter. XV. 200. 
Afteneiniendung. X: 241. 
Alteneinfiht, Beſchuld. 111. 158. 
» Bertbeidiger. XVI. 303. 
Aktenſtück, Verluſt. XIII. 614. 


Alignement, Niederlegg. IX. 253. 


XIV. 112. 

Angekl., Abſchr. IX. 297, X1. 441, 
XIV. 735, XVI. 237. 

. Beeihnung. I. 17. 

e Bernebmg. IV. 255. 
Anklage, Erſchöpfg. VIII. 505. 
Anflagefenar, Einfellg.-Brünbde. 

Xi. 499. 

Anklageurtheil, Rechtokr. X1. 194. 
— Tutor ad hoo. XVI. 681. 
. "Zurüch. AIV.575, XV1.255. 


Antrag, Bernebm. d. Berlegten. 
XIV. 220. 

Aſſeſſor. XVI. 303. 

Ausländ. Gef. XVI. 401. 

Ausſetzg. d. Strafverf., Berufg. 
l. 271. 


« Kafi.-Relurs. V. 258. 
Defaffung d. Gerichts. 111. 140, 
vui. 584, XIII. 25. 
Bereihtigungacinrebe 1. 74, 271, 
8. 


25 
Beifeiahen, Vorunterfuchg. 


Serufung, een IX. 577. 
X 240, Xi. 235. 
. Str. Berl. d. FIR. v1.134. 
» Buftellg. X. 240, X1. 235. 
Bernfungsricter. 1.105,1X,.458, 
X. 537, XVI. 137. 

Beſchuld., Alteneinfiht I. 158, 
- Geiftesfbwäde. Xi. 235. 
Beihuldigg., Dualifizr. d. That. 

It. 140, XIII. 25. 
s Schwer. Thatbef. VIII. 427. 
Deweisantr., Ablehng. VIII. 445. 
⸗ —* — d. Schw.G.H. 
238 


a XVi. 588. 
Beweiswürdigg. 1. 145, VIII. 96. 
Sivilbaftbk. Koften. IX 374.XV.23. 
- Gtrafe. XV. 23. 
Kivillffäger, Kaflat.-Rel. 1. 581, 
X. 90, XV. 333. 
+ Berurtheilg. zu Entſchädig. 
X. 90 


- Beuge. 1. 582, V. 414. 
Civiltlage, Antr.-Frift. XV. 831. 
» Defiftement. 111.554, V.414. 

Sreifprehung. XIV. 477. 
Definitivurtb.1.105, V. 258, 414. 
Deklaration e. Urth. XIV. 497. 


Denunziant, Belehrg. d. Geſchw. 
256. 


IV, 
Disz.⸗V., Kaſſ.⸗Rek. I. 128. 
Einfprud), geg. Abweilg. e. Antr. 
IX. 498. 


= geg. Kont. Urth. IV. 234, 
VII. 585, VIII. 100, 301, 
Xi 6. XVI. 180, 360. 

« Berwerfg. VIl. 90, XIV. 55, 
XV 180. 
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| —— Verfahren (Berti). 


—— Verfahren (Ger. ) 

Erfapgeihmorene. XIII 

Enſchw. Umf. I. 191, sn — 
Feldfrevelfachen. I. 74, V. 9. 


Gennellg., Begriffemertm. V. 55. 


Betrug X. 537, 
Tiepofitiv. XIII. 658. 
Geſammtinhalt. V. 54. 
Gefegeswechiel. Xlll. 658 


Unterfchlagg. IV. 343. 

Berleumdung. VII. 334. 

Korfifrevelfadhen. V. 9, VI. 5. 

Fragſtellg, Hauptir. VII. 505, 
XII. 342. 


⸗In Abw.d. Angel XIV.544. 
» Meineid, Thatſ. XVI. 304. 
- Bild. Umft.X.252,X1V.543 
Subſid.“Fr. V. 292. 


% wu .»,ı% $% 


Url.⸗Faãlſch $& XIV. 223,466. 

Zuläſſigk., 

Zufagir. IX. 743, X. 252, 
XIV, 544. 


Freilaffg. Kaut. XIV, 555, 696. 


XVi. 109. 


Freiſprechg Kont.-Urib., Berufg. 
Maſſ.Rekurs. IV. 234, 
vi. 585, vi. 100, 

301, X11.6, XV1.360. 


« Unflatth. Berfolgg. I. 587. 
Ir.⸗R., Hilſs.⸗R. a. 2-9. X.741. 
⸗ Eihungsporgei. vi. 133. 
Geldb., Speztalgel. IV. 217, V. 9. 


Generalprof., Kafi.:R. xiii 659. 
Geſchworene, Berathg. IX. 298, 
Xv. 222 


» Rerfehr m. And. IX. 198, 


XxVI. 153. 
- Burüdfendung. X. 566: 
Seichm -Fifte, Ergänig. VI. 80. 
⸗ Mangels. Bezeichn. IX. 25, 


- Dnalifil.-Mängel. IX. 24. 
Geſchw.Spruch, Beweis. IV. 77. 


⸗-Erſchöpfg. d. Aufl. X. 566, 


Xi. 582, 


- &timmenzahl. 11. 191,525, 


vi. 403. 

» Bufak, All. 582. 
Swen Beamter. XVI. 303. 
“Brüder. vi 541. 

- Fäbigf., Prufg. IX. 24. 
Fallit. IX, 25, X, 412. 


Deffentl. Weg. VI. 445. 


prud.XIV.543. 


Geſchw., Sewerberidter. V. 173. 

s Stuafe, Einipr. VI 506. 
Geſetz, Anführung V. 563. 
Gefihiep. d. Strafbark. All. 25, 

XVI. 255. 

Geſindedienſt, Beſtrafg. 11. 322. 

Hinvermeiig. an e. and. @eridt. 
IX. 498, X. 414. 

. Befafig.e. Rhein. n. altlänb. 
Gerichts. 111. 90. 

- nah Vernidig. V. 292. 
Holziebſtahlsſ., —2 vn. 266. 
Idealkonkurr., Antrag, XVI. 255. 
Inkomp. ürth. Aufpbg- VII. 176. 
Kaſſ.Rek, Einlegg. Vill. 445, 

X. 312, XV. 601. 

- Gntfheidungsgr. AV. 467. 
. Erift- xiu. 196. 
- Gen.-Brot. Xull. 659. 
- Stempelftrafrefol VII. 505. 
- Urtb. erfier Fuſt. XV. 467. 
- Urtheilsausfertg. 1. 581. 
» Micderbelung. vi. 301. 
.- Wirkung. XV. 466. 
⸗Zurückziehung. All. 385. 
- Bnflellg. IX. 290, XII. 152. 

X111.659,679,XV.648.748. 
Kafi.-Berf., letzt. Wort. Xi. 25. 

.« Tod d. Beſch. XV. 468. 
Kemp.-Konfl., O.Tr. VI. 506, 

IX. 162, X. 623, Xi. 194. 
Komp -Urtbeil, Rechtékr. 1. 105, 

vn. 176. 


Komp.⸗Vorſchr., Aufhebg. 11.321. 


Konnerität, Berufg. V. 552. 
Kont.⸗Urth., Kaſſ.Rek. IV. 234, 
v1,585, vi. 100, 301. 
X. 6, XVi. 180, 360. 
° Nichtigkeit. X. 240. 
Zurücku. d. Antr. XiV.575. 
Kont.-Berfahren. VI. 428. 
Koften, Antheil IV. 345. 
- Beamierb. St.⸗A. XV.880. 
⸗Frufſtratoriſche. XV. 880. 
. Rehtsm., St.A. XV. 880. 
«e Sırafir.-Erfi.X11.460,495. 
⸗Strafunmündige, Freifpr. 
XV, 854. 
Mild. Umſi. Diebſt. xvi. 11. 
Milberungsgründe. il. 525. 
Militargerichteſtand. XI. 194. 
Nichtigk. erſter Inſt. XV. 155. 
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Oboduttiensber., Mitih. XL 441 
Oberhandelegericht, Altenjendg. 
XIII. 264, XV. 600. 
Ob.⸗Trib., Auibebg. e. rechtekr. 
Sntemp.-Urtb. VII. 176. 
oe VBeweiserhebg. IX. 198. 
. Entihbg. v. — Komp.- 
Konfl. ſ. o 
⸗ Ren d. Komp. in. 90, 
498. 


Ob.⸗Tr. — Abanderg. XVI.94. 
⸗ Einfprud). XVi. 180. 
- &imiebung. AV. 811. 
Nachträgl. XI. 456. 
Oeffentlichk., Ausiclieh,. vı1.541. 
Offliialvertheibiger. XvI, 75. 
Perborre@cenz. IV. 74, X. 414. 
Polizeianw., Vertretg. VII. 445. 
Volizeibeh., Erelutivfir. 11. 326. 
⸗ Strafgemalt. 1. 322. 
Pelizeigeridyt, Ladung. IV. 130. 
. Verf, Spezialgel. IV. 216. 
⸗ Zufiandigt. II. 321, VII. 
441, XVI. 64, 462. 
Polizeirichterl. Urih. Berufung. 
1. 105, 271, IV. 216, 274, 
v. 552, v1. 5, vl. 266. 
Pıototoll, Korrelturen. IV. 256. 
. Unterfhr.e. Antr. XVI. 237. 
Prüfg. ſchw. Thatbeſt. vi. 427. 
———— Rechtokr. 
IX. 16% 


⸗ Diinnictg., Schw.⸗Ger.⸗H. 


een. ER IX. 577, 
Xi. 502. 
Relat. Rechtskr., Kajfirt. Urth. 
ill. 50 


-Qualif. d. That. VII. 174. 
VIII. 97. 
. Mechtsanfiht. XV. 736. 
: Strafummwandlig. XIV. 495. 
Kevifion, Unvereinbark. beider 
Urtheile. Xi. 596. 
Richter, Geiftestranth. XI. 501. 
Rückfau, Feftftellg. XIII. 342. 
Schulverfiumn., Veftrafg. gebot. 
vu, 98. 
⸗ Entſcheibg ü. die Schulpfl. 
VIII. 236. 
⸗ mehrni. v11..792, X 448. 


— Verfahren (Kortf.). 


Schulverſ., Pol.R. VIII. 441, 
xvi. 64, 462. 
⸗ Strafhöhe. VIII. 106. 
» Berj.Liften. VIII. 96, 792. 
.Verwdlg. in Gef. vI11.712. 
Schw. Ger.“H., Mitgl. 11. 495, 
vil1. 442, 541, XV1. 303. 
» Zuflänbigt. Xi. 164. 
Schw.⸗G.⸗H.⸗Präſident, Disfret- 
Gewalt. V. 158, 173, 
vi. 505, vi. 400. 
⸗Einwirlg.a. d. Berth.1X.25. 
.- Sclußvortrag. VII. 400, 
541, X1ll. 495, XV. 45. 
- Berleig. v. Zeugenautfag. 
vi, 505, Vi. 302. 
Vernehmg. unfäh. Zeugen. 
v. 158, 173. XIV. 230. 
Schw.⸗G.⸗Verhdlg., Terminsbeſt. 
IV. 255, XI. 441. 
Sitzungspolizei, Fr⸗R. VI. 133. 
Stellg. 3. Haft. XIV. 495, 696, 
XxVI. 105. 
Strafverfolgg , Befragg. d. Ver- 
fetten. XIV. 220. 
Stravolifiredg., Gehör. XIV.497. 
Strohdach, Niederlegg. XVI. 103. 
Suffumbenzfr., Armutb. I. 582, 
X. 90, XIII. 11. 
» Betrag. I. 373. 
⸗Disz.S. 1. 128. 
» Mangel, Geiftestr. XI. 334. 
» s Berurtheilg. 11. 423, 
Xi. 456. 
. Mehr. Kafl.-Mläger.1V.274, 
Xl1. 100, 650, XIV. 285, 
XVI. 459. 
.Berbr. mild. Umſt.VIII 566, 
Xi. 480, XVi. 11. 
Berbr. Strafunm.XV1.136. 
Verg., Schw.GH. 11.517. 
Berurtbeilg. XV. 467. 
Zurüdzahlg. XV. 601. 
Zwiſchenurtheil. XV. 466. 
Thätigk. d. öffent. Min., Kaff.- 
Rekurs. X. 240. 
Tod db. — XV. 568. 
— Pol.R. 11 321, 1V.216. 
3. v.6. y 552. 
Unter, ⸗R., Mitgl. d. 3.8.5. 
X 741, XVI. 531. 


uva 
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Rheiniſches Verfahren (Horti.). 


Unter.-R., Shw.-@9. II. 495. 


» Benge. IX. 298. 

Urtheit, Dellaration. XIV. 497. 

. Motivirung. VII. 427, 

xin. 499, Xvi. 137. 

- Berkundung. VII. 541. 
Berjährg. 1. 199, 436, VI. 137. 
Berniktg. d. Ladung. 1. 587. 
Bertagungsantrag. AV. 159- 
Bertb., Alteneinfiht. XVI. 303. 

 Erif d. Bortr. IX. 25. 
nn Anmeld. v. Rechtsm. 


. 312. 
Bermwalt. Behörde, Strafgewalt. 
ı1. 321, 322. 
Verzicht d. Angel. XV. 75. 


Borladung, Vernichtg. XV. 831. 


Begbeibädigg.,Herftellg. VII-224. 


Zeuge, Tivilläger. 1.582, V.414. 


- Denunziant.1V.256,%.720. 
. Chejrau. XVI. 238. 
- Sinder unter 15 Jahren. 
1. 145, XVI. 242, 
Mitbefchuldigter. X. 410. 
Schwager. VI. 509. 
Stiefſohn. XV. 529. 
Unglaubwärdige. I. 582. 
Berwanbter d. Beſch. 1.720, 


wann u 


Xvi. 238. 

„ Berwanbter b. Eivilflägers. 
1. 582. 
Zeugenlifte. XVI. 304. 

Zeugenvereibung. 
. 2iöpfinn. Zeugen. 11. 495. 
⸗ Formel. IV. 466. 
» Qubde. X. 793. 
- Ronftat. im Brot. X. 792. 
. Berzicht. IV. 328. 
Zeugenvernehmg,, Ablehng. w. 
Unerbeblichl. X. 793. 
„Euniſcheid. d. Schw⸗G.H. 
XVI. 238. 
„Getrennie. X 410, 417. 
. uneiblibe. V. 158, 173, 
vi. 508, XIV. 230, 328, 
XVI. 242. 
-VBerzicht. XVI. 237. 
Zeuguiß, faliches, in der Bor- 
unterſuchg. V. 73, VI. 405, 
vun. 615, XV. 49. 










Mheiniſches Verfahren dient. 
Zengnißpflict, Gelduraſe, Kafl. 
Rekurs. I. 373. 
- Körperbft 1V.166, 17.517. 
-  s Berufung. IV. 166 
xXıv. 554. 
- Rebalteur. I. 373. 
Zuctpolizeigeridtt, Diebkahl m 
3. Rüdfalle. XVI. 11. 
ußellung, Anheften. IV. 7E 
wifhennrtp., Kafi.-Rel.1V.466. 
Aheinprowinz, 
Holjtransport. VI. 60. 
Zucthier-Körorbng. ZU. 512. 
heinnfer, Tinte, 
Abranpen. X. 674, XL M. 
Alfuvien. V. 206. 
Banverbot, Flußgebiet. In. 17. 
xV. 365. 


. Bald. IV. 217. 
Bergwerlslontravention. Vl. 1R 
Forfiordonnanz. IV. 480. 
Seheimmittel. X. 308. 
Holzlaufbedingungen. 1. 5%. 
Zagb, Hund. VI. 34. 

. Schomzeit, Pachtbedingun; 

VIII. 642. 
Krankheit, Anzeige. IVI. 246. 
Kriegeleiftungen. XII. 4%. 
Seinpfabbepflanzung. V. 206. 
Meineid, Qualifiz. Aueſchweiz 

xvi. 304. 
Mob.-Berfleigerg. V.410.21% 
Drbonnanz von 1669, Gduz 

V. 206 


Bolizeireglement. 1. 580. 

Bolizeiverorbng , Cholera. If. 
. Dachmwafler, Abfl. 11% 
Deichſchau. 1. 433. 
Feuerlöſchdienſt. X. M- 
- Kremdenvert. X1.567,5# 
. Zmpfimang. IX. 691. 
⸗Stxrafe. 111. 485, NL it 
. Gtraßemnreinigg. N. 








x 774. 
- Waflerlauf. VIL 16. 
Zein d. Abraupent. 
Nuralvergehen. 11. 1. V. 9. 
Schulpflicht, Alter. VI. 100,F 
XVi. 462. 
Seelſorger. VII. 76.* 
129, X. 673. 
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m linkes Berti.) 
Schulverfäumn., f. Rhein. 

Tollwuth, Anzeige. XVI. 247. 

Biebhtreiben, fremdes Grundſtück. 
vu. 713. 

Wald. Ausrobung. Ill. 486. 

Wegnahme von Weidenpflanzen. 
IV. 480, 

Weidefrevel. 1.74, V1.5,424, 433, 

Wiefe, künſtliche. VI. 425. 

Rheinnfer, rechtes, .Gemeinrechtl. 

Gebiet. 

Nichter, vgl. App.-Ger., Diszipl. 

Berhorresc. ꝛc. 

Antrag anf Strafverfolgung. 

XV. 583, 

Anzeige as Stempelhinterziehg. 

849 


eh IX. 499. 
Ernenng. 3. — X. 523, 
Erfkatt. fruftr. Koften. VII. 320. 
Hülfsrichter. XV. 409. 
Mitwirkg. in fr. Inf. VI. 744. 
X. 120, XIV. 23, 90, XVI. 81. 
Schwerbörigt. VI. 461. 
Selbfibetbeiligung. IX. 110. 
Staatsanwalt im Borverfahren. 
II. 544, IX. 499. 
Unfähigk., Ermittl. X. 84. 
Ungeredhtigteit. IX. 887. 
Verſetzung. All. 112. 
Sm. M: mit d. Beichäbigt. 
v. 433 
Verwandiich. mit d. Bertheidiger. 
111. 308. 
Bermanttih. mit einem Zeugen. 
vu. 742. 
Bormundidaftsrichter. XI. 179. 
Zeuge. Vil. 605. 
Ninderpeft, vgl. Viehfperre. 
Aeltere Vorſchr. XII. 312. 
Anordng., Verkündg. XV. 486. 
Handel. Xu 312. 
Nübenzuderitener, 
Anmelbung 1. 146. 
Rückfall, vgl. Diebftahl zc. 
Fenftellg., Irrth.d. fr. Urth. V 63. 
„ Nicht Beſchw. XI. 546. 
Notorietät XI. 204. 
- Voraussetzungen. IX.331, 
337, X. 67. 


&nabenerlaß. Il. 299, 1X. 333, 


Ident. d. Perſ., Nicht.⸗Beſchw. 
— 546, XIII. 115. 

Preuß. &er. vin. 223, 561, 716, 
IX. 20, 141, 331. 

Rechtokr. d. voreniſch. 1. 240, 
359, vlt. 633, X1. 354, xum. 
284, 342. 

Strafvollzug. Il. 273, X. 573. 
Strafsumessung. XIII. 821. 

Theilw. Berbüßg. Xi. 494. 

Berbr.-Begr. IX. 381, 337, 401, 

Berjährung. IX. 146, X. 277. 

Vorfir. w. Berfuche ac. XIII. 678. 


Nnheftörung, Nachizeit. V. 140. 


Deff. Ruhe ꝛc. IV. 560. XV. 297. 
Ungebührlichleit. XII. 343. 


S. 


Sahbeihädigung ꝛc. 


Antrag, Dom.-Rentamt. XV. 737. 
Inhaber. XII. 655. 
Bäume in Korften. 11. 11. 
Bewußtſein. 11. 466, ll. 317, 
V. 462, vi. 119, IX. 179, 
x. 167, XIv. 781. 
Bienenſchwarm XIII. 284. 
Dolus. VI. 423. 
Eigne Sache im Beſitz e. Andern. 
VIII. 375. 
Eiſenbahn, Schiene. XII. 624. 
Guter Glaube. X. 407. 
Hund, Tödtung. ſ. Jagd. 
Kauſalzuſammenhg. IX. 754. 
Pächter, fr. Pflanzung. XII. 64. 
BVolizeigebot. III. 239. 
Rechtsirrth. VI. 119, IX. 179, 
X. 167. 
Schädliches Thier. XI. 25. 
Selbſthülſe. X. 407, XV. 729, 
XVI. 324. 
Vermögensverringer. XIV. 616. 
Biebhütungsfrevel. X. 407. 
Boriäglichleit VII. 470. 
Berflörung. VI, 154. 


Sachbeſchüd gung, befried.Gaden, 


Alleetaum. XIV 

Antr. d. ee an 587. 

Bäume. VIII. 708, IX. 286. 

Damm. vi. 756. 

Eigenthum. VI. 308, VIII. 264, 
IX. 3 
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Sandwegnahme, 


— befr. Sache (Fortſ.. 
Erfitn.d. Zwecks 11.165, 1X.397. 
Fremde Sache. Ill. 27. 

Guter Glanbe. VIII. 454. 


Ueberſchwemmung. IX. 677. 


Schadenserſatz, Civilſlage. 507. 


ener⸗Anzünden XII. 420. 


Kirchl. Gebäude, Borfid. XVI.777. | Schambaftigleit, Verlegung, vgl. 


Motiv d. Sandig. IN, 164. 
Deffenil. Nupen. X. 37, X1. 288. 
Rechtswidrigk. II 27, vi. 522, 
vi. 264, 1x. 397, XxI. 51. 
Borfäglicht. IN. 447, Xi. 312. 
Megebau. X. 37. 
Wegweiſer. 111. 59. 
Weidenpflanzung. IV. 493. 


Sachſen, —— Abbauen. 
.111. 


VII. 389, 
— — vi 60. 
Hund, Tödtung. IX 45 
Sachverſtündiger, vgl. Gutachten, 
Schriftvergl., Superarbitr. 
Antrag. II 52, 111. 464, X. 398, 
XI. 232. 
Anwefenb. b. Beweitaufn. IV.90, 
vi. 356, vm. 314. 
Auswahl. 1.248, 11.294, XVI. 378. 
Bebd.,Kenntn.d. Thats. XI. 192. 
Berüdf. fr. Mittheil. VIII. 116. 
Beſchluß, Ausführung. I. 248. 
Bücherrevifor. XVI. 791. 
Dienftbebörbe. 1. 248. 
Dienfteid. 11. 56, IV. 298. 
Generalfragen. Xl. 263, 
Serichtsjchreiber. III. 64. 
Meineid. XIV. 732. 
Obduktioner. em. Unterf. 1. 5. 
Sachv.Eid. V. 266, VII. 421, 
IX. 712, 746,X1.409, XV. 791. 
Zarutor. XVI. 273. 
Ted. II. 204. 
Vereidg. ein für alle Dial. XIV. 
204, XV. 845. 
Vergütg , Rechtsm. XI. 438. 
Verſich. an Eides ftatt. XIV. 732. 
Wideriprud. VI. 285. 


Unzädtige Handlung. 
Aergerniß. VII. 213. 
Anwefende Berf. VI. 323. 
Beifall. I. 303 
Bewußtſ., Benfedg. IT. 81,137, 
Dolus. 1. 342, X. 696. 
Eifenbabn-Coure. II. 196. 
Geſchlechtl. Beziehg. III. 353. 
Mündl. Aenßerg. All. 273. 
ae, Ort.1.303, v11.233, 

X. 43, 125. 
-  Berfonen. I. 510, II. 196. 
v11.233, VIII „470. X.456. 
⸗Wahrnehmg geg. Erwart. 
vi. 531, X. 456. 


Schankwirthſchaft. vni. Lleinhdl. etc. 


Anmeldung z. Beſteuerg. XVI. 84. 
Ehefrau. XV. 811. 
Erlaubniß. X. 918, XII. 526. 
⸗Beſchränkung. XV. 19%. 
. Lokal. XIII. 251, XVL 163, 
288, 814. 
» Gteuerzablung. XII. 526. 
« Berfagung. XVI. 288. 
Gchülfe. XV. 883. 
Geſchloſſene Geſellſch, Delonom. 
IV. 272, VIII. 677. 
Geſellſchafter. XVI. 84. 
Gewerbe. XII. 188. 
Offenes Lokal, XVI. 740. 
Privatgäfte XVI. 613. 
Selbſifabrikat. X. 319, XVI. 106. 
Selterewaſſer. XV. 403. 
Stehenbes Gew. XII. 125. 
Steuer, NReben-Gew. XVI. 106. 
Wagen, Umberfahren. XV. 403. 
— XxIl. 125. 
— Ausländer. VII.384. 
Scifffahrtdab gabe, 














Aalen Eid 11. 328. 
wiehung, Ermeſſen. VII. 287, 
578, VIII. 285, IX. 7, X. 398, 
xl. 61, XVı. 378. 
Zwangepli cht. 1. 248, XVI. 302. 
Salz, Denaturirung. v. 466. 
Bew. S., Verkauf. XII. 75. 
Strafummandlung. V. 466. 
Sandgraben, Aneignen. IV. 25. 


Fin.-Minifter. VII. 690. 
ee ——— I. 400, 
Säifregiter, — vj. 20, 


Shlaht- ab mRehikener. 
Abfiht. IV. 122, V. 105. 235, 
vi. 497, viil. 158, IX. 303, 
445, XL. 571, XIV. 411. 
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Schlacht⸗ n. —— GFortj.. — u. Nahlſtener (Fortſ.). 


Beihülfe. X 
Beſtellung. 1: n Ti 258, 303, 
Dellarstionspflict. V. 230. 317, 
X. 151, 155, X1. 382. 
Dematurirg , Zäufchg. VII. 488. 
Differenzfteuer, Ortsreg. IN. 61. 
Dolus. 11.5, X. 635. Xi. 312. 
Einbringer. IV. 29,356, 1X. 559, 
X. 151, Xi. 381, Xıll. 382, 
XV, 120. 
Einziehung. XIV. 315, XV. 120. 
Eifenbahn, Badmeifer IX. 133. 
⸗-Reiſender. XI. 382. 
Gemiſchtes Mehl. xi. 167, XIV.99. 
Gewerbebetrieb, Unterſagg 1.391, 
11. 428, X. 572, X. 571. 
Gewichidengabe. 1. 48. 
Haftbark. f. d. Thäter. VII. 273, 
284, VI. 212, Xi. 52. 
. Subfidiar. VIl. 106. 
Halbmeile, Ablieferung. 11. 303, 
III. 258, 303, vi. 353. 
- DBegrenzang. IV. 557. 
+. Deklaration. VII. 92. 
- Doppelbefteuerung. IX.304, 
Ki. 381, XV. 120. 
⸗ Einbringen. VI.250. IXx 61, 
xiv. 103. 
. Feilbalten. IX. 61. 
. Gemwerböverlauf. IV. 543, 
V. 180, 314. 
- Niederlage. III. 189, 303, 
v 505, vn. 410, IX. 61, 
XI. 381, XV. 120. 
- Gpeifewirtb. X. 607. 
Wohnung. 1. 545. 
greth. IV. 360, IX. 607, XV. 248. 
Zub. Schächter. 1, 258, VI. 300. 
Kub-Euter. U. 530, 
Kutſcher. IX. 559, X. 151. 
Mahlmetze, Berlauf. V. 132. 
Mitthäter. XIV. 71. 
Müller u. Mebihändfer. I. 428. 
Nachweis d. Berfleuerg. X. 621. 
Drteregulativ. VII. 99. 


Schlachten. I. 


Reviſion, Hülfeleiſtg. VII. 337, 
X1.592.X11 424,X111 123. 
. DOefing.d. Lofals, VIII. 597. 
Rückfallſtrafe. IV. 30, X. 573, 
All. 645, XIV, 103, 462. 
258, VI. 300, 
IX. 210, 556, 
Stenerfiraße. VII. 188, X. 620, 
Xlll, 312. 
Stenerverichl., Verletg. II. 178, 
IX. 126. XIV. 739. 
Strafunmiündiger. V. 219. 
Tageszeit. V.219, V1.338,1X.371. 
Thorkontrolle. IX. 303. 
Transportführer. IV 29, V. 317, 
VII. 456. 
Ueberlaſſen v. Fleifh. Xıv. 50. 
Ücbertretung. XIV. 130, 315. 
Uufenntniß. XIII. 382, Xıv, 71. 
Uuterlaff. Anmeldg. IV. 122. 
Unterfag. d. Gewerbebetr X11.645. 
Bermahlen. XIII. 550. 
uſtändigl. d. Pol.R. XIV. 315. 
Schlächter, Trichinen. XVI. 708. 


Schlägerei, 


ugriff Mehrerer. VII. 82. 
Antr. d. Verletzten. XIII. 339. 
Betheiligung. 11. 384, IN. 98, 

vi, 515, X. 162. 

« @egnerd. Berlegt. XV.616. 

. Beitpuntt. IV.228, XI. 401. 

- Buruf. XII. 108. 
Ermittig. d. Thäters. 111. 98,543. 
Erceß e. Angriffs. X. 795. 
Fragſtellung. XVI. 312. 

» Berſchulden. X. 471. 
Körperverießg. 11. 331, IV. 456, 

X, 471. 


.« Borfäglichk. IV. 221. 
Mifd. Umſtand. 1. 251, Il. 41, 

v.100, v1. 570, X.108, XI. 28. 
Nothwehr. VIII. 607. 
Perſonenzahl. IV. 456. 
Selbſtvrletzter. X. 274, X1. 535. 
Spiel. X. 447. 





Pfandbeſtellung. Xi. 571. 

Bolizeil. NEE SE II. 98. 

Proviantgemahl. X. 48 

Quantum. 1. 171, 240, IX. 445. 
XV. 877. 


Strafmanf. 1. 251, 111. 41. 
Theiln. e. Dritten. X. 162. 
Tödtung.1.412, VII. 437,1X 174. 
Unveiſchuld. Hineinzieben. v.203, 

XIV. 711, XVI. 312. 
Borfag. VI. 194. 
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Schlageiſen, beſuchter Ort. IX.255. 
> Re ſien aſanenjagd. VIII. 295. 
hießen. VII. 776. 

eier VI. 387. 

Shledwig-Holftein, sol. Holſtein. 

Gewerbevergehen. X. 528. 

a a. Meeresfrand in Schlesw. 
ii. 

Wſung d. — Xvi. 350. 

Offizier, Penfion XI. 563. 

Schulveriäumniß. XIV. 283. 

Wundarzt, Approb. XVI. 780. 

Shlenfingen, 

Holzberechtigung. XII. 172. 

Shmähnng, vergl. Anorong. ꝛc. 
Staatseinrichtung. 

Bedingte Som. I, 456. 


Schulbbelenntniß (Kortf.). 
Mangel, verst. Strafk. XVI. 497. 


Merkmale, Prüfg. Xll. 698, 
Mild. Umftd. VIL. 217, X. 43, 
XIV. 278. 
Mitangelt. 11. 492, VII. 43. 
Nict.-®. d. Berurth. Xu. 58. 
Rechtsbegriffe. IX. 585. 
Vollſtändigkeit. XIV. 85. 
Wiberipr.m. Geſch. -Gpr. 111.357. 
— in dubio pro rer. 
III. 651 
Santen, Beigienluntene: IV. 35, 


Sihufinfpetier, Ortegeiſtl. IV. 35. 
Schnlze, Beamter. IX. 303. 
Handhabg. d. Pol. XIIl. 536. 


Bezeihng. d. Reg.-Org. IV. 474, | 6 ea ogl. ‚Schlefien xc. 
V. 163. efugn. Kegierg, VII. 486. 
Dolus. X. 71. Shwuneriät, Bildung, vgl. Ge⸗ 

Gerücht, Nacherzäblen. V. 68. ihwornen-Dienfllifte. 
Dröglichleiten. VI. 550. — NL 446, VIII, 26, 
Urtbeilende Yeußerung. V. 67. IX. 440, X. 67, 530, 549. 


Bildg. flir zwei Sachen. IV. 107. 
©erichteichreiber. Ill. 64. 
Neubildg. I. 575, V. 107, Xu. 3. 
Nicht. wa x 177, x. 533. 
Protokoll. X. 546. 


Berbädhtiguug. IV. 10, V. 227. 
Berböhnung. XI. 74. 
nn vı. 550. 


Shöffen, 
Beeidung. X. 758, XVl. 445. 


Fiskalgericht. XVI. 444. uläffigl. d. Werfolgg. xıl. 637. 
Geldbusse, N.-Beschw. X. 431. | Schwurgerichtshof, 
Gewerbesteuersachen. X. 786. | Aſſeſſor. Ill. 30, VII. 630, 
Sansiucdhung. XV. 98. Beratbg.im Sigungefaat. V. 509. 


— 2. d. Geſchw. Spt. 
Kommifatitde Vernehma. 1.9. 


Holsdiebstabl. XI. 830. 
Schonnng, Viehtreiben. X. 436. 
Schornfteinfeger, 


Gewerbebeirieb. X. 568. — ‚Unfäbigl. II. 544. X11.435. 
Schriftenvergleichung, « linterf.-®. 11.53, Xt1. 46, 
bioße Unterjchrift. IX, 632. xvi. 371. 
Eidesform. 11. 334, X. 700,1 Sachv.⸗Beweis. IH. 465, IL. 7. 
xvi. 371. SRG, N d. Alten. 


Ernenng. v. Sachv. Xli. 335. 
Bergleibungsftüäde, Borlegung. . ——— X. 667. 
IX. 405, XIV. 299. Strafzumefiungsgrund. X. 530. 
Welche Schrift. ? X. 700. Urtheilsgrundl. Geichw.⸗Spruch. 
a in Waldungen. XVI. 587. 11.340, V11.140, 1X. 662, 
Shulöbelenntniß, X. 212, Xi. 294. 
Anfechtung. VII. 665. ⸗ Schuldbeiennin. KV. 85. 
Belragung d. Geſchw. Ill. 356, | Schwurgerichtöfadge, 
vi. 43, IX. 6897. Zerminbeftimmung. XIV. 234. 
Einbruch. IX, 585. Bertagung. IV. 325. 
Erſchw. Umſt. Vil. 245. Verweisg. s. Strafk. IX. 96. 
Fenfellung. 11. 356, XVI. 494.1 Borunterſuchg. XIII. 654. 
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Shwurgerihtsverhandlung, vol. 
Anklageſchrift zc. 
Abfhhrg. d. Angefl. vor Ueberg. 
d. ragen. IX. 690. 
Abweſenh. d. Berth. IX. 157. 
Angeli., Abn. d. Bartes 11. 330. 
⸗Feſſelung. XIII. 112. 
-Geiſteskräfte. I. 319. 
Beweisantrag, Veripätg. 1. 514. 
Gerichtefchreiber. 111. 64. 
Informationseinziebg. 111. 407. 
Jude, Sabbath. IX. 491. 
Mangel e. Strafverfolgungsantr. 
All, 630. 


Unterbredg. IX. 79, XVI. 634, 
Bernidtung. XIV. 294. 
Bertagung. VII. 452. 
Wiederaufnahme 1. 80, vll. 517, 
X. 714, Xi. 410. 
Zeugen bei Berleig. d. Anklage. 
XVI. 253. 
Zeugen-Berwarn., Zeit. VII. 84, 
Schwurgerichtöporfißender, 
Ablehng. e. Antr. VIII. 404. 
Aufftellg. d. Dienſtliſte. VIII. 11. 
Konſtatirg. a. d. Alten. XI. 354. 
Leitungsrecht. Xi. 162, XIII. 204. 
Ordnungeruf a. d. Bertb. 1. 229. 
Schluß d. Verhandlg. XIV. 128, 
Schlußvortr., Bemerlg. d. StA. 
XV. 77 


- NichiigkBeſchw. VII 492, 
IX. 599, X. 388, 666, 
XIV, 350. 
Beriretung. IX. 43, X. 747. 
Selbſthülfe, Hansfriedenshrud. 
XVI. 324 


Sacbeibädigg. X. 407, XV. 729, 
XVI. 324. 


Seqneftration, ſ. Arreſtbruch. 
Sicherheitsbestellung, 
Verfallen. XIII. 484, XIV. 88. 
Siegel, Ablöſung zc. 
Amıs-Siegel 11. 305. 
Amteüberichreitung. X. 259. 
Dolne. I. 397, V. 108. 
Möglicht. d. Intritts. XV. 813, 
Blombe. 11. 305. 
Zwed db. Anlegg. 11. 306. 
Situationsplan, 
Vorlegung. XVI. 260. 
Sitzung, Störung. VI. 295. 


Situngsprototoll, |. Protokoll. 
Sitzungstermin, 
Beſtimmung. XIV. 234. 
Mittheilung. XI. 612. 
Strntinalverfahren, fiehe Ermitt- 
Iungs-Berfahren. 
Sonntagsfeier, Fabrik. VIII. 678. 
Jagd, Berbot. XVI. 601. 
Spezialgefek, 
allg. Grundſatz. XII. 313. 
Aufhebung. 1. 137, XII. 89. 
Deichreglement. VII. 3. 
Sundunterfchlagg. X 636. 
Strafbeftimmg. VI. 349, 1X. 474, 
XV, 278. 
Strafminimmm. 1. 401. 
Strafumwandlg. V. 466, X. 338, 
Xıll, 804, XIV. 439, Xv. 313. 
Theilnahme. X. 218. 
Berjäbrung. X. 718, XII. 314. 
Zuständigkeit. IX. 214. 
Spiellarten, Begriff. XIII. 205, 
XV. 592. 


Falſch. Stempel. X. 478, X. 115. 
Kompfetirung. Xll. 660. 
Berienbung. XII. 660. 
Sprengftoff, fahrläffige Tödtung. 
xl. 110. 


Berfendung. XII, 25. 
Spruch, ſ. Geſchw.⸗Spr. 
Staatsangelegeuheit, |. Religions⸗ 
diener. 
Staatsauwalt, vgl. Beweisantrag, 
Beſchwerde ꝛc. 
Anheimgeben. X. 460. 
Antlage. II. 113. 
Antr. anf Ergänzg. d. Gründe. 
vi, 516. 


Behauptungen. VI. 511. 
Ergänzungsrichter. X. 72. 
Ertbeilg. v. Aufichläffen. vi. 75, 
IX. 441, XV. 325. 
Sragen an d. Zeugen. IX. 354. 
egitimation. IL 45. 
Mitwirkung. VII. 70, X. 644. 
Berhorrescirg. 11. 53, XIV. 356. 
Referendar. VI. 571. 
Richter erfier Inf. X. 718. 
Verzicht a. Beweism. XV. 521. 
Wechſel d. Berjon. VIL.233,X. 72. 
Staatdeinrichtung, vgl. Beſchimpf., 
chmähung. 
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ENUMIDEINELBERNE (Fortf.). Stempel (Korti.\. 


Staat. XV. 127. 
Geſetzgeb. Maßnahmen. XV. 693. 
Homagialeid. V. 117. 
Neihetag. XIV. 102. 

Stantönerichtöhof, Prüfung. des 
KAreisger. V. 348 
Berweiig. vor ein anderes @er. 
11. 140. 
Berweig, er gewöhnt. Verf. 
Kl 


Steinfeher, ——— 1. 542 
Stempel, vgl. Wechſelſtempel. 
Attiengefelichaft 11. 57. 
Amtt. Atteſt. V. 403. 
Analphabet. II. 511, IX. 212. 
Anertennungeichrift. XV. 387. 
Anmeilung. II. 552, X. 230, 
xl. 46, XVi. 354. 
Anzeigeblatt. IX. 237, 
Banverbingungevertrag. IX.399. 
Beamte u. Behörden. VII. 378. 
Civilentſch, bindend. X. 108. 
Civilrechteweg, Antray. IV. 352, 
vni. 223. 
.e tteft. V. 403. 
° Beamter. VII. 379. 
⸗Friſt. VII 511. 
-« Gründe. XIV. 320. 
⸗Nebenexemplar. VII. 521. 
- Nihtigt.-R. VI. 809. 
. Straftarteit. It, 268. 
⸗Berzicht. V. 209. 
Dienfivertrog. XII. 284. 
Diepofitions slhein. XVi. 659. 
Durchſtreichungen. I. 453. 
Ehegatten. 1.154. 1V.292,X.433. 
Sefintebud. I. 191. 
Gutachten. 1. 76, V. 403. 
Sandelsbillet. I. 129. 
Kaſſirung, Notar. Vi. 309. 310. 
Kaufmännifcher Verkehr. 1. 558, 
Vi, 392, vi. 809, 1X. 399. 
Kaufvertrag, Einreichg. IX. 283. 
- &indeit, Zufinnig.XV.387. 
. Srunöfl. n. Mob. vi. 356. 
- Hol a. d. Stamm. 1. 558. 


Minderjährigk.e. Kontrah. X.152. 
Nabbringung. II. 223, V. 403, 
vii. 33, X. 403, XVi. 66. 
Negotiam claudicans. Vli. 365. 
Notar. Xill 626, XIV.174,XV.387, 

388, 683, XVI. 466. 
Pachtvertrag, under. Padhtzine. 
II. 298. 


Produzent. 11.400,X.594,XV1.45. 
Bunktation, Aufn. d. förmi. Atts. 
1. 52, X. 649. 

-Einreichg. 6. Ser. 11. 249, 

xt. 537, XV. 608. 
Genehmg.e. Dritien. I. 388. 
Klagbarteit. IX. 212, 364. 
Konventionalfir. X. 433. 
Uebergabe an den Notar. 

IVI. 696. 

- Unterzeichng. 11.409, X1.13. 
Richter, Anzeige. XV. 849. 
Stuldverichreibg.,causa.11.469. 
Simulation d. Breifes. X. 659. 
Strafunmantiy. Ni. 491. 
Theilnahme. Xill, 626. 

Urk., Inhalt. 1. 409, 111. 483, 
IX. 212, 529, Xill. 433, 
XVI, 354. 

. Berluft x. vi. 356, 717, 

il. 489. 

Beräußerz. e. Grundſt XVI. 438. 

Berbindg. mehr. Bei. 11. 223. 

Vergleih. XV. 849. 

Berjährung. XV. 683, XVI. 466. 

Verſchulden d. Steuerbeb. 11.426. 

Vertrag, Genehmigg. c- Dritren- 
AV 444 


. MWieberanfhebg. IV. 165. 
Vollmacht, Bezlaubigg. XII. 315. 

« (ri. um Zahla. XVI. 354. 

a gen. v. 59, XI. 84. 

. Brojelt. Xi. 433. 

⸗KRechtéanw. 1.488, Il. 400. 

V. 58, X1. 210, XIV. 751. 

e Ötrafiache. V. 307. 

» Borlegung. XV. 40. 

. Werth. II. 483. 


vvevx 


. NRüdlaufsreht. XIV. 44. | Stempelma e, Anfertigg. XI 496. 
Klanbart. IX 212,529, X.433.737. | Stempelpapier, Berfälfhung :c., 


Korreipontenz. Ill. 205. 
Mehrere Eremplare. Il. 492, 
IX. 615, XII. 489. 


val. Spielkarten. 
Auslöfchg:d. Kafl.-Rerm. VII. 340. 
Wiſſentl. Gebrauch. XIV. 5. 
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Gtempeiftrafsefoint, dgl. Straf- — — (Fortſ.). 


umwandlung. 
Antr. auf rechtl. Gehör. II. 57, 
XIII. 230. 
Ob.-App.-Ger. XV. 158. 
Rechtsmittel. VII. 505. 
Unzuftänd. Behörde. II. 57. 
Stenerbehörde, Strafverf VI.444, 
Xıll, 107, XVi. 273. 
Stenerregnlativ, 
Fin.-Diin. II. 61, VII. 690. 
Gen.-Dir. d. Steuern. XII. 413. 
Stenerrevifion, ſ. Edhladht- ıc. St. 
Erleuchtg. d. Lokals. Xl. 592. 
Gegenwart. XII. 424, XIII. 123. 
Stener-liebertretung. Vii. 
Xiv. 130, 315, XV. 278, 589. 
IDEE. SSEOEDEN, vgl. Branntw.⸗, 
Brau-, Gew.⸗, Scladt- xc. 
Steuer, Strafbeiheib. 
Abgabe 3. gerichtl. Verf. 1. 573. 
an n une). 11, 502, 


. Seil, i — x. 
XIV. 739. 
Anftiftung. XIV. 739, XV. 205. 
Befaflg. d. Gerichts. III. 23. 
Beihilfe. XIV. 130. 
Betrug. 111.315, X1V.739,XV.589. 
Dolus. 11. 5, X1. 330, XIII. 224. 
Cingangstener, Drt v. Zahlung. 
XI, 
Einpiebung, xiv. 315. 
Ert.-Zuftellg. X. 64. 
Gerichtsſtand. IV. 541. 
Geſetz, ALrR. X. 107. 
@nabenerlaß. IX. 333. 
Haftbarkeit, Geſinde. ı. 533. 
-Gewerbsgehülfe. II. 39. 
⸗Richt., Zuftändigl.X111.475. 
. Ta gelößner. 1.533, 111, 204. 
Suriflifehe Perfon. XVI. 365. 
Konkurrenz, Gewerbe-Bergehen. 
XVI. 762, 767. 
. Wiberjeglicht. XIII. 107. 
- Zufländigf. IX.277,X.760. 
Labung d.Steuerbehörbe. 11.502, 
vi. 353. 
Polizeirichterl. Berfahr. VI1.594. 
Nechtsm. d. Steuerbeh. X. 64. 
- Frist, Xll. 481. 
.e Wirkung. V. 549. 


Rechtſpr. d. K. O ⸗Ar. ıc. AV 


398, 


994, 


üdfall, Gnadenerfaß. 1X. 333. 
- Berjährung. Xiv. 103. 
- Berwarnung. Xlll. 350. 
« Bollang. VIII.113, XIV.Ab2. 
ee d. Verſoigg. IX. 636, 
XII. 
— 11, 87, 1X. 376. 
Strafunmündige. VI. 443, 1IX.311. 
Unterfagg. d. Gewerbebetriebe. 
XII. 424, XIV. 462, 
Unzurehnungsfäbigteit. V. 377. 
Berfahren. Xi. 592. 
Verfahren. X. 750. 
Beriährung. Xi. 57, XII. 314, 
xvi. 504, 625, 762. 
Zahlungspflidt, Brüfg. XII. 565. 
Zuftändigfeit. XIV. 315. 
Strafantritt, Anrehnung. 1. 174. 
ll. 474, XVI. 308. 
Strafanfrehnung, Prüfg. IX. 735. 
br vgl. App. R. 
Beweis. VII. 114 
Strafbefcheid, adminifkrativer, 
Antr. a. gerichtl. Gehör. 11. 57, 
IV. 53, V. 234, 1V.1656, X. 392, 
Xi. 478, VIII. 230, 407. 
Bekanntmachung. 1. 573. 
Chauffee-Bol.-Uebertr. VI. 61. 
Gerichtl. Verfolgg. v. and. Ge⸗ 
fichtspuntten. III. 142, X. 748. 
Polizeil. Exekntivſtrafe. X. 42. 
Strafermäßigung, 
Steuerbehörbe. IX. 376. 
Straffeftfeßung, Pol.-R. XVI. 367. 
Eizagelch, 9 — Spezialgeſ. 
Strafgeſetz, milderes, 
Ort d. Begehung XL. 464. 
Zeit, ſ. Geſetzeswechſel. 
Strafkammer, Berufg. XV. 38. 
Schuldbekenntn. XVI. 494, 497. 
Schwerer Diebst. im 1. Rückf. 
XIV. 426. 
Schwurgerichtsache. 
319, 356, XIII 422. 
Untersuchungsrichter. XV1.688. 
Unzusändigk.-Urth. IX. 462. 
Strafllage, A Anklage :c. 
Antr. a. Nichteröffug. IM. 113. 
Civilentſcheidung. II. 129. 
Konventionalfirafe. IV. 341. 
Statthaftigkeit. IX. 626, 


62 


IX. 98, 
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Strafflage Berti.) 


Zurücknahme, X 


Etrefmandat, — 5 en 
r 


Strafrichter, Prä 
that, ſJ. Ort °C. 
Strafumwandinng,vgl. Spezialgel, 
Ablehng., Beschw. XII, 
Aelteres Hecht. vi, 
Anrechng. d. Cheilzablg. 1. 239. 
Antritt d. Gef.Str., Zuchthaus. 
XV, 563. 
Bruchtheil, Monat. xur, 72. 
- Tag. VI. 157, 516, 611. 
654, XIII. 63, 192. 
Freibeitsfir. in Gelbfir. X1l1.319. 
XIV. 718. 
Geidſtr. in Gefängniß. 
⸗Gew.⸗St.⸗K. 1. 542. 
Marimum. XIV. 140, 
Miiſchuldige. IX, 574. 
Brinzipalftrafe 1. 219. 
re V. 378, 
XV. 723 
. Weiter in Zucht. XxIV.131. 
Geldſtrafe in Haft, ein Monat. 
xvVl. 511. 
Gnade. 1. 79. 
Hanfirvergeben. XVI. 704. 
Kirchengelege. XV. 313. 
Maßſtab. X111.319,.483, XIV. 140. 
Militärgericht. XIV. 326. 
Min.-Eniid., Rechtem. 
V. 421. 
Nicht.Beſchw. II. 237. 
Volizeigefängniß. IX. 204. 
Rechtokr. d. 1. Verurth. Ill. 95. 
Stempelfirafen. II. 491. 
Steuerfirafreiolut. 1. 239. 
Theilw. Verbüßg. XV. 723. 
Verſuch. XVI. 4. 
— Monat. XII. 106, 300. 


⸗ .. xl. 61, 157. 
Strafunmündige, Anftıftg. 1V.102. 
Erziebungsanftalt. XVI. 69. 
Holzdiebflahl. XII. 498, 545. 
Kinder unter 7 Jahren. V. 131. 
Dffizialvertheibiger. IX. 583, 
Realkonkurrenz. XVI. 69. 
Rechtsmittelfriſt. XV. 473 
Rüdfall, f. Diebſtahl. 
Stenervergehen. VI. 443. 1X. 311. 
Strofmisim. X111. 364, XIV 251. 


| zw ww 


It. 40, 


Strafunmündige (Yorti.). 
Theilnahme. Xlll, 293. 
Untefheibungsvermögen.KV.160. 
Berbrechen, Minbefifir. AV. 375. 

« BZuftändigleit. Xi. 160, 
XV. 548. 
Berjud. XIV. 251. 
Vorladung. XV. 641. 
Werkzeug. XV. 734. 

Strafnrtheil, Schabenserf. X. 507. 
Berjährung. Xıll. 171. 
Vollstreckbark. Xl. 288. 

Strafverbüßung, für e. Andem. 

VI. 473, XI. 492, Xill. 561, 
XxVI. 333, 387. 

Strafverfahren, adm iniſtratived, 

Hemmung d. gerichtl. Berfahrens. 
XIV. 675. 
Unterbredig. b. Berjäbrg. XV.683. 

Strafrerfahren, gerichtliches, 
sad d. Angel. IX. 410, 

220. 


a Krieg. X. 531. 
Unstatthaft. Xi. 99, XIV. 675. 
Strafverfolgung, vgl. Non bis i.i. 

Hanbelsfirma. VI. 426. 

Nachlaß. 1.498, VII. 540, 1X.369. 
XIV. 735. 

Namen d. Angel. 1. 237. 

Steuerbebörbe. Vi. 444. 

Stenfverfolgungdantrag, vergl. 
Beleid., 

App. R. vi. 633, rn. 39, 
XIV. 127, 244, 685, XVI. 369, 
378. 

Ausdehnung. XII. 576. 

Bei Wem? IV. 559, XII. 638, 
XIII. 388, 506, XIV. 513, 
XV. 263, 331. 

Berufspflicht. X111.288, XIV.518 

Bevollmächtigt. 11.300, v111.332, 
x. 179, 388, 5723, XIV. 406, 
XV, 430, XVI. 343. 569, 651. 

Beweis. XIII. 261, 465, XV. 218. 

Botſchafter. VII. 385. 

Curator ad hoc. XIII. 146, 197, 
XV. 846. 

Drudicrift. XV. 252. 

Chefran. XII. 148, XVI. 343. 

Ehemann. Xıll. 70. 

Eingabe an d. Borgefetten. IV. 76, 
XVI. 789. 
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Strafverfolgungsantrag (Kortf.). | Strafperfolgun Saxtrag (Mori) 


Einholg. v. Amtswegen. XII. 39. 

Eifenbabn. XV. 68. 

Eriennender R. XIV. 151, 244, 
436, XV. 648. 

Erneuerg. u. Zurädn. XII. 202, 
413, XIV. 598. 

Feſtſtellung. V. 255, VII, 423, 
X. 273, XIV. 409, 458, 515, 
XV. 65, 120, 464. 

Fistalbehörde. 1. 573. 

Fiokus. XV. 737. 

Form, mündlich. XIII. 261, 316, 

XV. 218, 263. 
⸗-Schrift, Auslegg. XIV.114. 

Freiſprechung. XII. 180, 281, 
XIV. 324, 649, XVI. 511. 

Frif, Beyinn. xiv. 145, XV. 482, 

864, XVI. 6, 193, 521. 

⸗ Berechnung. XIv. 769. 

e Curstor. Xlil, 146, 

- Kenntniß d. That. XV. 482, 
864, XV1.6,193,521,782. 

. Kenntn.b. Thäters.XV.372, 
XVI. 6, 642. 

e Labung, Rhein. Civilllage. 
XV. 831. 


. Mitbetheiligte. XV. 91. 
⸗ —— XxI. 20. 
- Privatklage. Xl. 438. 
. Wiederholung. X. 786. 
Gegen Wen? XIV. 32, 471, 
XV, 401. 
Geiſtesfähigl. d. Terlekt. 1. 328. 
Gemeinderath, Mitgl. XIII. 21. 
Geſetzeswechſel, Einl. d. Straf⸗ 
verfahrens. IX. 388, 
XII. 431, XIII. 195, 200, 
« $ortj. X. 39, 156, 180, 
239, 269, 332, 451,537, 
553, 666, Xıll. 88, 366, 
465. 
Bel. u. Disziplin.-Einichr. IV. 76. 
Gewerbepflicht. XIV. 518. 
©utäverwalter. XIV. 406. 


Im Auftrag d. Min. VI. 332. 


Inhalt. Xll. 633, XIV. 114, 202. 
Irrth. ü. e. Erfordern. XV. 574. 
Meing. d. Berpfl. XIV. 220. 
Militär-Borgej. XI. 204. 
Mittheilg. and. Angel. XVI. 271. 
Motiv. Xıv. 506. 


Mutter d. verführten. Mädchens. 
vi. 64. 

Nachholg. in 2. Inf. XVI. 343. 

en Beihafig. St.-Anw. 


— **— En Xi. 72, XI. 248, 
526 XIv. 114, 203, XV. 120, 
218, XVI. 348. 

Proßerzeugniß. All. 192, 

Privatklage. XVI. 635. 

Dualifigrg. IV. 409, XIV. 202, 
374, 40%, 436, XV. 280, 
xvi. 449, 549, 768. 

Ratifikation. XIV. 406. 

Relognition d. Unterſchr. XVI. 271. 

Richter. XII. 452. 

Staatsoberhaupt f. e. Familien⸗ 
glied. VI. 385. 

Zaubflummer. XVi. 375. 

Unterforift. Xvi. 773. 

Unterſuchnngorichter. XIII. 197. 

Untheilbark. XIV.10,803,XV1.54, 
128, 635. 

Vater. VI. 64, XVI. 348. 

Vergleich. XIV. 275. 

Berletzter. Xıl. 655. 

Berlefung. XI. 498. 

DVerleumdg. IV. 409, X. 786. 

Bernebmg. d. Berlekt. XIV. 220. 

Bertreter. VIII. 332, XIII. 179, 

197, XV. 817. 
⸗Selbſtthäter. XIII. 196. 
Verzicht a. d. Antrager. XIV. 152, 

703, XV. 16. 
⸗auf d. Strafverfig. X11.332, 
452, 666, Xill. 366. 

Borgefegter, ſ. Amtebeleibigg. 

Bormund. XV.65, AVI.375,713. 

Zurücknahme, Bebingg. XII. 523, 

XIV. 1826. 


- Einftellg., Form. XII. 142, 
614, XIV. 668, XV1. 717. 
⸗Eovent. Ankl. XII. 202. 
⸗-Förml. Ankl. X11.202,336, 
427, 556. XIII. 46, 130, 
XIV. 806. 
⸗EGeldvergütg. XIV, 181. 
⸗Geſetzeswechſel. XII. 350, 
452, Xill. 366. 
-« SKontlurr., ideale. XVI. 255. 
« SKonfurr., reale, XV. 364, 
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Strafverfolgungdantrag (Korti.\. 
Surhenahmne, Koften. XV. 666. 
Minderjähr. Xi. 109. 
« Nah Rhein. Kont.⸗Urtheil. 
XIV. 575. 
- Nah Strafurib. gegen db. 
Anflifter. XVI. 406. 
. Nach Vernichtg d.Straferl. 
XIV. 802, XVI. 410. 
Nedtsanm., Dis. XIV. 181. 
Theilnebmer. XVI. 54, 178. 
Verkündg.d. Urth XV. 296. 
— in Ankl.⸗Stand. 


sv a 


Vertreter. xın, 619. 
- Bollmadt. XVI. 569. 
- Bormunb.X11 540,XV.219 
524, XVI. 554, 793. 
s Willenserflärg. XIV. 471. 
Wirkſamkeit. XV. 151. 
Strafvoliredung Degnabigungs- 
Geſuch. 1 1. 428. 
Beichwerbe. 4 a XII. 446, 
XV. 514. 
Einichließg., Beginn. IV. 550. 
Geldſtr., Zahlg.d. Dritte. XV.514. 
Gerichtl. —28 X. 777. 
Mehrere Strafen. X. 506. 
Privatflage. X. 777. 
Reſtitutionsgeſuch. II. 433. 
Rückfall. XVI. 12. 
Transp. z. Str.-Anst. Xi. 
a Fahrläſſigk. —* 28, 


Berjäheg, xın. 171. 

Verzicht auf Rechtsm, XI. 288. 

Borläufige, Aurechng. XV. 563. 
Strafzumeſſung, 

Beweisanirag. IX. 576. 

Gründe XIII. 564, XVI. 802. 

Non bis in idem. XIV. 191. 

Rechtsirrthum. IX. 481 

Verdacht e. and. Strafih. IV. 423. 

Verjährte Borftrafe. X. 277. 
Strandordnung, Holftein. X. 636. 
Straßenverlehr, Hinderg. IX. 393. 
Strike, Ehrverlegg. XIV. 561, 619. 
Student, on X. 744, 

.XIII. 442, 

Zweikampf, ii. X. 373. 

GSubhaſtation, |. Arreſtbruch. 


Submiſſionsverfahren, 
Chaufſeegelddefraudation. Xi. 9. 
Gebäudeſteuer. XV. 560. 
Strafe, Rüdfall. XIII. 350. 

Südpreußen, berumlauf. Hunde. 

Al. 477. 


Superarbitrium, Exrmefien b. Ser. 
vit. 61, X. 6, XV. 818. 
Ermeſſen d. Schw.GH. IX. 7. 
Gegenbeweis. I. 294. 
Gültiges Beweismittel. I. 294. 
Borunterfuhung. XV. 818. 


T. 


Tabalöftener, 

Grundfläde. XVI. 120. 

Tare, Bewerbtreibender. IX. 355. 

Rechtsanwalt, ſ. Disziplin. 
Teich, ſ. Diebftahl. 

Telegramm, Anmeldg. d. Nicht. 

Beſchw. VIIl. 186. 
Telegraphenanſtalt, 

Hinderung. X. 488, XI. 225. 
Termin, Diittheifung. xl. 612. 
Territorialität ber Strafgefege. 

VIII. 511. 
Thäter, vgl. Fur. P., Mitthäter. 

Benutzg. e. And. ale Werlzeng. 

Kill. 534, XIV. 568, XV. 734, 
856. 

Vereins-Borftand. XV. 672. 
Zurüdn. d. Antr. XVI. 406. 
Thatſache, 1. Bebanptg. 2c. Betrug. 
Theilnahme, val. Anſtiftg. Beib. 

Anleiiung. IX. 436. 

Dolus. I 444, 

Sragftellung. I. 449, V. 495, 

viii. 40, X. 245. 

Gattenmord. 1. 5. 

Gewerbsvergehen. X. 136. 

Heblerei. IV. 442, VIN. 636. 

Komplott, Beiheilige. X. 405. 

Konkurrenz. XV. 706. 

Mitthäter. 111. 353, X. 356. 

Spezialgeſetz. X. 218. 

Vebertretg. 11. 100, 551, V. 353, 

vi. 176. 
Bollendg. d. Haupttbat. I. 250. 
Weſentlichkeit. II. 449, VI. 13, 
vi, 735, IX. 436. 
Theilnehmer, 
Beſtrafg. d. Thäters. X. 714. 
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Theiluehmer (Forti.). 


Freiſprechg. d. Thäters. V. 406. 


Gewerbsmäßigkeit. V. 159. 


Strafbark. d. Thät. IX. 339, 397. 


Verfolgg. d. Thäters. III. 346. 
Thierarzuei, ält. Verbot. XIV. 585. 
Thierarzt, Bezeichnung. Xi. 506, 

All. 152, 

Umperzieben. V. 178. 

Suierjene, Vögel aus Schlingen. 


Gieberteht, Gewohnh. X. 700. 
Titel, Annahme. II. 248. 
Doktorwürde. IX. 116. 


Fremder Souverän, Genehmigg. 


Äl. 175. 
Mufitdirektor. II. 100. 
Paſtor. XI. 345. 

Tod, |. ——— 
Todtſchlag, Abſtimmg. d 
III. 410, XIII. 82. 


Ausſetzg. e. Hülfloſen. XIV. 746. 
Event. fabrläſſ. Tödtg. XII. 133. 
Event. Theiln. an Diord. IV. 302. 


Mild. Umſt. X. 252, 370. 

Mittbäter, Mord. IX. 290. 

Verwandte, aufft. Linie. XIII. 82. 
Todtſchlag b. Verübg. e. Verbr. 


Fragſtellg.l. 184, 1V. 539, XI. 434. 


Utord. V. 495. 
Todtnng, fahrläffige, 


Arbeitere. Gewerbtreib VI. 292. 


Bauumternebmer. VIII. 552. 


Beiſeiteſchaffen d. Leiche. V. 344. 


Berufspflicht. XII, 399. 

Branntw., Berabrridyg. VII. 375. 

Brummen. Xll, 480. 

Eigene Schuld. VII 642, X111.209. 
XV. 458, 712, 842. 

Fremde Creigniffe. X. 203. 
Gewerbebetrieb, 
VIII. 410. 

Gewerbepfliät. XV. 61. 

Grad d. Berfchuldens. VII. 35, 
XI. 526. 

Körperverfeßg. m. tödtl. Ausgg. 
vi. 475. 


Konkurrenz Mehrerer. VIII. 552, 


XI. 398, XIV. 35. 
Mehrfache, Trichinen. IX. 233. 


Mitwirkende Urjude. VII. 477. 


Xu. 461, xim. 110, 209. 


. Sefchm. 


Unterjagung. 


Tödtnng, ſahriaſige GFortſ.). 
Matter. XVI. 219 
Nicht. Beſchw. XVL 433, 
Bol.-®dn. XVI. 279. 
Tpätigk.e. Dritt. X.102, X111.297. 
Todtkranker. VI. 504. 
Unterlaffg. einer ‘Pflicht. X, 203, 

XVI. 219. 

Berurfadhung. XV. 458, 808. 
Borfägl. Handlg. XIV. 212. 
Zrannng, f. Ehe Aufgeh. Eheſchließ. 

Trichinen, 
Tödtung Mehrerer. IX. 233. 
Unterlafſ. Unterſuchg. XVI. 708. 
Verkauf, Unkenntniß. XV. 30. 
Triebwerl, Stauwerle u. Wehre. 
III. 477. 
Trier, Jagdbk. d. Krammetsvögel. 
X1. 388. 
Truckſyſtem, Zahla. an d. Gläub. 
d. Arbeiters. XVI. 28. 
Zahlg. in Waaren. Xl. 304. 
Zablg. in Wechſeln. XV. 342. 
Trunkenheit, Fahrläſſigk. J. 157, 
Seibftverfhuldung. VIII. 113. 
Stenernergeh. V. 377, VIIL.114. 
Subftantiirung. XV. 695. 
Zeugenbeweis. XII. 226, XV. 711. 


u, 


Ucberführungsitiide, 
Mitgabe and. Geſchw. VIII, 491. 
Rüdgabe. Xi. 446, XIII. 158, 
XV. 377. 
Porlegung. XI. 24, XIII. 204, 378. 
Uebergangsſtener v. Branntwein, 
XII. 473, XV. 568. 
Ueberliguidicung e. Brandſchad. 
Angaben ü. d. Berluft. 11. 548. 
Beftrafg. w. Betrugs. IX. 301, 
X 286. 
Betrugsmerkm. 1. 354, IV. 322, 
VII. 734, Vi. 735. 
Beweis VII. 659, XI. 238. 
Fahrläſſigkeit VIII. 426. 
Strafvorſchrift, D. StGB. 
XVl. 810 
Theilnahme. IV. 322. 
Theilw. Berficherg. X. 26. 
Uebertretung, vgl. Bot. R., Rel.ıc. 
Abwehr e. Ueberſchwemm IX, 677. 
Anftiftung. V. 353. 
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Uebertretung (Bortf.). 
Auftrag e. Dritten. Ill. 248. 
Ausland. 1. 587. 
Begünftigung. II. 44, 239. 


Saamen vn. 373, X. 497. 


Fislalgefee. II. 44. 

Freie Billensbefiming. X1V.381. 
Geſammiſtr. ü. 50 Thir. VI. 269. 
Spealktonkurr. m. Vergeb.11.264. 
Realkonkurr. m. Bergeh. IV. 519. 
Spezialgefeß, Freiheits⸗ u. @eld- 

firafe. vl. 507. 
.« GStrafminimum. I. 401. 

Theilnahme. Ill. 100, 551. 
— an di Land. »Bol.-Beh. 


Verjährung. 1. 471. 
Berleger. IV. 425. 

Ueberverfiernng, 
Geſammtwerth. VI, 109, X111.538. 
Raturalien-Borrath. VI. 155. 
Nicht vorhandene Sachen. IV. 287. 

IX. 726. 
Prolongation. I. 354. 
Selbſtanzeige. X. 11. 
Bermuthung. VI. 165, XV. 173. 
Waarenlager. V. 542, IX. 251, 
726, X. 12. 

Umßerzichen, f. Haufiren. 
Unfug, grober, val. Ruheſtörg. 
Nachtzeit. V. 140. 

Sicherh. d. Staats ꝛc. IV. 560. 
Wahrjſagen, Ankündigg. XIV. 507. 
Ungehorſam, |. Aufforderung. 
Ungerechtigleit, 
enachtbeiligung. IX. 587. 

Untenntniß e. Begriffsmerkmals, 
Beweislaſt. VII. 114. 
Feſtſtellg. v. Amtsw. IV. 200. 
Drag ung. XV. 792. 

ualifizirung. XV. 196. 
Rechtsirrthum. X. 167, 638. 
Trichinoſe. XV. 30. 
Unadtiamtleit. VI. 290. 

Unmändige, ſ. Strafunmündige. 

Unfatthaftigleit de se lbzend, 
Freiſprechung. XIV. 634 

Unterlommen, 

Beredhtigung. 1. 423, 424. 
Landrath. 1. nn 
Drinberiährige. X . 678. 
Nahrg. u. erpflegg. XIV. 162. 


Unterlommen (Kortf.). 
Polizeiverbot. VII. 82. 
Strafbares Gewerbe. X. 755. 
Wohnort. 111, 549, 

Unterfagung, f. Ehrenrechte. 

Unterſcheidungsvermögen, vergl. 

Sitrafunmiündige. 

Unterſchlagung, vgl. Amtsunterjql. 

Funddiebſtahl. 
Aufforderg. z. Rückg. VI. 303. 
air Zumwiberhbin. XII. 254, 


— IV, 542, V111.692. 
Banknote, Umwedhsta. 1. 482. 
⸗ verweweig. II. 522, V. 18, 
vi. 552. 
Beamter, Privatauftr. VIII. 322. 
Beglinftigung. XV. 718. 
—— unterlaſſ. Rädg. 


⸗ — XI. 280. 

Beräãußerung wider Auftt. 
Xi, 37. 

» Berweigerg. der Herantg. 
11. 277. 


- Weglegen. X1. 122. 

» Bueigunng. Xli. 161. 
Bernflein. VI. 55. 
Beutemaden. XV. 293. 
Dolus, a d. Erſatzes. IX. 570. 

. 383. 

. anf. rechtsmibr. Zueignz. 
xl, 406, Xlll. 51. 
Bewußtſ. d. Benachtheilig. 

vi. 202, X. 686, 791, 
xı. 176, XV. 339, 624. 
Feſifielig VII. 649, X1.406. 
„Gewinnſucht.l. 406, V.314, 
VIII. 219, 649, Xıll. 51, 
579. 
- Guter Glaube. XIII. 51. 
⸗ a ua, künftig. Erfag- 


- Möglich. d. Erſatz. IX. 570 
⸗Rechtsirrthum. XV. 386. 
Eigenthum, Eivilr. VII. 612. 
Erfatz. VI. 692%, XL 388, 
XII. 540, XIIl. 477, XXI. 759. 
Feftftellg, Rechtsgesch. 1X. 583, 
a Annabme. VI. 84. 
ragftellg. IV. 143, VII. 363. 
Sarderobegegenftanb. v1. 87. 
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Unterichlagung (ort. ) 


 Anterfölngung (Kortf.). 
Gaftwirıh. 1. 436. 


Gefundene Sache. vu. 747, 


XV. 739, XVvi. 555. 


©egenforberg. VII. 684, IX. 273, 


XIII. 51, 477, XV. 339. 
Geld, Auttionator. VII. 692, 
« Dienftbote. X. 154. 


⸗ eingewechſeltes. I. 553, 


il. 482, 111. 379. 


» @egenforderung. VIII. 685, 
IX. 273, XIll. 51, 477, 


XV. 339. 


« Ranfpreis.1V.306.V111.524, 


Xi. 188, XII. 629. 


- Berjonenverwecslg. X.665. 


- Broturift. IX. 273. 


⸗Berbrauch. VII. 602, VII, 


692, Xl. 883. 
- « Sonturs. X. 292. 
Berwalter. VII. 576. 
Genngmittel. Xi1l. 209. 


Geſellſchafter, Loose. 111. 499, 


vi. 450 


Gewahrfam. X1. 324, XVI. 764. 
Darbelsgefellichafter. VII. 524, 
x. 135. 


Hebferei. VII. 636. 
Hirſchgeweih. XVI. 455. 


Holz zu eiguem Verbrauch. X.118, 


XIV, 474. 
Hülfeleiftung. VIII. 636. 


Stealfonfurr. m. Betrug. X. 146. 
« «- Urkundenfälſch. X11.285. 
Kaffenbeftand, geliehener. IV. 478. 


Kauf, fimnlixter. VIII. 79. 


Kommiffionär. v111.763, XV1.280. 


Miteigenthümer. VIII. 524. 
Münzentaufh. VI. 692. 
Nachtheil, Beſchränkg. d. Berfg. 
VIII. 22. 
⸗ Eigenthumsentzieh. IX.412. 


- Gefahr fünft. Beſchädigg. 
vil. 92. 


- Saution. VII. 692. 


% 


X. 154. 


» Redht and. Sadıe. VII.291. 
.- Beitw.Entzieb.X.515,698. 


Notar. Vi 92, 576. 
Papiergeld, falſches. Xu. 131. 


Möglichk.d. Berluftes.X.515. 
- Moraltihe Verbindlichkeit. 


Papiergeld, Verwechsélg. 11. 289. 

Polizeiaufſicht. IX. 452. 

—— 11. 375, VIII. 79, 
. 5893. 


aeg XVI. 424. 
Nechtsanwalt VII. 576. 
Rechtsanwaltsſchreiber. XII. 136. 
Rechtsverletzung. XV. 804. 
Rückgabepflicht. IX. 195. 
Schatz. VII. 396. 
Sparkaſſenbuch, 

Ill. 225. 
Stellvertret. X. 158, 698, XIV.89, 
Strafverf.-Antr., vgl. Diebftabl. 

Handl. ‚Geh XV1.369, 522. 

- Handl,Reilendr. XIII. 122, 

XIv. 621, XV1. 533, 559. 

- Obeim. XVI. 51. 

Schw.⸗G.“H. AV. 753. 
Thäter. XI. 182. 
Theilnabme. VII. 636, IX, 236, 

XIII. 632. 

Trödelvertrag. 11. 247. 
Urkunde. III, 322, 

.« anf den Inhaber. IX. 553. 
Verborgen XI. 130. 
Verbrauchen. VII. 317. 

.- Geld, f. o. 

Verheimlichen d. Empf. XI. 320, 
Verkaufen. VIII. 399, IX, 697. 
» anf Ridfauf. XIV. 682. 
XV. 550. 
Berfaufsanbiet. XV.408,XV1.555. 
Berfaufspreis, IV, 306, VII. 524. 
Berlorene und wiedergef. Sache. 

IX. 580. 

Vermiſchen mit eigenen Saden. 

AV, 876. 
Bermögensbeihäbigg. XVI. 759. 
Berpfänden. X. 698, X11.311,429, 

540, XIII. 254, XIV. 682, 683. 
Verwalter. Vil. 576, XVI. 547. 
Vollendung. XIII. 519. 
Borenthalten. II. 272. 
Vormund. IX, 449. 

Wechſel, auftragswidr. VBerfüga. 
X. 574, X1.351. X111.106, 
. Ausfüllen u. Weitergeben. 
vi, 317. 
» Blantett. XV. 803. 
e Erlös. 111. 379, All. 629. 


Gelderhebung. 
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Untrene (Sortf.‘. 
Bormund, Verwendg.v. Geldern. 
Xi. 487. 
Unzüchtige Handlung, vgl. Scham⸗ 
haftigkeit ꝛc. 


Unterſchlagung (Fortſ.). 
Wechſel, Giro, Abrede. X. 612. 
- Imbaber 1. 440. 
»« Berpfänden. X. 698. 
* Berwertben.1.553,111.379, 


XI. 188, X11, 629. 
Werthpap., Verwechslg. XIV.679. 
Zahluug, Perſonenverwechslung. 

X. 665. 


Zueiguung. XV. 803. 
Zuritdbehaltg.. zeitw. XV. 147. 
Zuvielzahlg, irrtbiimt. 11. 289, 


Beamter. XVI. 714. 
Großvater, unehel. X. 597. 
Kranfenpfleger. II. 420. 

Deff. Aergern. XIII. 635, XIV.68. 
Poſtillon. IV. 202. 

Bormund, V. 434, VI. 141. 
Willenloſe Berfon. IX. 503. 





522, V. 18, VI. 552. 
Unterfuchnng, Niederſchlagg. 1.293. 
Unterſuchungshaft. 


Unzüchtige Haudlung m. Kindern, 
ntrag, Zurückn. XII. 336, 427, 
xın. 130. 


Anrehnung, Appell. d. Augell. 
m. 365 


Ermeffen. XVI. 115. 
Saure Dauer. XIll. 244. 
Geldſtrafe. XIII. 417. 
Sn anderer Sache. VI. 572, 
XIII. 363, XV. 874. 
Polizeiliche,. XIV. 21. 
Spezialgefeg. XIII. 417. 
Strafverwanblung. I. 79. 
Zulässigkeit. IX. 460. 
Befreiung, Sicherstellg. X. 571. 
«e Widerruf. XIV. 848. 
Beginn d. Strafvollzugs. 1V.550, 
XV. 619. 
Realtonfurrenz. XVI. 550. 
Rechtsmittel, Zurückn. IX. 667. 


ua ı ı 


wa 6 


Berblißg. e. and. Strafe. VI. 572. 


Xu. 210. 
Vernichtg. d. Urth. IX. 455. 
Zu erwartende Strafe. IV. 34. 
Unterſuchnugsrichter, vergl. Vor⸗ 
unterſuchun 
Shw.-&..H0f. II. 53, XII. 46, 
Xvi. 371. 
Strafkammer. XVI. 688. 
Zeuge. V. 122, X. 436, Xil. 168. 
Zuftändigfeit. XVI. 667. 
Untrene, Bevollmädt. XIII. 517, 
667, XIV. 419, 529. 


Beifchlaf. III. 18. 

Sragftellg., Auflöfung. X1. 12. 
» Reumtn. d. Alters. XIV. 220. 

Reallonturren:. IX. 678, X. 173. 

Schamgefühl d. Kinbes. V. 295. 

Bater. II. 418. 

Verſuch. vi. 540, XI. 445. 


Unzüchtige Schrift ıc. 


Abbildung. Ill. 319, XV. 430. 
Ausftellen. XI. 459. 

Begrifl. V. 256. 

Einziebung. V. 70. 
Erkennbarkeit. XVI. 374. 
Feilhalten. X1. 459. 

Käufer. XI. 459. 

Berbreiten. X. 402. 
Vernichtung. V. 70. 


Unzucht, gewerbömäßige, 


Beftrafg. im Aust. IN. 377. 

Duldung. vu. 165. 

Einzelfälle, zweite Juſt. II. 159. 

Gefunph.-Kontrolle.1.242,11.358. 

Gewerbsmäßlgkeit. XIV. 430. 

Bol.-Erlaubnif. 11. 518, VI. 399, 
vi. 745, IX. 8508, X. 127, 
340, XI. 69. 

Hebertr. pol. Anorbn. X. 491, 
XIV. 342, 516. 

Unterlommen. X. 755. 

Verbot, gänzl. XIV. 430, 508. 


Dolus. Xi. 659, XVI, 287, Unzucht, widernatärlide, 


357, 762. 
@Gegeuforberung. XIV. 419. 
Sequefter. X. 216, XII. 177. 
Vormund, Beſtallg. VIIl. 525. 
e Proxeneticum. XI. 102. 
⸗Unterſchlagung. X. 465. 


Befriedigung d. Beichlechtstrich®. 
it. 271. 


Duldung. 1. 561. 

Segenfeit. Onanie. Ill. 385. 

Immissio seminis. VII. 356 
XIV. 766, XV. 363, XVI. 116» 
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Unzucht, widernatürliche (Horti.). | Urkunde (Kortf.). 


Sobomie u. Päberaflie. XIV. 707. 

Berfud. 11. 551. 

Bollendung. 11. 271, Xu, 5, 
XVI. 116. 


Unzucht zwiſchen Eltern und 


Kindern ꝛc., f. Blutſchande. 


Unzuständigkeitserklärung, vgl. In- 


fompetenz- Erklärung. 

Antr. d. O.-St.-A. auf Verhdig. 
vor d. Strafk. X. 516. 

Belehrg. d. Angesch. XV. 358. 

Berufung. IX. 644, XI. 481, 
XV, 228, XVl. 122, 

Ber.-R., Selbstentsch. XIII. 3861. 

Feststellung. X1. 490, XIII. 817, 
887, XV. 626. 

Freisprechg. XI. 451, XV. 503, 
Xxvi 367. 

Holzdiebst., Recbtsm, XVI. 580. 

Mündl. Verhandl, XIII. 817. 

Nicht.-Beschw., St.-A. IX. 462, 
X. 597, Xl. 489, Xli. 425, 
XVl. 219. 

Rechtskraft. X. 875, XI. 451. 

Statthaftigkeit d. Verfolgung. 
AV. 358. 

Urtheil, Bezeichn d. suständ, 

Ger. IX. 462, XIII. 817. 
« Einstellg. d. Verfahrens. 
XxI. 112. 


Urkunde, vl. Wechiel. 


Abrehenbud. VII. 141. 

Abrechnung. 111. 8. 

Anzeige. X. 132. 

Bagatellmandat. X. 626. 

Belanntm., polizeil. II. 291. 

Beicheinigg , Arbeit. IX. 515. 
- Dienftanstritt, IX. 518, 


« Geltg. im Berlebr. I. 332. 
Beftellbrief. 1. 133, 159, 111. 64. 


Bitte um Geldſendg. VIII. 281. 
Darlehusgefuch. VIII. 127. 
Datum. II. 404, X. 255. 
Depof.-Annabmebefcht. V111.587. 
Diebftahl ſ. d. W. 
Dienftientlaffungsfchein. IV. 225. 
Dienftverdingg. Rüdtritt.V1.217. 
Dienfiverlehr- Schriftft. I. 232. 
Drudformular. IV. 8. 
Cheaufgebot. XV. 450. 
Ehefrau. VII. 62. 


Eiſenbahnfahrbillet. V. 478 
Erheblichkeit ꝛe., Begriff e. Urk. 
XV. 186. 
⸗-Entſch. d. Geſchw. All. 303. 
604, XIII. 91. 
„Entſſcheidq. d. Echw. G.H. 
vn. 416, VI. 394, 695, 
XIII. 143, 304. 
- Ronfreter Fall. Al. 414, 
XIII. 669. 

-» Relativ. III. 183. 
⸗Unvollſt. Beweis. I. 420, 
il. 208, XL. 414. 
⸗Berbindg. m.and. Schrijtit. 

IX. 169. 

. BWortinhalt. 11. 37. 
Erefutionsbericht. V. 267. 
Feſtſtellung, Schw.-G.-H. X.809. 

Xl. 24. 


Fracht⸗Avisbrief. VII. 17. 
Frachtbrief. VII. 18. 
. Koftennote. Vil. 18, XII. 21, 
307. 
Geburtsſchein, Mennouit. 1V.106. 
Gedingſtufe. XV. 551. 
Holz Abzäplungstabelle 2c.X11.34. 
Hütte, Dienftjournal. II. 316. 
Inhalt, Ferftelung. VII. 699, 
VIII. 131. 
Klageſchrift. X. 394. 
Kollettenlifte. XVI. 61 
Konventionelle Beweiekr. VI. 106. 
Koftennote. XI. 379. 
Koftenvorfhußforberg. V. 305. 
Legitimationepapier, |. d. W. 
Mahnzettel. VIII. 59. 
Meßbrief. IV. 70. 
Namensaufichrift. VII. 758. 
Bapier auf den Inhaber. V. 473. 
Pofftempel. V. 91. 
Poſtvorſchußvermerk. VIII. 171, 
758, X. 781. 
Broteftbenahrichtigg. IV. 93. 
Quittg, auf b. Inhaber. XI. 35. 
Genehmigung. IV. 477. 
Rechnungsbuch. II. 115, 319. 
«= Rotterie-olleft. X. 437. 
Reifeliquidation. VI. 532. 
Retourrechnung. IV. 93. 
Rollfarte. XII. 21, 307. 
Schiedsmannsprot. V. 526. 
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Urkunde (Fortf.). 
Schuldverſchreibung. XII. 443. 
- Causa. V. 472, VI. 


xl. 370. 
Sinn, Feftfiellg. 1. 133, VIII.635. 
Strofpoliftredungsanz. VIII 394. 
Telegramm. Xl. 367. 
Unterkreuzg., Beglaubig. VI. 294. 
⸗ Gemeineẽ Recht. II. 446. 


. 551. 
- Ohne Beglaubing. II. 287, 


v. 89, Xi. 179, 504. 

Unter idieift, Ablürzg. VI. 435. 

Anfangsbuchſtaben. 11.340. 
Aufſchrift. VI. 758. 


gebrudte. VI. 572, X11.392. 


⸗RNHandſchrift. XI. 119. 

⸗ titbegraphirte. I. 331. 

. Namen, Eriftenz. III. 65. 
. pro... 1. 12 


Stempelabbrud. v. 171, 


IX. 23. 
Berbürgung. 1. 404, VII. 652. 
IX, 368. 
Verſtändl. Sinn. Ill. 402. 
Bollmadıt. VI. 164, X. 521. 
Bolftredungsgefuh. XV. 185. 
Borlabung. II. 278. 
Waldhammerſchlag. All. 661. 
Wechſel (unvollſt.), Blanko⸗Acepti. 
IV. 398, V. 439, IX. 425, 


X. 548, 703. 
„Identität d. Nam. X. 212, 
Xl. 24. 


⸗Ohne Unterſchrift d. Aus» 
ftellers. VI. 80, VIN.558. 
⸗ trodener. IV. 398, V. 153, 
vI. 314. 
Zweifeit. Vertrag, eine Unterjchr. 
All. 592. 
Urkunde, öffentliche, 
u duen Xll. 294, XIll. 91, 
XIV. 
Amtöfiegel, VI. 194. 
Angebl. Beamter. V. 305. 
Arbeitsbeicheinigg. V. 384. 
Atteſt e. Schulzen. XIV. 689. 
San Armenvorfteber. 


⸗Schulze. IL. 159. 
BehändigungsiYein. IX. 320. 


314, 
VII. 290, V111.250,X 515, 


Urkunde, öffentliche (Morti.) 
Dienftlorrefponbenz. IV. 667. 
Branpfichaden-Brot. XIV. 169. 
Kranftellung. XVI. 804. 
Sofgverabfolgungeichein. 11.275. 
Inhalt, Amtscar. ac. MI. 133. 
Kanzleizettel. IV. 145, X. 573, 

All. 428, XIII. 310. 
Kirchenbudh, III. 35. X. 1%. 
Oeffenil. Regifter. XI. 159. 
Pfändungeprot. IV. 8, All. 368. 
Bfandfchein. VII. 782, IN. 29%. 
Poſtauweiſg. VI. 448, Il. 35%. 
Pofeinlieferungsfchein. It. 222, 

VIE. 205. 


Schrift. d. inn. Dienf. I. 32 
Steuer⸗Erheb.⸗Journ. Alll. 159. 
Tare d. Ortsgerichte. IL 9. 
Trauanfnahmebud. All. 527. 
Unterf.»Aftenfüd. I. 53. 


Urkundenbeweis, vgl. Schrilte- 


vergleihung, a 
Belanntmahung des Jahaltt. 
IX. 576, X. 618. 
— geg. öffent. Url, 
. 366 


———— XV. 317. 
Borlegung, obne FenRellung ber 
Aechtheit. XV. 525. 
. obne Borlefung. VI. 137, 
X.272, X1.49, XIII. 633, 
XV. 381, 5823, XV. 590, 


789. 
Urtundenfälfhung,vgl.Amte-ikl- 
Fälihung, Wechſel⸗F. 


Abſchneiden e. Theile. XIV. 417. 
Abſtimmg. d. Geſchw. XII. 59. 
Anfertigg.. Berechtigg. VIII. 142, 
IX. 434, 491. 
. Thäter. xl. 35. 
Plankett-Auefüllung. I. 156, 
I, 250, Xi. 30. 
„Aechth.d. Unterſchr. VIL.572. 
⸗VUeberſchreitg. d. Auftrage- 
V. 276. 
Datum. X. 255. 
Dolus. X. 521, XI. 24, XVI. er 
Erbeblichkeit. Il. 278, xt. 
XV. 277. 
Eriftenzd. Berjon. 11.278, 11738. 
Eriftenzd. Urt. VII.699, VI. 131, 
XVI. 184. 
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Urkundenfälſchg. intellelt. (Sti-)- 
Thäter. II. 192. 
Thatbefland. IX. 365, X. 301, 
XV. 529. 
Theilnehmer. III. 192. 
Viehzählung. XV. 530. 


Urlunden⸗ ꝛc. Vernichtung ıc. 
Abſicht d. Benachtheil. VIII. 449, 


Urkundenfälſchung (Fortſ.). 
FSragftellg., vgl. Urkunde ꝛc. 
» ventualfrage, Gebraud). 
XIII. 142, 303. 
- Gewinni- Auflöig. II. 7. 
. Wortinhalt. XII. 604. 
Gebrauch, Anshändgg. XIV. 424. 
» Gewahrfam. VIl.257,1X.74. 


5 Bortegn, zur Stempelung. 
Gewinn, "Bei baaren Geldes. 
vll. 233. 


Eriparg. d. Klage. V. 396. 
Erfparg. e. Ganges. 1X. 320. 
Exekutionsaufſchub. IX. 49. 
Bermögensvortheil. V. 400, 
Xi. 599. 
Hulfeleiſtung. MH. 77. 
Mitthäter. IX. 9. 
Polizeiaufſicht. IX. 373, 452, 
Rechtswidrige Abfidht. 1. 479, 
x. 521, XIII. 597. 
Richtigt. d. Inhalts. XVI. 657. 
Summe, Aenderung. Xl. 244. 
Tauſchung, Herbeiführg. VIl.257. 
⸗Mitgebrauch and. Mittel. 
I. 161. 
. Richter. Il. 485. 

e Zwed. Il. 334, 111. 394, 
XI. 119, 308. 
— Bernichtung, 1. 409, 

XV. 


Urſächl. Bufammens- xl. 24. 
Berbedg. einer and. Strafthat. 
11. 278, X1. 288, Xll. 285, 426. 
Verletzg. d. Steuerverigl. 11. 178. 
Bermögensichaden. XI. 192. 
— — XIl. 436, 
43. 


Verſuch. IV. 270. 
Zeugniß, |. Legitimationspapiere. 
Zuſatz, Erheblichkeit. XV, 277. 
——— intelleltnelle, 
Abſtimmg. d. dw. IX. 344. 
Atteſt e. Dorfichulzen. XIV. Ar 
Dolus. VI. 473, XII. 491. 
Eheliche Geburt. XIV. 779. 
Erheblichleit. XV. 530. 
Kirchenbuch, Tod. IU. 35. 
Strafverbüßung für e. Anbern. 
VI. 473, XU. 492, XII 561, 
XVI. 333, 387. 


| vn ww; 


X. 50. 
Amtliche Aufbewahrg., Abficht. 
All. 656. 
» Alten. Ill. 46, XII. 656. 
» Gegenfland. X. 700. 
- Kirhenbub. XV. 768, 
A 243. 
⸗Ort. X. 700, XV. 768. 
Amtl. —** Exek.⸗Befehl. 
XIV. 
ann — XV1.667. 
Betrugsmertm. IV. 44, IX. 206. 
Dolus. X. 400. 
Genflelg, Urkunde. Xl. 255. 
ebraud. 1. 28. 
Gerichtsmandat. XI. 166. 
Gewinnſucht. II. 516, IV. 44, 
127, X. 632, XI, 166, 
Heimtichkeit. IN. 516. 
Irrthumserregg. IV. 44, X. 267. 
Meinung d. Beredhtigg. IV. 127. 
Nachth., Beweis. IN. 516, VII. 597, 
IX. 206, 683, XIV. 62. 
. SKlageredht. I. 307. 
⸗ a v.Einwendungen. 


al ‚Berne ⸗Ort, Abſicht. 


⸗ Run EB IX. 325. 

s &igenthum. VIII. 28. 
Pfändungsbefeht X. 109. 
Schuldſchein. X. 422, XI. 118. 
Sicherg gegen Nacıth. IX. 314. 
Simnlirted Geſchäft. X. 399. 
Unterbrüden. VI. 309, X. 50, 

AlV. 677. 

- Nüdgabe. XV. 265. 
Unterfchlagung. Ill. 322. 
Berfudh. X. 631. 

Borenthaltg. VI. 558, XII. 119, 

xvl. 310. 

Borfäplichkeit. XI. 469. 
Wegnahme. VII. 597, XV. 265. 
Serreißen. XV. 513. 
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Urthell, vgl. Erlenutniß. 
Anführg. d. Gesetzes. XII. 259, 
Begründg. d. Feststellg. IX. 296, 

418, X. 7, 191, 368. 
Feststellg. IX. 175, XII. 574. 
Geschwornenspruch, Wortlaut. 

xl. 192. 

Gründe d. Freisprechg. IX, 422. 
Prüfg. d. Entlastungsmomente. 

IX. 467. 

Tenor, Rezeichng. d Strafthat. 

X. 388. 

Verkündg., Richter. XI. 318 

- Verschiebung. XV. 401. 

« Widerspr. m. d. schriftl. 

Abfassg. XIV. 364. 
Zustellung, Gefangeuwärter. 
IX. 208. 
- Von Amts wegen. IX. 227. 


V. 


Vater, Rechtsmittel. V. 386. 
Verächtlichmachen, |. Behauptg. 2c. 
Verbindnngszeiden, 
Dolus. II. 360. 
Verbrauchsſteuer, 
Gewerbe-Steuer. XIII. 452 
Verbreden, mild. Umft. I. 200. 
Strafmarimum. IX. 244. 
Verbreitung, ſ. Bebauptg., Be- 
leidiguug ꝛc. 
Vereidung, |. Dienfteid, Dollmetich., 
Sachv., Zeugen Vern. 
Verein, politiſcher, 
Begriff. X. 279, XIV. 224, 607, 
XV, 209. XVI. 800. 
Bewußtſein d. Mitgl. ÄVI. 452. 
Geſchloſſ., Betheiligg. XIII. 663. 
Lokalverein. XV. 230, 790. 
Wanderverſamml. XV. 786. 
Nebenverein. X. 56. 
Schließung. XIV. 172. 
» Für den Staats-Umfang. 
XV1. 719, 
⸗Rechtsmittel. XIV. 731. 
- Selbftanflöfung. XIV. 731. 
Scelöffflänbigfeit. X. 56, 279, 
XIV. 607, XVI. 719. 
Sociafe Fragen. XVI. 759. 
Statuten, Inhalt. XIV. 224, 607, 
XVl. 719. 
⸗Mitthlg. X. 346, XIV, 224, 


Verein, politiſcher (Kortl.). 
Verbindg. X. 56, 279, XIV. 172, 
607, XVI. 452, 538, 
Vereinsthätigkeit. XIV. 224. 
Wahlverein. X. 66, XVI. 800. 
med. XVI. 759. 
Vereinsvorſtaud, Verantwortlichl 
XV. 672. 
Verführuug, Antrag. 111.112.V1.64. 
Beiſchlaf. X. 123. 
Kunſtgriff. ac. IX. 208. 
Unbeſcholtenheit. III. 112,1X.208. 
Unfenntn. d. Altere. VII. 114. 
Vergehen, fistal. Strafe. VII. 363, 
Xlıt. 398, XIV. 194. 
Gef. über fünf Sabre. VII. 382. 
Hannover, Holzbauung. XV. 184. 
Vergiftung, ſ. Gift ac. 
Verhafteter, vgl. Anklageicriſt. 
Behändigg. db. Erk. J. 385, IIl. 498. 
Beipredig. m. d. Verth. IV. 18. 
Rechtsmittel. IH. 202. 
Borführg., Verlang. 11.106, 1111. 
« Verschulden. XIV. 124. 
« Berzicht. II. 470, XVI. 179. 
.« Swang. VI. 51. 
Vorladung, Wohng. 1.65, 111.107. 
Verhöhnung, ſ. Schmäbung. 
Berjähruug, vgl. Auswanberg. x 
Beginn. 1. 5239, XV. 344, 709. 
Einstellg. d. Verf. XIV. 206. 
SFeftftellg. d. Zeit. XI. 512. 
Geſetzeswechfel. 1. 389, XI. 686, 
XIV. 216, XV, 5, 
Idealkonkurr. X. 750, XVI. 625, 
762. 
Militär-Benrlaubter, Einberuig. 
vi. 180, XIV. 215. 
Obertribunal. XIV. 757, 771. 
Polizeivorſchrift. V. 162. 
Rechtsmittel. XIV. 504, 589. 
Ruhen. VIII. 180. 
Spezialgeſetz. X. 742. XII. 314. 
Strafe. XV. 5. 
Uebetretung. I. 436, V. 162. 
Unterbrecdg., and. Berfon. V. >- 
- Aufl. 2c., Qualif. XII. 73. 
⸗App.⸗dichter. VI. 70. 
» Fuller Name. Xlll. 16,19. 
- Feftfteilg. VIII. 465, IX. 69. 
- Sulompetenzerfi. XIII. 220. 
⸗Präſent. d. Ant. XVL7 
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Berlefuug (Kortl.). 


Verjährung (Hortf.). 
Unterbredhg., Dualif. d. Handlg. 
Xlll. 294. 
⸗St.A. J. 199, 471,11.280, 
III. 182, ix. 70, X. 587, 
⸗ Siraffeſſetzung, polizeiliche. 
XIII. 258, XIV, 23. 
. Strafverfahren, adminiftr. 
XV, 683. 
- Terminabeflimmg. XV. 68. 
⸗Urtheil, Anti. XVi. 693. 
- Berfolgung d. Redaktenrs. 
Xll. 219. 
. Verfügung, Mil.Gericht. 
XIII. 991. 
eo = Reprod. X. 20. 
e Bernehmg. b. Angezeigten. 
All. 355. 
- Bertagungsurth. Il. 220. 


« Vertreter ꝛc. des Richters. 


XIV. 771. 
- Borlabung. XV. 68. 
Bornnterſuchg. VI. 137. 
Zuftänbigfeit. XIII. 367. 
Unterlaffg., Fortdauer d. Verpfl. 
l, 241, XII, 562, XIV. 606. 
Berbr., mild. umſi l. 200. 
Vergehen, Pol.⸗R. II. 231. 
Verleitnug, ſ. Meineid 2c. 
Verlefung, vergl. Anklageſchrift, 
App. R., Zeug.-Bern.(tomm.). 
Aerztl. Atıeft. X. 708, XIV. 139. 
Anordig, Richtvollziehr. XVI. 44. 
Atteſt e. Zeamten. V. 93. 
Atteft e. Collegiume. IX. 406. 
Anfklärg., Antr., Ablehng. X. 532. 
⸗Beichluß. VII. 228, IX. 166, 
X. 708. 
. Rechtfertigung. VIII. 567, 
IX. 280, 447, X. 716, 


xl, 355, XV. 558, 
XVI. 807. 

⸗Urkundliche Bemeismittel. 
XIV. 800. 


Angenfcein. X. 177, 432, 543, 
xl. 372, XIV, 570. 

Auskunft e. Behörde. II. 53,391. 
X1. 449, XV. 33 XVI. 807. 

Ausländ. Geſetz. Xl. 519. 

Ausländ.  Vernehmungsprot. 
X. 788. 

Bedeutungsloſe Schriftft. 11.200. 


Bei Bernebmung. des Angell. 
I. 54, XI, 266, 409. 
Bei Zeugenvernehmg. XIII. 196. 
Beſcheinigg. Über fremdes Recht. 
v1. 16. 
Briefe. XI, 33, XVI. 564. 
Civilurtheil. VH. 640 
Frühere Ausfage. I. 78, V. 99, 
VII. 639, IX. 189, \l. 554, 
XI. 355, XIV. 138, XVI. 548, 
658. 
Gerichteſchreiben. V. 200 
Gerichtsſchr. XIV. 125, XVI. 548. 
Geſtändniß, Mitfehuid. XVI. 333. 
Gutachten. X. 560, XIII. 82. 
. Med.Koll. VI. 471. 
» Gitungsprot. I]. 460. 
- Tod d. Sad. II. 204. 
Snformatien für Prozeßmaßreg— 
11 64. 
Snbalteang. IX.576,X. 419, 618. 
Leumundszeugn., Beſchl. IV. 548. 


- Einzelbeamter. VI. 315, 
vll. 23, 398. 

» Grinde. XII. 492. 

- Rollegielbehörte. Il, 53, 
VIl. 738. 

«e ÖOrstvorstände. \lll, 425. 
⸗Polizeibeh. II. 174, IV. 551, 
Brivatperfon. XIV. 82, 

Nicht.. Beschw. XVl. 415. 
Notbwendigfeit. IX. 576, X. 618, 
XxVI. 382, 590. 
Dbduftious-Prot. X. 114, 543, 
XI. 547, Xill. 82, XV. 622. 
Protokoll, Formfehler. IX. 688, 
Prozeßſchriſten. VI. 169. 
Schreiben des Angekl. III. 515, 
Xl. 554. 
Strafurtheif, früheres. XV. 420. 
Strafverfolgungsantr. \ll. 258, 
Taufſchein. VII. 23, X. 419. 
Zare, uncidl. XI. 266, 
Telegramm. VII. 738, XVI. 564, 
Üeberfegung. XV. 317. 
Unterſuchung, friihere. XII. 349, 
Urt «Beweis. XIV. 800, XV. 524. 
Vermerk u. Löſchung e. Grund— 
ſchuld. XVi. 791. 
Zengenausſage. XII, 282, 


990 


Verleſnug (Fortl.). 
Zeugenausfage, Beeidg. XI, 554 
xvi. 619. 


⸗Belehrg. d. Geſchw. XI. 7. 
- Beichluß. I. 88, II. 186, 
452, 453, IV. 325. 
⸗Einverſtändniß. d. St.W. 
n. Angell. It. 212. 

» Körmlichkeit. 1. 118. 
E le 2c.1V.214, 


. — X111.82,XV.409. 

e Motivirung.X.599, X11.49. 

. Neben mündt. Bernehmg. 
11. 524, VI. 383, 499, 
X 


. 30. 
+ Nictauffinden.d. 3.V.203, 
VII. 333, XI. 296, 444, 
Xxul. 125, XV. 498, 
XVI. 472. 
« Nur im Fall des Todes. 
ii. 334, VI. 336. 
- Rechtſertigg. IV. 78, XV.498. 
- Schwierigt. d. Bernehmg. 
XIV. 393. 
« Tod, and. Sache. XV, 409. 
» Unmöglidt. d. Bernehmg. 
vi. 83, 738, XVI. 472, 
- Borausfidstl. Ergebniß d. 
Bernehmg. XIV. 393. 
Zweck d. Berleig. VI. 560. 
Berienmdung, vgl. Amieverlãumd., 
Beleidigung. 
Abſicht zu kränken. Äl. 609. 
Aenferg. e. bloßen Meing. 1. 50. 
Anzeige, Abſicht, X. 66, 317. 
⸗Falſche Anichultigg .X1.609. 
e Gegen befferes Wiſſen. 
X. 317, 761. 
⸗Zuſtändigkeit. Il. 27. 
Beleidigter, Zeuge. VI. 113. 
Bezeichnung. XVI. 412. 
—— IX. 496, X. 589. 
uter Glaube. V. 494. 
Innehalten, Abſ. der Beleidigg. 
VI. 34, vil. 196. 


- Antr., Ablehng. XIV. 539. 
e Nicht.-Richter. X. 486. 

all Gemeindemitgl. 
VII 66. 


ee d. Unterſ. Dienſtbeh. 
. 260, VII. 742. 


Verleumdung Gert 9° 

Nichteröffng. d , SCH 

I. 260, VII. 1 X. 319. 

Deffentl. Meinung. XL. 543. 

Oeffentlicht. Do'ns. XII. 78. 

Rechtswahrung, Abf. d. Beleibg. 

1.50, VII. 66, IX. 146, 

564, X. 448. 

Abſ. d. Verdächtig. VII. 334. 
Eigenes Recht. I. 27. 
Prüfung. Vi. 372. 

« Gtrafbar. XV. 661. 
Strafverf.-Antr., Friſt. X. 786. 
Zabelndes Urth. IX. A96, X. 698. 
Berbreitg. 11.26, VI.195, XI. 111. 
Bormwurf e. Uebertretg. IX. 599. 
Wahrh.⸗Beweis, Ablehng.VIL.6A2, 

VIII. 645, XV. 529. 
Beweislaſt. Xv. 500. 
Feſtſtellung. VI. 549. 
Metneid. IV. 227. 
Dualifilation. XI. 401. 
Trunkenheit. VI. 757. 
Boller Beweis. V. 415. 
Wahrſcheinlichleit. X. 494. 

Wobrheitseinr., Berüdf. IX. 696. 

Wiederholun X. 788. 
Vermittlung, frember Geſchäfte, 

Kaufmann. VI. 284, VII. 707, 


Seibfbetheiligung. IX. 595. 
Vermuthnug, |. Beweisregel. 
Vernehmung, Zwang. X. 535. 
Bernihtung, f. App. R., DO. Zr., 


Berordunng, ſ. Kgl. Vdn., Pol.-B. 
Berfammlnng,vgl. Aufzug, Brogefi. 
Anzeige, Art d. Einlabg. XV. 
Irrthum. II. 152. 
⸗ u rg XIII. 
V. 794. 
Kuflöfung, Ridentferng. IX. 720. 
Erörterung, polit, XV. 749. 
Landrath. V. 272. 
Defjentl., Genehmigg. m. 48. 
Berfagg. db. Genehmigung. 
XIV, 339, 


Oeffentl. Angelegenb. vin. 290. 
Ortspolizeibehorde. VIII. 681. 
Unerlaubte, Aufforderg. Ill. 48. 
Waffen, Mitführen. IV. 433, 


Berfebung, ſ. Anklageſtand. 


vu wu‘ 
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Verfiherung, ſ. Dienſteid, Eides⸗ Bertheidiger, vgl. App.-R. ꝛc. 


8 — SDR 
eriimerungdagent, 
—— XVI. 402, 417. 
Berfihernuugdanftalt, 
Konzeifion. XIV. 207. 
Berfpottung, Kirche 2c. vgl. Be- 
ſchimpfung. 
Bibel. VII. 136. 
Chorgeig., Genehmigg. VII. 498. 
Gutachten. XI. 232. 
Heiligenverekrung. IX. 352. 
Herabwätrbigen. VII. 136. 
Kirchengebäude. II. 37. 
Leichenrebe. XI. 32, 
Sammeln v. Opfergaben. X. 507. 
Union d. evang. 8. IX. 371. 
Wieterzählen. VI. 350. 
Berfteigerung, Abbalt. v. Bieten. 
il. 73, VI. 302, VII. 790, 
IX. 608, XI. 94, XVI. 568. 
Zerftüdel.v.Grunbft.1I1.346,518. 
Verftimmiung, ſ. Körperverlepg. 
Berſuch, vgl. Diebftahl ıc. 
Abftimmg. d. Geſchw. VI. 280. 
Anf. d. Ausführg. II. 24, V. 429. 
« Nichtigk.-R. IX. 714. 
Beendigter. XIV. 714, XVI. 592. 
Entdedung. XI. 190, XVI. 592. 
efiftellg. Xll. 116, XV. 500 
id. Umft. XIV. 538. 
Hüdtritt. XIV. 714, XVI. 186. 
Tauglichkeit d. Mittels. 1. 255. 
274, XV. 7. 
⸗Fragſtellg. IX. 734. 
Thätige Reue. XI. 190. 
Berbr.-B. u. Vergeben. XVI, A. 
Bermeintl. Hinbern. V. 262. 
Vorſatz. I. 274, IV. 141. 
Bertagung, a App. R. ıc. 
Antrag, Ablehng. Xl. 110. 
« SBeicheinigg. XI. 135, 405. 
-Krankbeit. XIV. 571. 
⸗Nichtberückſ. Schuld.V.472, 
- Prüfung. Xi. 598, XII. 88, 
XIV. 617 


Nach Berkündg. d. Geſchw.⸗Spr. 
VI. 543 


Dernehmg. d. Angekl. IV. 325. 

Vorladung. XIV. 93, 

Wiederholg. d. Beweisanfnabme. 
XV. 459. 


Abſchriften. I. 66, XIV. 250. 
Abmweienb., Bildg. d. Schw.⸗G. 
IX, 157. 


Alten, Mitth. XI. 445. 
Beiprehung. VII. 484. 
Geſchenk. 1, 513. 
Geſtändniß. IV. 227. 
Hanptverbandig. IX. 157, 705. 
Mebrere Angelt. 111. 196, V. 277, 

IX. 734, XVI, 44, 
Nicht.-Inst., Vollm. X. 103, 756. 
Ordnungsruf. I. 229, 510. 
Rechtsanwalt, Ort. V. 12. 

- Bollm., App.-®. IX. 53. 
Rechtsmittel. V.277,399, X1.43, 

XVI. 225. 
Staatsbeamt.,Genehmigg.11.427. 


Subſtitut. VI. 279. 


Berwandtich. m. d. Borf.111.308. 
Berzicht. VII. 39. X. 315. 
Vollmacht, mündl. X. 507. 
- Nachbringen. XVI. 225. 
Vorladg., App.-Inf. 1. 321. 
⸗Benachr.d. Angekl. XIII.314. 
Bevollmächt. XII. 429. 
Erſte Inſt. VI. 520. 
Frist. XVl. 286. 
Komm.Zeugenverb.VII.572. 
. Schw.%.-%. I. 575. 
Wahl. I. 395, X. 419, XV. 316. 
Zuorbnung, Antrag. II, 447. 
@ Auswahl. II. 34. 
. Mittheilg. 1.34, III. 241, 
V. 451, VII. 498, X. 315. 
. N. Beihw. 11.5, VII. 136, 
191, Xll. 489. 
. Schmerbörigt. XI. 29. 
. GStrafunmünbdiger. II. 522, 
IX. 583. 
- Bergeben. VIII. 382. 
Wideripr, d. Augekl. VII.727. 


va u 


Vertheidigung, vgl. Beleidigung, 


Berleumdung. 
Ableſen. VI. 124. 
Benutzg. e. Schrift. XI. 600. 
Kofen, Erftatty. V. 550. 
Rede, Beröffentt. I. 456. 
Verpfl. 3. Uebernabme. I. 97. 


Vertheidigungsbeſchränkung, vgl. 


Beweisantrag ꝛc. 
Atteneiuficht. II. 391. 
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Bertpeibigungebefhränfg. ($tf.). um des Angellagten (Forhh.. 


Ausſchreitung. IV. 
Erörterg.d. a IX. 568, 
—— Nichtladg. e. Zeugen. 
. 509. 


er Wort. II, 404. 

Mitangeli. I, 514. 

Mitangell. e. Entl.-3. X. 576. 

Nachweis a. d. Alten. 11. 50. 

Nene Bemeitmittel, VI. 441. 

Nichtberückſ. e.Beweisantr., SA. 
I. 125. 

Nichtvorlegg. e. Beweisantrags. 
XVI. 796. 

— zur Sache gehör. Bemerk. 


556. 
8* außer d. mündl. Verholg. 

IX. 485. 
Unterbrechg. d. Vorſ. Il. 223. 


Verſagg.d. Wortes. IX. 343, 418. 
Berihulden X. 436. 
Bertagungsgefudh. Xl. 598. 
Borbereitg. d. Verth. VIII. 472, 


. 534. 
Beugen, Auswahl IV. 162, V.522, 
IX. 480, 696 
Vertreter, Ehefrau. 11. 9, 111. 341, 
viii. 397, X. 522. 
Frauenzimmer. VIl.478, VII.397. 
Mutter. VII. 21. 
Rechtsanw. chne Bollm. VI. 304. 
Rechtsmittel. V. 386. 
Berwahrungsort, f. Alteu, Urk.- 
Bern. ıc. 
Verwaltungsbehörde, ſ. St.-Beh. 
Verweis, Rechtöanw. VII. 144. 
Vollstreckung. Xll. 320. 
Berweifnung, j.Gerichteftb., Zeugen» 
Bereidung. 
Verweisungsbeschluss, d. Anklage- 
kammer, Berufg. IX. 452. 
Verzicht des augeiepien, 
Ausbleiben. XIll 
Beweisantrag. 1.155, 1.42, 122. 
App. 11.491, VII, 398. 
Erk.⸗Abſchr. IX. 524. 
Ert-Ansf. II. 229. 
Förmlichk. 11. 121. 
Friſt. VII. 486, IX. 685. 
Mündlichkeit. I. 122. 
Rechtsmittel. VIII, 184, XI. 238, 
254. 


Strafantragsregt. AV. 16. 
Bäterl. Gewalt. VIII. 486. 
Bertheibigungsmittel. IV. 397. 
Vorführung. Il. 470, AV. 179. 


Verzicht des otantd-Anweits, 


Beweismittel. XV. 521. 


Viehſpeere, vgl. Rinderpefl. 


Abſperrungsmaßregel. XV. 760, 
Xxvl. 789. 

Aufhebung. XII. 344. 

Dolus. XV. 505. 

Einziehung. IX. 532, XV. 857. 

Event. Anoırbng. XV. 505. 

Kontrebanbe. III. 549, IV. 358, 
XV. 856. 

Landrath. XV. 273. 

Maßregel zur Zerbütg. XV. 856. 

Reg.-Bon.V.269,1X.370,X1.316. 

Rob. XV. 760. 

Strafandrobung. XV. 505. 

Tollwuth. XV. 505. 

Wade. XII. 174, 344. 

Zuſtänd. Beb. xiv. 531, XVIl. 370. 


Bollſtrekuugsbeamte, vgl. Beamie, 


Widerſtand ꝛc. 
Briefträger. IV. 504, X. 184. 
ee iv. 364, 644 

Dorfgericht. IX. 191. 
Eifenvabn-Bauanffeber. X1. 391. 

. Bol.-B. XIV. 107. 
Korfibeamte. I. 526, XVI. 8il. 
Gehülfe e. Forfibeamten. 1X. 703. 
Gemeindevorfieher. XVI. 473. 
Magiftratsbote. VI. 3. 
Nachtwächter. XIll. 466. 
Ortspol.-Beh. V. 201. 
Bolizeidtener. IV. 305. 
Privatförfter. XIV. 390. 
Richter. VI. 562. Xi. 556. 
Schulze. X. 137. 


Vorbehalt, Antı.-Sen. IX. 41, 191- 


Anır. d. St.-Anw. I. 36. 
App.⸗Richter. I. 211. 
Beſchluß. IX. 212. 
Erl.⸗Tenor. I. 343, IX. 212. 
Erſchw.Umſt. IX. 691. 
Gefihtap. d. Aufl. Xi. 17. 
Nicht.-Beschw. XI. 488. 
Obertribunal, I. 565. 
Dbne Antrag. 1.281, II. 217, 
VIL, 6886. 
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Vorbehalt (Fortſ.). 
Rechtskraft. II. 8, XI. 536. 
Staatsanw. I, 36, 343, IX. 106, 
Vertheidiger. XII. 446. 
Beitp. Il. 217, IV. 457, VIII.258, 
XI. 279, 536. 
Vorbereitung, ſ. Aufforberg. ⁊c. 
Borfluth, Mübhlen-Päcter. VI1.539. 
nun Firpunft. VIIL.213. 
Vorführang, ſ. Berbhafteter. 
Vorführungsbefehl, 
Ablebnung. X. 381. 
Borladung, |. — Behänd., 
Kont.-B., Vertb. ? 
Vorſitzender, vgl. San. G. ıc. 
Ablehng. e. Antr. X1.269, XV. 5. 
Entsch. d. Gerichts. IX. 418. 
Nachweis a. d. Alten. II. 50. 
Vorunterſuchung, vgl. Einftellg., 
Berlejung. 
Abweſenh. d Bei. XIV. 452. 
Antrag, Ablebng. XVI. 761. 
Dolmetiher. I. 118, VI. 316, 
XIV. 767. 
Ergänzung. VI. 390, XIV, 452. 
Erneuerung. VI. 189. 
Sörmt. IX. 302. 
Formmängel, Nichtigkeit. I. 502, 
VIII. 490, IX. 371. 
Kreisgeriht. IV. 517. 
Nacträgl. Ermittl. VI. 294 
Berfon. V. 446. 
Prot.-Führer, Vereidg. XV. 520. 
Vernehmung d. Bei. VII. 10, 
XIII. 654, XIV. 434, 452. 


8. 
Wange, unrichtige, 
Anhängfel. XV. 477, 509. 
Eichung. VI. 33, XV. 177. 
Waarenbeftellung, ſ. Hauſiren. 
Waarenbezeichnung, 
Bundesangeböriger. X. 377. 
Dolus. Xlll. 511. 
Fabrikzeichen an Stabl- ac. 
Waaren. VII. 78. 
Fälſchliche, Abſicht. IV. 509. 
°- Namen o. Firma. X11.191, 
370. 
« Wortlaut. IX. 592. 
Firma, ältere. IV. 289. 
.« Begriff. XI. 370. 


- Oeftatt.d. Inhabers. 1.283. 


Mechtſprech. d. K. O.⸗Tr. ıc. XVI. 


Waartenbezeihunng (Bortf.). 
Firma, Ortebezeihnung. 111. 136. 
Gegenſeitigkeit. X. 377, 752. 
Inländ. Kabriluntern.:c.X1.191. 

ul. 511, XV. 37. 
In Berkehr Bringen. XII. 568 
XV. 85, XVI. 648. 
Mehrere Handelageiellich. X. 592. 
—— aan d. Inhabers. 


Namen und Wohnort. III. 252. 
VI. 299, VII 143. 

Staatsvertr., Aufhebg. XIII. 36. 

Wohnort. I. 135,252, VIII. 239. 
ll, 100. 

Zufag. All. 100, XIV. 5886. 
Waarenverlauf, i. Daufievergehen, 
Waffe, Begriff. IV. 433. 
Waffen, Aufſammeln VI. 467. 
Waffenmißbrauch, 

Beweisregel. IX. 435, X. 658. 
Wahlfälſchung, 

er De Protofollführers. 

l 

Wablvorſtaud. IX. 538. 

Wahlzeiben. VII. 131. 

— —— Verhinderg. IV. 146. 

Wahlftimme, 

Kauf. V. 274, XIV. 53. 
Wahrfagen, 

Antiindigung XIV. 507. 
| % 12. 

ahrſpruch, |. Seihwornenipr. 
Walded, 


Beamter, Bereidg. X. 187. 

Demeisantr., Wieberbholg. X. 348. 

Disziplinarverfahren. XII. 156. 

Erkennen, Begründg. XV. 463. 

Begenfeit. Beleidigg. XVI. 749. 

Jagd, Fuchs. XV. 479. 

Beugen- eh XV. 116 
Waſſerheilanſtalt, 

Konzeſſion. IH. 195. 
Waſſerſtaudsmal, 

Berriickung. VIII. 213. 
Wechſel, eigene Ordre, ohne 

Giro. I. 542. 

Feſtſtellg. Merkm. XI. 255. 

Mangelhaſter, |. Urk. 

Namen ber Bezogenen. II. 85. 
Wechſelfälſchung, 

Auftrag, Ueberfreitg. V, 276. 
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Weiietfälfänng Bee Wechſelſtempel (Kortf.). 


Ausfüug. e. Blanketts. II. 84, 
456, Ill. 155, 250, x 106, 


X. 794. 
— benutzter Schriftzeichen. 

. 383, 
—** at. d. Wechſels. 


— alas —— Accept. 
V. IX. 352. 
⸗falſche Unterfar. u. falſches 
Giro. IV. 270. 
Mißbrauch e. ie Aechth. 
il. 393, VIl. 572. 
Mißbrauch e. Namensſchrift zum 
Giro. XIII. 30. 
Berfud. IV. 270, VIN. 453. 
Borlegg. 3. Stempelg. IX. 74. 
Wechſelſtempel, 
a he 3. Stempelg. 


⸗ ———— a. d.Remittenten. 
ii. 319. 
» Ausländ. W. 1.231, 311, 
V. 331, vl. 574. 
=» Blantert. V. 209 VII. 561, 
Xi. 592, XIV. 364, 
XV. 284. XVI. 790. 
»s »  Bemeid.1V.544,V11.561. 
- GEremplar nur zum Xccept. 
I. 296, il. 468. 
⸗RGezogene W. IV. 295. 
„HOaſfibark., Dolus. XV1. 690. 
- Wüdgabe. I. 311, IV. 56, 
V.209, X11.515, X111.50, 
650. 
- Summe, Redukt. XIV. 365. 
.« Bufag. Umlauf. I. 311. 
Anweiſg. faufm. XI. 46. 
Ausneller, Analphabet. III. 269. 
.e Auftr. 3. Stempelg. 1.299. 
» Aushändiga. and. Remitt. 
1. 299, Ill. 319. 
Beſorgg d Accpte. VIN.582. 
⸗Blanko Accept, Ausfüllen. 
1. 351. 


- Blanto - Giro, Abgabe. 
vi. 244, IX. 117. 

« Hoften für Dritte. 1. 299. 

- Kluge genen d. Acceptanten. 
Xll. 263. 

» Mebrere. VI. 197. 


Beamter, Haftbarl. XIV. 269, 673. 
Bürge. VI. 514. 
Datum. VI. 155, XIII. 290. 
Geſetzeswechſel. XII. 238, XV. 396. 
Indoſſatar, Ueberg. an d. Notar 
zur Präf. IX. 379. 
Inhaber, Ausländer. II. 107. 
- Ginreihung bei Geridt. 
XIV. 443. 
- Pflicht d. Prüfg. XVI. 624. 
s Theiln. a. Umlauf. XIV 47. 
- Borlegung. 11.503, X. 583. 
Juriſtiſche Perſon. XIII. 562. 
Kaſſirungefebler, Aenderung ber 
Vorichr. XV. 396 
« Beweis, Original. X11.268, 
XIV. 757, XV. 534. 
« Bundes fl. Preuß.⸗Marle. 
XxII. 238 
Nachträgl. Kaffirg. XV. 451. 
Namen, Anf.-B. XII 442. 
Duerfttie. AIV. 269. 


XIV. 540, XV. 805. 


.« Unridt. Datum. Xlt. 515. 


- Berfeben. XIV. 759. 
Zeugenbeweis. XIll. 650. 
Sandeoftempelgeiet,. XIV. 269. 
— &remplare. 1.296, 311, 
. 468, 


——— d. Stemp. I. 462. 

Namensächtheit, Beweis. XII.4A66. 

Notar. XV. 460. 

Präſentant. I. 503, VIII. 646. 
X. 583. 

Strafverfahren. XII. 225. 


— Tranſitowechſel. III. 75. 
64 
Umlaufswediel. x. 50. 


Wegegeld, vgl. Chauffergelb. 


Strafoorſchrift. XIII. 542. 


Wegnahme, 6 dal Arreſibr. Diebſi. 
03. 


Erde. Xvi. 
Steine. XVI. 213. 
Steneramti. Niederlage. XVI. 511. 


Wehrpflicht, ſ. Militätpflicht ze. 
Weihbiſchof, Firmung. XVL 427. 
Weidefrevel, vgl. Beredht.-Einr. 


Belond. Beftimm. XL 478. 
Boßheit. X. 407. 
Einziehung. I. 322. 


Stelle d. Bapiers. Xll. 442, 


ER ee ee ei 
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Weidefrevel (Korti.). 
Oftpreußen. IV. 439, VII. 190, 

XII. 183, XV. 268, 610. 
Pol.⸗Vdn. XIV. 381. 

Bommern. I. 322, X. 435. 
Poſen. VI. 479. 

Wertherſatz, Umwandlg. XV. 3. 
Weftfalen, Hengft-R.-D. IV. 546. 
Zagd, Amtmann. XVI. 731. 
-Fichotter. XII. 122, 

.- Rebbod. VII. 350. 
Kontrole d. Holztransp. VI. 60. 
Landrath. VI. 61. 

Mititärpfl., Beginn. V. 156. 
Weſtpreußen, Schiedemannsvergl. 
XIV. 274. 


Wette, Cigenthumeübergg.XV1.253. 
Widerklage, Ausbleiben d. Wider- 
klägers. XVI. 495. 
Weechselseit. Beleidigg. XV. 742. 
Widerfeglichteit (Widerſtand) g. 
Forſtbeamte rc. vgl. Amtehdlg. 
Abſicht, eine Amtsbandlung zu 
verhindern. VII. 266. 
Anffihtsbezirk. VIL.518, XV1.811. 
Ausübung e. Rechts. IV. 241. 
Außerhalb d. Forſtes. IN. 286, 
X1.82.X11. 154, X111.289, 
449, XV. 47. 
- Bei Anhalten w. Verdachts. 
IV, 253, VIH. 519. 
. Flucht, Ergreifg. I. 526, 
I. 513, XIV. 481. 
. Holz, Prändg. I. 359, 526. 
xl. 483. 


- Bufammenb. der amtlichen 
Thätigt.V1.334,VIll 519, 
xl. 82, XV. 26, 811. 
Beendigg. d. Amtsthätigk. X. 468. 
Xxili. 449. 
Begriff d. Widerſetzlicht X11. 512. 
Berreffen bei d. That. 1. 205. 
Beweieregel. V. 17. 
Civileinrede, Bermeilg. Xl. 199. 
Dolus. IV. 241, VII. 355. 
Drohung. VII. 75. 
le VII. 207, 396. 
eſtſtelung. III. 116. 
Forſtaufſeher, Anftellg. a. Lebene- 
zeit. V. 101, IX. 599. 
. Mittelbare Anftellg. V. 48, 
XIII. 461. 


Widerſetzlicht. g. Foritb.zc. (Ftſ). 
Forflaufjeher, Bereidung. V. 101, 

VIII. 807. 

Forftweg, Oberföriter. VI. 319. 
Fortfchafig. d. Holzes, Beſchlagn. 

X. 526. 

Gemeinfchaftliche, mild. Umſtd. 

XVI. 404. 

Gewalt an d. Perſon. VII. 126, 

X. 15, XVl. 25 
Zägerlehrling. IV. 508. 
Zagdanff.,Beftellg.X.15,X1V.480 
Jagdpächter. XVI. 447. 
Körperverletzung, mild. Umſtd. 

XVI. 404. 
⸗Verſuch. VIII. 527. 
- Vorſatz. Vil. 7, XI. 22, 
XVI. 494. 
Kommunaljorfibeamter. IX. 534. 
Kommunilationeweg im Walbe, 
X. 153. 
Landfiraße im Walde. XI. 199. 
Mitthäter. IX. 463. 
Pfändung, Unſchuld. X. 462. 
Brivatförfter. 111.286, VIII. 140. 
Rechtmäßige Amtsansübg, Feſt— 
ftellung. XIII. 462. 
» Sragftellung. XIV. 729. 
- Grund zum Einjchreiten, 
XIV. 501. 
⸗Hauseſuchung. XIII. 449. 
» Bol.slebertr., Berfolgung. 
Xi. 154. 

- Brivat-Fagdrevier. XIIL.AT, 
Richtung gegen e. Amtshandig. 

IV. 109, VII. 266. 

Thätfihe, Kraftanwendg. IX. 164. 
X. 526. 

.» Gtrafe. VI. 349, IX. 474. 
Tödtung. Vi. 117. 
Ungehorſam. XII. 97. 

Berübg .e. Forſt⸗ e. Berbr. X.526. 
Waldeigenthümer, Pfändung. 

III. 116, X. 462. 
Weidenpflanzung. IX. 498. 
Werkzeug, gest X. 510. 

Widerſetzlichkeit gegen Steuer= ic. 

Beamte, 

Begriff. VI. 444, XIV. 718. 
Anbalten e. Fuhrwerks. VI. 444, 
Belondere® Geſetz. XIV. 717. 
Nichtgeftattg. d. Eintritts. 111.241 


63” 


996 
——— 1. 


Widerſetzlicht. g. St. 2c.B. (5tf.). 
Strafverfolgung. VI. 444 
Weigerg. d. Herausgabe. 11. 241. 
Widerftand gegen Vollfiredungd- 
beamte zc. vgl. Amtshandig., 
Boliftredungsbeamte. 
Abzeihen d. Beamten. XI. 563. 
Beamte im Dienft. I. 465. 
Beginn d. Amtéhdlg. 11. 256. 
Dolus. X. 137,X. 622, Xlil. 180, 
XIV. 488. 708. 
Dritte Berfon. X. 508, 603. 
Drohung, IX. 164, 310. 
Gewalt. 11.391, X11.551,XVI.93. 
Hindern.d. Antsbandig. XV. 607. 
Kennen. d. Befehls. All. 569. 
Kriegszuftand. XII. 646, 
Ayıman la Abſicht. 
. 249. 


5 Antsben. III. 134. 
. a Mißhandlg. 
X. 166. 


.- . Gtrafgeieh. XV. 819. 
⸗ — une III. 224. 
. 469, Xill. 53. 
ee XIV.197, 
XV. 578, 
Gefetzlichk. XV. 227. 
Grund dazu. XIII. 216. 
Rechtmäßigk. XIII. 208, 
332,X1V.357,XV.490, 
XVi. 388. 
⸗ Borausfetg. XV. 586. 
⸗ Beginnd. Amtehplg. 11.256. 
⸗Bewaffn. Madt. All. 587. 


⸗ s 


s o 
. s 
e . 


Dritte Berfon. X.508, 603. 
Ermeflen. XV. 589. 
Eret., —— 
.. Sind. : ——— 
XxVvI. 301. 
Be, Entichbg. 


reg XVI. 578. 
Pfandfr.Sad.Xl1.525. 
— Wohnung. 
Xul, 

—— d. Befehls. 
xVI. 736. 


Wohng. d. Erequenb. 
xvi. 144. 
Sragftellnng. XIV. 729. 


(Bortl.). 
Rechtmäßige Amtsansübung, 
Gendarm. XII. 386. 
Auflauf. XIV. 600. 
Hausſuchung. Xil. 85, 
XIV. 248, 627. 
« Irrth d. Beamten, Kl 587, 
XIV. 51, XV. 819. 
- Maafgeb. Geſetz. KIL.457. 
Nachlaß⸗Invent. XV. 473. 
» Bol.-Beamt. Hauefuhung. 
XIv. 13, 627. 
Mietheſtreit. XI. 375. 
Privatrechisftr.XV.647- 
Ruhe. XIII. 375, 608, 
638. 
.. — e. Nenſchen. 
227. 


⸗ Behfung, Seieh KIN. 457. 

- GSteuererelutor. Xi. 608, 
XVI. 301. 

. —— Feſtnahme. 


. wohn, —— x111.103. 
⸗ Zollbeamte, Brivatweg. 
XVI. 769. 
Sachliches Hinderniß. I. 526. 
Zugezog.Berfon. IV.236.X111.402. 


eo s 


s s 
[ 


e * 


Wiederaufnahme der Iinteriudg. 


Ermittl., St.-A. X. 817. 
aan Einftellg. IV. 115, 


Biedereiufepung, dgl. Reftitut. 


Ablehnung, Rechtsm. X. 679, 
All, 317, 336, XIV. 513. 
Ber.-R., Beweiserneuerg.X1.338. 

Belhw. ans OTr. I. 336. 
Fristversäumniss. IX. 634. 
» Anw.-Verschuld. XI. 485. 
Nicht-Aush. d. Urth.-Abschr. 
XV, 630. 
Postversäumniss. Xll. 392. 
Zerminsverfäung. IV.66, V111.33, 
XIV. 787. 
Zuftändigkeit. IX. 342, XI. 88, 
XII. 164, XVi. 333. 


Wild, Legitimationsatten VI. 538. 
Wildpretitener, 


Einbringen o. Zahlg. XIII. 150. 
Stenerverſchl. Betrng. XIV. 739. 
Unrichtige Deklar. XII. 100. 


Wohnung, f. Hanefriedensbruch. 
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Wucher, Antichrefe. 111.481, V1.241. |) Zahlungseinftellung (Horti.). 


Civilrechtsvorſchr. II. 199. 
Darlehn. vi. 411, 535. 
Sinführg.d. HGB. 111. 104, 427. 
Einkleidung, Ceifton. I. 52. 
Form d.Redhrögeich. 111.427. 
⸗Friülh. Verſprechen. V. 435. 
- Reallonfurr.11.336,V.246. 
» Sofortige Zahlg. V. 372, 
VI. 447, Vil. 225. 
» Berichreibg. höher. Summe. 
1ll. 4237. 
- Beitfolge. V. 386. 
Sragfellung. V. 245. 
Yreigabe d. Zinsfußes. VII. 669, 
VII. 424. 
Srembes Geld. VII. 411. 
Gewinnfudt. III. 528. 
®emwohnheitemäßigteit. IV. 12, 
V. 246, 537. 
Kapitalswucher. V. 372, VI. 447. 
Prolongation. II, 46. 
Realkonkurrenz, Gelbfir. 1. 439. 
Rechtsbeſtändigk. d. Geſch. III 4. 
Selbftanleihe. III. 528. 
Simulation. VI. 241, VII. 79. 
Täuſchg. d. Schufonere. III. 131. 
Baluta, Berabredung. IV. 451. 
Verl. a, Rückkauf. I. 73, VI. 561. 
Vortheil. III. 4. 
Wedfelfauf. I. 562, VIl. 411. 
Zinfen. VII. 535. 
Wundarzt erſter Klaffe. XI. 581. 


Zahfungseinftellung, vgl. Banter., 
Holftein. 


Anzeige, Aktieugeſellſch. XV. 870. 

Befriedigg. e. Gläub. XI. 635. 

» Aufgabe d. Geſch. XV. 481. 

s Konturseröffng. XV. 853, 
XVI. 196. 

⸗Nachtheil d. Ubr. Gläub. 
XV, 718, 719. 
⸗Theilnahme. XV. 719, 

Begriff XII. 453. 
Begünſtigg. e. Stäubig., Dolus. 
| IV. 498, VIIL.785, XIV.97, 
XVi. 766. 
⸗Feſtſtellg. d. Civilrichters. 
II. 143, VII. 358. 
.« Gläub., Sefälligk.-Accept. 
vil. 278. 


v 


Begünſtigg. e. Glͤub., Hypoth.⸗ 
Glaäub. IX. 628. 
Kompenf., Släub. IX 628. 
Konkurseröffng. XII. 31. 
Unanf. Geichäft. VII. 278. 
Ungült. Geſchäft. I. 180. 
Bermögensungulänglichkeit. 
VIII. 784 
» Bertr., Ausführg. VII. 358. 
» Bablungsunfähigt. II. 143. 
VII. 627. 
Gläubiger, bei. Vertr. XII. 351. 
» Dolus. VIII. 292, XII. 351. 
s Bortheil für Abftimmung. 
il. 500 Ill. 231. 
⸗Zablungsunfähigl.VIII 292. 
Xl. 552. 


Zeitſchrift, ſ. Drudicrift. 
Are vgl. Kaution, 
eitungsſtempel, 
Anzeigeblatt. IX. 237. 
Betrag. XII. 382. 
Einzelverkauf. XII. 477. 
Ertrablätter. IX. 218. 
Herauégahe, Anzeige. XII. 382. 
Neues Sefeß. XVI. 141. 
Zeitungdverlauf, 
Ohne Konzeifton. VII. 567, 729. 
Selbfiverleger. VII. 729. 
Berbotene Zeitſchr. VII. 393. 
Wiederholung. VII. 393, 567. 
erftörnng, ſ. Sachbeſchädigg. 
erſtückeluug von Grundftücden. 
111. 346,518, IV. 416, VIII. 343, 
XIV. 438 
eh 
engen⸗Fühig 

Vereidung. 
Angekl., derſ. Vorfall. IX. 383. 
Aufffärungszeuge. VIII. 463. 
Bemweiszeuge. XI. 309, XIV. 574. 
Dieb, Hehler. XIV. 243. 
Ehefrau, Mitanaefl. X. 428. 

.« Nenvorpommern. X. 436. 
Eidesunmüändige. X. 6. 
Geschwister. IX. 205. 
Geſchwiſterkind. X. 171. 

Kind des Angeli. I. 320, X. 773, 
Kind Über fieben Jahre. I. 320. 
Kriminalordnung. XV. 591. 
Mitangelf. II. 18,.X. 576. 


au 3 38% 


e, ſ. Berlefung. 
eit, vol. Zeugen- 
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Sengen-Bereibung (Horti-). 


Zeugenfähigleit (Fertf.). 

Mitangell. — vu. 5334, 
VIII. 528, IX. 660, 
xl, 153, 334, All, 161, 
XVi. 344. 

s» Konnere Strafthat. VI.365, 
527, VII. 230. 
Bu nie, außer Berfolgg. 

598. 


Mitfbnldiger verurth. 1. 371, 
VIII. 230, X. 300. 
Redakteur. II. 91, 11. 72. 
Theilnehmer. II. 91, 267. 
Unterfudhungsridter. V. 
X. 436, Xil. 168. 
Verklagter w. Verläumbg. X. 93. 
Berleger. Il. 267. 
Verstandesschwäche. XII. 598. 
Berwandie d. Mitangelt. I. 556. 
X, 428, 695, XI. 47. 
. 2. vafl. Mitihät. VIII. 314. 
Zengen-Geblihren, 
Beschw. ans O.-A.-G. XV. 40. 
Beihwerde ans O.⸗Trib. X. 63, 
XIV. 172, 521. 
Staatediener, Diäten ıc. XIV.172. 
Zeugen-Glaubwürdigkeit, 
Alg. Ger.Ordn. VI. 129 
Beamter. XVI. 47. 
Beschädigter. XII. 696. 
Beweisantr. VII. 210, Xi. 377, 
378, XV. 28. 
Beweis e. Meineids. V. 532. 
Denunsiant. II. 161. 
Erörterg. d. Gründe. IX. 537, 
XxVI. 443. 
Innere Wahricheinlichleit. X. 19. 
Mitangell. XVI. 16. 
Obertribunal. XVI. 756. 
nl: Unterlafig. XVI. 756. 
a ereibung, vgl. Zeugen⸗ 
bi 
— VIII. 463. 
Ausführbarkeit. XVI. 619. 
Beamter, Amtseid f. d. W. 
- Beugeneib. VII. 251,X1.639, 
X. 787. 
Auelanp. I. 370, V. 401. 
Beſchädigter. VIN.84,495,X1.263. 
Betheiligter. XIII. 318, XVI.253 
Diffident, Form. X 544. 
.- Weigerung. XIII, 622. 


122, 


Dolmeticer, Suniehg. vi. 254, 
X. 178, XVI. 3. 
Ehefrau d. Angel. XIV. 139. 


Ehrenrechte, Unterfogg XI. 289, 


Xll. 213. 


Ehrverluft, Nichtigkeit. II. 181, 
VII. 746. 


s Nectelr. IX 354, X. 568. 

⸗ — 531, XIIIl 83, 
XxV. 

Sivenmänbigl, "eines, IX. 666, 

xin. 457. 

. Gem. Recht. Xi. 16. 

- Ronficmat X.716,X11.269, 
XV. 524. 

Ob.Tr. IX. 666, XIII. 457. 


Eidesunmündige, Ribtvereidung. 


vil. 629, X 6, 173, 246. 

- Bereidg. III. 181, VI. 746, 

xXll. 6, XV. 329. 
Eigenes Bergeben. XIV. 147. 
Ermittinngsverfahren. VII. 200. 

vm. 114. 

e Sprengel. XIV. 486. 
Formel, Frankf. XVI. 641. 
Bernau IV 361 .1X.227 X.709. 

eneralfragen. XI. 59, XIV, 712. 
Hebamme. Vil. 209. 
güdin. V. 124. 

Säpdifcher Ritus. II. 251, V. 466, 

x. 793. 

Konfeifion. VI. 302, VIL 460, 495- 
Mangel, Deckung. Xi. 58. 
Menonit. VII. 425. 

Mitangekl. XVI. 16. 
Mitbefchuldigt., früherer. X1.598. 
Mitgl. e. freirel. Gem. XVI 782. 
Rund: Befenutn IX. 601, 

153. 


⸗ ae IX. 605. 

. Richt verf.. Antr. XII. 596. 

« Berurtb. I. 371, VII. 230. 

IX. 40, X. 635. 

«- « Mebertretg. Xli. 668. 
Nachholung. X 79, X. 554. 
Nachträgl. Ausſage. 1.61, V11.48. 

XIV. 449, XV. 17. 
Rationallofarde. IX. 293, 605. 
Brotofoll. X. 324, Kill. 633 


oe Anderer Beweis. IV. 468, 


viu. 31, 40, XI. 409. 
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Bengen-Bereibung (Bortf.). ' 
Berweif. a. d. fr. Eid, Vorverf. 


Zengen-Bereidung (Hortf.). 
Sacverfiändigeneib. IX 712,746. 
Thäter, Hehler. XI. 529, XII. ‚500. 
Theiln., guter Glaube. X. 348. 
Unfäpigfe t, Nichtigkeitsgrund. 
X. 161, Xill. 457, 615. 
+ lUntenntn. m, 181,V11.746, 
x. 773.X1.309, XI ‚248, 
XV. 399. 
.- Buchthansfir., Pr. StGB. 
XVI. 432. 
Unglaubwätrbigt. V.351,X111.202, 
XVi. 756. 
Unmöglichkeit. V. 401. 
Unterlong: ., App. V. 46. 
Belebrg. d. Geſchw. X. 246, 
474, Xi. 297. 
⸗-Erdeblichteit. XII. 432. 


. Gerihtebeichluß. XI. 435, 


XII. 82. 
: Grunde. >. Bene. 1X. 677, 


⸗ Sa v. 46, XI. 96, 
AV. 


650. 
. Nichtigkeit. I. 116, V. 119, 
X. 246, 066, Al. 58, 
59, X11.644, XV. 76,116. 
Ueberzengumg 1. 110. 
Verd, d. Mitthätersch. X. 287. 
Verſetzg. in die zweite Klafie d. 
Soldatenflandes. IX. 605. 


Verstandesschwäche. Xll. 596. 
Berwandte d. Mitangekl. I. 556. 
Verwandte d. verſtorb. Mitfchuid. 


VIll. 314. 


Berwarnung. I. 504, X. 75, 407. 


⸗ der n. Prot. VI. 571. 


⸗ 


IR a den früh. Eid, 
Disz.Berf. X. 531. 
. Grflärg. d. eigen. 1. 116. 
XIII. 169 
. Ermitti. „Berfahr. Vv11.114. 


« Börmlidt.d. früh. Vernehm. 


Vi. 316. 
°e Konnere Sache. XIII. 30. 


- Konftatirg.d. Eides.X1 409. 


XVi. 287. 
⸗Bernicht. Verfahr. 1. 541, 
X. 8, 353. 


35 
. Borverf. v1.351, VII. 114. 
⸗Abweichg. ix 34.X.258. 


or nn d. Anklage. 


Sntomp.-Erftärg. I. 377. 
Berzicht. 1. 138, V. 562, IX. 363, 
xl. 432, xii. 30. 
Vorunterſ. u. Hanptverhandlg. 
29, XIII. 633. 
. Unterfebr.d. Zeugen. V1.474. 
Zeugen in Unterfucdhg. X. 457. 


Bengen-Bernehmung, 


Angelt., ln: Wiederholg. 


⸗ — * die Ausſagen. 


— Bemeitjeuge XxIl. 321 
egative. IX. 519. 
« Xrunfenbeit. IX. 15. 
» Berwandt.X.773,X1V.247. 
Antr, d. Angell., andere Fragen. 
VII. 618. 


« Aufentbalteort. I. 449, 
IV. 458, XV. 576. 
- Auswahl. V. 522, IX. 480, 
696, XII. 418. 
s Benennung v. 3. All. 567. 
Beweiszeugen. XIV. 247, 
574, XVI. 324. 
⸗Bloßes Urtheil. X. 440. 
.Erdeblichkeit. Xili. 138. 
. Grlebigung. X. 171. 
« @rmitil. and. 3: XV. 575. 
⸗ u = unbel. Zeugen. 
⸗ —— and. Zeng. 
VII. 210, XIV. 41. 
eunı Bifens. v1. 179, 
XIV. 
Srögliche Beibei. VI. 559. 
Möglichk.d. Wiff. Xıll. 631. 
Negative. XV. 314. 
Nichtmwiederholung. X. 356, 
XIV. 263. 
Subftantiirung. X. 624. 
Thaifach. VIll. 558, X. 440, 
797, XI. 226. 
⸗Unfähige Zeugen. XV. 702. 
⸗Verwandte des Berlegten. 
vi. 127. 
. Wiederholung. IX. 487. 
Antr. d. St.-Anm., Aufenthalt. 
XII. 489. 
° nad Appellation. XI. 276. 
⸗Berzicht. VII. 665. 
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Zengen-Bernehmung (Korti.). 

Anweſenh. d. 3. bei Berleig. d. 
Anklage. VIII. 116. 

Auswahl, neuer Antr. IV. 162, 
V. 522, IX. 481, 496 X. 355. 

Beamte. I. 88. 

Beſchluß, Zurädn. XIII. 373. 

Beſprechg. d. Angekl. mit bem 
Bertheidiger. IV. 198. 

Eindrücke u. Folgerungen. IX. 8. 

Erſuch. e. Diez.-Bebörbe. 11.249, 
408, XV. 18. 

Formverſtoß, N.Beſchw. I. 541. 

Gegenwart, and. Zeug. IX. 79, 

X. 245. 


⸗ vernommene Zeug. X. 780, 
xl. 227. 


- BZubörerraum. VI. 181, 
VIII. 314, X. 7. 
Generalfragen, Beftraf., IX. 524, 

Xlll. 225. 


Ehrenrechte. XII. 225. 
Gegenbeweis. X. 797. 
Glaubwürdigk. I. 504. 
Brotofoll. 11. 318. 
Stillſchweigen. IX. 14. 
Unterlafig. Rüge. I. 72. 
Weſenil. Förmlichk. IV. 79. 
Xlli. 632. 
Leumund. VI. 314. 
Nichtvernehm. gelad. 3. IV. 564, 
x. 75, XV. 394, 521. 
Prototoll, Unteiſchr. I. 419. 
TZaubfinmme. XVl. 399. 
Trunkenh. e. Andern. Ill. 166, 
vıll. 112, 558, 757, IX. 15, 
X. 660, XII. 226, XV. 711. 
Unfäbige Z., Ger.-Beschluss. 
Xl. 485. XVI. 385. 
Unvollständigkeit X. 6146. 
Berlelung e. Briefe. IV. 219. 
Verzicht, St.A. V. 127, VII. 665. 
. »erthrgr. X. 315. X1. 328. 
Vorsitzender. XV. 521. 
Rorzeigg. e. Schrifiſt. Kill. 204. 
. e. Situationepl. XVI. 260. 
Zwifhenfragen. X. 246. 
Zeugenvernchmung, Tommiflar., 
Adſchrifiserih. IX. 631, XV. 230. 
Anordng., Zurüdn. XV. 97. 
App.-R.V. 368,1X.585, XIV. 199. 
Begründung. I. 383, 11. 121. 
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Zeng.sBern., lommiſſ. (Foriſ.). 


Begründg., Erf. VII. 228, XV.428. 
Benachrichtigg. d. Angeklagt. 
X. 601, XV. 97. 
Dolmeticher, Zuziebg. VIH. 31. 
Gegenwart b. Angell. X. 336. 
Gerichtsbeſchl. IV. 325, X. 714. 
. Mittbeilg. an den Angel. 
All. 481. 
» Unterfchrift. XH. 56 
Große Enifernung. IX. 585, 
XxIII. 441, 481. 
Hinderg. zu erscheinen. XV.409. 
Nebenprotololl. IX. 163. 
Protofoß, Zweifel. V. 596. 
SchwGH., Gerichetſprengel. X.9. 
Ungereditferiigt. Rüge d. Angell. 
II. 122, V11.625, xV. 355. 
« Schweigen d. St.A. 1.383 
⸗Berzicht. II. 122. 
- Zufimmung d. Bertheidg. 
XVI. 611. 
Bereibung. X. 316. 
Berlefung. Begründg. VII. 284, 
X. 714, X. 3, xu. 380, 
560. 
⸗ erforberlich. 11.120, 1V.223. 
xl, 388. 


- Mündl. Bernehmg, Anır. 
IV. 459. 


⸗Uner heblichk.d. Behinbeten. 
VI. 30. 

Qertheidiger, Vorladg 11. 424, 

vu. 572, 11.471, XVI. 489. 

Vorhaben e. Babereiie. XVI. 611. 

Zuziehung. bes Angekl, Rüge. 

vi. 521,X.28 111.653. 

« Ausland. X. 296, X1l1.633. 

⸗St.⸗A. Vill. 798, X. 614. 

» Berbafteter. 1.508, V. 368. 

VII 36, X.254, XV1.489, 

- Berlegg. d. Term. Xlll. 42 


Zengen-Vorladung, 


Geftellg. durch d. Angekl. 1. 449. 
Mittheiig., Angell. XI. 228. 
Mitangeti. IX 259. 


Zengen- Zwang, 


Abgabe d. Ausiage. VIII. 269. 

Beamter, Dienftvergeb. VI. 395. 

Beſchw. beim Ob. Tr. VI. 401, 
VII. 669, XV. 143. 

Geld. od. Gefängnißſtr. III. 109. 
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Zengen- Zwang Bor. ). 


Krankheit. XVI. 

Niederidl. d. Strafe VIII. 669, 
XV. 143. 

Opportunität, O.Tr. XVI. 202. 


zengnih, ſatſces vgl. Meineid ꝛc. 


Ohne Eid. 


Zengniäpfiht, — xvi. 302 


Aueländer. XVI. 203 

Belehrung. IV. 259. X. 508. 

Denunziation. XII. 212, XVI. 53. 

Disziplinarjade. I. 388, IN. 109, 
vii. 315, XV. 242. 

Ehefrau. X. 436. 

Entſcheidg., Zuſtändigk. 11. 339, 
vin. 137, XI. 443. 

Erbeblichk. d. Fragen. VIII. 269, 
XI. 286. 

Erlfommnnilation. XVI, 124. 

Geheimniß. 11. 286, V. 511, 
VIII. 340. 

Bewerbtreibenbe. II. 286, V. 511, 

Bewifjensbedenten. XVI 53. 

Interesse. XVI. 572. 

Notar. II. 488. 

Rechtsanwalt. Il. 214, VII. 151, 
IX. 534. 

Redakteur, Dienfiveraeh. VII.315, 

XIV. 522, XV.18,XV1.575. 
⸗Mitſchnldiger. IM. 72. 
- Berfon des Verfaſſers. 
ll. 267, XVI. 571. 

. Redaltionsthätigk. XI. 286. 
» Xheilnebmer. II. 91. 267. 

Religionsjtrupel. XII. 622. 

Schande, eigene se. II. 339, 511. 

Sälußfolgerungen. XVI. 513. 

Selbſtbelaſtg. VIII. 340, XVI, 522. 

Teilnehmer. XIV. 799. 

Berleger. XVI. 571. 

Bermutbete That. XII. 212. 

Verſprechen d. Verſchwiegenheit. 
XVI. 526. 

Wabrscheinlichk. e. Uebelthat. 
XIII, 607. 


Zeugniß, fchriftliches, vgl. Arzt. 


Tegitimationspapier. 


Ziegen im Forſt, Pommern. I. 322. 
Zollvergehen 2e., 


Abſicht. VIII. 352, XV1. 257, 435. 
Ausländer. I. 551. 


Deichlagn., Hauefuchg. III. 240. 


Rechtſpr. d. K. O.⸗Trib. ꝛc. XVI. 


Zollvergehen ꝛc. (Forti.). 


Betreffen. XIV. 513, XVI, 91. 
Betrug, Strafe. III. 414 
Deklaration, unvollft. VII. 424. 
Durchfuhr. III 350. 

. Beweis. VIII. 39. 

» SKontrolvorichr. V. 118. 

» Berfleden. III. 121. 
Frachtführer. III, 434, VII. 317. 
Gelbfir. Mindejtbetr. XV. 382. 

s Umwanblung. XVI. 329. 
Gemein. Ausübg. XV. 137, 
Bewerbeverluft. II. 36. 
Gewerbtreibenber, Kim. X. 629. 

- Subfidiäre Haftbk. II. 39, 

II. 266, Xl. 511. 

» Bermmtbung. V. 552. 
Grenzbezirk, Bezettelg. V. 552, 

VIII. 176. 

Buchfübhrg. XVI. 269. 
Einfhwärza. IV, 132. 
Hansfuchung. XIV, 48. 
Nachw. d. Verzollg. 11.238, 

vil. 293. 

- Xransport. III.143,1V,465, 

XIV. 513, XVI. 91, 257. 
Grenzzollamt, Anmeldepfl. V.133, 
Hauptzollamt, Beiladg. XVI.101. 
Identitätsbezeichng., Verletzung. 

III. 414. 

Konkurrenz. XVI. 328, 329. 
Mittbäter. XIV. 63. 
Nachzahlung. X. 70. 

Defterr., Lumpen-Ausf. XIV, 304. 
Rechtsirrthum. IX. 317. 
Rechtsm., Steuerbeh XIV. 303. 
Neifender, Anmelbepfl. VII. 670. 

. Kleidungsftüde Il. 279. 
Salz, geftoblenes. I. 217. 
Sciffslapitän. XII. 393, XVI, 21. 
Seegrenze. I. 265, V. 133. 
Strafummandlung. XVI. 329. . 
Täuſchg. d. Zollbeamt. XIV, 64. 
ZTarifänberung. VII. 424. 
Tarifſatz, höchſter. V. 52. 
Theilnahme. VIII. 176. 
Uebertretung. Il. 44, VIII. 176. 
Unterfchleif anvertraut. Waaren. 

ill. 33. 

Biebiperre. III. 549. 
Bollbringen. III. 33, VII, 700. 
Daarenführer. VII, 317. 
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| Zollvergehen sc. (Fortſ.). 


u Entfernung, 
V. 


— mi. 414, vn. 317. 


Wertherſatz. V. 553, XVI. 328. 
Zolllartell. I. 551. 
—— ten. u Fe 
aud, Anrechng. d. verbüßten 
— I, 174. 
Monate. XVI. 405. 
Oder Gefängniß. XV. 301, 598. 
Spezialgeſetz. VI. 349. 
Umwandlung. XVI. 4. 
Unter einem Monat XVI. 767. 
Berſuch. XVI. 4. 
Vormundſchaft. VI. 297. 
Pr u ſ. Körordnung. 
*— t, 1. Kürperverig. 
urechnungsfähigleit, vgl. Angekl. 
N d. Voransfetsg. d. That. 
IX, 313 
Sragftellg, I. 5, 11.241, VIII. 468. 
Sachverständ. XII. 33. 
Truntenbeit. VII. 413. 
Berninbernug. IX. 413. 
DIEHODEUAIIENBECEENT Arrefibr. 
usammenhang, |. Gerichtsſtand. 
Zufammenrotten, f. Aufruhr, Land⸗ 
friedensbruch, Menteret. 
a el rage, ſ. Fragſtellung. 
der er örtliche, f. Gerichte. 
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Suftündigfet, fachliche, bot | App.» 
Richter :c., Betrug, Diebfl. ze. 
Anerkennung. IX. 194. 
App. Richter. V. 348. 
Erſuchen d. Mil.Ger. XIV. 286. 
Geſetzeswechſel. XII. 425, 485, 
xill. 195. 
- ‚Anbängige Sachen. IX. 196, 
XIII. 236. 
- Cröfing. d. Unterfudg. 2C. 
VIII. 639, 750, X11. 299. 
Getwerbepoligeiverg. XH.207,332. 
Kreisgerigt, Dep. XII. 566. 
Hechingen. XV. 321. 
Staatögerichtöhof. V. 348. 
Uebertretung. VII. 594. 
Bergeben, Schw.⸗G. XIL 537. 
nftellung, ſ. Behändigung. 
wangsvoilſtrecung. ereitelg., 
Dolus. XIV. 83, XV. 184, 809, 
VI. 36, 455. 
Droben. XV. 159, 455, 692. 
— in. 505. XV.551, 


Vollſtreckung. XIV. 83, XV. 185. 
Zweilampf, vol. Derautforberg, 

Göttingen, Student. XIII. 

XIV. 191. 
er 

⸗Offizier a. D. I. 347. 
Studenten, Theiluahme. X. 373. 
Tödtliche Waffe. XV. 749. 
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